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L Abhandlungen. 


1. Der ,vocatus episcopus“ der Karolingerzeit. 
Von Professor Dr. Arnold: Pósdil in Graz. 


I. 

In den Quellen des früheren Mittelalters begegnet nicht 
selten die Wortverbindung »vocatus episcopus«. Wenigstens in 
einer grösseren Anzahl von Fällen ist es dabei auf den ersten 
Blick klar, dass es sich um die Anwendung eines rechtlichen 
Fachausdruckes, um die genaue Bezeichnung eines juristisch 
relevanten Tatbestandes handeln müsse. | | 

So springt z. B. die planmäßige Abstufung, die gewollte 
Ordnung nach Rang und Stellung der Einzelnen in die Augen, 
wenn Reimser Geistliche in der Erzählung über den langen Streit 
um ihr Erzbistum (verfasst etwa 865) die Reihe der Konzils- 
teilnehmer von Ingelheim (840) folgendermaßen berichten '): 

congregata synodo ... restitutus est (Ebbo von Reims) 
ab his episcopis: Drogone episcopo ?), Hecti archiepiscopo, Oth- 
gario archiepiscopo, David archiepiscopo, Amalwino archiepiscopo, 
Joseph archiepiscopo, Audax archiepiscopo, Adalulfo episcopo, 
Erminio episcopo, Badurado episcopo, Aganone episcopo: 
Samuel episcopo, Rodingo episcopo, Frothario episcopo, Gisle- 
berto episcopo, Adone episcopo, Hramperto episcopo, Ratulfo 
vocato episcopo, Hartgario vocato episcopo, Amalrico vocato 


1) Monumenta Germaniae, Concilia II (ed. Werminghoff) S. 808 f. Für 
unsere nächsten Zwecke ist dieses Beispiel noch instruktiver als die Aufzählung 
der Unterschriften in dem kaiserlichen Edikte (Werminghoff a. a. O. S. 798, 
l. Spalte). Darauf wie auf die durch Interpolation erweiterte Fassung des 
Ediktes (a.a. O. 2. Spalte) kommen wir später noch zurück. Vgl. auch Böhmer- 
Mühlbacher, Die Regesten des Kaiserreichs unter den Karolingern 3, Nr. 1072. 


2) Dass Drogo von Metz, hier als einfacher Bischof, sonst auch oft als 
Erzbischof angeführt, den Erzbischófen vorangestellt ist, erscheint, da er ja den 
Vorsitz führte und auch sonst mehrmals Synoden trotz Anwesenheit älterer 
und höherer Prälaten präsidierte, bei der besonderen Stellung, die dieser kaiser- 
liche Prinz und Erzkapellan in kirchlichen Dingen einnahm, nicht weiter ver- 
wunderlich. Vgl. über ihn besonders Chr. Pfister, Drogon, in Mélanges Paul 
Fabre. In der interpolierten Fassung des in voriger Note erwähnten Lotharischen 
Ediktes heisst er: Drogo, filius Karoli gloriosi Augusti, frater Hludowici, excel- 
lentissimorum Caesarum totiusque sanctae ecclesiae ipsorum palatinus archi- 
praesul. (Dazu vgl. übrigens Seel in Hauk-Herzog, Realenzyklopädie XVIS, 288). 
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episcopo, Bosone abbate ex monasterio sancti Benedicti cum 
aliis quampluribus abbatibus, presbyteris atque diaconibus. 

Es kann da doch gar keinem Zweifel unterliegen, dass eine 
Reihung nach der hierarchischen Ordnung bewusst vollzogen ist 
und dass dem »vocatus episcopus« dabei unter den kirchlichen 
Würdenträgern eine ganz bestimmte Stufe zukommt. 

Dasselbe ergibt sich aber auch aus vielen anderen Stellen. 
So wenn, um hier auch noch einen Fall aus dem Anfange des 
neunten Jahrhunderts vorweg anzuführen, die Teilnehmer auf der 
Versammlung von Tegernsee des Jahres 804 in folgender Weise 
aufgezählt werden !): 

resedentibus viris inlustrissimis Arnonem archiepiscopum, 
Attonem episcopum, Oadalhardum episcopum, Hiltigero vocato 
episcopo, Maginhardo abbate, Cundhario abbate, Ellanodo archi- 
presbitero etc. 

Auch da sind sámtliche Teilnehmer, Geistliche wie Laien, 
genau nach dem Range geordnet und der vocatus episcopus er- 
scheint wie in dem ersten Beispiele zwischen den episcopus 
schlechtweg und den abbas eingestellt. ?) 

Natürlich erregte der Ausdruck längst Aufmerksamkeit, 
»bildete den Geschichtsforschern schon vielfache Verlegenheiten« 3) 
und hat seit Mabillon’) bereits eine ganze Reihe von verschie- 
denen Deutungen erfahren. 

Allein, zu einem befriedigenden Ergebnisse ist man dabei 
nicht gelangt. Namentlich nicht zu einem solchen, das alle in 
Betracht kommenden Quellenstellen zu erklären vermöchte und 
alle dabei auftauchenden Schwierigkeiten beseitigte, trotzdem man 
bereits die an sich richtige Annahme einer Mehrdeutigkeit des 
Wortes in Betracht gezogen hat. Und in der Tat erhöhen sich 
die Schwierigkeiten beträchtlich, je mehr man der Sache nach- 
forscht. 


1) Monum. Germ. Concilia II, 232. 

2) Bitterauf, Die Traditionen des Hochstifts Freising I (Quellen und Er- 
órterungen zur bayerischen und deutschen Geschichte, Neue Folge IV. Bd. 
München 1905) S. LXXIX führt die bayrische Hierarchie jener Zeit folgender- 
mafen auf: archiepiscopi, (vocati) episcopi, (vocati) abbates, archipresbiteri, 
presbiteri etc. 

3) Friedrich, Die vocati episcopi Erchanfried und Otkar der Passauer 
und der Oadalhart episcopus der Freisinger Urkunden, SB. der philos. Due 
= RUE SE der k. Akademie der Wissenschaften zu München, Jahrg. 1882, 
. Bd., S. 313. 

4) De re diplomatica (2. ed. Paris 1709) S. 63 u. 154. Vgl. Annal. Bened. 
Bd. II, 700. Erklärungen zu einzelnen Stellen sind schon früher erfolgt. So 
zur Synode von Beauvais (845). Vgl. z.B. D’Achery, Spicilegium II. Bd. S. 587. 
Baluze, Capitularia II, S. 1262. Hist. Francorum II, 341 u. a. 
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Es verhält sich da mit unserem Ausdrucke so, wie mit den 
meisten anderen Bezeichnungen der mittelalterlichen Rechtssprache, 
ja, mit der Deutung und Auswertung der mittelalterlichen Quellen- 
überlieferung überhaupt. Betrachtet man nur einzelnes davon, 
nur einige Stellen, so erscheint eine Sache oft ganz klar. Bei 
näherem Zusehen, bei Heranziehung immer weiterer Stellen, ge- 
langt man dann zu anderem Urteile. Die erste, einzig möglich 
scheinende Annahme hält einer näheren Nachprüfung zumeist 
nicht stand. Weiteres Suchen fördert meist auch sehr bald Gegen- 
stellen zutage. Und bei gar vielen Ausdrücken steht die Lösung 
trotz zahlreicher Erklärungsversuche noch immer aus. Gilt dies 
doch sogar von den grundlegendsten, in den Quellen am häufig- 
sten vorkommenden und in der Literatur am öftesten erörterten 
Bezeichnungen der mittelalterlichen Rechtsgeschichte — der kirch- 
lichen wie der weltlichen. Man denke nur an Worte etwa wie 
beneficium, homo, fidelis, ministerialis, regalia u. v. a. Umso 
weniger ist es verwunderlich, dass dies auch bei verhältnismäßig 
selteneren Benennungen zutrifft und so ist dies speziell auch bei 
dem hier zur Erórterung stehenden Ausdrucke der Fall. 


Dabei ist aber unserem vocatus episcopus noch ein be- 
sonderes Missgeschick widerfahren. Es ist davon selbst das, 
was in der Literatur bereits geäussert worden ist, nicht zusammen- 
gefasst worden und so der allgemeinen Kenntnis, auch von Fach- 
leuten, vielfach verloren gegangen. Der eine kannte oft das nicht, 
was der andere, gleichfalls mit dem Gegenstande beschäftigt, ge- 
äussert hat. Namentlich ist der neueren Literatur das, was die 
ältere darüber bereits enthält, zumeist unbekannt geblieben. Dies 
ist aus zahlreichen verstreuten Andeutungen, aus Anmerkungen 
in neueren Quellenveróffentlichungen u. dgl. ersichtlich. 


Lohnt es sich aber schon aus diesen Gründen, dem sehr 
schwierigen Gegenstande die Aufmerksamkeit wieder zuzuwenden 
und ihm, wenn móglich, auf den Grund zu gehen, so ist das 
umsomehr der Fall, wenn man darin eine Sache von allgemeiner 
Bedeutung erkennt, die, in die grösseren rechtsgeschichtlichen 
Zusammenhänge, in die sie hineingehórt, eingestellt, erst klarer 
erkannt werden kann und auf diese umgekehrt Licht zurückwirft. 
Daneben eignet sich der Gegenstand wie kaum ein anderer dazu, 
um darzutun, mit welcher Vorsicht bei Deutung von mittelalter- 
lichen Rechtsinstitutionen und Ausdrücken vorgegangen werden 
muss, will man nicht auf Irrwege geraten. 
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Die bisherigen Meinungen bewegen sich hauptsächlich ') 
nach folgenden Richtungen. Man erblickte in den vocati episcopi 
einmal Hilfsbischöfe,?) und zwar verschiedener Art. Entweder 
Mitbischófe, coepiscopi, als Gehilfen eines Vollbischofs in der 
Bischofsstadt, oder auch Chor-, Gau-, Regionarbischöfe in der 
Diózese oder endlich Wander- und Missionsbischófe u. dergl. 
Namentlich zog man zur Erklärung die eingegangenen Bischofs- 
sitze heran und glaubte in den vocati episcopi jene früheren 
Bischöfe, die um ihre Bistümer gekommen waren, als eine Art 
von Titularbischöfen erkennen zu können. Ferner vermeinte man 
den Ausdruck mit dem Institute der Laienbischöfe in Verbindung 
bringen zu müssen.?) Die vocati seien die »sogenannten«, die 
sich Bischófe nennen, es aber wegen ihrer unkanonischen Eigen- 
schaften und Amtserlangung nicht sind. Oder aber man sah — in 
ganz entgegengesetzter Richtung — in dem »vocatus« lediglich 
ein Demutsbeiwort: der »sogenannte« in diesem Sinne, der »un- 
würdig die Bezeichnung tragende«, der zwar den Titel eines 
Bischofs führt, es aber der inneren Würde nach nicht ist.‘!) Oder 
aber es wurde auch, in teilweiser Verbindung mit diesen Ge- 
danken, der »von Gott berufene«, der mit Rücksicht auf seinen 
inneren Ruf (»Vokation«) in die bischófliche Stellung gekommene 
darunter verstanden. Und, wieder in anderer Richtung mit Rück- 
sicht auf die Berufung, glaubte man dann den vocatus episcopus 


1) Vgl. auch noch unten S. 10 ff. Ich selbst ‚habe eine Meinung an- 
deutungsweise bereits andernorts (vgl. Bischofsgut und mensa episcopalis III 
S. 2 u. S. XV A. 1 a. E) geäussert, ohne im dortigen Zusammen- 
hange der Sache nähertreten zu können. Wir werden sehen, ob der dort an- 
gedeutete Weg zum Ziele führt. 

2) So neuestens für seinen Forschungsbereich wieder M. Fastlinger, 
Die wirtschaftliche Bedeutung der bairischen Klöster in der Zeit der Agilulfinger 
Freiburg i. B. 1902, S. 25 f. — Bei älteren ist diese Auffassung hauptsächlich 
vertreten durch Hansiz, Germania sacra Il, f. 119 und Resch, Annales ecclesiae 
Sabionensis I (Augsburg 1760) S. 775 Anm. 648 (zur ganzen Frage vgl. auch 
S. 748 A. 576, S. 749 A. 579, S. 694 A. 425, S. 697 A. 436, S. 739 A. 55, 
S. 748 f. A. 576 u. 579 u. S. 780 A. 661) und II (1767) S. 91 A. 204 und S. 736 
(vgl. S. 17 A. 32). Vgl. a. Monumenta Boica XXVIII B 63 (setzen im Regest 
für vocatus ep. regionarius). Zdlbacher, Die Entwicklung des Besitzstandes 
der bischóflichen Kirche zu Passau, 1870, S. 13. Huber, Geschichte der Ein- 
Geier und Verbreitung des Christentums in Südostdeutschland Ill, 351. 

) Mit dieser Annahme arbeitet namentlich Duchesne, Fastes episcopeaux 
de l'ancienne Gaule II? (Paris 1910) S. 197, 361, 368 u. 448 f. Vgl. auch Gallia 
christiana Bd. XIV Sp. 801. 

|». 4) Auch Karl Schmitz, Ursprung und Geschichte der Devotionsformeln 
bis zu ihrer Aufnahme in die fränkische Königsurkunde (Kirchenrechtliche 
Abhandlungen, hrsg. von Ulrich Stutz, 81. Heit, Stuttgart [Enke] 1913) S. 88 
(mit Anm. 1) sieht in dem vocatus episcopus eine Demutsbezeichnung, die nur 
als solche nicht überall sogleich erkennbar sei, stellt übrigens dafür einen ge- 
naueren Beweis in der Fortsetzung der genannten Arbeit in Aussicht. 
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als den neu designierten, eben erst erwáhlten, ins Amt »be- 
rufenen« Bischof vor erlangter Konsekration deuten zu müssen, !) 
sprach wohl auch vom »ernannten«, allerdings ohne nähere Be- 
achtung des Zusammenhanges zwischen Ausdruck und Besetzungs- 
recht. Endlich kombinierte man und nahm, wie bereits bemerkt, 
eine Mehrdeutigkeit des Ausdruckes an.?) Insbesondere nahm 
man auch einen Wandel des Wortsinnes im Laufe der Zeit an, 
wobei man der Periode Karls des Grossen bereits eine besondere 
Bedeutung beimaf. 

Allein der genaue, prägnante Sinn des Wortes, seine all- 
gemeine rechtsgeschichtliche Bedeutung scheint mir mit dem allen 
überhaupt noch nicht getroffen, namentlich seine allseitige, sichere 
Abgrenzung und Isolierung von Nachbarbegriffen noch nicht ge- 
lungen zu sein, wenn auch einige der Erklärungen teilweise 
richtig sind, andere der Wahrheit nahekommen. Namentlich sind 
auch, sollen nicht betráchtliche Zweifel zurückbleiben, einige 
merkwürdige Begleiterscheinungen aufzuklären. 

Wenn wir nun versuchen, die Sache klarzulegen oder doch 
zu bestimmen, wie weit eine Feststellung überhaupt möglich ist, 


1) Diese Auffassung ist bei neueren weit verbreitet. (Viele Datierungen 
von Urkunden und anderen Quellen werden darnach vollzogen). Ich führe 
hier nur folgende wichtigeren Stellen an, wo die Sache Erwähnung findet. 
Dümmler, Geschichte des ostfränkischen Reiches 12, -142 (neugewählter B.), 
332 (»soeben erwählt«), Zeumer, Monumenta Germaniae, Formulae S. 302 
Anm. 2. Mühlbacher setzt in seiner Ausgabe der Bóhmerschen Regesten für 
vocatus stets »der erwühlte»« (s. die im folgenden angeführten Stellen) oder 
lässt es ganz unübersetzt (so Nr. 627, 855 u. 6.). Hau, Kirchengeschichte 
Deutschlands I[3 w^, S. 810 (vgl. jedoch auch [34.4 S. 379 Anm. 4). 

S. auch Karajan, Das Verbrüderungsbuch des Stiftes St. Peter zu UE 
Wien (Braumüller) 1852, S. XXVI. Haureau in Gallia christiana XVI (1865) 
Sp. 45. Vgl. auch noch nächste Anm. und die oben S. 4 A. 4 Genannten. 

2) Mabillon a. a. O. nimmt das vocatus episcopus (abbas) einerseits 
für den neuerwählten, andererseits als Demutsbezeichnung. Ihm folgt u. a. 
Du Cange, Glossarium mediae et infimae Latinitatis VIII. Bd. (ed. Favre 1887) 
S. 372 f. s. v. »vocatus episcopus«. Aehnlich auch Marius Lupus, Cod. e 
Berg. I (1784) S. 707 ff. Animadversio XIII. Resch a. a. O. sieht, wie bemerkt, 
in dem vocatus ep. hauptsáchlich einen Hilfsbischof, gelegentlich aber auch 
eine Devotionsformel, in einem Falle (Hinkmars von Reims) auch den »neu- 
erwáhlten«. Oelsner, Jahrbücher des fränkischen Reiches unter König Pippin, 
Leipzig 1871, S. 476 (vgl. 514) meint: der Ausdruck liesse sich recht wohl 
im Sinne von electus, »soeben erwählt«, verstehen. Wo das aber nicht an- 
pangig sei, komme er als Demutsbezeichnung in Betracht. Nach v. Scherer, 

andbuch des Kirchenrechtes I, S. 556 Anm. 11, war der vocatus episcopus 
entweder der neuernannte Bischof vor der Konsekration oder der Ausdruck 
eine formelhafte, lediglich die Benennung andeutende Bezeichnung oder end- 
lich eine fromme, auf die Berufung von Gott anspielende Redeweise. Friedrich 
a. a. O. S. 313 ff. lehnt für das 8. Jahrhundert die Annahme eines Hilfsbischofs 
und eines neugewählten Bischofs entschieden ab, nimmt jedoch letzteren Sinn 
für das 9. Jahrhundert an. Für das 8. Jh. arbeitet er hauptsáchlich mit der 
Devotionsbezeichnung. Gillmann, Chorbischófe im Orient, München 1903, S. 8 f. 
lásst alle in den 4 letzten Anm. vertretenen Meinungen gelten. 
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so wollen wir von den Tatsachen ausgehen, vorerst das alles 
zusammenstellen, was uns die Quellen an Tatsächlichem be- 
richten, um von da aus mit grósster Vorsicht zu dessen Aus- 
deutung zu gelangen und mit diesem völlig sicheren Materiale 
den Bau unserer Konstruktion aufzuführen. Wir wollen uns da- 
her, wenigstens vorläufig, von allen bisherigen Meinungen ganz 
unabhängig stellen und nicht etwa irgendeine vorgefasste An- 
nahme von vornherein zum Leitstern nehmen. 


Vor allem seien da einige Feststellungen allgemeiner Natur 
gemacht, aber nur insoweit, als die Quellen selbst Anhaltspunkte 
dazu bieten. 


Die erste Feststellung betrifft die Zeit der Verwendung des 
fraglichen Ausdruckes. Da ergibt sich denn, dass die weitaus 
grösste Mehrzahl der Fälle in den erhaltenen Quellen ins 8. und 
9. Jahrhundert fällt, dass vor- und nachher nur ganz vereinzelte 
Erwähnungen vorkommen.!) Das Auftreten der Bezeichnung deckt 
sich also ziemlich genau mit der eigentlichen Herrschaftsperiode 
des arnulfingischen Geschlechts. Dies Ergebnis bleibt auch dann 
beachtenswert, wenn man die verhältnismäßige Masse der karo- 
lingischen Quellen im Vergleiche zu denen der unmittelbar vor- 
hergehenden und nachfolgenden Jahrhunderte in Rechnung zieht. 
Man möchte daraus wohl schon mit einer gewissen Wahrschein- 
lichkeit schliessen, dass der Ausdruck mit Erscheinungen und 
Vorgängen eben jener Zeit in besonderer Verbindung stehen 
könnte, was im Zusammenhange mit anderen Argumenten von 
Wichtigkeit wird, daher im Auge behalten werden soll. 


Die zweite allgemeine Feststellung von Wichtigkeit, die sich 
leicht machen lässt, betrifft die sonstige analoge Verwendung des 
Wortes vocatus. Wie in der Verbindung mit episcopus treffen 
wir dasselbe auch mit anderen Bezeichnungen von Stellungen 
und Ämtern. Hinsichtlich der geistlichen wurde darauf schon 
bisher hingewiesen,?) ohne dass aber auch da die Sache näher 
untersucht worden wäre. Wie den vocatus episcopus kennen 
die Quellen auch, immerhin seltener, Ausdrücke wie vocatus 
abbas, vocata abbatissa, ja selbst einen vocatus presbyter, dia- 


1) Diese auf der Seren. der Quellen beruhende Behauptung 
kann, als wesentlich negativ, nicht durch Aufzählung von Einzelbelegen (solche 
bietet übrigens in grosser Zahl die folgende Darstellung) gestützt werden, 
vielmehr träfe den die Beweislast, der sie bestritte. Dieser hätte sie durch 
Gegenbeweis seinerseits zu entkräften. 


2) Besonders durch Friedrich a. a. O. S. 316 f. 
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conus, monachus.!) Aber auch bei weltlichen Würden ist die 
Benennung üblich. Wir finden nämlich auch Ausdrücke wie: 
vocatus imperator, rex, dux, comes u. a.?). Wir haben es also 
móglicherweise mit einer dem kirchlichen Rechte keineswegs 
ausschliesslich angehórenden Erscheinung zu tun. 

Versuchen wir nun durch eine Betrachtung der einzelnen 
Stellen zu einer möglichst sicheren Erklärung des Wortes zu 
gelangen. 

Da haben wir denn zunächst und von vornherein einige 
Ausscheidungen vorzunehmen, schon um gleich hier unsere spätere 
Argumentation vor belanglosen Einwendungen zu sichern. Wenn 
wir gleich selbst alles aufsuchen, was Schwierigkeiten bereiten und, 
wenigstens auf den ersten Blick, gegen unsere Annahmen und Fest- 
stellungen sprechen könnte, so erledigen wir am besten vorweg 
manche Einwände, setzen scheinbare Gegenargumente sogleich 
ins rechte Licht und tragen so auch hier schon zur Klärung der 
Sachlage bei. 

Wenn wir nämlich auch, wie schon eingangs bemerkt, in 
dem vocatus episcopus und den ähnlichen Bezeichnungen in vielen 


1) Vorkarolingisch ist der Ausdruck »vocatus apostolus«. S. die Stelle 
Rom. I, 1: Paulus, servus Jesu Christi, vocatus apostolus. Man nahm auch 
diese Stelle im Sinne einer Demutsbezeichnung. Vgl. schon Resd I, 775 
A. 648; jetzt auch Schmitz a. a. O. Hingegen übersetzen manche (z. B. Leander 
von Ef S. 155): Paulus, Diener Jesu Christi, berufener Apostel, auserwählt 
für das Evangelium Gottes. Vgl. damit auch die Stelle (Rom. I, 6): Omnibus, 
ui sunt Romae, dilectis Dei vocatis sanctis. Ef übersetzt: an alle Geliebte 

ttes und berufene Heilige in Rom (Vgl. a. c. 5). In der Tat ist hier die 
Ueberseizung »sogenannt« u. dgl. für vocatus ausgeschlossen. Ferner Eph. IV. 
l: ut digne ambuletis vocatione, qua vocati estis. Die Stelle verwendet 
P. Zacharias im Schreiben v. 747 an den fränk. Episkopat. (Conc. Il, 49; 
Jaffe-Ewald, Nr. 2287). S. a. Gillmann S. 8 A. A Commentare bes. Origenes 
u. Theodoret Migne 14, 840 ff. u. 82, 47 ff Zahn VI, 30 ff. 

2) Auch da lassen die Quellen Deutungen nach den verschiedenen 
Richtungen zu. Ich erwähne hier einige Stellen verschiedener Art. 1. Schreiben 
der ostrómischen Kaiser Michael und Theophilus (sich selbst nennen sie darin: 
fideles in ipso Deo imperatores Romanorum) vom Jahre 824 an Ludwig den 
Prommen, den sie — mit scharfer Betonung — apostrophieren mit: glorioso 
regi Francorum et Langobardorum et vocato eorum imperatori (Werminghoff 
Il, S. 475). Dazu die richtige Deutung (Titel eines »Königs der Franken und 
Langobarden und sogenannten Kaisers derselben«) bei Otto Harnad, Die Be- 
ziehungen des fränkisch-italischen zu dem byzantinischen Reiche. Göttingen, 
Diss. 1880, S. 66. — 2. Die bei Hofmeister, Deutschland und Burgund, S. 61 
aus dem Cartul. de St. André-le-Bas angeführte Stelle: anno Il. vocato rege 
Gondrado. Hier das Wort mit deutlicher Beziehung auf des Kónigs Berufung 
durch Wahl. — 3. Auf diese und auf göttliche sias: deuten Stellen wie 
etwa Bredelar, De miraculis b. Mariae bei Maßmann, Kaiserchronik Ill, 1063 
s bei Waitz?, Jahrbücher des deutschen Reiches unter König Heinrich I, 

. 212),: vir sanctus quasi divina vocatione coactus surgit vaditque cum illis 
-.. ab omnibus principibus terrae atque baronibus mox levatur in regem... 
Regina vero vocata post eum. — Vgl. auch die Stelle aus Gottfried von Viterbo 
(Mon. Germ. Scriptores XIII, 233): Henricus dux Saxonicus regnare vocatur. 
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Stellen u. E. zweifellos einen technischen Fachausdruck recht- 
licher Natur vor uns haben, so folgt daraus natürlich noch lange 
nicht, dass dies immer und überall und ausnahmslos der Fall 
gewesen sein müsse. Die Möglichkeit, dass neben der tech- 
nischen Verwendung eines Wortes auch noch eine andere einher- 
läuft, ist ja immer offen. Gilt dies sogar von den modernen 
Fachausdrücken, so gilt es in noch viel hóherem Grade von denen 
früherer Zeiten und in ganz besonderem Maße vom Mittelalter. 
Ist aber ein derartiger Vorbehalt fast überall zu machen, so be- 
denke man noch, dass wir gerade in dem Worte vocatus eines 
der häufigst gebrauchten überhaupt vor uns haben. In allen 
möglichen Abwandlungen der Bedeutung, in allen möglichen 
Verbindungen kommt es das ganze Mittelalter hindurch vor.!) 
Warum soll es nicht auch mit dem ebenfalls häufigen episcopus 
zusammen gelegentlich, ja oft, in einer Weise verbunden auf- 
treten, die mit der hier zu erórternden Rechtseinrichtung nicht 
das geringste zu tun hat? 

Gerade in den Urkunden des bairisch-alemannischen Quellen- 
kreises, die hier in besonderer Weise in Betracht kommen, ist 
das Wort besonders beliebt, ja, seine Verwendung steigert sich 
bei einzelnen Schreibern fast bis zur Manieriertheit des Stiles, 
fast jedem Eigennamen wird es angehángt.*) Man muss daher 
von vornherein mit richtiger Auswahl sichten und das nicht weiter 
in Betracht Kommende ausscheiden. Hierher gehóren m. E. auch 
Stellen wie die vielerórterte Notitia aus Passau, 3) möglicherweise 
schon des 7. Jahrhunderts, wo es heisst: In ea vero die 
manentibus Otkario vocato episcopo una cum filibus (!) suis in... 
Puocho. Hier erfolgt Vertragserneuerung durch den Tradenten — 
quia antea coram Erchanfrido vocato episcopo similiter fecit. 5) 


1) Um sich von der Reichhaltigkeit ein Bild zu machen, vergleiche man 
nur irgend eines der Glossarien. 

Nur ein Beispiel, beliebig iru Ne Pb angeführt; etwa Aau- 
thaler, Salzburger Urkundenbuch I. Bd. S. 71 4 (c. 923): in loco Thän 
vocato — locum Puhila vocatum — in monte Hegilo vocato. 

3) Monumenta Boica XXVIII B S. 35 Nr. 38. 

4) Auch Passau ist bekanntlich aus einem Kloster hervorgegangen. Für 
das 7. Jahrhundert kämen daher obige vocati episcopi schon aus diesem 
Grunde nur als Kloster- oder Missionsbischôfe in Betracht. So auch Hau, 
KG. Deutschlands 13 u. ^ S. 379 m. A. 4. Rettberg, KG. Deutschl. II, S. 246 
und Ratzinger, Forsch. z. bayr. G. S. 332 halten sie für Bischófe von Lorch. 
Bei unserer Deutung des Wortes ist natürlich alles das móglich. Ein sicherer 
Anhaltspunkt ist nicht gegeben. Die Tradition ist ausdrücklich an die St. Stefans- 
kirche zu Passau gerichtet und aus deren Gut erfolgt auch dic Gegenleistung. 
9. a. Strnadt, Archiv. Z. VIII, 48 ff. u. Sepp, Passio S. Flor. S. 24 f. 

9) Vgl. damit die oben Anmerk. 2 angeführte Stelle. —  Aehnlich 
auch Monum. Boica a. a. O. S. 40 Nr. 44 (7. Jh.) Erchanfrido vocato 
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Ebenso hat wohl auch der in den Formeln so häufige ill. 
vocatus episcopus!) mit unserer Rechtseinrichtung, überhaupt mit 
einem Fachausdrucke, gar nichts gemein. Das Wort ist hier ganz 
farblos lediglich im Sinne der Benennung genommen und die Wen- 
dung bedeutet einfach: der Bischof N. N. Das gleiche gilt aber 
auch von der Verbindung des vocatus mit anderen Würden in 
ähnlichem Zusammenhange. 

Selbst die oftbesprochene sg. epistola vocatoria (unbe- 
kannter Herkunft) scheint mir hierherzugehóren, obwohl diese an 
einen neudesignierten Bischof vor der Weihe gerichtet ist und 
der Titel auf dieses Verhältnis hinzudeuten. scheint. ?) 

Eine der vielen Bedeutungen des vocare, vocatus, u. zw. 
schon eine etwas speziellere und mehr technischer Natur, ist 
dann: vor Gericht zitieren, gerufen, zur Synode geladen u. dgl. 
Auch in dieser Art wird das Wort natürlich nicht selten von 
Bischöfen gebraucht.*) Diese Bedeutung ist aber aus dem Zu- 
sammenhange meist unzweideutig zu erkennen und bedarf daher 


iscopo praesente —. (Tradition gleichfalls an Passau. Oder S. 63 Nr. 78 
(T. Jh): praefata Vioza venit ad  Patavia civitate, quando Erchanfridus 
vocatus episcopus cum suis fidelibus ibidem fuisset —. Das letztere deutet 
wohl einigermaßen darauf hin, dass Erchanfried nicht ug in Passau resi- 
dierte. So auch Dümmler, Pilgrim von Passau und das Erzbistum Lorch. 
1854, S. 4, bes. mit Anm. 31 S. 151. 


) Z. B. Formulae Bituricenses Nr. 19 Monumenta Germaniae, Formulae 
(ed. Zeumer) S. 179: (Empfehlungsschreiben eines Domklerus an einen andern). 
Sanctis ac venerabilibus claraque culmina sacerdotum illo vocato episopo vel 
cuncto clero Biturivense urbem — — nos enim alumni matris ecclesiae Stephani —. 
Oder vgl. das Mandat in den jüngeren Formeln von Sens Nr. 10 (Zeumer 
S. 216): ego ille sanctae ille aecclesiae vocatus episcopus ... delego illo 
fideli meo de rebus sancti illius etc. — Auch der dictus abbas (z. B. Dümmler, 
Ostf. R, III, 498 A. v. 497) gehört mit ähnlichem meist hierher. 


2) Mon. Germ. Formulae (ed. Zeumer) S. 556 Nr. 8: Epistola vocatoria. 
Dilectissimis fratribus et filiis, presbyteris etc. vel cunctae plebi ill. ecclesiae, 
simulque vocato episcopo ill M. auxiliante Domino metropolitanus ... Quia 
praedictum talem a vobis electum episcopum, virum venerabilem, tali eccle- 
siae ordinare compellimur . . . Ob quam rem hanc direximus admonitionem, 
quemadmodum optime placuit sanctae synodo, episcopum sine vocatoria suscipi 
non debere, ne obscuritas dubiae ordinationis incurrat. Die Formel ohne 
Schlufsatz auch im Anhange des Liber diurnus (ed. de Roziére Nr. 107; bei 
Sikel nicht mehr aufgenommen). Vgl. auch Oelsner a. a. O. S. 476 und 
Friedridi a. a. O. S. 315, der mit Recht bemerkt, dass in den zahlreichen 
Formeln des 8. Jahrhunderts, die sich mit neubestellten Bischöfen befassen, 
nie unser Ausdruck vorkommt. Die Bezeichnung »Litera (epistola) vocatoria« 
bedeutet Mahnschreiben und kommt in dieser Bedeutung auch später vor. 
So z. B. Du Cange s. v. »vocatoriae literae«. 

3) S. gerade über die Synode von Ingelheim das interpolierte Edikt 
(Werminghoff S.791): sine certo et manifesto crimine neminem nisi canonice. 
vocatum publiceque convictum deponendum episcopum. — Vgl. a. a. O. S. 804. 
Oder die Kapitel Karls III. über Bischof Hilduin von Lüttich c. 7 Mon. Germ. 
Capitularia II, 280 (920): Hilduinus . . . tertio vocatus ad synodum. Besonders 
auch c. 5 f. u. 13 D. XVIII. 
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hier wohl nicht näherer Berücksichtigung und spezieller Aus- 
scheidung. Auch sie kann, wie ein Blick in die Zusammenhänge 
zeigt, für eine Erklärung der hier zur Erörterung stehenden Be- 
zeichnung nicht weiter in Betracht gezogen werden. 

Schon anders verhält es sich dann aber mit jenen zahlreichen 
anderen Stellen, wo das Wort zwar gleichfalls nichts mit der eingangs 
angedeuteten Rechtseinrichtung zu schaffen hat, aber doch in 
ständiger, typischer Verbindung mit geistlichen Würden, speziell 
der bischöflichen, nämlich im Sinne einer Demutsformel, gebraucht 
wird. Auch diese Verwendung kommt, u. zw. häufig, vor und 
lässt sich aus vielen Stellen mit ziemlicher Sicherheit erkennen, 
wobei auch hier — wie sonst — andere synonyme Worte, wie 
nominatus, dictus, vocitatus, dem vocatus gleichzuhalten sind. 

Es ergibt sich wohl auch hier meist schon aus dem ganzen 
Zusammenhange einer Stelle deren Sinn, namentlich scheint mir 
aus der Verbindung mit anderen Demutsworten, aus dem Wechsel 
zwischen derartigen und anderen Bezeichnungen zur Genüge diese 
Bedeutung zu folgen. 

Ein reiches Material hiefür bieten vor allem die Formeln. 
So ist wohl die Annahme einer Demutsbezeichnung für das vocatus 
am natürlichsten, wenn es, um hier nur einiges anzuführen, im 
Indiculus Thiathildis heisst‘): Teathildis humillima ancilla ancil- 
larum Christi ... quamvis meritis indigna, vocata abbatissa. Oder 
wenn in den Salzburger Formeln?) ein Abt genannt ist: ill., 
quamvis indignus, tamen, annuente divina gratia, abba vocitatus. ?) 
Dann wenn in den karolinischen Formeln der Marculfschen Samm- 
lung ein Abt sich in einem Kommendationsschreiben folgender- 
mafen an einen Bischof (oder Abt) wendet‘): Domino beatissimo 
et meritis venerando sancto patri illo abbate(!) sive episcopo ego 
ille acsi indignus vocatus abba. 

Andere Stellen sind dann aber vielleicht noch deutlicher. 
So heisst es in den elsássischen Formeln (Ende des 8. Jahr- 
hunderts5): Domino gloriosissimo adque excellentissimo Karolo 
regi Amico peccator vocatus abba una cum fratribus . . Einen 
anderen ähnlichen Fall bieten die Formulae Salicae Merkelianae 9) : 

1) Nr. 3 Formulae (ed. Zeumer) S. 526. 

2) Nr. 62 Zeumer S. 453. 

3) Dem Bischofe gegenüber nennt er sich: vester.. .fidelis ac devotus 
famulus. 

4) Zeumer S. 117 Nr. 8. 

5) Zeumer S. 330 Nr. 4. (Amico war Abt von Murbach 774—c. 787). 


Aehnlich Nr. 5 S. 331. 
6) Indiculum ad regem. Nr. 55. Zeumer S. 260. 
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Domno tam piissime (!) quam religiosissime. Ego ille indignus 
vocatus episcopus, tamen fidelis vester sum ex omnia debitus. 
Wohl am deutlichsten ist die Devotionsbezeichnung in den Pas- 
sauer Formeln ersichtlich, !) wo ein Bischof einem anderen schreibt: 
Desiderabili domino perque magnifico et amantissimo magistro 
episcopo acsi vilis et indignus vocatus episcopus, devotus tamen 
et fidelis orator. Und ähnlich klingt es, wenn in den Formeln 
von Flavigny?) ein Bischof sich mit folgender Selbstbezeichnung 
an den Kónig wendet: ill. ill. ultimus servorum Dei servus, acsi 
vilis vel infimus, vocatus episcopus. 

Den Formeln entsprechen natürlich die Urkunden. Wir 
finden da Stellen wie?): Ego Johannes acsi peccator vocatus 
episcopus sive abbas. Oder‘): Ego Ellanod, licet indignus, 
vocatus abbas. Ferner5): ego Urolf tamen per Dei misericordiam 
vocatus episcopus. Endlich — noch deutlicher®): ego Urolfus 
tamen per Dei misericordiam in ore episcopus vocatus. 


Namentlich verstärkt sich der Eindruck bei Häufung der 
Stellen, deshalb wurde eine gróssere Zahl hier angeführt. Solche 
Wendungen wechseln dann mit den anderen, damals in so grosser 
Zahl gebräuchlichen und ganz geläufigen Demutsformeln?) ab, 
reihen sich ihnen ganz zwanglos an und gehen damit verschiedene 
Verbindungen ein. Besonders hervorheben móchte ich da die 
in der Kirche zwar schon seit alters gebráuchliche, im 9. Jahr- 
hundert jedoch häufiger auftretende Beifügung der Worte »von 
Gottes Gnaden«, »in Gottes Namen« u. dgl. Neben weltlichen 
Grossen, bei deren Titel die Wendung einen ganz bestimmten 
Sinn, nämlich die Betonung der Unabhängigkeit von jeder irdi- 


1) Nr. 1 Zeumer s. 457. 

2) Ueberschrieben : Indiculum generale ad omnes. Coll. Flavigni Nr. 117. 
Zeumer S. 

3) Wartmann, Urkundenbuch der Abtei St. Gallen I S. 38 Nr. 36 (760) ; 
Ladewig, Regesta episcoporum Constantiensium Nr. 36, der darauf hinweist, 
dass Johannes (B. von Konstanz, Abt v. St. Gallen) den Titel noch nach 
Jahren führt (Nr. 60 und 62). 

4) Bitterauf, LS 255 Nr. 295 (809). 

9) Monumenta Boica XXVIII B S. 30 (806). 

6) A. a. O. S. 43 Nr. 48 (c. 805). 

n, Hier nur zum Vergleiche mit obigen Stellen einige Beispiele. Mon. 
Germ. Epistolae V, 439 (c. 840): Himbertus, licet indignus, infula tamen sa- 
cerdotali praeditus. Nur eine Umschreibung des vocatus ep. scheint es zu 
sein, wenn sich ein Bischof, was oft geschieht, nennt: nomine, non meritis, 
Po copus (So SC von sich wiederholt z. B. Hinkmar von Reims.) Vgl. auch 

mitz a. a. 
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schen Macht, erhält,') fügen auch zahlreiche Bischöfe?) und 
andere, 3) auch einfache Kleriker*) und Laien,*) die Worte ihrem 
Namen bei. Und in diesen Fällen bedeutet der Zusatz nichts 
weiter als eine fromme, devote Wendung, erscheint daher gleich- 
falls häufig mit dem vocatus in den verschiedenen Intitulationen 
verbunden. | 
| So heisst es, um auch hievon noch einiges ®) anzuführen, 
in der elsässischen Formelsammlung ?): Domino atque venerabili 
illo episcopo gratia Dei omnipotentis vocatus abba mea cum 
fratribus in Christo Jesu salutem. Oder, von Abt Sintbert von 
Murbach (c. 787 —791), zugleich Bischof (von Augsburg?), an- 
gewandt): Reverentissime matri familiae ill. Sindpertus donum Dei 
vocatus episcopus adque abbas. Ferner beginnt Bischof Johannes 
von Konstanz, Abt von St. Gallen, eine Urkunde folgender- 
maßen°): In Dei nomine Johannis episcopus, gratia Dei abba 
vocatus.!?) Und Bischof Franco von Vicenza nennt sich 823 !!): 
ego in Dei nomine Franco vocitatus episcopus. 

Die angegebene Bedeutung ist wohl besonders klar, wenn 


1) Vgl. mein Bischofsgut Bd. III S. 89 A. 5. Vgl. auch Haureau, Gallia 
christiana Bd. XVI, 58 (912): Vego gratia Dei comes (von Vienne) Dasselbe 
gilt auch für England. So z. B. Haddan and Stubbs, Councils and ecclesia- 
stical documents relating to Great Britain and Ireland, Bd. Ill S. 567 (a. 810): 
Oswulf Dei gratia dux iss princeps provinciae Orientalis Cantiae. 

2) Urkunden des Hochstifts Eichstätt (Monumenta Boica N. F. III. Bd. 
1910) S. 6 Nr. 2 (912—32): ego Odalfridus Dei gratia annuente humilis 
Eistatensis ecclesie presul. Mabillon Dipl 63: Gotefridus gratia Dei Ambia- 
nensis episcopus. Oder Bitterauf I, 1. 

3) Z. B. Wartmann UB. I. S. 25 (757): St. Gallen — ubi in Dei no- 
mine Audemarus abbas preesse videtur. 

4) Monumenta Boica XXVIII B S. 56 (788—800): ego proprio nomine 
Perkhari tamen per Dei misericordia presbyter vocatus. — Oder S. 62 (821): 
ego in Christi nomine Welto clericus. Und häufig. S. noch unten S. 17. 

9) Z. B. Wartmann |, S. 11 Nr. 10 (744): Ego in Dei nomine Pieta 
filia Rekinberti. 

6) Vgl. schon oben S. 12 Anm. 3 u. S. 13 Anm. 5. 

T) Nr. 1 Zeumer S. 330. 

8) Nr. 11: Ad abbatissam Zeumer S. 332. Aehnlich Nr. 12: Indiculum 
ad episcopum Zeumer S. 332; Domino reverentissimo ill. episcopo Sinbertus 

iin Dei vocatus episcopus adque abba de monasterii Morbac una cum 
ratribus. 

9) Wartmann UB. I, S. 88 Nr. 93 (789); Ladewig, Regesta Nr. 62. 

10) Unterfertigt ist er bloß mit: Signum Johanne episcopo. — Die 
Titulaturen werden in jener Zeit, besonders im 8. Jh., ziemlich willkürlich 
verwendet — wie man schon aus der beigebrachten Auslese ersieht —, nament- 
lich erscheinen Bischófe, die zugleich Aebte waren, was oft genug vorkam, 
bald in dieser, bald in jener Eigenschaft angeführt — ziemlich wahllos. Es 
ist daher zumeist müßig, ergründen zu wollen, ob im einzelnen Falle das vocatus 
sich. auf diese oder jene Würde bezieht. Auch da gewáhrt nur die Gesamtheit 
der Quellen mit ihren zahllos bunten Varianten den rechten Eindruck. 

11) Bitterauf 1, S. 420 f. 
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es z. B. in der Formelsammlung von St. Denis heisst!): ego in 
Dei nomen ill. etsi quamlibet peccator illius urbis gratia Dei 
vocor episcopus. Oder ähnlich in einer St. Gallener Urkunde in 
Hinsicht auf den schon genannten Abtbischof Johannes ?) : Ego in 
Dei nomine Johannes Dei dono vocans episcopus sive abbas 
monasterio sancti Galli.) 

Erscheint nun aber, auch nach unserer Auffassung, in den 
angeführten und ähnlichen Stellen der Sinn des vocatus episcopus 
als Demutsbezeichnung mit ziemlicher Sicherheit sich zu ergeben, 
so móchte ich doch, schon um zu zeigen, wie vorsichtig bei 
solchen Deutungen vorzugehen ist, hervorheben, dass selbst hier 
noch eine andere Möglichkeit offen bleibt. Um das klar zu 
machen, will ich einige Stellen aus dem englischen Rechte an- 
führen, die zwar zu direktem Beweise hier natürlich nicht zu ver- 
wenden sind, dafür aber die angedeutete Móglichkeit um so deut- 
licher erweisen. 

Ich denke dabei namentlich an die gerade aus dem 9. Jahr- 
hunderte so zahlreich erhaltenen Obödienzformeln neudesignierter 
Bischöfe, wo sich letztere in ganz ähnlichen devoten Wendungen 
zu bezeichnen belieben, wie in den oben angeführten Stellen die 
festlándischen Prälaten, nur dass an Stelle des vocatus das electus 
steht, was aber hier, wie auch aus umschreibenden und er- 
gänzenden Wendungen folgt, unzweifelhaft die Designation be- 
zeichnet. So nennt sich z. B. um 810 der neugewählte Bischof 
von Winchester‘): Ego Wigthegnus, humilis, licet indignus, ad 
episcopalem sedem Wentanae civitatis electus. Oder, um 815, 
der Bischof von Lichfield5): Ego Herewinus, humilis Christi 
famulus, licet indignus, ad episcopalem Licifeldensis ecclesiae 
sedem electus ad regendam eam Deoque servandam. Ferner, 
noch devoter, 822 der von Worcester®): Ego Heaberhtus, humilis 
servunculus servorum Dei, . . . scilicet indignus, ad episcopalem 
sedem electus Wegerniense civitatis. Oder weiter, um dieselbe 
Zeit, der von London?): Ego Ceolberht, licet immerito, tamen 


— 


1) Zeumer S. 501 Nr. 9. 

2) Wartmann I, S. 83 Nr. 87 (779); Ladewig, Regesta Nr. 60. 

3) Unterfertigt ist er auch hier blof als Johannis episcopus. — Ob hier 
nicht auch der vacans episcopus nomine Liuti der breves notitiae von Salz- 
burg (VIII ed. Hauthaler S. 29) einzureihen ist, den Herzog Odilo zur Weihe 
einer Kirche beizieht? Vgl. jedoch auch Haud, KG. [34.4 S. 383 A. 3. 

4) an III, 569 (805—811). Aehnlich c. 815 ein Bischof von 
Leicester a. 4. O. 578 (814—816). 

5) À. a o (814—816). 

6) A. a. O. 5 

7) À. a. O. 592 (816—824). 
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praerogante ac divina dispensante gratia ad episcopalem sedem 
Lundoniae civitatis electus. Endlich, besonders interessant, der 
Bischof von Winchester im Jahre 839’): Ego Helmstanus, acsi 
indignissimus omnium hominum, tamen divina dispensante gratia, 
a sancta et apostolicae sedis dignitate et ab congregatione civi- 
tatis Wentanae necnon Aethel... regis et episcoporum opti- 
matorumque eius et totius genti Occidentalium Saxonum  unani- 
miter ad episcopalis officii gradum electus. Und ähnliche Stellen 
bieten die Quellen in sehr grosser Zahl.?) | 

Hier soll aber durch das electus doch sicher nicht der all- 
gemeine Ruf angedeutet werden, sondern nur die spezielle Desig- 
nation für das Amt. Und manche Stellen klingen da schon ganz 
an das vocatus im Sinne des »Ernannten« an. So, wenn sich 
um 850 ein Londoner Bischof nennt*): Ego Dernulfus, licet in- 
dignus, ad episcopalem sedem nominatus et electus Lundoniensis 
ecclesiae. 

Allein, nichtsdestoweniger móchte ich, wie gesagt, das 
vocatus in den früher erwähnten ähnlichen Zusammenhängen 
als Demutsbeiwort gelten lassen. 

Namentlich scheint es mir diesen Sinn überall dort zu haben, 
wo es mit einer niederen geistlichen Stelle verbunden erscheint, 
soferne es sich nicht überhaupt um eine bloße Benennung u. dgl. 
handelt.) In der Tat wäre hier schon a priori eine andere 
Annahme als unwahrscheinlich zu bezeichnen, eine solche näm- 
lich, die im vocatus presbyter, diaconus, monachus etwas vom 
gewóhnlichen Priester usw. rechtlich verschiedenes sehen móchte 
Auch gibt es nirgends eine Reihung von Stellungen, wo etwa 
neben dem presbyter, diaconus etc. ein vocatus presbyter u. dgl. 
erscheinen würde, wie dies bei den Prälaturen allerdings der 
Fall ist. 

Am besten und schnellsten dürfte das Gesagte wieder durch 
Anführung einiger Quellenstellen erhärtet sein, in denen das Wort 
»vocatus« in der angegebenen Verbindung vorkommt. Handelt 
es sich dabei fast durchweg um Fertigungen von Urkunden- 
schreibern, so ist schon damit, da bei diesen ja überhaupt devote 

l À. a. O. S. 621 f. 

So nur z. B. für die erste Hälfte des 9. Jahrhunderts a. a. O. S. 607, 
608, 613, 626, 627, 633, 650 u. 659. 

3) A. a. O. (839—860). 

4) Letzterer Fall z. B. in den Formeln von Flavigny, Nachtrag Nr. 2 
(Zeumer S. 489): homo alicus nomen ill. monachus — — in vila ill. 


qui vocatur ill. Bifferauf L 601 Nr. 721 b (850): Indignus . . qui vocor 
Alpunc. 
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Selbstbezeichnungen in besonderer Weise beliebt sind, auch für 
das vocatus die Wahrscheinlichkeit einer Demutsbenennung ge- 
geben.') Auch da erscheint dieses Wort wechselweise und in 
Verbindung mit zahlreichen anderen Devotionsformeln gebraucht. 
Hier also nur einige Beispiele: 

Ego Winitharius, ac si peccator, vocatus presbiter vel monachus 
sancti Galloni scripsi et subscripsi.?) Ego enim, hac si peccator, 
vocatus presbiter Adalrichus ... subscripsi.) Ego in Dei numen 
Lantarius, ac si indignus, vocatus presbiter rocatus scripsi et 
subscripsi.*) Ego Ato indignus vocatus presbyter per iussionem 
Waltrichi episcopi — scripsi.) Ego Horskeo indignus vocatus 
diaconus scripsi. 5) 

Wichtig ist, dass alle diese Benennungen — und die vielen 
ähnlichen — mit den sonstigen Demutsbezeichnungen nicht nur 
durchaus auf einer Linie stehen," sondern dass es keine der- 
artige Stelle gibt, die Veranlassung bóte, das vocatus in solchen 
Zusammenhängen anders aufzufassen. 8) 

Ergibt sich nun aber aus dem allen einerseits auch mit 
Klarheit, dass der hier zur Erórterung stehende Ausdruck zwar 
häufig genug den Sinn einer bloßen Demutsbezeichnung hat, so 
ist es doch andererseits bei näherer Durchsicht der Quellen bald 


1) Netürlich fertigen dann umso mehr in gleicher Weise auch Prälaten, 
wenn sie ausnahmsweise selbst die Urkunden schreiben. Z. B. Traditionen 
von Mondsee (Urkundenbuch des Landes ob der Enns L Bd.) S. 2 (777): Ego 
Atto acsi indignus abba vocatus hanc cartam . . . scripsi . . Ein Vergleich 
mit den andern hiehergehörigen Stellen (s. das im Text folgende) macht hier 
die Bedeutung des vocatus als Demutsbezeichnung besonders klar. 

2) Wartmann 1, S. 41 Nr. 39 (763). 

3) Wartmann 1, S. 68 Nr. 69 (773). 

4) Wartmann LS 75 Nr. 78 (775). 

9) Monumenta Boica XXVIII B. S. 5 (774—800). 

6) Bitterauf I, S. 41 Nr. 13 b (vor 767). Der Tradent ist in dieser Ur- 
kunde genannt: ego Hununc in Dei nomine presbiter vocatus . . 

Man vgl. auch dafür nur einige Beispiele. Wartmann I, 69 Nr. 70 
(773): Ego Hupertus, hac si peccatur, presbiter scripsi et subscripsi. A. a. O. 
S. 66 Nr. 67 (772): Ego enim, ac si indignus peccator, Adalrichus presbiter 
.. subscripsi. Monumenta Boica XXVIII B. S. 21 (g 775); Scripsi autem ego 
Snelhart, indignus peccator, tamen diaconus. Bitterauf 1 S. 28 Nr. 1 (744): 
Ego Benignus, acsi indignus, presbiter scripsi et subscripsi. 

8) Man kónnte da hóchstens das vocatus mit dem sonst an áhnlichen 
Stellen — gelegentlich sogar mit dem vocatus zusammen (vgl. oben Anm. 4 u.5) — 
verwendeten rogatus, iussus u. dgl. in Parallele stellen und im Sinne der Be- 
rufung zum Urkundenschreiben, zur Zeugenschaft etc. deuten. (Z. B. Wartmann 
LS 12, a. 744: Ego in Dei nomine Hiringus lector rogitus a Biatane . . 
scripsi et subscripsi) Allein, ob das eine oder andere zutrifft — letztere An- 
nahme erscheint mir als durchaus unwahrscheinlich —, auf alle Fälle war das 
vocatus bei niederen Geistlichen nicht eine technische Rechtsbezeichnung. Alle 
diese Erwähnungen scheiden daher für unsere Feststellungen hinsichtlich des 
vocatus episcopus aus. 


Archiv füi kath. Kirchenrecht. XCVII. 1. 2 
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ebenso klar, dass man mit dieser Erklärung allein nicht aus- 
kommen könne. 

Abgesehen von anderen Argumenten, lässt sich mit der 
Annahme einer Devotionsformel überall schon dann z. B. nicht 
operieren, wenn der Niedere zum Höheren, der Laie, und sei es 
auch der König, zum Geistlichen spricht und dabei die Rede- 
wendung vocatus gebraucht. So wenn, um da wieder nur ein 
Beispiel aus den Quellen anzuführen, der Schreiber einer Traditions- 
urkunde in Freising im Jahre 804 unterfertigt'): Ego Emicho, 
indignus clericus, iussus a Domno Ellanodo archipresbitero et 
vocitato abbate scripsi et subscripsi. 

In anderen Fällen wäre die Ausdrucksweise im Sinne einer 
Devotion zum mindesten sehr befremdlich. So bei Aufzählungen 
mehrerer durch Dritte unter sonst gleichen Bedingungen. Warum 
sollte man da, wie in den eingangs angeführten Stellen, den 
einen in dieser Weise markieren, den andern nicht? Und warum 
beobachtet man da immer eine — stets gleiche — Reihenfolge? 

Manche weitere Stellen sind aber mit der Auffassung des 
vocatus episcopus im Sinne eines wirklich regierenden Diözesan- 
bischofs, der das obige Wort nur aus Demut seiner Amtsbezeich- 
nung hinzugefügt hätte, direkt unvereinbar. Es ist geradezu ein 
Gegensatz zwischen dem vocatus und dem eigentlichen episcopus 
erkennbar. Am schärfsten markiert findet sich ein solcher, wenn 
dem vocatus geradezu die bischöfliche Stellung abgesprochen 
wird. So sind in dem alten Bischofskataloge von Nantes in- 
mitten zahlreicher Bischofsnamen, denen durchweg der Beisatz 
episcopus hinzugefügt ist, zwischen zwei Bischöfen des 8. Jahr- 
hunderts zwei Namen mit dem Beisatze vocatus non episcopus 
angeführt. ?) 

Alle diese Vorerórterungen waren zur Sichtung des Materiales 
nótig, soll der eigentliche Gegenstand unserer Untersuchung klar 
und plastisch aus den Quellen herausgearbeitet werden. Alles 
Gesagte ist zu berücksichtigen, wenn man an die Erklárung des 
vocatus episcopus in des Ausdrucks engerem Sinne einer tech- 
nischen Rechtsbezeichnung herantritt. Erhóhen sich da durch die 
Mehrdeutigkeit des Wortes vocatus wohl einerseits die Schwierig- 
keiten, so tritt doch andererseits auch wieder eine Entlastung der 
Beweisführung insoferne ein, als sich die Möglichkeit bietet, 


1) Bitterauf 1. S. 192 Nr. 199. 
2) Duchesne, Fastes episcopeaux de l'ancienne Gaule II?, S. 362. Darüber 
noch unten. 
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Stellen, die in das anderweitig gewonnene Gesamtbild nicht 
passen, im Sinne einer abweichenden Worterklárung erledigen zu 
können. Selbstredend gibt es aber auch zweifelhafte Fälle, wo 
die wahre Bedeutung des Ausdrucks mangels sicherer Anhalts- 
punkte nicht mehr festgestellt werden kann. 


II. 


Welche Bedeutung hat nun aber der Ausdruck vocatus 
episcopus überall dort gehabt, wo er in dem engeren Sinne 
eines juridischen Fachausdruckes Verwendung findet ? 

Da ergibt sich denn als erster Anhaltspunkt, den wir bereits 
eingangs dieser Abhandlung feststellen konnten, die Rangordnung. 
Den vocati episcopi kommt in der hierarchischen Stufenfolge 
eine bestimmte Stellung zu und zwar folgen sie den gewóhn- 
lichen, vollwertigen, fast durchweg in ihrer Stellung einzeln ge- 
nau bestimmbaren Diózesanbischófen, die in dieser Vergleichung 
in Betracht kommen, im Range nach. 

Dies ist aus vielen Stellen — so in den eingangs ange- 
führten Beispielen und in vielen anderen — klar ersichtlich. Und 
zahlreiche weitere Erwähnungen, aus denen sich das, wenn man 
sie einzeln betrachtet, nicht so klar ergibt, sind doch mit einer 
solchen Annahme durchaus vereinbar. So wenn, um hier nur 
ein Beispiel auch dafür anzuführen, Lothar I. in seinem italieni- 
schen Kapitulare von 846 sagt,') er habe zu Königsboten be- 
stellt: Petrum venerabilem episcopum, Anselmum vocatum 
episcopum?) et Witonem inlustrem comitem. 

Je grösser aber die Zahl der Fälle ist, in denen eine solche 
Reihung vollzogen ist, desto mehr stützen sie sich gegenseitig, 
lassen die Absicht erkennen und schliessen die Annahme eines 
Zufalles bei dieser Anordnung aus. 

Freilich gibt es aber auch, wenigstens scheinbar, Gegen- 
fälle, wo die Rangordnung nicht in dieser Weise eingehalten ist, 
der vocatus episcopus vielmehr inmitten anderer Bischöfe erwähnt ` 
erscheint. Sie sind hier zu erledigen, sollen nicht Zweifel zu- 
rückbleiben. 

Ganz beiseite lassen kónnen wir da allerdings jene Fille, 
wo aus irgend einem Grunde die Rangordnung überhaupt, auch 
bezüglich der anderen Würden, verworfen oder gar nicht durch- 


1) Mon. Germ. Capitularia II (ed. Boretius-Krause) S. 67 c. 11. 
2) Zur Gegenüberstellung venerabilis episcopus — vocatus episcopus 
S. noch unten. 
Q* 
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geführt ist. Hier hat eine Dislozierung des vocatus episcopus 
für eine Bestimmung des Begriffes nichts auf sich. 

Schwieriger sind schon jene Fälle zu erledigen, wo sich die 
Nichteinhaltung der Ordnung lediglich innerhalb des Episkopates 
abspielt, hinsichtlich der übrigen Stellungen jedoch gewahrt ist, 
so dass die vocati episcopi, wenigstens teilweise, inmitten der 
übrigen Bischöfe rangieren, während alle Erzbischöfe dieser ganzen 
Gruppe vorangestellt sind und der niedrigere Klerus ihr nachfolgt. 

Allein, auch diese Schwierigkeit ist nicht allzu gross. Nicht 
bloß allgemeine Gründe, sondern vor allem auch solche, die sich 
auf den besonderen Fall beziehen, lassen dieses Abweichen von 
der Regel, das doch immerhin nur die Ausnahme bleibt, meist 
leicht erklären. Von ersteren Gründen kommt z. B. in Betracht, 
dass gelegentlich der gesamte Episkopat, mit Einschluss aller 
Hilfsbischöfe der verschiedenen Art, wie sie ja die fränkische Zeit 
in den Landbischöfen, den städtischen Chorbischöfen, den Kloster- 
bischöfen, den von Feinden vertriebenen, in anderen Diözesen 
Hilfsdienste tuenden Diözesanbischöfen, in der älteren Zeit auch in 
Wanderbischöfen ') und noch in anderen Organen bischofsähn- 
licher Stellung in grosser Zahl kennt, als Einheit erscheint, nament- 
lich überall dort, wo diese Einheitlichkeit aus irgendeinem Grunde 
nach aussen hin geflissentlich betont werden soll. So ist es ja 
bekannt, dass sich die fränkische Kirche des zu Zeiten recht heiss 
umstrittenen Chorepiskopates, so wenig Grund sie auch hatte, 
diesen im übrigen zu fördern, und so sehr sie wieder ihrerseits 
gelegentlich dagegen auftrat, gerade um Übertreibungen nach 
dieser Seite zu vermeiden, warm annehmen musste, dass sie ihn 
dann insbesondere selbst in Schutz nahm, wenn von mancher 
Seite übers Ziel geschossen und z. B. der bischöfliche Charakter 
der Chorbischófe angezweifelt wurde.?) In solchen Fällen, auf 
"einer derartigen Versammlung z. B., wo das geschah, konnte es 
dann leicht geschehen, dass man die sonst übliche Rangordnung 
_ innerhalb des Episkopates fallen, nicht in die äusserliche Er- 
scheinung treten liess, auf sie geradezu absichtlich verzichtete, 
um ad hoc die Einheitlichkeit und Brüderlichkeit aller Bischöfe 
zu dokumentieren. ?) 


1) In einzelnen Gegenden noch im 9. Jahrhunderte. Ueber Kärnten vgl 
z. B. Dümmler, Pilgrim von Passau, S. 151 Anm. 31. 

2) Vgl. bes. das berühmte Schreiben des Rabanus Maurus an Drogo 
von Metz, c. 830—842, Mon. Germ. Epistolae V. 431 ff. 

3) Die Chorbischófe werden oft auch von den Diózesanbischófen fratres 
genannt; z. B. Epistolae V, S. 363 und häufig. 
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Oder es kam vor, dass das Urkundenzeremoniell nicht in 
voller Strenge durchgeführt wurde, die Abstufung der Würden 
sich auf grössere Gruppen beschränkte, innerhalb deren dann die 
Anordnung freier war. Und noch andere Umstände sind da zu 
berücksichtigen. Vor allem, wie gesagt, die konkrete Sachlage 
des Einzelfalles. 

Einige Beispiele werden das wieder am besten erweisen. 
So lautet die für uns in mehrfacher Richtung — namentlich auch 
wegen der genauen Bezeichnung der Bistümer — interessante 
Aufzählung der Konzilsteilnehmer der grossen Synode (Toten- 
bund) von Attigny, wahrscheinlich 762, folgendermaßen'): 

Hrodegangus episcopus civitas Mettis; Eddo episcopus 
Stradburgo; folgen 4 weitere Bischöfe unter analoger Bezeich- 
nung; dann: Remedius vocatus episcopus civitas Rodoma; dann 
wieder 5 gewöhnlich bezeichnete Diözesanbischöfe; hierauf: 
Uuilliharius episcopus de monasterio sancti Maurici; dann 14 
weitere Bischöfe, u. zw. Diózesan- und Klosterbischófe gemischt; 
und hierauf, zum Schlusse, die 17 anwesenden Äbte. 

Der vocatus episcopus, Remedius von Rouen, der einzige 
der ganzen Liste, erscheint hier (an siebenter Stelle) inmitten der 
übrigen Bischöfe angeführt. Dies hat aber umsoweniger auffälliges 
an sich und entscheidet umsoweniger für eine Gleichstellung mit 
diesen, als ja auch die Älosterbischöfe mitten in die regierenden 
Diözesanbischöfe der verschiedenen, als solche noch speziell ge- 
nannten, Bischofsstädte eingestreut sind, nämlich an 13., 15., 17. 
und 21. Stelle, während noch bis zur 27. Stadtbischöfe folgen. 
Und zwar handelt es sich keineswegs um solche Klosterbischöfe, 
wie deren die Pippinsche Zeit ja auch kennt, die in Diözesan- 
bischófe übergiengen, den von Eichstätt (21) allein ausgenom- 
men. ?) 

Man kann trotzdem nicht sagen, dass das Zeremoniell gar 
nicht eingehalten wäre. Die einfachen Äbte nichtbischöflichen 
Charakters, u. zw. einschliesslich der mächtigsten unter ihnen, 
wie Fulrads von St. Denis (28) und Lantfrids von St. Germain 

1) Mon Germ. Concilia Il, 73. 

2) Willibald von Würzburg (12) ist nicht mehr als Klosterbischof aufge- 
führt. — Die aus Klostervorständen hervorgegangenen Diózesanbischófe lassen 
übrigens diesen Ursprung noch lange über diese Zeit hinaus erkennen. 
Z. B. Traditionen von Mondsee Nr. 7 (800) Urkundenbuch des Landes ob der 
Enns I, S. 4: Arnonem archiepiscopum . . . de monasterio Salzburgiensi — 
Das ist natürlich verschieden von jener Situation, wo ein Diózesanbischof, 
was damals UE Rr. oft geschah, ein anderes Kloster (nicht sein Domkloster 


leitet; a a. 4 S. 9 (805): monasterio . .. maninseo, ubi praees 
sanctus ac venerabilis Hildibaldus archiepiscopus rector. 
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(29) sind von allen Bischófen streng geschieden und folgen 
ihnen, auch äusserlich durch ein Kreuzzeichen davon getrennt, 
nach. Die zwanglose Rangordnung gilt also lediglich innerhalb 
des Episkopates,!) darf dann aber natürlich auch hinsichtlich 
des vocatus episcopus nicht wundernehmen, der übrigens von 
den Klosterbischófen deutlich genug unterschieden ist. Dazu 
kommt noch, dass gerade Remedius von Rouen auch in anderer 
Beziehung eine Sonderstellung einnahm, nämlich als königlicher 
Prinz. Und durch die Zugehörigkeit zu dem Herrscherhause wurde 
ja auch sonst eine etwaige Minderstellung in der hierarchischen 
Ordnung aufgewogen, ja überwogen. ?) 

Andere Fälle sind dann wieder anders zu beurteilen, immer 
jedoch mit dem gleichen Ergebnisse. So etwa der folgende. Es 
handelt sich um die Unterfertigung des Konzils von Compiègne 
des Jahres 757 und zweckmäßigerweise wird hier wohl die ganze 
Stelle angeführt. Die Unterschriften lauten ?): 

(1) Chrodegangus peccator episcopus hanc firmitatem a me 
factam relegi et subscripsi. (2) Adalfridus peccator episcopus 
subscripsi. (3) Lupus peccator episcopus. (4) Andreas subscripsi. 
(5) Ego Fulcharius vocatus indignus episcopus subscripsi. 
(6) Rothingo advocato. (7) Vulfrannus vocatus episcopus. (8) In 
Christi nomine Heriveus episcopus subscipsi. (9) Segimodo. 
(10) Ego Mangaudus episcopus subscripsi. (11) Memorianus. 
(12) Corchidianus subscripsi. (13) Deormarus acsi peccator, 
episcopus subscripsi. (14) Rabigaudus abbas subscripsi. (15) Ja- 
cob peccator episcopus subscripsi. (16) Meusebius peccator 
episcopus subscripsi. (17) Audo peccator episcopus subscripsi. 
(18) Chardobachius peccator episcopus subscripsi. (19) Leudaeneus 
episcopus subscripsi. (20) Ego Lupus, quamvis indignus, episco- 
pus subscripsi. (21) Ledecharius peccator episcopus subscripsi. 
(22) Fortunus peccator episcopus subscripsi. (23) Sedonius, acsi 
peccator, episcopus subscripsi. (24) Deofridus episcopus sub- 
scripsi. (25) Sadrius episcopus subscripsi. (26) Ego Angilrannus 
subscripsi. (27) Sadebertus, acsi indignus, episcopus subscripsi. 


1) Bei der einigermaßen, aber nicht streng, durchgeführten, geographi- 
schen Gruppierung sind einige der Klosterbischófe nahe gelegenen (teils ihren 
eigenen) Diözesanbischöfen gleich angefügt. So schliesst sich Theodulf von 
Lobbes (15) an Folcrich von Tongern-Lüttich an und Hypolit von St. Claude 
(17 an Hiddo von Autun. Der vocatus von Rouen geht einem anderen 
Bischofe derselben Gegend, der späteren Normandie, nämlich Maurinus von 
Evreux, unmittelbar vorher. 

2) S. z.B. oben S. 3 A. 2 über Drogo von Metz. 

3) Mon. Germ. Concilia II, 62 f. 
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(28) Rotelmus subscripsi. (29) Gontelmus. (30) Brandoinus. 
(31) Sigilbertus. (32) Zacharie. (33) Rahinaus. (34) Gonterius. 
(35) Abbo. (36) Adelelmus. (37) Angelelmus. (38) Sadrius 
episcopus subscripsi. (39) Ego Richerius sive Unaseo, acsi in- 
dignus, diaconus iussus hanc confirmationem relegi et subscripsi. 

Diese ganze Stelle ist sozusagen voll von Devotionsformeln. 
Es liegt daher wohl am náchsten, hier auch das vocatus im Sinne 
einer solchen zu verstehen. Es wechselt ja mit den übrigen Demuts- - 
worten ab. Dem (acsi) peccator, (acsi) indignus lässt sich ganz 
zwanglos das vocatus als gleichwertig anreihen, namentlich wenn 
man (5) vocatus indignus episcopus liest und auch sonst, wie 
schon erwähnt, ähnliche Wendungen vorkommen. Der Unter- 
schied dieser Stelle von anderen erklärt sich daraus, dass wir 
hier in subjektiver Fassung die Unterschriften der Konzilsteil- 
nehmer selbst vor uns haben, während sonst zumeist von dritter 
Seite mehr objektiv darüber berichtet wird. 

Doch wie dem auch sei, keinesfalls braucht uns diese Stelle 
weiter aufzuhalten, da hier die Rangordnung ja überhaupt nicht ein- 
gehalten ist, Äbte, ja selbst Laien vor Bischöfen und mitten unter 
diesen erscheirren. Auch das hat nichts besonderes an sich, da 
ja im 8. Jahrhundert die Urkundenformalitäten, namentlich bei 
Privatdiplomen, in dieser Hinsicht noch nicht so entwickelt sind 
wie später und selbst dort, wo eine Rangierung — die sich ja selbst 
erst allmählich verfestigt — hinsichtlich der aufgeführten Personen 
bereits ausgedrückt ist, sie doch nur selten bis ins kleinste 
beobachtet ist. Es genügt ein Blick in irgend ein Urkundenbuch. 


Ähnlich verhält es sich aber mit den übrigen hieher ge- 
hörigen Stücken, wovon ich nur noch eines anführen will. In 
der interpolierten Fassung des Ediktes, das Kaiser Lothar I. im 
Jahre 840 über die Restitution Ebbos von Reims auf der Synode 
von Ingelheim ausfertigen liess, lautet die Reihe der Konzilsteil- 
nehmer nach Drogo !): 

Otgarius archiepiscopus. Amalwinus archiepiscopus. Het 
archiepiscopus. Audax archiepiscopus.  Giselbertus episcopus. 
Haiminus episcopus.  Frotharius episcopus. Ado episcopus. 
Samuel episcopus. Rataldus presbyter vocatus episcopus. Joseph 
episcopus. Adalulfus episcopus. David episcopus. Hrodingus 
episcopus. Badaradus episcopus. Agano episcopus. Hartarius 


1) Mon. Germ. Concilia II, S. 793 2. Spalte. S. oben S. 3 A. 1. 
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episcopus. Hrambertus episcopus. Amalricus vocatus episco- 
pus. !) 

In dem Originaledikte dagegen haben wir folgende An- 
ordnung?): ` 

Otgarius archiepiscopus. Hem archiepiscopus. Amalwinus 
archiepiscopus. ^ Audax archiepiscopus. Joseph episcopus. 
Adalulfus episcopus. David episcopus.  Rodingus episcopus. 
Giselbertus episcopus. Frotharius episcopus. Badaradus episco- 
pus. Hagano episcopus. Hartgarius episcopus. Ado episcopus. 
Samuhel episcopus. Hrambertus episcopus. Haiminus episcopus. 
Ratoldus presbyter vocatus episcopus. Amalricus vocatus episcopus. 


Vergleichen wir beide Stellen, so finden wir dieselben Namen, 
jedoch in verschiedener Reihenfolge. Das erstere (jüngere) Stück 
des Interpolators vertauscht aber nicht bloß die Ordnung der 
Bischófe, sondern auch die der Erzbischófe. Ein bei Abschreibern 
— namentlich fälschender Tendenz — ja auch sonst beliebtes 
Verfahren, um den Zusammenhang mit der Quelle weniger auf- 
fallend zu machen und den Schein der Originalität zu heben. 
Übrigens erscheint die Gruppierung der Erzbischöfe und des 
Episkopates im ganzen wieder gewahrt. Für uns resultiert daher 
auch daraus keinerlei Schwierigkeit. 


Wir können also, denke ich, die oben aufgestellte Be- 
hauptung des niederen Ranges der vocati episcopi i. e. S. gegen- 
über den gewöhnlichen Bischöfen ganz unbedenklich stehen 
lassen. Für ihre grosse Wahrscheinlichkeit sprechen viele Gründe, 
ein wirklich stichhaltiges Argument dagegen liegt aber überhaupt 
nicht vor. 


Wie sehr die Vorstellung davon eingebürgert war, zeigt sich 
vor allem auch darin, dass sich auch die spuria ganz unbefangen, 
also an etwas selbstverständliches und daher unauffälliges, darnaclı 
richten. Auch dafür hier noch ein Beispiel. Ich wähle das 
falsche Konzilsdekret von angeblich 788, ein Stück, das in seinen 
Angriffen auf die Laiengewalt, namentlich auf deren Einmischungen 
in kirchliche Dinge, pseudo-isidorischen Geist atmet und nach 
den Ausdrücken (auch soweit sie nach pseudo-isidorischer Manier 
früheren Jahrhunderten entnommen sind) etwa der Mitte des 


1) Ebenso — der Zusammenhang ist klar — in der Verteidigungsschrift 
für Ebbo Werminghoff S. 805, nur heisst es hier zum Schlusse noch: cum 
ceteris pluribus presbyteris ac diaconibus publice adsistentibus. 


2) Werminghoff S. 793 Spalte 1. 
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9. Jahrhunderts seine Entstehung verdankt. Die Synodalunter- 
schriften lauten !): 

In Christi nomine Danihel, Dei miseratione sedis Narbonensis 
metropolitanae ecclesiae episcopus, huius decreti institutionem 
subscripsi. Ego Elefantus, primae sedis Arelatensis episcopus, 
confirmavi. Ego Desideratus Diensis episcopus subscripsi. Nun 
folgt eine grosse Reihe burgundischer und aquitanischer Bischöfe, 
vielfach mit Wendungen wie »in Dei nomine«, »in Christi nomine« 
unterfertigt; dann zum Schlusse, nach den episcopi: Ego Ragan- 
baldus diaconus, Dunensis?) vocatus episcopus, subscripsi. Ego 
Ansebrandus diaconus ad vicem Landeberti Eglinensium episcopi 
subscripsi. Ego Ricciminus indignus presbyter ad vicem Vulfe- 
garii sedis Biterrensis episcopi subscripsi. Ego Arricho cancel- 
larius, acsi indignus, presbyter hoc decretum scripsi. 

Worin bestand nun aber, worauf gründete sich die mindere 
Stellung des vocatus episcopus, der Unterschied von Bischöfen 
schlechtweg? Gerade die zuletzt erwähnten Stellen, echte wie 
falsche, scheinen da einen deutlichen Fingerzeig zu bieten und 
den Schlüssel für die richtige Erklärung zu enthalten, die ja in 
der Tat auch bisher, wenigstens teilweise, schon in dieser Richtung 
gesucht worden ist. Ob mit Recht oder Unrecht, wird eben zu 
untersuchen sein. 

Wir haben da einen presbyter vocatus episcopus, ja in dem 
zuletzt angeführten Beispiele sogar einen -diaconus vocatus epi- 
scopus. Von den bloßen Vertretern abwesender Bischöfe er- 
scheint letzterer deutlich unterschieden. Sie folgen ihm, auch im 
Priesterrange, nach. Der vocatus wird hier, wie sonst oft, mit 
dem Namen seines Bistums bezeichnet, dieses erscheint also mit 
ersterer Stellung fest verbunden. 

Findet man dann noch, was sich wenigstens für einige Fälle 
feststellen lässt, dass der vocatus episcopus später als vollwertiger 
Bischof auftritt, so scheint es wohl klar zu sein, dass man in 
ihm eine Vorstufe für letzteren, einen neu ins Amt eingeführten 
Bischof vor Erfüllung irgend eines der für die volle Stellung 
nötigen Requisite zu sehen hat, am wahrscheinlichsten vor Er- 
langung der Bischofskonsekration — mit Rücksicht auf die aus- 
drücklich beigefügte Weihestufe des Priesters oder Diakons. 

Allein, so einfach die Sache auf den ersten Blick auch er- 


1) Mon. Germ. Concilia II, 830 f 
2) S. Duchesne, Fastes I? (1907) S. 293. Die Auffassung »Digne« ist 
wohl richtig. 
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scheint, so schwierig gestaltet sie sich bei näherer Betrachtung 
der einzelnen in Betracht kommenden Fälle. | 

Das erste, was da auffällt, ist die übermäßig lange Dauer 
dieses vermeintlichen Durchgangsstadiums. Es zeigt sich näm- 
lich, dass eine im Verhältnisse zur immerhin vorhandenen Selten- 
heit des Ausdruckes ganz auffallend grosse Zahl aller bekannten 
vocati episcopi jahrelang in dieser Stellung verharren, was doch 
schon in hohem Grade merkwürdig ist und mit der obigen An- 
nahme eines Durchgangsstadiums, insbesondere der vermuteten 
Art, allein schon nicht recht verträglich scheint. 

So wissen wir zufällig ganz genau, dass der erwähnte, auf 
der Synode von Attigny (c. 762) als vocatus episcopus ange- 
führte Remedius von Rouen schon im Jahre 755 dieses Bistum 
erhalten hatte.!) Andererseits lässt sich aber gerade in diesem 
Falle nicht ein anderer Wortsinn der früher erwähnten Art für 
das vocatus annehmen. Es ist auf dem Konzile ganz singulär ver- 
wendet und scheint geflissentlich angeführt zu sein. Vollends ausge- 
schlossen ist hier namentlich die Annahme eines Demutswortes. ?) 

Dasselbe ergibt sich aber auch noch für eine ganze Reihe 
weiterer Fälle, zunächst des 8. Jahrhunderts. Für dieses wurde 
das auch bisher schon allgemeiner erkannt und beachtet. So 
heben namentlich Ölsner und Friedrich mit allenı Nachdrucke 
hervor, dass man es in den einzelnen bekannt gewordenen vocati 
episcopi jener Zeit durchweg mit nachweislich konsekrierten, 
lange im Amte befindlichen Bischöfen zu tun habe. Eben aus 
diesem Grunde nahm ja Friedrich auch einen Wandel der Bedeutung 
an der Wende des 8. und 9. Jahrhunderts an, um obige Ansicht 


1) Ann. Petav. cont. zu 755 (Mon. Germ. SS. I, 11): In hoc anno dom- 
nus Remedius adeptus est sedem ecclesiae Rotomagensis. Vgl. Gesta abb. 
Fontan. c. 12, 15 (SS. II, 286, 291. Nith. Hist. Lib. 3 c. 2 (SS II, 663) nennt 
ihn archiepiscopus. Nach Adrevald von Fleury (Mir. S. Ben. c. 16 SS. XV, 485) 
wäre Remigius Rotomagensis episcopus (ohne vocatus angeführt) schon vor 
702 im Amte gewesen. Remedius wird auch in der alten Bischofsliste geführt 
(Duchesne , Fastes episcopeaux de l’ancienne Gaule, II2, S. 205). Päpstlicher- 
seits wird er als episcopus schlechtweg angesprochen; s. die Stellen bei 
Duchesne a. a. O 

2) Wenn auch Remedius selbst, vielleicht sogar zu Attigny, das Testa- 
ment des Heddo von Straßburg (darüber weiter unten) unterfertigt als: in Dei 
nomen ego Remedius peccator donum Dei episcopus subscripsi. Grandidier, 
Strasbourg I> 72 Nr. 43. Wentzke, Regesten der Bischöfe von Strassbur 
Nr. 43. Oelsner, Jahrbücher des fränkischen Reiches unter König Pippin, S. 47 
und 514 nimmt allerdings den Sinn eines Demutswortes für das obige vocatus 
an. Aber eben mit der Argumentation, dass Remedius schon 755 Bischof war, 
daher 762 nicht mehr vocatus im anderen Sinne (nach Oelsner: »eben erst 
neu erwáhlt«) sein könne. Da auch sonst in ähnlicher Weise argumentiert wird, 
so ergibt sich umgekehrt die grosse Wichtigkeit einer genauen Festlegung 
des Begriffes. 
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wenigstens für das letztere zu retten und die verschiedenen, 
anderweitig durch die Quellen unterstützten Auffassungen dadurch 
mit der Quellenüberlieferung vermeintlich in Einklang zu bringen. 
Lassen wir also die Stellen aus dem 8. Jahrkunderte hier vorläufig 
ausser Betracht, da ja die Móglichkeit einer Anderung in der Be- 
deutung des fraglichen Wortes von vornherein natürlich offen 
steht. Und suchen wir, ob obige Annahme wenigstens für das 
9. Jahrhundert zum Ziele führt. Wir beginnen mit diesem aber 
schon deshalb, weil uns hier hauptsächlich das Wort als recht- 
licher Fachausdruck in unzweifelhafter Weise entgegentritt und 
die Lösung eines mittelalterlichen Fachausdruckes zweckmäßig 
nach rückwärts, von der Zeit seiner klaren Festlegung aus in der 
Richtung nach den unsicheren Anfängen zu, erfolgt. 

Aber gerade die Betrachtung der Stellen des 9. Jahrhunderts 
macht die Sachlage für die erwähnte Annahme nicht besser, im 
Gegenteile wird sie dadurch nur noch schwieriger. Nähere Forsch- 
ung lässt auch da die lange Dauer im Stadium des vocatus 
episcopus erkennen. Was in einzelnen Fällen als auffällige Aus- 
nahme erscheint, wird bei genauerem Zusehen als Regel erkannt. 
Dadurch werden aber die Aussichten für obige Auffassung nur noch 
geringer, zumal sich auch noch andere, damit wohl nur sehr 
schwer vereinbare Nebenumstände zeigen. 

Freilich sind da entscheidende Stellen für die einzelnen in 
Betracht kommenden Persönlichkeiten nicht so leicht in grösserer 
Zahl, die allein einen Überblick gewährt, aufzufinden. Ist der 
Ausdruck im ganzen relativ selten, so häufen sich natürlich um- 
soweniger Stellen in einer Person. Kommt aber das letztere doch 
vor — und in der Tat ist das der Fall —, so ist solchen Nach- 
richten dann selbstredend ein besonderes Gewicht beizumessen. 

Da haben wir zunächst, gegen die Mitte des 9. Jahrhunderts, 
den oft genannten vocatus episcopus Notingus. Von diesem lässt 
sich folgendes feststellen, wobei wir uns auf bloße Ver- 
mutungen gar nicht einlassen.!) Noting erscheint zunächst in 


1) Graf Hundt, Die Urkunden des Bistums Freising aus der Zeit der 
Karolinger. Nachträge etc. Die Bischöfe u. kirchl. Würdenträger des Karol. Zeit- 
raums in den Urkunden des Bistums Freising. Abhandlungen der hist. Klasse 
der k. bayr. Akad. der Wissensch. 13. Bd. 1. Abteilung, München 1875, handelt 
(S. 55 ff.) in einem besonderen Kapitel von den: Chorepiscopi, vocati episcopi, 
episcopi extranei Er sagt, nachdem er von den verschiedenen Klassen von 

ebenbischófen gesprochen: »Ob die vocati episcopi auch zu diesen Neben- 
bischófen zu zählen. oder aber Bischöfe sind, welche zwar zum bischöflichen 
Amte berufen, jedoch durch Weihe oder Einführung noch nicht in den Besitz 
gesetzt sind, scheint noch zweifelhaft. Bemerkt mag werden, dass in unserer 
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der Kirche von Verona — wenigstens seit 840 — und wird ganz 
konsequent in einer ganzen Reihe von Erwähnungen vocatus 
episcopus, genauer mit dem Beisatze ecclesiae Veronensis ge- 
nannt. Und zwar wird der Ausdruck bei ganz verschiedenen 
Gelegenheiten und von den verschiedensten Seiten gebraucht. 
Er erscheint ebenso in Ausfertigungen der kaiserlichen Kanzlei 
wie in Privaturkunden. Das heisst aber doch wohl nichts anderes, . 
als dass wir es mit einer fest eingebürgerten technischen Bezeich- 
nung zu tun haben — wie wir ja aus anderem bereits erschließen 
konnten — und dass Noting diesen Titel dauernd getragen hat 
und auch von anderen damit benannt worden ist. 

So sagt z. B. Lothar I.!) — und in den Diplomen dieses 
Herrschers wird das Wort, wie sich aus unseren weiteren Aus- 
führungen noch klar genug ergeben wird, stets technisch ver- 
wendet — in einer Prekarienbestátigung des Jahres 843 für einen 
Veroneser Stiftsvasallen hinsichtlich einiger Besitzungen des Bis- 
tums Lodi: Notingus Veronensis ecclesiae vocatus episcopus 
nostrae innotuit serenitati, quod pater cuidam vasallo suo nomine 
Ostini aliquantum de rebus suis tradiderit ecclesiae Laudensi et 
acceperit per precariam iterum de rebus eiusdem ecclesiae. 

In einer anderen Urkunde — für Aglei — sagt derselbe 
Herrscher?): venerabilis Forojuliensis urbis patriarcha per No- 
tingum Veronensis ecclesiae vocatum episcopum et virum illu- 
strem Eberardum comitem nostre innotuit serenitati etc. 
Zusammenstellung der vocatus episcopus Franco als wirklicher Bischof von 
Vicenza kaum zu beanstanden (vgl. oben S. 14 m. A. 11) und Notingus vocatus 
episcopus Veronensis schon früher geweihter Bischof sein dürfte«. Worauf 
Hundt letztere Vermutung gründet, ist mir unbekannt. Für eine Identität 
mit dem von 830 bis um 840 in Vercelli regierenden Bischofe Notingus liegt kein 
eindeutiger Anhaltspunkt vor. Die Namensgleichheit ist natürlich zu wenig. 
Sicher ist nur, dass beide Bischöfe aus mächtigem, deutschem Geschlechte 
waren. Und zwar stammt Noting von Vercelli aus Schwaben. Vgl. auch Savio, 
Gli antici vescovi d'Italia etc., descritti per regioni, Piemonte (Turin 1898) 
S. 443. Freilich erscheint auch Noting von Verona-Brescia mit dem gleich- 
falls aus Schwaben stammenden Eberhard von Friaul intim und dauernd be- 
freundet. Vgl. das folgende. Auch zeitlich bóte die Annahme einer Identität 
keine Schwierigkeit. Noting, der vocatus von Verona, taucht zur selben Zeit 
auf, wo der Vicentiner Bischof gleichen Namens verschwindet. Und der Bis- 
tumswechsel ist in jener Zeit nicht mehr selten, tritt ja auch bei Noting von 
Verona, wie wir gleich sehen werden, nochmals ein. Ließe sich irgend ein 
sicherer Anhaltspunkt für die Identität gewinnen, so würde unser Fall noch 
interessanter. 

1) Marius Lupus, Codex diplomaticus Bergomatensis L 703. Bóhmer- 
Mühlbadier, Regesten Nr. 1104. Wie schon Lupi (Sp. 705) mit Recht hervor- 
hebt, ist es auffállig, obige Urkunde im Kartular der Kirche von Bergamo zu 
finden. Vielleicht ist aber das Wandern der Diplome von Bistum zu Bistum 
aus dem der Bischöfe selbst zu erklären. 


2) Mitteilungen des Instituts für Österreichische Geschichtsforschung 
Bd. I S. 284 (Böhmer-Mühlbacher, Nr. 1165). 
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In einer Tauschurkunde des Veroneser Domkapitels steht 
die Unterschrift’): Reginardus vasallus Notingo vocato episcopo 
teste. Usw. 

Wie lange nun Noting vocatus episcopus von Verona war, 
lässt sich nicht ganz genau feststellen, jedenfalls aber war er es 
durch mehrere Jahre. Ein Umstand, der gewiss auffällig ist und 
auch bereits aufgefallen ist. ?) 

Schliesslich tritt uns aber Noting doch auch als Vollbischof 
entgegen und wird dann wieder mit derselben Konsequenz als 
episcopus schlechtweg vorgeführt wie früher als vocatus. Und 
zwar erscheint er nicht nur mit dem Titel eines Diözesanbischofs 
ausgestattet, sondern tritt uns als der wirklich Regierende in 
seiner Diózese entgegen, aber, und das ist wieder sehr merk- 
würdig, nicht in Verona, wo er so lange vocatus war, sondern 
in einem anderen Bistume Oberitaliens, in Brescia.*) Hier regiert 
er dann bis zu seinem Tode (865). ) Ja, Verona wird nicht bloß 
hernach von anderen Bischöfen regiert, sondern scheint — und 
das ist ein weiterer auffälliger Umstand — auch Diözesanbischöfe 
gehabt zu haben, als Noting dort vocatus war.*) Ist dies zwar 
auch nicht ganz sicher, so ist doch auch die bloße Wahrschein- 
lichkeit bemerkenswert, besonders deshalb nämlich, weil wir ähn- 
liche Verhältnisse auch noch bei anderen vocati episcopi der- 
selben Zeit vorfinden. Und da kommt eine Parallelerscheinung 
auch nur bei bloßer Wahrscheinlichkeit erheblich in Betracht. 

Die Identität des Notingus vocatus episcopus Veronensis 
mit dem Notingus venerabilis episcopus Brixiensis, wie er zu- 
meist in den Quellen heisst, kann aber meines Erachtens gar 
nicht bezweifelt werden. Ausser anderen Gründen, die dafür 
sprechen, kommt noch ein Umstand in Betracht, der bisher, so- 

1) Lupus a. a. O. Sp. 709. 

2) Schon Lupi Sp. 713 hebt ihn als bemerkenswert hervor, wobei er 
das »vocatus« für »erwählte nimmt. So auch Dümmler, Geschichte des ost- 
fränkischen Reiches Bd. 12, S. 332 A. 2. Vgl. auch nächste Note. 

3) Jedenfalls vor 847; denn bereits als Notingus Brisciae civitatis Italiae 
episcopus reist er unter Papst Sergius II. (844—847) nach Rom; Translatio 
S. Calixti Mon. Germ. SS. XV, 418. Vgl. a. Chronica Albrici zu 844. - 

4) Der Todestag (12. August) übereinstimmend berichtet von Necrol. 
Augiae divitis (Mon. Germ. Necrol. I, S. 278) und Liber annivers. ecclesiae 
maioris Curiensis (a. a. O. S. 636). | 

9) Vgl. Ughelli, Italia sacra V2, 717 f., der den Notingus in der Vero- 
neser Bischofsliste ganz übergeht. Schon hier sei erwähnt, dass, wie wir noch 
sehen werden, die vocati episcopi auch in den alten Bischofslisten zumeist 
nicht geführt werden, während bei den electi gewöhnlich das Gegenteil zu- 
trifft. Nach Vita Sergii II. (ed. Blanduüni S. 851) haben wir anfangs der 


vierziger Jahre schon einen Bischof Azinus von Verona, welche klare Angabe 
Lupi Sp. 727 auf Bischof Agano von Bergamo umdeutet. 
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viel ich sehe, noch nicht beachtet wurde. Das ist die innige 
Freundschaft, in der wir den Herzog Eberhard von Friaul zuerst 
mit Noting, dem vocatus von Verona, dann mit dem Bischof von 
Brescia des gleichen Namens antreffen. Bei den verschiedensten 
Anlässen werden die beiden zusammen genannt, ihre Namen 
Eberhard und Noting erscheinen fast als unzertrennlich.') Da ist 
es doch schon an sich wahrscheinlich, dass beide Notings eben 
eine und dieselbe Person waren. 

Ergibt sich aber schon daraus, dass wir es in diesem Noting 
mit einem der mächtigsten unter den Großen der Zeit zu tun 
haben, so folgt dasselbe auch noch aus anderem.?) Als Diózesan- 
bischof (von Brescia) wird er uns ausdrücklich als »Kaiserlicher 
Bischof« genannt, was damals bereits mit voller Betonung und 
im bewussten Gegensatze zu den allerorts gegen Bischofskirchen 
Sich regenden Mediatisierungsbestrebungen der Grossen nur hin- 
sichtlich der mächtigsten und in ihrer Eigenschaft als Reichs- 
bischöfe unbestrittenen Prälaten, vornehmlich des Lotharischen 
Reiches geschah.) 

Und diese Feststellung ist auch von Wichtigkeit und soll 
für spätere Ausführungen im Auge behalten werden. Sonst lässt 
sich, soviel ich sehe, über Noting nichts weiter auffinden, was 
für unsere Frage von Wichtigkeit wäre. Immerhin führte uns 
schon das Beigebrachte auf einige interessante Punkte. Ganz 
ähnliches, und damit rundet sich mehr und mehr das Bild, lässt 


1) Hier nur einiges davon. In dem bereits erwähnten (S. 28) Diplome 
Lothars L von 843 für Aglei intervenierten beide (Noting als vocatus von 
Verona) für den Patriarchen. — Ungefähr zur selben Zeit richtet Rabanus 
Maurus an die beiden Ausführungen über die Prädestinationslehre Gottschalks ; 
Mon. Germ. Epistolae V (ed. Dümmier) S. 428 u. 481; s. a. S. 490. Vgl. auch 
Dümmler, Ostfr. Reich I?, S. 406. — Als Eberhard ein Kloster gründete, 
wandte er sich wieder an Noting, damals bereits Bischof von Brescia, mit der 
Bitte um Reliquien; Translatio S. Calixti Cisonium (ed. Holder-Egger) Mon. 
Germ. Scriptores XV, 418 f. — Im Jahre 858 weilten Bischof Noting von Brescia 
und Markgraf Eberhard von Friaul als Gesandte ihres Herrn, des Kaisers Lud- 
wig Il. von Italien, am Hofe Ludwigs des Deutschen zu Ulm; Dümmler, 
Ostfr. Reich 1%, 419. Ruodolfi Fuld. Annal. 858, SS. I, 371. 


2) Wir trafen ihn bereits als Intervenienten bei Ausfertigung von 
Herrscherdiplomen und in der besonderen Vertrauensstellung eines ausser- 
ordentlichen Kónigsboten. 


3) Namentlich wenn Hinkmar von Reims — u. zw. sozusagen an offi- 
ziöser Stelle, in den fränkischen Reichsannalen — das Wort in dieser Art ge- 
braucht, hat es einen ganz bestimmten Sinn, so z. B. Hincm. Ann. 868 (SS. I, 
469): (Exkommunikation des Anastasius). Post Romanum pontificem in hoc 
anathemate consenserunt Johannes, archiepiscopus Ravennatis, Nottingus et 
Sigilfredus (von Reggio) episcopi domni imperatoris et sex episcopi ad prae- 
dictum archiepiscopum pertinentes. (Darüber vgl. meine Darstellung in: 
»Bischofsgut und mensa episcopalis« III, S. 141 ff.) ; 
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sich aber auch bezüglich der anderen vocati episcopi ermitteln. 
Sehen wir zu, was sich zunáchst gleich hinsichtlich der eingangs 
genannten!) des näheren ergibt. 

Da haben wir zunáchst Amalrich, den vocatus episcopus 
von Como. Auch er führt konsequent diesen Titel und zwar 
ebenfalls durch viele Jahre und ungefähr zur selben Zeit wie 
Noting von Verona. 

Auf der Synode von Ingelheim des Jahres 840!) haben wir 
ihn bereits kennen gelernt. Ferner erscheint er, der Abstammung 
nach ein vornehmer Franke, wiederholt in den Herrscherdiplomen, 
u. zw. ausdrücklich unter der Bezeichnung »vocatus«. 

So heisst es in der Immunitätsbestätigung Lothars I. vom 
Jahre 843 für Bobbio?): Amalricus, Comensis urbis vocatus epi- 
scopus et ex monasterio, quod vocatur Bobo, abbas ... detulit 
serenitatis nostrae obtutibus etc. 

Aber noch sehr lange hat hier dieser Zustand gedauert, 
ehe auch Amalrich wirklicher Bischof wurde, in diesem Falle 
allerdings für dasselbe Bistum. Noch im Jahre 855 erscheint er 
in einem kaiserlichen Diplome (Ludwigs II. von Italien, des 
Sohnes Lothars I.) ausdrücklich als vocatus angeftihrt.*) Könnte 
man aber da an ein ledigliches Versehen des Abschreibers denken, 
so ist dem, wie ein näheres Zusehen lehrt, doch nicht so. 

In dem Bemühen zu bestimmen, wielange Amalrich als 
vocatus episcopus erscheint, ist es mir nach langem Suchen doch 
noch gelungen, eine weitere Erwähnung aus jener späteren Zeit 
zu finden. Und diese ist, wie ich glaube, besonders wertvoll. 

In dem Verbrüderungsbuche von St. Gallen erscheint näm- 
lich auch Amalrich in den Totenbund des Klosters aufgenommen. 
Und zwar charakteristischerweise ebenfalls ausdrücklich als vocatus 
episcopus.*) Da kann doch aber von bloßem Zufalle oder von 
einem nebensächlichen Sprachgebrauche, dem mechanischen Vor- 
gehen eines Abschreibers u. dgl., nicht mehr die Rede sein. Da 
ist es doch nun über jeden Zweifel erhaben, dass der Ausdruck 
ein technischer war und etwas ganz spezielles bedeutet hat. 

Und zwar ist Amalrich unmittelbar nach dem schlechtweg 
episcopus genannten Esso von Chur aufgeführt. Unter allen Um- 
ständen ist dabei die Eintragung des ersteren später erfolgt. Der 


1) Oben S. 3. 

2) Tatti, Annal. Com. I, 951. Böhmer-Mühlbadher, Regesten Nr. 1106. 
3) Tatti a. a. O. 953 (Böhmer-Mühlbacher Nr. 1202). 

4) Monumenta Germaniae, Confraternitates (ed. Piper) S. 35. 
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letztere regierte aber von 849 bis 879.!) Da er bei der Ein- 
tragung bereits Bischof war, so ist dadurch Amalrich, selbst bei 
frühester Annahme, um 850 noch als vocatus nachgewiesen. 

Ausser Amalrich von Como finde ich aber in den Ver- 
brüderungsbüchern der deutschen Klöster unter den- hunderten 
von Namen geistlicher Würdenträger nur noch sehr wenige mit 
dem Titel vocatus episcopus. Einer davon ist der Anshelmus 
vocatus episcopus des Reichenauer Verbrüderungsbuches. ?) Sollte 
das aber nicht der Anselmus vocatus episcopus unbekannten 
Sitzes sein, den wir aus dem Capitulare: Lothars I. von 846 be- 
reits kennen gä) Es ist jedenfalls auffällig, einen nicht gerade 
zu häufigen Namen in dieser Weise mit einem ebenfalls verhält- 
nismáDig seltenen Titel wiederholt verbunden anzutreffen. Ausser- 
dem wáre diese Annahme auch mit der Eintragungszeit vereinbar. 
Doch lässt sich darüber nichts genaueres mehr feststellen. Nur 
soviel sehen wir auch aus diesem Beispiele, dass der vocatus 
Anselmus des lotharischen Kapitulars als ausserordentlicher Königs- 
bote in heikler Mission verwendet wurde, also gleichfalls in be- 
sonderer Vertrauensstellung der Krone stand. 

Aber auch noch einen anderen vocatus episcopus aus dieser 
nekrologischen Quellengruppe möchte ich gleich hier mit er- 
ledigen. Es ist dies der Rachto vocatus episcopus, der uns in 
dem älteren Verbrüderungsbuche des St. Peter-Stiftes zu Salzburg 
entgentritt.*) Schon Karajan, der erste Herausgeber dieses Ver- 
brüderungsbuches, 5) und Friedrich®) haben sich mit seiner Aus- 
deutung beschäftigt.) Doch scheinen mir die Annahmen beider 
ganz unhaltbar zu sein. 

Beide erblicken in dem genannten vocatus episcopus den 
Bischof Rachio (auch Reccho) von Strassburg, der von 784 bis 
längstens 815 regierte.*) Dazu stimmt aber verschiedenes nicht 


1) Mayer, Geschichte des Bistums Chur (1907) S. 119 f. 

2) Mon. Germ. Coníraternitates S. 262. 

3) Vgl. oben S. 19. Piper denkt an Anselm II. von Mailand. 

4) Karajan, Das Verbrüderungsbuch des Stiftes St. Peter zu Salzburg, 
Wien (Braumüller) 1852, S. 3 Kol. 14. Diese Ausgabe macht die einzelnen 
Eintragungen (namentlich hinsichtlich der verschiedenen Hände und Zeiten) 
klarer ersichtlich als die von Herzberg-Fränkel in den Monumenta Germaniae 
(Necrol. Germ. II. Hier steht unsere Stelle S. 7 Reihe 8. 

9) A. a. O. Einleitung S. XXVI. 

6) A. a. O. S. 320 f. Vgl. auch Resch a. a. O. Il, 91 Anm. 204. 

T) Herzberg-Fränkel (s. Index) schliesst sich einfach an Karajan an. 

8) Ueber diesen s. bes. Paul Wentzke, Regesten der Bischófe von Strass- 
burg L Innsbruck (Wagner) 1908, Nr. 59 ff., der aber die fragliche Stelle und 
Konjektur überhaupt nicht erwähnt. Zwischen Rachio und Adalloch, der be- 
reits 820 als Bischof erwähnt wird (816 als vocatus episcopus; s. noch unten), 
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und wird daher von den beiden genannten Schriftstellern in recht 
gewaltsamer Weise umgedeutet. 

Die Hand, die jene Eintragung vollzogen hat, es ist die von 
Karajan mit »d« bezeichnete, schrieb vom 3. bis zum 8. Jahr- 
zehnt des 9. Jahrhunderts. Die Eintragung ist also, selbst bei 
frühester Annahme, zu einer Zeit erfolgt, als Bischof Rachio schon 
tot war. Schon Karajan fiel es auf, dass der Bischof trotzdem 
als vocatus, d. h. nach Karajan als erwählter, noch nicht kon- 
sekrierter, aufgeführt wird. In der Tat ein merkwürdiger Um- 
stand, da doch sonst Verstorbene naturgemäß mit jener Würde 
genannt sind, die sie zuletzt bekleidet hatten und nicht mit einer 
längst überwundenen, in diesem Falle sogar ganz nebensäch- 
lichen, Zwischenstellung.*) Karajan erklärt sich das so, dass dem 
Eintragenden, da doch eine Ausdehnung seiner Schreibtätigkeit 
bis zum Jahre 784 zurück, also auf fast ein volles Jahrhundert, 
völlig ausgeschlossen erscheint, bei späterer Eintragung eine 
Quelle vorgelegen haben müsse, in der Rachio als vocatus ge- 
nannt gewesen sei. 

Allein, auch diese Annahme ist unwahrscheinlich. Warum 
sollte der schreibgewandte Mönch hier das Wort vocatus mechanisch 
kopiert haben, wenn es überhaupt den von Karajan angenommenen 
Sinn trug? Und er muss als Zeitgenosse die Bedeutung des Aus- 
drucks doch wohl gekannt haben. Eben deshalb erscheint es 
viel wahrscheinlicher, dass er ihn absichtlich und geflissentlich 
— die Stelle ist sehr auffällig geschrieben — verwendet hat und 
dass das Wort eben einen andern Sinn gehabt hat. 

Dazu kommt aber noch folgendes. Die Eintragung ist in 
jener Kolumne gemacht, die ausdrücklich als die der Lebenden 
überschrieben ist und zwar nur wenige Zeilen unterhalb dieser 
Rubrik. Um auch das wieder zu erklären, nimmt Karajan an, der 
Eintragende habe irrtümlich den Namen an falsche Stelle gesetzt. 

Allein, tut man nicht besser, statt seine Annahme auf lauter 
Unwahrscheinlichkeiten aufzubauen, lieber zunächst zu denken, die 
Quelle berichte gut und richtig, und nur bei zwingenden Gründen 
mit der Annahme ihres Irrtums zu arbeiten? In der Tat stimmt 


folgen noch zwei Bischöfe, nämlich Outo und Erlehard. Vgl. auch auc, 
Kirchengesch. Deutschlands 113 u. ^ S. 809 f. 


1) Selbst dann, wenn eine Eintragung im Zeitpunkte der erfolgten De- 
signation, aber vor erlangter Konsekration, geschehen wäre, hätte man, 
bei Richtigkeit der obigen Erklärung des vocatus, von diesem Beisatze, der 
doch für die Angelegenheit des Totenbundes ganz gleichgiltig war, absehen 
können. In der Tat geschah das auch mit den electi oft genug. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 1. 3 
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ja auch der Name nicht ganz — unser vocatus ist ausdrücklich 
als Rachto angeführt und der Strassburger Bischof heisst nie so, 
sondern stets Rachio oder Reccho.!) Aber selbst bei Namens- 
gleichheit folgte noch nicht mit Notwendigkeit die Identität der 
Personen. | 

Nehmen wir also zunächst lieber an, der vocatus episcopus 
Rachto sei nicht der Strassburger Bischof, sondern ein Zeitgenosse 
des Eintragenden gewesen, habe um 830 noch gelebt und das 
vocatus habe móglicherweise einen andern Sinn gehabt. Keines- 
falls vermag ich aber durch obige Argumentationen Karajans und 
Friedrichs, und das abstrakte ist für uns wichtiger, den Beweis 
als erbracht anzusehen, ein vocatus episcopus sei mit einem re- 
gierenden Diózesanbischofe als identisch nachgewiesen. Freilich 
begegnet auch Bischof Rachio, nachdem er längst Bischof war, 
mit dem Beiworte vocatus. Dieses erscheint jedoch in der be- 
treffenden Stelle, nämlich in dem von ihm zusammengestellten 
Codex canonum,?) offenbar als Demutsbezeichnung. Übrigens 
erhellt er schon daraus als regierender Bischof. 3) 

Aber kehren wir von den vocati Rachto und Anselm, über 
die wir nichts weiter feststellen kónnen, zu Amalrich von Como 
zurück. Dieser erscheint doch endlich, seit c. 855, als Diózesan- 
bischof dieser Stadt,*) nachdem er dort den Titel vocatus durch 
ein volles und ein halbes Jahrzehnt geführt, 5) um dann noch bis 
zu seinem Tode dort zu regieren. Damit scheint aber in merk- 
würdiger Weise wieder eine andere Tatsache übereinzustimmen. 


1) Im St. Gallener Verbrüderungsbuche ist der Bischof angeführt als: 
Rachio episcopus. M. G. Confraternitates (ed. Piper) S. 20 Kol. 34. Hier ist 
also, korrekterweise, sowohl der Name richtig geschrieben als auch der Bei- 
satz vocatus weggelassen. 
eo Qe Austen. Geschichte der Quellen und Literatur des kan. Rechtes I, 

u. : 

3) Grandidier, Histoire de l'église de Strasbourg II b 141 Nr. 78 
(Wentzke Nr. 59): Ego itaque Rachio humilis Christi servus servorum Dei 
adque omnium catholicorum, ac si peccator, gratia Dei vocatus episcopus 
Argentoratensis urbis in anno 5 episcopati mei. (788). Friedrich a. a. O. ver- 
meint hier die Stelle gefunden zu haben, die nach Karajans Ansicht dem 
Mónche von Salzburg zur Vorlage gedient hátte. l 

4) Er wird von da ab konsequent venerabilis sanctae Comensis ecclesiae 
episcopus genannt. Vgl z. B. das Diplom Kaiser Ludwigs Il. von Italien vom 
Jahre 858 Ughelli, Italia sacra V* 270. Bóhmer-Mühlbacdher, Regesten Nr. 1191 
zum Jahre 852. Allein, gerade im Hinblicke auf obige Titulatur hat Ughellis 
Datierung (858) ein weiteres Argument für sich. Ferner s. die Urkunde des- 
selben Herrschers mit derselben Titulatur (Amalrichs) Monum. Patriae Chartae 
I, 48 (Böhmer-Mühlbacher Nr. 1217; a. 860): erwähnt ihn als wirklichen Comer 
Bischof, zugleich auch noch als Abt von Bobbio. 

5 der im Fragment der Chronik von St. Wandrille (SS. II, 803) zu 
alle Amelricus comes mit dem vocatus episcopus identisch ist, steht 

ahin. 


Der „vocatus episcopus" der Karolingerzeit. 35 


Während Amalrich dort vocatus war, war nämlich Como gar nicht 
vakant, sondern von wirklichen Bischöfen regiert worden. Und 
zwar ist das also, was wir schon für den vocatus episcopus Noting 
als wahrscheinlich hinstellen konnten, hier so gut wie sicher. 
Tatsächlich war Amalrichs Vorgänger Perideus, der als solcher 
sicher nachzuweisen ist,!) gerade in den Vierziger Jahren Bischof 
von Como, als Amalrich dort längst vocatus war.?) Selbst des 
Perideus Vorgánger Leo dürfte noch bis in Amalrichs Zeit hinein 
regiert haben. Mit dieser gewiss auffälligen Tatsache erklärt sich 
aber auch noch etwas anderes, was bisher Schwierigkeiten be- 
reitet hat, leicht, besonders wenn wir das spáter noch über andere 
vocati episcopi vorzubringende mitberücksichtigen. Es fiel schon 
Ughelli, Tatti, Coleti®) und anderen auf, dass die Grabinschrift 
Amalrichs von dessen 10 (oder 11) jáhrigem Episkopate spricht, 
was aber von 865 (oder 866) gerechnet genau bis zum Jahre 855 
zurückreicht. Wir hátten da lediglich die Zeit, die er als vocatus 
verbrachte, nicht mitzurechnen. Auch da erklárte man die Quellen- 
angabe einfach für irrig, korrupt u. dgl. — ein gewagtes Ver- 
fahren. | 

Doch, suchen wir nach weiteren Bausteinen. Wie steht es 
zunächst mit den übrigen vocati episcopi der Ingelheimer Synode 
von 840? 

Da haben wir ausser Amalrich noch vor allem den Radoldus 
presbyter vocatus episcopus von Strassburg. *) Wegen der Bei- 
fügung des priesterlichen ordo scheint wenigstens in diesem Falle 


1) In der echten Urkunde Böhmer-Mühlbacher Nr. 1191 ist er als solcher 
ausdrücklich erwähnt. Ja, vielleicht ist sogar aus dem Diplome selbst die 
gleichzeitige Anwesenheit des vocatus Amalrich mit dem Bischofe Perideus 
ersichtlich. Ughelli V3, 270: notum sit, quia vir venerabilis sanctae Comensis 
ecclesiae episcopus nostrae mansuetudini ostendit praeceptum domini genitoris 
nostri Lotharii serenissimi imperatoris, worin dieser die von Bischof Petrus 
(c. 776—818) seinerzeit errichtete, später jedoch von böswilligen Leuten zer- 
stórte und dann von ihm (Amalrich) wiederhergestellte Fischerei am See be- 
stätigt hatte (dieses Diplom ist leider verloren). Sed pro futura praedictus 
vir venerabilis Amalricus petiit, ut nostri auctoritate non solum ipsum prae- 
ceptum, quod ei praedictus dominus et genitor noster praedecessori suo 
Peredeo episcopo fecit, similiter corroboraremus. Bestätigt den Besitz der 
Fischerei. Sieht das nicht so aus, als habe Amalrich, wie er noch vocatus 
war, etwa als bischóflicher Sachwalter ein Diplom in Empfang genommen? 
Vgl. auch das folgende. 

2) Vorgänger des Amalrich ist Perideus hinsichtlich der späteren voll- 
bischöflichen Stellung des ersteren. — Nach Ughelli V3, 258 ist Leo, seit 818 
Bischof von Como, gestorben.  Hierauf regiert Perideus bis etwa 850. 
Und dann folgt Amalrich. 

x 3) Vgl. diesen in der 2. Auflage des Ughellishen Werkes Bd. V Sp. 267/8 
nm. 2. 
4) S. oben S. 3 f. u. 23 f. 
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die Sache für die Deutung des vocatus als »neuerwählten« be- 
sonders günstig zu liegen. Allein, eine náhere Betrachtung zeigt 
auch da ein ganz anderes Bild und fórdert áhnliche Erscheinungen 
zutage wie bei den früher genannten vocati episcopi. 

Wir finden nämlich die Bischöfe bereits fünf Jahre vorher 
(835) in derselben Angelegenheit zu Diedenhofen versammelt) 
wie 840 zu Ingelheim. Und zwar erscheinen da naturgemäß 
. grösstenteils dieselben Namen. Strassburg ist hier wie dort durch 
Ratoldus vertreten. Dass er 835 episcopus schlechtweg genannt 
wird, wiegt, wie wir gleich sehen werden, nicht schwer. In der 
Tat nimmt auch Werminghoff in seiner Konzilienausgabe der 
Monumenta Germaniae Identität zwischen dem Ratold von Strass- 
burg von 835 mit dem des Jahres 840 an.?) Die Hauptstütze 
dafür, dass man bisher die Regierungszeit Ratolds 840 beginnen 
liess, *) nämlich weil er da eben als vocatus episcopus, also als 
neueingefürter, wie man meinte, erscheint, kann nun nach obigen 
Nachweisungen hinsichtlich anderer vocati episcopi doch wohl 
nicht weiter in Betracht kommen. Wir hätten aber im umge- 
kehrten, der Quellenlage tatsáchlich einzig entsprechenden Falle 
in Ratoldus wieder ein neues Beispiel für einen jahrelang im 
Zustande des vocatus verharrenden Bischof vor uns. 4) 

Dass aber Ratold 835 episcopus schlechtweg heisst, wiegt, 
wie gesagt, nicht schwer. Es ist ja bekannt genug, dass man 
Minderbischófe aller Art oft genug als episcopi schlechtweg an- 
geführt findet, was sie ja in irgend einem Sinne des Wortes stets 
auch waren. Von Chor-, Wander- und Klosterbischófen lásst sich 
das leicht genug erhärten.°) Auch wiesen wir oben schon auf 


1) Mon. Germ. Concilia II, 703. (Bericht des verlásslichen Flodoard). 

2) A. a. O. S. 939 (Index) u. S. 794 A. 19. | 

3) Grandidier, Histoire de l'église et des princes-évéques de Stras- 
bourg, t. II S. 151. Dümmler, Gesch. des ostfränk. Reiches I, S. 142. Robert 
Parisot, Le royaume de Lorraine sous les Carolingiens, Paris (Picard) 1898, 
S. 130 A. 4 v. 129 a. E., wo auch über Hartgar von Lüttich. 

4) Auch Wentzke (in seinen Regesten der Bischófe von Strassburg 
Nr. 80 ff.) nimmt nur einen Bischof Ratoldus an. Für diesen setzt er als Re- 
a nach 832 bis 874. Auch er sieht in der erwähnten Stelle der 

node von Ingelheim kein Hindernis für eine solche Annahme, beruft sich 

aber dafür allerdings (Nr. 82) nur auf die erwähnte Abhandlung Friedridis 
(der aber fürs 9. Jh. im vocatus den neugewählten erblickt) und auf die Kon- 
.stanzer Urkunden, gleichfalls des 8. Jh., mit vocati episcopi (Ladewig Nr. 60 
u. 62), wo aber das Wort nur als Demutsbezeichnung Versendung findet. 
Die Stelle von 835 führt Wentzke überhaupt nicht a 

9) Ein sehr deutliches Beispiel Epistolae V, "596 f. (853), wo der 
thüringische Chorbischof Reginharius abwechselnd chorepiscopus und episcopus 
schlechtweg (beides mehrmals wiederholt) genannt wird. — Ein anderer Fall 
a. a. O. S. 337 (c. 836), wo sich der bekannte Trierer Chorbischof Thegan 
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Möglichkeiten hin, wo infolge momentaner Sachlage auf die 
sonst ja vorhandenen Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Kategorien von Bischöfen geradezu absichtlich nach aussen hin, 
man konnte das also auch im Ausdrucke tun, verzichtet wurde. 
Und der hier in Betracht kommende Fall: die Absetzung eines 
Bischofs, erscheint hiefür als ein durchaus hinreichender Anlass. !) 

Auch hinsichtlich anderer vocati episcopi lässt sich für die 
Zeit, wo sie sonst nachweislich diesen Titel tragen, der obige 
Sprachgebrauch direkt nachweisen. ?) 

Ratold war also sicher fünf Jahre vocatus, möglicherweise 
aber auch noch viel länger. Als Vollbischof, allerdings auch von 
Strassburg, begegnet er uns erst 856 zum erstenmale. *) 

Freilich besteht aber bezüglich der Jahre vor 840 noch eine 
andere Möglichkeit. Und es soll nichts verschwiegen werden, 
was, auch als unwahrscheinlich, irgendwie in Betracht kommen 
könnte, die Beweisführung durchaus nicht bloß zugunsten einer 
bestimmten Annahme, wenn diese auch aus der Quellenbetrachtung 
sich allmählich sozusagen von selbst bildet, erfolgen. 

Es ist nämlich noch möglich, dass der Ratold von Strass- 
burg des Jahres 835 von jenem von 840 doch verschieden war. 
An Ratold von Verona, der 835 auch noch regierte, möchte ich 
dabei freilich nicht denken. 4) 

Allein, einer der älteren Bischofskataloge von Strassburg 
kennt zwei Bischöfe des Namens Ratoldus, nämlich jenen des 
Jahres 840, der in sámtlichen Listen dem Bischofe Reginhard 
vorhergeht und der bis 874 regierte, und ausserdem noch einen 


selbst nennt: Theganus, peccator licet, antistes. — Auch von obenher lässt 
sich die Nivellierung des gesamten Episkopates beobachten. Auch höhere 
Bischófe werden oft einfach als episcopi bezeichnet. Bei Metropoliten ist 
dieser Sprachgebrauch ungemein häufig. 


1) Man denke nur auch ans moderne Recht, wo bei ähnlichen Anlässen 
selbst Quasibischófe, infulierte Prälaten, als Bischöfe fungieren. 


2) So nennt Rudolf von Fulda den Notingus episcopus Veronensis 
(Miracula Sanctor. SS. XV, S. 340), obwohl dieser in Verona nie Vollbischof, 
sondern überhaupt nur vocatus war. Schon hier sei erwähnt, dass kirchliche 
Schriftsteller jener Zeit unsern Titel oft geradezu absichtlich ignorieren. 


3) Wentzke Nr. 83. Die angebliche Urkunde Lothars I. (Böhmer- 
Mühlbacher? Nr. 1070; Wentzke Nr. 81) von 840 für Strassburg, worin Ra- 
told auch als vocatus gern ist, von Grandidier in seiner Hist. de l'église 
de Strasbourg II Nr. 212, Nr. 114 gedruckt, ist eines der Machwerke dieses 
berüchtigten Fälschers. Und die Urkunde Ludwigs des Deutschen Grandidier 
Nr. 115 gehört eben, wie im Texte erwähnt, zu 856. Damit sind aber die 
Ausführungen Friedrichs (a. a. O. S. 318) gegenstandslos. 

4) Denn es erscheint auf diesem Konzile sonst nicht ein einziger italieni- 
scher Prálat. Und nähmen wir Verona als Sitz jenes Ratold an, so wäre das 
sonst bei diesen Anlässen nie fehlende Strassburg gar nicht vertreten. 
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zweiten Vorgänger desselben. Dazwischen liegt ein Grimoldus. 
Für den ersten dieser beiden Ratolde hat eine Liste freilich den 
Namen Badoldus. Dabei bleibt allerdings hinsichtlich der Re- 
gierungszeit auch in diesem Falle alles offen. Und nach der 
Quellenlage ist diese ganze Annahme durchaus unwahrscheinlich. !) 

Aber wie dem auch sei — selbst im ungünstigeren Falle 
würde für eine anderweitig sichergestellte Tatsache lediglich ein 
Einzelbeispiel entfallen. Während in dem weitaus wahrschein- 
licheren Falle die Sache nur erheblich an Interesse gewinnt und 
durch irgend einen sicheren Nachweis in dieser Richtung nur 
noch weiter gewinnen würde. 

An gemeinsamem mit anderen vocati episcopi lässt sich 
übrigens auch von Ratold feststellen, dass er persönlich der 
Krone besonders nahe stand. So ging er 864 als Gesandter in 
besonderer Vertrauensangelegenheit nach Rom?) und begegnet 
in ähnlicher Lage öfter. 

In Strassburg finden wir aber auch noch einen zweiten 
vocatus episcopus in des Wortes technischer Bedeutung. Und 
auch diese Tatsache soll mit Rücksicht auf die bekannte karo- 
lingische Kirchenpolitik, die für Reichszwecke verwandter Natur 
mit Vorliebe jeweils dieselben Kirchen und Klöster heranzog, 
nicht unerwähnt bleiben. 

Es handelt sich um den schon genannten®) Adalloch, seit 


1) Die Listen sind folgende (Mon. Germ. Scriptores XIII, 323): 
I II III 


Bernoldus Bernoldus Bernoldus 
30. Outo Uto 

Ratoldus Badoldus 
Grimoldus Grymoldus 
Ratoldus Radoldus Radoldus 
Reginhardus Reginhardus Reginhardus 
Baldrammus Waletrammus Waltrammus. 


Allein, die älteste und beste Liste, die metrische (Böhmer, Fontes Ill, 1 f.; 
der erste Teil auch M. G. Scriptores XIII S. 322) lässt Ratold unmittelbar auf 
Uto IL, der, wie auch in obiger Liste I, als 30. Bischof angegeben ist, folgen. _ 
Auf jeden älteren Bischof entfällt hier ein Hexameter. Die beiden letzten da- 
von lauten: 
Alter in hoc numero fuit inde trigesimus Uto. 
Diversis opibus loca compserat ista Ratoldus. 
Der altere Teil der metrischen Liste schliesst eben mit Ratold, wie auch der 
jüngere mit dem gleichen Namen beginnt. Der dazwischen bei I und III ein- 
geschobene Grymold scheint der Verfasser der älteren Liste und als solcher 
unter diese gesetzt zu sein. Tatsächlich gehört dem Strassburger Domkapitel 
jener Zeit ein canonicus Grymoldus an. Zu dem ganzen vgl. namentlich 
entzke Nr. 1. Dass dieser nur einen Ratold annimmt, wurde bereits bemerkt. 
2) Dümmler, Ostfränk. Reich II?, S. 78 f. Hincm. Ann. SS. I, 465. 


3) Vgl. oben S. 32 A. 8. 
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820 als Vollbischof von Strassburg bekannt, !) in einem Diplome Lud- 
wigs des Frommen von 816 jedoch als vocatus episcopus dieser 
Kirche angeführt.?)) Von ihm lässt sich — an Verwandtem mit 
anderen vocati episcopi — nur feststellen, dass er der Krone be- 
sonders nahestand, als deren Vertrauensmann er z. B. 820 mit 
dem Grafen Hartmann in wichtiger und heikler Funktion nach 
Italien ging. Alles andere bleibt offen. Lange Dauer des Stadiums 
als vocatus ist auch hier móglich. 

Auch noch andere Strassburger Bischöfe, nämlich des 8. Jahr- 
hunderts, führen, wie gleich hier im Zusammenhange bemerkt 
sei, das Beiwort vocatus. Allein, hier dürfte es sich lediglich 
um die Demutsbezeichnung handeln. Jedenfalls haben wir in 
den Genannten durchweg Vollbischöfe vor uns, die in dieser 
Stellung, während sie sich als vocati bezeichnen, bereits längere 
Zeit verbringen und anderweitig nachweisbar sind. Von Rachio 
haben wir das bereits gesehen.3) Es gilt aber auch von dessen 
Vorgängern. 

So fertigt vor allem Heddo sein sogenanntes Testament 
von 7624) folgendermaßen: ego in Dei nomine Eddo peccator 
per misericordiam Dei vocatus episcopus.®) Aber schon vorher 
führt er diesen Titel unter ganz ähnlichen Wendungen.*) Bischof 
ist er aber bereits seit 734.") In der Gründungsbestätigung für 
das Kloster Schwarzach (Arnulfo auga) von 749 kommt ausser 
ihm auch noch eine ganze Reihe anderer vocati episcopi vor. 
Deshalb sei die ganze Stelle der Unterschriften hier angeführt. 
Sie erscheint ganz zeitgemäß — man vgl. damit nur z. B. die 
bereits erwähnte®) Namenreihe des Konzils von Compiégne von 
797 — und lautet?) nach der bereits angegebenen Fertigung 
Heddos selbst: 


1) Bóhmer-Mühlbacher? Nr. 715. Wentzke Nr. 66. 

2) Böhmer-Mühlbader? Nr. 627. Wentzke Nr. 65. 

3) Oben S. 34 m. A. 3. 

4) Ueber dieses vielumstrittene Dokument, das Schulte (»Zu den Ver- 
brüderungsbüchern von St. Gallen und Reichenau«. Mitteilungen des Instituts 
für österreichische Geschichtsforschung Bd. XI, S. 125) für eine Fälschung hält, 
vgl. jetzt namentlich Wentzke a. a. O. Nr. 46. 

9) Grandidier, Strasbourg II b 91 Nr. 55: regnante domino nostro 
Pipino glorioso rege et venerabili episcopo Eddone. 

ee vielen anderen Orten ist er aber als Strassburger Bischof schlecht- 
weg genannt. S. Wentzke. Vgl. auch Friedric a. a. O. S. 317 f. u. Anm. A 

7) Wentzke, Regesten Nr. 38 ff. 

8) Oben S. 22 f. 

9) Grandidier, Sirasbourg I b 72 Nr. 43. Wentzke Nr. 43. Die Unter- 
schriften sind, wie das damals gebräuchlich war, zum Teile später, nach 
richtiger Annahme (so Friedrich S. 318) wohl zu Attigny 762, ergänzt. 
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in Dei nomen Baldebertus episcopus subscripsi. Ego in Dei 
nomine Dubanus episcopus rogitus presbiter.!) Chrodegangus 
peccator episcopus subscripsi. in Dei nomen Hiddo peccatur vo- 
catus episcopus subscripsi.?) In Dei nomine Lullo peccator 
episcopus subscripsi. In Dei nomine Megingaoz indignus epi- 
scopus subscribens firmavi. In Dei nomine Gutfridus peccator 
episcopus. In Dei nomine ego Nytho rogitus a suprascripto 
pontefice scripsi et subscripsi. (Hier schliesst also die ursprüng- 
liche Reihe.) In Dei nomen ego Remedius peccator donum Dei 
episcopus subscripsi. Ego Hysamnus peccator episcopus subscripsi. 
In Dei nomen Jacob vocatus abba subscripsi. In Dei nomen 
Gairoinus abba subscripsi. In Dei nomen Hyppolitus peccator 
abba. 3) 

Legt hier nicht, wie sonst bei áhnlichen Stellen, schon der 
Blick aufs ganze die Deutung des vocatus als Demutswort nahe? 
Aber noch weiter zurück reicht in Strassburg die Bezeichnung. 
Sie pflanzt sich da wohl durch ständige Benutzung alter Formulare 
fort. Schon Heddo benützt solche seiner Vorgänger, die sich 
ebenfalls als vocati episcopi unter áhnlichen Wendungen fertigen. 
So schon Widegern (um 728), dessen Urkunde für Murbach ganz 
‚ähnlich ist wie jene Heddos für Schwarzach und wohl als Vor- 
lage dafür benützt worden ist. ^) | 

Möglicherweise ist der Ortsgebrauch auch dafür bestimmend 
gewesen, dass zu Strassburg, was verhältnismäßig oft geschieht, 


1) Darüber noch unten. 

2) Von Autun. Sonst nicht bekannt. Vgl. Duchesne, Fastes episcopeaux 
de l'ancienne Gaule II?, S. 181. 

3) Die Intitulatio im Eingangsprotokolle lautet: Heddo gratia Dei eccle- 
siaeque matris in Strasburgo civitate vocatus episcopus. 

4) Wentzke Nr. 33 (728), wo auch die Literatur. Die Intitulation lautet: 
Ego Widegernus gratia Dei ecclesiaeque sancte Marie in Stratburgo civitate 
vocatus episcopus. Die Unterschriften, unter denen auch ein Ardalinus vo- 
catus episcopus erscheint (über diese Stelle Mabillon, Annal. Ben. II, 700), 
kónnen auch als gutes Beispiel für das mangelnde Urkundenzeremoniell jener 
Zeit dienen und lauten: Ego Uuidegernus, hac si indignus, episcopus sub- 
scripsi. Ego Uuolfradus archidiaconus consensi et subscripsi. Ego Libulfus 
presbiter subscripsi. Ego Haimulfus diaconus subscripsi. Ego Altmannus 
diaconos (!) subscripsi. Signum + Fulcherio tribuno. In Dei nomen ego 
Hariboldus abba consensi et subscripsi. Ego Hadalricus consensi et subscripsi. 
Ego in Dei nomine Ardalinus vocatus episcopus consensi et subscripsi. Signum 
+ Uuolfoaldo comite. Magobardus archidiaconos. subscripsi. Ego Ghybuinus 
episcopus consensi et subscripsi. Ego Unillibertus episcopus subscripsi. Ego 

agoaldus abba subscripsi. Signum + Leodofredo duce. Ego Ebrohardus 

comis subscripsi. Signum + Audacbro. Signum Nordoldo. Signum + Gundo- 
bertho. Signum t Uuitorio. Signum t Uuigrao. Pgo Hagino abbas sub- 
scripsi Signum f Leodoberto. Ego in Dei nomine Willibrordus E des 
Zum Teil erklärt sich die mangelnde Ordnung wohl aus dem allmählichen 
(nachtráglichen) Ansetzen der Unterschriften. | 


b 


? 
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auch andere Bischöfe sich als vocati episcopi unterschreiben. !) 
Da auch sie, wenigstens zum Teile, anderweitig als unzweifel- 
hafte Diózesanbischófe bekannt sind, so wird man wohl alle diese 
Wendungen, ebenso wie die Strassburger Bischófe selbst, für das 
8. Jahrhundert als Demutsbezeichnungen zu deuten haben. 
Ein Eindruck, der sich, wie man sieht, unmittelbar und ganz un- 
gezwungen aus der Quellenbetrachtung ergibt. Im übrigen soll 
von jener früheren Zeit später die Rede sein. Sehen wir uns da- 
her zunächst nach weiteren Fällen für das 9. Jahrhundert um. 
Natürlich kennt, ebenso wie Deutschland und Italien, auch 
das westiränkische Reich und Burgund unsere Einrichtung. Es 
lässt sich, was für die Ausdeutung von Wichtigkeit wird, in 
dieser Beziehung zwischen den verschiedenen Teilen, in die das 
großfränkische Reich zerfiel, keinerlei Unterschied machen. Auch 
die näheren Umstände sind, soweit überhaupt feststellbar, analog. 
So begegnen uns in der Hochkirche von Nevers im Laufe 
des 9. Jahrhunderts mehrere vocati episcopi, teilweise unter selt- 
samen Nebenumständen. Der erste ist Jonas, eine machtvolle 
Persönlichkeit, in den ersten Jahren der Alleinherrschaft Ludwigs 
des Frommen in dieser Eigenschaft genannt,?) später, in den 
zwanziger Jahren, regierender Diózesanbischof dieser Kirche.*) 
Wie lange er vocatus war, ist unbekannt. Die Möglichkeit langer 
Dauer bleibt offen. Näheres lässt sich von ihm in unserer Frage 
nicht feststellen, Dagegen wohl hinsichtlich des Liudo vocatus 
episcopus sanctae Nivernensis ecclesiae, der in dieser Weise im 
Jahre 864 zu Soissons das Konzilsdiplom für St. Germain- 
d'Auxerre unterschreibt,*) insoferne, als sich nachweisen lässt, 
dass das Hochstift zur selben Zeit anderweitig besetzt war, nám- 
lich mit Bischof Abbo (von 862 bis 881 häufig genannt). 5) Wir 


1) Das Testament des Bischofs Remigius von Strassburg aus dem Jahre 
718 (Grandidier, Strasbourg II b 130 Nr. 73; Wentzke Nr. 56, wo auch über 
die Literatur hinsichtlich dieser gleichfalls umstrittenen Urkunde), der sich 
selbst: ego in Dei nomine Remigius peccator gratia Dei episcopus nennt, 
unterschreiben u. a.: Ego Gislebertus, acsi peccator episcopus. — — Ego 
Wiumardus episcopus. Ego in Dei nomine Waldericus (seit 774 Bischof von 
Passau) vocatus episcopus. Ego Walachus (Baldebert von Basel?) vocatus 
episcopus. 
j 5) Formula imperialis Nr. 22 (Zeumer 302): Jonas Navernensis ecclesiae 
vocatus episcopus. e 

3) Als solcher jedoch erst Ende der zwanziger Jahre sicher nachweisbar. 
Natürlich ist er dann auch in den Bischofskatalog aufgenommen; Duchesne, 
Fastes II?, 480 f., 485. 

4) Quantin, Cartul. de l'Yonne I Nr. 45. Mabillon, De re diplom. 


5) Gallia christiana XII, 639 nimmt daher zwei Bischöfe Abbo — vor 
und nach Liudo — an und sagt von diesem bezüglich des vocatus: an de- 
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haben hier also ähnliche Verhältnisse vor uns, wie wir sie ander- 
weitig bereits angetroffen haben. Dazu kommt noch, dass die 
alten, ausführlichen Bischofslisten Liudo mit Stillschweigen über- 
gehen.!) Dasselbe tun sie aber auch mit dem von Bischof Her- 
mann selbst, dem Vorgänger Abbos (seit etwa 840 im Bistume), 
ausdrücklich genannten Ragenfredus quondam vocatus episcopus 
derselben Kirche. ?) 

Aber auch noch weitere Beispiele — für andere Kirchen — 
bietet das Westreich. Wir selbst werden noch einige, die wich- 
tigsten, anführen. Schon die erwähnte Urkunde von 864 bietet 
auch noch einen anderen Fall. Sie ist nämlich auch mitgefertigt 
u. a. von einem Hilduinus vocatus Ebroicensis episcopus.?) Später 
noch wiederholt im Bistume Evreux genannt, fehlt dieser aber 
gleichfalls in der dortigen Bischofsliste.*) Und dasselbe ist auch 
noch mit einem anderen vocatus episcopus eines Bistums dieser 
Gegend, der daher gleichfalls hier im Anschlusse angeführt werden 
möge, der Fall, nämlich mit dem Adalbertus vocatus episcopus 
Morinensis 5) (Therouanne). 

Natürlich ist aber auch für die andern Länder die Reihe der 
erhaltenen Fälle noch lange nicht geschlossen. So haben wir 
schon in dem eingangs angeführten Reimser Berichte noch einen 
dritten vocatus episcopus vor uns. Es ist dies Hartgarius von 
Lüttich. Allein gerade hier, in dem einzigen von den bisher an- 
gelührten Fällen, wo das Todesjahr des Vorgängers wenigstens 
(nach einer Quelle) mit der Erwähnung des später als Nachfolger 
nachzuweisenden vocatus episcopus zusammenfiele, was für dessen 
Deutung als neueingeführten spräche, bringt das hier in erster 
Linie mafgebende kaiserliche Edikt eine abweichende Ausdrucks- 
weise zur Geltung. Es nennt den Hartgarius schlechtweg episcopus, 
sodass wir also lediglich einen Irrtum der ein volles Vierteljahr- 
hundert spáter schreibenden Reimser Kleriker annehmen müssen, 
nicht über die Bedeutung und Rangordnung des vocatus, sondern 
nur darüber, ob Hartgar 840 vocatus war. Ein Irrtum der kaiser- 


signatus? In ähnlicher Weise nimmt Ughelli V?, 268 für Como zwei Amalrich 
an — vor und nach Perideus. (Vgl. oben S. 35). 

1) Duchesne, Fastes 112, 480 f.. 485. 

2) Gallia christiana XII b 301 (849). Duchesne a. a. O. S. 483. Natür- 
lich kann das wohl nicht derselbe sein wie der im Kataloge als Hermanns 
zweiter Nachfolger aufgeführte Ragimfridus. Es ist wohl auch hier besser, 
mit der Annahme eines Irrtums der Quelle nicht zu operieren. 

3) Gallia christiana XII b 131. 

4) Duchesne 11?, 225. 

5) Mabillon, Dipl. 104. 


Der .vocatus episcopus" der Karolingerzeit. 43 


lichen Kanzlei ist doch in diesem Falle, wo Quelle gegen Quelle 
steht und eben nur die bessere herauszusuchen ist, viel unwahr- 
scheinlicher. Und eine Annahme, man habe hier einen vocatus 
episcopus einfach Bischof schlechtweg genannt, kommt hier nicht 
in Betracht, da man doch die beiden anderen vocati geflissent- 
lich so nennt und bei Ratold sogar noch den priesterlichen ordo 
hinzufügt. 

Beweist also diese Stelle zwar auch nichts für eine Parallele 
dieses Falles mit den früher angeführten in den von uns hervor- 
gehobenen Punkten, so beweist sie noch weniger dagegen; dieser 
Fall fällt eben für unsere Betrachtung einfach weg. | 

Schon das bisher gesagte dürfte nämlich bereits gewisse 
Grundzüge, gemeinsame Richtlinien ganz ungezwungen und mit 
einiger Deutlichkeit erkennen lassen. Wir konnten bei allen bis- 
her im einzelnen beobachteten vocati episcopi, soferne die 
Quellen überhaupt genaueres berichten, immerhin einige wieder- 
kehrende Umstände und Begleiterscheinungen feststellen. 

Scheinen aber diese nach den bisherigen mit der Deutung 
des vocatus episcopus einfach als neugewählten, noch nicht ge- 
weihten Bischofs schwerlich so ohne weiteres vereinbar zu sein, 
so dürfte es schon jetzt, ehe wir nach weiteren Fällen suchen, 
am Platze sein, nach einer anderen Erklärung des Wortes Um- 
schau zu halten, weil sich uns daraus móglicherweise neue Ge- 
sichtspunkte für die weitere Betrachtung und Ermittelung von 
Einzelfällen ergeben. Auch wäre es ja von vornherein denkbar, 
dass der Begriff vocatus episcopus selbst im technischen Sinne 
des Ausdrucks verschiedenes umschlossen habe. 

Die Frage aber, ob wir nicht auch für das 9. Jahrhundert, 
wie das für das 8. ja längst behauptet worden ist,!) in den vo- 
cati episcopi, wenigstens in einigen von ihnen, Hilfsbischöfe der 
einen oder anderen Art vor uns haben, da wir sie doch mitunter 
bei besetztem Stuhle, neben den Diózesanbischófen, u. zw. nicht 
selten durch Jahre, antreffen, da ihre Amtszeit als bischöfliche 
nicht gezáhlt erscheint, da sie in die Bischofslisten zumeist nicht 
aufgenommen sind usw., bedarf hier schon deshalb eingehender 
und sicherer Beantwortung, um unsern Gegenstand auch nach 
dieser Seite hin scharf abzugrenzen und klarlegen zu kónnen. 


1) S. oben S. 6 m. Anm. 2. 
(Schluss folgt.) 
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2. Das Recht des Staates bezüglich der Aufstellung trennender 
Ehehindernisse nach der Lehre der franzósischen und 
deutschen Regalisten. 


Von Dr. Andreas Freiherrn Di Pauli in Innsbruck. 
Vorbemerkungen. 


Die von den französischen Regalisten!) gegen Mitte des 
XVII. Jhd. aufgeworfene Streitirage nach dem Rechte der weltlichen 
Fürsten, ırennende Ehehindernisse aufzustellen, bezweckte vor 
allem die Schaffung eines selbständigen, von der Kirche unab- 
hängigen staatlichen Eherechtes. Ihren Ausgang nahm die Polemik 
von der staatlichen Aktion gegen die klandestinen Ehen, deren 
kulturelle wie soziale Gefahren man in Frankreich frühzeitig 
erkannte. In ihren Bestrebungen, dem Übel derartiger Ehen zu 
steuern, fand die französische Regierung tatkräftige Unterstützung 
seitens der Regalisten, deren Erörterungen viel zur Entwicklung 
des französischen Staatseherechtes beitrugen. ?) 

Anfänglich suchte zwar die Regierung den Kampf gegen 
die klandestinen Ehen mit Vermeidung der Verletzung kirchlicher 
Rechte zu führen; sie war bemüht, das kirchliche Recht mit ihren 
Zielen in Einklang zu bringen, ohne in einen Konflikt mit dem- 
selben zu geraten. Als jedoch die staatliche Gesetzgebung 
ihre Absichten schärfer formulierte und die prinzipielle Frage, 
nach dem Rechte der weltlichen Fürsten trennende Ehehinder- 
nisse aufzustellen, durch die Wissenschaft aufgeworfen wurde, 
konnten die zwischen Staat und Kirche bestehenden und wohl 
auch künstlich geschaffenen Gegensätze nicht mehr ausgeglichen 
werden. Allerdings galt der Kampf der staatlichen Gesetzgebung 
ursprünglich nur den klandestinen Ehen und sie suchte dort 


1) Das Wort ist eigentlich spanischen Ursprungs; Regalistas werden 
u Schriftsteller genannt, die die Gewalt des Königs von Spanien in kirch- 
ichen Dingen verteidigten und die darauf gestützte Praxis darstellen. Wie 
Reusch, Index der verbotenen Bücher U (Bonn 1885), 370 sagt, sind sie mit den 
Josephinern der späteren Zeit zu vergleichen. — In unserer Abhandlung werden 
als Regalisten sowohl die gallikanistischen wie josephinischen Schriftsteller be- 
zeichnet, da m. E. dieser Sammelbegriff die Tendenz jener Autoren treffender 
kennzeichnet und ihre literarische Stellung schärfer hervorhebt. 

2) M. Covillard, Le mariage considéré comme contrat civil dans l'hi- 
stoire du droit francais. Paris 1899 (Th.) widmet einen Abschnitt seiner 
Schrift der Darstellung der Lehren der franzósischen Regalisten, doch ist diese 
nicht erschöpfend. 
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einen erreichbaren Erfolg durch deren Ungültigkeitserklárung ; 
späterhin jedoch beanspruchte der Staat überhaupt das Recht der 
selbstándigen Aufstellung trennender Ehehindernisse. 

Es muss vorausgeschickt werden, dass es eine zweifache!) 
Klandestinität der Ehen gibt: die erste betrifft solche Ehen, die 
heimlich oder nicht in Gegenwart des Pfarrers und zweier Zeugen 
geschlossen werden; gegen diese wendet sich das Caput 
»Tametsi« des Tridentinums; die zweite Art der Klandestinität 
liegt dann vor, wenn die Ehe ohne Zustimmung der Eltern ein- 
gegangen wird. Die französische Gesetzgebung bekämpfte vor 
alem die letztere Art klandestiner Ehen; wenn in ihren Gesetzen 
von klandestinen Ehen die Rede ist, so sind, wo nichts anderes 
bemerkt ist, die ohne Zustimmung der Eltern, gegen deren Wissen 
und Willen geschlossenen Ehen gemeint; diesen galt der Kampf. 


I: Der Kampf der französischen Staatsregierung 
gegen die klandestinen Ehen. 


Der erste legislatorische Akt gegen die klandestinen Ehen 
war das Edikt Heinrichs II. vom Februar 1556?), dessen Art. I 
bestimmte, »que les enfants de famille ayant contracté, et qui 
contracteront ci-aprés mariages clandestins, contre le gré, vouloir 
et consentement et au decu de leurs péres et méres transgression 
de la loy et commandement de Dieu, et offense contre le droit 
de l'honnesteté publique, inséparable avec l'utilité, estre par 
leurdits péres et méres, et chacun d'eux, exhérédez et exclus de 
leur succession, sans espérance de pouvoir ainsi quereller l'exhéré- 
dation qui ainsi aura ésté faite«. Nächste Veranlassung zu diesem 
Edikt war die durch sponsalia de praesenti geschlossene Ehe des 
Herzogs von Montmorency mit Jeanne de Hallivin, demoiselle 
de Pienne, ohne dass der Herzog die Einwilligung seines Vaters, 
des Connetable, erhalten hätte.3) Die Annahme aber, als wäre 
jenes Edikt nur eine durch diese Eheaffaire notwendig gemachte 


1) Der Verfasser der In librum Magistri Joannis Launoii . . . Observa- 
tiones (Launoii Op. om. IV. P. II p. 214) unterscheidet eine dreifache Klan- 
destinität der Ehen: »Matrimonia duabus praesertim de causis possunt dici 
clandestina; primo quia inita fuerint clam seu citra praesentiam Parochi et 
testium; secundo, quia absque consensu parentum seu clam parentibus cele- 
brata. Posset addi et tertius modus qui inita fuerint citra bannorum denun- 
ciationes.« 

2) Code Matrimonial ou Recueil complet de toutes les loix canoniques 
et civiles de France etc. (Paris 1770) p. 99 ss. Dieses für die Kenntnis der 
französischen Ehegesetzgebung und deren Anwendung in der Praxis äusserst 
wichtige Werk wird fernerhin zitiert: Code Matrimonial. 

3) Du Thou, Hist. L XIX gegen Ende. 
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Mafregel, ohne weitere Beziehungen zu anderen klandestinen Ehen, 
ist durchaus irrig; die grossen Nachteile, die im ganzen Kónig- 
reiche durch den Abschluss klandestiner d. h. ohne elterliche 
Einwilligung geschlossener Ehen minderjáhriger Kinder hervor- 
gerufen wurden, hätten schon längst eine gesetzliche Regelung 
derselben erfordert; da war die Eheschliessung des Herzogs von 
Montmorency der willkommene Anlass, gegen derlei klandestine 
Ehen auf das schäriste vorgehen zu können. 


Trotz der begeisterten Aufnahme, die das Edikt fand, wurden 
die ihm anhaftenden Mängel klar empfunden.') Das Edikt be- 
schränkte sich nämlich darauf, drakonische Strafverfügungen gegen 
jene, die klandestine Ehen schliessen, zu erlassen; eine Ent- 
scheidung über die Rechtsbeständigkeit derselben brachte es 
jedoch nicht; gerade eine solche hätte das Übel dieser Ehen 
heilen können. Die zeitgenössischen Kommentatoren ?) des Edikts 
forderten ein Mehr, eine definitive Entscheidung über deren 
Gültigkeit, da ja ohne solche derartigen Ehen nicht beizukom- 
men war. Vorläufig jedoch war eine legislative Regelung dieser 
Frage nicht zu erwarten; man hoffte aber, dass das Konzil von 
Trient eine definitive Entscheidung über die Gültigkeit der ohne 
elterliche Einwilligung geschlossenen Ehen geben werde und 
zwar in dem von der öffentlichen Meinung gewünschten Sinne. 
Die Entscheidung des Konzils über die Ungültigkeit klandestiner 
d. i. der nicht in Gegenwart des parochus proprius und zweier 
Zeugen geschlossenen, ist auch in dem Caput »Tametsi« erfolgt, 
betraf aber nur einen Teil des vom französischen König an das 


1) In beredten Worten schildert die Mängel des Edikts Pasquier in seinem 
Antwortschreiben an Robert und Fournier, Professoren der Universität Orleans, 
s. Pasquier, Lettres (Amsterdam 1723) II, 50: ». . . . Maintenant par ce nouvel 
Edit, on permet d'abondant aux pères et mères d'exhéréder leurs enfants, 
lesquels auront été si mal avisés, que d'entrer en ce lien de mariage sans leur 
vouloir. Mais, o bon dieu, n'est-ce une chose cruelle, quand en exécutant 
une vengeance, il faut qu'elle retombe sur celui méme qui l'exécute? . .. . 
Je desire, que sans replastrer on ordonnast une bonne et stabl loy, que le 
mariage des enfants fust nul auquel les péres et méres n'auroient interposé 
leur authorité.« 


2) J. Coras, Mariage des enfants de famille (Toulouse 1557); Guillaume 
Mellier, Edit du roi Henri Il. sur les mariages clandestins . . . commenté en 
déclaration panégyrique (Lyon 1558); Adriani Pulvaei (Pulvée) LL. doctoris et 
in suprema curia advocati, de nuptiis sine parentum consensu non contrahendis 
liber singularis in quo edictum Henrici Valesii, Francorum regis, ad eandem 
rem pertinens explicatur. (Parisiis 1557). Einen lateinischen Kominentar über 
das Edikt verfasste Antoine Le Comte (Contius) Ad edictum sive orationem Hen- 
rici Il. Francorum regis de clandestinis matrimoniis et sine parentum consensu 
contractis. Paris 1557. ` 
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Konzil gestellten Petits;!) der zweite und wichtigere Teil des- 
selben, die Forderung der Ungiiltigkeitserklarung der ohne elter- 
liche Einwilligung von minderjährigen Kindern geschlossenen 
Ehen wurde nicht in diesem Sinne vom Konzil erledigt, vielmehr 
die Gültigkeit dieser Ehen ausgesprochen. 

Diese Entscheidung hatte in Frankreich arg verstimmt; ausser- 
dem sah man in den reformatorischen Bestimmungen des Konzils 
eine Gefährdung der gallikanischen Freiheiten. Aus diesen und 
anderen?) Gründen machte sich daher in Frankreich eine starke 
Bewegung gegen die Rezeption der disziplinaren Verfügungen des 
Tridentiner Konzils geltend, zu denen eben auch die in der Frage 
der Gültigkeit klandestiner Ehen ergangene Entscheidung gezählt 
wurde. Trotz der eifrigsten Bemühungen seitens der Päpste und 
des Klerus, den Dekreten des Konzils in Frankreich Geltung zu 
verschaffen, kam es nicht zu deren Rezeption. Somit drohte der 
bisher latente Konflikt zwischen staatlichem und kirchlichem Rechte 
ein offener zu werden. Der Klerus brachte das Eherecht des 
Tridentinums zur Anwendung und französische Konzilien wiesen 
wiederholt auf die genaue Befolgung der Bestimmungen desselben 
hin, die geistlichen Gerichte legten ebenfalls ihren Entscheidungen 
das tridentinische Eherecht zugrunde. Die weltlichen Gerichte 
ignorierten es hingegen, so dass es zu fortgesetzten Reibungen 
zwischen geistlicher und weltlicher Gerichtsbarkeit kam. Der appel 


1) Theiner, Acta genuina Il, 316: »Hoc etiam petit christianissimus rex, 
ut antiquissima nuptiarum solemnia hoc tempore restituantur, palamque et publice 
in ecclesia matrimonia celebrentur; quod si aliquando propter magnam causam 
aliter fieri posse videtur, non prius tamen legitima esse censeantur, quam si 
huic sacro mysterio praefuerit parochus, vel presbyter tresque aut plures testes 
praesentes. Filiorum autem et filiarum familías matrimonium sine parentum 
consensu nullo modo justa et legitima sint, nisi placeat sanctissimae synodo 
quorundam patrum morositati et nimiae in collocandis liberis negligentiae oc- 
currendo tempus aliquod praescribere, quo tantum transacto, liberum sit filiis 
et filiabus sine patris consensu matrimonium contrahere.« | 

2) Vgl. Le Ridant, Examen de deux questions importantes sur le ma- 
riage (Paris 1753) p. 344 sagt in dieser Hinsicht: »Le Roi avoit été celui de 
tous les Princes de la Chrétienté, qui avoit le plus contribué à la convocation 
de ce Concile qu'il avoit jugé necessaire pour la conservation de la Foi et 
dont il avoit souhaitté la continuation, dans l'esperance de rétablir par cette 
voie la paix et l'union parmi ses Sujets que la diversité de Religion com- 
mençoit à troubler. Mais dans la suite des choses se passerent d'une ma- 
niére si peu conforme à ce qu'il avoit souhaitté; on y traita si indignement 
les Ambassadeurs de sa Couronne; on flatta et on élevat si haut les abus et les 
prétentions de la cour de Rome et les Évéques de France eurent si peu de 
part aux Décisions et aux Décrets de ce, Concile; qu'au lieu d'arréter le cours 
des Hérésies en ramenant les Lutheriens et les Calvinistes par son autorité ; 
il jetta méme la division parmi les Catholiques qui avoient été unis jusqu'alors 
et fit naitre de nouvelles contestations entre le Pape et le Roi, entre les 
Evéques et les Chapitres, entre le Clergé et les Parlements«. Vgl. auch Le Ri- 
dant 1. c. p. 370. 
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come d'abus war nun das wirksamste Mittel, um die von den 
Offizialaten erflossenen Erkenntnisse durch das Parlament zur 
Annullierung zu bringen. Die durch diese Zwiespältigkeit der 
Rechtsanwendung geschaffenen Zustände waren nachgerade un- 
haltbare geworden. Schon im J. 1574 wandte sich die Versamm- 
lung des Klerus zu Blois an Karl IX., um die Nichtigkeitserklärung 
der klandestinen Ehen in Gemäßheit der Bestimmungen des tri- 
dentinischen Konzils zu erwirken; die Bitte fand auch Gehör. +} 
Am 22. Jänner erging in den lettres patentes die Anweisung an 
alle staatlichen Behörden, das tridentinische Eherecht als staat- 
liche Norm anzuwenden; nachdem aber kein Parlament dieselbe 
registrierte, war diese Aufforderung vollkommen gegenstandslos ge- 
worden. 

Da erschien 1579 die Ordonnanz Heinrichs Ill. von Blois, 
die das tridentinische Eherecht nach den Wünschen des Klerus 
zur Geltung bringen sollte; in Wirklichkeit war sie aber, vor 
allem art. 40 derselben eine Verballhornung der eherechtlichen 
Bestimmungen des Konzils und somit nur geeignet, neue Dif- 
ferenzen zwischen geistlicher und weltlicher Gerichtsbarkeit her- 
vorzurufen.?) So ist nach dem Konzil Dispens von allen drei Auf- 
geboten möglich; die Ordonnanz hingegen erklärt eine solche nur 
für die beiden letzten zulässig; nach dem Konzil ist die Assistenz 
des Pfarrers bei der Trauung eine passive, während ihm die 
Ordonnanz eine aktive einräumt, ersteres fordert die Präsenz 


1) Recueil des Actes, Titres et Mémoires concernant les affaires du 
Clergé de France (fernerhin zitiert: Mémoires du Clergé) V, 688: art. 21: 
»ceux qui attendront de contracter mariage autrement qu'en la présence du 
curé, ou d'un autre prêtre par la licence dudit curé ou de l’ordinaire, et de 
deux en trois témoins, soient rendns du tout inhabiles de contracter en cette 
matiére, et tels contrats déclarés nuls et invalides, comme ils sont irrités et 
annullés par le saint concile etc.« 

S. Code matrimonial p. 107: art. 40: »Pour obvier aux abus et in- 
convéniens, qui adviennent des mariages clandestins, nous avons ordonné et or- 
donnons, que nos sujets de quelque état, qualité et condition qu'ils soient, ne 
pourront valablement contracter mariage, sans proclamations précédentes de 
bans faites par trois divers jours de fétes, avec intervalle compétent, dont on ne 
pourra obténir dispense, si non aprés la premiére proclamation faite, et ce 
seulement pour quelque urgente et légitime cause et à la réquisition des prin- 
cipaux et plus proches pareus communs des parties contractantes; aprés 
lesquels seront épousés publiquement. Et pour pouvoir témoigner de la forme 
qui aura été observée esdits mariages, y assisteront quattre personnes dignes de 
foi, pour le moins, dont sera faits registre; /e tout sur les peines portées 
par les conciles. Enjoignons aux curés, vicaires et autres, de s'enquérir 
soigneusement de la qualité de ceux qui se voudront marier. Et s'ils sont 
enints de famille, ou étant en la puissance d'autrui, nous leur défendons trés 
étrotement de passer outre à la célébration desdits mariages, s'il ne leur ap- 
paroit du consentement de leurs pères, mères, tuteurs ou curateurs, sur peine ` 
d'étre punis comme fauteurs du crime de rapt.« | 


Das Recht des Staates bez. der Aufstellung trennender Ehehindernisse. 49 


zweier oder dreier Zeugen, die Ordonnanz.hingegen von vier. Ab- 
gesehen von diesen Differenzen, !) liegt der schärfste Unterschied 
darin, dass in dem Satze des art. 40: ». . . ne pourront valablement 
contracter mariage sans proclamations« sich der Kónig ein Ent- 
scheidungsrecht de foedere matrimonii, das ja ausschliesslich der 
Kirche zukommt, anzumafen schien. | 

Die praktische Bedeutung der Ordonnanz von Blois war 
vorläufig eine sehr geringe, nachdem Parlament und Klerus sie 
nicht zur Anwendung brachten; erst später scheint der Ordon- 
nanz mehr Beachtung seitens des Parlamentes geschenkt worden 
zu sein, wodurch aber nur eine Verschlechterung der ohnehin 
sehr gespannten Beziehungen zwischen Parlament und Klerus 
herbeigeführt wurde. Bezeichnend hiefür ist die Beschwerde ?) 
des Klerus an Heinrich IV. i. J. 1605. »Pour obvier«, heisst es in 
art. 27 derselben, »aux scandales qui aviennent à chacun jour en 
ce royaume pour les entreprises que font vos officiers sur le fait 
des mariages dont la connoissance apartient aux ecclésiastiques 
privativement à tous autres juges« ersucht der versammelte Klerus, 
die Ehevorschriften des Tridentinums kiinftighin zur Anwendung 
zu bringen in der Weise, dass eine Ehe nur nach vorherigem 
dreimaligem Aufgebot und in Gegenwart dreier Zeugen geschlossen 
werden dürfe. Bemerkenswert ist die Antwort’) des Königs in 
der Ordonnanz v. Dez. 1606: »Sa Majesté veut et entend que 
les causes concernant les mariages soient et appartiennent à la 
connoissance et jurisdiction des juges d'Église, à la charge qu'ils 
seront tenus de gardes les ordonnances de Blois, méme en Par- 
ticle XL et suivant icelui déclarer les mariages qui n'auroient été 
faits et célébrés dans l'église et avec la forme et solemnité 
requises par ledit article nuls et non valablement contractés, 
comme étant cette peine indicte par les saints conciles«. Einer- 
seits wird also hier die ausschliessliche Jurisdiktion der Kirche in 
Ehesachen anerkannt, andrerseits wieder wird die genaue Be- 
folgung des art. 40 der Ordonnanz von Blois neuerdings einge- 
schärft, wodurch zweifellos der tatsächliche Wert jener Anerken- 
nung der kirchlichen Ehejurisdiktion ein äusserst problematischer 


1) Der Versuch Leulliers (Launoii op. om. IV. p. 216 s.), die zwischen 
beiden Gesetzen bestehenden Differenzen auf ein Mindestmaß zu reduzieren, 
ist verfehlt und dem Bestreben entsprungen, den usus regiae in matrimonium 
potestatis, der nach Launoy in der Ordonnanz v. Blois vorliegt, als nicht be- 
stehend darzutun. 

2) S. Mémoires du Clergé p. 690. 

3) S. Mémoires du Clergé p. 691. 


Arehiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 1. | 4 
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wird. Die Situation blieb somit unverändert. Der Klerus brachte . 
das tridentinische Eherecht zur Anwendung, das Parlament hin- 
gegen das Recht der Ordonnanz von Blois. Ä 

Eine teilweise Annäherung an das tridentinische Recht war 
die Ordonnanz Ludwigs XII. v. J. 1629,!) die unter dem 
Namen des Code Michaut bekannt ist; der zufolge nur der 
. Pfarrer der Brautleute zur Trauung berechtigt sei; die ge- 
nannte Ordonnanz ordnete aber auch die genaue Beobachtung 
der Ordonnanz von Blois an unter Hinzufügung der Bestim- 
mung »que tous mariages contractés contre la teneur de ladite 
. ordonnance, soient déclarés non valablement contractes«. Gegen 
diese letztere Bestimmung richtete die Generalversammlung des 
Klerus eine Denkschrift an den König, in der um Aufschluss ge- 
beten wird, ob die Worte »non valablement contractes« im art. 40 
der Ordonnanz von Blois sich nur auf den bürgerlichen Ehevertrag 
oder auch auf das Sakrament beziehen. 

Die Antwort des Königs ging dahin, dass diese Worte ledig- 
lich in Hinsicht auf den bürgerlichen Vertrag zu verstehen seien, 
eine Erklärung, die nur teilweise befriedigen konnte, wenn die 
daraus sich ergebenden Konsequenzen berücksichtigt wurden. ?) 


1) Schon vorher i. J. 1614 war die geistliche Kammer der états généraux 
um Bestätigung des réglement spirituel beim König vorstellig geworden; 
Art. 23. desselben hat folgd. Wortlaut: »Tous mariages seront célébrés par le curé 
en la paroisse duquel seront les mariés domiciliés et sera trés expressément 
défendu à tous curés et autres prétres séculiers ou réguliers, sous peine d'étre 
privés de l'exercice de leurs ordres et de leurs bénéfices, s'ils en ont, entreprendre 
de célébrer aucun mariage d'un paroissien, ou paroissienne d'un autre curé, 
sils n'ont de ce faire préalablement la permission signée dudit curé, ou de 
l'évéque diocésain . . .« (S. Mémoires du Clergé p. 691) Die Ordonnanz 
v. J. 1629 ist die Antwort des Kónigs auf diese Bitte des Klerus; art. 5, vot 
allem art. 39 berücksichtigt in weitestem Sinne das Petit: »art. 39: »L'ordon- 
nance de Blois, touchant les mariages clandestins, sera exactement observée, 
et y ajoutant, voulons que tous mariages contractés contre la teneur de ladite 
ordonnance, soient déclarés non valablement contractés: faisant défenses à 
tous curés et autres prétres séculiers ou réguliers, sur peine d'amende arbitraire, 
célébrer aucun mariage de personnes qui ne seront de leurs paroissiens, sans 
la permission de leurs curés ou de l'évéque dioecesain« . . . . (Code Matri- 
monial p. 113.) 

2) S. die Beschwerdeschrift des Klerus über den art. 39 in Mémoires 
du Clergé p. 692: »Le Roi est trés humblement supplié de considerer l'im- 
portance de cet article et qu'il semble devoir étre expliqué pour deux diffi- 
cultés qui s'y rencontrent. La premiére, quand on expliquera le mot de va- 
lablement contracté, inséré en l'article de l'ordonnance de Blois, relativ au 
contrat civil du mariage, et non au contrat spirituel du sacrement. La seconde, 
quand on n'obligera pas les juges ecclésiastiques à juger des mariages con- 
formément aux ordonnances et à cet article, mais conformément aux saints 
décrets et constitutions de l'église, la seule régle de leurs jugements; car la 
jurisdiction laïque ne peut pas donner la loi aux juges ecclésiastiques, en 
matière spirituelle; en consequence de quoi il est nécessaire d'óter de cet ar- 
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Aber auch das Parlament von Paris war mit dem neuen 
Gesetze unzufrieden und unterliess dessen Registrierung, trotz- 
dem der König alles aufbot, dieselbe durchzusetzen. 

Von grösster Wichtigkeit für die weitere Entwicklung des 
französischen Eherechtes ist die Ehealfaire des Herzogs Gaston 
v. Orléans, Bruders des Königs Ludwigs XIII, geworden, dessen 
ohne königliche Einwilligung geschlossene Ehe mit Marguerite 
de Lorraine nicht nach dem Wunsche des Kónigs war und somit 
deren Annullierung angestrebt wurde.!) Der Generalversammlung 
des franzósischen Klerus wurde in dieser Hinsicht durch die 
königlichen Räte de Leon und d’Aubry folgende Frage ?) vorgelegt: 
»Si les mariages des Princes du sang qui peuvent prétendre à 
la succession de la couronne; et particuliérement de ceux qui en 
sont les plus proches et présomptives héritiers, peuvent étre va- 
lables et légitimes, s'ils sont faits non seulement sans le con- 
sentement de celui qui posséde la couronne; mais en autre, 
contre sa volonté et sa défense«. Die Antwort?) des Klerus war: 
»Consideré aussi la coutume, pratique et usage de la France en 
ce qui est des mariages des Princes du Sang et particuliérement 
des plus proches et qui sont presomptives héritiers de la couronne, 
attendu aussi le consentement et approbation de l'église touchant, 
cette coutume, pratique et usage de la France: après avoir out. 
le rapport des commissaires par nous deputés pour examiner 
particuliérement tout ce qui se peut dire de part et d'autre sur 
ce sujet, et avoir su d'eux qu’ils en auroient conféré avec un 
grand nombre de savans théologiens, tant séculiers que réguliers, 
desquels ils nous ont rapporté les avis signé de leurs mains.« 

»Disons selon le véritable sentiment de nos consciences d'un 
consentement unanime, que les coutumes des états peuvent faire 
que les mariages soient nuls et non valablement contractes, 
quand elles sont raisonables anciennes, affermies par une pré- 
scription légitime et autorité de l'église.« 


ticle: Et seront tenus le juges ecclésiastiques de juger les causes desdits ma- 
riages conformément à cet article 


Resolution des commissaires nommés 
par sa Majesté. 


La rémontrance du Clergé, pour la premiére difficulté, a été arrétée par 
l'explication du mot de valablement ou non valablement contracté, qui ne 
peut étre aucunement prise que par rapport au contrat civil par des juges 
laics: et pour la dernière, elle a été trouvée justes. 

1) Die Geschichte dieser Ehe ist ausführlich im Code Matrimonial p. 786 s 
dargestellt. | 
3} Mémoires du Clergé 711. 
3) Mémoires du Clergé 711. T 
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»Que la coutume de France ne permet pas que les Princes 
du Sang et particuliérement les plus proches et qui sont pré- 
somptivs héritiers de la couronne se marient sans le consentement 
du Roy, beaucoup moins contre sa volonté et sa défense. Que 
tels mariages ainsi faites sont illégitimes, invalides et nuls par 
le défaut d'une condition sans laquelle les dits Princes ne sont 
capables légitiment et valablement contracter: et que cette cou- 
tume de la France est raisonnable, ancienne, affermie par un légi- 
time prescription et autorisée de l'église«. 

Die Mehrzahl der Gutachten!) begründete das Recht des 
Königs mit einer »coutume raisonnable, ancienne, affermie par 
une légitime préscription et autorisée de l'église«, aber sehr mit 
Unrecht, nachdem ja dergleichen Ehen bisher in Frankreich wohl 
mit materiellen Nachteilen bedroht, aber nicht für ungültig erklärt 
worden waren.?) Die Nachgiebigkeit des Klerus in dieser Ange- 
legenheit ist als eine Anerkennung der dem König über die 
Ehe zustehenden Machtbefugnisse anzusehen. Über die Gründe, 
die den Klerus veranlasst haben mochten, sich in dieser Frage 
dem König so gefügig zu erweisen, lässt sich kein sicheres Ur- 
teil fällen. Dass die unter der hohen wie niederen Geistlichkeit 
sehr verbreiteten gallikanischen Anschauungen die Entscheidung 
in diesem Sinne beeinflusst haben, steht jedoch ausser jedem 
Zweifel. Bemerkenswert ist in dieser Hinsicht die Rede des 
Bischofs von Montpellier über die dem König zustehende Ge- 
walt, die ganz den Geist der Regalisten atmet.?) Ausserdem steht 
fest, dass die Beratungen des Klerus unter dem Drucke des 
Kardinals v. Richelieu standen, der um jeden Preis ein gegen 
die Gültigkeit der Ehe des Herzogs von Orleans sich aus- 
sprechendes Gutachten erzielen wollte und selbst vor der An- 
wendung von Gewalt nicht zurückschreckte. 4) 


1) Die Verhandlungen der Staatsräte Leon und d'Aubry mit dem Klerus 
2. vu einzelnen Gutachten sind in den Mémoires du Clergé 693 ss. ab- 
edruckt. 
i 2) Auf die geringe Stichhältigkeit dieser Begründung infolge des Mangels 
der historischen Voraussetzungen weisen die Verfasser des Recueil chrono- 
logique de diverses Ordonnances etc. (Paris 1660) hin: »Il est vrai que cette 
réponse de Messieurs de l'Assemblée générale des Députés du Clergé pourroit 
recevoir quelque difficulté à l'égard de la Question du fait: Savoir est, qu'il 
y ait en France, ainsi qu'il semble qu'ils le déclarent, une coutume autorisée 
de l'église, aux termes de laquelle il soit défendu, à peine de nullité, aux Princes 
du Sang, et surtout à l'héritier présomptiv de la Couronne, de se marier sans 
le consentement du Roy. Car c'est un fait dont la preuve semble n'étre 
établie par aucunes exemples formels ni convainquans.« 

3) Code Matrimonial 796 ss. 

4) Code Matrimonial 808 Anm. a. Bezeichnend für die Haltlosigkeit der 
Gründe, auf denen die Ungültigkeitserklárung der Ehe des Herzogs von Orleans 
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Mit der Erledigung dieser Eheangelegenheit in der vom 
Kónig gewünschten Weise war prinzipiell das Recht, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen, dem Könige zugestanden worden; es 
war somit nur konsequent, wenn man nun zur Ungültigkeits- 
erklárung der ohne elterliche Einwilligung geschlossenen Ehen 
Minderjähriger schritt. Dies geschah durch die Deklaration Lud- 
wigs XII. vom 26. Nov. 1639,?) welche nicht nur Art. 40 der 
Ordonnanz von Blois sowie die Ordonnanz v. J. 1629 neuer- 
dings zur Befolgung einschárfte, sondern auch die definitive Ent- 
scheidung über die Rechtskraft der ohne elterliche Einwilligung 
geschlossenen Ehen traf.  »Déclarons,« heisst es in Art. 3 
»conformément aux saints décrets et constitutions canoniques, les 
mariages faits avec ceux, qui ont ravi et enlevé les veuves, fils et 
filles, de quelque âge et condition qu'ils soient, non valablement 
contractés; sans que par le consentement des personnes ravies 
et de leurs péres, méres, tuteurs et curateurs, ils puissent étre 
conlirmes, tandisque la personne ravie est en la possession du 


beruht, ist folgende Anekdote, die Boileau, Traité des empéchements (Launoii, 
op. om. IV, 319) überliefert: »Le Cardinal de Richelieu ayant envoyé quérir 
M. Hennequin avec Be autres docteurs pour le consulter sur le mariage 
du Duc d'Orléans. M. Hennequin se mit à regarder derniére des tapisseries. 
Sur quoi M. le Cardinal lui demandant ce qu'il vouloit, et pourquoi il regar- 
dait derniére la tapisserie: c'est pour voir si nous sommes en sureté, et s'il 
n'y a rien à craindre de ceux qui nous entendront, dit ce docteur. Rien du 
tout, lui répondit le Cardinal, vous-étes en pleine liberté. Le mariage est donc 
bon, répliqua M. Hennequin; que le Roi fasse une loi qui mette un empéche- 
ment dirimant du défaut de son consentement et de Dares mariages devien- 
dront nuls et non valablement contractéz. Et c'est là ce qui fut cause qu'il 
ne souscrivit jamais au tempérament que trouvérent les Évéques de l'Assemblée 
du Clergé de M. DCXXXVe quelques docteurs de la Faculté, également devouez 
à ce qui pouvoit étre favorable aux intentions de la cour, dans lequel il don- 
E contentement au Cardinal qui vouloit, que le Mariage de Monsieur fut 
nul . . .« 
1) Ueber die nähere Veranlassung dieser Deklaration gibt der Recueil 
chronologique de diverses Ordonnances etc. p. 64 folgenden Aufschluss; »Il y 
avoir déjà plusieurs années que feu Monsieur l'Advocat Général Bignon et feu 
Monsieur l Advocat Général Talon, ne laissoient presque point passer d'oc- 
casion en l'exercice de leurs charges d'esagérer la nécessité qu'il y avoit de 
requérir le Roy d'interposer son autorité afin de réprimer par quelque loy plus 
précise et plus sévére que les précédentes la fréquence des ravts, et l'abus 
des mariages clandestins: lorsque l'on découvrit le dessein dans lequel Monsieur 
le Cinq Mars Grand Escuier de France et Favori du feu Roy Louis XIII mineur 
de vingt-cinq ans, s'estoit laissé induire d'épouser clandestinement Demoiselle 
Marie de l'Orme. Sur la plainte que Madame le Maréchale d'Effiat mére de 
Monsieur de Cinq Mars en fit au Parlement, il en fut informé: et la cour ayant 
veü les informations décréta prise de corps contre l'accusée et contre ses 
complices. Et cependant fit les défenses qui ont accoutumé d'étre faites en 
areilles rencontres de passer autre etc. à peine etc. Et d'ailleurs Monsieur 
ignon, ce grand génie, alors premier Advocat Général, fut chargé de la part 
du Roy de dresser cette ordonnance-là telle qu'il avoit de longue main concue 
proiettée en son esprit: et Messieurs du Parlement la vérifiérent toute 
'une voix.« 
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raveur.«?) Hiermit war ein Weg gefunden, die klandestinen Ehen, 
d. h. die ohne elterlichen Konsens geschlossenen Ehen Minder- 
jähriger für ungültig zu erklären, scheinbar ohne Verletzung des 
kirchlichen Rechtes; man betrachtete diese Ehen als ungültig 
unter dem Gesichtspunkte des impedimentum raptus, wie es durch 
das Tridentinum ausgebildet wurde. Viele klandestine Ehen 
mochten nun tatsáchlich infolge des impedimentum raptus un- 
gültig sein; die Mehrzahl jener Ehen aber, die nach Art. 3 der 
Deklaration v. J. 1639 gleichfalls für ungültig erklärt wurden, 
waren es nach kirchlichem Rechte nicht, das ein impedimentum 
raptus seductionis, worauf ja die Ungültigkeitserklärung dieser 
Ehen basiert, nicht kennt.*) Scheinbar enthielt also die 
Deklaration tridentinisches Recht, in Wirklichkeit aber hatte sie 
ein dem Tridentinum widersprechendes Ehehindernis aufgestellt, 
allerdings in verschleierter Form. 

Diese Verfügungen fanden von Seiten des Klerus nicht jenen. 
Widerspruch, der in Anbetracht ihrer Wichtigkeit zu erwarten ge- 
wesen wäre. Der Priester Claude Hersent griff unter dem 
Pseudonym Optatus Gallus in seiner Schrift De cavendo schis- 
mate?) die Deklaration Ludwigs XIII. auf das heftigste an. Optatus 
Gallus wendet sich vor allem dagegen, dass der König mit Ausser- 
achtlassung der Vorschriften des Konzils von Trient über die 
ausschliesslich der Kirche zustehende Ehejurisdiktion es unter- 
nommen habe, Ehegesetze zu erlassen. Die Schrift des Optatus 
Gallus steht in ihrem Widerspruch gegen die eherechtlichen Ver- 
fügungen der Deklaration durchaus vereinzelt da. Ich habe be- 
reits oben darauf hingewiesen, dass im franzósischen Klerus galli- 
kanische Anschauungen sehr verbreitet waren, was besonders von 
den höheren kirchlichen Würdenträger, die ganz unter dem Einfluss 
des Königs und der Parlamente standen, gilt.*) Unter diesen Um- 
ständen wird daher die stillschweigende Aufnahme der Deklaration 
v. J. 1639 seitens des Klerus, sowie die entschiedene Stellungnahme 
desselben gegen die Schrift des Optatus Gallus verständlich. Um 
deren Wirkungen zu paralysieren, beauftragte die Regierung?) den da- 
a ode Matrimonial p. 124. 

2) Vgl. Duguit, Étude historique sur le rapt de séduction. [Nouvelle 
Revue historique de droit frangais et étranger X (1886) 587 ss.] 

3) pee Galli, De cavendo schismate liber paraeneticus die 1 ianuarii. 
Lugduni ad Ecclesiae Gallicanae Archi- et Episcopos Paris 1640. Siehe iiber 
diese Schrift und deren náchste Veranlassung Reusch, Der Index der verbotenen 
Bücher II (Bonn 1885), p. 362 f. 

5} Recueil chronologique I. c. 


5) Isaacus Habertus, De consensu Hierarchiae et Monarchiae adversus 
paraeneticum opus Optati Galli, schismatum fictoris, libri VII (Paris 1641). 
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maligen Pariser Kanonikus, späteren Bischof von Vabres /saac 
Habert mit einer Entgegnung, welcher Aufgabe sich Habert in 
seinem Werke »De consensu hierarchiae et monarchiae« ent- 
ledigte. Es folgten weitere Abwehrschriften!) gegen Optatus 
Gallus, die alle die prinzipielle Berechtigung der weltlichen 
Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen, verfochten, manche 
in absoluter Weise, andere wieder in Beschrünkung dieser Be- 
fugnis auf die bürgerlichen Wirkungen der Ehe. Mit diesen Streit- 
schriften nahm die grosse Diskussion über die staatlichen Rechte 
rücksichtlich der Ehe ihren Anfang. 


II. Die wissenschaftlichen Grundlagen. 


Die Lehren der Regalisten von den Befugnissen der welt- 
lichen Fürsten hinsichtlich der Ehe, deren Inbegriff das Recht, 
trennende Ehehindernisse aufzustellen, ist, beruhen in ihren Grund- 
linien auf den Anschauungen der nachscholastischen Theologen 
vom Verhältnis des Staates und der Kirche zur Ehe. 

Aus der von Thomas von Aquin und den Nachscholastikern 
durchgeführten formellen Trennung von Ehesakrament und Ehe- 
vertrag wussten die Regalisten ein Hauptargument zu Gunsten 
ihrer Lehre zu schaffen. Die Bedeutung der Lehre Thomas' über 
die Natur der Ehe werden wir gleich darlegen; er hat die scharfe 
Scheidung der beiden Begriffe: Ehesakrament und Ehevertrag. 
wie sie in den Schriften der Regalisten zu Tage tritt, vorbereitet. 
Allerdings sind in der Interpretation seiner Worte die Regalisten 
sehr willkürlich verfahren und man wird bei unbefangener Prüfung 
der fraglichen Stellen kaum zu dem Ergebnis gelangen, dass 
Thomas mit Recht von den Regalisten für die Richtigkeit ihrer 
Lehren angeführt wird. | 

Bemerkenswert bleibt aber die Tatsache, dass die Regalisten 
stets ihren wissenschaftlichen Rückhalt an Thomas von Aquin 
und den Nachscholastikern suchten; sie stellten ihre Lehre 
nicht als etwas Neues hin, sondern wollten sie als eine konse- 
quente Weiterentwickelung der in den Schriften Thomas' von 
Aquin und der Nachscholastiker ausgesprochenen Grundsätze über 
das Verhältnis von Staat und Kirche hinsichtlich der Ehe auf- 
gefasst wissen. 


1) Von bedeutenderen sind zu nennen: Nicolaus Rigaltius, Dissertatio 
censoria super editione libelli paraenetici de cavendo schismate. Paris 1640. 
Michael Rabardaeus S. J., Optatus Gallus de cavendo schismate benigna 
manu sectus, tarde sed dignante. Paris 1641. Joannes Samblacatus, Confutatio 

araenetici de cavendo schismate. Tolosae 1641. Weitere Schriften führt 
oskovány, Matrimonium in Ecclesia catholica etc. II, 476 s. an. 
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1. Thomas von Aquin 


wird mit Vorliebe von den Regalisten als Kronzeuge für die 
Richtigkeit ihrer Lehren aufgeführt. Vor allem kommen drei aus 
dem Zusammenhang gerissene Stellen aus seinen Werken für 
ihre Argumentation in Betracht: 


Sentent. IV. dist. 34 qu. 1 art. 1 ad IV; 
ib. dist. 36. art. 5. 
Contra gentes lib. IV. c. 78. 


Die erste Stelle!) soll absolut das Recht der weltlichen Fürsten, 
trennende Ehehindernisse aufzustellen, dartun; die zweite?) dient 
dem Beweise dafür, dass Thomas von Aquin den Ehevertrag 
allen anderen bürgerlichen Verträgen gleichstelle und dieser 
somit der Normierung durch die bürgerlichen Gesetze unterliege. 

Die dritte Stelle?) aus den Werken Thomas’ von Aquin, 
die von den Regalisten als Beleg für die Richtigkeit ihrer Doktrin, 
besonders für ihre Trennung der Begriffe von Ehesakrament und 
Ehevertrag angeführt wird, behandelt die Grenzen der geistlichen 
und weltlichen Gewalt in Rücksicht auf die Zwecke der Ehe; 
die dabei vorgenommene Dreiteilung der Jurisdiktionsbefugnisse 
nach den Zwecken der Ehe wird von Launoy und nach ihm 
von anderen Regalisten in der Weise ausgelegt, dass Thomas 
von Aquin die Macht, trennende Ehehindernisse aufzustellen, 
nicht jedem menschlichen Gesetze, sondern nur dem bürgerlichen 


1] 1. c.: Ad quartum dicendum quod personae illegitimae ad matrimonium 
dicuntur ex eo quod sint contra legem qua matrimonium constituitur. Matri- 
monium in quantum est in officium naturae statuitur jure naturae, in quantum 
est in officium communitatis statuitur jure civili, in quantum est Sacramentum 
statuitur jure divino: et ideo ex qualibet dictarum legum, naturae, humanae 
et divinae potest persona effici ad matrimonium illegitima.« Vgl. zu dieser 
Stelle Le Ridant, Examen de deux quéstions importantes (Paris 1753) p. 99 ss. 


2) I. c.: »Dicendum quod matrimonium cum fiat per modum contractus 
cuiusdam, ordinationi legis positivae subjacet, sicut et alii contractus.« 


3) Contr. gent. 1. IV, c. 78: »Considerandum est, quod quando aliquid 
ad diversos fines ordinatur, indiget habere diversa dirigentia in finem, quia 
finis est proportionatus agenti: generatio autem humana ad multa ordinatur, 
Scilicet ad perpetuitatem Ecclesiae quae in fidelium collectione consistit: unde 
oportet quod huiusmodi generatio a diversis dirigatur. In quantum igitur or- 
dinatur ad bonum naturae quod est perpetuitas speciei, dirigitur in finem a 
natura inclinante in hunc finem: et sic dicitur esse naturae officium. /n quan- 
tum vero ordinatur ad bonum politicum subjacet ordinationi legis civilis. 
In quantum igitur ordinatur ad bonum Ecclesiae, oportet quod subjaceat regi- 
mini Ecclesiastico; ea autem quae populo per ministros Ecclesiae dispensantur, 
Sacramenta dicuntur. Matrimonium igitur secundum quod consistit in con- 
junctione maris et foeminae intendentium prolem ad Dei cultum generare et 
educare, est Ecclesiae Sacramentum. Unde et quaedam benedictio nubentibus 
per ministros Ecclesiae adhibetur, sicut et in aliis Sacramentis; per ea quae 
exterius aguntur, spirituale aliquid figuratur.« | 
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zuspreche; das regimen Ecclesiasticum, von dem Thomas spricht, 
besteht jedoch nach Launoy nicht in der Aufstellung trennender 
Ehehindernisse, sondern in der Ausspendung des Ehesakramentes 
und Erteilung der benedictio nuptialis. 


Der regalistischen Interpretation obiger Texte scheint jedoch 
entgegenzustehen, was Thomas IV. sentent. dist. 42 qu. 2, 
art. 2, ad IV schreibt: »Dicendum, quod prohibitio legis humanae 
non sufficiat ad impedimentum matrimonii nisi interveniat etiam 
Ecclesiae authoritas quae idem etiam interdicit.« Launoy inter- 
pretiert jedoch diese Stelle dahin, dass die authoritas Ecclesiae 
keine Beziehung zur Wirksamkeit des Gesetzes hätte, sondern sie 
müsse als eine Solemnisierung desselben aufgefasst werden, eine 
Auslegung, die sich ja gut mit den sonstigen Lehren Thomas' 
über die dem bürgerlichen Gesetze allein zukommende Gewalt, 
jemanden zur Eheschliessung unfähig zu machen, vertrüge. !) 


Unleugbar sprechen manche Stellen aus den eben ange- 
führten Darlegungen Thomas’ von Aquin zu Gunsten der von 
den Regalisten dem weltlichen Fürsten zugewiesenen Gewalt über 
die Ehe. Gerade die von Thomas gegebene Dreiteilung der Juris- 
diktionsbefugnisse über die Ehe nach deren Zwecken gab den 
Regalisten ein wirksames Argument in die Hand, indem sie darauf 
hinweisen, dass der vorzüglichste Zweck der Ehe das bonum 
politicum betrifft, das da ist die Kindererzeugung, die Erhaltung 
von Frieden und Eintracht unter den Bürgern und Staaten. Im 
Vergleiche zu diesem Hauptzwecke der Ehe seien deren andere 
Zwecke von durchaus untergeordneter Bedeutung. Es sei somit 
ganz selbstverständlich, dass die Ehe in dieser Hinsicht der 
Regelung durch die staatlichen Gesetze unterliegt, wie ja Thomas 
selbst sagt. Thomas hat, indem er diesen Satz schrieb, keines- 
wegs daran gedacht, den weltlichen Fürsten so weitgehende Rechte 
über die Ehe, wie die Regalisten es taten, zuzuweisen; für ihn 
war das bonum politicum im Vergleich zum bonum Ecclesiae 


1) Launoii op. omnia I, 632: »Haec inquam opponi non debent, cum 
haec Ecclesiae, de qua loquitur auctoritas, non ad vim legis, sed ad majorem 
legis solemnitatem ab eo referenda sit, qui noverit sanctum doctorem superiori 
loco et accuratiori . . .« — Gegen die Art und Weise Launoys, Thomas von 
Aquin zu interpretieren, wenden sich D. Galesius, Ecclesiastica in Matrimonium 
Potestas p. 124 s. und Leullier, Observationes etc. (Launoij op. om. IV, 172 ss.), 
welch letzterer gegen Launoy den Vorwurf erhebt, in der Wiedergabe der Lehre 
Thomas' von Aquin nicht genau verfahren zu sein, sondern dessen Anschau- 
ungen durch zweckentsprechende Auslassungen gefälscht zu haben. Launoy 
nennt in seiner Entgegnung auf Galesius' Schrift (op. om. I, 939) die von diesem 
vorgetragenen Anschauungen für Thomas »injuriosissima«. 
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von nebensächlicher Bedeutung, was ja von der damaliger 
üblichen Denkweise über den Staat aus betrachtet, sehr ver- 
stándlich ist. Die Regalisten hingegen vertraten die Interessen 
des Staates den angeblichen Übergriffen der Kirche gegenüber 
und so kam es, dass sie in einseitiger Betonung des Staatswohles 
dem Staate alle, der Kirche keine Rechte über die Ehe zusprachen ; 
von ihrem Standpunkte aus konnten sie in den Lehren Thomas" 
von Aquin über das Recht des Staates und der Kirche nur eine 
Bestátigung ihrer Anschauungen finden, ohne dem Texte allzu- 
grosse Gewalt anzutun. — Die nachscholastischen Theologen 
hielten sich in ihren Darlegungen über das Recht des weltlichen 
Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen, innerhalb der von 
Thomas von Aquin gezogenen Grenzen. Gingen auch manche 
in der Zuweisung von Befugnissen über die Ehe an den Staat 
bezw. die weltlichen Fürsten sehr weit, so geschah dies nur, um 
der Kirche als der höchsten menschlichen Vereinigung noch 
grössere Rechte über die Ehe zuzusprechen; dass hiebei die 
Rechte des Staates sehr prekäre wurden, ist wohl selbstver- 


ständlich. 
2. Die Nachscholastiker. 


Ausgehend von dem Satze Thomas’ von Aquin: »quod 
matrimonium, cum fiat per modum contractus cuiusdam, ordi- 
nationi legis positivae subjacet sicut et alii contractus«, betont die 
nachscholastische Theologie den Vertragscharakter des Ehe- 
consenses; rücksichtlich dessen Verhältnis zum Ehesakrament, 
weist sie darauf hin, dass Christus durch Erhebung der Ehe zum 
Sakrament keine Veränderung der Natur des Ehevertrags brachte, 
sondern den contractus civilis matrimonii, der ja bisher der Nor- 
mierung durch die staatliche Gewalt unterlag, unverändert der 
Regelung durch die weltlichen Gesetze überliess. Christus hat 
somit durch Erhebung der Ehe zum Sakrament die von Gott 
den weltlichen Fürsten verliehene Gewalt nicht aboliert, vielmehr 
sie zu einer Voraussetzung des Ehesakramentes gemacht, wie 
auch den gültigen Ehevertrag selbst.!) Das Sakrament der Ehe 


. 1) Jacques Hennequin, Launoys Lehrer, dessen Werke Regia in 
matrimonium potestas (Launoii op. om. I. p. 634) wir das Zitat entnehmen, 
‚sagt: »Secunda primae assertionis pars. Potest publica, civilis et saecularis 
potestas impedimenta prohibentia et dirimentia apponere contractui civili Ma- 
trimonii, seu matrimonio . . . . Porro accedit, tum quia ex dictis hoc libro 
passim, maxime XIV, immo- communiter ex Theologis Christus Matrimonium 
instituendo Sacramentum, nihil in illo ut contractu civili immutavit, sed tan- 
tum illi ut praerequisito fundamento necessario imposuit, trunco inseruit, 
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setzt also den contractus civilis geradezu voraus; der Kontrakt 
geht dem Sakrament nicht nur ratione naturae, sondern auch 
ratione temporis voraus. Als contractus civilis ist aber der Ehe- 
vertrag nicht anders als wie der Kauf- und Mietvertrag zu be- 
urteilen, unterliegt somit der Anordnung der bürgerlichen Gesetze; 
denn die Berechtigung des Staates hinsichtlich der Kauf-, Miet- 
oder der anderen bürgerlichen Vertráge bindende Normen zu 
erlassen, ist unleugbar. Liegt es nun im Interesse des Staates, 
dass solche Vertráge nicht zustande kommen, so kann er dies 
durch Aufstellung trennender Hindernisse erreichen; denn das 
Wohl des Staates, der Gesamtheit, geht dem Wohle des einzelnen 
vor. Gelten diese Grundsätze schon von den Kauf- und Miet- 
vertrágen, umsomehr haben dieselben rücksichtlich des Abschlusses 
des Ehekontrkates Anwendung zu finden, nachdem ja von der 
richtigen SchlieBung der Ehen das Wohl des Staates in eminenter 
Weise abhängt. Infolgedessen muss aber auch der Staat, um 
diese seine Interessen wahren zu kónnen, die Macht besitzen, 
jene Mittel zu gebrauchen, die die Abstellung von Misbräuchen 
bezwecken; er muss somit die Gewalt haben, trennende Hinder- 


pono pal annexuit, materiali affixit naturam et dignitatem Sacramenti, ita ut 
trimonium contractum civilem reliquerit huiusmodi post, cuiusmodi erat 
ante sui institutionem et elevationem in sacramentum. At ante sui elevationem 
subjiciebatur: ergo et post sui elevationem, saltem priusquam de facto habeat 
sibi impositam naturam et dignitatem Sacramenti, seu revera sit inter baptizatos 
initum tanquam Sacramentum, subjicitur potestati publicae saeculari prohi- 
bendum ac dirimendum, seu impediendum ne licite et valide ineatur«. 
Dominicus de Soto (t 1560), In IV. Sententiarum commentarii (Salmanticae 
1557—60) dist. XXXIX, qu. un. ad art. V: »Nec obstat cavillus, quod cum 
Matrimonium jam sit Sacramentum, non potest Princeps materiam eius et 
subjectum mutare, hoc est prohibere, ut si cognati contraherent, Matrimonium 
non teneret. Non inquam, hoc obstat, quoniam institutio Sacramenti non 
abstulit, quominus Matrimonium sit civilis contractus: et qua ratione civilis 
contractus est a potestate civili non eximitur.« Franciscus Amicus (f 1651), 
De magno matrimonii sacramento: disp. IX, sect. I n. 3 [Cursus theologicus 
(Duaci 1640) t. 9]: »Quod autem Principes saeculares vi sui muneris hanc po- 
testatem habeant statuendi suis subditis fidelibus impedimenta dirimentia, non 
obstante quod matrimonium inter Christianos celebratum sit, Sacramentum 
probatur ex eo, quod cum Christus matrimonium in Sacramentum evexit, non 
abstulit Principibus saecularibus, quam ipsi in illam habent ut contractus 
civilis est, sed illam praesupponit, non minus quam praesupponit contractum 
valide initum«. Jacobus Latomus (+ 1544), De substantia matrimonii in Op. 
om. (Lovanii 1550): »Sacramentum Matrimonii praesupponit contractum, quo : 
invicem potestas conceditur in mutua corpora. Hinc fit, ut quicquid con- 
tractum impedit, consequenter et Sacramentum impediat: sublato enim priori 
posterius auferri necesse est.« Jacobus Nacchiante (Naclantus) (+ 1569), De 
candestinis matrimoniis. Quod illa et potuerit et hac tempestate debuerit 
irritare ecclesia in Op. om. (Venet. 1567) t. I tr. 16. »Certum est rationem 
contractus rationem praevenire sacramenti, idque non solum praecessione ut 
loquuntur naturae, sed et praecessione temporis, ut palam est in matrimonio 
per procuratorem contracto.« 
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nisse aufzustellen, bei deren Vorhandensein der Ehevertrag gültig 
nicht abgeschlossen werden kann.!) Es ist jedoch mit dem Be- 
griffe eines geordneten Staatswesens gänzlich unvereinbar, dass 
dem Staatsoberhaupte nicht jene Macht zukommen solle. 


Die Berechtigung der weltlichen Fürsten zur Aufstellung 
trennender Ehehindernisse ergibt sich ferner schon aus dem Zwecke 
ihres Daseins: Sie sind von Gott dem Volke vorgesetzt, dass sie es 
leiten und regieren, Frieden und Eintracht unter den Bürgern 
erhalten und das Wohl des Staates fördern; also müssen sie 
auch die Gewalt besitzen, jene Maßnahmen zu treffen, jene Ge- 
setze zu erlassen, die zur Erreichung dieses Zweckes erforderlich 
sind, mithin auch die Gewalt, trennende Ehehindernisse auf- 
zustellen. ?) 


1) Jacobus Gretser (+ 1625), Disputationes matrimoniales duae (Ingol- 
stadtii 1594), disp. II th. 2: »Cum autem matrimonium contractus quidam sit, 
sequitur illud legum dispositioni et ordinationi subjacere Nam omni prope- 
modum contractui commune est, ut pro varietate temporum et hominum aliter 
atque aliter iniri possit et debeat: ita ut ad commune reipublicae bonum re- 
dundet; quem finem omnes contractus et maxime matrimonialis, spectant. Ut 
ergo magistratum esse oportet, qui aliis contractibus leges praescribat, eosque 
ad reipublicae emolumentum dirigat: sic necessario requiritur magistratus, qui 
contractum connubialem latis legibus regat et moderetur, idque tanto magis, 
quanto plus commodi, si bene, et quanto plus incommodi si male ineatur, ex 
hoc contractu ad hominum societatem manare solet.« Cornejus a Pedroso (t 1618), 
Theologia scholastica et moralis (Bambergae 1671) t. II, p. 615 sagt: »Princeps 
saecularis sive Christianus, sive gentilis, ex natura suae potestatis habet posse hu- 
iusmodi impedimenta apponere, quia omnes contractus civiles et humani in bonum 
reipublicae ordinati debent subjacere potestati civili Principis, ut eo ipso quo in- 
cipiant esse nocivi communitati, irritentur et sub forma et circumstantiis, quae 
magis bono communi expediant, disponantur. Sed Matrimonium est contractus hu- 
manus et civilis: ergo cum maxima boni communis pars constet ex contractibus, 
ut patet, debent cadere sub regia potestate.« Dominicus de Soto, In IV. Sen- 
tentiarum commentarii dist. XXXIX qu. unica ad 1 act. 3: »Respublica civilis 
et Principis potestas in pacem et prosperum reipublicae statum instituta est. 
Huiusmodi autem pax et tranquilla felicitas plurimum ex nuptiis contrahendis 
pendet, imo plus quam ex aliis civilibus contractibus: ergo potest legibus 
huiusmodi matrimonia definire et dirigere . . . . Item Principi etiam incumbit 
amicitias in sua republica propagare, quod per Matrimonia diversi sanguinis 
contracta fieri solet: ergo de huiusmodi coniugiis leges potest condere. Nec 
obstat cavillus, quod cum Matrimonium jam sit Sacramentum, non potest Prin- 
ceps materiam et subjectum mutare, hoc est, prohibere, ut si cognati contra- 
herent, Matrimonium non teneret. Non, inquam, hoc obstat, quoniam in- 
stitutio Sacramenti non abstulit, quominus Matrimonium sit civilis con- 
tractus etc.« | 


2) Ruardus Tapper (+ 1559), Explicatio articulorum viginti etc.: art. XX 
(Op. om. t. II (Coloniae 1582] p. 304): »De contractibus autem civium, magi- 
stratus potestatem habet ordinandi, prohibendi et irritandi, pro salute, tran- 
quillitate et bono reipublicae, sicut et de actibus virtutum, et universis quae 
ad pacem et bonum civitatis conducant leges ferendi . . . p. 305: Facultatem 
autem legislativam esse apud Regem et Magistratum, non solum concorditer 
docent philosophi, sed et scriptura sacra, quae ait: Per me reges regnant et 
legum conditores justa decernunt . . . . Quicquid igitur ad salutem publicam 
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Das Recht der weltlichen Fürsten, trennende Ehehindernisse 
aufzustellen, folgt weiter aus der Überlegung, dass die principes 
infideles ohne Zweifel die Macht haben, über alle Verträge, 
auch den Ehevertrag, bindende Normen zu erlassen, mithin auch 
trennende Ehehindernisse aufzustellen. Denn da nach dem Aus- 
spruche der Hl. Schrift alle Gewalt von Gott kommt, auch die 
der heidnischen Fürsten, so folgt daraus, dass jede Obrigkeit 
jenes Maß von Gewalt besitzen muss, das die Förderung des 
Staatswohles erheischt; kónnte jedoch die Obrigkeit über die 
Schliessung von Ehen keine Gesetze erlassen und etwaige daraus 
entstehende Streitigkeiten nicht schlichten, so hátte sie nicht ge- 
nügend Gewalt von Gott erhalten und der von Gott gewollte 
Zweck: die Wohlfahrt des Staates, wäre nicht erreicht. Mithin 
können die principes infideles mit vollem Rechte trennende Ehe- 
hindernisse aufstellen, die nicht nur ihre ungläubigen, sondern 
auch gläubigen Untertanen verpflichten. Ist also dieses den 
principes infideles zustehende Recht indiskutabel, so gilt ein 
Gleiches von dem betreffenden Rechte der christlichen Herrscher; 
denn der Glaube vermindert nicht ihre Macht; es wäre ja sonst 
die Lage der christlichen Fürsten schlechter als die der nicht- 
christlichen.« !) 


attinet, disponere potest Magistratus, non tantum saecularis, sed et Ecclesiasticus, 
in ordine quisque ad finem et scopum sui regiminis. Utrique namque com- 
munis est facultas gubernandi et regendi communitatem sibi subditam. Hanc 
autem sequitur potestas leges ferendi . . . Quemadmodum igitur apud saecu- 
larem potestatem facultas est contractus quosdam civiles prohibendi et alios 
irritandi . . . . ita apud potestatem ecclesiasticam facultas est, in ordine ad 
finem caelestis patriae, et pacem ac honestatem domesticorum familiae Christi, 
ordinandi de coniugio tanquam propriae familiae Christi, officio, et quaedam 
propter honestatem et bonum Ecclesiae irritandi p. 306: Necessarium est ergo 
quod contractus coniugalis, qui sacramentum est et officium Ecclesiae propa- 
gandae, subsit ordinationi et irritationi magistratus Ecclesiastici in ordine ad 
pacem Ecclesiae et fidelium salutem, quamvis simul etiam subsit ordinationibus 
et legibus potestatis civilis, secundum quod refertur ad pacem et honestatem 
ac bonum reipublicae ... p. 307: Nam hoc iure prohibendi et irritandi matri- 
monia, ut sunt in naturae et propagationis officium et in pacem ac honestatem 
Reipublicae semper usa est potestas imperialis . ... Ex quibus patet, quod 
ratio sacramenti, quae est in matrimonio Christiano, non impedit, quo minus 
potestas saecularis de eo, ut est officium Reipublicae statuere possit. Potestas 
tamen Ecclesiastica quae architectonica est, et altiori ratione atque fine ipsum 
considerat, derogare, revocare et irritare potest eius constitutiones, si religioni 
et scopo regiminis Ecclesiastici adversentur, vel non conveniant.« 


1) Stephanus Bauny ($ 1649), Theologia Moralis (Parisiis 1640) tr. XII 
q. V: »Dico primo, si spectetur tantum id, quod est juris naturae posse prin- 
cipem et alios omnes, qui supremam habent regendi potestatem, impedimenta 
matrimonii dirimentia statuere suis subditis, quorum violatio certa sit matri- 
monii irritatio. Probatur, quis eadem potestate sunt praediti Christiani Prin- 
cipes, qua ethnici; sed hi leges praescribere possunt subditis suis de contra- 
hendo matrimonio, quas servare teneantur ergo et Christiani. Major est certa. 
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Die Aufstellung trennender Ehehindernisse durch die welt- 
lichen Fürsten steht auch nicht in Widerspruch mit dem gött- 
lichen Rechte. Das jus divinum hat nämlich nicht alle Fälle ge- 
regelt, sondern hat es der Kirche überlassen, das dem Seelen- 
heil der Gläubigen Zuträgliche zu verfügen; so hat es auch be- 
züglich der Ehe die Gewalt denen übergeben, die den Vólkern 
vorgesetzt sind. Da ja der Ehevertrag, wie schon bemerkt, von 
eminenter Wichtigkeit für den Staat wie die Kirche ist, so folgt 
daraus, dass es Sache derer ist, die Staat und Kirche leiten, das 
Entsprechende zu veranlassen, wodurch die Ehe am besten ihren 
Zweck erfüllen kann. Schon aus dieser Betrachtungsweise ergibt 
sich das Recht der weltlichen Fürsten, trennende Ehehindernisse 
aufzustellen. | 

Übrigens ist nicht einzusehen, warum ein solches Ehe- 
hindernis dem jus divinum entgegenstehen solle; wenn nämlich 
das jus divinum selbst es zulässt, dass von der Kirche etwas’ 
verboten werde, was es selbst nicht verbietet, warum sollte die 
Kirche nicht auch der weltlichen Gewalt gestatten, Verbote bezüg- 
lich der Ehe zu erlassen, die sie selbst nicht gibt? Dass die 
bürgerlichen Gesetze eine Ehe nicht erlaubt machen kónnen, die 
die kirchlichen für unerlaubt erklären, wie auch nicht die kirch- 
lichen Gesetze etwas billigen kónnen, was das jus divinum ver- 
bietet, darüber besteht kein Zweifel. 

‚Warum sollten aber nicht die weltlichen Gesetze etwas ver- 


Nam fides christiana potestatem Principum non imminuit, quod planum sit 
exemplo Philippi primi Christianorum Principis, qui plenum jus imperii re- 
tinuit, hoc est, omnem illam potestatem sibi vindicavit, quam exercuerat 
ethnicus. Minor probatur. Cum tuendae ac promovendae publicae tranquilli- 
tatis gratia instituta sit, potestas imperatoria ea vetare, praecipere, statuere 
poe debet, quae ad hunc finem utilia sunt ac necessaria. At nemo ibit in- 
icias, quin de hoc rerum genere saepe sunt nuptiae: ergo subditis praescribere 
suis Imperator poterit, qui quando et quomodo nuptialia foedera inire debeant. 
Confirmatur, cum contractus humani et civiles subjecti sint Principi, certis illis 
conditionibus praestituere potest, quibus non servatis sint nulli ac irriti, ut 
patet in donationibus inter virum et uxorem, pupillorum transactionibus, quae 
nullae sunt, nisi firmentur auctoritate tutoris. Sed matrimonium non est tan- 
tum Sacramentum sed etiam est contractus humanus ac civilis, qui a Deo 
elevatur ad esse Sacramenti: ergo potest Princeps aut quilibet alius, potesta- 
tem habens ferendi leges, statuere, ut matrimonium quatenus est contractus, 
certo modo, aut cum certis circumstantiis ineatur, quae si omittantur, ratum 
non sit.« Martinus Becanus (t 1624), De Sacramento Matrimonii c. XLIX, 
q. III, concl. 1 in Op, om. (Moguntiae 1749) p. 820: »Potest Princeps Chri- 
stianus, si praecise huius potestas spectetur, statuere talia impedimenta, re- 
spectu suorum subditorum? Ratio est, quia non minorem habet potestatem 
quam Princeps infidelis. Si ergo hic potest statuere impedimenta circa Ma- 
trimonium, potest et ille. Nec obstat, quod Matrimonium Christianorum sit 
Sacramentum, quia impedimenta non statuuntur circa Matrimonium, ut Sa- 
cramentum est, sed solum ut contractus civilis est.« 
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bieten kónnen, was die kirchlichen nicht verbieten, wie ja auch 
die kirchlichen Gesetze Dinge verbieten, die das jus divinüm 
nicht verbietet?!) 

Das prinzipielle Recht der weltlichen Herrscher, trennende 
Ehehindernis, aufzustellen, wird also von der grossen Mehrzahl 
der nachscholastischen Theologen anerkannt in Hinsicht auf 
den Zweck und die Natur der den Fürsten von Gott verliehenen 
Gewalt; hierüber herrscht nahezu vóllige Einstimmigkeit. Die 
tatsáchliche Berechtigung indes, die praktische Ausübung dieses 
Rechtes, sprechen sie jedoch den weltlichen Fürsten ab in Hin- 
weis auf die Tatsache, dass die Kirche seit Jahrhunderten faktisch 
und ungestört dieses Recht ausübt, dass also diese allein die Be- 
fugnis trennende Ehehindernisse aufzustellen, besitzt. 

In der Erklárung und Begründung der Tatsache, dass die 
Kirche jenes Recht für sich allein in Anspruch nimmt, weichen die 
Anschauungen der Theologen von einander ab. Es sind über diese 
Frage folgende Ansichten zu verzeichnen: Einige Theologen sagen, 
dass die weltlichen Fürsten von jeher die Befugnis, trennende Ehe- 


1) Petrus de Soto (t 1563), De institutione Sacerdotum (Dilingae 1558) 
p. 379 s. (De Matrimonio lect. IV): »Possunt etiam ee jura illegitimos 
aliquos reddere. Non omne itaque impedimentum inhabiles reddens aliquos 
ad contrahendum est juris divini; nec tamen propterea contrarium est juri di- 
vino. Sicut in ceteris omnibus quaedam non prohibuit jus divinum, sed gu- 
bernandi auctoritatem tradens Praelatis potestatem dedit ea prohibendi, cum 
id ratio expedire judicaverit saluti animarum et divinae gloriae convenire: ita 
et in Matrimonio potestatem reliquit his quos gubernandis populis prae- 
fecit. Et haec est communior ratio omnium prohibitionum juris positivi. Est 
etiam in Matrimonio specialior ratio. Cum enim sit contractus et officium 
naturae necessarium reipublicae conservandae ac propagandae, atque Ecclesiae, 
etiam ipsi, bonoque religionis Catholicae, merito gubernantium in ecclesia vel 
republica est, si quid viderint expedire, ut officium hoc matrimonii recte agatur 
ad conservationem religionis christianaeque reipublicae id statuere. Unde beatus 
Thomas supradicta intrepide asserit, jura ipsa civilia et imperatorum leges 
illegitimos aliquos reddere ad contrahendum, ita videlicet, ut nullum sit ma- 
trimonium: neque negant hoc alii quanquam non ita aperte asserant. Et certe 
hoc est solidissime fundatum in illo verbo evangelii: Quod Deus coniunxit, 
homo non separet. Deus enim per causas naturales et ordinatas humanos 
contractus perficit, hoc est authoritate legum: sicut naturales res per causas 
naturales. Non itaque deus conjungit quod contra justas leges humanas con- 
iungitur. Hoc dicimus, quoniam Juristis multis visum est non esse potestatis 
saecularium legum matrimonium nullum reddere, sed tantum ecclesiasticarum. 
Et certe Juristae nulla authoritate juris divini aut canonici hoc probant, nec 
etiam ratione ulla efficaci: nec advertunt nihil per hoc derogari authoritati 
ecclesiasticae sed potius conducere ecclesiae paci. Si enim jus ipsum divinum 
permittit prohiberi ab Ecclesia, quod ipsum non prohibet: quare ecclesia non 
permittet saeculari potestati prohibere circa Matrimonium quod ipsa non pro- 
hibet? Fatemur igitur leges civiles non posse licitum Matrimonium facere, 
quod Ecclesiasticae illicitum reddunt, sicut nec Ecclesiasticae leges approbare, 
quod divinum jus reprobat: hoc enim esset inferiorem superiori contradicere. 
Verum quod ecclesiasticae leges non prohibent, cur saeculares prohibere non 
poterunt; sicut quod non prohibet jus divinum, prohibent ecclesiasticae ?« 
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hindernisse aufzustellen, besessen und sie auch praktisch geübt 
hátten, wie dies ja schon die Ehegesetzgebung der rómischen 
Kaiser zeige; die Kirche sei aber in den Besitz dieses Rechtes 
durch Usurpation gelangt. ') | 

Andere billigen dieses Recht den weltlichen Fürsten in 
vollstem Umfange zu, mit der Klausel jedoch, dass sich die 
Päpste dessen Ausübung reserviert hätten; diese Reservation 
rechtfertige den faktischen Besitz desselben seitens der Kirche. *) 


1) Petrus Ledesma (t 1616), Tractatus de magno matrimonii sacramento 
(Salmanticae 1592): Addit. ad 3 part. qu. 50 art. 11: »Quamvis potestas con- 
stituendi impedimenta etiam dirimentia conveniat etiam potestati civili, juste 
tamen illam usurpavit potestas Ecclesiastica . . . Probatur: Potestas Ecclesia- 
stica est altioris ordinis quam potestas civilis (nam respicit finem magis eleva- 
tum sc. finem supernaturalem) sed maxime impedit ad hunc finem superna- 
turalem quod Ecclesia usurpet sibi hanc potestatem, ergo juste et sancte po- 
test illud facere.« Aehnlich Martinus Bonacina (} 1631), Tractatus de Sa- 
cramentis: De impedimentis Matrimonii Qu. III, Punctum I. prima propositio. 
(Op. om. [Venetiis 1672] t. I. d 270): »Secundo sequitur Principes saeculares 
posse seclusa prohibitione Ecclesiae, constituere impedimenta matrimonii, 
quatenus est matrimonium quidam contractus, Principes enim saeculares habent 
potestatem supra contractus et possunt praescribere formam sub qua celebrandi 
sint Verum tamen est, illam potestatem supra matrimonium illis ablatam 
esse ab Ecclesia in c. Ecclesia S. Mariae (c. 10 X, 1, 2) et ratio est, quia ma- 
trimonium non tantum est contractus, sed etiam res spiritualis, et Sacramentum, 
GN duod non se extendit potestas saecularis, ut patet ex Trid. sess. 24 
can. .« 

2) Thomas Sanchez ( 1610), De Matrimonio 1. VII. disp. III, n. 2: 
»Absque dubio dicendum est posse Principem saecularem ex genere et natura 
suae potestatis matrimonii impedimenta dirimentia fidelibus sibi subditis ex 
justa causa suis legibus inducere eo pacto, quo Pontifex summus potest, nisi 
sibi hanc potestatem reservasset.« Adamus Tanner (t 1632), Theologia scho- 
lastica (Ingolstadii 1627) t. IV. p. 2140: »Potuissent etiam Principes saeculares, 
ex genere et natura suae potestatis, matrimonii impedimenta quaelibet, etiam 
dirimentia, pro ipsis quodque fidelibus subditis ex justa causa quoque consti- 
tuere, eo modo, quo id Pontifex potest: nisi hic hanc potestatem hanc sibi 
reservasset.« | Ludovicus Caspensis (+ 1647), De Matrimonio tract. XXVI 
disp. IX sect. I: »Principes christiani possunt etiam respectu matrimonii, quod 
est Sacramentum impedimenta matrimonium dirimentia statuere, scilicet attento 
jure et potestate suae dominationis regalis, nisi Ecclesia justas ob causas sibi 
reservasset munus et potestatem statuendi ea impedimenta eoque modo re- 
strinxisset potestatem, quam de se alioquin habent Principes christiani.« 
Guillelmus Mercerus (+ 1639) Praelectiones in III. partem S. Thomae qu. I De im- 
pedimentis matrimonii: »... At Princeps fidelis non potest ea (sc. impedimenta) 
constituere circa matrimonia suorum subditorum fidelium eo quod potestas Eccle- 
Siastica causas fidelium matrimoniales suae cognitioni reservavit, licet alioqui 
spectata natura potestatis saecularis praeveniendo Ecclesiae dispositioni id 
posset, eo quod etsi matrimonium, fidelium sit Sacramentum, non tamen de- 
sinit esse contractus civilis.« Zligius Bassaeus (+ 1670), Flores theologiae 
moralis: matrimonium VII n. 3: »Secundum probabiliorem et veriorem sen- 
tentiam, Princeps saecularis ex genere et natura suae potestatis posset impe- 
dimenta dirimentia fidelibus sibi subditis ex justa causa suis legibus indicere, 
nisi summus Pontifex hanc sibi potestatem reservasset, quos juxta divum 
Thomam in IV dist. XXXIV art. 1. ad IV: »Matrimonium in quantum contractus 
civilis est in officium communitatis institutum subjacet legis civilis ordinationi.« 
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Nach einigen Theologen wieder würden die Fürsten in der 
Ausübung dieses Rechtes von der Kirche behindert. !) 

Nach anderen Theologen ist jedoch die Tatsache, dass die 
Kirche sich im Besitze des Rechtes befindet, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, daraus zu erklären, dass die weltlichen 
Fürsten ihr Recht der Kirche abgetreten hätten, sonach die Kirche 
dasselbe ex pietate et voluntate Principum ausübe,*) eine An- 
sicht, die sehr den Beifall der Regalisten fand, wie wir noch 
sehen werden. 

Zu erwähnen sind schließlich die beiden extremen Ansichten: 
nach der einen können die weltlichen Fürsten nur mit Erlaubnis 
der Kirche trennende Ehehindernisse aufstellen,®) nach der an- 
deren käme nur den weltlichen Fürsten dieses Recht mit Aus- 
schluss der Kirche zu oder die Kirche kónne nur mit Zustimmung 
der weltlichen Fürsten trennende Ehehindernisse aufstellen. 

Aus diesen eben dargestellten Lehrsátzen der nachscholasti- 
schen Theologen über das Verhältnis von Kirche und Staat 
zur Ehe haben die Regalisten ihre Doktrin entwickelt; 
sie suchten das prinzipielle Recht der Fürsten, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen, das nach der Lehre der Nach- 
scholastiker diesen durch Usurpation oder Reservation seitens 


1) Dominicus de Soto i. c. »in hac parte infideles non sunt fidelibus 
inferiores, cum fideles Principes nostri, ut sequ. dist. dicemus, possunt huius- 
modi leges ferre, nisi ab Ecclesia cohibeantur.« 


2) Petrus de Soto 1. c.: »Nec debent praelati Ecclesiae gravate susci- 
pere, si quod temporali paci viderint necessarium saeculares principes statuunt. 
ec est cur illis se opponant, sed permittant potius matrimonium legibus hu- 
manis ordinandum, cum officium humanum sit; et addant postea ipsi, si vide- 
bitur, quod ad bonum religionis pertinet: quamquam civiles leges in his om- 
nibus ex pietate certe et voluntate principum facile cesserint Ecclesiae, ut jam 
nullum censeatur Matrimonium illegitimum, quod Ecclesia tale non judicat; non 
tamen propterea vel legi, vel consuetudini reipublicae hoc auferendum est, ut 
illegitimos aliquos reddere, si velint, possint; sed potius, si opus foret, con- 
firmandum esset ab ecclesia.« 


3) Basilius Pontius (+ 1629), De sacramento matrimonii (Lugduni 1624), 
1 VII, c. 2: »Nequaquam potest Princeps saecularis fidelis legem aliquam 
statuere ad substantiam matrimonii directe vel indirecte pertinentem, quae vim 
habeat nisi de Ecclesia tacite vel expresse probetur ex defectu potestatis.« 
Robertus Bellarminus (t 1621), De Matrimonio c. XXXII: »Catholici distinguunt 
de causis matrimonialibus. Quaedam enim sunt omnino politicae, ut de do- 
tibus, de successsionibus, de hereditatibus etc. Quaedam sunt partim politicae 
partim spirituales ut de gradibus cognationis, de divortiis, de impedimentis : 
quatenus enim contractus Matrimonii naturalis est, materia est politica, qua- 
tenus idem contractus est fundamentum Sacramenti, et res conscientiae, spiri- 


tualis est . . . . Causas primi generis non negamus ad politicum ig ae 
pertinere .... Causas secundi generis nemo negare potest ad solam Ecclesiam 
pertinere .... Potissima quaestio est de causis tertii generis, quas quidem nos 


dicimus ad politicum Magistratum pertinere posse, sed cum subordinatione 
ad Ecclesiasticum.« | 
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der Kirche abhanden gekommen sei, als tatsächliches noch jetzt 
durch die Fürsten praktisch geübtes Recht hinzustellen. Da 
die Mehrzahl der nachscholastischen Theologen das Recht der 
Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen, im Prinzipe an- 
erkannten und nur das Recht der faktischen Ausübung dieser 
Befugnis den Herrschern aus den eben dargelegten Gründen 
absprachen, so ist der Kampf der Regalisten vor allem gegen 
diese Gründe gerichtet, deren geringe Stichhaltigkeit sie darzutun 
suchen; andererseits berufen sich die Regalisten, wie schon 
bemerkt wurde, immer wieder auf die Autorität eben dieser Theo- 
logen, deren prinzipielle Anerkennung des Rechtes der Fürsten 
zur Aufstellung trennender Ehehindernisse sie zu Gunsten ihrer 
eigenen Theorien anführen. Daraus ergibt sich jene Zwiespältig- 
keit der Beweisführung, die Leullier Launoy zum Vorwurfe macht, 
dass nämlich ein Theologe einmal als Gewährsmann angeführt, 
dann aber dessen Lehre wieder scharf bekämpft wird. 
(Fortsetzung folgt.) 
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3. Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete 
der kirchenrechtlichen Gesetzgebung. 


Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Bonn. 


(Fortsetzung; vgl. Bd. 95 S. 78 ff., 283 ff., 457 ff., 639 ff. und Bd. 96, S. 60 ff. 
244 ff., 408 ff., 550 ff.) 


XX. 
Eherechtliche Bestimmungen. 


Während die eherechtlichen Erlasse Pius’ X. an Zahl nicht 
gross sind und weit hinter den zahlreichen Neuerungen seines 
Vorgängers Leo XIII. zurückbleiben, ist ihre sachliche Bedeutung 
um so höher anzuschlagen. Das Hauptdekret »Ne temere« vom 
2. August 1907 nimmt unter den Pianischen Reformerlassen un- 
streitig mit eine der wichtigsten Stellen ein und hat auf dem 
Gebiete des kirchlichen Eheschliessungsrechtes geradezu eine 
neue Epoche eingeleitet, deren wohltätige Folgen sich allenthalben 
kundtun. 

L Als partikularrechtliche Maßnahme erschien am 18. Januar 
1906 das päpstliche Dekret »Provida«,1) das nur für den Um- 
fang des Deutschen Reiches?) Geltung hat und mit dem Oster- 
feste (15. April) 1906 in Kraft getreten ist. Der dispositive Teil 
enthält folgende auf die Geltung der tridentinischen Eheschliessungs- 
form bezüglichen Bestimmungen: 

1. Die Eheschliessungsform des tridentin. Dekrets »Tametsi« 
(parocho et duobus vel tribus testibus praesentibus matrimonium 
celebretur)*) wird auf alle Orte des gegenwärtigen Umfangs des 
Deutschen Reiches ausgedehnt, so dass die Katholiken unter sich 
nur vor dem Pfarrer und zwei oder drei Zeugen eine gültige Ehe 
schliessen können. 

2. Die gemischten Ehen, welche die Katholiken mit anders- 
gläubigen Christen eingehen wollen, bleiben auch in Zukunft 
streng verboten, wenn nicht der katholische Teil aus gerechter 
und wichtiger Ursache, und nachdem beide Teile ein förmliches 


1) Acta Sanctae Sedis XXXIX, 81 ff. M. Leitner, Die tridentinische Ehe- 
schliessungsform und die Konstitution Pius X. Provida von 18. I. 1906. 
Regensburg 1906. 

2) D. i. des eigentlichen Reichsgebietes, nicht der deutschen Kolonien. 

3) Conc. Trid. Sess. XXIV de reform. matr. c. 1. 

| ch 
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Versprechen über die Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften ab- 
gegeben haben, von dem Ehehindernisse der Konfessionsver- 
schiedenheit dispensiert worden ist. Sämtliche Mischehen sind 
ferner vor dem Pfarrer und zwei oder drei Zeugen im Angesichte 
der Kirche abzuschliessen, so dass die Nupturienten schwer 
sündigen, die sich mit der Trauung vor einem nichtkatholischen 
Religionsdiener oder dem bürgerlichen Standesbeamten oder mit 
einer sonstigen Art der klandestinen Eheschliessung begnügen. 
Ausserdem verfällt der katholische Teil, der bei der Mischehe die 
Kulthandlung eines nichtkatholischen Religionsdieners nachsucht 
oder zulässt, den kanonischen Zensuren. !) 

Trotzdem werden diejenigen Mischehen, die von geborenen 
Deutschen innerhalb des Deutschen Reiches?) ohne die triden- 
tinische Form geschlossen sind oder kiinftighin geschlossen 
werden, für gültig erklärt, wenn nur kein sonstiges trennendes 
Ehehindernis vorliegt, ferner bis zum Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes (15. April 1906) die Ehe nicht propter impedi- 
mentum clandestinitatis für ungültig erklärt worden ist, und end- 
lich der beiderseitige Konsens der Eheleute bis zu dem er- 
wähnten Termine fortdauert. 

3. Die Ehen der Nichtkatholiken untereinander, die in Zu- 
kunft den kirchlichen Gerichten aus einem bestimmten Grunde 
zur Entscheidung vorgelegt werden, sollen als gültig behandelt 
werden, wenn sie, abgesehen von der Form der Eheschliessung, 
den kanonischen Ehevorschriften entsprechen. 

Wollen wir den Gesamtinhalt des Dekrets »Provida« kurz 
zusammenfassen, so bedeutet der erste Punkt eine Erweiterung 
der früheren Rechtsvorschriften, insofern das tridentinische caput 
Tametsi auf alle Orte Deutschlands ausgedehnt worden ist. Die 
beiden anderen Punkte enthalten jedoch eine Einschränkung, da 


1) D. i. der excommunicatio latae sententiae speciali modo Romano 
, Pontifici reservata. Vgl. die Entscheidungen des Hl. Offiziums vom 22. März 
1879, vom 28. August 1888 und vom 11. Mai 1892. Hilling, Quellensammlung 
für das geltende Kirchenrecht, Heft 4 S. 12. 

2) Nach der Erklärung der C. Conc. vom 28. März 1908 ad III. gilt die 
Ausnahmevorschrift des Dekrets Provida »tantummodo pro natis in Germania 
ibidem matrimonium contrahentibus«. A. S. S. XLI, 287. Die Resolution der 
SE vom 18. Juni 1909 ad I. fügte hinzu, dass beide 
Nupturienten in Deutschland geboren sein müssen. A. À. S. I, 516. Diese Reso- 
lutionen haben aber keine rückwirkende Kraft. Vgl. S. Officium vom 12. Aug. 
1914. Archiv f. k. K.-R. XCV, 306. Vgl. M. Leitner, Rückwirkung des Dekrets 
»Ne temere« auf die Konstitution »Provida«, in: Theol.-prakt. Monats-Schrift 
XXV, 348 ff. u. 429 f. Ders., Zwischen Provida und Ne temere, ebenda XXVI, 
495 ff. J. Linneborn, Der Geltungsbereich der Constitutio: Provida in Deutsch- 
land, in: Theologie und Glaube VII, 236 ff. 
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die rein akatholischen Ehen vóllig und die gemischten Ehen be- 
züglich der Gültigkeit der Eheschliessung dem tridentinischen 
Eheschliessungsdekrete entzogen sind. 

In den Motiven, die in der Einleitung des Dekrets näher 
dargelegt werden, hat der päpstliche Gesetzgeber die. vorhin er- 
wähnte Rechtsänderung eingehend begründet. Er weist zunächst 
darauf hin, dass die bekannte tridentinische Publikationsklausel, 
die die Geltung der c. Tametsi von der Verkündigung in der 
Pfarrkirche abhängig machte, eine grosse Rechtsverschiedenheit 
und nicht selten auch eine Rechtsunsicherheit bewirkt habe, in- 
dem an vielen Orten zweifelhaft sei, ob die vorgeschriebene 
Verkündigung stattgefunden habe oder nicht. Diese Rechts- 
unsicherheit erstrecke sich sogar auf die Ehen der Nichtkatho- 
liken, die dadurch zu Klagen und Anklagen veranlasst würden. 
Endlich deutet er wenigstens an,!) dass die Unterstellung der 
gemischten Ehen unter die tridentinische Formvorschrift der Rück- 
kehr der protestantisch getrauten Katholiken Hindernisse bereite, 
indem diese darüber ungehalten seien, dass ihre Ehen von der 
katholischen Kirche nicht als gültig anerkannt würden. | 

Am Schlusse werden sämtliche Beweggründe in der kurzen 
positiven Formel zusammengefasst, dass die neuen Bestimmungen 
»der Heiligkeit und Festigkeit des Ehebandes, der Einheit und 
Stetigkeit der kirchlichen Disziplin, der Sicherheit des Rechts, 
der leichteren Umkehr der Pönitenten und der öffentlichen Ruhe 
und dem Frieden zum Nutzen gereichen möchten«. 

Wenn Pius X. in der Einleitung des Dekrets »Provida« be- 
merkt, dass er den vorhandenen Übelständen auf dem Gebiete 
der kirchlichen Eheschliessung ein »efficax et universale levamen« 
bringen wolle, so hat er diese Absicht gewiss erreicht. Unser 
Dekret bedeutet eine ganze und durchgreifende Maßnahme. Der 
frühere Unterschied zwischen den loca Tridentina und Non- 
tridentina ist für das Deutsche Reich mit einem Federstriche be- 


— 


1) Dieses Motiv ist in dem folgenden Schlußsatze enthalten. Auch die 
bekannte Instruktion des Kardinals Albani an die Bischöfe der kölnischen 
Kirchenprovinz vom 27. März 1830 betont diesen Grund: Nimirum Summus 
Pontifex, memor vicarium se esse Jesu Christi, qui venit quaerere et salvum 
facere quod perierat, ad infelicem respexit illorum catholicorum conditionem, 
qui in coniugio viventes coram Deo et ecclesia irrito, sed coram civilibus loci 
legibus valido, in magna redeundi ad bonam frugem difficultate versantur, et 
misericordia erga eos motus ipsis aperire decrevit faciliorem viam ad poeni- 
tentiam. Diese Motivierung bezieht sich zunächst auf die Sanationsvollmachten 
für die formlos geschlossenen und daher ungültigen Mischehen, trifft aber auch 
für die Gültigkeitserklärung der formlosen Mischehen zu. Aug. de Roskovány, 
De matrimoniis mixtis inter Catholicos et Protestantes II (1842), 239 ff. 
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seitigt, und alle formlos geschlossenen akatholischen und Misch- 
ehen, denen kein sonstiges kanonisches Ehehindernis entgegen- 
steht, sind für gültig erklärt. 

Durch die Exemtion der akatholischen Ehen von der kano- 
nischen Formvorschrift hat Pius X. eine Neuerung auf dem.Ge- 
biete der kirchenrechtlichen Gesetzgebung gegenüber den Prote- 
stanten eingeführt, die im Interesse des interkonfessionellen Frie- 
dens kaum über Gebühr gewürdigt werden kann. Für die Begründung 
eines äusseren Rechtsfriedens unter den Katholiken und Prote- 
stanten erscheint es von der allergróssten Bedeutung, dass das 
Oberhaupt der katholischen Kirche die ihm nach der Glaubens- 
lehre zustehende Jurisdiktionsgewalt über alle getauften Christen 
eingeschränkt hat, um dem öffentlichen Frieden und der Ruhe 
unter den beiden Konfessionen zu nützen. 

i II. Nachdem das Dekret »Provida« für Deutschland veróffent- 

licht war, begann die Konzilskongregation alsbald einen neuen 
Gesetzesentwurf über die kirchliche Eheschliessungsform auszu- 
arbeiten, der die tridentinischen Bestimmungen auch in sachlicher 
Hinsicht abándern und für die allgemeine Kirche Geltung haben 
sollte. Bereits am 2. August 1907 wurde das grundlegende Dekret 
der Congr. Concilii »Ne temere«') de sponsalibus et matrimonio 


]) Acta Sanctae Sedis XL, 525 ff. J. B. Haring, Das neue Ehedekret 
»Ne temere«,? 1907. K. Bosch, Die Reform des kirchlichen Eheschliessungs- 
rechts durch Papst Pius X. Leipziger jur. Diss. 1907. K. Böckenhoff, Das neue 
Gesetz betr. die Form der Eheschliessung, in: Strassburger Diözesanblatt 1907, 
9901 ff. M. Leitner, Die Verlobungs- und Eheschliessungsform nach dem De- 
krete »Ne temere« und der Konstitution »Provida«, 9 1910. A. Knedt, Die 
neuen eherechtlichen Dekrete, 7. u. 8. Tausend. F. Heiner, Das neue Ver- 
lóbnis- und Eheschliessungsrecht, 1908. Ders., Das alte und das neue Ver- 
lóbnis- und Eheschliessungsrecht, in: Archiv f. k. K.-R. LXXXVIII, 480 ff. 
L. Bendix, Die neuen eherechtichen Dekrete, in: Der Katholik LXXXVIII, 
268 ff. A. Schmöger, Form der Ehekonsens-Erklärung und Verlóbnisse nach 
dem römischen Dekrete »Ne temere« vom 2. August 1907. Wien 1908. J. Karst, 
Kommentar zu dem Dekret über die Form der Verlöbnisse und der Ehe- 
schliessung, 2 1908. F. Speiser, Die kirchliche Form des Verlöbnisses und des 
Eheabschlusses nach dem Dekret »Ne temere«, Luzern 1908. A. Arndt, Die 
Eheschliessung nach neuestem Recht. Sonderabdruck aus »Pastor bonus«, 
| G. Detzel, Kurze- systematische Erklärung der Dekrete »Ne temere« 
und »Provida«, 1908. A. Frhr. v. Di Pauli, Kommentar zum Dekrete »Ne 
temere« mit besonderer Berücksichtigung der österreichischen Ehegesetzgebung, 
1909. E. Sehling, Die neuesten päpstlichen Erlasse auf dem Gebiete des 
Rechts, insbesondere des Eherechts, in: Neue Kirchliche Zeitschrift 1908, 387 ff. 
Seelmann, Die Eherechtsreform der Bulle »Provida« in: Deutsche Zeitschrift 
für Kirchenrecht XIX, 237 ff. E Balog, Die Eheformvorschriften der Dekrete 
Tametsi und Ne temere und die Bestrafung des Religionsdieners wegen Voll- 
zugs der Trauung vor dem Nachweis der Zivilehe. Sonderabdruck aus der 
Festschrift für J. Kohler, 1910. F. Schaub, Die neuesten Bestimmungen auf 
dem Gebiete des katholischen Eherechts, 1911. N. Hilling, Die kanonische 
Form der Verlöbnisse und der Elıeschliessung. [Quellensammlung für das 
geltende Kirchenrecht 3] 1915. J. Besson, De la publicité des fiançailles et 
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herausgegeben, das mit dem Osterfeste (19. April) 1908 in Kraft 
getreten ist. | 

Dieses Dekret zerfällt, wie schon die Überschrift anzeigt, 
in zwei Teile. 

In dem ersten Teile beschäftigt sich der Kongregationserlass 
mit der Form der Verlóbnisse und bestimmt, dass vom Tage des 
Inkrafttretens des Gesetzes an (19. April 1908) nur die sog. spon- 
salia sollemnia d. h. diejenigen Verlóbnisvertráge, die von den 
beiden kontrahierenden Parteien und entweder vom Pfarrer 
(Ordinarius) des Ortes oder wenigstens zwei Zeugen unterzeichnet 
worden sind,!) als rechtsgültig betrachtet werden sollen. Sind 
beide Brautteile oder einer des Schreibens unkundig, so ist dies 
in der Urkunde zu vermerken und ausser den vorhin genannten 
Zeugen noch ein weiterer zur Unterschrift heranzuziehen. 

Der zweite Teil handelt über die Eheschliessung und be- 
stimmt zunächst bezüglich der ordentlichen Form der Ehe- 
schliessung : | | 

À. Zur gültigen Form der Eheschliessung wird erfordert: 


du mariage d'aprés la nouvelle législation canonique, in: Nouvelle Revue 
Théologique 1907, 608 ff. L. Choupin, Les fiançailles et le mariage, Paris 3 
1911. A. Boudinhon, Le mariage et les fiançailles, Paris 8 1912. R. Parayre, 
Les fiancailles et le ULM dans d ra suivant le droit nouveau, in: Uni- 
versité Catholique LVII, 230 ff. H. M. Pezzani, De celebratione sponsalium 
et matrimonii, 8 1908. B. Ojetti, In jus Antepianum et Pianum ex decreto 
»Ne temere«, 1908. A. Vermeersch, De forma sponsalium et matrimonii post 
decretum »Ne temere«, Brugis 51912. H. Noldin, Decretum de sponsalibus 
et matrimonio, 8 1912. J. de Beer, Legislatio nova de forma substantiali 
quoad sponsalia et matrimonium, 1909. A. G. Arendt, Analysis theologico- 
canonica decreti »Ne temere«, 1909. K. Kiefer, Nova decreta de sponsalibus 
et matrimonio, 1910. 7h. van den Acker, Decreti »Ne temere« de sponsalibus 
et matrimonio, Huissen ? 1915. Z. Wouters, Commentarius in decretum »Ne 
temere«, * 1912. C. Gennari, Breve commento della nuova legge sugli spon- 
sali e sul matrimonio, Roma 4 1908. F. Cappello, Nuova legislazione ca- 
nonica circa gli sponsali ed il matrimonio, 2 1910. A. M. Bernasconi, Com- 
mentario alla legge Piana o Decreto »Ne temere« per la celebrazione degli 
sponsali e del matrimonio, Roma 1914. A. C. M. Schaepmann, Commentaar 
op uet Decreet »Ne temere«, in: Nederlandsche Katholieke Stemmen 1907, 
325 ff. J. B. Ferreres, Los esponsales y el matrimonio según la novissima 
disciplina, 5 1911. Artur Devire, The law of Christian marriage according to 
the teaching and discipline of the Catholic Church, 1908. 


1) Die Verlöbnisurkunde muss bei gleichzeitiger Anwesenheit aller Be- 
teiligten von den Brautleuten und dem Pfarrer (Bischof) oder zwei Zeugen 
unterzeichnet werden. Ausserdem ist die Eintragung des Datums zur Gültig- 
keit der Verlöbnisurkunde notwendig. Congr. Concilii vom 27. Juli 1908 ad I. 
u. I. A. S. S. XLI, 510 f. — Die privilegierte Stellung des parochus loci ist 
hóchst persónlich und nicht durch Delegation übertragbar. Congr. Concilii 
vom 28. März 1908 ad VL A. S. S, XLI, 288. Der parochus domicilii aut 
menstruae commorationis wird für das Verlóbnis nicht gefordert, sondern jeder 
arochus seu Ordinarius kann intra limites sui territorii als testis qualificatus 
ungieren. Congr. Concilii vom 28. März 1908 ad VII. A. S. S. XLI, 288. 
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1) dass der Ehekonsens der Nupturienten vor dem Pfarrer!) 
(Ordinarius) ?) des Ortes oder einem delegierten Priester?) und 
wenigstens zwei Zeugen +) abgegeben wird, 2) der kopulierende 
Pfarrer (Ordinarius) von seinem Benefizium Besitz ergriffen oder 
das Amt angetreten hat) und nicht durch ein öffentliches Dekret 
namentlich exkommuniziert oder vom Amte suspendiert worden 
ist, 3) die Trauung innerhalb der Pfarrei (des Bistums)*) statt- 


1) Als »Pfarrer« gilt nicht nur der Vorstand einer kanonisch errichteten 
Pfarrei, sondern in Gegenden, wo solche nicht bestehen, jeder Priester, dem 
die Seelsorge in einem umschriebenen Bezirke anvertraut ist und der dem 
Pfarrer gleichsteht. In den Missionen, wo die Bezirke noch nicht völlig ge- 
teilt sind, jeder Priester, der auf einer Station universell für die Seelsorge an- 
gestellt ist. Ueber die Kompetenz der Militär-Personal- und Anstaltspfarrer 
vgl. Congr. Concilii vom 1. Febr. 1908 ad VII, IX u. X. A. S. S. XLI, 108 ff. 
-— Dass der Vorstand einer kanonisch errichteten Pfarrei Priester sein muss, 
wird im Dekrete nicht Mal EN und ist mit Rücksicht auf das frühere 
Recht zu verneinen; für die übrigen Geistlichen wird die Priestereigenschaft 
ausdrücklich vorausgesetzt. l 

2) Als »Ordinarius « ist auch der Generalvikar zu betrachten. Vgl. Schreiben 
des Hl. Offiziums vom 20. Februar 1888. A. S. S. XX, 543 f.: »Appellatione 
Ordinarii, venire Episcopos, Administratores seu Vicarios Apostolicos, Praelatos 
seu Praefectos habentes iurisdictionem cum territorio separato, eorumque offi- 
ciales seu Vicarios in Spiritualibus generales, et sede vacante Vicarium Capi- 
. tularem vel legitimum Administratorem.« 

3) Das Dekret bestimmt, dass die Delegation nur an einen »sacerdos 
determinatus und certus« geschehen kann. Sonst ist nichts geändert, Congr 
Concilii vom 27. Juli 1908 ad IV. A. S. S. XLI, 510 ff. Bezüglich der Dele- 
gation der dete e vgl. Congr. de Sacramentis vom 12. März 1910 
ad Vl. A. A. S. II, 193 ff. 

4) Bezüglich der Eigenschaften der zur elten die früheren Bestim- 
mus S Congr. de Sacramentis vom 12. März 1910 ad IV. A. A. S. 

5) Vgl. das Reskript der Congr. Concilii an den Erzbischof von Olmütz 
ohne Datum, in: Archiv f. k. K.-R. LXXXIX, 327 f.: es genügt jede Art der 
Besitzergreifung des Benefiziums, durch die der Pfarrer die freie Ausübung 
seiner Amtsbefugnisse erlangt. Vgl. (Heiner), Kann ein Pfarrer, der noch nicht 
investiert, aber schon in seiner Pfarrei amtiert, einer Ehe gültig asststieren ? 
in: Archiv f. k. K.-R. LXXXVIII, 766 ff. A. Frhr. v. Di Pauli, Zur Interpre- 
tation des Art. IV, S 1 »Ne temere«, ebenda LXXXIX, 795 ff. 

6) Die exemten Kirchen der Regularen werden mit in das Gebiet der 
Pfarrei (des Bistums) SC teeunet Congr. de Sacramentis vom 12. März 1910 
ad VIII. A. A. S. II, 193 ff. — In den indischen Bistümern, in denen eine 
doppelte (persónliche und territoriale) Jurisdiktion gilt, müssen die Brautleute 
auch zum Zwecke der gültigen Eheschliessung sich dem Personalpfarrer stellen. 
Congr. de Sacr. vom 2. Juni 1910. A. A. S. II, 447 ff. — In Preussen und 
Oesterreich, wo eine exemte Militärseelsorge besteht, gilt nach der amtlichen. 
Ansicht das tridentinische Eheschliessungsrecht weiter, so dass Nupturienten, 
die beide dem Militärstande angehören, gültig nur von ihrem parochus proprius 
d. i. dem Militärpfarrer gerani werden können. Vgl. Congr. Concilii vom 1. Febr. 
1908 ad VII. A. S. S. XLI, 108 ff. Das neue Ehedekret auf die Personen des 
k.k. Heeres undder k. k. Kriegsmarine in Oesterreich angewendet, in: Archiv 
f. k. K.-R. XC, 141 ff. Instruktion des Fürsterzbischöflichen Konsistoriums über 
die Kriegstrauungen, vom 10. März 1916, ebenda XCVI, 443 ff. Anderer Meinun 
ist Schlich, Zur Trauung von Militärpersonen, in: Pastor bonus XXVII, 417 ff. 
J. B. Haring bestreitet die Exemtion d. i. die ausschliessliche Jurisdiktion der 
schen Militärseelsorge überhaupt, in: Katholische Kirchenzeitung 
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findet, und 4) der Pfarrer (Ordinarius) zur Trauung eingeladen ist 
und ohne Zwang und schwere Furcht den Konsens der Nup- 
turienten fordert und entgegennimmt. !) 

B. Für die erlaubte Form der Eheschliessung ist ausserdem 
noch vorgeschrieben: | 

1. dass die kanonischen Vorschriften über die Proklamation, 
die Untersuchung der Ehehindernisse und den Nachweis des 
status liber der Kontrahenten beobachtet werden,?) 2. einer der 
Nupturienten im Trauungsbezirke sein Domizil besitze oder sich 
dort wenigstens einen Monat (30 Tage) lang aufgehalten habe.?) 
3. Sind die unter 2 genannten Voraussetzungen nicht vorhanden, 
so müssen die Brautleute die Erlaubnis des parochus (Ordinarius) 
proprius einholen, falls nicht ein dringender Notfall davon ent- 
schuldigt. 4) Endlich wird die bereits in vielen Gegenden be- 
stehende Regel allgemein vorgeschrieben, wonach die Trauung 
vor dem Pfarrer der Braut stattfinden soll. Jedoch entbindet 
irgend ein triftiger Grund von der Beobachtung dieser Ordnungs- 
vorschrift. 5) Besondere Vorschriften gelten für die Heimatlosen 
oder vagi,*) die, abgesehen vom Notfalle, vom parochus loci 
nicht eher getraut werden dürfen, als der Ordinarius oder ein 
von ihm delegierter Priester dazu die Erlaubnis erteilt hat. 

Der ordentlichen Form der Eheschliessung stehen zwei Not- 


]) Es genügt die »invitatio et rogatio« implicita. Congr. Concilii vom 
28. März 1 ad IV. A. S. S. XLI, 287 ff. — Bei Mischehen, die ohne die 
kanonischen Kautelen geschlossen werden, kann die frühere passive Assistenz 
auch fernerhin geleistet werden, aber nur für diejenigen Gegenden und Fälle 
und unter denjenigen Bedingungen, für die die passive Assistenz ausdrücklich 
vom Hl. Stuhle bewilligt worden ist. S. Officium vom 21. Juni 1912 und vom 
9. August 1916. A. A. S. IV, 443 f. und VIII, 316 f. Am 27. Juli 1908 hatte 
die Congr. Concilii erklärt, dass die aktive Assistenz für die Gültigkeit aller 
Mischehen gefordert werde. A. S. S. XLI, 510 ff. 

2) Besteht in einer Diözese die Sitte, dass die Akten über den status 
liber vor der Trauung vom Ordinariate geprüft werden, so ist dieselbe beizu- 
behalten. Congr. Concilii vom 1. Februar 1908 ad XI. A. S. S. XLI, 108 ff. 
Durch Erlass der Congr. de Sacramentis vom 6 Márz 1911 wurde die Pflicht 
der Erforschung des status liber von neuem eingeschärft und insbesondere die 
Voriegung des Taufscheins gefordert. A. A. S. III, 102 f.. 

3) Das sog. Quasidomizil kommt für die erlaubte Eheschliessung nicht 
mehr in Betracht. Congr. Concilii vom 28. März 1908 ad V. A. S. S. XLI, 287 ff. 
Vgl. Congr. de Sacramentis vom 12. März 1910 ad V, A. A. S. III, 193 ff. — 
Für die Berechnung des einmonatigen Aufenthalts kommt das religióse Be- 
kenntnis nicht in Frage; selbstverständlich muss derselbe ein moralisch un- 
unterbrochener und bis zur Eheschliessung fortdauernder sein. Congr. de Sa- 
cramentis vom 28. Januar 1916. A. A. S. VIII, 64 ff. 

4) Als vagi gelten solche, die weder ratione domicilii seu menstruae 
commorationis einen parochus M ar proprius haben. Congr. de Sacra- 
mentis vom 12. März 1910 ad V. A. . II, 198 ff. Weitergehend ist der 
Begriff der vagabundi, die dauernd ohne festen Wohnsitz sind und bestündig 
umherziehen. 
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formen gegenüber, die in gewissen Notfällen für die gültige und 
erlaubte Eheschliessung ausreichen. a. Bei drohender Lebens- 
gefahr‘) kann die Ehe, wenn der parochus loci (Ordinarius) oder 
ein von ihm delegierter Priester nicht zu haben ist, valide et 
licite vor jedem Priester und zwei Zeugen abgeschlossen werden. 
Jedoch muss die Eheschliessung zur Beruhigung des Gewissens 
und der etwaigen Legitimation der Kinder erfolgen. ?) 

b. Falls es sich ereignet, dass in irgend einer Gegend der 
parochus loci (Ordinarius) oder ein von ihm delegierter Priester, - 
vor dem die Ehe geschlossen werden könnte, nicht zu haben ist, 
und dieser Zustand bereits seit einem Monate fortdauert, so 
genügt zur gültigen und erlaubten Eheschliessung die Assistenz 
von zwei Zeugen ohne einen Priester. ?) 


1) Ueber den Begriff des »imminens mortis periculum« vgl. N. Hilling 
Gilt die SE Nottrauung im Sinne des Dekrets »Ne temere«? in 
diesem Archiv XCV, 336 ff. 

2) Nachträglich hat Pius X. für diesen Fall der Nottrauung dem kopu- 
lierenden Priester die Dispensationsvollmacht von allen trennenden kirchen- 
rechtlichen Ehehindernissen, die Priesterweihe und die legitime Schwägerschaft 
in der geraden Linie ausgenommen, erteilt. Congr. de Sacramentis vom 14. Mai 
und 16. August 1909 und vom 29. Juli 1910. A. A. S. I, 468 f., 656 u. II, 650. 
Dem Sinne dieser Vollmachtsbewilligung entspricht am meisten die Annahme, 
dass auch der kopulierende parochus loci die Dispens erteilen kann, obwohl 
der Wortlaut dagegen streitet. Nach der Resolution der Sakramentenkongre- 
gation vom 28. Januar 1916 kann jeder Priester »in casu periculi mortis« auch 
von dem impedimentum clandestinitatis dispensieren, falls die kirchliche 
A Un VII e verboten ist; jedoch müssen zwei Zeugen stets assistieren. 


| 3) Der Ausdruck »Gegend« (regio) ist nicht zu urgieren; sondern die 

Nottrauung kann an allen Orten vorgenommen werden, an denen seit Monats- 
frist ein kompetenter Priester »absque gravi incommodo« nicht zu haben ist 
oder nicht angegangen werden kann. Congr. de Sacramentis vom 12. März 
1910 ad I—II. A. A. S. II, 193 ff. Ist der Priester, z. B. ein Missionar, wohl 
über einen Monat vom Orte abwesend, aber doch ohne grosse Mühe von den 
Nupturienten zu erreichen, so kann selbstverständlich keine Nottrauung statt- 
finden. Congr. Concilii vom 27. Juli 1908 ad V. A. S. S. XLI, 510 ff. Ein 
unerWarteter und den Gläubigen ganz unbekannter Besuch eines Missionars 
unterbricht nicht die vorgeschriebene Monatsfrist. a. a. O. ad VI. — Ist die 
inopia parochi zwar nicht physisch, aber moralisch vorhanden, da die Staats- 
gesetze die Vornahme der kirchlichen Eheschliessung vor der Ziviltrauung unter 
schwerer Strafe verbieten und die letztere nicht erfolgen kann, so ist nach der 
Resolution der Sakramentenkongregation vom 28. Januar 1916 an den HL Stuhl 
in jedem einzelnen Falle zu rekurrieren. A. A. S. VIII, 36 f. Am 27. Juli 1908 
hatte die Congr. Concilii bezüglich derselben Frage geantwortet: Non esse 
interloquendum. A. S. S. XLI, 510 ff. ad IX. Für die Diözese Breslau war in einem 
Spezialfalle die Nottrauung ee Congr. de Sacramentis v. 26. Nov. 
1909. Archiv f. k. K-R. XCV, 516. Vgl. N. Hilling, Die kirchliche Ehe- 
schliessung ohne die voraufgehende standesamtliche Trauung, in diesem Archiv 
XCVI, 310 ff. Ders., Zwei neue Entscheidungen über die Eheschliessung ohne 
Assistenz des Pfarrers, ebenda XCV, 514 ff. Victor v. Ernst, Kirchliche Not- 
trauung und Zivilehe, in: Schweizerische u... 1916, 130 ff. J. Vogt, 
Die Eheschliessung ohne Assistenz des Pfarrers, in: Kölner Pastoralblatt XLIX, 
322 ff. Aug. Lehmkuhl, Eheschliessung ohne den zuständigen Pfarrer, in: 


w 
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Den genannten Vorschriften über die Form der Verlöbnisse 
und der Eheschliessung sind alle in der katholischen Kirche Ge- 
tauften und die spáter zu ihr Konvertierten (auch wenn diese oder 
jene nachher von der Kirche abfallen)!) unterworfen, so oit sie 
unter einander ein Verlóbnis oder eine Ehe eingehen. Ebenso 
gelten die Vorschriften für alle Mischehen, die Katholiken mit ge- 
tauften oder nichtgetauften Akatholiken eingehen, mit Ausnahme 
derjenigen Mischehen zwischen Katholiken und andersgläubigen 
getauften Christen, die von geborenen Deutschen in Deutschland 
und von geborenen Ungarn in Ungarn geschlossen werden. ?) 
Dagegen sind die rein akatholischen Verlóbnisse und Ehen in 
keiner Weise an die Formvorschrift des Dekrets »Ne temere« 
gebunden. 

In territorialer Hinsicht gilt das Dekret »Ne temere« nur 
für die Kirche des lateinischen Ritus*), weil sich die kirchlichen 
Disziplinargesetze der abendländischen Kirche nur dann auf die 
morgenländische mit erstrecken, wenn sie ausdrücklich der letz- 


Theol.-prakt. Quartalschrift LXVII, 667 ff. A. de Smet, L'antériorité du het 
civil et le Décret »Ne temere«, in: Nouvelle Revue Théologique XLV, 716 ff. 


1) Nach der Resolution der Konzilskongregation vom 1. Febr. 1908 ad 
V. fallen auch die im Kindesalter zur Häresie oder zum Schisma abgefallenen 
getauften Katholiken unter das Gesetz. Eine für Deutschland erbetene Dispens 
wurde verweigert. A. S. S. XLI, 108 ff. Dagegen wurde am 31. März 1911 
vom Hl. Offizium entschieden, dass in solchen Fällen an den Hl. Stuhl zu 
rekurrierensei. A. A. S. III, 163 f. | 


2) Für die Mischehen zwischen Katholiken und andersgläubigen Christen 
wurde ursprünglich nur die Ausnahmevorschrift des Dekrets -Providac für 
Deutschland aufrechterhalten. Congr. Concilii vom 1. Febr. 1908 ad IV. A. S. 
S. XLI, 108 ff. Ausserdem wurde dieselbe durch die Resolution vom 28. Márz 
1908 ad III. und vom 18. Juni 1909 ad I. auf die geborenen Deutschen und 
die EC Me ee: in Deutschland eingeschränkt. A. S. S. XLI, 287 ff. A. A. 
S. I, 516 f. Am 27. Februar 1909 erfolgte die Ausdehnung des Dekrets »Pro- 
vida« auf Ungarn. Archiv f. k. K.-R. LXXXIX, 717. Beide Länder bilden für 
sich getrennte Ausnahmegebiete, so dass kein wechselseitiges Verhältnis statt- 
findet. — Eine Ausdehnung des Dekrets »Provida« auf Russland und Polen 
wurde von der Congr. Concilii am 8. Juli 1908 abgelehnt. A. A. S. 1, 505 f. 
— Endlich sei bemerkt, dass sich die Ausnahme des Dekrets »Provida« nur 
auf die Ehen, nicht aber auf die Verlóbnisse erstreckt. 


3) Congr. Concilii vom 1. Febr. 1908 ad I—II. A. S. S. XLI, 108 ff. Da 
jedoch sámtliche Katholiken des lateinischen Ritus an die Erfüllung der Form- 
vorschriften des Dekrets »Ne temere« gebunden sind, findet letzteres auch auf 
die sog. Ritusmischehen, die zwischen einem Angehórigen des lateinischen und 
einem des griechischen Ritus geschlossen werden, Anwendung. Congr. Con- 
cilii vom 1. Febr. 1908 ad III. (A. S. S. XLI, 108 ff.) und vom 28. März 1908 
ad I. (A. S. S. XLI, 287 ff) Dasselbe gilt, wenn der Angehörige des griechi- 
schen Ritus Häretiker oder Schismatiker ist. Congr. Concilii vom 28. März 
I908 ad Il. A. S. S. XLI, 287 ff. — Neuerdings wurde das Dekret »Ne temere« 
auch auf die rein ruthenischen Ehen in Nordamerika und Kanada ausgedehnt. 
Congr. de Propaganda pro mds ritus orientalis vom 18. August 1913 und 
vom 17. August 1914. A. A. S. V, 398 und VI, 463. 
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teren Erwähnung tun oder implicite etwas bestimmen, was seiner 
Natur nach auch auf die morgenländische Kirche Bezug hat. 

Ausser den eigentlichen Formvorschriften über die Verlöb- 
nisse und die Eheschliessung enthält unser Dekret noch einige 
verschärfte Bestimmungen über die Eintragung der Eheschliessung 
in die Kirchenbücher. 

Der erfolgte Eheabschluss ist zunächst gemäß den diözesan- 
rechtlichen Bestimmungen in das Trauungsbuch einzutragen ; 
ausserdem soll hierüber aber auch ein Vermerk in die Taufbücher 
der beiden Ehegatten aufgenommen werden, weshalb der kopu- 
lierende Pfarrer eventuell verpflichtet ist, dem auswärtigen Pfarrer 
des Taufortes des einen oder beider Ehegatten von der ge- 
schehenen Trauung Anzeige zu machen. In den beiden Fällen der 
Notehe sind der assistierende Priester oder die beiden Zeugen 
mit den Eheleuten solidarisch verpflichtet, die Eintragung des 
Aktes in die Kirchenbücher zu bewirken. ') 

Soweit die kurze, aber möglichst vollständige und getreue 
Wiedergabe der Rechtsbestimmungen des Dekrets »Ne temere« 
unter Hinzufügung der zahlreichen Deklarationsentscheidungen 
der römischen Kardinalskongregationen. 

Die im ersten Abschnitte besprochenen neuen Reform- 
gedanken des Dekrets »Provida« über die Ebeschliessung im 
Deutschen Reiche sind zum Teil in dem allgemeinen Dekrete 
»Ne temere« wiederholt. Es ist 1) die Geltung der kanonischen 
Formvorschrift allgemein ausgedehnt und damit der früher be- 
stehende Unterschied zwischen den loca Tridentina und Non- 
tridentina beseitigt und 2) die Exemtion der rein akatholischen 
Ehen von der kanonischen Formvorschrift jetzt zum allgemeinen 
Kirchengesetz erhoben. Dagegen hat das Dekret »Ne temere« 
nicht die Exemtion der konfessionellen Mischehen in das gemeine 
Kirchenrecht aufgenommen, wohl aber die für das Deutsche Reich 
bestehende Exemtion anerkannt,?) die dann nachträglich auch 
auf Ungarn ausgedehnt wurde. 


1) Eine nähere Instruktion über die Eintragung der Eheschliessungen 
in die Taufbücher hat die Congr. de Sacramentis am 6. März 1911 erlassen. 
A. A. S. IIl, 102 f. Am Schlusse dieser Verfügung heisst es: Ordinarii sedulo 
advigilent, ut haec ee religiose serventur, et transgressores, si quos 
een curent ad officium revocare, adhibitis etiam, ubi opus sit, cano- 
nicis poenis. 

2) Anfangs haben sich gegen die Ausnahmevorschrift zu Gunsten des 
Deutschen Reiches in = Bedenken dud gemacht, da die Congr. Con- 
cilii der Resolution vom 1. Februar 1908 ad IV (A. S. S. XLI, 108 ff.) die 
Klausel beifügte: »Mens B ut scribatur Episcopis Germaniae, ut perpendere 


Reformen Pius’ X. in der kirchl. Gesetzgebung. 77 


Über das Dekret »Provida«, das nach dem Gesagten ge- 
wissermaßen als Vorläufer des Dekrets »Ne temere« angesehen 
werden muss, hinausgehend, hat letzteres noch folgende selb- 
ständige Änderungen der bisherigen Gesetzgebung von grund- 
legender Bedeutung angeordnet. 

1. Für die Gültigkeit der Verlöbnisse ist die formelle Vor- 
schrift des schriftlichen Abschlusses eingeführt, so dass jetzt neben 
den matrimonia sollemnia die sponsalia sollemnia im Kirchen- 
rechte existieren. Unser Erlass begründet diese Neuerung damit, 
dass die früheren formlosen Verlöbnisse (sponsalia privata) uner- 
fahrene Mädchen vielfach der Gefahr der Verführung aussetzten 
und ausserdem Anlass zu zahlreichen Prozessen und Streitigkeiten 
darboten. Bekanntlich bestanden die schriftlichen Verlöbnisse — 
vor dem Notar — bereits vorher in Spanien, wo sie Karl Ill. 
am 28. April 1803 angeordnet und die Kirche sie später im Wege 
des Gewohnheitsrechtes anerkannt hatte.!) Auch in Deutschland 
waren schon in den früheren Jahrhunderten Klagen gegen die 
formlosen Verlöbnisse laut geworden. Der Kölnische Erzbischof 
Clemens August von Bayern beantragte 1755 beim Papste Bene- 
dikt XIV., die heimlichen Verlóbnisse für ungültig zu erklären. ?) 
Frhr. von Wessenberg, der bekannte Bistumsverweser von Kon- 
stanz, führte die sollemnen Verlöbnisse — coram parocho et 
duobus testibus — sogar aus eigener Machtvollkommenheit ein 
und wurde wegen dieser Kompetenzüberschreitung vom Kardinal- _ 
Staatssekretär Consalvi am 16. Oktober 1817 streng getadelt.?) 

2. Bezüglich der Eheschliessung besteht die wichtigste Neue- 
rung darin, dass jetzt zwischen der erlaubten und der gültigen 
Form des Eheabschlusses unterschieden und die letztere an die 
Assistenz des parochus loci, nicht des parochus proprius gebunden 


velint graviora incommoda quae proveniunt ex matrimoniis mixtis: et hinc 
supplicare SSmo, ut tempore opportuno abrogare Constitutionem Provida 
digneture. Il Monitore ecclesiastico 1909, 204. 


1) Vgl. Causa Compostellana, Sponsalium, die 11. Aprilis 1891, in: Acta 
Sanctae Sedis XXIV, 34 ff. Das Plenarkonzil des lateinischen Amerika in Rom 
vom Jahre 1899 hat mit Zustimmung des Papstes diese Vorschrift auf sein 
Gebiet m, Sec Vgl. A. S. S. XIII, 185 ff., XXXII, 554 und XXXIV, 398. — 
Durch das Dekret »Ne temere« ist die notarielle Beglaubigung, für Spanien 
rb c ER Congr. de Sacramentis vom 12. März 1910 ad VII. A. A. S. 
2) Als der Papst auf diesen Antrag nicht einging, erliess der Erzbischof 
an die geistlichen Gerichte seines Sprengels die Anweisung, dass der Auf- 
lósung der geheimen Verlóbnisse in Zukunft keinerlei Schwierigkeiten gemacht 
werden sollten. E Podlech, Geschichte der Erzdiözese Köln (1879), 480 f. 

3) Vgl. J. B. Sagmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts 3 II, 
102 Anm. 4 und die dort verzeichnete weitere Literatur. 
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ist. Hierdurch ist dle Sicherheit der Eheschliessung augenschein- 
lich und bedeutend verstärkt worden. Wie sehr dieses in der 
Absicht des Gesetzgebers lag, erhellt daraus, dass in den ein- 
leitenden Motiven ausdrücklich auf die grossen Schwierigkeiten, 
die mit der nach dem tridentinischen Recht erforderlichen Fest- 
stellung des Domizils oder Quasidomizils der Brautleute verknüpft 
waren, hingewiesen wird. Man geht daher gewiss nicht fehl, 
wenn man die erwähnte Änderung neben der Beseitigung der 
loca Tridentina et Nontridentina als das Hauptmotiv des ganzen 
Gesetzes betrachtet. 


In rein formeller Hinsicht ist diese Neuerung auch deshalb 
von erheblicher Bedeutung, weil sie das Territorialprinzip an 
Stelle des früheren Personalprinzips angewandt hat. Während 
nach dem früheren Rechte der Pfarrer nur seine Pfarrkinder, diese 
aber überall, kopulieren konnte (Personalprinzip)!), ist jetzt der 
Pfarrer für alle Nupturienten, aber nur innerhalb seiner Pfarrei, 
quoad validitatem assistenzfähig. Nur bezüglich der exemten 
Militärpersonen in Preussen und Österreich ist wahrscheinlich das 
alte Personalprinzip unverändert beibehalten,?) ebenso für die 
Personalpfarreien Indiens.*) Bei den exemten Anstaltspfarreien, 
z. B. der Krankenhäuser, ist das Territorialprinzip mit dem Personal- 
prinzip verbunden, so dass die betreffenden Anstaltspfarrer nur 
ihre Parochianen innerhalb des exemten Territoriums gültig kopu- 
lieren können. 4) 


3. Für die erlaubte Form der Eheschliessung ist der triden- 
tinische Grundsatz der copulatio coram parocho proprio zwar 
beibehalten; jedoch ist für die Kompetenz des Pfarrers an Stelle 
des früheren Quasidomizils der einmonatige Aufenthalt der Braut- 
leute getreten. Auch dieses bedeutet naturgemäß eine wesent- 
liche Erleichterung für die ordnungsgemäße Vornahme der Trauung. 
In den letzten Jahrzehnten war dieselbe bereits mehrfach von 
den Bischöfen angestrebt worden. Das Hl. Offizium hatte durch 


1) Nach der Ansicht der meisten Autoren und den Kongregationsent- 
scheidungen hatte das tridentinische Dekret »Tametsi« insofern auch eine 
lokale Bedeutung, als sämtliche innerhalb der tridentinischen Pfarreien ge- 
schlossenen Ehen an die Formvorschrift gebunden waren, auch wenn die 
Nupturienten persónlich dem tridentinischen Gesetze nicht unterstanden. Vgl. 
Instructio S. Officii vom 14. Dezember 1859 (A. S. S. XXVI, 256), ferner Causa 
Parisiensis, Nullitatis matrimonii (A. S. S. XXXII, 346). 


2) Congr. Concilii vom 1. Februar 1908 ad VII. A. S. S. XLI, 108 ff. 
3) Congr. de Sacramentis vom 2. Juni 1910. A. A. S. II, 447 ff. 
4) Congr. Concilii vom 1. Februar 1908 ad X. A. S. S. XLI, 108 ff. 
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Erlass vom 6. Mai 1886!) für Nordamerika das Privileg erteilt, 
dass in Bezug auf die Eheschliessung durch einen einmonatigen 
Aufenthalt ein Quasidomizil begründet werden könne. Dieselbe 
Vergünstigung wurde später auch auf die Städte Paris und Berlin 
ausgedehnt. ?) | 

4. Während nach dem früheren Rechte die sog. passive 
Assistenz des Pfarrers für die Gültigkeit der Eheschliessung aus- 
reichte, hat das Dekret »Ne temere« durch die Bestimmung, dass 
der Pfarrer nach erfolgter Einladung und freiwilliger Zusage den 
Konsens erfragen und entgegennehmen muss, die aktive Assistenz 
vorgeschrieben. Es ist von selbst einleuchtend, dass dadurch 
der Würde des Ehesakraments und dem Ansehen der Kirche 
besser Rechnung getragen wird. 

5. Eine sehr beachtenswerte Ausgestaltung des kirchlichen 
Eheschliessungsrechtes bedeutet ferner die Hinzufügung der beiden 
Notformen der Trauung, die im alten Rechte nicht explicite ent- 
halten waren. Man war deshalb früher in solchen Notfällen auf 
die Anwendung allgemeiner Rechtsprinzipien angewiesen, während 
jetzt bestimmte Vorschriften zur Verfügung stehen. 

6. Sehr zweckmäßig ist endlich die neue Bestimmung über 
die Eintragung der Eheschliessungen in das Taufbuch. Da die 
Nupturienten verpflichtet sind, bei der Anmeldung ihrer Trauung 
dem Pfarrer eine Taufurkunde vorzulegen, kann dadurch den 
Täuschungsversuchen bereits verheirateter, aber zivilrechtlich ge- 
trennter Personen am wirksamsten vorgebeugt werden. Aus 
diesen Gründen hatte bereits Rudolf von Scherer in seinem Hand- 
buch des Kirchenrechts II (1898), 146 Anm. 9 den Vorschlag 
gemacht, dass die Geburtsmatrikel in ein Grundbuch für sämtliche 
Personenstandsakte der betreffenden Person umgewandelt werde. 

Die Hervorhebung dieser wichtigsten Differenzpunkte möge 
für die allgemeine Charakteristik des neuen Eheschliessungs- 
gesetzes genügen! Sie legen ein hinreichend beweiskräftiges 
Zeugnis dafür ab, dass das Dekret »Ne temere« das frühere Ehe- 


1) Acta Sanctae Sedis XXVI, 382. — Ferner fällte das Hl. Offizium am 
9. November 1898 für Paris die Entscheidung, dass ein sechsmonatiger Aufenthalt 
in Bezug auf die Eheschliessung als Quasidomizil anzusehen sei und die Unter- 
suchung über den »animus manendi« fortfallen könne. A. S. S. XXXI, 404 ff. 
Vgl. Congr. Concilii Causa Wratislaviensis et aliarum vom 20. Mai 
1905. A. S. S. XXXVIII, 208 ff. Dieser Entscheidung wurde bereits die für die 
Entstehungsgeschichte des Dekrets »Ne temere« beachtenswerte geheime 
Klausel hinzugefügt: »Mens est, ut tempore opportuno Apostolicum decretum 
edatur, quo iuris prudentia de matrimoniis coram parocho celebrandis moderetur«. 
Vgl. ferner das Gutachten des Konsultors Pius a Langonio O. M. C., in: 
Acta Sanctae Sedis XXXVIII, 244 ff. 
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schliessungsrecht des Dekrets »Tametsi» in glücklicher Weise 
sowohl ausgestaltet wie umgestaltet hat. Mit dem Dekret »Provida« 
hat das ‘Dekret »Ne temere« die Vorzüge der Förderung der 
Rechtseinheit und Rechtssicherheit sowie des konfessionellen 
Friedens unter den Katholiken und Protestanten gemeinsam. Nur 
betreffs der gemischten Konfessionsehen haben beide Dekrete 
einen verschiedenen Standpunkt eingenommen, was offenbar in 
der partikularrechtlichen Geltung des Dekrets »Provida« be- 
gründet ist. 

UL Die Neuregelung der Eheschliessungsform bezw. ihres 
Geltungsbereiches hat fast die ganze gesetzgeberische Tätigkeit 
Pius' X. auf eherechtlichem Gebiete in Anspruch genommen, so 
dass die übrigen Ánderungen nur von geringfügiger Bedeutung 
sind. Wir kónnen dieselben in einem gemeinsamen Abschnitte 
behandeln. 

1. Anschliessend an die Form der Nottrauung imminenti 
mortis periculo des Dekrets »Ne temere« hat unser Papst die 
Dispensationsvollmacht der Priester von den kirchenrechtlichen 
Ehehindernissen bei drohender Lebensgefahr erheblich erweitert. 
Die hierauf bezüglichen Dekrete und Resolutionen der Sakramenten- 
kongregation vom 14. Mai und 16. August 1909 und vom 
29. Juli 1910 sind bereits im voraufgehenden Abschnitte!) be- 
sprochen worden. 

2. Ferner erliess die Sakramentenkongregation am 3. Juni 
1912?) ein Dekret, wonach bei Erteilung der Dispens super matri- 
monio rato et non consummato oder der Ledigerklärung wegen 
Verschollenheit des Ehegatten die Dispensation von dem Ehe- 
hindernis des qualifizierten Ehebruchs als implicite miterteilt 
gelten soll, wenn die Nupturienten bereits vorher die Zivilehe 
eingegangen sind. Den Anlass zu dieser Verfügung bot die 
Erfahrung, dass die Dispensation von dem adulterium cum atten- 
tatione matrimonii von den Bittstellern oft gar nicht erwühnt wurde 
und so die neuen Ehen von vornherein kirchenrechtlich ungültig 
waren. 

3. Bezüglich der Ehedispensen für Personen aus regieren- 
den fürstlichen Häusern erklärte die Congr. de Sacramentis durch 
Dekret vom 7. März 1910,*) dass dieselben als causae maiores 
dme Hl. Stuhle speciali modo reserviert seien. Hierdurch wurde 


) Sieh oben S. 74 Anm. 2. 
2) Acta Apostolicae Sedis IV, 403. 
3) Acta Apostolicae Sedis II, 147. 
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das bereits bestehende Gewohnheitsrecht durch ein ausdrückliches 
Gesetz anerkannt und somit jeder Zweifel ausgeschlossen. 

4. Ferner erklärte das Hl. Offizium im Dekrete vom 21. Juni 
1912, !) dass die von Bevollmächtigten des Apostolischen Stuhles 
erteilte Dispens von dem Ehehindernisse der Religionsverschieden- 
heit ungültig sei, falls nicht die vorgeschriebenen kanonischen 
Kautionsbedingungen gefordert und angenommen würden. Ausser- 
dem wurden die Bischöfe ermächtigt, die aufgrund einer solchen 
ungültigen Dispens geschlossenen Ehen ohne weiteres für nichtig 
zu erklären. 

5. Endlich mag noch erwähnt werden, dass die Konzils- 
kongregation am 28. März 1908?) dem Erzbischofe von Paris 
das Indult erteilte,‘ die Eheproklamationen in den Pfarreien von 
mindestens 10000 Seelen nicht mehr von den Kanzeln verkündi- 
gen, sondern an den Kirchtüren anheften zu lassen. 


1) Acta Apostolicae Sedis IV, 443. Bereits am 16. April 1890 hatte das 
Hl. Offizium erklärt, dass die Dispens von dem Ehehindernisse der Religions- 
verschiedenheit nur unter der ausdrücklichen Erwähnung der kanonischen Be- 
dingungen oder Kaution erteilt werde. Dieses Dekret wurde am 21. Juni 1912 
von neuem publiziert. A. A. S. IV, 442. 

2) Acta Sanctae Sedis XLI, 246 ff. 


(Fortsetzung folgt.) 
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I. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Statuten der Römischen Akademie des Hl. Thomas von 
Aquin, erlassen von der Congr. de Seminariis et de Studiorum 
Universitatibus am 11. Februar 1916. !) 


. (Acta Apostolicae Sedis VIII, 364—366.) 


LEGES ACADEMIAE ROMANAE 
SANCTI THOMAE AQUINATIS 


I. Academiae nomen erit: Academia Romana S. Thomae 
Aquinatis. 

II. Huic propositum est explicare, tueri, propagare doctrinam, 
praesertim philosophicam, Angelici Doctoris, omniaque accurate 
servare quae tradita sunt in Litteris Encyclicis quarum initium: 
Aeterni patris. 

III. Officia Academiae praecipua haec erunt: Studia viresque 
conferre cum aliis Academiis eiusdem instituti ad philosophiam 
christianam secundum principia S. Thomae Aquinatis ubique in- 
staurandam. 

Operum et ephemeridum illustrium, et earum maxime quae 
de rebus philosophicis pertractant, notitiam sibi comparare, ut 
quaenam sit ubique scientiarum conditio dignoscatur. 

Lucubrationes, ubi opussit, et libros edere quibus vel glis- 
centes errores refutentur, vel philosophica doctrina illustretur et 
amplificetur. | 

Sedulam dare operam doctoribus informandis scholasticae 
philosophiae tradendae apprime idoneis. 

IV. Academia constabit Consilio Academiae regundae prae- 
posito, Academicis et Alumnis. | 

V. Consilium Academiae Moderatorum coalescet ex tribus 
EE. Cardinalibus, quorum Cardinalis Praefectus pro tempore Sacri 
Consilii Seminariis et Studiorum Universitatibus regundis prior 
loco erit. EE. Cardinales Moderatores de rebus Academiae acturi 


1) Vgl. das Schreiben Leos XIII »lampridem« vom 15. Oktober 1879 
an den Kardinal de Luca über die Errichtung dieser Akademie (Allocutiones etc. 
Leonis XIII, ed. Desclée I, 111 ff.) und die früheren Statuten derselben vom 
9. Mai 1895 (A. S. S. XXXVI, 468), sowie die neuen Erlasse Benedikts XV. 
vom 31. Dezember 1914 und 12. März 1915 in diesem Archiv 95, 487 ff. 
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conventum habebunt cum e re visum fuerit. Aderit a secretis 
Academicus unus qui poterit adiutorem sibi adsciscere Academi- 
cum alterum ubi opus fuerit. 

VI. Academici a Consilio EE. Cardinalium Moderatorum 
eligentur. Plures quam XXXX numero non erunt. Horum viginti 
ex doctis viris in urbe commorantibus, decem ex italica regione, 
totidem ex nationibus exteris cooptabuntur. Consilio Academiae 
moderandae omnes parebunt. 

VII. Conventus Academiae singulis mensibus anni academici, 
uno saltem ex EE. Cardinalibus Moderatoribus adstante, habe- 
buntur. Nemini ex Academicis Romae commorantibus a con- 
ventu abesse fas erit. 

VIII. In his conventibus alter ex Academicis lucubrationem 
recitabit, quam, proposito a Consilio EE. Cardinalium Moderatorum 
argumento, confecerit. 

Lucubratio recitanda expendi prius ab uno e Consilio EE. 
Cardinalium Moderatorum et probari debebit. 

Consultatio deinde habebitur de libris ac scriptionibus super 
re philosophica in lucem recens editis; et quid facto opus sit, 
vel ad refutandos errores, vel ad philosophicam doctrinam decla- 
randam et promovendam, de sententia EE. Cardinalium Modera- 
torum in conventu adstantium decernetur. 

IX. Lucubrationes in Academicis conventibus recitatae, quas 
Eminentissimi Cardinales Moderatores dignas iudicaverint, in exitu 
anni typis edentur. 

X. Ex iuvenibus optimae spei qui philosophiae curriculum 
emensi fuerint coetus Alumnorum constabit. 

EE. Cardinales Moderatores aliquibus ex Academicis alumnos 
semel saltem in unaquaque anni academici hebdomada instituen- 
dos tradent in praecipuis thomisticae doctrinae capitibus, illisque 
Academici designati Angelici Doctoris disputationes explanabunt, 
cum aliorum philosophorum placitis, ubi opus fuerit, comparatas. 

Dabitur interdum Alumnis ut in academicis conventibus, 
exercitatíonis causa, aliquod philosophicae doctrinae caput, ad 
mentem D. Thomae, in praelectionis modum exponant. 

XI. Alumnis qui lectiones academicas integrum annum assidue 
frequentaverint, ad eiusdem anni exitum ius erit ad praemia con- 
currere. Ipsis dictabitur aliquod argumentum scripto ab omnibus 
intra statutum tempus explicandum. Qui facto periculo prae- 
stantiores iudicati fuerint, praemia laudemve consequentur. 

Alumni qui doctoris lauream in philosophia S. Thomae ex- 

6* 
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petant, ad periculum doctrinae et scripto et voce faciendum de 
quolibet capite philosophiae, quae vel in speculatione veri vel in 
moribus versetur, ne admittantur nisi biennio saltem in scholis 
Academiae instituti fuerint disputationesque in academicis con- 
ventibus frequentaverint. 

Candidatis res successerit satis, si duas tertias punctorum 
partes tulerint. Academici examinatores deligantur per furnum, 
iique ne pauciores quam tres ne plures quam quinque unquam 
‚sint: ac tum ad probandum tum ad improbandum terna singuli 
habeant puncta, secreto attribuenda. Academicus qui est a secretis, 
vel eius adiutor semper aderit, officio examinatoris fungetur et 
rei exitum adnotabit. 

XII. Certum quoque praemium tum Academicis vel pro prae- 
lectionibus quas habuerint, vel pro scriptionibus quas confecerint, 
vel prout coetibus adfuerint, tum etiam alumnis pro disputationi- 
bus quas sive defendendo sive arguendo partecipaverint, tribuetur. 
Huiusmodi autem praemia itemque ceteras omnes impensas quo- 
tannis faciendas EE. Cardinales Moderatores definient. Is vero 
qui est a secretis Academiae EE. Cardinalibus Moderatoribus 
postea rationem reddet. 

Ex Audientia habita die 11 februarii 1916, Ssmus D. N. 
Benedictus PP. XV has Leges Academiae Romanae S. Thomae 
Aquinatis ab EE. Cardinalibus eiusdem Academiae Moderatoribus 
adprobatas, confirmavit, ratasque habuit non obstante Decreto 
S. C. Studiorum, die 23 iulii anno 1910, ceterisque contrariis 


quibuslibet. 
Caietanus Card. Bisleti. 


Ludovicus Card. Billot. 
Michael Card. Lega. 
Salvator Talamo, Academicus a Secretis. 


2. Schreiben des Hl. Offiziums an den Fürstbischof von 
Breslau, die seelsorgliche Behandlung schwer erkrankter 
Schismatiker betreffend, vom 26. Mai 1916. !) 
(Verordnungen des Fürstbischöflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau 1916, 84.) 


Suprema Sacra Congregatio : = 
Sancti Officii. Romae, die 26. Maii 1916. 
[me ac Reme Domine. 


Perpensis precibus Amplitudinis Tuae, datis die 8. Februarii 
1916, aliisque quaestionibus ab aliis Ordinariis propositis circa 


1) Vgl. die A des Hi. Offiziums in derselben Frage vom 
20. Juli 1898. A. S. S. XXXI, 253 f. Chr. Berrenrath, Darf man einem 
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administrationem sacramentorum nec non concessionem eccle- 
siasticae sepulturae schismaticis, Emi ac Rmi Dni Cardinales una 
mecum Inquisitores Generales, omnibus diligenter consideratis, in 
Consessu habito feria IV, die 17. labentis mensis sequentes tule- 
runt decisiones: 

1°. An schismaticis materialibus in mortis articulo constitutis, 
bona fide sive absolutionem sive extremam Unctionem petentibus, 
ea sacramenta conferri possint sine abiuratione errorum d 

Resp. Negative, sed requiri, ut meliori quo fieri potest modo 
errores rejiciant et professionem Fidei faciant. 

2°. An schismaticis in mortis articulo sensibus destitutis ab- 
solutio et extrema Unctio conferri possit? 

Resp. Sub conditione affirmative, praesertim si ex adiunctis 
conjicere liceat, eos implicite saltem errores suos rejicere, remoto 
tamen efficaciter scandalo, manifestando scilicet adstantibus, 
Ecclesiam supponere, eos in ultimo momento ad unitatem rediisse. 

3 . Quoadsepulturam ecclesiasticam, standum Rituali Romano. 

4°. Quoad baptismum infantium a parentibus schismaticis 
oblatorum: Non esse baptizandos, exira mortis periculum, nisi 
probabilis affulgeat spes catholicae eorum educationis. 

Quae ego Amplitudini Tuae significans fausta cuncta atque 
felicia Tibi adprecor 


Ilmo ac Rmo Domino Amplitudinis Tuae 
Dno Adulfo Bertram f 
Principi Episcopc Devmus in Dno famulus 


Vratislavien. R. Card. Merry del Val. 


3. Schreiben der Congr. de Religiosis an den Bischof von 
Linz, betr. die Beichten und Beichtväter der Klosterfrauen, 
vom 3. Juli 1916. 


(Linzer Diózesanblatt LXII, 139 f.) 


Beatissime Pater. 


Quoad Decretum S. C. de Religiosis, d. d. 3. Febr. 1913, 
»De Monialium et Sororum Confessionibus«,!) in hisce regio- 
nibus graves exortae sunt controversiae circa sequentia: 

L Si quando Moniales aut Sorores exira propriam domum, 
quavis de causa, versari contigerit, licet iis (ex N. 14 eiusdem 


Schismatiker Sakramente s und ihm das kirchliche Begräbnis gewähren ? 
in Kölner Pastoralblatt L, ff. 


1) Acta Apostolicae Sedis V, 62 ff. 
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Decreti) in qualibet ecclesia vel oratorio, etiam semipublico, con- 
fessionem peragere apud quemvis Confessarium pro utroque sexu 
adprobatum. Porro illud »liceat« ab aliquibus ita intelligitur, ut 
afficiat ipsum valorem absolutionis, si quando Moniales aut Sorores, 
non in ecclesia vel oratorio, saltem semipublico, sed in oratorio 
stricte privato confessionem peragunt; alii e contra illud verbum 
»liceat« solum de prohibitione confessionis extra oratorium saltem 
semipublicum intelligunt, ipsum vero valorem absolutionis haud 
negandum esse putant. 

Il. Cum ex memorata dispositione Decreti certo quoad licei- 
tatem confessionis extra domum propriam requiratur aut ecclesia 
aut oratorium saltem semipublicum, ulterius dubitatur, num Ordi- 
narius permittere possit, ut Moniales aut Sorores, quae non raro 
apud nos etiam oratorio semipublico carent, confessionem »intra 
propriam domum« peragant in cubiculo quodam decenti, in quo 
exercitia religiosa quotidiana peraguntur, et quidem in confessionali 
crate interposita. Videtur enim requiri, ex Decreto, oratorium 
saltem semipublicum pro confessione saltem licite peragenda, non 
solum extra, sed etiam intra propriam domum. 

III. Ex eodem Decreto, N. 1, Confessarius ordinarius dari 
debet unicuique religiosae » Communitati«, tum Monialium, tum 
Sororum. Adsunt porro apud nos in multis parochiis duae vel 
tres et vix quatuor recentiorum Congregationum Sorores, puel- 
larum educationi, infirmorum necessitatibus aut aliis indigentiis 
caritatis inservientes. 

. Porro illae Sorores communiter, sed extra clausuram degentes, 
non habent Sacellum privatum, sed ecclesiam vel aliud oratorium 
semipublicum frequentant, ibidem Missae et ceteris officiis ad- 
sistentes, sacramenta, tum poenitentiae, tum Eucharistiae reci- 
pientes; illae insuper Sorores saepius de una parochia in aliam 
transeunt secundum Superiorissae Generalis voluntatem. 

Cum igitur ex una parte in numero tam exiguo Sororum 
deesse videatur stricta » Communitas« religiosa, de qua in Decreto, 
et ex altera parte ipsum Decretum numerum sat magnum Soro- 
rum praesupponere videatur, quaeritur utrum ex iudicio prudenti 
Ordinarii pro verificanda Communitate statui possit numerus qui- 
dam certus, quo deficiente, cesset etiam obligatio pro Episcopo 
dandi Confessarium ordinarium pro tali parva domo religiosa, uti 
jam in simili casu S. C. EE. et RR., die 22 Aprilis 1872, ad 
3. pronunciavit. !) 


1) Vgl. dieses Archiv 94, 894 f. 
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Cum ipsi theologi in diversas sententias abeant, humiliter 
peto dubiorum solutionem, ut praxis Confessariorum circa Sorores 
certo quodam regimine dirigi queat. 

Darauf erfloss am 3. Juli 1916 (eingelangt a am 7. September 
d. J.) folgende Entscheidung : 

Vigore specialium facultatum a SS.mo D.no Nostro conces- 
sarum, S. Congregatio Negotiis Religiosorum Sodalium prae- 
posita, mature perpensis expositis, rescribendum censuit prout 
rescribit : 

Ad primum: Verbum »liceat« Numeri 14 Decreti »Cum de 
Sacramentalibus«, neque respicit validitatem confessionum, neque 
continet prohibitionem confessionem peragendi in alio decenti loco. 

Ad secundum: »Affirmative«; idest posse Ordinarium per- 
mittere ut Sorores confessionem peragant, intra propriam domum, 
in alio decenti loco, extra ecclesiam vel oratorium semipublicum 
si adsit; sed semper in Confessionali, crate interposita. 

Ad tertium: Obligationem non adesse nominandi Confes- 
sarium ordinarium pro Sororibus, si earum Communitas sex saltem 
Sororum numerum non attingat. 

Datum Romae, die 3 Julii 1916. 

1 D. Card. Falconio Epus Velit., Praef. 
1 Adulphus, Epus Canopitan., Secrius. 


4. Dekret des Hl. Offiziums betr. die passive Assistenz der 
Pfarrer bei der Eingehung von gemischten Ehen, 
vom 2. August 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 316.) 


Feria IV. die 2. Augusti 1916. 
Cum dubia varia orta fuerint circa decretum latum ab hac 
Suprema Congregatione S. Officii die 21. Maii 1912) circa assisten- 
tiam passivam Parochorum in celebratione matrimonii mixti, haec 
eadem S. Congregatio sui muneris esse duxit declarare praefatam 
assistentiam passivam tolerari solummodo in illis regionibus, qui- 
bus ante Decretum Ne temere concessiones speciales factae ac 
instructiones datae fuerant a S. Sede, et tantum in casibus et sub 
conditionibus ibidem expressis, atque proinde matrimonia extra 
praedictas regiones sic contracta (idest cum assistentia Parochi 

passiva) esse non tantum illicita, sed etiam omnino invalida. 


1) Sieh Acta Apostolicae Sedis IV, 443 f. 
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Et feria V, die 3. eiusdem mensis, SSmus D. N. Benedictus 
divina providentia PP. XV., in solita audientia R. P. D. Adsessori 
hujus Supremae Congregationis S. Officii impertita relatam sibi 
suprascriptam declarationem benigne adprobare ac suprema sua 
auctoritate in omnibus ratam habere dignatus est. 

Contrariis quibuscunque non obstantibus. 

Datum Romae, ex aedibus S. Officii, die 5. Augusti 1916. 

Aloisius Castellano, S. R. et U. I. Notarius. 


5. Instruktion des Hl. Offiziums über die bischöflichen 
Reservatfälle, vom 13. Juli 1916, 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 813 f.) 


Cum experientia comprobatum sit casuum, quos vocant, 
conscientiae reservationes, si debitam mensuram et modum exce- 
dant, in animarum perniciem potius quam in earum utilitatem 
vergere posse; Suprema haec Sacra Congregatio Sancti Officii, 
praecedentibus ad rem dispositionibus novas, pro opportunitate 
temporum, superaddens, de expresso mandato Ssmi. D. N. Bene- 
dicti divina providentia PP. XV, haec cum omnibus et singulis 
Rmis. locorum Ordinariis decretorie omnino ac praeceptive com- 
municanda statuit: 

1. Meminerint ante omnia Rmi. Ordinarii casuum conscientiae 
reservationes ad destructionem munitionum, iuxta dictum Apostoli 
(2. Cor., X, 4), ad removenda scilicet obstacula quae saluti ani- 
marum non communi impedimento sunt, esse dirigendas; ideoque, 
generatim loquendo, extraordinario huic remedio manus ne velint 
apponere nisi, re in synodo dioecesana discussa, vel, extra syno- 
dum, auditis Capitulo Cathedrali et aliquot ex probatioribus ac 
prudentioribus suae dioecesis animarum curatoribus, de vera reser- 
vationis necessitate aut utilitate in Domino convincantur. | 

2. Utcumque, casus reservandi sint pauci omnino, íres vel, 
ad summum, quatuor, atque ex gravioribus tantum et atrocioribus 
criminibus specifice determinandis; ipsa vero reservatio non ultra 
in vigore maneat quam necesse sit ad publicum aliquod inolitum 
vitium exstirpandum aut collapsam forte christianam disciplinam 
instaurandam. | 

. 8. Reservationi, generatim, ne submittantur sive peccata mere 
interna, quippe quae, ut docet Benedictus XIV. (De syn. dioec. 
V, 5, 5), non est in praxi receptum ut unquam reserventur, 
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propter animarum periculum; sive quae ex humana fragilitate 
derivantia aliam non habeant specialem sibi coniunctam malitiam, 
propter humanam infirmitatem. 

4. Prorsus autem ab iis peccatis sibi reservandis Ordinarii 
abstineant, quae iam sint Sedi Apostolicae reservata, ne scilicet 
absque necessitate multiplicentur leges; et regulariter, ab iis quoque 
quibus censura, etsi nemini reservata, a iure imposita sit; hoc 
enim expresse prohibet vetus Instructio S. Congregationis Epi- 
scoporum et Regularium diei 26 novembris 1602, quae ita se 
habet: »Praesertim vero haec monenda censet Sacra Congregatio, 
ut videant ipsi Ordinarii ne illos casus promiscue reservent quibus 
adnexa est excommunicatio maior a iure imposita, cuius absolutio 
nemini reservata sit, nisi forte propter frequens scandalum aut 
aliam necessariam causam aliqui huiusmodi casus nominatim 
reservandi viderentur.« 

9. Cauti insuper omnino sint et quam maxime parci quod 
ad poenales sanctiones, excommunicationes praesertim, quibus 
forte suas reservationes communire velint; nam, ut sapienter, ad- 
monet Sacrosancta Tridentina Synodus (Sess. 25, de Ref., c. 3): 
»Quamvis excommunicationis gladius nervus sit ecclesiasticae 
disciplinae et ad continendos in officio populos valde salutaris ; 
sobrie tamen magnaque circumspectione exercendus est, cum ex- 
perientia doceat, si temere aut levibus ex rebus incutiatur, magis. 
contemni quam formidari et perniciem potius parere quam salutem.« 

6. Verumtamen, statutis semel reservationibus quas vere 
utiles aut necessarias iudicaverint, curent omnino ut ad certam 
fidelium notitiam, quo meliori eis videbitur modo, eaedem dedu- 
cantur — nam quaenam earum vis si lateant? — easque, quamdiu 
necessitas aut utilitas perduraverit, firmas teneant, seu facultatem 
a reservatis absolvendi ne cuivis et passim impertiant. Mens 
tamen est S. Congregationis ut huiusmodi absolvendi facultas ` 
habitualiter impertiatur saltem Canonico Poenitentiario, etiam 
Ecclesiae Collegiatae, et Vicariis Foraneis eorumve vices gerenti- 
bus, addita his ultimis, praesertim in locis dioecesis a sede epi- 
scopali remotioribus, etiam facultate subdelegandi toties quoties 
confessarios sui districtus, si et quando pro urgentiori aliquo 
determinato casu ad eos recurrant. 

7. Ad evitanda demum gravia inconvenientia quae ex .reser- 
vationibus utilibus quoque ac necessariis in peculiaribus quibus- 
dam rerum adiunctis facile oriri possent, eadem S. Congregatio 
nomine et auctoritate Sanctissimi, sequentia decernit: 
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a) Quaevis Ordinariorum reservatio ipso iure cessat sive cum 
aegrotis qui domo excedere non valent, confiteri cupientibus ; 
sive cum sponsis confitentibus matrimonii ineundi causa; sive 
tandem quoties, prudenti confessarii iudicio, absolvendi facultas 
a legitimo Superiore peti nequeat absque gravi poenitentis in- 
commodo aut sine periculo violationis sigilli sacramentalis. 

b) Cessat pariter reservatio si, petita pro aliquo determinato 
casu a legitimo Superiore absolvendi facultate, haec forte dene- 
gata fuerit: cessat tamen pro ea vice tantum. 

c) Toto tempore ad praeceptum paschale adimplendum utili, 
a casibus quos quomodolibet sibi Ordinarii reservaverint, absolvere 
possunt, absque alius facultatis ope, parochi quive parochorum 
nomine in iure censentur. 

d) Quo tempore Sacras Missiones ad aliquem populum 
haberi contingat, eadem absolvendi [facultate gaudent singuli 
Missionarii. 

e) Postremo, a peccatis in aliqua dioecesi reservatis absolvi 
possunt poenitentes in alia dioecesi, ubi reservata non sunt, a 
quovis confessario sive saeculari sive regulari, etiamsi praecise 
ad absolutionem obtinendam eo accesserint. 

8. Sed, denique, studeant potissimum Ordinarii doctos, pios 
ac prudentes confessarios in tota dioecesi efformare, eisque oppor- 
tuniora ad inolita vitia convellenda remedia suggerant quae 
ipsimet, si poenitentes ad se remitterentur, adhibituri forent. Quo, 
dum et confessariis et poenitentibus inevitabiles reservationum 
molestias vitabunt, optatum effectum suavius simul ac certius, 
Deo adiuvante, consequi poterunt. Interim vero casuum reserva- 
torum, si qui in propria dioecesi constituti sint, disciplinam ad 
haec praescripta quamprimum reducere, servato modo art. 19 sta- 
tuto, et haec omnia suos confessarios apprime edoceri satagant. 

Datum Romae, ex Aedibus S. Officii, die 13 iulii 1916. 
Zu R. Card. Merry del Val, Secretarius. 


6. Dekret des Hl. Offiziums betr. die Interpolation 
von Ablassgebeten, vom 21. Juni 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 265.) 


Ab hac Suprema Sacra Congregatione S. Officii petitum 
fuit: »An formulae precum, ob aliquam immutationem in eis in- 
troductam, Indulgentias eisdem a Sancta Sede adnexas amittant ?«. 
Porro cum huiusmodi formulae Indulgentiis ditatae, antea ac- 
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curatae revisioni subiici soleant, ac eis proinde quidquam demere, 
superaddere, vel in alios sensus inflectere, irreverentia et periculo 
non careat, et abusibus ansam praebere queat, Emi ac Rmi DD. 
Cardinales Inquisitores Generales, in plenario conventu habito 
feria IV, die 21 iunii 1916, declarandum censuernm. »Formulas 
»quascumque precum, laudum, invocationum, et cetera, a Sancta 
»Sede Indulgentiis ditatas, per quamlibet additionem, detractio- 
nem, interpolationem, concessis Indulgentiis plane destitui«. 

Et sequenti feria V, die 22, Ssmus D. N. D. Benedictus div. 
prov. Pp. XV, in solita audientia R. P. D. Adsessori Supremae 
S. Congregationis S. Officii impertita, relatam sibi Emorum Pa- 
trum resolutionem benigne adprobare ac confirmare dignatus est. 

Contrariis quibuscumque, etiam speciali atque individua re- 
cordatione dignis, non obstantibus. 

R. Card. Merry del Val, Secretarius. 
L. f S. 1 Donatus, Archiep. Ephesin., Adsessor. 


7. Entscheidung des Hl. Offiziums betr. die Benediktion 
der Skapuliermedaillen, vom 10. Mai 1916. ') 
(Acta Apostolicae Sedis VIII, 175 f.) 


Proposito dubio, quod sequitur, a Rmo Procuratore Generali 
Ordinis Fratrum Minorum Capuccinorum: »Utrum sicut sufficit 
»primum scapulare (v. g. B. Mariae V. d. Monte Carmelo), quod 
»in adscriptionis actu induitur, benedicere, quin deinde alia eius- 
'dem generis scapularia nova benedictione egeant pro eadem 
"persona, ita etiam sufficiat primum numisma benedicere, quin 
"alia numismata, quae primo deperdito vel usu detrito assumuntur, 
»nova benedictione muniantur, vel utrum numisma toties sit 
"benedicendum quoties, primo deperdito vel usu detrito, novum 
»Sufficitur de. 

Emi Patres Cardinales Generales Inquisitores, in Congre- 
gatione habita feria IV, die 10 maii anni 1916, responderunt: 
»Negative ad primam partem; Affirmative ad secundam«. 

Quam dubii resolutionem SSmus D. N. D. Benedictus div. 
prov. Papa XV, in audientia R. P. D. Adsessori S. Officii imper- 
tita feria v, die 11 maii eiusdem anni, benigne approbavit. 

Contrariis non obstantibus quibuscumque. 

R. Card. Merry del Val, Secretarius. | 
L. f S. t Donatus, Archiep. Ephesin., Adsessor S. O. 


1) Vgl. das Dekret des Hl. Offiziums »Cum sacra« vom 16. Dezember 
1916 (A. A. S. III, 22 f) über das Tragen der Skapuliermedaillen. 
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8. Erlass des Erzbischöflichen Ordinariats von München und 
Freising, die Testamentserrichtung der Geistlichen betreffend, 
vom 29. September 1916. ') 


(Amtsblatt für die Erzdiözese München und Freising 1916, 164.)! 


Angesichts der Wichtigkeit der Sache und der Verantwort- 
lichkeit vor Gott und nach dem Beispiele vieler anderer Diözesen, 
die zum Teil eingehende Bestimmungen über die letztwilligen 
Verfügungen ihrer Priester getroffen haben, sehen wir uns veran- 
lasst, an den Hochwürdigen Klerus der Erzdiözese die Mahnung 
zu richten, rechtzeitig durch Errichtung eines Testamentes ihre 
zeitlichen Angelegenheiten in Ordnung zu bringen. Die H. H. 
Dekane erhalten den Auftrag, bei den oberhirtlich vorgeschriebenen 
Visitationen von den Kapitularen die Versicherung sich geben zu 
lassen, dass sie der Pflicht der letztwilligen Verfügung Genüge 
geleistet hätten. Es ist hierüber im Visitationsprotokoll Eintrag 
zu machen. | 

München, den 29. September 1916. 

I. V. 
Dr. Sebastian Huber, 
Domdekan. G. Höger, Sekretär. 


9. Verfügung des Erzbischóflichen Ordinariats zu Freiburg, 
das Hauswesen der Geistlichen betr., vom 30. August 1916 


(Anzeigeblatt für die Erzdiözese Freiburg 1916, 234 f.) 


Von jeher hat die heilige Kirche das Hauswesen der Geist- 
lichen als einen besonders wichtigen Gegenstand ihrer Disziplin 
. betrachtet, eingedenk der grossen Bedeutung, welche dem priester- 
lichen Haushalt nicht nur für das leibliche Wohl, sondern auch 
vielfach für das Ausehen und die Wirksamkeit ihrer Diener zu- 

kommt | 

Das Haus des Priesters soll das Muster eines christlichen 
Hauses sein. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Sorge, die der 
Priester für das geistliche und leibliche Wohl seiner Hausgenossen 
aufzuwenden verpflichtet ist, als auch bezüglich der rechten Ord- 
nung zwischen dem Priester, der gleichsam die Stelle des Familien- 
vaters im Haushalte vertritt, und den übrigen Hausbewohnern, 
als insbesondere auch bezüglich des erbaulichen, christlichen 


1) Vgl. dieses Archiv 95, 499 f£, (Verfügung des Bischofs von St. Gallen). 
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Wandels, den alle im Haushalte eines Priesters aufgenommenen 
Personen zu führen gehalten sind. 

Der Priester wird im Hinblick auf das Wort des Apostels, 
dass »wer für die Seinigen und besonders seine Hausgenossen 
nicht sorgt, den Glauben verleugnet habe und ärger als ein Un- 
gläubiger sei, (I. Tim. 5, 8) zunächst für das Seelenheil seiner 
Hausgenossen in besonderer Weise besorgt sein. Die bewährte 
Instructio pastoralis Eystettensis (n. 749) schreibt darum vor: 
Domesticis certam vivendi normam praescribat, saepius eos ad 
sacramenta mittat, licet ipse, communiter saltem, eorum confes- 
siones audire non debeat. Empfehlenswert ist auch, denselben 
von Zeit zu Zeit die Teilnahme an den heiligen Exerzitien zu 
ermóglichen. 

Auch in der Sorge für das leibliche Wohl der Hausgenossen 
in gesunden und kranken Tagen, ferner in Hinsicht auf eine 
milde, menschenfreundliche Behandlung soll der geistliche Haus- 
halt vorbildlich sein. Den Dienstboten soll rechtzeitig, wenigstens 
alle Vierteljahre, ein angemessener Lohn ausbezahlt werden; 
ebenso sind denselben die Wohltaten der staatlichen sozialen 
Gesetzgebung durch Aufnahme in die Kranken-, Invaliditäts- und 
Altersversicherung in vollem Maße zu sichern. Auch Familien- 
angehörige sollen nach Möglichkeit für die geleisteten Dienste 
eine vollwertige Vergütung erhalten, um für die Tage des Alters 
und der Krankheit vor Not geschützt zu sein. Besonders empfehlens- 
wert ist die Versicherung naher Verwandter (Schwestern u.s.w.) 
in einer höheren Lohnklasse der staatlichen Invaliditäts- und 
Altersversicherung und der Angestelltenversicherung, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. Ferner ist Priestern, 
welche besondere Verpflichtungen gegen Angehörige zu erfüllen 
haben, die möglichst frühzeitige Eingehung einer Lebensversiche- 
rung zu deren Gunsten dringend anzuraten. 

Die rechte Ordnung zwischen dem Geistlichen und seinen 
Hausgenossen verlangt, dass keine ungeziemende Vertraulichkeit, 
insbesondere gegenüber dem eigentlichen Dienstpersonal obwalte 
und dass der Geistliche in seinen amtlichen Berufsgeschäften sich 
gegenüber seinen Angehörigen und Dienstboten seine volle 
Unabhängigkeit zu wahren wisse. 

Auch für unsere Tage hat die weise Vorschrift des Provinzial- 
konzils von Köln vom Jahre 1860 (pars II cap. 24) noch ihre 
volle Bedeutung: »Ne quis famulam vel oeconomam ex qua- 
cumque causa unquam mensae vel itineris vel deambulationis 
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sociam faciat vel cum ea societates, convivia, nundinas adeat, 
serio interdicimus«. In der gleichen Richtung bewegt sich das 
Dekret des Plenarkonzils des lateinischen Amerika vom Jahre 1899 
(Tit. VIII cap. V n. 645), welches noch den gegenseitigen häus- 
lichen Verkehr in Betracht zieht: » Mensae cum inservientibus non 
assideant, in earum cubiculo vel ubi rebus domesticis vacant, 
absque necessitate non morentur, cum illis publice non ambu- 
lent, nisi nimia aetate et maxima propinquitate tales sint et tales 
ab omnibus habeantur, quae attentis omnibus nullum vel remotum 
dent male suspicandi locum«. 

Um eine unzulässige Einmischung des Dienstpersonals in 
die amtlichen priesterlichen Obliegenheiten zu verhindern, schreibt 
die schon genannte Instr. pastor. Eystett. weiter vor: »Ne quis 
pastor permittat domesticis, obiurgare extraneos, monita praebere, 
gratiam et commendationem apud dominum polliceri parochianis 
parochum accedentibus, aut evulgare, quae in domo parochiali 
geruntur. Similiter omnis etiam species externa devitetur, acsi 
domestici quovis modo paroeciae regimini sese immisceant; nul- 
lum pastorale coram iis fiat negotium, de nullo coram iis sermo 
habeatur. Ne de iis quidem, quae in parochia fiant, ex domesticis 
quaeratur, relationes vero eorum ita excipiantur, acsi nihil sint 
ducendae; nec ullius laudis nec ullius vituperii erga parochianum 
quendam testes fiant«. 

Endlich müssen die Hausgenossen des Priesters sich eines 
tadellosen Rufes erfreuen und dürfen in keiner Weise durch ihr 
Verhalten andern zum Anstosse gereichen. Das 1910 in Salzburg 
versammelte Provinzialkonzil verlangt darum (n. 301), »ut domestici 
sui sint parochianis exempla fidei, vitae christianae, castitatis. et 
modestiae«. In ähnlicher Weise hat das ebenfalls schon erwähnte 
Kölner Provinzialkonzil bezüglich der Dienstboten in den geist- 
lichen Häusern die Forderungen aufgestellt (pars II. cap. 28): 
»Domesticos habeant bonae famae, bene morigeratos, modestos 
et pios. Jmprimis male notatas, suspectas vel lapsas feminas 
numquam in domum suam recipiant. Curent autem serio, ne 
famulae nimio luxu vestitae et pretioso ornatu superbientes in- 
cedant nec umquam iis permittant, ut choreis, theatris et aliis 
eiusmodi delectationibus intersint«. 

Indem wir die vorstehenden Mahnungen und Anordnungen 
anderer kirchlicher Oberen zu den unsrigen machen und deren 
- gewissenhafte Beobachtung allen unsern Priestern ans Herz legen, 
sehen wir uns veranlasst, unter Aufhebung der seither geltenden 
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Erlasse vom 3. Juni 1853 Nr. 6183 und vom 8. Mai 1884 Nr. 4324 
Absatz II für die Zukunft folgendes zu bestimmen: 

1. Jeder Priester, der eine Haushaltung beginnt, hat, spätestens 
innerhalb 4 Wochen, uns durch das vorgesetzte Dekanat Namen, 
Alter und bisherige Lebensstellung der in den Haushalt aufzu- 
nehmenden oder aufgenommenen Personen, mit Ausnahme der 
einfachen, keine leitende Stellung einnehmenden Dienstboten, zu 
benennen; das gleiche gilt bei spáterem Wechsel in der Person 
der Haushälterin. ; 

2. Die Aufnahme von Eltern, Geschwistern und Verwandten 
des ersten Grades berührend den zweiten (Tante, Nichte) bedarf 
nur der Anzeige, die der entfernteren Verwandten und Nichtver- 
wandten unserer Genehmigung. 

3. Dem Gesuche um Genehmigung ist jeweils beizulegen: 

a) ein pfarramtliches Taufzeugnis 

b) ein Sittenzeugnis des Heimatpfarramtes oder bei längerer 
Abwesenheit des Pfarramtes des letzten längeren 
Aufenthaltsortes 

c) die Mitteilung über den vereinbarten Lohn. 

Die Haushälterin, welche zum Geistlichen nicht in einem 
näheren Verwandtschaftsverhältnis steht, soll wenigstens das 
35. Lebensjahr zurückgelegt haben. | 

4. Die Aufnahme von Kurgdsten und Zöglingen in Pfarr- 
und Benefiziatenhäusern bedarf gleichfalls unserer Genehmigung. 
Sie wird zur Aufnahme weiblicher Kurgäste regelmäßig versagt. 


Freiburg, 30. August 1916. 
Erzbischöfliches Ordinariat. 


10. Erlass des Bischofs von Münster, die Religionslehrer und 
geistliche Lehrer an hóheren und mittleren Schulen sowie 
an Seminarien betreffend, vom 10. Oktober 1916. 


(Kirchliches Amtsblatt der Diözese Münster L, 95 f.) 


Die Herren Geistlichen, denen von uns die Erlaubnis erteilt 
wird, sich an höheren und mittleren Knaben- und Mädchen, 
schulen, sowie an Lehrer- und Lehrerinnen-Ausbildungsanstalten 
von staatlichen oder stádtischen Behórden oder auch von Pri- 
vaten anstellen zu lassen, haben uns den Tag ihres Stellenantritts 
unter genauer Bezeichnung der Stelle unverzüglich anzuzeigen. 
Sie sind ferner gehalten, etwaige Beförderungen (z. B. definitive 
Anstellung als Oberlehrer), etwa neu erworbene Lehrbefähigungen, 
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Titulatur-Veránderungen u. a. nach hier mitzuteilen. Auch müssen 
uns, wenn es sich um innerhalb unserer Diózese angestellte geist- 
liche Lehrer handelt, Beurlaubungen, die über die Dauer eines 
Monats hinausgehen, ebenso Erkrankungen, die bei der Erteilung 
des Religionsunterrichtes eine Stellvertretung wünschenswert er- 
scheinen lassen, nótigenfalls durch die Vermittlung der betreffen- 
den Ortspfarrer zur Kenntnis gebracht werden. — Da die geistlichen 
Lehrer an den genannten Schulen nicht aufhören, Diözesanpriester 
zu sein, und überdies die sog. institutio authorizabilis für jede 
neue Stelle neu erteilt werden muss, bedarf es vor jedem Über- 
gang an eine andere Anstalt unserer fórmlich einzuholenden Ge- 
nehmigung. | 

Endlich weisen wir wiederholt und nachdrücklich darauf 
hin, dass ein Geistlicher, welcher beabsichtigt, sich für das Lehr- 
fach an hóheren oder mittleren Schulen, sowie an Seminarien 
oder Präparanden-Anstalten vorzubereiten, zuvor unsere Ge- 
nehmigung nachzusuchen hat. 

Münster, den 10. Oktober 1916. 

Der Bischof von Münster. 
1 Johannes. 


11. Erlass des Bischóflichen Generalvikariats zu Paderborn, 

die Besetzung der Stellen von Kirchenbeamten und Kirchen- 

dienern mit Kriegsinvaliden und Kriegsteilnehmern betreffend, 
vom 30. Juli 1916. !) 


(Amtliches Kirchenblatt für die Diózese Paderborn LIX, 130.) 


Wir erachten es für angebracht, bei Besetzung der Stellen 
von Kirchenbeamten und Kirchendienern demnächst Kriegs- 
invaliden und Kriegsteilnehmer, die so viele Opfer für das Vater- 
land gebracht haben, besonders zu berücksichtigen. Wir ersuchen 
deshalb die Herren Pfarrer bezw. die Kirchenvorstände, wenn die 
Besetzung solcher Stellen notwendig wird, diese nach Möglich- 
keit den vorgenannten Personen, falls sie geeignet sind, zu über- 
tragen bezw. solche Personen bei uns für die Übertragung der 
Stellen in Vorschlag zu bringen. 

Paderborn, den 30. Juli 1916. 

Das Bischöfliche General-Vikariat: 
Klein. 


1) Aehnliche Erlasse sind auch in den übrigen Amtsblättern der deutschen 
Diözesen veröffentlicht. 
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12. Satzung des Pensionsfonds der Priester der Erzdiózese 
Freiburg badischen Anteils vom 14. August 1916. 


(Anzeigeblatt für die Erzdiözese Freiburg 1916, 229—232.) 


Thomas 
| durch Gottes Erbarmung 
und des heiligen Apostolischen Stuhles Gnade 
Erzbischof von Freiburg 
Metropolit der Oberrheinischen Kirchenprovinz 
Thronassistent Sr. Heiligkeit des Papstes und Comes Romanus. 


Wir verordnen nachstehende Änderung und Ergänzung der 
Satzung des Pensionsfonds: 

a) in $ 4 Absatz 3 wird unter Streichung des Wortes 
»und« hinter »Pfarrkuraten« nach »Pfarrverwesern« ein- 
geschoben »Kaplanei- und Benefiziumsverwesern« ; 

b) $ 4 Absatz 3 Satz 1 lautet künftig: »Der Regens, der 
Subregens und die Repetitoren des Priesterseminars, 
die Direktoren und Rektoren der übrigen kirchlichen 
Erziehungsanstalten und der Erzb. Hofkaplan und 
Sekretär werden wie bepíründete behandelt.« 

Mit Allerhóchster Ermáchtigung aus Grossh. Staatsministerium 
vom 11. September 1908 Nr. 983 hat das Grossh. Ministerium 
des Kultus und Unterrichts durch Entschliessung vom 12. v. Mts. 
Nr. A 5604 hiezu die staatliche Genehmigung erteilt. 

Die Satzung des Pensionsfonds wird in der Fassung, die sie 
durch diese und die Verordnung vom 29. Mai l. J. erhalten hat, 
nachstehend bekannt gemacht. 


Freiburg, 14. August 1916. 
1 Thomas, Erzbischof. 


Satzung 
des 
Pensionsfonds der Priester der Erzdiözese Freiburg 
badischen Anteils. 


S 1. 

Der Pensionsfond hat den Zweck, den im Kirchendienst der 
Erzdiózese badischen Teils stehenden Priestern bei eintretender 
völliger Dienstunfähigkeit Ruhegehälter, bei teilweiser Dienst- 
unfähigkeit Beihilfen zur anderweiten Versorgung oder zur Haltung 
von Vikaren zu gewähren. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII, 1. 7 
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Der Pensionsfond wird vom Katholischen Oberstiftungsrat 
gemäß $ 8 Abs. 1 der Landesherrlichen Verordnung vom 20. No- 
vember 1861, die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens 
betreffend, verwaltet. Sein Sitz ist Freiburg. 


$ 2. 
Die Mittel des Pensionsfonds werden geschôpit : 

a) aus Zuwendungen von kirchlichen allgemeinen und 
Distriktsfonds, 

b) aus einem einmaligen Beitrag des Erzbischöflichen 
Domkapitels aus der Erzbischof-Bernard-Stiftung mit 
20000 .#, 

c) aus Zuschüssen der Allgemeinen Kirchensteuer, 

d) aus den ordentlichen Jahresbeitrágen der Priester des 
badischen Teiles der Erzdiózese (SS 4 und 10), 

e) aus Schenkungen und Vermächtnissen. 


§ 3. 
Die Einrichtung der Tischtitelverleihung und der kanonische 
Grundsatz, dass die Pension eines PíründnieDers soweit tunlich 
auf die Pfründe gelegt werde, bleiben unberührt. 


$ 4. 

Alle im Kirchendienst der Erzdiózese badischen Teils stehen- 
den Priester mit Ausnahme der Mitglieder des Domkapitels und 
der aufgrund kirchlicher Beamtenstellung pensionsberechtigten 
Priester sind zur Zahlung von jährlichen Beiträgen an den 
Pensionsfond verpflichtet und zwar 

1. die nicht bepfründeten von !/,?/, ihres Diensteinkom- 
mens einschliesslich des Anschlages der Naturalver- 
pflegung, 

2. die bepfründeten von 1 ?/, des durch Einkommens- 
einschátzung festgestellten, für die etwaige staatliche 
Aufbesserung maßgenden Reineinkommens ihrer Pfründe 
zuzüglich des Aufbesserungszuschusses. 

Die Ermittelung des Reineinkommens der an der staatlichen 
Aufbesserung nicht teilnehmenden Benefizien geschieht unter An- 
wendung der für die Pfarrpfründen geltenden Vorschriften. 

Den Pfarrkuraten, Pfarrverwesern, Kaplanei- und Benefiziums- 
verwesern in Baden wird gestattet, mit Beginn des Kalenderjahres, 
in dem sie ihr 15. Dienstjahr vollenden, durch Zahlung der für 
Bepfründete festgesetzten Beitráge aus ihrem Diensteinkommen 
sich die Pensionsbezüge der Bepfründeten zu sichern. 
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Der Regens, der Subregens und die Repetitoren des Priester- 
seminars, die Direktoren und Rektoren der übrigen kirchlichen 
Erziehungsanstalten und der Erzb. Hofkaplan und Sekretär werden 
wie Bepfründete behandelt. Ihren Einkommensanschlag setzt das 
Ordinariat fest. 


Für die Berechnung des Jahresbeitrages ist der Stand des 
Einkommens am 1. Januar des Beitragsjahres nach dem Ergebnis 
der an diesem Tage giltigen Einschátzung mafgebend. 


Mit diesem Tage ist die Zahlungspflicht begründet. Die 
Einzahlung an den Pensionsfond hat portofrei bis spätestens 
1. Mai jeden Jahres zu geschehen. 


Bezahlte Jahresbeiträge werden in keinem Falle zurück- 
erstattet. 


Priester, welche aus dem Staatsdienste in den Kirchendienst 
oder aus kirchlichen Beamtenstellen in andere kirchliche Dienste 
übertreten, erlangen den Anspruch auf die volle Pension nach 
ihren Priesterjahren durch Nachzahlung der Jahresbeiträge nach 
Maßgabe des früheren Stelleneinkommens. Bei der Berechnung 
werden staatliche oder kirchliche Beamtenstellen den Piründen 
gleich behandelt. Diese Priester kónnen aber auch die Jahres- 
beiträge vom Eintritt (Wiedereintritt) in den Kirchendienst ab 
entrichten, wobei das Eintrittsjahr als voll zu rechnen ist. In 
diesem Falle gelten die Beitragsjahre als Dienstjahre (S 5); je- 
doch wird der Anspruch auf Ruhegehalt (Beihilfe) erst nach 
vollendetem 5. Beitragsjahr wirksam, wenn nicht der Ordinarius 
aus besonderen Gründen eine frühere Wirksamkeit für angezeigt 
erachtet. 

Auf Geistliche, welche bei ihrem Eintritt (Wiedereintrittt) in 
den Kirchendienst bereits einen Ruhegehalt mindestens im Höchst- 
betrage der tarifmássigen Pension (S 5) beziehen, findet dieses 
Statut keine Anwendung. 


§ 5. 
Der Pensionsiond gewährt folgende Ruhegehälter: - 
a) für nicht bepfründete Priester Erhöhung des Tischtitels 
auf folgende Beträge 

bis zum vollendeten 5. Dienstjahre . . 1000 .4 

vom vollendeten 5. bis zum vollendeten 
10. Dienstjahre . . . . + « 1250 M 
bei mehr als 10 vollen Dienstjahren . . 1500 4 
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b) für bepfründete Priester unter Einrechnung des auf die 
Pfründe gelegten Pensionsbetrages 
bis zum vollendeten 15. Dienstjahre . . 1500 .# 
vom vollendeten 15. bis zum vollendeten 


20. Dienstjahre . . 1650 .# 
vom vollendeten 20. bis zum vollendeten 

25. Dienstjahre . . 1800 .# 
vom vollendeten 25. bis zum vollendeten 

30. Dienstjahre . . . . 1950 4 
vom vollendeten 30. bis zum vollendeten 

35. Dienstjahre . . . . 2100 Æ 
vom vollendeten 35. bis zum vollendeten 

40. Dienstjahre . . . . . . 2250 e 
vom vollendeten 40. Dienstjahre an. . 2400 Æ 


Der Ruhegehalt darf in keinem Falle mehr betragen als der 
letzte Anschlag des Diensteinkómmens. 

Die Ruhegehälter sind zahlbar in Vierteljahresbetreffnissen 
auf Schluss des Vierteljahres bis zum Todestage des Empfängers 
zuzüglich eines weiteren Monatsbetreffnisses. 


S 6. 

Die Anträge auf Zuruhesetzung sind an das Ordinariat zu 
richten. 

Die Entscheidung darüber, ob, in welchem Umfange, auf 
welchen Zeitraum und zu welchem Zeitpunkt dem Antrage eines 
Geistlichen auf Versetzung in den Ruhestand stattzugeben ist, 
steht dem Ordinarius zu. Derselbe kann Vorlage des Gutachtens 
eines Bezirksarztes verlangen. 

Bei bloß teilweiser Dienstunfähigkeit entscheidet der Ordi- 
narius darüber, ob statt der tarifmäßigen Pension die Übertragung 
einer dem Maße der noch vorhandenen Dienstfähigkeit ent- 
sprechenden Stelle, gegebenenfalls mit angemessenem Zuschuss 
aus dem Pensionsfond oder aus sonstigen kirchlichen Mitteln, 
oder ein entsprechender Zuschuss aus dem Pensionsfond zur 
Bestellung eines Hilfspriesters zu gewähren sei. 

Der Zuschuss ist so zu bemessen, dass der Berechtigte ein 
Einkommen aus seiner Dienststelle und der Beihilfe — gegebenen- 
falls nach Abzug des Aufwandes für den Hilispriester — in Hóhe 
der ihm gemäß $ 5 im Falle völliger Dienstunfähigkeit zustehen- 
den Pension bezieht; der Anschlag der Wohnung wird nicht in 
Anrechnung gebracht. 
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$ 7. 

Bezieht der Zuruhegesetzte aus einer Verwendung im Kirchen- 
dienst oder in einem sonstigen Öffentlichen Dienst ein Einkommen 
oder einen Warte- oder Ruhegehalt, so mindert sich die tarif- 
mäßige Pension aus dem Pensionsfond insoweit, als die Pension 
und das sonstige Diensteinkommen bezw. der sonstige Warte- 
oder Ruhegehalt zusammen den Betrag des letzten kirchlichen 
Diensteinkommens vor der Pensionierung übersteigen, sofern 
dieses Einkommen mehr als 1500 M. betragen hat. 


$ 8. 

Wird der Pensionierte vor Vollendung des 40. Priesterjahres 
wieder ganz oder teilweise dienstfähig, so kann sein Anspruch 
auf Fortbezug der Pension oder sonstigen Beihilfe durch den 
Ordinarius für beruhend erklärt werden, wenn und solange er sich 
weigert, einen ihm angebotenen, seinen Kräften angemessenen, 
kirchlichen Dienst anzutreten. 


$ 9. 

Die Ansprüche an den Pensionsfond erlöschen ferner 

a) durch Austritt aus dem Kirchendienst der Erzdiözese 
badischen Teils, 

b) durch Erlangung der Pensionsberechtigung aufgrund 
der besonderen Verháltnisse eines übertragenen kirch- 
lichen Dienstes (Beamtenstatut), Ä 

c) unbeschadet des Anspruches auf den nicht erhöhten 
Tischtitel durch rechtskräftiges ausdrückliches Erkenntnis 
des Erzbischöflichen Offizialats in Fällen, in denen auf 
Verlust einer Pfriinde erkannt werden darf, 

d) durch Nichtzahlung des Jahresbeitrages bis spalesiens 
1. Mai des folgenden Jahres, 

e) durch Verzicht. 

Im Falle d kónnen die Ansprüche wieder erlangt werden 
durch Nachzahlung der geschuldeten Beitráge nebst angemessenem 
Zuschlag für den Zinsverlust des Pensionsfonds. 

Die Ansprüche an den Pensionsfond ruhen, so lange der 
Wohnsitz des Zuruhegesetzten ohne ausdrückliche Genehmigung 
des Ordinarius ausserhalb der Erzdiózese verlegt wird. 


S 10. 


Beurlaubten Priestern können durch den Ordinarius ihre An- 
sprüche an den Pensionsfond gewahrt werden, sofern sie im 
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kirchlichen Dienste stehen oder sich Studien widmen, welche als 
im kirchlichen Interesse liegend anerkannt werden, und wenn sie 
aus ihrem Diensteinkomimen, oder sofern sie ein solches nicht 
beziehen, aus ihrem letzten Einkommensanschlag vor der Beur- 
laubung die satzungsmäßigen Jahresbeiträge regelmäßig entrichten. 

Priestern, welche als Religionslehrer oder Anstaltsgeistliche 
tätig sind, können durch den Ordinarius Ansprüche an den Pen- 
sionsfond gewährt werden, für so lange als sie noch keinen 
Anspruch auf Pension aus einer Öffentlichen Kasse erlangt haben 
und sofern sie aus ihrem Diensteinkommen die satzungsmäßigen 
Jahresbeiträge regelmäßig entrichten. 

In den Fällen von Absatz 1 und 2 finden für Beiträge und 
Pensionen regelmäßig die Vorschriften für nicht bepfründete Priester 
(SS 4 und 5) Anwendung. 

Sofern ein Priester eine nicht mit einer Pfründe verbundene 
Stellung übernommen hat, die nach ihrer Wichtigkeit und den 
mit ihr verbundenen Bezügen vom Ordinarius als gleichwertig 
mit einer Piründe anerkannt wird, können für Beiträge und Pen- 
. sionen die Vorschriften für bepfründete Priester angewandt werden, 
wenn der Priester das 15. Priesterdienstjahr vollendet hat. 


$ 11. 


Die Ansprüche an den Pensionsfond kônnen, auch soweit 
sie den Jahresbetrag von 1500 M. übersteigen — vergl. S 850 
Absatz 2 der Zivilprozessordnung und S 400 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches — von den Bezugsberechtigten nicht an andere 
Personen übertragen werden. | 


13. Erlass des Bischofs von Rottenburg, die Pensionsver- 
háltnisse der kath. Geistlichen betr., vom 17. Oktober 1916. 
(Kirchliches Amts-Blatt für die Diózese Rottenburg Bd. VIII, 253 f.) 


Bezüglich der Pensionsverháltnisse der kath. Geistlichen sind 
mit Genehmigung des K. Ministeriums des Kirchen- und Schul- 
wesens von dem Kath. Kirchenrat und dem Bischóflichen Ordi- 
nariat im Anschluss an das Pensionsstatut für die kath. Geist- 
lichen (Kirchl. Amtsblatt 1909 S. 177 ff., 1911 S. 59 und 75, 1913 
S. 326) folgende Bestimmungen getroffen worden: 

1. Den Geistlichen, die vor ihrer ständigen Anstellung auf 
einem Öffentlichen Kirchenamt (Art. 1 Abs. 1 des Pensionsstatuts) 
oder an einer charitativen Anstalt (Art. 1 Abs. 1 des Anhangs 
zum Pensionsstatut) eine geistliche Stelle ausserhalb des öffent- 
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lichen Kirchendienstes mit kirchlichen Funktionen bekleidet haben, 
sei es 

a) als nichtpensionsberechtigter Superior oder Hausgeist- 

licher einer Kongregation, 
b) als Präfekt an einem Pensionat für Studierende, 
c) als Hausgeistlicher an einem Ordens- oder Kranken- 
haus oder einer ähnlichen Anstalt, oder 

d) als sozial-charitativ im Hauptamt tätiger Geistlicher, 
wird bei ihrer Versetzung in den Ruhestand für diese ihre Dienst- 
leistungen, soweit dieselben nach den Bestimmungen der Art. 9—11 
des Pensionsstatuts für die kath. Geistlichen nicht in ihre pen- 
sionsberechtigte Dienstzeit eingerechnet werden können, eine Aus- 
gleichung auf Kosten des Interkalarfonds gewährt werden unter 
der Voraussetzung, dass der betreffende Geistliche zur Zeit seiner 
Verwendung gemäß Ziff. 1 a—d Diözesanpriester war, dass ihm 
ein festumschriebener Kreis kirchlicher Funktionen vom Bischöfl. 
Ordinariat übertragen war und dass für die Zeit vom 1. April 1916 
an für ihn die vom Kath. Kirchenrat und dem Bischöfl. Ordi- 
nariat festgesetzten Jahresbeiträge (s. unten Ziff. 4) bezahlt 
worden sind. 

2. Der Interkalarfonds tritt mit seinen Leistungen nur er- 
gänzend ein und zwar nur für den Fall, dass der: betreffende 
Geistliche gemäß Art. 1 des Pensionsstatuts bezw. Art. 1 des 
Anhangs zum Pensionsstatut Anspruch auf einen Ruhegehalt er- 
langt hat, dass aber die fraglichen Dienstleistungen nach den 
Bestimmungen der Art. 9—11 des Pensionsstatuts nicht in seine 
pensionsberechtigte Dienstzeit eingerechnet werden können. 

Wird ein Geistlicher, bei dem die Voraussetzungen von Ziff. 1 
zutreffen, dienstunfáhig, ohne dass er auf einem óffentlichen 
Kirchenamt oder an einer charitativen Anstalt stándig angestellt 
ist (Art. 1 Abs. 1 des Pens.-Statuts und Art. 1 Abs. 1 des An- 
hangs zum Pens.-Statut), so hat er lediglich Anspruch auf den 
Tischtitel. Ä | 

3. Die Leistungen des Interkalarfonds bestehen darin, dass 
er den Ausfall, den ein Geistlicher infolge der Nichteinrechnung 
der fraglichen Dienstleistungen in seine pensionsberechtigte Dienst- 
zeit an seinem (aus der Staatskasse fliessenden) Ruhegehalt er- 
leidet, ihm für die Dauer des Bezugs des Ruhegehalts durch 
Gewährung einer Zulage ersetzt. 

4. Die Anstalten und Verbände, denen die betreffenden 
Geistlichen ihre Dienste widmen, sind zwecks teilweiser Deckung 
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des dem Interkalarfonds durch diese Regelung entstehenden Auf- 
wands vom 1. April 1916 an zur Leistung von jährlichen Bei- 
trägen verpflichtet. Die Höhe dieser Beiträge wird vom Katho- 
lischen Kirchenrat und dem Bischöflichen Ordinariat festgesetzt 
und nach dem Betrag des Jahreseinkommens des betreffenden 
Geistlichen (bestehend aus Geldgehalt und dem Wert der freien 
Wohnung und Verköstigung) bemessen. 

Diesen Anstalten und Verbänden werden künftighin Geist- 
liche nur dann zur Verfügung gestellt, wenn sie sich zuvor dem 
Bischöfl. Ordinariat gegenüber zur Leistung der Jahresbeiträge 
an den Interkalarfonds schriftlich verpflichtet haben. 

5. Die ergänzenden Pensionszulagen aus dem Interkalarfonds 
werden von dem Kath. Kirchenrat im Einvernehmen mit dem 
Bischöfl. Ordinariat festgesetzt. 

6. Ausgeschlossen von vorstehender Regelung bleiben die 
in Privatdiensten stehenden Geistlichen wie Hausgeistlichen und 
Erzieher bei adeligen oder sonstigen Herrschaften, Archivare, 
Bibliothekare, Sekretäre usw. 

Rottenburg, den 17. Oktober 1916. 

Bischöfliches Ordinariat. 
T Paul Wilhelm, Bischof. 


14. Beschluss der Fuldaer Bischofskonferenz vom August 
1916, die Novelle zum deutschen Vereinsgesetz betreffend. 


(Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Cöln LVI, 140—142.) 


Aus Anlass der im Reichstag erfolgten Annahme der Vereins- 
gesetznovelle geben die zu Fulda versammelten Oberhirten den 
Präsides der katholischen Jugendvereine die nachstehende An- 
weisung: 

L Die im Reichsvereinsgesetze durch Einfügung des $ 17 a 
eingetretene Veränderung wird eine sehr intensive Umwerbung 
der Jugendlichen seitens der verschiedenen Gewerkschaften zur 
Folge haben. In den zum Arbeiterstand übergehenden Schul- 
entlassenen wird infolgedessen das Verlangen, gewerkschaftlich 
organisiert zu sein, in erhöhtem Maße sich geltend machen. 
Damit ist in sehr zahlreichen Fällen, insbesondere stets bei den 
sozialistischen Gewerkschaften, die doppelte Gefahr verbunden, 
dass 1. die Jugendlichen immer mehr den konfessionellen Jugend- 
vereinen und deren erziehendem und bildendem Einfluss ent- 
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zogen werden, dass sie schon im frühen Jugendalter in die wirt- 
schaftlichen Kämpfe hineingezogen werden, einer materialistischen 
Lebensauffassung und einer gewissen Selbstüberhebung anheim- 
fallen, zum Nachteile des erziehlichen Einflusses der Familie, der 
Kirche und der Schule; sowie 2. die Gefahr, dass mit dem 
Wegfalle der Zugehörigkeit zu konfessionellen Jugendvereinen 
auch der spätere Eintritt in den konfessionellen Standesverein 
gehindert wird. 

II. Diesen Gefahren gegenüber ist es Pflicht, mit erhöhtem 
Eifer die Jugendlichen für die konfessionellen Jugendvereine zu 
gewinnen. Erforderlich hierzu ist vor allem 

1. Die Mitwirkung der Eltern. Die Eltern sind zu Heiden, 
wie notwendig für die Jugendlichen in der Zeit nach der Schul- 
entlassung die Vertiefung und Erweiterung der religiösen und 
sittlichen Ausbildung ist, wie sehr sie der Anleitung zu den 
Standestugenden und einer im Geiste unserer Kirche gehaltenen 
sozialen Schulung bedürfen, damit sie in der Zeit der Entwick- 
lung zur männlichen Selbständigkeit gegen die ihnen drohenden 
Gefahren sich zu schützen lernen. 

Solche Belehrung der Eltern kann erfolgen in der Predigt 
vor und nach der Zeit der Schulentlassung, bei Volksmissionen, 
in Konferenzvorträgen und im persönlichen Verkehr. Zu solcher 
Belehrung der Eltern eignen sich ferner die Müttervereine und 
die katholischen Standesvereine, sowie die Veranstaltung von 
Elternabenden. 

Die Eltern sind zu belehren, dass der Familie kostbarstes 
Erbteil der lebendige katholische Glaube und christliche Grund- 
sátze sind, und dass die Zugehórigkeit zu sozialistischen Gewerk- 
schaften ihre Kinder in Kreise führt; deren Weltanschauung mit 
katholischem Glauben und christlichen Grundsätzen in schäristem 
Kampfe steht. 

2. Die katholischen Jugendvereine selbst müssen in erhóhtem 
Maße sich der aus der Schule ausscheidenden Jugendlichen vor 
und nach der Schulentlassung annehmen. Gelegenheit hierzu 
bietet der religióse Abschlussunterricht vor der Schulentlassung 
und die Belehrung durch gedruckte Aufforderungen. 

Wiinschenswert ist die Mitwirkung der katholischen Lehrer- 
schaft, sowie die Mitarbeit von Förderungs- oder Schutzkomitees 
der katholischen Jugendvereine, die aus Freunden der katholischen 
Jugendpflege bestehen. 

Zu den Bestrebungen der Jugendvereine, mit verdoppeltem 


106 Beschluss der Fuldaer Bischofskonferenz 


Eifer der Jugendlichen in den älteren Jünglingsjahren sich anzu- 
nehmen (Jungmänner-Problem), ist zu bemerken, dass unter 
diesen Bestrebungen die Sorge um Gewinnung der Schul- 
entlassenen nicht leiden darf. In der Behandlung dieses so- 
genannten Jungmänner-Problems haben die Vorstände der katho- 
lischen Jugendvereine sich an die Weisungen des Diözesan- 
bischofs zu halten. 

III. Den gesteigerten Bedürfnissen der Jugendlichen nach 
Belehrung über wirtschaftliche Fragen und Verhältnisse möge in 
ausreichender Weise im Schoße der katholischen Jugendvereine ` 
selbst entsprochen werden durch geeignete Belehrung in Vor- 
trágen, Kursen und Publikationen. 

IV. Zu der Frage der gewerkschaftlichen Organisation der 
Jugendlichen ist folgendes zu bemerken: 

l. Insoweit die Jugendlichen infolge einsetzender Agitation 
von kirchenfeindlicher Seite und zur Sicherung gewerkschaftlicher 
Vorteile eines frühzeitigen gewerkschaftlichen Anschlusses be- 
dürfen, ist zu erwägen, ob diesem Bedürfnis im Schoße der 
Jugendvereine selbst mit genügendem Erfolg entsprochen werden 
kann. Diese Frage ist nach dem Aufbau der einzelnen Jugend- 
vereine selbst, nach ihrem Zusammenhange mit den entsprechen- 
den Standesvereinen Erwachsener, sowie nach den órtlichen Ver- 
háltnissen und Erfahrungen zu prüfen. 

2. An solchen Orten jedoch, an denen es unentbehrlich er- 
scheint, dass Jugendliche zwecks Sicherung wirtschaftlicher Vor- 
teile und zwecks Bewahrung vor den sozialistischen Gewerk- 
schaften zu den Christlidien Gewerkschaften in Beziehung treten, 
haben die katholischen Jugendvereine dahin zu streben, dass dies 
nicht in einer Weise geschehe, die dem Bestand und dem Arbeits- 
gebiete der katholischen Jugendvereine nachteilig sein würde. Den 
seitherigen Zusicherungen der Christlichen Gewerkschaften ent- 
spricht es, dass sie auch in Zukunft den konfessionellen Jugend- 
vereinen die religiósen und sittlichen, die bildenden und unter- 
haltenden Aufgaben der Jugendpflege uneingeschránkt und unge- 
hindert überlassen. Zu grossem Nachteile der katholischen Jugend- 
vereine würde es gereichen, wenn die Christlichen Gewerkschaften 
derartige Veranstaltungen oder Vereinsbildungen unternehmen 
würden, dass durch dieselben die katholischen Schulentlassenen 
den katholischen Jugendvereinen allmählich entfremdet würden. 
Die von den Christichen Gewerkschaften gegebene Zusicherung, 
dass sie die erziehenden, bildenden und unterhaltenden Aufgaben 
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der Jugendpflege den konfessionellen Jugendvereinen überlassen, 
muss auch in Zukunft nicht nur prinzipiell, sondern auch praktisch 
Grundlage des gegenseitigen Verhältnisses bleiben. 

V. Die Erfahrung der letzten Jahre und die vorauszusehen- 
den Folgen der Vereinsgesetznovelle machen es dem Episkopat 
zur Pflicht, von neuem auf die Notwendigkeit eines dem reiferen 
Jugendalter .angepassten konfessionellen Religionsunterrichts in 
den Fortbildungsschulen hinzuweisen. 

VI. Als eine schwere Schädigung der höchsten Aufgaben 
der Jugendpflege würde zu beklagen sein, wenn die zur militäri- 
schen Vorbereitung der Jugendlichen bestimmten Veranstaltungen 
die Sonntagsheiligung, den Zusammenhang der Jugendlichen mit 
dem Familienleben und die so dringend notwendigen bildenden 
Arbeiten der konfessionellen Jugendvereine beeinträchtigen. Der 
Episkopat hält es für seine Pflicht, dieser Gefahr gegenüber von 
neuem warnend seine Stimme zu erheben. 
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Ill. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Schreiben des preussischen Kriegsministers über die 
Nichtbeförderung der Dissidenten zu Offizieren, 
vom 29. November 1915. !) 


(Kólnische Volkszeitung Nr. 874 vom 30. Oktober 1916, Mittags-Ausgabe.) 


Die Monatsschrift Weltliche Schule veröffentlicht folgende 
Antwort des Kriegsministers auf eine an ihn ergangene An- 
frage: 

s Grosses Hauptquartier, 29. November 1915. 

Euer Hochwohlgeboren teilt das Kriegsministerium in Be- 
. antwortung des gefälligen Schreibens vom 17. Juni 1915 nach 
Abschluss der Untersuchung in der Beschwerde des Professors 
- Dr. U. folgendes ergebenst mit: Eine Allerhöchste Kabinettsorder, 
die die Beförderung von Dissidenten zum Offizier oder Sanitäts- 
offizier verbietet, besteht nicht. Sofern die sonstigen Bedingungen 
erfüllt sind, steht der Beförderung nach sorgfältiger Prüfung des 
Einzelfalles nichts entgegen, vorausgesetzt, dass der zu Befördernde 
einer Religionsgemeinschaft angehört, der der Staat seine Aner- 
kenntnis nicht versagt. Dementsprechend sind auch verschiedent- 
lich von meinen Amtsvorgängern, so in der 228. Sitzung am 
19. März 1909 und in der 32. Sitzung am 10. Februar 1910 im 
Reichstage Erklärungen abgegeben, dass die Wahl zum Reserve- 
offizier, wenn die sonstigen dazu vorgeschriebenen Bedingungen 
erfüllt sind, unabhängig von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
.Religionsgemeinschaft zu erfolgen hat und erfolgt. Aber die 
Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft wird verlangt. 
Dissidenten, sofern sie konfessionslos sind, werden ausgeschlossen. 
Da die Söhne des Herrn Professors Dr. U. aus der Landeskirche 
ausgetreten und ausdrücklich als »konfessionslos« bezeichnet sind, 
gehören sie einer Religionsgemeinschaft überhaupt nicht an und 
kommen demnach für die Wahl zum Offizier oder Sanitätsoffizier 
nicht in Frage. Das Kriegsministerium muss an diesem Stand- 


1) Vgl. die Anfrage wegen dieses Briefes in der Reichstagssitzung vom 
8. Nov. 1916, worauf der Vertreter des Kriegsministers eine erneute und wohl- 
wollende Prüfung in dieser Angelegenheit zusagte. Stenographische Berichte 
S. 2018 und Nr. 494 der Anlagen, 13. Legislaturperiode Il. Session 1914/16. 
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punkte festhalten, da gerade die jetzige ernste Zeit bewiesen hat, 
wie fest im Volke die Religion wurzelt, und wie sich gerade jezt . 
manche, deren Verhältnis zu ihrer Religionsgemeinschaft bereits 
gelockert war, dem Glauben und der Religion wieder zugewandt 
haben. An der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft 
festzuhalten ist auch eine Notwendigkeit, weil sie für den erziehe- 
rischen Einfluss des Offiziers auf die Mannschaften, ihre Belehrung 
auf den Fahneneid und die in ihm beruhenden Pflichten von 
nicht zu entbehrender Bedeutung ist. Wollte man hiervon ab- 
gehen, so würde das bei der jetzigen Erstarkung des religiösen 
Gefühls in weiten Kreisen des Volkes auf Mangel an Verständ- 


nis stossen. 
gez. Wild von Hohenborn. 


2. Entscheidung des preussischen Oberverwaltungsgerichts 
betr. den Wohnsitz in Bezug auf die Kirchensteuerpilicht, 
vom 15. Februar 1916. 


(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Osnabrück und die Norddeutschen 
Missionen XXXII, 191 f.) 


Ein Staatsbeamter, der seit Anfang des Krieges zum Heeres- 
dienste eingezogen, in C. in einem Reservelazarett Dienste tut, 
hatte bis anfangs Oktober 1914 in Sch. mit seiner Familie eine 
eingerichtete Wohnung inne. Dann wurde die Wohnung nach 
L. verlegt. 

Vom Kirchenvorstand zu L. für das Rechnungejahr 1915 zur 
Kirchensteuer herangezogen, beantragte der in Rede stehende 
Beamte mit Einspruch und nach dessen Zurückweisung mit Be- 
schwerde Freistellung, weil er zur Militärgemeinde gehöre, und 
weil er im Bezirke der Kirchengemeinde L. keinen Wohnsitz habe; 
er halte sich nämlich in C. auf, wo er seit seiner Einziehung 
zum Heeresdienst anfangs August 1914 in einem Reservelazarett 
Dienst tue. In C. habe er sich eine Wohnung gemietet, weil es 
ihm aus dienstlichen Gründen nicht móglich sei, in L. bei seiner 
Familie zu wohnen. Seine Absicht, die von ihm in L. vor Kriegs- 
beginn gemietete Wohnung zu beziehen, sei hiernach für seine 
Person — nicht für seine Familie — infolge seiner Einziehung zum 
Militär vereitelt worden. Er komme zu seiner Familie wóchent- 
lich nur einmal abends zum Besuch und bleibe dann dort bis 
zum nächsten Morgen. Seine Frau.müsse also den Haushalt 
selbständig leiten, gerade so, als ob er im Felde stände. 
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Durch Bescheid des Regierungspräsidenten vom 27. November 
1915 wurde die Heranziehung zur Kirchensteuer für unzulässig 
erklárt, weil der Beschwerdeführer in L. keinen Wohnsitz habe. 
Nunmehr klagte der Kirchenvorstand in L. gegen den betreffen- 
den Beamten. Diese Klage ist vom Oberverwaltungsgericht durch 
Entscheidung des VIII. Senats vom 15. Februar 1916 (VIII A 96. 15) 
für begründet erklärt. 

Aus den im Preussischen Verwaltungsblatt Jahrgang 37 
Seite 678 f. veröffentlichten Entscheidungsgründen teilen wir den 
Kirchenvorständen folgendes zur Kenntnisnahme mit: 

»In dem angefochtenen Bescheide wird das Bestehen eines 
Wohnsitzes des Beklagten in L. mit der Begründung verneint, 
dass der Beklagte die von ihm zum 1. Oktober 1914 gemietete 
und seitdem von seiner Familie bewohnte Wohnung in L. wegen 
seiner am 2. August 1914 erfolgten Einberufung zum Militär 
»selbst« nicht »bezogen«, sondern mit Rücksicht auf seine Tätig- 
keit bei der Reserve-Lazarettverwaltung »für seine Person“ in C. 
»stándig Wohnung genommen« habe. Nach dieser Begründung 
wird angenommen, die Absicht der Niederlassung in L. habe um 
deswillen, weil der Beklagte die dortige Wohnung »selbst nicht 
bezogen« habe, nicht verwirklicht werden kónnen; Übersiedelung 
det Familie und Einbringung der Wohnungseinrichtung reichten 
zur Vollziehung der Niederlassung nicht aus; das Selbstbeziehen 
der Wohnung müsse hinzukommen. Diese Darlegung beruht 
auf Rechtsirrtum. | 

Für das »Sich Niederlassen« im Sinne des S 7 BGB. ist 
das Selbstbeziehen der Wohnung kein unbedingtes Erfordernis. 
Eheleute sind einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft ver- 
pilichtet; sie führen ein gemeinschaftliches eheliches Leben; zu 
den das gemeinschaftliche eheliche Leben betreffenden Ange- 
legenheiten rechnet das Gesetz Wohnort und Wohnung (SS 1353 
Abs. 1, 1354 Abs. 1 BGB.). Die Ehefrau teilt den Wohnsitz 
des Ehemannes (S 10 BGB.). Diese Gemeinschaftlichkeit bringt 
es mit sich, dass die Frau von dem Manne ermáchtigt werden 
kann, für ihn und für sich einen neuen Wohnsitz zu begründen, 
.und dass nach Lage des Falles eine solche stillschweigende Er- 
máchtigung angenommen werden kann, wenn der Mann durch 
besondere Umstände zur Abwesenheit genötigt ist (Kommentar 
der Reichsgerichtsráte Anm. 1 zu $ 10 BGB). Um so mehr ist 
es denkbar, dass, wenn die Absicht des Mannes, sich an dem 
neuen Orte ständig niederzulassen, wie im vorliegenden Falle, 
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feststeht, die Frau für den Mann diese Absicht verwirklicht, so 
dass die Niederlassung vollzogen wird, bevor der Mann in eigener 
Person die am neuen Wohnsitze belegene Wohnung »bezieht«. 
Insbesondere führt die Verlegung der Wohnung eines in Kriegs- 
diensten abwesenden Ehemannes durch seine damit beauftragte 
Ehefrau an einen anderen Ort einen Wohnsitzwechsel des Ehe- 
mannes mit sich, auch wenn dieser die neue Wohnung noch 
nicht betreten hat. 

Danach unterliegt die angefochtene Entscheidung der Auf- 
hebung. Bei freier Beurteilung erweist sich die Sache als 
spruchreif. 

Nach den durch Klage und Klagebeantwortung ergänzten 
Parteianführungen ist unbestritten, dass der Beklagte, um seinem 
militárdienstlichen Wirkungskreis näher zu sein, im August 1914 
in C. eine aus einem Zimmer bestehende Wohnung gemietet hat, 
die er noch inne hat und solange zu bewohnen willens ist, als 
seine Tätigkeit ihn während des Krieges an C. bindet. Der 
Kläger bezeichnet dieses Zimmer als Absteigequartier; der Be- 
klagte tritt ihm darin nicht entgegen, dass er als solches das 
Zimmer gemietet habe, aber es sei daraus infolge des Bewohnens 
seit siebzehn Monaten eine »ständige Niederlassung« geworden. 
Da sich aber der Wille des Beklagten nicht geändert hat und er 
nach wie vor nur die Absicht hat, sich für die Zeit seiner Kriegs- 
behinderung durch Dienst im Reservelazarett in C. aufzuhalten, 
nicht aber, daselbst sich ständig niederzulassen, so hat er dort 
auch keinen Wohnsitz. 

Seinen Wohnsitz dagegen hat er in L. Dort hatte er die 
Wohnung Roonstrasse . . . . zum 1. Oktober 1914 für sich und 
seine Familie gemietet. Er hatte also, wie er auch selbst zugibt, 
die Absicht, sich in L. stündig niederzulassen. Diese Absicht 
wurde anfangs Oktober 1914 mit der tatsáchlichen Niederlassung 
verwirklicht. Seine Gesamthaushaltung wurde aus der früheren 
Familienwohnung in Sch. in die neue Wohnung in L. gebracht. 
Hat er den Umzug nicht selbst bewirkt, so wurde er doch jeden- 
falls in seinem Auftrag ausgeführt. Seine Frau mit seiner Familie 
zog in die neue Wohnung ein. Er selbst benutzte, durch die 
Verhältnisse veranlasst, sein Absteigequartier in C. Aber sein 
Wille, in L. seinen dauernden Aufenthalt zu nehmen, kam hin- 
reichend durch Übersiedlung seiner Familie und Verlegung seines 
ganzen Hauswesens dorthin zum Ausdrucke. Dort wollte er bleiben, 
wenn anderes ihn nicht abrief, insbesondere sein Dienst ihn nicht 
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in C. zurückhielt. Dorthin wollte er zurückkehren, falls er keinen 
Grund mehr hatte, sich anderswo aufzuhalten (Urteil vom 27. April 
1909, Entsch. des OVG Bd. 54 S. 185, 187), und als Rückkehr 
des Hausherrn und Familienhauptes in seine eigene Wohnung, 
in sein Hein, nicht aber als Besuch eines Gastes in fremdem 
Hause ist auch der Aufenthalt, den er wöchentlich einmal in L. 
nimmt, zu verstehen. Für einen solchen dauernden Aufenthalt 
hatte er sich eine Familienwohnung in L. eingerichtet. Dort leitete 
an seiner Stelle seine Ehefrau den Haushalt, den sie sonst unter 
ihm als Familienhaupt geführt hatte, selbständig. Der Beklagte 
selbst kennzeichnet dies Verhältnis zutreffend dahin: seine Frau 
leite den Haushalt selbständig, »gerade als ob er im Felde wäre«. 
Wie derjenige, der im Felde steht, am Orte seiner Familien- 
wohnung seinen Wohnsitz hat, so hat ihn auch der Beklagte in.L. 

Ist dies der Fall, so gehört er der Kirchengemeinde L. durch 
Wohnsitz an. Daran ändert sich auch dadurch nichts, dass er 
der Militärgemeinde angehört. Denn nicht jedes Mitglied einer 
Militärgemeinde hört auf, Mitglied der Wohnsitzkirchengemeinde 
zu sein. Vielmehr geschieht dies nur bei Personen, die zum 
»Militärstande« im Sinne des S 278 Tit. 11 Teil II ALR gehören. 
Dazu ist aber der Beklagte nicht zu rechnen, mag er nun zu den 
Militärbeamten im Sinne der Klasse B Ziff. 1 oder Ziff. 2 des 
$ 38 des Reichsmilitärgesetzes vom 2. Mai 1874 (RGBI. S. 45) 
gehören (Urteil des OVG. vom 22. Juni 1915)«. !) 

Aus dem vorstehenden Urteile ergeben sich bezüglich der 
Kirchensteuerpflicht folgende beiden Grundsätze: 

1. Die Verlegung der Wohnung eines in Kriegsdiensten ab- 
wesenden Ehemanns durch seine damit beauftragte Ehefrau an 
einen andern Ort führt einen Wohnwechsel der Ehemanns mit 
sich, auch wenn dieser die neue Wohnung noch nicht be- 
treten hat. ` 

2. Nicht jedes Mitglied einer Militärgemeinde hört auf, Mit- 
glied der Wohnsitzkirchengemeinde zu sein. Dies tritt nur ein 
bei Personen, die zum »Militärstande« im Sinne des S 278 Titel 11 
Teil II des Allgemeinen Landrechts gehören. 

Osnabrück, den 31. Juli 1916. 
Das Bischöfliche Generalvikariat. 


1) Abgedruckt in diesem Archiv 96, 302 ff. 
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3. Entscheidung des preussischen Kammergerichts, betr. die 
religióse Erziehung unehelicher Kinder in der Provinz 
Hannover, vom 23. Juni 1916. 


(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Osnabrück und die Norddeutschen 
Missionen XXXII, 205 f.) 


Zu $ 6 und $ 8 der Kóniglich Hannoverschen Verordnung 
über die religióse Erziehung der Kinder, deren Eltern verschiedener 
Konfession sind, sowie auch der Findlinge, vom 31. Juli 1826") 
hat das Kammergericht unterm 28. Juni 1916 eine Entscheidung 
von grundsätzlicher Bedeutung getroffen. Die in Rede stehende 
Verordnung gilt bekanntlich für den ganzen Bereich der jetzigen 
Provinz Hannover, und zwar auch in denjenigen Gebieten, in 
denen sonst das Preussische Allgemeine Landrecht zur Anwendung 
gelangt, nämlich in der Niedergrafschaft Lingen mit den soge- 
nannten Münsterschen Absplissen und in Ostfriesland. Wegen 
der grossen Wichtigkeit, die der Entscheidung des Kammerge- 
richtes zukommt, teilen wir aus dem Tatbestand und der Be- 
gründung nachstehend das Wichtigste auszüglich mit. 

Osnabrück, den 15. September 1916. 

Das Bischöfliche Generalvikariat. 


Der Entscheidung liegt nachstehender Sachverhalt zu- 
grunde: 

Die Mutter des unehelichen Kindes gehört der katholischen 
Konfession an. Der gleichfalls katholische Vater hat die Vater- 
schaft zu dem Kinde anerkannt und dieses kurze Zeit nach der 
Geburt bei lutherischen Eheleuten in Pflege gegeben. Nachdem 
der Mündel schulpflichtig geworden war und dessen Mutter ver- 
langt hatte, dass das Kind in der katholischen Religion unter- 
richtet werde, haben der Vater und der Pflegevater bestimmt, dass 
das Kind evangelisch erzogen werde und bei dem zuständigen 
Amtsgericht die Feststellung verlangt, dass das Kind in der letzt- 
gedachten Religion zu erziehen sei. Das Amtsgericht hat dem- 
gemäß angeordnet, dass dieses in der evangelisch-lutherischen 
Religion zu erziehen ist. Auf die Beschwerde der Mutter hat 
das Landgericht unter Aufhebung der amtsgerichtlichen Ent- 
scheidung angeordnet, dass das Kind in der katholischen Religion 
zu erziehen ist. Gegen diesen Beschluss richtet sich die weitere 
Beschwerde des Vaters und Pflegevaters. Dem Rechtsmittel ist 
der Erfolg versagt worden. 


1) Hannoversche Gesetz-Sammlung v. J. 1826, I. S. 174 ff. 
Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 1. 
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In der Begründung wird u. a. folgendes ausgeführt: 

Nach Maßgabe des $ 1 bis S 5 der Hannoverschen Ver- 
ordnung vom 31. Juli 1826 steht dem Vater das Recht der freien 
Bestimmung der Konfession seines aus einer gemischten Ehe 
hervorgegangenen Kindes zu (vergl. auch K.-G.-J. 39 A. 21). 
Diese Grundsätze gelten nach S 6 auch für solche unehelichen 
Kinder, welche durch nachfolgende Heirat oder durch landes- 
herrliches Reskript vollkommen legitimiert sind, sowie für die- 
jenigen, die ein unehelicher Vater anerkannt und in seinem Hause 
oder auf seine alleinigen Kosten, ohne alles Zutun der Mutter, 
erziehen lässt, während andere uneheliche Kinder der Religion 
der Mutter folgen. Das Landgericht hat den $ 6 uicht für an- 
wendbar erachtet, weil die Verordnung sich nur auf Kinder be- 
ziehe, deren Eltern verschiedener Konfession seien, vorliegend 
aber sowohl die uneheliche Mutter als auch der uneheliche Vater 
der katholischen Religion angehörten. Diese Ausführungen werden 
von der weiteren Beschwerde mit der Begründung bekämpft, dass 
die Verordnung nicht auf Ehen von Personen verschiedener Kon- 
fession beschränkt sei. 

Die Rüge trifft nicht zu, weil in den Ausführungen des 
Landgerichts ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen ist. Die Ver- 
ordnung erstreckt sich nicht auf Kinder aus ungemischten Ehen, 
für welche in Hannover die Grundsätze des gemeinen deutschen 
Rechts gelten, setzt vielmehr voraus, dass die Eltern verschiedener 
Konfession sind, und kann daher auf Kinder, deren Eltern dem- 
selben Glaubensbekenntnisse angehören, nicht angewendet 
werden. 

Dies ergibt sich aus der Fassung der Überschrift »Über die 
religiöse Erziehung der Kinder, deren Eltern verschiedener Kon- 
fession sind, sowie auch der Findlinge«, und aus der Einleitung 
der Verordnung, wo betont ist, dass durch die Verordnung den 
vielen Streitigkeiten und Spaltungen, welche häufig über die 
religiöse Erziehung der Kinder aus Ehen zwischen Personen von 
einem verschiedenen Glaubensbekenntnisse entstehen, vorgebeugt 
werden sollte. Allerdings passt die hier bezeichnete Voraus- 
setzung auf die Fälle des $ 8 nicht, wo von Findlingen und 
sonstigen von den Eltern verlassenen Kindern gesprochen wird 

Allein demgegenüber ist darauf hinzuweisen, dass in der 
Überschrift die religiöse Erziehung der Findlinge als ein be- 
sonderer Gegenstand erwähnt ist. (Vergl. Schmidt, Die Konfession 
der Kinder, S. 181; Güttler, Die religiöse Kindererziehung, S. 95, 
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98. K.-G.-J. 39 A. 23.) Dementsprechend gilt der S 6 auch 
immer nur unter der Voraussetzung, dass die Eltern verschiedenen 
Glaubensbekenntnissen angehóren. (Schmidt, a. a. O. S. 182.) 

Auf dieser Grundlage ist es rechtlich nicht zu beanstanden, 
dass das Landgericht das in Hannover gemäß Art. 134 E.-G. 
B.-G.-B. subsidiär in Geltung gebliebene gemeine deutsche Recht 
angewendet und bemerkt hat, dass dieses zwar der unehelichen 
Mutter, nicht aber auch dem unehelichen Vater oder dem Pflege- 
vater des Kindes das Recht gebe, die religiöse Erziehung des 
Kindes zu bestimmen. Das gemeine Recht erkennt bei gemischten 
und ungemischten Ehen ein freies Bestimmungsrecht des Vaters 
an. (K.-G.-J. 39 A. 21. 24.) Wenn in dem S 6 Abs. 2 der Ver- 
ordnung gesagt ist, „Andere uneheliche Kinder folgen der Reli- 
gion der Mutter«, so können diese Worte dahin verstanden 
werden, dass die Mutter ihr uneheliches Kind in ihrer Religion 
erziehen müsse. Doch spricht der Zusammenhang für die Aus- 
legung, dass ein uneheliches Kind gegen den Willen der Mutter 
nicht in einer ihr fremden Konfession erzogen werden soll. 

Eine eigene Vorschrift, ob die Mutter berechtigt ist, die 
Religion ihres unehelichen Kindes zu bestimmen, enthält also 
die Verordnung nicht. Darüber entscheiden vielmehr die Grund- 
sätze des gemeinen deutschen Rechtes, nach denen die der un- 
ehelichen Mutter zustehenden Rechte zur Erziehung ihres Kindes 
auch die Befugnis zur Bestimmung der Koniession enthalten, so- 
dass der $ 6 Abs. 2 dahin zu verstehen ist, dass in Ermangelung 
einer Anordnung der Mutter das Kind in ihrer Religion zu er- 
ziehen ist. (Vgl. Schmidt a. a. O. S. 61, 182; Güttler a. a. O. 
S. 97; K.-G.-J. 44, 44. 45.) Somit ist vorliegend das pe in 
der katholischen Religion zu erziehen. 

Das Verlangen des Pflegevaters, das Kind evangelisch zu 
erziehen, wie er es bestimmt hat, wird auf § 8 der Verordnung 
gestützt, der bestimmt, dass über die religióse Erziehung der 
Findlinge oder sonstiger von ihren Eltern verlassener Kinder 
derjenige zu bestimmen hal, dem die Verpflegung und Erziehung 
entweder nach den Gesetzen obliegt, oder welcher solche gleich 
anfangs freiwillig übernimmt. Das Landgericht hat vorliegend den 
Fall des $ 8 nicht für gegeben erachtet, weil die Mutter das Kind 
nicht verlassen, sondern sich in regelmäßigen Zwischenräumen 
nach ihm erkundigt habe. 

Die Annahme des Landgerichts, dass es sich im gegebenen 
Falle nicht um ein verlassenes Kind handele, unterliegt keinem 

8* 
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rechtlichen Bedenken. Dadurch, dass die Mutter das Kind als- 
bald nach dessen Geburt dem Erzeuger überbracht und dieser 
es ohne ihren Widerspruch bei dem Pflegevater in Pflege ge- 
geben hat, hat sie das Kind nicht im Sinne des $ 8 verlassen. 
Zum Begriff des Verlassens genügt die räumliche Trennung zwi- 
schen der Mutter und dem Kinde nicht. Vielmehr wird, áhnlich 
wie im Falle des S 221 R.-St.-G. weiter erfordert, dass das Kind 
in hilfloser Lage verlassen ist. Eine hilflose Lage aber ist nur 
anzuerkennen, wenn dem Kinde die zu seiner weiteren Existenz 
erforderliche Hilfe tatsächlich entzogen ist, und zu verneinen, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, vorauszusehen war, dass dem 
Kinde die benótigte Hilfe auch zuteil werden würde. 


4. Neueste kirchenrechtliche Erkenntnisse des k. k. Ver- 
waltungsgerichtshofes in Wien. 


Mitgeteilt von Dr. iur. Julius von Bombiero in Mödling bei Wien. 


1. Erkenntnis Nr. 6851 ex 1915 vom 30. Oktober 1915: 
In der Aufbesserung der Dotation eines kirchlichen Funktionärs 
unter gleichzeitigem Auftrage, hiefür bestimmte Messen zu lesen, 
liegen die Kriterien einer selbständigen, rein kirchlichen Stiftung, 
hinsichtlich welcher die Stiftungstutel der Kirche gemäß $ 47 
Ges. v. 7. V. 1874 RGBI. Nr. 50 zusteht, während die staatlichen 
Kultusbehórden eine Ingerenz auf die Persolvierung der in Rede 
stehenden Messen nicht besitzen. Der Selbständigkeit der Stif- 
tung wird weder dadurch Abbruch getan, dass der Stifter auch 
gleichzeitig Patron des betreffenden Benefiziums war, noch auch 
dadurch, dass die Errichtung der Stiftung in einem Akte mit der 
Errichtung des Patronates erfolgt ist. Die Ansprüche des Stifters ` 
sowie seiner Rechtsnachfolger im Patronatsrechte auf Erfüllung 
der mit der Messestiftung verbundenen Verbindlichkeiten beruhen 
daher nicht auf dem Titel des Patronates und regeln sich ledig- 
lich nach den Bestimmungen (über die Messestiftung selbst. 

2. Erkenntnis Nr. 6972 ex 1915 vom 6. November 1915: 
Bei der von der Kultusbehórde zur vollen Austragung einer mit 
der Aufbringung der Bauerfordernisse verbundenen Frage gemäß 
§ 57 Ges. vom 7. V. 1874 RGBI. Nr. 50 angeordneten münd- 
lichen Verhandlung ist es Aufgabe der zu derselben geladenen 
Parteien, alle zur Wahrung ihrer Interessen ausschlaggebenden 
Umstände noch im Zuge dieser Verhandlung bei sonstiger Prä- 
klusion im Rekursverfahren vorzubringen. 
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3. Ekrenntnis Nr. 7817 ex 1915 vom 11. Dezember 1915: 
I. Die im Laufe der Konkurrenzverhandlungen von einer der 
Parteien ausgesprochene Bereitwilligkeit, zu den Kosten in einem 
gewissen Verhältnisse beizutragen, verliert jede verpflichtende 
Kraft, wenn sie nicht zu einer Einigung unter den Konkurrenz- 
parteien geführt und dadurch die behördliche Entscheidung über- 
flüssig gemacht hat. II. Nicht bloß der Umfang der Leistung 
des Patrones (wenn er übungsgemäß geleistet hat), sondern auch 
die Frage, ob er überhaupt zu leisten hat, bestimmt sich nach 
der aus den früheren Konkurrenzfällen abzuleitenden Gepflogen- 
heit. (Vgl. Hfkzd. v. 18. VII. 1846, Prov. Ges. Sig. f. d. Kgr. Böhmen, 
Bd. 28, Z. 243!) III. Fehlt die gesetzliche Grundlage für die 
Heranziehung des Patrones zu den Kosten der notwendig ge- 
wordenen Kircheneinrichtung, so ist nach S 36 Ges. v. 7. V. 1874 
RGBI. Nr. 50 in Ermangelung eines verfügbaren eigenen Ver- 
mógens der Pfarrgemeinde oder anderer zu Gebote stehender 
kirchlicher Mittel eine Umlage auf die Mitglieder der Pfarrgemeinde 
auszuschreiben. Hierbei ist die Kultusbehörde nicht verpflichtet, 
die von den Konkurrenzparteien einhellig behauptete Unzuläng- 
lichkeit des Kirchenvermögens von Amts wegen zu untersuchen. 

4. Erkenntnis Nr. 723 ex 1916 vom 29. Jänner 1916: Das 
durch $ 8 lit.a des in Galizien geltenden Gesetzes vom 16. April 
1896 LGBI. Nr. 25 für den Fall vorgeschriebene Übereinkommen, 
dass das Erfordernis für Kirchen- und Pfründenzwecke auf eine 
andere Art als nach dem Verhältnisse der von den Pfarrlingen 
des betreffenden Ritus entrichteten direkten Steuern auf die ein- 
gepfarrten Gemeinden aufgeteilt werden soll, kann nur durch die 
einhellige Zustimmung und nicht durch einen Majoritätsbeschluss 
der konkurrierenden Parteien zustande kommen. Ein Abweichen 
von diesen Grundsätzen durch Anwendung der Bestimmungen 
des allgemeinen bürgerl. Gesetzbuches über die Verjährung und 
. Ersitzung der Rechte und der diesen Rechten entsprechenden 
Schuldigkeiten ist unstatthaft, da diese Bestimmungen auf die 
Konkurrenzverpilichtungen bei Kirchen- nnd EES 
keiten keine Anwendung finden. 

5. Erkenntnis Nr. 724 ex 1916 vom 29. Jänner 1916: 
Dieses Erkenntnis wiederholt die bereits ófter ausgesprochene 
Rechtsanschauung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, dass in 
Angelegenheiten der Konkurrenz zu Kirchen- und Pfründenbauten 
Forensen nicht als selbständige Konkurrenzparteien neben der 
Pfarrgemeinde, sondern nur als Steuerzahler innerhalb der Plarr- 
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gemeinde in Betracht kommen und demgemäß auch bei der 
Konkurrenzverhandlung nur von jenen Organen vertreten werden, 
welche die Pfarrlinge im eigentlichen Sinne des Wortes zu ver- 
treten haben. Dieser Grundsatz gilt im vorliegenden Falle auch 
hinsichtlich des Staatsbahnärars, da es nicht aus dem Titel des 
Patronates, sondern nur als Steuerzahler zur Konkurrenzpflicht 
herangezogen wurde. Eine daraufbezügliche Sonderstellung des 
Staatsärares findet nicht statt. 

6. Erkenntnisse Nr. 1020, 3259, 3801 und 6027 ex 1916 
vom 10. Februar, 29. April, 13. Mai und 7. Juli 1916: In diesen 
Erkenntnissen wird der vom k. k. Verwaltungsgerichtshofe bereits 
wiederholt vertretene Grundsatz neuerlich ausgesprochen, dass 
auch der konfessionslose Vater konfessionsloser, schulpflichtiger 
Kinder bei Vermeidung von Zwangsmaßregeln verpflichtet ist, 
behufs deren sittlich religiösen Erziehung in der Schule ein 
staatlich anerkanntes Religionsbekenntnis zu bestimmen, in 
welchem die Kinder den Religionsunterricht geniessen sollen. 

7. Erkenntnis Nr. 1077 ex 1916 vom 21. Februar 1916: 
Bei der gemäß dem Forensengesetze vom 31. Dezember 1894 
RGBI. Nr. 7 ex 1895 erfolgenden Repartition der Beitragsleistung 
für die Bedürfnisse katholischer Pfarrgemeinden, im vorliegenden 
Falle bei der Repartition des zur Deckung der Erhóhung der 
Entlohnung des Chorregenten erforderlichen Betrages auf die 
einzelnen eingepfarrten Gemeinden ist auch der Steuerbetrag an- 
zurechnen, den der in einer dieser Gemeinden eine Herrschaft 
besitzende Patron als Herrschaftsbesitzer leistet. Es ist hierbei 
keine Rücksicht darauf zu nehmen, dass der Patron etwa nach- 
träglich anlässlich der Repartition der Beitragsleistung innerhalb 
der eingepfarrten Gemeinden auf die einzelnen beitragspflichtigen 
Personen die Befreiung von der Beitragspflicht im Sinne des $ 6 
des Forensengesetzes geltend machen wird, da er auf Grund ver- 
schiedener Rechtstitel bereits als Patron einen seine Umlagen 
weit übersteigenden Kultusbeitrag für das Pfarrbenefizium ent- 
richtet. 

8. Erkenntnis Nr. 3496 ex 1916 vom 6. Mai 1916: Punkt 1. 
des in Dalmatien für die zwangsweise Eintreibung rückständiger 
Kongruabeiträge auch jetzt noch geltenden Gubernialzirkulares 
vom 27. Jänner 1848, Z. 2759/619 ex 1848, Nr. 12 Provinzial- 
gesetz-Sammlung, ist dahin zu verstehen, dass bei der exekutiven 
Eintreibung der Geldäquivalente für rückständige, von einzelnen 
Pfarrinsassen dem Pfarrer geschuldete Naturalien, im vorliegen- 
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den Falle für Wein, der für das betreffende Fälligkeitsjahr fest- 
gestellte, nicht aber der bei der letzten Fassionsliquidierung an- 
gewendete Marktpreis zu Grunde zu legen ist. Allerdings ist 
hierbei nach den Grundsäzen vorzugehen, welche für die Fest- 
setzung des durchschnittlichen Marktpreises der betreffenden 
Giebigkeiten zu Zwecken der Liquidierung der Pfründenfassionen 
gelten, also gegenwärtig nach den Bestimmungen der Ministerial- 
verordnung vom 16. November 1898 RGBI. Nr. 205. 

9. Erkenntnis Nr. 5196 ex 1916 vom 17. Juni 1916: Die 
zur Konkurrenzverhandlung vorschriftsmäßig eingeladene Kirchen- 
vermögensverwaltung erscheint durch die Erklärungen des zur 
Konkurrenzverhandlung allein, ohne die Kirchenkämmerer er- 
schienenen Pfarrers gebunden und kann Einwendungen wegen an- 
geblich nicht vorschriftsmäßiger VEHEIUNE bei der Verhandlung 
nachträglich nicht mehr erheben. 
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IV. Kleine Beitráge und Nachrichten. 


——— 


1. Der gegenwärtige Rechtszustand der katholischen Kirche 
in Russland. : 


Von den Verhältnissen der katholischen Kirche im russischen 
Zarenreiche ist schon oft in dieser Zeitschrift die Rede gewesen. 
. Meistens war die Veranlassung hierzu nicht erfreulich. Entweder 
bildeten den Gegenstand der Erórterung Beschwerden der russi- 
schen Katholiken bezw. der ihnen vorgesetzten kirchlichen Be- 
hörden mit Einschluss des Hl. Stuhles!) oder Vereinbarungen des 
letzteren mit der russischen Regierung zum Zwecke der Abstel- 
lung dieser Beschwerden ?), so dass der unmittelbare oder mittel- 
bare Grund der literarischen Darstellung immer in der notorischen 
und fortgesetzten Unterdrückung der Katholiken seitens der ortho- 
doxen Staatsregierung gegeben war. 

Dieses Mal ist die Ursache eine andere und durch den 
grossen europäischen Krieg hervorgerufen. Nachdem vor kurzem 
(5. Nov. 1916) die verbündeten Monarchen des Deutschen Reiches 
und Oesterreich-Ungarns die Wiederherstellung eines selbstän- 
digen Kónigreichs Polen feierlich zugesagt und Litauen und die 
russischen Ostseeprovinzen seit einem Jahre sich unter deutscher 
Verwaltung befinden, dürfte es die Leser des Archivs für katholi- 
sches Kirchenrecht interessieren, etwas Näheres über den Stand 
der gegenwärtigen Verfassungs- und Verwaltungsorganisation der 
katholischen Kirche in Russland zu erfahren. 


I. 


Das bekannte päpstliche Jahrbuch, Annuario Pontificio, legt 
seiner Übersicht über die katholische Hierarchie des lateinischen 
Ritus in Russland die seit Anfang an übliche Einteilung in Polen 
und Russland zugrunde. Beide Gebiete haben je eine Kirchen- 
provinz mit 1 Metropole und 6 Suffraganbistümern. ?) 


1) Man vgl. besonders die p Denkschrift Esposizione documen- 
tata sulle costanti cure del Sommo Pontefice Pio IX a riparo dei mali, che 
soffre la Chiesa Cattolica nei dominii di Russia e Polonia, Roma 1860, die in 
Band XVII u. XVIII des Archivs vollstándig abgedruckt ist. 

3 Vgl. die Registerbande dieses Archivs. 

3 SE Stephan Jakob Neher, Kirchliche Geographie und Statistik, 
2. Bd. (1865) S. 411 ff. Carolus Streit, Altas Hierarchicus, 1913. A. Palmieri, 
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In den nationalpolnischen Bezirken, die an erster Stelle ge- 
nannt werden, ist die Hauptstadt Warschau seit 1818 Sitz des 
Metropoliten. Ihm unterstehen die Suffraganbistümer Kjelzy 
(restituiert 1882), Lublin und Podlachien (errichtet 1805 bezw. 
1818), Plozk (errichtet im 12. Jahrh.), Sandomir (errichtet 1818), 
Sejny und Augustow (errichtet 1818) und Wladislaw (Wlozlawsk) 
oder Kalisch oder Kujavien (errichtet 966). Die heutige Kirchen- 
provinz Warschau wurde auf Grund vorhergegangener Unter- 
handlungen mit der russischen Staatsregierung am 30. Juni 1818 
durch die Zirkumskriptionsbulle Pius’ VII. »Ex imposita nobis« !) 
errichtet. Sie zählte ursprünglich noch als siebentes Suffragan- 
bistum die Diözese Krakau. Nachdem diese unter österreichische 
Herrschaft gelangt und infolge dessen aus dem Verbande der 
Warschauer Kirchenprovinz gelöst worden war, wurde für die 
russischen Gebiete des Bistums Krakau die selbständige Diözese 
Kjelzy gegründet. Da somit Krakau in gewisser Hinsicht durch 
. Kjelzy substituiert wurde, müsste von Rechtswegen die Zahl der 
Suffraganbistümer auch jetzt noch sieben betragen. Jedoch wurde 
am Ende des vorigen Jahrhunderts das früher selbständige Bis- 
tum Podlachien mit der Residenz Janow nach langer Verwaisung 
mit Lublin vereinigt. 

Sämtliche Gebiete des übrigen Russland sind in der Kirchen- 
provinz Mohilew zusammengefasst. Das Erzbistum Mohilew (er- 
richtet 1797) hat bei weitem den grössten Umfang; es umschliesst 
alle Gebiete des eigentlichen Russland, die nicht zu einem der 
folgenden 6 Suffraganbistümer gehören, z. B. ganz Sibirien, und 
ausserdem das Grossfürstentum Finnland. Die Suffraganbistümer 
sind: 1) Luck und Zytomir (errichtet im 13. Jahrh.) mit der Re- 
sidenz in Zytomir für die Gouvernements Kijew und Wolhynien, 
2) Minsk (errichtet 1798) für das gleichnamige Gouvernement, 
3) Kaminiec (errichtet 1414) für das Gouvernement Podolien, 
4) Samogitien oder Tels (errichtet 1413) mit der Residenz in 


Artikel »Russland«, in: Kirchliches Handlexikon, herausgeg. von M. Budh- 
berger, 2. Bd. (1912). — Unser Referat beschränkt sich auf die katholische 
Kirche des lateinischen Ritus. Die katholische Kirche des griechischen Ritus 
weist infolge der misslichen Ereignisse des 19. Jahrhunderts nur noch verein- 
zelte Üeberreste auf. Es existieren jetzt noch die beiden griechisch-rutheni- 
schen Bistümer Chelm und Belz (im polnischen Gouvernement Lublin) und 
Minsk (im russischen Gouvernement Minsk) sowie das armenische Bistum 
Artwin (errichtet 1850 und seit dem Frieden von San Stefano 1578 unter 
russischer Landeshoheit) Vgl. /sidor Silbernagl, Verfassung und gegenwartiger 
Bestand sämtlicher Kirchen des Orients. 2. Aufl. von Jos. Schnitzer, 1904. 


D Bullarii Romani Continuatio (ed. Praten.) VII, 1776 ff. 
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Kowno für Kurland und das Gouvernement Kowno, 5) Tiraspol 
(errichtet 1848) mit der Residenz in Saratow für die Provinz 
Bessarabien und die Gouvernements Cherson, Jekaterinoslaw, 
Taurien (Krim), Saratow und Astrakhan sowie den Kaukasus, 
6) Wilna (errichtet 1251) für die Gouvernements Wilna und 
Grodno. Die gegenwärtige Zirkumskription der genannten Bjs- 
tümer beruht auf der Bulle Pius’ IX. »Universalis Ecclesiae« !) 
vom 3. Juli 1848. Jedoch ist die hierarchische Verfassung seit- 
dem insofern verschlechtert worden, als Rom im Jahre 1882 das 
Zugeständnis machen musste, dass die seit langem verwaisten 
Diözesen Minsk und Kaminiec fortdauernd von dem Erzbischofe 
von Mohilew bezw. dem Bischof von Luck und Zytomir admi- 
nistriert würden. Die Kirchenprovinz Mohilew zählt demnach 
gegenwärtig nur 5 regierende Bischöfe mit Einschluss des Erz- 
bischofs. | 

Besonders bemerkenswert ist, dass der Erzbischof vom 
Mohilew nicht in seiner Metropole, sondern in St. Petersburg re- 
sidiert, wo er Präsident des dortigen Römisch -katholischen 
Kirchenkollegiums und der Geistlichen Akademie ist. Der Erz- 
bischof von Warschau erhielt durch das päpstliche Breve »Ro- 
mani Pontifices. !) vom 30. Dezember 1819 den Titel »Primas 
Poloniae«?) und das Privileg der Kardinalskleidung mit Ausnahme 
des roten Hutes. Der Kardinalspurpur wurde spáter auch dem 
Erzbischof von Mohilew verliehen. | | 

Nach den Bestimmungen der vorhin erwähnten Zirkum- 
skriptionsbullen von 1818 und 1848 sollte in jeder polnischen 
und russischen Diözese mindestens ein sog. Suffragan- oder 
Weihbischof vorhanden sein. Für eine erhebliche Anzahl von 
Diözesen sind sogar mehrere solcher Stellen vorgesehen. Der 
Erzbischof von Mohilew hat Anspruch auf 3 Weihbischöfe, von 
denen der 1. für Mohilew, der 2. für Polock und der 3. für Liv- 
land bestimmt sind, ebenso der Bischof von Luck für die Bezirke 
Luck, Zytomir und Kijew, ferner der Bischof von Samogitien für 
Samogitien, Kurland und Miednicki oder Wornei, und gleichfalls 
der Bischof von Wilna für Wilna, Trocki und Brest. Ein Recht 
auf 2 Weihbischöfe hat der Erzbischof von Warschau für die 


1) Bull. Rom. Contin. VII, 1994 f. 

2) Bereits im Jahre 1416 wurde der Erzbischof von Gnesen als Primas: 
Poloniae vom Apostolischen Stuhle anerkannt. Als dritter Primas existiert in 
den ehemals polnischen Landesteilen der griechisch-ruthenische Erzbischof von 
Lemberg, dem der Papst 1849 den Titel eines Primas von Galizien verlieh. 
Vgl. Paul Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts I (1869), 622. 
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Bezirke Warschau und Lowicz und der Bischof von Tiraspol für 
Tiraspol und Saratow. Die gesetzliche Zahl der Weihbischöfe 
beträgt demnach im ganzen 24, während tatsächlich nur 3 Stellen 
(in Mohilew, Luck und Lowicz) besetzt sind. Es ist dies ein 
sehr krasses, aber typisches Beispiel dafür, wie sehr die Ausführung 
der von Russland mit dem Hl. Stuhle geschlossenen Verein- 
barungen hinter dem Wortlaute zurückbleibt. !) 

Von den Diözesaninstituten sind an erster Stelle die Dom- 
kapitel zu nennen. Ihre Zahl beläuft sich auf 15, da in der 
Diözese Luck und Zytomir zwei existieren. In den polnischen 
Diözesen sind nach Palmieri in jedem Kapitel 12 Kanoniker, in 
den russischen 6 Prälaten und 3 Kanoniker; nur die Diözese 
Tiraspol zählt bloß 2 Prälaten und 4 Kanoniker. Nach den Zir- 
kumskriptionsbullen ist die Zahl der Dignitäten und Kanoniker 
für jede Diözese besonders und meist verschieden festgesetzt. 

Jede Diözese hat ferner ihre eigene Verwaltungs- und Ge- 
richtsbehörde (Kurie und Konsistorium) und ein eigenes Klerikal- 
seminar. Ausserdem befindet sich in St. Petersburg das Römisch- 
katholische Kirchenkollegium, errichtet im Jahre 1801, das die 
oberste Verwaltungsbehörde für die russischen und polnischen 
Diözesen darstellt. Ihr Präsident ist der Erzbischof von Mohilew; 
ferner gehören dem Vorstande ein Bischof und ein Prälat aus 
Mohilew an. Die Zahl der Assessoren betrágt jetzt nur noch 
vier, von denen die eine Hälfte aus delegierten Domherren der 
Kirchenprovinz Mohilew, die andere Hälfte aus solchen der 
Kirchenprovinz Warschau ernannt wird. Das Kollegium hat einen 
Laien als Prokurator, der die Staatsgewalt vertritt. Ferner existiert 
in St. Petersburg die Geistliche Akademie, die im Jahre 1842 von 
Wilna nach dort transferiert wurde. Sie ist eine Art General- 
seminar für die Kirchenprovinz und hat den Zweck, die jungen 
Geistlichen in den höheren theologischen Wissenschaiten auszu- 
bilden. Ihre oberste Leitung liegt ebenfalls in den Händen des 
in St. Petersburg residierenden Erzbischofs von Mohilew. 

1) Man vgl. die Beschwerden, die Pius X. bei seinem letzten Empfange 
des diplomatischen Korps dem russischen. Gesandten Nelidoff aussprach: »Ich 
kann nicht die Glückwünsche des Vertreters einer Macht annehmen, die trotz 
aller Geduld und Toleranz seitens des Hl. Stuhles ihr gegenüber sich nie ent- 
schliesst, ihr Versprechen einzulösen. Kein einziges der Uns und den katho- 
lischen Russen gemachten Versprechungen hat sie gehalten«. Auf die Ein- 
wendung des Gesandten bestätigte der Papst seine Anklage in noch drastischerer 
Weise, indem er sagte: »Ich wiederhole, dass keine der Versprechungen ge- 
halten wurde. Und Sie wagen, das Wort des Papstes als unwahr zu erkláren? 


Herr Gesandter, ich bitte Sie, sich zurückzuziehen«. Ansgar Pöllmann, Bene- 
dikt XV. aus der Familie der della Chiesa (1915), 10 f. 


124 — Hilling 


Über die Seelenzahl, die Einteilung in Dekanate und 
Pfarreien, die Zahl der Kirchen und Weltpriester in den einzelnen 
Erzbistümern Polens und Russlands unterrichtet die nachfolgende, 
dem Atlas Hierarchicus von Streit entnommene tabellarische 
Übersicht. 


A. Polen. 


Name des Erzbistums | Zahl der | Zahl der | Zahl der | Zahl der | Zahl der 


bezw. Bistums Katholiken |Dekanate | Pfarreien Mn bei 


1. Warschau | 
(Erzbistum) | 1802,925 | 14 | 292 | 348 | 557 
2. Kjelzy | 101,022 | 25 | 245 | 420 | 345 
3. Lublin und 
Podlachien | 1599,208 | 19 256 | 383 | 440 
4. Plozk | 899,265 | 12 | 239 | 339 | 337 
5. Sandomir | 959,350 | 7 | 212 | 272 | 303 
6. Sejny und Augustow 683,426 | 11 | 147 | 238 | 325 
7. Wladislaw (Wlozlawsk) 
oder Kalisch oder 1420,626 13 351 | 531 036 
 Kujavien 
B. Russland. 
1. Mohilew (Erzbistum) | 755,776 | ? | 161 | ? | 325 
2. Luck und Zytomir 489,924 | ? | 158 | ? | 188 
3. Minsk | 269,738 | ? | 47 | ? | 80 
4. Kaminiec — | 311,318 | ? | 98 | ? | 116 
‘5. Samogitien oder Tels | 1306,658 | ? | 218 | 361 | 604 
6. Tiraspol | 400,000 | 10 | 153 | 246 | 180 
7. Wilna | 1415,051 | 23 | 249 | 609 | 485 
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II. 


Was die Verwaltung der katholischen Kirche in Russland 
anbetrifft, so soll in dieser kurzen Übersicht nur die kirchen- 
politische Seite berührt werden. Grundlegend für das Verhältnis 
von Kirche und Staat ist das am 22. Juli/3. August 1847 ') 
zwischen Papst Pius IX. und Kaiser Nikolaus I. abgeschlossene 
Konkordat, das durch die späteren Konventionen von 1882, ?) 
18975) und 1907!) in einigen Punkten ergänzt und genauer be- 
stimmt wurde. 

Nach Art. 12 des Konkordats von 1847 werden die Bischöfe 
nach voraufgehender jedesmaliger Beratschlagung zwischen dem 
Kaiser und dem Hl. Stuhle ernannt und empfangen vom Papste 
die kanonische Institution. 

Die Bischöfe haben das Recht, alle Mitglieder des Kon- 
sistoriums, die sämtlich Geistliche sein müssen, zu ernennen und 
auch zu entlassen. Jedoch soll die bischöfliche Wahl nur auf 
»personae Gubernio haud ingratae« fallen. Der Sekretär des 
Konsistoriums wird direkt und unmittelbar vom Bischofe ernannt 
und kann nach Belieben von ihm aus den Geistlichen ausgewählt 
werden. Art. 17 und 18 des Konkordats von 1847. Um anzu- 
deuten, dass die Mitglieder des Konsistoriums »iudices delegati« 
des Diózesanbischofs sind, zessiert ihre Jurisdiktion mit dem 
Tode oder der Amtsniederlegung des Bischofs. Sein Nachfolger 
oder der Kapitularvikar haben das Recht, neue Mitglieder zu er- 
nennen. Art. 20 daselbst. 

Der Rektor, Inspektor und die Professoren der Klerikal- 
seminare mit Einschluss der Geistlichen Akademie in St. Peters- 
burg werden ebenfalls vom Bischofe ernannt. Vor der Ernennung 
soll jedoch der Regierung Anzeige gemacht werden, damit von 
dieser kein Einwand wegen des bürgerlichen Verhaltens gegen 
den Kandidaten erhoben werden könne. Art. 22 und 23 daselbst 
und Konventionen von 1882, 1897 und 1907. 


1) Abgedruckt in diesem Archiv VI, 170 ff. und bei V. Nussi, Con- 
ventiones de rebus ecclesiasticis inter Sanctam Sedem et civilem ARDEN 
Moguntiae 1870, S. 273 ff. — Das grosse fünfbändige Werk von P. Pierling, 
La Russie et le Saint-Siège, Paris 1896 ff. reicht nur bis zum Anfang des 19. Jahr- 
hunderts. 

2) In: Analecta Ecclesiastica IV, 75 ff. und Le Canoniste contemporain 
XIX, 382 fi. 

3) Ist vermutlich nicht publiziert; wenigstens konnte ich trotz eifrigen 
Suchens keinen Abdruck auffinden. 

4) In: Archiv LXXXVIII, 150 f.; Acta Sanctae Sedis XL, 519 f.; Le Ca- 
noniste contemporain XXX, 708 f. | 
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Wo kein Patronatsrecht existiert oder ein solches suspendiert 
ist, werden die Pfarrer im Einverständnisse mit der Regierung — 
keine personae ingratae — ernannt, nachdem sie vorher den 
tridentinischen Pfarrkonkurs bestanden haben. Art. 30 des Kon- 
kordats von 1847. 

Nach dem neuen Staatsgesetz vom Jahre 1906!) ist für die 
Ernennung der Rektoren, Inspektoren und Professoren der St. 
Petersburger rómisch-katholischen Geistlichen Akademie und der 
Seminare die Zustimmung des Ministers des Innern einzuholen ; 
in den Gouvernements des Zartums Polen erteilt der Warschauer 
Generalgouverneur zu der Wahl der Regenten, Inspektoren und 
Professoren der Seminare und der Regenten und Sekretäre der 
geistlichen Konsistorien seine Einwilligung. Für die Ernennung 
der römisch-katholischen Sprengelgeistlichen ist in den Gouverne- 
ments Wilna, Kowno, Grodno, Witebsk, Minsk, Mohilew, Kijew, 
Podolien, Wolhynien, Kurland und in den Gebieten der Tiraspoler 
Exarchie (= Bistum) die Zustimmung der Gouverneure vorge- 
schrieben; in den Gouvernements des Zartums Polen die des 
Generalgouverneurs zu Warschau und in den übrigen Gebieten 
die des Ministers des Innern. 

Nachdem zunächst in Russland und dann auch in Polen 
die Kirchengüter vom Staate säkularisiert worden, sind die Geist- 
lichen vom Bischofe bis zum Pfarrer auf staatliche Gehälter an- 
gewiesen. ?) 

Bezüglich der Diözesanverwaltung hat das Konkordat von 
1847 Art. 13 den wichtigen Grundsatz aufgestellt: Episcopus est 
solus iudex et administrator negotiorum ecclesiasticorum suae 
Dioecesis, salva tamen subiectione canonica Sanctae Apostolicae 
Sedi debita. Demgemäß wurde in den beiden folgenden Artikeln 
14 u. 15 vereinbart, dass die Konsistorien ihre Befugnisse nur 
auf das richterliche Amt (schwere Disziplinarfälle der Geistlichen, 
Zivilprozesse über Kirchengut, Ehesachen), die Rechnungsprüfung 
in der Vermögensverwaltung der Pfarrkirchen und das Bauwesen 
ausdehnen und ihre Beschlüsse lediglich konsultativer Natur seien. 
Die übrigen Verwaltungsangelegenheiten, alle Gewissensfälle und 
die leichteren Disziplinarsachen des Klerus werden allein vom 
Bischofe entschieden. 

1) Abgedruckt in diesem Archiv LXXXVI, 377. — Sämtliche staatskirch- 
lichen Gesetze Russlands, die die nicht orthodoxen Kirchen betreffen, sind im 
XI. Bande der grossen Gesetzessammlung Swod Zakonow enthalten. 


2) Man vgl. die älteren Angaben bei Neher, Kirchliche Geographie und 
Statistik Il, 436 ff. 
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Während früher die Leitung der Seminarien fast ganz in 
den Händen eines vom Staate beeinflussten Rates lag, hat das 
Konkordat dem Bischofe die freie Leitung und Aufsicht über die 
innere Disziplin und die theologischen Studien zurückgegeben. 
Der Bischof hat insbesondere das Recht, das Studienprogramm 
für die Seminarien frei zu bestimmen. Art. 28. Nur bezüglich 
des Studiums der russischen Sprache, Literatur und Geschichte 
muss er sich nach den neueren Konventionen vorher mit der 
Regierung ins Einvernehmen setzen. Diese hat nach der Kon- 
vention von 1907 auch das Recht, zur Teilnahme an den Ver- 
setzungsprüfungen in den genannten Fächern einen Vertreter zu 
senden. 

Die Wirksamkeit des Kirchenkollegiums in St. Petersburg 
ist heutzutage keine grosse, weshalb auch, wie bereits bemerkt 
wurde, sein Personalbestand stark herabgesetzt wurde. Es ver- 
mittelt die Geschäfte der einzelnen Diözesen mit dem Ministerium 
und verwaltet die kirchlichen Fonds. Die ihm ursprünglich zu- 
gedachte Aufgabe, als oberste Gerichtsinstanz für sämtliche katho- 
lische Bistümer des russischen Reiches zu fungieren, konnte nicht 
ausgeführt werden, da Rom energisch dagegen protestierte. 

In den einzelnen Pfarreien!) wird das Kirchenvermögen von 
den sog. Kuratorien — russisch dozory — verwaltet, deren Be- 
schlüsse von der Regierung bestätigt werden. In ausserordent- 
lichen Fällen, wenn Beiträge für kirchliche Zwecke von den Ge- 
meindemitgliedern erhoben werden sollen, werden letztere zu 
einer allgemeinen Gemeindeversammlung zusammenberufen, die 
über den Antrag abstimmt. Die endgültige Bestätigung des Be- 
schlusses liegt auch hier bei der Regierung. Die gesamte Ver- 
waltungsorganisation trifft aber nur für die nationalpolnischen 
Gebiete zu; im eigentlichen Russland ist die Vermögensverwal- 
tung der katholischen Kirche mehr nach dem Vorbilde der ortho- 
doxen Kirche eingerichtet und für die Freiheit der Kirche un- 
günstiger. Ferner ist noch zu erwähnen, dass in Russland auch 
die katholischen Pfarrer zu staatlichen Standesbeamten ernannt 
werden und die Zivilstandslisten führen. 

Wenngleich nach dem Gesagten die kirchliche Selbständig- 
keit im grossen und ganzen wenigstens nominell gewahrt ist und 
sich der Staat nur ein weitgehendes Bestätigungs- und Aufsichts- 


1) Zu diesem Abschnitte vgl. Nicolaus Biernacki, lus »orthodoxum« Rus- 
sorum respectu iuris ecclesiae Romano-Catholicae consideratum, Posnaniae 1914. 
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recht vorbehalten hat, so ist in einem Punkte das starre Staats- 
kirchentum bestehen geblieben. Auch heute noch gilt in Russ- 
land das Verbot, unmittelbar mit dem Hi. Stuhle zu verkehren. 
Alle Eingaben der Bischöfe an den Papst und die Kurialbehörden 
müssen an das Ministerium des Innern befördert werden. Die 
mehrfachen Proteste der Päpste gegen dieses System der Bevor- 
mundung und des Misstrauens sind bislang stets erfolglos 
gewesen. 


In rein religiöser Hinsicht waren die früher bestehenden staat- 
lichen Verbote des Übertritts von der orthodoxen Kirche zur 
katholischen und das Gebot der orthodoxen Erziehung der Kinder 
aus gemischten Ehen für die Katholiken sehr nachteilig. Diese 
odiösen Bestimmungen sind durch den bekannten Toleranzukas 
vom 17./30. April 1905 und das sog. Oktobermanifest vom 17.;30. 
Oktober 1905 aufgehoben. 


Wenn es den Polen mit Hilfe der bis jetzt siegreichen ver- 
bündeten Mittelmächte, Deutschland und Österreich-Ungarn, ge- 
lingt, die staatliche Selbständigkeit wieder zu erlangen, so braucht 
man um das künftige Schicksal der katholischen Kirche in jenem 
Lande nicht bange zu sein. Der tief katholische Sinn seiner 
Bewohner und ihre oft erprobte Treue gegen den Hl. Stuhl wird 
die kirchenpolitische Lage sehr bald verbessern und die lästigen 
Fesseln des russischen Staatskirchentums sprengen. Eine ernste 
Sorge könnte allerdings die materielle Lage der polnischen Kirche 
einflössen. Denn da diese für die Besoldung ihrer Geistlichen zum 
grössten Teile auf die staatlichen Gehälter der russischen Regie- 
rung angewiesen war, sind diese Quellen mit der Loslösung des 
Königreichs Polen vom Russischen Reiche einstweilen versiegt 
oder doch stark vermindert. Es wird daher Sache der künftigen 
Friedensverhandlungen sein, dafür Sorge zu tragen, dass der 
katholischen Kirche in Polen seitens des russischen Staates die ihr 
für die Säkularisation der Kirchengüter gebührende Entschädigung 
in befriedigender Weise geleistet wird. 


Bonn. N. Hilling. 
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2. Kirchenrechtliche Chronik. 
Vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 1916. 


Während in dem abgelaufenen Halbjahre der grosse euro- 
päische Krieg weitertobte und grosse Verwüstungen an dem 
Leben und der Gesundheit der Menschen wie an Kulturgütern 
aller Art anrichtete, hat das Oberhaupt der katholischen Kirche 
nicht aufgehórt, unablässig für die Wiederherstellung des Friedens 
tätig zu sein. Aus Anlass der zweiten Wiederkehr des Jahres- 
tages der Kriegserklärung forderte der Hl. Vater durch Schreiben 
des Kardinalstaatssekretärs Gasparri vom 26. Juni 1916 !) die katho- 
lischen Kinder des ganzen Erdkreises auf, am Sonntag, den 
30. Juni, nach seiner Meinung gemeinschaftlich die heilige Kom- 
munion zu empfangen. 

Wegen dieser und der in den früheren Chroniken erwähnten 
Friedenskundgebungen des Hl. Stuhles konnte mit Recht erwartet 
werden, dass ihm die von den Mittelmächten am 12. Dezember 
1916 erlassene Note bezüglich des Friedensangebotes in beson- 
derer Weise mitgeteilt werde. Es ist dieses auch in der ehrend- 
sten Form geschehen, wie die nachfolgende Note, die der preus- 
sische Gesandte beim Hl. Stuhl von Mühlberg am 12. Dezember 
1916 an den Kardinalstaatssekretär Gasparri richtete, kundtut. 
Diese hat nach der Ausgabe der Norddeutschen Allgemeinen 
Zeitung vom 13. Dezember 1916, Nr. 345, Erste Morgenausgabe, 
folgenden Wortlaut: 


»Erhaltenem Auitrage gemäss beehre ich mich Euerer Eminenz anbei 
Abschrift einer Erklárung zu übersenden, welche die Kaiserliche Regierung 
heute an die Regierungen derjenigen Staaten, mit denen sich das Deutsche 
Reich im Kriegszustand befindet, durch Vermittlung der mit dem Schutz der 
deutschen Interessen in jenen Landen betrauten Mächte gelangen lässt. 

Die k. und k. Oesterreichisch-Ungarische, die Kaiserlich Ottomanische 
und die Königlich Bulgarische Regierung haben ihre Bereitwilligkeit zum Ein- 
tritt in Friedensverhandlungen in gleicher Weise zum Ausdruck gebracht. 

Die Gründe, die Deutschland und seine Verbündeten zu diesem Schritt 
bewogen haben, sind offenkundig. | 

Seit 21/2 Jahren verwüstet der Krieg den europäischen Kontinent. Un- 
endliche Kulturwerte sind vernichtet, weite Flächen mit Blut getränkt. Mil- 
lionen tapferer Krieger sind im Kampfe gefallen, Millionen kehrten in schwerem 
Siechtum in die Heimat zurück ; Schmerz und Trauer erfüllen fast jedes Haus. 
Nicht bei den Kriegführenden allein, auch bei den Neutralen lasten die ver- 
heerenden Folgen des gewaltigen Ringens schwer auf den Völkern. Handel 
und Wandel, mühsam in den Jahren des Friedens aufgebaut, liegen darnieder, 


1) Acta Apostolicae Sedis VIII, 217. 
Archiv für kath, Kirchenrecht. XCVII. 1. 9 
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die besten Kräfte der Völker sind der Schaffung nutzbringender Werte ent- 
zogen. Europa, sonst der Ausbreitung von Religion und Kultur, der Lósung 
sozialer Probleme gewidmet, eine Státte für Wissenschaft und Kunst und für 
jede friedliche Arbeit, gleicht einem einzigen Kriegslager, in dem die Errungen- 
schaíten und die Arbeit vieler Jahrzehnte der Vernichtung entgegengehen. 

Deutschland führt einen Verteidigungskrieg gegen die Vernichtungs- 
absicht seiner Feinde. Es kämpft für die reale Sicherung seiner Grenzen, für 
die Freiheit seines Volkes, für dessen Anspruch, ungehemmt und gleich- 
berechtigt, mit allen anderen Staaten seine geistigen und wirtschaftlichen 
Kräfte in friedlichem Wettbewerb frei zu entfalten. 

Immer offenkundiger haben unsere Feinde ihre Eroberungspläne ent- 
hüllt. Aber unerschüttert stehen die ruhmreichen Heere der Verbündeten 
schützend vor den Grenzen ihrer Heimatländer, erfüllt und getragen von dem 
Bewusstsein, dass es den Gegnern niemals gelingen wird, den ehernen Wall 
zu durchbrechen. Hinter sich wissen die Kampfreihen das gesamte Volk in 
hingebender Vaterlandsliebe, entschlossen, seine geistigen und wirtschaftlichen 
Güter, seine soziale Organisation, jeden Zoll des heimatlichen Bodens bis zum 
letzten zu verteidigen. 

Voll Kraftgefühl, aber auch voll Verständnis für Europas düstere Zu- 
kunft bei längerer Dauer des Krieges und voll Mitempfinden für das namen- 
lose Elend und den Jammer der menschlichen Gemeinschaft wiederholt daher 
das Deutsche Reich im Verein mit seinen Bundesgenossen in feierlicher Form 
die schon vor Jahresfrist durch den Mund des Reichskanzlers ausgesprochene 
Bereitwilligkeit, der Menschheit den Frieden wiederzugeben, indem sie an die 
Welt die Frage stellt, ob sich nicht eine Grundlage der Verständigung 
finden lässt. | | 

Seine Heiligkeit der Papst hat von dem ersten Tage seines Pontifikats 
an den zahllosen Opfern dieses Krieges seine teilnehmende Fürsorge in reich- 
stem Mafe angedeihen lassen. Schwere Wunden sind durch ihn gelindert, die 
Geschicke Tausender von der Katastrophe Betroffener erträglicher gestaltet 
worden. Im Geiste seines hohen Amtes hat Seine Heiligkeit auch jede Ge- 
legenheit wahrgenommen, um im Interesse der leidenden Menschheit auf eine 
Beendigung des blutigen Ringens hinzuwirken. Die Kaiserliche Regierung 
glaubt sich daher der Hoffnung hingeben zu dürfen, dass die Initiative der 
vier Mächte einen wohlwollenden Widerhall bei Seiner Heiligkeit finden wird 
und dass ihr Friedenswerk auf die wertvolle Unterstützung des Apostolischen 
Stuhles rechnen darf.“ !) 

Die hohe Wertschätzung, die in diesem denkwürdigen Akten- 
stück den Friedensbemühungen des Hl. Vaters gespendet wird, 
ist ihnen leider nicht bei allen kriegführenden Nationen zu teil 
geworden. Vielmehr sah sich Benedikt XV. in seinem Schreiben 
vom 8. September 1916?) an die Mitglieder der Fuldaer Bischofs- 


konferenz veranlasst, darüber Klage zu führen, »dass Unsere 


1) Vgl. auch die denselben Gegenstand betreffende Note der Oester- 
reichischen Regierung, in: Reichspost Nr. 581 vom 14. Dezember 1916, 
Morgenblatt, | 

2) Acta Apostolicae Sedis VIII, 356 f. 
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wiederholten Mahnungen zum Frieden bei einigen auf unwürdige 
Verdächtigung, bei anderen auf offene Ablehnung gestossen sind, 
als ob nicht das Interesse des allgemeinen Wohles, sondern die 
Aussicht auf irgend einen Vorteil Unserer eigenen Person Uns jene 
Worte entlockt hätte, oder als ob Wir diesen Krieg beendet sehen 
möchten durch einen Frieden, der nicht auf dem büngamenie der 
Gerechtigkeit und Billigkeit beruht«. 

Bedeutend wirksamer waren die Bestrebungen des Papstes, 
das Los der Kriegsgefangenen zu mildern, die im Laufe des Be- 
richtshalbjahres einen neuen, schónen Erfolg erzielten. Am Schlusse 
des Jahres wurde von den kriegführenden Nationen der Vorschlag 
angenommen, dass die bereits 18 Monate in Kriegsgefangenschaft 
befindlichen Familienväter, die wenigstens drei Kinder haben, in 
der Schweiz interniert werden sollen. Bei der letzten Osterfeier 
der hospitalisierten deutschen Kriegsgefangenen in Brunnen am 
Vierwaldstáttersee würdigte der ehemalige Reichskanzler Fürst 
von Bülow in einer Ansprache an die Soldaten die Verdienste 
des Papstes in folgenden Worten: »Sie werden auch in Dank- 
barkeit gedenken des erhabenen Oberhauptes der katholischen 
Kirche, von dem der edle Gedanke ausgegangen ist, die Schwer- 
verwundeten der kriegführenden Länder auszutauschen und in 
der neutralen Schweiz unterzubringen. In wahrhaft christlicher 
Liebe zur leidenden Menschheit und mit hohem Sinn hat Seine 
Heiligkeit Papst Benedikt XV. diesen hochherzigen Entschluss 
gefasst und dann mit Weisheit, mit Geduld und kluger Umsicht 
seiner Durchführung den Boden bereitet und Anklang verschafft. 
Ich bin gewiss, in Ihrer aller Namen zu sprechen, wenn ich Seiner 
Heiligkeit ehrfurchtsvollsten und tiefgefühlten Dank darbringe.« !) 

Über die seelsorgliche Leitung der zum Heeresdienst be- 
rufenen italienischen Kleriker und Priester hat der Sekretär der 
Konsistorialkongregation Kardinal De Lai am 16. Juni 1916 das 
Schreiben »Fin dal principio«?) an die Bischöfe Italiens erlassen. 
Dieses stellt in Art. 1 den allgemeinen Grundsatz auf, dass die 
mobilisierten Priester und Kleriker zwar sämtlich dem Feldbischof. 
als ihrem Ordinarius proprius unterstellt sind, aber sich deswegen 
keineswegs als von der Aufsicht und Fürsorge des Ordinarius 
loci, in dessen Stadt oder Diözese sie zufällig verweilen, exemt 
betrachten dürfen. Nicht einmal der Ortsbischof selbst kann sich 
von dieser Aufsichts- und Fürsorgepflicht befreien, sondern muss 

a Sieh Schweizerische Kirchen-Zeitung 1916, 141. 

2) Acta Apostolicae Sedis VIII, 266 ff. . 
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dieselbe ausüben nach Art der Rechtsbestimmungen, die für die 
' Ordensleute extra claustra festgesetzt sind. 

Die Lösung der Römischen Frage wurde während des ver- 
flossenen Halbjahres fortgesetzt in der katholischen Presse und 
Literatur Deutschlands diskutiert. Eine besondere Beachtung 
fanden die Vorschläge des ehemaligen Präfekten der Vatikanischen 
Bibliothek P. Franz Ehrle S. J.1) und des Hauptredakteurs der 
Kölnischen Volkszeitung Dr. Karl Hoeber,?) die zwar grundsätz- 
ich an der Forderung der territorialen Unabhängigkeit des 
Hl. Stuhles festhalten, aber das demselben zu restituierende Ter- 
ritorium auf ein sehr kleines Gebiet beschränken. Der zuerst ge- 
nannte Autor veróffentlichte am Schlusse dieses Jahres in den 
Zeitungen die Erklárung, dass seine Ausführungen rein privater 
Natur und in keiner Weise von amtlicher Stelle beeinflusst seien. 
Man vgl. auch die Ausführungen, die Dr. Karl Bachem, eben- 
falls Hauptredakteur der Kólnischen Volkszeitung, in dem Leit- 
artikel »Ein neuer Kirchenstaat und sein Umfang« am 17. 
und 19. September 1916?) veröffentlicht hat. Bezüglich der 
übrigen Schriften und Aufsätze zu diesem Thema muss ich auf 
das Literaturverzeichnis in den einzelnen Heften des »Archivs« 
verweisen. 

Gegen die am 25. August 1916 erfolgte Wegnahme des 
österreichischen Botschafterpalastes, Palazzo di Venezia, in Rom 
hat der Papst bei der italienischen Regierung Einspruch erhoben. 
In der betreffenden Note des Kardinalstaatssekretärs heisst es: 
»Der Heilige Stuhl will jetzt nicht prüfen, ob die im Erlasse der 
italienischen Regierung angeführten Gründe genügend seien, um 
die Besitznahme des genannten Palastes gegenüber dem inter- 
nationalen Rechte zu rechtfertigen. Der Heilige Stuhl sieht auch 
davon ab, sich darüber zu äussern, ob die Besitzergreifung des 
ósterreichischen Palastes der politischen Klugheit und dem An- 
sehen Italiens entspreche. Der Heilige Stuhl kann jedoch nicht 
umhin, die Verletzung seiner heiligsten Rechte hervorzuheben, 
welche durch diese Besitzergreifung sich ergibt. Tatsächlich ist 
der Palazzo di Venezia die gewóhnliche Residenz des Herrn Bot- 
schafters Seiner k. und k. Apostolischen Majestät beim Heiligen 
Stuhle und entzieht die gegenwärtige Abwesenheit desselben dem 

1) Benedikt XV. und die Lösung der römischen Frage, in: Stimmen der 
Zeit Sept. 1916, 505 ff. 

2) Der Papst und die römische Frage in religiös-kirchlicher, geschicht- 


licher und völkerrechtlicher Beziehung. Köln, Bachem, 1916. 
3) Kölnische Volkszeitung 1916 Nr. 752 und 756. 
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Palast selbst diesen Charakter nicht, da die Abwesenheit nur 
vorübergehend ist und lediglich begründet durch die anormalen 
Verháltnisse, die durch den Krieg für die Vertretungen der Mittel- 
máchte geschaffen wurden. Die italienische Regierung selbst be- 
trachtet den Vertreter Österreich-Ungarns beim Hl. Stuhl noch 
immer als im Besitze und in der effektiven Ausübung seiner 
diplomatischen Mission, da sie — wie es gut bekannt ist -- aus- 
drücklich erklärt hat, dass der obengenannte Herr Botschafter und 
die Herren Minister von Bayern und Preussen in Rom frei und 
sicher verbleiben könnten und sogar jede Verantwortung für ihre 
zeitweilige Abwesenheit, welche nach Ansicht der italienischen 
Regierung dem ausschliesslichen Willen der betreffenden Re- 
gierungen zuzuschreiben wäre, abgelehnt hat. Diese Besitz- 
ergreifung der Residenz dieses Vertreters einer ausländischen 
Macht beim Heiligen Stuhle schliesst nun eine Beleidigung in 
sich gegenüber dem Heiligen Stuhle selbst und eine Verletzung 
desjenigen Vertretungsrechtes, welches ihm zusteht und ihm auch 
mit dem Gesetze vom 13. Mai 1871 zuerkannt wurde. Gegen 
diesen Akt, welcher einen neuen Beweis der anormalen Lage des 
Heiligen Stuhles darstellt, muss der unterzeichnete Kardinal im 
Auftrage und im Namen Seiner Heiligkeit einen formalen und 
feierlichen Protest erlassen und Euere Exzellenz bitten, denselben 
"zur Kenntnis Ihrer Regierung bringen zu wollen, vertrauend, dass 
er die italienische Regierung auf die Unregelmäßigkeit ihrer Vor- 
gangsweise aufmerksam machen wird, und darauf, dass es sich 
für dieselbe schicken würde, nicht auf dem von ihr eingeschlagenen 
Wege zu bestehen.« ') 


Endlich mag im Zusammenhange mit den Kriegsereignissen 
noch bemerkt werden, dass der Hl. Vater aus Anlass eines Luft- 
angriffs auf Padua gegen die Bombardemente offener Städte aus 
der Luft protestierte. Nach dem »Osservatore Romano« Nr. 316 
vom 15. November 1916 telegraphierte der Kardinalstaatssekretär 
an den Bischof von Padua: »Der Heilige Vater beklagt Luft- 
bombardemente auf unschuldige offene Städte, von wem auch im- 
mer sie ausgeführt werden. Er sendet für die Familien, die so- 
eben von schwerem Leid getroffen wurden, die Summe von 
10,000 Lire und stärkt Sie und Ihre Diözesanen mit dem Aposto- 
lischen Segen. Pietro Card. Gasparri.« ?) 


1) Sieh Schweizerische Kirchen-Zeitung 1916, 326. 
2) Ebenda 388. 
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Am 8. Mai 1916!) bestimmte Benedikt XV. auf Antrag des 
Kardinalstaatssekretärs, dass die päpstlichen Gesandten bei aus- 
wärtigen Regierungen, die nicht den Titel und Rang eines Apo- 
stolischen Nuntius besitzen, aber doch ständige Vertreter des 
Hl. Stuhles sind, in Zukunft statt des Titels »Apostolischer De- 
legat« den eines »Apostolischen Internuntius« führen sollen. Der 
Titel »Apostolischer Delegat« bleibt für diejenigen päpstlichen Ge- 
sandten bestehen, die keinen diplomatischen Charakter haben, 
wie z. B. der Apostolische Delegat in Washington für die Diö- 
zesen der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 


Durch das Dekret »Ratio«?) vom 25. Juli 1916 hat die 
Konsistorialkongregation das Vorschlagsverfahren bei der Be- 
setzung der Bischofsstühle in Nordamerika neu geregelt. Bisher 
versammelten sich bei der Vakanz eines Bistums die Diözesan- 
konsultoren und die stimmberechtigten inamovibelen Piarrer, um 
über die Aufstellung einer Kandidatenliste von drei Personen ab- 
zustimmen. Dieser Ternavorschlag wurde sodann von den Bischöfen 
der betreffenden Kirchenprovinz begutachtet und, wenn es sich 
um die Ernennung eines Erzbischofs handelte, für gewöhnlich 
auch die Metropoliten des Landes um ihre Meinung gefragt. 
Zuletzt wurde die Angelegenheit dem Hl. Stuhle zur endgültigen 
Entscheidung vorgelegt.*) Da dieses Verfahren, besonders wegen 
der öfters erforderlichen Rückfragen, sehr zeitraubend war und 
die Vakanzen der Bistümer häufiger in die Länge zog, hat der 
Hl. Stuhl folgende neue Bestimmungen getroffen: Alle zwei Jahre 
schlagen die einzelnen Diözesanbischöfe zu Beginn der Fasten- 
zeit dem Metropoliten die Namen des einen oder andern Priesters 
vor, den sie zum Bischofsamte für würdig und fähig halten. 
Vorher müssen sie aber bei den einzelnen Diözesankonsultoren und 
inamovibelen Pfarrern anfragen, welche Bischofskandidaten diese 
in Vorschlag bringen wollen. Der Metropolit legt die ihm über- 
reichten Listen, auf denen er noch seine eigenen Kandidaten hinzu- 
fügen kann, den einzelnen Suffraganbischöfen vor, damit sie sich 
über die Qualifikation aller Kandidaten näher erkundigen. Nach 
Ostern versammeln sich darauf alle Provinzialbischöfe unter dem 
Vorsitz des Erzbischofs, um über endgültige Aufstellung der 
Kandidatenliste, die nach Rom gesandt werden soll, zu beraten. 


1) Acta Apostolicae Sedis VIII, 213. 

2) Acta Apostolicae Sedis VIII, 400 ff. i 

3) Vgl. das Dekret der Konsistorialkongregation »Recta« vom 30. März 
1910. A. A. S. II, 286 ff. 
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Vor der Abgabe der Wahlstimmen werden diejenigen Kandidaten 
ausgeschieden, die einstimmig für untauglich gehalten werden, 
und über die übrigen eine geheime Abstimmung veranstaltet. 
Haben einer oder mehrere Kandidaten die gleiche Stimmenzahl 
erhalten, so kann nochmals darüber abgestimmt werden, wer von 
ihnen den Vorzug verdiene. Auch steht es den Bischöfen frei, 
näher die Art der Diözese zu bezeichnen, für welche die Kandi- 
daten am besten geeignet sind. Das gesamte Verhandlungs- 
protokoll wird hierauf durch Vermittelung des Apostolischen Dele- 
gaten in Washington an die Konsistorialkongregation gesandt. 
Endlich bemerkt das Dekret noch, dass die Bischöfe jederzeit 
das Recht haben, sich auch unmittelbar über die Bischofskandi- 
daten bei der Konsistorialkongregation oder dem Hl. Vater zu 
äussern. Über die Beobachtung des Wahlgeheimnisses werden 
mehrere besondere Vorschriften getroffen. ` 

In Kanada ist augenblicklich ein erbitterter Sprachenstreit 
auf dem Gebiete der Kirche und Schule entbrannt. Die franzósi- 
schen Einwohner der Provinz Ontario führen Klage darüber, dass 
ihre Muttersprache über Gebühr vernachlässigt werde. Sie ver- 
langen, dass in Kirchengemeinden mit einer bedeutenden Anzahl 
von Franzosen ein franzósischer Geistlicher angestellt und in den 
übrigen, in denen nur einige französische Katholiken wohnen, 
sowohl französisch wie englisch gepredigt werde und endlich, 
dass in allen katholischen Schulen auch die französische Sprache 
gelehrt werde. Demgegenüber machen die englischen Kanadier 
geltend, dass die Gesamtbevölkerung der Provinz Ontario, die 
Protestanten miteinbegriffen, überwiegend englisch sei. Bei An- 
stellung der Geistlichen müsse auch auf die Conversion der 
Andersgläubigen, die allgemeine Landessprache und die anderen 
örtlichen und persönlichen Verhältnisse Rücksicht genommen 
werden. Die französischen Geistlichen beherrschten öfters nicht 
in genügender Weise das Englische oder setzten es hinter ihre 
Muttersprache zurück, wodurch die Seelsorge leide. Was die 
Schulen anbetreffe, so sei zu befürchten, dass durch die Aufnahme 
des Französischen in den Lehrplan der Unterricht des Englischen 
benachteiligt werde, wodurch die katholischen Eltern veranlasst 
werden könnten, ihre Kinder in die neutralen Staatsschulen zu 
schicken. Ausserdem könnten dadurch Konflikte mit der Re- 
gierung hervorgerufen werden, die vielleicht sogar die Existenz 
der katholischen Privatschulen gefährdeten. 

Papst Benedikt XV. hat in seinem Briefe an den Episkopat 


136 Kirchenrechtliche Chronik 


Kanadas vom 8. September 1916!) die inneren Streitigkeiten der 
kanadischen Katholiken eingehend berührt und mit ebenso väter- 
lichen wie eindringlichen Worten zur Eintracht ermahnt. Er 
fordert die Bischöfe auf, in einer gemeinschaftlichen Konferenz 
die Kontroverspunkte zu schlichten. Sollte hier eine Einigung 
nicht zustande kommen, so werde der Hl. Stuhl selbst die Ent- 
scheidung treffen. Inzwischen müssten alle Erórterungen in der 
katholischen Presse und Verhandlungen in Volksversammlungen 
aufhóren. Als Mittel für die Wiederherstellung der Eintracht unter 
den Katholiken beider Nationen bezeichnet der Hl. Vater vor 
allem den Usus, dass die Geistlichen sich sowohl die englische 
. wie die französische Sprache aneignen und beide, dem Bediirf- 
nisse entsprechend, gebrauchen. Endlich verbreitet sich der 
Hl. Vater noch näher über die schwierige Schulfrage, bei der er 
den französischen Kanadiern Zugeständnisse gemacht zu sehen 
wünscht. Eine völlige Parität beider Sprachen auf den öffent- 
lichen Schulen könne natürlich nur durch die Regierung einge- 
führt werden. 

Mit nationalen Beweggründen hängt auch die Errichtung 
einer neuen Kirchenprovinz in England zusammen. Für die 
keltische Provinz Cambria (Wales), die sich nach Sprache, Ge- 
bräuchen und Überlieferungen von den übrigen Provinzen Eng- 
lands unterscheidet, wurde durch die Apostolische Bulle »Cambria« 
vom 7. Febr. 1916?) eine neue Kirchenprovinz gebildet, deren 
Bezirk aus der Kirchenprovinz Birmingham ausschied. Die neue 
Kirchenprovinz umfasst die Bistümer Newport und Menevia. 
Ersteres wurde zur Metropole erhoben und ihm der Name der 
Hauptstadt von Wales Cardiff beigelegt, wohin auch der erz- 
bischöfliche Sitz verlegt wurde. Die päpstliche Erektionsbulle 
' schreibt vor, dass in Cardiff ein neues Metropolitankapitel errichtet 
werden und zugleich das frühere Regulare Domkapitel der Bene- 
diktiner in Belmont bestehen bleiben soll. Der Erzbischof von 
Caidiff hat demnach künftighin zwei Kapitel, eines aus Welt- 
priestern und ein anderes aus Ordensleuten, und zwei Kathedral- 
kirchen; jedoch nur eine Bischófliche Kurie, die von Belmont 
nach Cardiff verlegt werden soll. 

Wie die Statuten der Römischen Akademie des Hl. Thomas 
von Aquin,?) so hat Benedikt XV. auch die Vorschriften für das 


1) Acta Apostolicae Sedis VIII, 389 ff. 
2) Acta Apostolicae Sedis VIII, 257 ft. 
3) Sieh oben S. 82 ff. 
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Päpstliche Bibelinstitut in Rom neu geordnet. Ein Apostolisches 
Schreiben vom 15. August 1916!) bestimmt, dass zu den Studien 
am Biblischen Institut nur solche Kandidaten zugelassen werden 
kónnen, die den ordentlichen Studiengang der Philosophie und 
Theologie bereits durchlaufen haben. Der Studienkurs am Institut 
selbst dauert drei Jahre. Die akademischen Grade der Bibel- 
wissenschaft dürfen nur an diejenigen Kandidaten verliehen 
werden, die an einer vom Apostolischen Stuhle anerkannten Fakultät 
den Doktorgrad in der Theologie erlangt haben ; haben sie anders- 
wo in der Theologie promoviert, so hat die Bibelkommission in 
jedem einzelnen Falle zu entscheiden. Am Schlusse des zweiten 
Studienjahres wird der Baccalaureat und am Ende des dritten 
Studienjahres der Lizentiat verliehen. Das Doktorexamen darf 
erst zwei Jahre nach der Lizentiatenprüfung abgelegt werden, 
und während dieser Zeit muss der Kandidat entweder über das 
Bibelfach doziert oder eine wissenschaftliche Arbeit über dasselbe 
veröffentlicht haben. Die Professoren des Bibelinstituts werden 
wie bisher vom Jesuitengeneral mit Genehmigung der Bibel- 
kommission ernannt. 

Wegen der vielfachen Kontroversen, die das HI. Haus von 
Loreto und der Portiunkula-Ablass in den letzten Dezennien her- 
vorgerufen haben, ist die amtliche Stellungnahme des Hl. Stuhles 
zu diesen Fragen besonders bemerkenswert. Ein Dekret der 
Ritenkongregation vom 12. April 1916?) hat das Fest der Über 
tragung des Hl. Hauses, das durch die Kalenderreform Pius’ X. 
aufgehoben war, für Italien und die umliegenden Inseln wieder 
hergestellt. Das Dekret beginnt mit den Worten: »Celeberrimum 
prae cunctis Marialibus Orbis Catholici Sacrariis promerito ac 
iure Lauretanum habetur, illudque fere sex abhinc saeculis Christi- 
fidelium praecipuae venerationis cultusque maximi cohonestatur 
significationibus: Domus, inquam, natalis Beatissimae Virginis 
Mariae, divinis mysteriis consecrata; ibi enim Verbum caro factum 
est. Felix ea Domus olim angelico famulatu e Palaestinae sacratis 
regionibus primum in Dalmatiam, inde Lauretanum in agrum 
Picenae Provinciae mirabiliter translata, atque in sinu Catholicae 
Ecclesiae collocata, perenni miraculorum virtute et caelestium 
gratia beneficiorum ditata superminet.« — 

Aus Anlass der siebenten Säkularfeier des Portiunkula- 


1) Acta Apostolicae Sedis VIII, 305 ff. Vgl. dieses Archiv 95, 106. 
2) Acta Apostolicae Sedis VIII, 179 f. 
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Ablasses richtete der Hl. Vater am 29. Juni 1916?) einen Brief 
an den Franziskanergeneral Seraphinus Cimino, in dem er die 
Gewinnungsfrist des Ablasses für die Besucher der Basilika S. Maria 
degli Angeli bei Assisi auf ein volles Jahr ausdehnt. In der 
historischen Einleitung dieses Schreibens heisst es: »Jam vero 
ad excitandum in bonis vel salutaris paenitentiae vel sanctioris 
vitae studium, opportune contingit, ut illud propediem comme- 
moretur tam praeclarum divinae indulgentiae munus, ante annos 
septingentos, beatissimo Francisco deprecante, tributum hominibus, 
quod a Portiuncula nominatur.« 

Als das wichtigste Ereignis an der Rómischen Kurie wáhrend 
der abgelaufenen Berichtsperiode ist endlich noch das Geheime 
Päpstliche Konsistorium zu erwähnen, das am 4. Dezember 1916 
stattfand. Benedikt XV. kreierte in demselben 10 Kardinäle, von 
denen 7 Italiener und 3 Franzosen sind. Ausserdem reservierte 
er 2 Kardinäle in petto. Nach der Mitteilung der Kölnischen 
Volkszeitung sollen ein deutscher und ein österreichischer Ober- 
hirt die reservierten Kardinäle sein. Auffallend, so bemerkt die 
Schweizerische Kirchen-Zeitung S. 382, ist die grosse Zahl von 
Kurialbeamten unter den neuen Trägern des Kardinalspurpurs. 

In der Allokution des Geheimen Konsistoriums gedachte 
der Hl. Vater der bevorstehenden Publikation des neuen Codex 
iuris canonici ecclesiastici, wobei er am Schlusse den Wunsch 
aussprach, dass dieses große Friedenswerk der friedlichen Ent- 
wicklung in der Kirche und unter den Nationen förderlich sein 
möge. Die bedeutungsvolle Kundgebung hat nach der Ueber- 
setzung der Schweizerischen Kirchen-Zeitung 1916, 405 f. folgen- 
den Wortlaut: 

»Ehrwürdige Brüder! 


Die Angelegenheiten, die aus allen Teilen der Welt dem Apostolischen - 
Stuhle zur Entscheidung unterbreitet werden, können nicht mehr alle, wie in 
früheren Zeiten, im Konsistorium behandelt werden, denn sie wachsen von 
Tag zu Tag übermäßig an, und die Lösung vieler Fälle duldet keine Ver- 
schiebung. So scheint es Uns denn gut, der löblichen, von Unseren Vor- 
gängern überkommenen Gewohnheit zu folgen und Eurer feierlichen Versamm- 
lung von Ereignissen zu reden, die die ganze Christenheit interessieren. 

Es bereitet Uns eine innige Freude, Euch ein Ereignis mitzuteilen, das 
von so grosser Bedeutung und Nutzen für die Kirche ist, dass Wir es wohl 
als ein epochemachendes Ereignis bezeichnen können. 


P, Acta Apostolicae Sedis VIII, 222 f. Vgl. auch Beda Kleinsdimidt 
O. F. M., Zur Geschiche des Portiunkulaablasses, in: Franziskanische Studien 
III, 205 ff. und Leonhard Lemmens O. F. M., Der heutige Stand der Por- 
tiunkulaablass-Frage, ebenda 290 ff. 
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Wir beabsichtigen zu sprechen vom Kodex des kanonischen Rechtes, 
den Wir, da er glücklich fertiggestellt ist, auch Eurem Wunsche gemäß, in 
Kürze promulgieren werden. Wir erinnern Uns noch wohl, dass dies der 
Wunsch des betrauerten Kardinals Antonio Agliardi war, da er Uns am Tage 
Unserer Krónung die Gratulation des Hl. Kollegiums aussprach. Niemand ist 
es besser bekannt als Euch, ehrwürdige Brüder, dass die Gesetze und Ver- . 
ordnungen, die die Kirche in ihrer mütterlichen Fürsorge erlassen hat, im Laufe 
der Jahrhunderte ihres Wirkens sich so sehr angehäuft haben, dass es selbst 
den gewiegtesten Rechtsgelehrten äusserst schwer wurde, eine gründliche 
Kenntnis derselben sich anzueignen. Dazu kam, dass viele kanonische Ver- 
fügungen in Folge der veränderten Zeitverhältnisse nicht mehr den Bedürfnissen 
entsprachen und nach einer klugen und opportunen Reform riefen. Es empfahl 
sich auch, einen Kodex der Kirchengesetze zu redigieren, damit es zum Vorteil 
der Kirchendisziplin leichter sei, sich zu vergewissern, welche Vorschriften und 
Gesetze in der Kirche in Geltung stehen. Es war der Wunsch nicht nur des 
Episkopats und des Klerus, sondern aller, die dem Studium des kanonischen 
Rechts obliegen, einen solchen handlichen Kodex zu besitzen. Der Hl. Stuhl 
hatte schon lange Zeit diesen Plan gefasst, aber grosse Schwierigkeiten hin- 
derten ihn, Hand an das Werk zu legen. Der Herr wollte das Verdienst und 
den Ruhm der Ausführung dieses Werkes Unserem verehrten Vorgänger, 
Pius dem Zehnten, vorbehalten. 

Ihr wisst wohl, ehrwürdige Brüder, mit welcher Entschlossenheit Pius X. 
gleich mit seiner Erhebung auf den Stuhl des hl. Petrus an dieses grosse 
Unternehmen herantrat und mit welchem Vertrauen und welcher Beharrlichkeit 
er es im Laufe seines Pontifikats förderte. Und wenn es ihm nicht vergönnt 
war, es zu Ende zu führen, so muss doch er allein als der Schöpfer dieses 
Gesetzbuches gelten, das seinen Namen berühmt machen wird, wie den eines 
Innozenz des Dritten, eines Honorius des Dritten und eines Gregor des 
Neunten, dieser in der Geschichte des kanonischen Rechtes berühmtesten 
Päpste. Es wird Uns hohe Befriedigung bereiten, wenn es Uns vergönnt sein 
würde, diesen Kodex, der ihm zu verdanken ist, promulgieren zu können. 
Der Vikar Christi spricht indessen allen, Kardinälen, Bischöfen, Prälaten des 
Weit- und Regularklerus und auch den Laien, die an diesem Werke umsichtig 
mitgearbeitet haben, seinen Dank aus, Wir sprechen ihn mit Freuden aus und 
glauben auch hiermit zugleich einen lieben und angenehmen Auftrag Unseres 
Vorgängers zu erfüllen. Ganz besonders aber gereicht es Uns zur Freude, 
Unserem geliebten Sohne, dem Herrn Kardinal Pietro Gasparri, den Tribut 
des Dankes und Lobes abzustatten. Er hat von Anfang an den schwersten 
Teil der Bürde bei der Schaffung des Kodex getragen und hat dabei nicht nur 
seltene Geistesgaben und seine Rechtswissenschaft erwiesen, sondern auch 
einen sich immer gleichbleibenden Eifer und eine eiserne Energie, die selbst 
nicht nachliessen, als er Unser Staatssekretariat übernommen und so noch 
andere schwere Aufgaben an ihn herantraten. 

Wir leben der berechtigten Hoffnung, dass dieses so wichtige und zeit- 
gemässe Werk die kirchliche Disziplin immer mehr festigen werde. Denn die 
Kenntnis der Kirchengesetze wird ihre Beobachtung nicht wenig erleichtern, zum 
grossen Heile der Seelen und zur Wohlfahrt der Kirche selbst. Es ist eine 
Tatsache, die sich in jeder menschlichen Gesellschaft und so auch in den 
internationalen Beziehungen der Menschen bewahrheitet: blüht die Beobach- 


140 Kirchenrechtliche Chronik 


tungder Gesetze, so herrscht mit dem Frieden das Wohlsein. Wo man aber 
die Auktorität der Gesetze missachtet oder selbst verachtet und Uneinigkeit 
und Willkür herrschen, da wird die öffentliche und private Ordnung gestört. 
Den klarsten Beweis hierür leisten, wenn dies überhaupt nötig wäre, die 
Tagesereignisse. Der entsetzliche, wahnsinnige Konflikt, der Europa ver- 
wüstet, zeigt sehr klar, zu welchen Blutbädern und zu welchem Ruin die 
Verachtung der obersten Gesetze, die die Beziehungen unter den Staaten 
regeln, führen kann. Wir sehen in der Tat, wie in dieser Völkerverwirrung 
die heiligen Gegenstände und die Diener des Kultus, selbst in hoher kirch- 
licher Stellung, unwürdig behandelt werden, obgleich beide nach góttlichem 
Rechte sowohl als nach dem Vólkerrechte unverletzlich sind. Hinwieder 
werden zahlreiche Bürger ihrem heimatlichen Herde entrissen, unter den 
Tränen der Mütter, der Frauen, der Kinder. Anderen Ortes werden offene 
Städte und wehrloses Volk insbesondere den Luftangriffen ausgesetzt. 
Ueberall auf dem Festland und Meer werden Verbrechen begangen, die die 
Seele mit Schmerz und Entsetzen erfüllen. 

Indem Wir diesen Berg von Unglück beklagen und die Ungerechtig- 
keiten, die auf Erden begangen werden, neuerdings verurteilen, überall und 
von wem immer sie geschehen, hegen Wir im Vertrauen, dass ihn der Herr 
erhöre, den Wunsch, dass, wie nach Unserer Hoffnung die Promulgation des 
neuen Rechtsbuches eine glücklichere und ruhigere Epoche für die Kirche 
einleiten wird, so auch für die bürgerliche Gesellschaft durch die Achtung 
vor Gerechtigkeit und Recht die Ordnung neu hergestellt und der ersehnte 
Friede wie zuvor erglänze, der den wieder verbrüderten Völkern alle Wohl- 
fahrt bringe.« 

Der Dominikanerorden feierte im August 1916, dem sieben- 
hundertsten Jahre seiner Gründung, ein Generalkapitel zu Frei- 
burg in der Schweiz, auf welchem der Holländer P. Ludwig Theiss- 
ling zum Ordensgeneral gewählt wurde. Der frühere General 
Hyazinth Cormier starb bald nach dem Ablauf seiner Amts- 
periode am 13. Dezember 1916. Aus Anlass des Jubiläumsjahres 
richtete der Hl. Vater am 29. Okt. 1916!) einen Brief an den neuen 
General, in dem er die Verdienste des Dominikanerordens um 
die Bekämpfung der Häresie, die Förderung der Andachten zum 
hl. Namen Jesu und vom Rosenkranz, um die Ausbreitung der 
Missionen und vor allem um die kirchliche Wissenschaft mit den 
höchsten Lobsprüchen feierte. Für den Jubiläumstag, den 
22. Dezember, verlieh er allen Gläubigen, die eine Dominikaner- 
kirche während der eintägigen oder dreitägigen Jubelieier be- 
suchen, unter den gewöhnlichen Bedingungen einen vollkommenen 
Ablass. 

In Deutschland und Österreich-Ungarn haben der katho- 
lische Episkopat und Klerus ihre bereits in den frühern Chroniken 
erwähnten vaterländischen Arbeiten auf dem Gebiete der Kriegs- 


1) Acta Apostolicae Sedis VIII, 395 ff. 
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fürsorge und der wirtschaftlichen und finanziellen Stárkung des 
Volkes und des Staates erfolgreich fortgesetzt. Als besonders 
bemerkenswert hebe ich dieses Mal hervor, dass der Bischof 
Johannes Maria Gföllner von Linz in seinem Hause eine Sam- 
melstelle für Lebensmittel errichtete und in einem eigenen Hirten- 
briefe!) besonders die Landbevölkerung zur Sendung von Liebes- 
gaben (Naturalien) an diese Sammelstelle aufforderte. Die mit 
Hilfe der Pfarrer eingesandten Gaben sollen an die Armen der 
Stadt Linz-Urfahr verteilt werden. »Móchtet Ihr nicht«, so heisst es 
gegen Schluss des genannten Hirtenschreibens, »soweit es Euch die 
Verhältnisse gestatten, durch Eueren Bischof dem ärmsten, not- 
leidenden Teile der Bevölkerung von Linz und Urfahr eine einmalige 
freiwillige Liebesgabe als christliche Weihnachtsspende zukommen 
lassen? Ich bitte nicht um Geld, denn es fehlt ja gerade das, 
was man um Geld bekommt; ich bitte um einige der notwen- 
digsten Lebensmittel, nämlich um Eier, Obst, Selchfleisch sowie 
Kraut und Gemüse für die armen Leute in Linz und Urfahr. Die 
Diözese zählt rund 420 Pfarren. In den weitaus meisten Pfarren 
gibt es immerhin noch eine Anzahl bäuerlicher Familien, wo 
wenigstens ein kleines Quantum der genannten Lebensmittel ohne 
besonderen Nachteil entbehrt werden kann. Wenn nun in sämt- 
lichen 420 Pfarren jeder Landwirt nach Verhältnis gibt, wird ge- 
wiss ein ansehnlicher Ertrag zustande kommen — und ich sehe 
heute schon die leuchtenden Blicke der Armen und vernehme 
ihre herzinnigen Dankensworte für diese grosse Wohltat, die Ihr 
ihnen hiemiterweiset. Ihrbeweiset dadurch Euer werktätiges Verständ- 
nis für das notwendige Zusammenwirken von Stadt und Land.« 

Um die Zeichnung der fünften österreichischen Kriegsanleihe 
hat sich der Lavanter Fürstbischof Dr. Michael Napotnik speziell 
verdient gemacht, der darüber foldenden warmpatriotischen Auf- 
ruf im Kirchlichen Verordnungsblatt für die Lavanter Diözese 1916, 
179 f. veröffentlichte: 

Zum fünften Male ergeht an die treuen Staatsbürger Oesterreichs der 
Ruf zur Zeichnung einer Kriegsanleihe. Anlässlich der früheren vier Kriegs- 
anleihen habe ich die F. B. Pfarrámter freundlich und eindringlich eingeladen, 
dieselben kräftigst und wirksamst zu fôrdern,?) und die hochw. Herren Seel- 
sorger sind meinen Einladungen bereitwilligst nachgekommen, sie haben ihre 


Aufgabe bestens gelóst. Anerkannterweise ist es zu nicht geringem Teile ihren 
zielbewussten Bemühungen zuzuschreiben, dass jede der vier ersten Kriegs- 


1) Sieh Linzer Diózesanblatt LXII, 183 ff. 


2) Kirchl. Verordnungsblatt für die Lavanter Diözese, 1916, Nr. V 
Abs. 44. S. 73. 
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anleihen einen Sieg unserer Monarchie und eine schwere Enttäuschung unserer 
Feinde bedeutete. 

Nun ist es wieder an der Zeit, sich die Mahnung des göttlichen Heilands 
vor Augen zu halten: »Volenti mutuari a te, ne avertaris! Von dem, der von 
dir leihen will, wende dich nicht ab!« (Matth. 5, 42). Jetzt giltes aufs neue, 
der im Ausland verbreiteten Meinung von der Erschöpfung Oesterreichs ent- 
schieden entgegenzutreten. Wir wollen neuerdings einen Beweis für die un- 
beugsame Kraft unseres wirtschaftlichen Lebens und für das unerschütterliche 
Vertrauen in die Zukunft unseres Kaiserreiches liefern. 

Laut eines infolge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums des Innern 
vom 30. Oktober 1916 Z. 55229 vom hohen Präsidium der k. k. steierm. Statt- 
halterei unterm 6. November 1916 Prs. Z. 3401/7 anher gerichteten Schreibens 
gelangt in der nächsten Zeit die 5. österr. Kriegsanleihe zur Begebung. 
Diese »stellt uns vor die Aufgabe, durch Anspannung aller Kráfte den ruhm- 
vollen Siegen unserer unüberwindlichen Heere einen neuen glänzenden Sieg 
auf wirtschaftlichem Gebiete hinzuzufügen. 

Seit Begebung der 4. Kriegsanleihe haben unsere tapferen Truppen und 
die unserer treuen Verbündeten dem furchtbaren, seit vielen Monaten vor- 
bereiteten Ansturme auf allen Fronten mit unvergleichlichem Heldenmute 
standgehalten. Die lange angekündigte, mit einem ungeheuren Aufgebote von 
Menschen und Material durchgeführte Generaloffensive unserer Feinde im 
Sommer und im Herbste dieses Jahres haben ihnen kaum nennenswerten 
Gebietsgewinn, aber unermessliche Verluste eingetragen ; immer wieder brachen 
ihre wütenden Angriffe an dem heldenhaften Widerstande unserer Truppen 
blutig zusammen, und als es unseren Feinden endlich gelungen war, Rumänien 
zum Verrate und heimtückischen Ueberfalle auf seinen früheren Verbündeten 
zu bewegen, da zeigte sich klar die unerschöpfliche militärische Kraft der 
Mittelmächte in den vernichtenden Schlägen, die sie gegen den neuen Feind 
führten. 

Weite Gebiete feindlicher Länder halten wir als wertvolles Unterpfand 
für ein siegreiches Ende unentwindbar in Händen und mit unerschütterlicher 
Zuversicht vertrauen wir der Kraft unserer siegreichen Waffen. 

Auch die finanziellen Verhältnisse haben sich weiter befriedigend ent- 
wickelt. Wenn uns auch die Absperrung vom Weltverkehre manch’ schmerz- 
liche Entbehrungen auferlegt, so bewirkt sie andererseits, dass die Auf- 
wendungen des Krieges fast ausschliesslich wieder dem Inlande zugute kommen. « 
Die gesteigerten Heeresbedürfnisse haben auch eine Steigerung der Preise 
zur Folge und sowohl dem Landmanne als auch dem Gewerbetreibenden 
bietet sich günstige Gelegenheit, die Erzeugnisse seines Fleisses gut zu ver- 
kaufen, und so die Möglichkeit, über grössere Geldsummen zu verfügen. 

Zudem »wird auch — heisst es wieder im obzitierten hohen Erlasse — 
die 5. Kriegsanleihe, wie die vorhergegangenen, hinsichtlich der Rentabilität 
ausserordentlich günstige Aussichten bieten und auch die Beschaffung der zur 
Einzahlung notwendigen Mittel im Kreditwege wird durch entsprechende Ein- 
richtungen im Rahmen der bestehenden Kreditorganisationen wie bisher mög- 
lichst erleichtert und durch weitgehende Gebührenbefreiungen verbilligt und 
gelórdeit werden.« Auch werden wieder wie bei der 4. Kriegsanleihe zwei 
Arten von Wertpapieren zur Ausgabe gelangen, deren eine eine aussergewöhn- 
liche Verzinsung für eine Reihe von Jahren bieten, während die andere bei 
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ebenfalls hoher Rentabilität schon in kürzester Zeit zur Rückzahlung gelangen 
wird. Beide Arten sind ein Volkspapier, durch dessen Erwerbung sich jeder- 
mann glänzende Vorteile sichert. Dem Reichen wie dem Armen wird Ge- 
legenheit geboten sein, seine Ersparnisse nach dem Urteile gediegener Fach- 
männer unbedingt sicher und hochverzinslich anzulegen. 

Die Bedingungen für eine rege Beteiligung weiter Kreise der Bevólke- 
rung an der bevorstehenden 5. Kriegsanleihe sind also gegeben. Zuversicht- 
lich kónuen wir in die Zukuuft blicken, aber ebenso unbesorgt kónnen wir 
das Geld dem Vaterlande anvertrauen. In je höherem Maße dies geschieht, 
desto sicherer wird mit Gottes Hilfe die Entscheidung in diesem furchtbaren 
Kriege zu unseren Gunsten fallen. Wer Kriegsanleihe zeichnet, bringt kein 
Opfer, sondern schützt hiedurch sein eigenstes Interesse. Der gegenwärtige 
Krieg bedeutet für den Einzelnen ebenso einen Kampf ums Dasein, wie für 
das ganze Reich. Der Sieg des Staates wird zugleich der Sieg des einzelnen 
Staatsbürgers sein. Und wenn jeder ausnahmslos seine ganze finanzielle Kraft 
einsetzen wird, um die heiss erstrittenen Siege unserer wackeren Truppen durch 
einen entscheidenden Sieg auf wirtschaftlichem Gebiete zu ergánzen, so wird 
es unseren Feinden klar werden, dass ihre oft verkündete Absicht, uns zu 
zertrümmern, endgültig gescheitert ist. In nicht zu ferner Zukunft winkt uns 
dann der goldene Friede! 

Im Sinne der voranstehenden Ausführungen wollen die hochw. Herren 
Seelsorger ihren Einfluss auí die allzeit opferwillige Bevólkerung von der 
Kanzel und im Amte von jetzt an bis zum Abschluss der Zeichnung rückhalt- 
los und nachdrücklichst geltend machen und an der Belehrung der Gläubigen 
sowie an der Bekämpfung falscher Auffassungen und Vorurteile allenfalls auch 
durch Abhaltung von volkstümlichen Vorträgen über diesen Gegenstand und 
durch Beteiligung an diesbeziehentlichen Veranstaltungen!) eifrigst mitwirken. 
Behelfe hiezu in Form von Flugblättern werden ihnen von der hochlóbl 
k. k. Statthalterei rechtzeitig zugehen. à 

Wenn wir das Unsrige tun, dann wird Gott unsere Bemühungen segnen, 
so dass unser geliebtes Vaterland die Mittel zur Kriegführung nicht im Aus- 
lande unter demütigenden Bedingungen wird suchen müssen, sondern dass es 
aus eigener Kraft den entsetzlichen Krieg, der solange tobt und wütet, sieg- 
reich bestehen wird. Gott ist bisher mit uns gewesen, Gott wird uns auch 
weiter helfen: In seinen Händen ist der Sieg! 

Reddite ergo omnibus debita: cui tributum, tributum; cui vectigal 
vectigal! (Rom. 13, 7). 

Marburg, am Feste des hl. Kriegsmannes und Bischofs Martinus, den 


11. November 1916. 
Michael, Fürstbischof. 


In der Schweiz wurde im Oktober dieses Jahres die heikle 
Angelegenheit des Tessiner Bistums beigelegt. Der Prozess des 
Apostolischen Administrators Peri-Morosini mit einigen Geist- 
lichen seines Sprengels fand durch Vergleich der Parteien ein 
Ende und ersterer kam beim Hl. Stuhle um seine Entlassung 

1) Vgl. Einladung der k. k. Bezirkshauptmannschaft Marburg vom 


8. November 1916 Art Z. 201/praes. an die F. B. Pfarramter des pol. Bezirkes 
Marburg. 
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ein, die ihm gewáhrt wurde. Vgl. die Schweizerische Kirchen- 
Zeitung 1916, 343 f. u. 348. 

Der neuernannte Erzbischof von Olmütz Kardinal von 
Skrbensky richtete für seinen Sprengel ein Consilium vigilantiae 
ein. Das betreffende Einsetzungsdekret verdient deshalb be- 
sonders erwähnt zu werden, weil es die Aufgaben des Über- 
wachungsrates genau umschreibt und vor allem auch nach der 
positiven Seite hin festlegt. Der in den Acta curiae archiepisco- 
palis Olomucensis 1916, 130 f. veróffentlichte Erlass schliesst mit 
den Worten: 

»Officia huius Consilii secundum intentionem Apostolicae 
Sedis sint sequentia: 

1. Membris Consilii a Vigilantia incumbit obligatio invigi- 
landi, ne in libris catholicis, quibus fideles utuntur, praeprimis in 
libris eruditioni christianae inservientibus, lateant indicia vel 
vestigia sic dicti Modernismi. Hac in re pro casu necessitatis 
etiam »Collegium Censorum« in adjutorium vocabunt. 

2. Remedia ad Cleri juventutisque catholicae praesertim in- 
columitatem tuendam fovendamque spectantia Revmo. Ordina- 
riatui proponent. 

3. Curam adhibebunt debitam, ne in scriptis de re sociali 
agentibus errorum vestigia reperiantur neque a probata s. Matris 
Ecclesiae doctrina recedatur. 

4. Editioni vel evulgationi diariorum et ephemeridum catho- 
licarum oculos adjicient, ne edantur in lucem vel destribuantur, 
quae erroribus supra indigitatis redolent. | 

9. Invigilabunt, ut sacrarum Reliquiarum cultus in Archi- 
dioecesi secundum Ecclesiae praecepta fiat.« 

Da das Dekret »Ne temere« vom 2. August 1907 über die 
Form der Verlóbnisse und der Eheschliessung die kanonische 
Eheschliessungsform auf alle gemischten Ehen (mit Ausnahme 
von Deutschland und Ungarn) ausgedehnt hat, ist die Zahl der 
kirchlich ungültigen Ehen dadurch in manchen Ländern ge- 
stiegen. Einige nordamerikanische Biscchöfe erhielten neuerdings 
auf ihr Ansuchen von dem Hl. Offizium die allgemeine Fakultät, 
solche kirchlich ungültigen Mischehen in radice zu sanieren.!) 
Man ersieht hieraus, dass die für die vorhin genannten beiden 
Länder mit einer konfessionell stark gemischten Bevölkerung zu- 
gestandene Ausnahme vom Dekret »Ne temere« durchaus be- 
rechtigt war. 


1) Das Formular ist in The Ecclesiastical Review LIV, 717 f. abgedruckt. 
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Am 15. Oktober 1916 starb der Titularbischof von Paphos 
Dr. Karl Marbach, früher Weihbischof der Diözese Strassburg. — 
Wahrend des Berichtshalbjahres trat in der Besetzung der Nuntia- 
turen zu Wien und München ein Personenwechsel ein. Der 
Wiener Pronuntius Kardinal Scapinelli di Leguigno erhielt einen 
Nachfolger in Theodor Valfre di Bonzo, bisher Bischof von Como, 
und der Münchener Pronuntius Kardinal Frühwirth einen solchen 
in Josef Aversa, bisher Nuntius in Brasilien. — An Stelle des 
nach Olmütz transferierten Kardinals Leo von Skrbensky wurde 
der bisherige Bischof von Brünn Graf Paul Huyn zum Fürst- 
arzbischof von Prag ernannt. Auf den Brünner Bischofsstuhl 
aominierte der Kaiser von Österreich P. Norbert Klein, Ord. Teut., 
Propst in Troppau. — Der residierende Bischof von Strassburg 
Dr. Adolf Fritzen und sein ehemaliger Weihbischof Dr. Karl 
Marbach feierten am 21. Juli 1916, dem Feste des hl. Arbogast, 
den fünfundzwanzigsten Jahrestag ihrer Bischofskonsekration. 

Am 15. Juli 1916 verschied Monsignor Professor Dr. Christian 
Lingen, Domkapitular und Offizialatsrat in Trier, der verschiedene 
kanonistische Schriften verfasste und in früheren Jahren ein ge- 
schätzter Mitarbeiter dieser Zeitschrift war. — Der bisherige 
Professor für Moraltheologie Dr. iur. can. Gerhard Susen am 
Priesterseminar zu Köln wurde zum Professor für Kirchenrecht 
ernannt als Nachfolger des Domkapitulars Dr. Josef Vogt. Ge- 
heimer Justizrat Dr. theol., iur. et phil. Ulrich Stutz, Professor 
für Kirchenrecht und deutsches Recht an der Universität zu Bonn, 
ist in gleicher Eigenschaft an die Universität zu Berlin versetzt 
worden, mit der Wirkung vom 1. April 1917. 
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V. Literatur. 


Rezensionen und Referate. 


1. Godehard Josef Ebers, Der Papst und die Römische Kurie. 
1: Wahl, Ordination und Krönung des Papstes. [Quellen- 
sammlung zur kirchlichen Rechtsgeschichte und zum Kirchen- 
recht, herausgeg. von Eduard Eichmann, 3.] 8° (VIII u. 216). 
Paderborn, Schóningh, 1916. M 6,—. 


Die von Eduard Eichmann 1912 begründete »Quellensamm- 
lung zur kirchlichen Rechtsgeschichte und zum Kirchenrecht« hat 
den Zweck, den Kanonisten und Historikern vornehmlich zum 
Gebrauche bei den akademischen Seminarübungen ausführliche 
Textbücher an die Hand zu geben, die die gesamte Entwicklung 
des betreffenden Rechtsinstituts anschaulich darstellen. So hat 
der Herausgeber der Sammlung selbst in den beiden ersten Heften 
die mannigfachen Wandlungen des Verhältnisses von Kirche und 
Staat wührend der beiden ersten Hauptperioden der deutschen 
Geschichte (I. Von 750—1122 und Il. Von 1122 bis zur Mitte 
des 14. Jahrhunderts) sehr sachkundig behandelt, weshalb diese 
Textausgabe ungeteilten Beifall gefunden hat. 

Der vorliegende dritte Band trägt den Gesamttitel »Der 
Papst und die Rómische Kurie«. Ursprünglich hatte der Bearbeiter, 
wie er im Vorworte bemerkt, die Absicht, die Quellen für den 
pápstlichen Primat und die Verfassung der Kurie in einem Hefte 
zusammenzufassen, jedoch musste dieser Plan wegen der Fülle 
des Stoffes aufgegeben werden. Somit enthält der erste Band 
der neubegonnenen Serie allein die Quellen für die Wahl, Ordi- 
nation und Krónung des Papstes. 

Was die Anlage der Sammlung betrifft, so sind die in den 
beiden früheren Heften!) angewandten Grundsátze beibehalten. 
In. sachlicher Hinsicht sind alle kanonistischen und historischen 
Quellenstellen aufgenommen, die zur lllustration des Themas 
irgendwie dienlich sind. Es würde an dieser Stelle viel zu weit 
iühren, wollte ich sámtliche Punkte der Papstwahl, die in der 


1) Vgl. die Besprechung des ersten Heftes von Friedrich Heyer in 
diesem Archiv 93, 179 ff. 
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Sammlung beleuchtet sind, aufzählen. Ich will mich vielmehr 
darauf beschränken, zu erwähnen, dass ich nur den einen Punkt, 
das formelle Stráuben gegen die Annahme der Papstwahl, nicht 
behandelt gefunden habe. Da dieser mit dem Verbote der Simonie 
und des Ambitus in Verbindung steht, wäre er vielleicht der aus- 
drücklichen Hervorhebung wert gewesen. Vgl. die interessanten 
Ausführungen von H. Grauert, Papstwahlstudien, in: Historisches 
Jahrbuch der Górresgesellschaft XX (1899), 236 ff. | 

Nach der formellen Seite ist der Stoff nach den juristischen 
Gesichtspunkten bis ins einzelne zergliedert, so dass die sprin- 
genden Punkte in der Entwicklung des Wahlaktes selbst und der 
nachfolgenden Weihe- und Krónungszeremonie leicht in die Augen 
fallen. In dieser Anordnung offenbart sich vor allem der juristische 
Charakter der Sammlung. Allerdings ist damit der Nachteil ver- 
knüpít, dass die Quellentexte, insbesondere die historischen, 
mehríach auseinandergerissen werden. Jedoch hat der Bearbeiter 
durch mannigfache Hinweise die Herstellung der Verbindung er- 
leichtert. M. E. wäre es ausserdem noch zweckdienlich gewesen, 
wenn zu Anfang oder am Schluss ein chronologisches Verzeichnis 
sämtlicher Quellenstellen abgedruckt worden wäre, Zumal da 
das Inhaltsverzeichnis sehr knapp ist und ein Register völlig fehlt, 
kann man sich nur mit grosser Mühe über den gesamten Inhalt 
genau orientieren. 

Aufgefallen ist mir, dassE. von der üblichen Periodisierung 
der Papstwahlen abgewichen ist. Während man sonst (z. B. 
Wurm und Gaugusch) mit den Wahldekreten Nikolaus’ II. (1059), 
Alexanders III. (1179) und Gregors X. (1274) eine neue Periode be- 
ginnen lässt, hat E. nur zwei Perioden, die durch das Wahldekret 
Alexanders III. von einander geschieden sind. Mir scheint diese 
Einteilung nicht sehr glücklich. Denn die Wahlbestimmungen 
Nikolaus’ Il, die das Wahlgeschäft ausschliesslich in die Hände 
der Kardinäle legten, und die Gregors X., die die Konklave- 
ordnung einführten, sind für die innere und äussere Entwicklung 
der Papstwahlen so charakteristisch und von so tief einschneiden- 
der Bedeutung, dass sie die Ansetzung eines neuen Zeitabschnittes 
rechtfertigen. | 

H. M. Gietl hat in seiner Besprechung !) von Giese, Die 
geltenden Papstwahlgesetze, darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Publikation der Konstitution »Vacante Sede Apostolica« in 


1) Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft XXXVI, 694. 
10* 
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den Acta Pii X. den Druckfehler »ad affectum« statt »ad effectum « 
enthält. Wie ich sehe, kehrt dieser Fehler auch in dem vor- 
liegenden Abdruck auf S. 126 wieder. An derselben Stelle hat 
Gietl darauf hingewiesen, dass die Konklaveordnung Gregors X. 
in den Statuten italienischer Kommunen und in den Konstitutionen 
des Predigerordens ihr Vorbild findet. Als letztes Beispiel der 
Wahl per acclamationem bezw. adorationem ist mir die Wahl 
Sixtus’ V. bekannt. Vgl. L. v. Ranke, Die römischen Päpste in 
den letzten vier Jahrhunderten 1°] (1900), 291. 

Zu dürftig sind die Literaturangaben auf S. VII, die fast nur 
auf die gebräuchlichsten Lehrbücher verweisen. In diesen fehlt, wie 
Gietl a. a. O. feststellt, die bedeutendste Sammlung des älteren 
Rechts für die Papstwahl Fr. A. S. Camarda, Constitutionum 
Apostolicarum una cum Caeremoniali Gregoriano de pertinentibus 
ad electionem Papae Synopsis, Reate 1737. Ausserdem enthalten 
sie keine genügenden Literaturausweise für die einzelnen Spezial- 
fragen, die durch die zahlreichen Quellenfragmente aufgeworfen 
werden. M. E. würde es sich besonders für den praktischen Ge- 
brauch in seminaristischen Übungen nicht wenig empfehlen, wenn 
die allgemeinen und besonderen Literaturangaben erheblich aus- 
gebaut würden. 

Endlich móge mir noch gestattet sein, zu bemerken, dass 
für die Erforschung des Papstwahlrechts ausser den mitgeteilten 
historischen und kanonistischen Quellen die EECH der m. a. 
Kanonisten in Betracht kommen. dÉ 

Bonn. | N. Hilling. 


2. Repertorium Germanicum. I. Verzeichnis der in den Regi- 
stern und Kameralakten Clemens’ VII. von Avignon vor- 
kommenden Personen, Kirchen und Orte des Deutschen 
Reiches, seiner Diözesen und Territorien, 1378—1394. Be- 
arbeitet von Emil Göller. [Repertorium Germanicum.  Ver- 
zeichnis der in den päpstlichen Registern und Kameralakten 
vorkommenden Personen, Kirchen und Orte des Deutschen 
Reiches, seiner Diözesen und Territorien vom Beginn des 
Schismas bis zur Reformation. Herausgeg. vom Königlich 
Preussischen Historischen Institut in Rom, I] Lex. 8° (XVI 
u. 182 u. 250). Berlin, Weidmann’sche Buchhandlung, 1916. 
M 30,—. 


Dieses Repertorium Germanicum betitelte Werk eröffnet eine 
neue Serie eines Unternehmens, das für die quellenmäßige Er- 
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forschung der Kirchengeschichte und des Kirchenrechts in Deutsch- 
land die grósste Bedeutung hat. Es verfolgt nach Art der Reper- 
torienbánde in den Archiven den Zweck, die in den Registern 
und Kameralakten des Vatikanischen Archivs enthaltenen und auf 
die Diözesen und Territorien des Deutschen Reiches bezüglichen 
Eintragungen zu inventarisieren und so vor allem den von aus- 
wärts nach Rom kommenden Forschern der deutschen Diözesan- 
und Provinzialgeschichte die Benutzung der Vatikanischen Quellen 
zu ermöglichen. 

Bereits im Jahre 1897 erschien der von Robert Arnold heraus- 
gegebene 1. Band des Repertorium Germanicum, der das erste 
Pontifikatsjahr Eugens IV. (1431—1447) umfasste. Die Einrichtung 
dieses Bandes ging indes über die eines bloßen Repertoriums 
hinaus, da sie vollständig ausgearbeitete Regesten der ausge: 
zogenen Eintragungen enthielt. So sehr an und für sich die 
gründlichere Art der Bearbeitung zu loben war und in den Fach- 
kreisen allgemeinen Beifall fand, so ergab sich doch bald die 
Erkenntnis, dass bei der Fortsetzung dieser Methode an einen 
Abschluss des Werkes in absehbarer Zeit gar nicht gedacht werden 
konnte. Nach langen Beratungen kam die Leitung des Preussi- 
schen Historischen Instituts in Rom 1903 zu dem Entschlusse, 
in den folgenden Bänden die Grenzen eines Repertoriums genau 
innezuhalten und den Versuch zu machen, unter Anwendung von 
kurzen Siglen einen möglichst großen Stoff in einem Bande zu 
verarbeiten. Mit der Lösung dieser neuen Aufgabe wurde der 
damalige Assistent am Preussischen Historischen Institute in Rom 
Emil Göller beauftragt, der den Pontifikat des Gegenpapstes 
Clemens VII. von Avignon (1378—1394) in Angriff nahm. Der 
ehemalige Direktor des Preussischen Instituts Paul Kehr hat sich 
über die Entstehungsgeschichte des Repertorium Germanicum 
ausführlich im Vorworte zu dem gegenwärtigen Bande verbreitet. 

Was nun die Ausführung des Werkes anbetrifft, so stellt diese 
die beste Rechtfertigung der zu Grunde gelegten neuen Methode 
dar. Anstatt des einen Pontifikatsjahres des 1. Bandes behandelt 
der vorliegende 2. Band den ganzen, ziemlich langen Pontifikat 
eines Papstes. Ausserdem besitzt der 2. Band den Vorzug, dass 
sámtliche Quellenbestánde des Vatikanischen Archivs in ihm ver- 
arbeitet worden sind. 

Unser Band enthält eine 182 Seiten umfassende textliche 
Einleitung, der das eigentliche Repertorium mit 250 Seiten nach- 
folgt. Nach einigen kurzen Vorbemerkungen legt G. im 1. Ab- 
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schnitt der Einleitung S. 3*—42* eine ausführliche und sachkundige 
Beschreibung der bearbeiteten Quellenbestände des Vatikanischen 
Archivs aus der Zeit Clemens' VII. vor. Er beschreibt I. die 
Supplikenregister, II. die Bullenregister und IIl. die Register der 
Apostolischen Kammer. Man muss dem Bearbeiter darin bei- 
stimmen, dass diese Beschreibung ein wesentliches Hilfsmittel 
für die Erforschung des Vatikanischen Archivs darstellt und die 
nochmalige Wiederholung in den einzelnen landesgeschichtlichen 
Werken überflüssig macht. 

Von derselben fundamentalen Bedeutung für viele Arbeiten 
ist der 2. Abschnitt S. 43*—98*, der die Grundlagen des päpst- 
lichen Benefizialwesens und die Praxis der Stellenbesetzung zur 
Zeit des grossen Schismas behandelt. G. hat hier die zahlreichen 
Arbeiten über die Entstehung und Entwicklung des päpstlichen 
Provisionswesens bezüglich der höheren und niederen Benefizien 
in einer einheitlichen Darstellung zusammengefasst, die zur Zeit 
als die beste Orientierung über dieses wichtige Gebiet der 
Kirchen- und kirchlichen Rechtsgeschichte angesehen werden 
muss. Allerdings ergibt sich m. E. gerade aus der neuesten 
Übersicht, dass unsere Kenntnis auf dem Gebiete der päpstlichen 
Stellenbesetzung noch sehr unvollkommen ist. Wer die Aus- 
führungen bei G. liest, kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
dass die Päpste bei der Reservation der niederen Benefizien, die 
hauptsächlich mit der bekannten Dekretale Clemens IV. vom Jahre 
1265 (c. 2 in VI® de praebendis et dignitatibus III, 4) anhebt, 
ziemlich willkürlich und planlos verfahren sind. Und doch drängt 
sich der Gedanke auf, dass sich die Päpste bei dem Ergreifen 
dieser Maßregel, die die Rechte anderer empfindlich schädigte, 
wenigstens auf einen bestimmten und speziellen Rechtsgrund 
stützen konnten, um den Widerspruch der Bischöfe zu beseitigen. 
Die bloße Berufung auf die plenitudo potestatis und die frühere 
Gewohnheit einzelner Spezialreservationen erscheint nicht aus- 
reichend. Nach meinem Dafürhalten beruht der grundlegende 
Gedanke bei den generellen Reservationen der niederen Bene- - 
fizien — bei den höheren kommt offenbar der Gesichtspunkt 
einer causa maior in Frage — in der Lehre von der sog. affectio 
Sarıctae Sedis, wonach die Benefizien unter gewissen Umständen 
dem Hl. Stuhle affekt und damit von selbst der Besetzung der 
niederen Kollatoren entzogen wurden. Bei der Reservation propter 
vacationem in curia konnte man sich darauf berufen, dass der 
verstorbene Benefiziat während seines Aufenthalts an der Kurie 
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gewissermaßen Mitglied der letzteren gewesen und so zum Papste 
in ein ganz spezielles Verhältnis getreten sei, woraus sich dann 
die affectio von selbst ergab. Der weitere Ausbau der Affections- 
fálle hatte keine Schwierigkeiten. Gestützt wird diese Hypothese 
besonders durch die im kanonischen Rechte bekannte affectio 
specialis , die eintrat, sobald der Papst den Willen kundge- 
geben hatte, ein Benefizium verleihen zu wollen. Ein Gegen- 
stück zu der affectio der Benefizien ist die der Ordines. Be- 
reits die Dekretaliensammlung Gregors IX. enthält den Satz: 
»Ordinatus a papa, sine licentia papae, ad superiores ordines non 
promovetur. c. 12 X I, 11. G. hat für die Erklärung der reservatio 
propter vacationem in curia auf die alte Gewohnheit hingewiesen, 
dass der Nachlass der an der Kurie Verstorbenen mit Beschlag 
belegt wurde. Jedoch kann daraus ein Píründenbesetzungsrecht 
nicht hergeleitet werden, da die Píründe in keiner Weise zum 
Nachlasse gehórt. Nur insofern ist diese Tatsache indirekt be- 
weiskräftig, als sie die nahe Beziehung der an der Kurie An- 
wesenden zum Hl. Stuhle, die affectio Sanctae Sedis, bezeugt. 

Im folgenden, dritten Abschnitte »Clemens VII. von Avignon 
und das grosse Schisma in Deutschland« S. 99*—170* hat G. 
auf Grund der von ihm gesammelten und herausgegebenen 
Quellen die kirchenpolitische Stellung der einzelnen deutschen 
Fürsten, Bischöfe, Diözesen, Orden und Klöster zum Gegen- 
papste Clemens VII. näher beleuchtet. Besonders wertvoll sind 
die neuen Aufschlüsse über das Verhalten des Herzogs Leopold Ill. 
von Österreich zu Clemens VII., dem er im Gegensatze zu seinem 
Bruder Albrecht II. duel anhing. Das Ganze zeigt, mit 
welchem schönen Erfolge die inventarisierten Akten für die 
deutsche Kirchengeschichte verwertet werden kónnen. 

Am Schlusse der Einleitung, im vierten Abschnitt S. 171* 
bis 179*, hatsich G. kurz über die Methode der Quellenbearbeitung 
ausgesprochen. Die noch angefügten Nachträge und Berichti- 
gungen S. 179* f. und Siglen S. 180* f. haben bereits unmittelbar 
auf den zweiten Hauptteil, das Repertorium selbst, Bezug. 

Dieses enthält I. einen Status personarum und Il. einen 
Status ecclesiarum et locorum. Im ersten begegnen uns in alpha- 
betischer Reihenfolge alle in den Vatikanischen Registern vor- 
kommenden Personennamen, die auf die deutschen Diózesen Be- 
zug haben, unter Anführung der sie betreffenden Kurialakten. 
Letztere beziehen sich vorwiegend auf die Verleihung von Bene- 
fizien und Expektanzen, ferner von Dispensationen (z. B. für die 
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Eheschliessung), Indulgenzen und Indulten (z. B. für die Abso- 
lution), von Fakultäten (für Legaten, Nuntien und Kollektoren), 
auf Geldforderungen, -obligationen und -zahlungen u. a. m. In 
den meisten Fállen konnte der Betreff mit Hilfe der Siglen ganz 
kurz d. i. mit wenigen Buchstaben, ausgedrückt werden, in 
einigen war eine ausführlichere Darstellung nicht zu umgehen. 
Bei dieser erwies sich der unmittelbare Anschluss an das Original 
am zweckmäßigsten, da die Technik der Register sehr gut aus- 
gebildet ist. 

G. hat den Status personarum nach den Vornamen ange- 
legt, weil mitunter nur diese allein in den Registern genannt 
werden und öfters statt des Familiennamens die Bezeichnung 
des Ortes der Herkunft gebraucht wird. Jedoch ist hiermit der 
Nachteil verbunden, dass dem Status personarum ein Index der 
Zunamen angefügt werden musste. Der Bearbeiter hat sich selbst 
dahin ausgesprochen, dass sich für die folgenden Bände die Ver- 
arbeitung beider Register in eines unter Zugrundelegung der 
Familiennamen empfehlen dürfte. Nach meinen persónlichen Er- 
fahrungen, die ich bei der Bearbeitung der Regesten der Rómi- 
schen Rota gemacht habe, erscheint mir dieses durchaus zutref- 
fend zu sein. Die Benutzung der Personenindices wird dadurch 
erheblich erleichtert. 

Der Status ecclesiarum et locorum enthält nicht nur die 
Kirchen und Orte, von denen in den Registern eigene Kurial- 
akte, z. B. Inkorporationen und Ablassverleihungen, erwähnt 
werden, sondern auch ein Verzeichnis der bereits im Status per- 
sonarum in Verbindung mit den Personennamen genannten Orte. 
Man muss dem Bearbeiter darin beistimmen, dass die Verbindung 
beider Klassen von Orts- und Kirchennamen durchaus angebracht 
war. Nur scheint mir die Bezeichnung »Status ecclesiarum et 
locorum« nicht ganz zutreffend zu sein, ich würde statt dessen 
»Index e. et Le vorziehen, und glaube, dass diese Bezeichnung 
auch für das Personenverzeichnis gebraucht werden kónnte. Denn 
der Name status personarum erweckt den Eindruck, als ob der 
gesamte Personenbestand der betreffenden Lànder oder Diózesen 
aufgezeichnet werde. 

Ich darf das Referat über dieses hervorragende Quellenwerk 
nicht schliessen, ohne der mühe- und entsagungsvollen Arbeit zu 
gedenken, die ihm der Bearbeiter Jahre lang gewidmet hat. Móge 
ihm für die wertvolle Erschliessung der vaterländ. Geschichts- 
und Rechtsquellen aus dem Vatikanischen Archiv der verdiente 
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Dank und die volle Anerkennung zu Teil werden! Alle, die sich 
mit der kirchlichen Orts- und Personengeschichte Deutschlands 
am Ausgange des 14. Jahrhunderts beschäftigen, haben an dem 
Repertorium Germanicum Clementis VII. Avinionensis einen 
Quellenschatz ersten Ranges, an dem niemand achtlos vorüber- 
gehen darf. 

Bonn. | N N. Hilling. 


3. Rundschreiben unseres Heiligsten Vaters Pius X. Autori- 
sierte Ausgabe. Lateinischer und deutscher Text. Zweite 
(Schlu8-)Sammlung. gr. 8° (XXXIV u. 450). Freiburg i. B., 
Herder, 1916. M 9,—. Geb. 10,50. 


Die Herdersche Verlagshandlung zu Freiburg i. B. hat die 
früher erschienenen Einzelausgaben der Erlasse Pius’ X. zu einer 
Sammlung vereinigt, von der jetzt der zweite (Schluss-)Band er- 
schienen ist. Die Ausgabe bietet neben dem lateinischen Texte 
des Originals eine autorisierte deutsche Übersetzung. Zwei Er- 
lassen des Hl. Stuhles (dem Dekret des Hl. Offiziums »Lamenta- 
bili« und der Enzyklika »Singulari quadam«) ist ein erläuterndes 
Hirtenschreiben der deutschen Bischöfe hinzugefügt. Am Schluss 
hat ein dankenswertes Namen- und Sachregister, das für beide 
Bände gilt, die wichtigsten Stichworte zusammengefasst. 

Was den Inhalt der zweiten Sammlung anbetrifft, so enthält 
diese: 1) die Dekrete »Sacra Tridentina Synodus« und »Quam 
singulari« über die häufige Kommunion der Gläubigen und die 
erste Kommunion der Kinder, 2) das Dekret des Hl. Offiziums 
»Lamentabili« über die Verwerfung von 65 modernistischen Lehr- 
sätzen nebst dem Pastoralschreiben der Kölner Bischofskonierenz, 
3) das Apostolische Mahnschreiben »Haerent animo« an den 
katholischen Klerus, 4) die Enzyklika » Communium rerum« über 
den hl. Anselmus, 5) die Enzyklika »Editae saepe« über den 
hl. Karl Borromaeus nebst einer einleitenden Erklärung des »Osser- 
vatore Romano« über die Absicht dieser päpstlichen Kundgebung, 
6) das Dekret »Maxima cura« über die Amtsenthebung der Pfarrer 
im Verwaltungswege, 7) das Motu proprio »Sacrorum Antistitum« 
über die Maßregeln zur Bekämpfung des Modernismus, 8) die 
Enzyklika »Ex quo« über die Wiedervereinigung der orientalischen 
Kirchen mit Rom und die Enzyklika »Jamdudum« über die 
Trennung von Kirche und Staat in Portugal, 9) die Apostolische 
Konstitution »Divino afflatue und das Motu proprio »Abhinc 
duos annos« über die Reform des Rómischen Breviers und das 


154 Rezensionen und Referate 


Breve »Magni faustique« über das Konstantinjubiläum und 10) 
die Enzyklika »Singulari quadam« über die Gewerkschaftsfrage 
in Deutschland nebst dem Pastoralschreiben der Fuldaer Bischofs- 
konferenz. 

Es ist kein Zweifel, dass die Sammlung der wichtigsten 
Erlasse Pius' X. ein sehr nützliches Unternehmen darstellt, das 
allen Bibliotheken der Pfarrhäuser zur Anschaffung empfohlen 
werden kann. Enthält sie doch bedeutungsvolle Kundgebungen 
der obersten kirchlichen Stelle, die vornehmlich aktuelle Tages- 
fragen auf dem Gebiete der kirchlichen Lehre und Disziplin sowie 
der Kirchen- und Sozialpolitik betreffen. Den katholischen Geist- 
lichen und Laien wird darin eine ebenso klare wie sichere Richt- 
schnur für ihr privates und öffentliches Verhalten dargeboten. 
Man möchte wünschen, dass vor allem die Geistlichen die von 
ebenso grosser Entschiedenheit wie tiefer Innerlichkeit zeugenden 
religiösen und religions- und sozialpolitischen Kundgebungen 
des grossen Papstes immer wieder von neuem lesen möchten, 
um sich ihren Inhalt stets lebendig vor Augen zu halten. 

Um vielleicht dem wertvollen Unternehmen für die Zukunft 
nützlich zu sein, möchte ich mir erlauben, auf einige Verbesse- 
rungsvorschläge hinzuweisen. Da der Titel »Rundschreiben« sach- 
lich nicht ganz zutrifft, wie sich aus der obigen Inhaltsangabe 
von selbst ergibt, würde ich dafür die Bezeichnung »Die wichtig- 
sten Erlasse« und lateinisch »Acta praecipua« vorschlagen. Be- 
züglich der »Autorisation« fehlt die Angabe, von wem dieselbe 
ausgeht und welche rechtliche Bedeutung ihr beizumessen ist. 
Anstatt die früheren Einzelausgaben ohne weiteres aneinander- 
zureihen, wäre es zweckmäßig, dieselben mindestefis durch eine 
fortlaufende Paginierung zu verbinden. Dann käme auch der 
komplizierte Schlüssel für die Benutzung des Personen- und Sach- 
registers von selbst in Wegfall. Was die Edition der päpstlichen 
Erlasse im einzelnen angeht, so könnte hier m. E. auf eine 
grössere Einheitlichkeit der Methode mehr Gewicht gelegt werden. 
Ich würde es z. B. begrüsst haben, wenn zu den Dekreten über 
die Erstkommunion der Kinder und die Amtsenthebung der Pfarrer 
im Verwaltungswege ebenfalls die Hirtenschreiben der Fuldaer 
Bischofskonferenz hinzugefügt worden wären. Ebenso dürfte es 
sich empfehlen, wenn die Angabe des Fundortes bei den Väter- 
stellen überall durchgeführt würde. Eine Ausdehnung dieses 
Grundsatzes auf die übrigen Zitate, besonders aus den päpstlichen 
Erlassen, würde ferner der Ausgabe sicherlich nicht zum Schaden 
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gereichen. Selbst die hier veróffentlichten Erlasse sollen den 
Fundort in der amtlichen Publikation, d. i. in den Acta Aposto- 
licae Sedis oder den Acta Pii X an der Spitze tragen, damit der 
Benutzer jederzeit in der Lage ist, auf die Originalausgabe zurück- 
zugreifen. 

Auf die Übersetzung kann ich an dieser Stelle nicht näher 
eingehen. Soweit meine frühere Erfahrung reicht, darf ich aber 
versichern, dass sie im allgemeinen zutreffend ist. Mitunter ist 
die Übersetzung zu wörtlich. Wir gebrauchen z. B. beim Papste 
nicht den Titel »Heiligster Vater«, sondern »Heiliger Vater« und 
reden beim Brevier nicht von einem »Göttlichen Offizium«, son- 
dern einem »Heiligen Offizium«; ferner schickt der Bischof den 
Pfarrern keine »Einladung zum Verzicht«, sondern eine »Auf- 
forderung« zum Verzicht. Auf S. 11 der Konstitution »Divino afflatu« 
steht der Druckfehler Acta s. Sedis statt Acta Apostolicae Sedis. 
Das Breve über das Konstantinjubiläum wird nicht zitiert mit den 
Worten der Adresse »Universis Christifidelibus«, sondern mit 
der Arenga des Textes »Magni faustique«. 

Bonn. N. Hilling. 


4. Theodor Schermann, Die allgemeine Kirchenordnung, früh- 
christliche Liturgien und kirchliche Überlieferung. 11. Teil: 
Frühchristliche Liturgien. 8° (X u. 420). M 18,—. III. Teil: 
Die kirchliche Überlieferung des zweiten Jahrhunderts. 8° 
(VIII u. 171). M 8,40. 

[Studien zur Geschichte und Kultur des Altertums, herausgeg. 
von der Görres-Gesellschaft, IIl. Ergánzungsband.] Paderborn, 
Schóningh, 1915 u. 1916. 


Der erste Teil dieses dreiteiligen Werkes würde bereits in 
Bd. 95, 346 f. dieser Zeitschrift angezeigt. Er enthält eine kritische 
Textausgabe der sog. Apostolischen Kirchenordnung und der 
sog. Ágyptischen Kirchenordnung, die der Herausgeber unter 
dem Gesamttitel »Die allgemeine Kirchenordnung« zusammenfasst. 

In den beiden folgenden, jetzt vorliegenden Teilen hat der 
unermüdliche Patristiker der Münchener Universität gewisser- 
maßen einen grosszügigen wissenschaítl. Kommentar zum Text- 
bande zu liefern versucht. Er hat zunüchst im Anschlusse an 
die Ägyptische Kirchenordnung, die er für ein Denkmal des ` 
beginnenden 2. Jahrhunderts ansieht und deren ersten Teil er 
sogar auf Papst Klemens l. zurückführt (vgl. seine Schrift, 
Ein Weiheritual der rómischen Kirche am Schlusse des ersten 
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Jahrhunderts, 1913), die gesamte Entwicklung der kirchlichen 
Liturgie des Gottesdienstes und der Sakramente dargestellt. Der 
erste Abschnitt behandelt die Erteilung der Ordines, der zweite 
die frühchristliche Taufe und die im Anschlusse daran gespendete 
Firmung, der dritte das Bufsakrament, der vierte die Abendmahls- 
liturgie, der fünfte den Wortgottesdienst und seine Bestandteile 
(Lesung, Predigt, Gebetsarten, kirchliche Feste und christliche 
Gebetszeiten und Gebetsriten). Als Einleitung ist eine grund- 
legende Abhandlung über den Kirchenbegriff und die älteste 
Ámterverfassung voraufgeschickt, die auch für das Kirchenrecht 
von Bedeutung ist. So bemerkt der Verfasser z. B. S. 47, dass 
die Diakonissen keine Weihe empfingen und es daher unange- 
bracht sei, von weiblichen Klerikern zu sprechen. Das altkirch- 
liche Recht, wonach der Bischof seinen Klerikern ihre Einkünfte 
nach Gutdünken zuweisen konnte, wird daraus abgeleitet, dass 
ersterem die Opfergaben der Gläubigen dargebracht werden 
mussten. S. 93. Der Verfasser erblickt hierin die Anfánge des 
kirchlichen Benefizienwesens; ich würde jedoch den Ausdruck 
» Benefizienwesen«, der speziell germanischen Ursprungs ist, lieber 
vermeiden und statt dessen den älteren rómischrechtlichen Aus- 
druck »Stipendienwesen« gebrauchen. 

Der .dritte Teil ist der frühchristlichen Lehrüberlieferung ge- 
widmet. Sch. vertritt die Ansicht, dass neben der rituellen Über- 
lieferung eine in bestimmte (schriftliche) Formen geprägte Über- 
lieferung der christlichen Glaubens- und Sittenlehren einherlief, 
die namentlich für die Zwecke des Katechumenenunterrichts ver- 
wendet wurde. Ausser dem Apostolischen Symbolum sei vor 
allem das sog. Kerygma der wesentlichste Bestandteil dieser 
Lehrüberlieferung gewesen. An der Hand der Quellen wird der 
Inhalt des moralischen und dogmatischen Kerygma ausführlich 
dargelegt. 

Obwohl die Hypothese Schermanns von dem christlichen 
Weiherituale der römischen Kirche aus dem ersten Jahrhundert 
vielfach Widerspruch bei den Fachgenossen hervorrief, hat ersterer 
auch in dem neuen Werke an seinem Standpunkt festgehalten 
und denselben durch die Hypothese von der dogmatischen Über- 
lieferung noch weiter ausgebaut. Es ist an dieser Stelle weder 
möglich noch nötig, zu den Traditionstheorien des Verfassers ein- 
gehend Stellung zu nehmen. Diese stehen im schärfsten Gegen- 
satze zu den Hypothesen der sog. religionsgeschichtlichen 
Forschung und basieren auf dem Grundgedanken, dass die christ- 
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lichen Gemeinden in der Urkirche ihren Ritus und ihre Lehren 
an der Hand der täglichen Praxis in Gottesdienst, Sakramenten- 
spendung und Unterricht ausgebildet haben, in konsequenter An- 
lehnung an die alttestamentlichen Vorbilder und unter Zugrunde- 
legung der Lehren des Herrn und der Apostel in den kanoni- 
schen Schriften des Neuen Testaments. 

Bonn. N. Hilling. 


5. Aug. Paul Leder, Acht Vorträge über das älteste Synodal- 
recht der päpstlichen Gerichtshoheit. Eine historisch-dog- 
matische Studie, zugleich ein Beitrag zur Gesellschaitslehre. 
89 (IV u. 151). Wien und Leipzig, Wilhelm Braumüller, 1915. 
M 8,—. 


Seitdem Johannes Friedrich in zwei Abhandlungen, die in 
den Jahren 1901 und 1902 in den Sitzungsberichten der Münchener 
Akademie der Wissenschaften erschienen sind, die Echtheit der 
Kanones von Sardica (343) bestritten hatte, hat sich die Forschung 
immer wieder mit denselben eingehend beschäftigt (vgl. z. B. 
diese Zeitschrift, Bd. 85, S. 3—19). Während anfänglich die 
Beweisführung Friedrichs nicht unerheblichen Eindruck machte 
und daher die Unechtheit der sardicensischen Kanones vielfach 
als erwiesen betrachtet wurde, verstärkte sich mit der Zeit mehr 
und mehr der Widerspruch gegen Friedrichs Hypothesen, die 
übrigens von Anfang an keineswegs ausschliesslich bloß von katho- 
lischen Gelehrten, sondern z. B. auch von einem so ausgezeich- 
neten Kenner der Kirchenrechtsquellen des christlichen Altertums 
wie Ch. H. Turner abgelehnt worden waren. Und so steht heute 
die Sache so, dass ganz überwiegend die Echtheit der sardi- 
censischen Kanones, also auch der auf die päpstliche Gerichts- 
hoheit sich beziehenden Kanones, auf die sich begreiflicherweise 
das Interesse hauptsächlich richtete, angenommen wird. Pierre 
Batiffol konnte daher in seinem Werke »La paix Constantinienne 
et le catholicisme«,. der Fortsetzung von »L'église naissante et le 
catholicisme«, das er mir wenige Tage vor Ausbruch des Krieges 
zusandte, nicht mit Unrecht die sardicensischen Kanones ohne 
weitere Erörterung in dem achten Kapitel, das sich mit dem Ver- 
hältnis des Papsttums zum Konzil von Sardica befasst, als echt 
verwerten. — Trotzdem sind aber neue Untersuchungen über 
diese Dinge keineswegs überflüssig. Denn einmal geben die 
Kanones und ihre eigenartige Geschichte genug Rätsel auf, und 
ausserdem herrscht auch bei den Forschern, die sich in der 
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Überzeugung von der Echtheit der Kanones von Sardica be- 
gegnen, in der Begründung ihres Standpunktes keineswegs Ein- 
helligkeit. So war z. B. Gregor Ritter von Hankiewicz in einem 
längeren Aufsatz der Zeitschrift der Savignystiftung für Rechts- 
geschichte, Kanonistische Abteilung Bd. II (1912), S. 44 ff. für 
die Echtheit der Kanones von Sardica eingetreten und hatte sich 
vor allem bemüht, die Ursprünglichkeit der griechischen Text- 
fassung der Kanones zu erweisen. Der Verfasser der vorliegen- 
den Arbeit, der gleichfalls entschieden die Echtheit der Kanones 
verficht, lehnt nun die Beweisführung und das vermeintliche 
Hauptergebnis der Studie von Hankiewicz durchaus ab. — Das 
zeigt schon, dass eine neue Untersuchung unsers Problems keines- 
wegs überflüssig war, und es muss gleich das Gesamturteil bei- 
gefügt werden, dass die vorliegende tiefeindringende Studie einen 
erheblichen Fortschritt bedeutet, und das geheimnisvolle Dunkel, 
das die sardicensischen Kanones umgibt, erfolgreich aufzuhellen 
unternimmt. Der Verfasser begnügt sich nämlich nicht, die Un- 
haltbarkeit der gekünstelten Theorien Friedrichs zu erweisen, die 
schliesslich die Annahme von »Schutzfälschungen zu den Schutz- 
fälschungen der unechten Nicáakanones« (S. 85) nötig machen, 
und die Friedrichs Behauptung zuwider doch nicht die Rätsel 
der Sardica-Kanones zu lósen vermógen — derartige zutreffende 
Kritik an Friedrichs verwickelten Aufstellungen ist ja auch schon 
von anderer Seite, wie z. B. von F. X. Funk geübt worden; sein 
Verdienst ist es vielmehr, dass er eine gründliche, allseitige, mit 
methodischer Vorsicht geführte Untersuchung der sardicensischen 
Kanones vorlegt und auf der Grundlage der Echtheit der Kanones, 
für die schon die handschriftliche Überlieferung zeugt, eine Lósung 
aller Rátsel und Schwierigkeiten, die sie darbieten, unternimmt. 
Mógen immerhin weitere Untersuchungen unseres Problems in 
Einzelheiten noch mehr Aufklárungen bringen, und mag man über 
die Beweiskraft einzelner Argumente und Ausführungen des Ver- 
fassers anderer Meinung sein kónnen, im allgemeinen hat seine 
Studie nach meiner Meinung den rechten Weg zur Lósung des 
Problems gewiesen und uns derselben bedeutend näher gebracht. 

Im einzelnen den Gang der Untersuchung zu schildern, die 
in die innere und áussere Geschichte des Formalrechtes von Sardica 
gegliedert ist, würde zu weit führen; es seien nur mit wenigen 
Worten die wichtigsten Ergebnisse zusammengestellt. Das Konzil 
von Sardica, dessen Teilnehmer, ein grosser und theologisch 
hochstehender Kreis von Bischófen aus allen Gegenden der Kirche, 


Leder, Acht Vorträge über das älteste Synodalreht usw. 159 


den Kern des römischen Anhanges um das Jahr 343 bilden, 
fühlte sich, obwohl ohne ökumenischen Charakter, doch als all- 
gemeine Synode, und wollte trotz seiner Teilnatur allgemeines 
Recht schaffen, weil die Konzilsteilnehmer nach Weggang der 
Eusebianer sich als »römisches Konzil« betrachteten, und unter 
dem Einfluss rómischer Doktrinen sich für berufen erachteten, 
Fragen der allgemeinen Kirche zu lösen; demgemäß entspricht 
das vom Konzil in den Kanones ausgesprochene Dekret seinem 
Inhalt nach rómischen Glaubensdoktrinen und Anschauungen, wo- 
mit es sich sehr wohl verträgt, dass das Recht von Sardica in 
seiuer Form afrikanische und illyrische Provinzialeigentümlichkeiten 
aufweist. Eine Folge dieses römischen Charakters der Synode 
ist es ferner, dass das Kanonesprotokoll von der Synode lateinisch 
abgefasst wurde; aber es wurde von der Synode selbst im 
Interesse ihrer zahlreichen, des Lateinischen nicht mächtigen Mit- 
glieder aus den Orten des Reiches eine griechische Übersetzung 
der Kanones hergestellt, die zugleich den besonderen Verhält- 
nissen des kirchlichen Lebens im Osten durch die Berücksichti- 
gung der Metropolitanverfassung angepasst war. Mit dieser Er- 
klárung der doppelten Textüberlieferung der Kanones kehrt der 
Verfasser zu der alten, von den Brüdern Ballerini vertretenen 
Annahme zurück, die dann auch Hefele in seine Konzilien- 
geschichte übernommen hatte. Es wáre noch beizufügen, dass 
diese Doppelsprachigkeit der Kanones dem Konzil von Sardica 
eine wichtige Stelle in dem Entwicklungsprozess der sich all- 
mählich anbahnenden Trennung der abendländischen und der 
morgenlándischen Kirche zuweist, worauf übrigens auch Leclercq 
(Hefele-Leclercq, Histoire des conciles I, 2 (Paris 1907), 759 !) aui. 
merksam macht. — Für sehr wahrscheinlich hàlt es Leder auch, 
dass die Bezeichnung der sardicensischen Kanones als nicánische 
in der ältesten handschriftlichen Überlieferung auf die Synode 
selbst zurückgehe: Rom habe wohl die Anregung gegeben, das 
nicänische Recht im Grundgedanken römischer Glaubensdoktrinen 
in einigen Zusatzkanones zu erläutern; und inhaltlich seien ja 
die Kanones von Sardica nur erweiternde oder beschränkende Aus- 
legungen nicänischen Rechtes, durchgeführt an den Grundideen 
“römischer Theorien (S. 109). — Die auf den ersten Blick befremd- 
liche Tatsache, dass das in den sardicensischen Kanones ent- 
haltene Prozessrecht über die Gerichtsbarkeit des römischen 
Bischofs in der Folge keine Anerkennung gefunden hat, sondern 
dass das Strafverfahren gegen Bischöfe sich tatsächlich anders 
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gestaltete, wird vom Verfasser wie folgt erklärt: Sardica als ein 
Teilkonzil, wenn freilich auch ein solches besonderen Charakters, 
konnte kein gemeines Recht schaffen; der »nichtrómische Kreis«, 
eine starke und einflussreiche Opposition, wollte von einem 
solchen Recht nichts wissen, aber auch seitens des römischen 
Kreises ließ man die Geltung fallen: »Denn an und für sich lagen 
nach seinem Standpunkt nur Ausführungsbestimmungen vor, die 
an dem grossen Grunde machtvoller góttlicher Rechtsansprüche 
unendlich wenig zu bedeuten hatten. Was lag daran, ob sie be- 
standen oder verloren gingen. Allein, was entscheidend war, 
diese Ausführungsbestimmungen erschienen Rom sofort als völlig 
ungenügend. Rom dachte weiter. Ihm war die Beschránkung 
seiner Gerichtsbarkeit durch auswärtige Synoden nur lästig. Rom 
strebte nach persönlicher Rechtsprechung in solchen Kriminal- 
prozessen. In diesem Streben waren die Kanones von Sardica 
nur hinderlich. Das Recht von Sardica war dem Untergang von 
allem Anfang an geweiht. Nicht der grosse Unterschied zwischen 
der synodalen Gesetzgebung des Westens und Ostens, nicht 
die Tatsache, dass an der Wende des 4. und 5. Jahrhunderts die 
abendländischen Kodices -synodalrechtlichen Inhalts örtlich und 
zeitlich keine Berührung mehr gehabt hätten mit der Gesetz- 
gebung von Sardica, ist der Grund des Verschwindens derselben 
aus dem Gedächtnisse des Westens, sondern der Wille Roms 
selbst, (S. 40 f.). 

Von Einzelheiten sei angemerkt, dass S. 56 die Bulle »Unam 
sanctam« fälschlich ins Jahr 1298 angesetzt wird, und dass die 
Lektüre hier und da durch unnótige Fremdwórter und nicht immer 
glückliche Wortbildungen erschwert wird, wenigstens für die 
weiteren Kreise (S. 4), an die der Verfasser als Leser gedacht hat. 
Den Kanonisten wie den Kirchenhistorikern darf das freilich nicht 
von dem Studium der sehr beachtenswerten Arbeit abhalten. 

Breslau. F. X. Seppelt. 


6. Hamilcar S. Alivisatos, Die kirchliche Gesetzgebung des 
Kaisers Justinian I. [Neue Studien zur Geschichte der Theo- 
logie und der Kirche, herausgeg. von N. Bonwetsch u. R. See- 
berg 17]. 8? (VIII u. 131). Berlin, Trowitzsch & Sohn, 1913. 
M 5,60. 


Das vorliegende durch Hauck angeregte Buch mit seinem 
für den Fachinteressenten verlockenden Titel habe ich nicht ohne 
Enttáuschung aus der Hand gelegt. Das System des justinian- 
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schen Kirchenrechts herauszuarbeiten, wäre eine wünchenswerte 
und schwierige, aber verlockende Aufgabe. Aber was bietet der 
Verfasser? Eine rein äussere Zusammenstellung der kirchlichen 
Gesetzgebung Justinians und zwar zunächst »für innere An- 
gelegenheiten oder Glaubenssachen« und »für äussere Angelegen- 
heiten der Kirche«. Daran schliessen sich die Gesetze zur Ver- 
sitlichung des Klerus. Der zweite uns hier besonders interessi- 
rende Teil enthält also die Verfassungsfragen, denen sich ein Ab- 
schnitt über Kirchen und Kirchenvermógen anschliesst. Dazu 
zwei Kapitel über Mónchtum und über Kirche und Staat. Zwar 
ist am Schlusse ein, übrigens nicht vollständiges Verzeichnis der 
Literatur angefügt, aber sie ist, gerade in diesem Teil soviel wie 
nicht verwertet. Pfannmüllers Schrift bekam der Verfasser, wie 
er versichert, erst nach Fertigstellung der Arbeit zu Gesicht. 
Die Literatur für die einzelnen Materien scheint A. geflissentlich 
ignoriert zu haben. Es fehlt jeder Versuch, die aufgeworfenen 
Fragen in grössere Zusammenhänge hineinzustellen. Worauf etwa 
die Verfügungen Justinians zurückgehen können, auf welchen 
Grundlagen sie aufbauen, wie die Verhältnisse nach der zeit- 
genössischen Literatur lagen, vor allem aber, in welchen Be- 
ziehungen die einzelnen Gesetze zu den Kanones der kirchlichen 
Synoden stehen, welche Fernwirkung sie hatten, — darüber weiss 
À. nichts zu berichten. Man vergleiche nur einmal Knechts auf- 
schlussreiche Darstellung über das Kirchenvermögensrecht Justinians 
mit dem hier gebotenen Gerippe. Dass bei diesen Voraus- 
setzungen die neueren Problemstellungen über das griechische 
Mónchtum, wie sie namentlich Holl aufgeworfen hat, nicht be- 
rührt werden, kann uns nicht wundern. Welche Beziehungen das 
Mönchtum, das »keinerlei Seelsorge übte«, zum Bußwesen hatte, 
das doch sicher auch zur Seelsorge gehörte, ist allerdings aus 
Justinian allein nicht zu ersehen. Von der Literatur über die 
Ehe, soweit sie Justinians Zeit betrifft, hat A. offenbar keinen 
Schimmer. »Auffallend ist, dass in den zahlreichen Gesetzen 
über die Ehe diese nicht als in direkter Beziehung zur Kirche 
erwähnt wird, was zeigt, dass der spätere Begriff des Sakramentes : 
der Ehe noch nicht in Geltung stand.« Also weil bei Justinian 
nichts steht, wusste man damals noch nichts von einer kirchlichen 
Form der Eheschliessung, obwohl doch gerade diese im Osten 
wie im Westen mehrfach bezeugte Praxis (Gregor von Nazianz) 
dazu führte, dass eine Novelle Leos des Philosophen (893) sogar 
die Giltigkeit der Ehe an die kirchliche Einsegnung knüpfte, gar 
11 


Archiv für kath. Kirchenrecht, XCVII. 1. 


162 Rezensionen und Referate 


nicht zu reden von den durch Augustinus wiederholt bezeugten 
und vom Bischof beim Eheabschluss unterzeichneten Tabulae 
nuptiales. Natürlich stehen bei dieser Art der Methode auch die 
Ausführungen über die verfassungsgeschichtlichen Teile ganz iso- 
liert da; weil »der Beitiov und änırndsısrepos tij Endorf xal cà 
xpíuatt Tod yetpotovouvtos zum Bischof ordiniert wird, daher der 
Schluss, »dass die definitive Bestätigung des Bischofs noch nicht 
der König, sondern der Metropolit hatte (I). Zwar nennt Justinian 
den Bischof von Rom »Haupt aller Priester«, sagt ferner, dass 
alle Priester dem römischen Bischof unterstehen und gehorchen 
(omnes sacerdotes universi orientalis tractus et subicere et unire sedi 
vestrae sanctitatis), zwar »ergibt sich, dass Justinian mit der Ein- 
heit der Kirche immer den Gedanken an die Einheit mit Rom 
verband«, — aber »das sind bloße Redensarten und Komplimente 
für den occidentalischen Patriarchen« (I). Welche Fragestellungen 
sich aus den Verfügungen Justinians über die Privatoratorien er- 
geben, hat A. nicht erkannt. Die Darlegungen über die Sittlich- 
keit und das Leben des Klerus sollten auch durch andere zeit- 
genóssische Quellen belegt sein. — Es ist nicht in Abrede zu 
stellen, dass die Zusammenstellung A's wertvolle Dienste leisten 
kann, allein ein solches Thema sollte man von einem Anfänger 
überhaupt nicht bearbeiten lassen. 


Freiburg i. B. E. Göller. 


.7. Gustav Wolf, Quellenkunde der deutschen Reformationsge- 
schichte. 2. Band, I. Teil; Kirchliche Reformationsgeschichte. 
89 (XVI u. 362). Gotha, Perthes, 1916. M 12,—. 


In rascher Folge liess der Verfasser den 1. Teil des zweiten 
Bandes?) seines gross angelegten Werkes erscheinen. Hier be- 
findet er sich auf dem Boden des von ihm selbst wissenschaft- 
lich bebauten Gebietes; die Quellenkunde tritt hier neben der 
Bibliographie etwas stärker als früher in den Vordergrund. Doch 
kommt auch letztere ausgiebig zum Wort, wobei der persönliche 
Standpunkt des Verfassers sich nicht immer im Sinne einer ge- 
klärten Objektivität geltend macht. Wenn Denifle umfassende 
Gelehrsamkeit namentlich auf dem Gebiete der theologischen 
Literatur und seinem Werke eine grosse Bedeutung für die Luther- 
forschung zugesprochen, andererseits aber das Ganze als »eine 
ziemlich bunt zusammengewürfelte Notizensammlung« charakteri- 


1) Vgl. die Besprechung des 1. Bandes in dieser Zeitschrift 95, 693 ff. 
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siert wird, so sind das Urteile, die sich nicht zusammenreimen 
lassen und der Verfasser scheint Denifle in Wirklichkeit doch 
höher einzuschätzen, denn sonst hätte er dem Buche nicht drei 
Seiten gewidmet, während die hervorragenderen neueren pro- 
testantischen Biographen Luthers mit wenigen Zeilen besprochen 
werden. Wer sich vollends über Grisars Luther kurz orientieren 
will, wird aus W’s Quellenkunde kaum etwas von Belang ent- 
nehmen können. Im einzelnen wird sich eine Würdigung des 
mit grossem Fleiss und in ruhiger Darstellung geschriebenen Buches 
erst empfehlen, wenn das Ganze abgeschlossen ist. Inhaltlich 
bespricht der Verfasser mit reichem Literaturapparat zunächst die 
Visitationen, Kirchenordnungen, Bekenntnisschriften, Katechismen 
und Predigten; daran reihen sich die Ausführungen über Luther, 
Melanchthon, Zwingli und Calvin, in der Weise, dass die Biblio- 
graphien und Gesamtausgaben vorangestellt sind, woran sich 
dann die übrigen Quellen wie die Literatur anschliessen. Die 
Einteilung ist trotz mancher Schwierigkeiten übersichtlich, so 
dass das Werk dem Benützer gute Dienste leisten wird. 


Freiburg i. B. | E. Göller. 


3. Anton Nies, Die Kirchenbaulast im früheren Kurfürstentum 
Köln unter besonderer Berücksichtigung des Herzogtums 
Westfalen. Gemäß den kölnischen Synodalstatuten von 1662 
und der lex Clementina von 1715. 8° (VI. und 148). Pader- 
born, Schóningh, 1916. M 4,—. 


Zu den »ununterbrochenen Gewohnheiten oder Provinzial- 
gesetzen«, die nach $ 710 Teil II Titel 11 des Preuss. Allgem. Land- 
rechtes in ihrer verpflichtenden Kraft bestehen bleiben, gehören auch 
die Bestimmungen des kurkólnischen Rechtes über die Regelung der 
kirchlichen Baulast. Sie sind zum grössten Teil niedergelegt in 
den kölnischen Synodalstatuten vom J. 1662 und in der Ordinatio 
Clementina vom 28. August 1715. | 

In der bisherigen Literatur fanden sich nur in allgemeinen 
Umrissen gehaltene Ausführungen über dieses kurkölnische Pro- 
vinzialrecht. Erst Linneborn verdanken wir eine eingehende 
Darstellung einer Einzelfrage dieses Gebietes. [Linneborn, Die 
Kirchenbaupflicht der Zehntbesitzer im früheren Herzogtum West- 
falen. Paderborn, 1915 !).] 

Es ist daher bei der ebenso wissenschaftlichen wie höchst 


1) Vgl. die Besprechung von N. Hilling in dieser Zeitschrift 95, 702 ff. 
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praktischen Bedeutung dieser Frage zu begrüssen, dass nunmehr 
A. Nies, Pfarrer und Dechant in Velmede (Ruhr) den Versuch 
gemacht hat, das Gesamtgebiet der Kirchenbaupflicht im früheren 
Kurfürstentum unter besonderer Berücksichtigung des Herzogtums 
Westfalen zu behandeln. 

In der Einleitung gibt der Verfasser einen kurzen Ueberblick 
über die Entwickelung der gemeinrechtlichen Bestimmungen über 
die Kirchenbaulast, die durch die tridentinische Gesetzgebung 
zu einem gewissen Abschluss gekommen sind. Seinen Grund- 
gedanken nach mit dem Tridentinum übereinstimmend, im ein- 
zelnen aber verschieden davon ist das kólnische Partikularrecht. 

Dem ausführenden Teil der Arbeit werden die beiden oben 
genannten Hauptquellen des kólnischen Provinzialrechtes zu Grunde 
gelegt. Eine wohlgelungene Übersetzung der einschlägigen 
Stellen dient dazu, das Verständnis der in manchen Teilen un- 
klaren und schwer zu verstehenden Verordnungen zu erleichtern. 

Durch die Interpretation der wichtigsten Ausdrücke werden 
wir bekannt gemacht sowohl mit den Subjekten, die zur Baulast 
verpflichtet sind, als auch mit den einzelnen Objekten der Bau- 
pilicht. Besonders eingehend befasst sich die Arbeit mit dem 
Rechtsinstitut der Inkorporation und dessen vermógensrechtlichen 
Folgen, die namentlich bezüglich der Baulast in die Erscheinung 
treten. In einem Anhang sind die durch den Reichsdeputations- 
hauptschluss vom J. 1803 säkularisierten Klöster des Herzog- 
tums Westfalen und die ihnen inkorporiert gewesenen Pfarreien 
zusammengestellt. | 

Soviel über den Inhalt der Arbeit. Was ihre Kritik anbe- 
trifft, so vermisst man eine Untersuchung über den Zustand des 
kölnischen Gewohnheitsrechtes vor dem Jahre 1662. Denn da 
die Diözesansynode des genannten Jahres wie auch die spätere 
Clementina kein neues materielles Recht schaffen wollen, sondern 
die alten Gewohnheiten feierlichst bestätigen und einschärfen, so 
sind die Ausdrücke, deren diese Gesetze sich bedienen, nur zu 
verstehen, wenn man ältere Quellen, namentlich die alten Visi- 
tationsprotokolle, die Weistümer und die Statuten der früheren 
Dekanate zu Rate zieht. 

Ebenso leidet die Arbeit an dem Mangel, dass bei der Be- 
weisführung nur die staatliche Judikatur des 19. Jahrhunders be- 
nutzt wird. Ein wirkliches Bild über die praktische Handhabung 
des kölnischen Provinzialrechtes lässt sich nur gewinnen, wenn 
man älteres archivalisches Material, z. B. Sentenzen der Kur- 
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kölner geistlichen und weltlichen Gerichte sowie Visitationsrezesse, 
Anordnungen des früheren Erzbischóflichen Generalvikariates zu 
Grunde legt. Der Interpretation des Verfassers, dass in der 
Clementina »communitas« und »populus« eine verschiedene Be- 
deutung haben, können wir nicht beistimmen. Die älteren Quellen 
brauchen beide Ausdrücke promiscue. Zum Bau und zur Unter. 
haltung des Turmes und der Abhänge müssen im Kurfürstentum 
Köln nicht nur die Pfarrorte, sondern alle innerhalb des Pfarr- 
distriktes. gelegenen Ortschaften beisteuern. Um nur ein Bei- 
spiel dieser Observanz zu erwähnen, sei hingewiesen auf die Be- 
stimmung in den Statuten des Archidiakonates Xanten, die besagt: 
»Item ordinat, quod si in aliqua parochialium Ecclesiarum nostri 
Decanatus defectus fuerit aut evenerit communitatem respiciens 
debent omnes vicini ilius parochiae huiusmodi defectum simul 
supplere, quamvis aliquae villae parochialis Ecclesiae proprias 
habeant capellas«. In den Statuten der Neusser Christianität sind 
die »vicini« gleichbedeutend mit den »parochiani« : »vicini vero seu 
parochiani turrim et appendices Ecclesiae restaurare et concurrere 
tenentur«. N. hat die Frage, ob diese Baulast ein onus personale 
oder reale sei bezw. ob auch die Forensen gewohnheitsrechtlich 
heranzuziehen sind, nur kurz gestreift und unentschieden gelassen. 
Ein archivalisches Quellenstudium gibt zu erkennen, dass die 
kirchl. Baulast als onus reale behandelt wurde. 

Der Verfasser weist S. 49 der politischen Gemeinde auch 
das »tabulatum« zu, was sich indessen aus der Clementina nicht 
begründen lässt. Im Eingang der Clementina findet sich der 
Ausdruck »tabulatum« in Verbindung mit »ecclesiarum«. Da unter 
ecclesia hier nur navis zu verstehen ist, gehórt auch das »tabu- 
latum« zu den Lasten des Dezimators. S. 51 lässt der Verfasser 
alle Zehnten nur kirchlichen Ursprungs sein, sodass die Frage, 
ob die Inhaber der Zehnten weltlicher Herkunft auch unter die 
»decimatores totius parochiae« fallen, nicht erórtert wird. Diese 
Aussetzungen, die wir an der Arbeit machen zu müssen glaubten, 
sollen ihren Wert nicht herabmindern, sondern zur Klärung und 
Anregung dienen. 

Kóln. H. Müssener. 


9. Paul Honigsheim, Die Staats- und Sozial-Lehren der fran- 
zösischen Jansenisten im 17. Jahrhundert. 8° (219). Heidel- 
berger phil. Diss. Heidelberg, Pfeffer, 1914. 

Die Arbeit zeugt von grosser Literaturkenntnis und Belesen- 
heit und von ausserordentlichem Fleiss. Sie ist der Ausschnitt 
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aus einem geplanten grósseren Werke, das die Vorgeschichte der 
französischen Aufklärung behandeln soll. Hervorgegangen ist die 
Studie aus der Schule von Max Weber. Wie dieser in mehreren 
umfassenden Studien den Einfluss der religiösen Überzeugung 
auf die soziale Weltanschauung und Betätigung darzulegen sucht, 
so unternimmt es hier Honigsheim, aus den Schriften der Jan- 
senisten ihre Staats- nnd Soziallehre herauszuschälen. An und für 
sich ist eine solche Arbeit nur zu begrüssen. Unbedingte Vor- 
aussetzung aber wäre eine doppelte wissenschaftlich klare und 
scharfe Feststellung: Einmal die der spezifisch jansenistischen 
Lehre überhaupt, sodann die des geschichtlichen sozial-politi- 
schen Verhaltens der Jansenistengemeinschaft. In beiden Grund- 
voraussetzungen lässt uns vorliegende Arbeit grossenteils im 
Stich. Bezüglich des sozial-politischen Verhaltens der Jansenisten 
beschränkt sich der Verfasser auf nichtsbeweisende gelegentliche 
Hinweise auf das Benehmen einzelner jansenistischer Personen. 
So z. B. wird S. 141 zum Beweis der Berufsauffassung der Jan- 
senisten erwähnt, dass Pascal für sich keinen Beruf ausgeübt 
habe, sondern nur privater Schriftsteller gewesen sei! 

Bezüglich der Feststellung der Soziallehre der Jansenisten 
aus ihren Schriften unterlaufen dem Verfasser sehr schwere wissen- 
schaftliche Fehler. So beachtet er in den meisten Fällen nicht, 
was spezifisch jansenistische und was allgemein katholische Lehre 

ist, z. B. SS. 21. 22. 70. 71. 72. 75. 124. 136. 141. 143. 147 etc. 
Honigsheim gibt da deshalb die Lehre als jansenistische aus, ein- 
fach weil jansenistische Schriftsteller auch sie geschrieben haben. 
Sodann argumentiert der Verfasser aus den  jansenistischen 
Schriften gar zu gern mit dem Umstande, dass sie etwas nicht 
gesagt haben. Wie kann man aber aus ihrem Schweigen, zumal 
es sich um keine vollstándigen, ausgesprochenen Systeme der 
Staats- und Soziallehren handelt, wissenschaftlich einfach die Ver- 
neinung einer Lehre herauslesen! Ferner verfällt der Verfasser 
sehr oft dem Fehler der Verallgemeinerung und Schablonisierung. 
Insbesondere geschieht dies bezüglich der Berufsethik, an die der 
Verfasser mit der Max Weberschen Schablone herantritt und darauf 
seine ganze Theorie aufbaut. Infolgedessen bestreitet Honigsheim 
ohne Weiteres nicht bloß dem Jansenismus, sondern auch dem 
Katholizismus eine für alle verbindliche Berufsethik. Sein Argument 
S. 147 z. B. lautet: »Von einer Allgemeingültigkeit der Berufs- 
ethik (bei Bourdaloue, Massilon, Franz von Sales) vernehmen 
wir nichts. Es ergibt sich somit, dass diese nicht für alle ver- 
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pflichtend ist.« (! In der nachtridentinischen Kirche würde der 
Beruf betrachtet »als eine freigelassene Sphäre des Egoismus« 
(S. 148) etc. Schliesslich sind dem Verfasser auch eine An- 
zahl anderer Unrichtigkeiten mit unterlaufen. S. 13 redet 
Honigsheim noch davon, dass der Staat von Augustinus als 
teuflisches Wesen bezeichnet werde, während doch z. B. Maus- 
bach, die Ethik des hl. Augustinus S. 331 I. Bd. ihn eines Besseren 
hätte belehren können. Vergl. auch Troeltsch, Augustin, die christ- 
liche Antike und das Mittelalter 1915, S. 130. Bei der Aufzáhlung 
der Duellgegner S. 92 hätte der grosse hl. Vinzenz von Paul nicht 
übersehen werden dürfen. Wenn Honigsheim S. 122 sagt, er 
habe noch nicht gehórt, dass sich die alten christlichen Anacho- 
reten der christlichen Liebestätigkeit befleissigt haben, so sei hier 
nur Z. B. auf das Lausiakon hingewiesen. 
Heimbach bjFreiburg i. B. Franz Keller. 


10. Deutscher Rechtsfriede. Beitráge zur Neubelebung des Güte- 
verfahrens, herausgegeben von Oberlandesgerichtsrat R. Dein- 
hardt in Jena. 8° (X u. 256). — Leipzig, A. Deichertsche 
Verlagsbuchhandlung (Werner Scholl), 1916. M 4,50. 


l. Seit dem Beginn des Weltkrieges mit seinen gewaltigen 
Erschütterungen des Rechts- und Wirtschaftslebens wird der »vor- 
beugenden Rechtspflege« besondere Aufmerksamkeit zugewandt. 
In zahllosen Aufsätzen und Schriften sind Probleme der »juristi- 
schen Prophylaxis« erörtert worden. Bricht sich. doch in immer 
weiteren Kreisen die Erkenntnis Bahn, dass es für den Juristen 
wie für den Arzt die schönste und grösste Aufgabe ist: die Ent- 
stehung der Krankheit (des Übels) zu verhüten. Allerdings fehlt 
bislang auch der bescheidenste Versuch einer grosszügigen Dar- 
stellung der Bedeutung der »vorbeugenden Rechtspflege« für 
sämtliche Rechtsgebiete. Und auch im Reattsunterrichte') wurde 
diesen Problemen viel zu wenig Beachtung geschenkt... am 
meisten noch im Straf- und Verwaltungsrecht, während das Zivil- 
recht (im weitesten Sinne) fast völlig leer ausging. Aber die Not 
der Zeit wird hier Wandel schaffen. Die warmen Worte des öster- 
reichischen Justizministers Franz Klein: 

»Es darf aber auch nicht vergessen werden, wie sehr die 

Menschen in den Bedrängnissen des Krieges sich nach einem 
Strahl von Milde und Mitleid, nach einem versöhnenden 


1) Vgl. P. Klein, Rechbunternient und vorbeugende Rechtspflege, LZ. 
X 1280-1384. d m 
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Klang sehnen, und wie sehr daher der Gedanke der FZrsorge 
und Pflegschaft, der in der modernen Auffassung des Rechtes 
und der Gerechtigkeit immer mehr hervortritt, gerade im 
Kriege das Walten der Justiz durchdringen sollte. Sie muss 
mit anderen Worten im Kriege mehr als sonst neben dem 
Schwerte ihr Rotes Kreuz haben,« 
haben in weitesten Kreisen Widerhall gefunden, und v. Lifts?) 
Verlangen nach der »Ausarbeitung der Grundzüge für eine ge- 
meinsame Kriminalpolitik der Mittelmáchte« legt die Frage nahe, 
wie weit die Probleme der »juristischen Prophylaxis«, die heute 
uns beschäftigen, eine internationale Bedeutung haben, und deren 
einheitliche Lösung für Mitteleuropa möglich ist.?) — Ein grosses 
Gebiet juristischen Neulandes ist entdeckt bezw. wiederentdeckt 
worden, auf dem unendlich viel wertvolle gemeinsame Arbeit der 
verschiedenen Juristenstände und -berufe (nicht. zuletzt seitens 
der juristischen Theoretiker) geleistet werden kann und muss. — 
2. Mit Fragen aus dem sub 1 ganz allgemein abgegrenzten 
Gebiete befasst sich auch die hier anzuzeigende verdienstliche 
-Sammelschrift. Sie bringt folgende Beiträge: | 
Hindenburgworte. — Das rechtliche Güteverfahren — eine 
sittliche Forderung aus den Ideen von 1914. Von Oberlandes- 
srichtsrat Richard Deinhardt, Jena. — Staats- und rechtsgedank- 
liche Grundlagen des Güteverfahrens (Güteverfahren, Rechts- 
empfinden und Staatsgesinnung). Von Privatdozent Dr. Wolzen- 
dorff, Marburg. — Die Rechtfertigung des Güteverfahrens aus 
dem Endziel der Rechtspflege. Von Dr. Heinrich Lehmann, Pro- 
fessor und Oberlandesgerichtsrat in Jena. — Grundzüge zu einem 
Entwurf einer Güteordnung. — Richtlinien für eine Ausgleichs- 
ordnung. — Güteverfahren in Strafsachen. Von Amtsgerichtsrat 
Riß, München. — Gerechtigkeit — Moral — Volkswirtschaft. Von 
Dr. jur. Bartsch von Sigsfeld in Laasphe. — Zahlen der Prozesse, 
der Richter und Anwälte. Von Landrichter Dr. jur. und phil. 
Bovensiepen, Kiel. — Prozeßsucht und Güte auf dem Lande. Von 
Prof. D. P. Glaue, Jena. — Güteverfahren,: Mieteinigungsämter 
und Prozessverminderung. Von Rechtsanwalt Justizrat Dr. Behrend, 
Düsseldorf. — Das Güteverfahren in der Sozialpolitik. Von Prof. 
Dr. Ernst Francke, Berlin. — Gewerbliche Einigungsämter, Schlich- 
tungskommissionen, Tarifämter, Reichstarifämter, Schiedsgerichte. 
1) ZStW. XXXVIII 20. 


2) Vgl. auch die Besprechung von F. J. Klein, Friedensjustiz und 
Presse, in der Zeitung De Toekomst vom 9. Dez. 1916. | 
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Ihre Zusammensetzung und ihre Friedensarbeit. Von Magistrats- 
rat v. Schulz, Berlin. — Das Güteverfahren vor den Gewerbe- 
und den Kaufmannsgerichten. Von Magistratsrat Dr. Neumann, 
Berlin. — Weshalb der erwerbstätige Mittelstand das Gütever- 
fahren braucht. Von Richard Nordhausen, Berlin. — Mahnver- 
fahren, Armenrechi und Güte; Vordruckbeilagen und Aushänge 
als Mittel zur Beeinflussung zur Güte. Von Oberlandesgerichtsrat 
Dr. Mangler, Dresden-Loschwitz. — Mäßigung und Kraft bei der 
Vollstreckung, ein wirtschaftliches Gebot. Vom Ersten Saats- 
anwalt A. Zeiler, Zweibrücken. — Das Güteverfahren und die 
Beamtenvergeudung im heutigen Zivil- und Strafverfahren. Von 
Landrichter Dr. jur. und phil. Bovensiepen, Kiel. — Friedrich der 
Grosse und der Rechtsíriede. — Rechtsiriede und Gottesfriede. 
Von Landgerichtsrat R. Eberhard, Schwerin i. M. — Deutscher 
Rechtsfriede. 

Eine Stellungnahme zu Einzelheiten der Sammelschrift ist 
im Rahmen einer kurzen Anzeige nicht möglich, entspräche auch 
nicht dem Charakter der Sammelschrift, die Werbe- und Kampfruf 
sein will. Darum trage ich, obwohl ich die Auffassungen der 
Sammelschrift in vielen Punkten nicht teile, auch bezgl. der Ge- 
samtbeurteilung des Rechtszustandes vor Ausbruch des Weit. 
krieges erheblich abweiche, und schliesslich ein volkstümliches 
Recht, wie es namentlich im Anschluss an Rumpf verlangt wird, 
für eine Utopie halte, kein Bedenken, der Schrift eine weite 
Verbreitung nicht nur in den Kreisen der Juristen, sondern bei 
allen, die am Wohl des Volkes und seiner Erziehung mitzu- 
arbeiten berufen sind, zu wünschen. 

Kónigsberg. . Peter Klein. 


11. Felix Joseph Klein, Friedensjustiz und Presse. 8° (15.) 
Bonn, Paul Rost & Co., 1916. M 0,25. 


Zu dem in der voraufgehenden Besprechung erórterten 
Gegenstande hat auch der Bonner Rechtsanwalt Felix Joseph Klein 
in der vorliegenden Broschüre, ausser der er mehrere Schriften 
und Aufsätze ähnlichen Inhalts verfasst hat, Stellung genommen. 
Er legt dar, dass die Presse, vor allem die Tagespresse, berufen 
ist, durch juristische Aufsätze und Artikel belehrenden Inhalts, 
durch Mitteilung von Gerichtsentscheidungen (aber mit genauer 
Angabe des Tatbestandes) und durch Hinweise auf die Vorteile 
des Güteverfahrens den Bestrebungen der Friedensjustiz zu dienen. 
Jedoch ist bei den Prozessnachrichten jede Sensation zu ver- 
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meiden, denn diese würde äusserst schädlich wirken und einen 
Anreiz zur Prozessführung bieten. Auch warnt der Verfasser da- 
vor, durch tórichtes Schelten auf die »Weltfremdheit« der Richter, 
die »Klassenjustiz« für das Güteverfahren Propaganda machen zu 
wollen. Denn der gesamte deutsche Juristenstand habe sich um 
das Volkswohl die gróssten Verdienste erworben. 


Am Schlusse des vorigen Jahres stellte der Abgeordnete 
Lic. Mumm im deutschen Reichstage die Anfrage: »Im August 
1915 forderte der Reichstag ein Güteverfahren. Welche Erfahrun- 
gen sind mit den inzwischen geschaffenen kleinen Anfängen dieses 
Verfahrens gemacht worden? Ist ein baldiger Ausbau dieses 
Verfahrens in der Richtung der vom Geh. Justizrat Richard 
Deinhardt gemachten Vorschläge zu erwarten, oder ist es nicht 
die Absicht, dem Schreiben des Generalfeldmarschalls von Hinden- 
burg vom 16. September 1915, das »entscheidende Abhilfe« er 
bat, Folge zu geben?« Man ersieht hieraus, dass das wichtige 
Problem der Friedensjustiz von mehreren Seiten ernstlich in An- 
griff genommen wird. 


Vom Standpunkte des Kirchenrechts aus ist seiner Lósung 
der beste Erfolg zu wünschen. Wie sehr das Kirchenrecht das 
Güteverfahren begünstigt, ersieht man daraus, dass das Corpus 
iuris canonici eigene Titel »de transactionibus« (X. I, 36) und 
»de arbitrio« (X. I, 43) enthält. Gregor IX. beginnt die Pub- 
likationsbulle zu seiner Dekretaliensammlung, in der jene Titel 
stehen, mit den bekannten Worten: »Rex pacificus pia mise- 
ratione disposuit sibi subditos fore pudicos, paciticos et modestos. 
Sed effrenata cupiditas, sui prodiga, pacis aemula, mater litium, 
materia iurgiorum, tot quotidie nova litigia generat.« In der 
Gegenwart haben mehrere deutsche Bischófe ihren Geistlichen 
verboten, Rechtsstreitigkeiten unter einander an die weltlichen 
Gerichte zu bringen, sondern dieselben sollen vor dem kirch- 
lichen Gerichte geschlichtet werden.)  Hiernach gilt für die 
christliche Soziallehre in alter und neuer Zeit das Motto: »Justitia 
et pax osculatae sunt.« Psalm 84, 11. 


Bonn. N. Hilling. 


1) Vgl. dieses Archiv 96, 652. 
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12. Franz Gillmann, Die Notwendigkeit der Intention auf seiten 
des Spenders und des Empfüngers der Sakramente nach der 
Anschauung der Frühscholastik. gr. 8° (76). Mainz, Kirch- 
heim & Co., 1916. 


Die Untersuchung ist ein erweiterter Sonderabdruck aus der 
Zeitschrift »Der Katholik« Jahrg. 1916. Das Intentionsproblem 
wurde bekanntlich im Mittelalter fleissig geprüft. Die Notwendig- 
keit einer Intention neben der Vollziehung des sakramentalen 
Ritus beim Spender, die scherzweise Vornahme der Spendung, 
der Einfluss der Verstellung, der Weigerung oder der Furcht beim 
Empfänger, die Vollziehung der sakramentalen Handlung an einem 
Schlafenden oder Wahnsinnigen und die Einflüsse dieser Mög- 
lichkeit auf Gültigkeit der Spendung und des Empfanges sind 
die Fragen, die bei Erörterung des Problems zu beantworten 
waren. G. lässt die Theologen und Kanonisten von Hugo von 
St. Viktor (f 1141) bis auf Wilhelm von Auvergne (f 1249) und 
die nach dem 4. Laterankonzil verfassten Quaestiones theologicae 
des Codex Erlangensis 353 ihre Meinung darlegen. Während 
der Text die Ansicht der Autoren getreu wiedergibt, bringen die 
Anmerkungen Untersuchungen über Auffassung einzelner Aus- 
drücke wie über die Autoren und ihre Schriften. Die Arbeit 
reiht sich den Forschungen des Verfassers über die mittelalter- 
liche theologisch-kanonistische Literatur würdig an.  . 

Valkenburg, Limburg, Holland. Jos. Laurentius S. J. 
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I. Abhandlungen. 


l. Der ,vocatus episcopus“ der Karolingerzeit. 
Von Professor Dr. Arnold Dësch! in Graz. | 
(Schluss; vgl. I. Quartalheft 1917 S. 3 ff.) 


III. 


Die Auffassung der vocati episcopi des 9. Jahrhunderts als 
Hilfsbischófe findet in den Quellen manche Stütze. Abgesehen 
von der allgemeinen Lage, in der wir die einzelnen vocati epi- 


_ scopi nach den bisher gesammelten Stellen antrafen und die mit 


.. einer solchen Annahme durchaus vereinbar ist, gibt es dafür noch 


"es M. o 


viel bestimmtere, speziellere Anhaltspunkte. 


Man denkt vor allem wohl ganz ungezwungen an einen 


 Hilfsbischof, wenn man z. B. in ganz internen Diózesanangelegen- 
-heiten neben dem Diözesanbischofe auch noch einen vocatus 
episcopus handelnd antrifft. Dieser Eindruck wird noch dadurch 


verstárkt, dass solche vocati als Bischófe anderer Sprengel nicht 
nachzuweisen sind, dass sie ferner ausdrücklich als zu dem Stifte, 
zur Kongregation des regierenden Bischofes, in dessen Begleitung 


wir sie finden, gehörig bezeichnet werden, und dass schliesslich 


der letztere bei solchen Gelegenheiten auch noch einen unter- 
scheidenden, seine Stellung als Hauptbischof andeutenden Zusatz 
bei seinem Titel verwendet. 

Für all das bieten z. B. die Urkunden von Freising reich- 
lich Belege. So erscheint im Jahre 808 in diesem Bistume 
wiederholt (in verschiedenen Monaten) ein Liutfrid konsequent 


. und nachdrücklich als vocatus episcopus angeführt, der neben 


dem Diózesanbischofe in inneren Angelegenheiten des Hoch- 


 stiftes tátig ist und ausdrücklich als Mitglied der Domkongre- 
 gation, der Stiftsfamilie bezeichnet wird, wáhrend Bischof Atto 


gleichzeitig — auch in einer und derselben Urkunde — stets 
anders benannt ist. 
Einige Stellen scheinen mir geradezu eine andere Auffassung, 


etwa die zufállige Anwesenheit des Bischofs einer anderen Dió- 
^ Archiv für kath. Kirchenrecht. XLVII. 2. | 13 
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zese u. dgl., überhaupt gar nicht zuzulassen. So wenn es 
z. B. in einer Traditionsurkunde heisst: !) 

Actum est haec ad Frigisinga in domo sanctae Mariae in 
praesentia domini Attonis episcopi seu familiae illius, quorum 
primi fuerunt qui praesentes fuerunt: Liutfrid vocatus episcopus, 
Salomon monachus, Oadalpald presbiter et monachus etc. 

Oder wenn Bischof Atto (wobei er selbst den Liutfrid vocatus 
nennt und sich selbst in die Stiftsfamilie einbezieht) einem 
Priester ein Benefiz gewährt und folgendermaßen berichtet: ?) 

Actum est haec in domo sanctae Mariae, in loco Frigisinga, 
coram cuncta familia eius, quorum nomina: Atto episcopus. Liut- 
frid vocatus episcopus. Pern presbyter. Folgen weitere Priester, 
dann die Diakonen, dann die einfachen Kleriker. 

Ganz ähnlich lauten aber auch noch andere Stellen.5) Dieser 
Liutfrid vocatus episcopus des Jahres 808 ist offenbar derselbe 
wie jener Freisinger Kapitular gleichen Namens, der von 778 an 
(bis 817) als presbiter*) — dies schliesst ja, wie wir schon sehen 
konnten, das gleichzeitige vocatus episcopus nicht aus?) — vor- 
her (767 bis 778) als diaconus®) und noch früher (765 z.B.) als 
einfacher Kleriker?) erscheint. Vielleicht ist auch der 804 ge- 
nannte Abt Liutfrid von Herrenchiemsee 8) dieselbe Person. Ganz 
analog fertigt auch der Chorbischof. ?) 

Das gleiche Bild gewähren dann dortselbst auch noch andere 
Episkopate. Aber gerade dieses paarweise Auftreten eines als 
solcher stets erkennbaren und auch sonst genugsam nachzu- 
weisenden Hauptbischofs mit je einem vocatus erhöht dann 
noch den gewonnenen Eindruck. So wenn wir 828 lesen, 1%) eine 


1) Bitterauf, Die Traditionen des Hochstifts Freising I, S. 243 Nr. 276° 

2) A. a. O. S. 245 Nr. 278 b. 

3) A. a. O. I, 248 Nr. 284: Bischof Atto sichert der Hochkirche eine 
Besitzung, die ein anderer zu entwenden drohte. Dieser — paenitentia con- 
punctus atque cum iusto iudicio superatus veniebat ante Attonem episcopum 
seu cunctam congregationem sancte Mariae. Die Liste der Unterschriften be- 

innt dann mit: Inprimis Liutfrid vocatus episcopus. Ellenod archipresbiter. 

erno presbiter et monachus. Hierauf die weiteren Kleriker nach der Ord- 
nung, dann die Laien. — Ueber »Stiftsfamilie« im übrigen Ausführlicheres bei 
anderer Gelegenheit. — Mit Recht weist schon Resch, Ann. Sab. Il, 91 Anm. 204 
(vgl. auch I, S. 756 Anm. 598) auf obigen Umstand zur Unterstützung seiner 
Ansicht (vgl. oben S. 6 A. 2) hin. 

4) Bitterauf I, Nr. 88, 212, 216, 220, 231, 235, 255, 336 u. 372. 

9) Möglicherweise sind aber einige Fälle, so die von 815 und 817, aus- 
zuscheiden. 

6) Bitterauf I, Nr. 24 c, 46 a, 47, 49, 56, 61, 65, 66 u. 89. 

7) Bitterauf 1 Nr. 23. 

8) Bitterauf I Nr. 193a u. b 

9) Z. B. Bitterauf 1, S. 608 Nr. 731 (c. 851). 

10) Bitterauf I, S. 472 Nr. 550 b. 
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Tradition sei erneuert worden: coram Hittone venerabili episcopo 
et Arpeone vocato episcopo.!) Eine weitere Verfestigung dieser 
Auffassung tritt dann vollends dadurch ein, dass gerade die bei 
solchen Gelegenheiten auftretenden Diözesanbischöfe sich, wie 
bemerkt, ausdrücklich als Hauptbischófe bezeichnen. So kann 
es wohl schwerlich anders gedeutet werden, wenn der eben er- 
wähnte Hitto z. B. genannt wird?): Venerabilis pater Hitto epi- 
scopus matricularius sancte sedis Frigisiensis et rector monasterii 
sancti Candidi. 

Auch der bereits erwähnte?) vocatus episcopus Hiltiker, der 
zu Tegernsee in Begleitung der Bischófe Atto von Freising und 
Oadalhard von Passau begegnet, ist wohl jener Hiltiker, der 
vorher als presbiter und Mitglied des Freisinger Domkonventes 
begegnet‘) und gleichfalls ganz ungezwungen als Attos Gehilfe 
gedeutet werden könnte.) Das vocatus könnte ja auch den 
Sinn »beigezogen«, »an die Seite berufen«, »attachiert«, der »ad- 
latus« u. dgl. haben. 

Aber auch anderwärts liegen Anhaltspunkte für eine solche 
Annahme vor. In der alten Bischofsliste von Nevers — einem 
Bistum, das, wie wir bereits gesehen haben, die Einrichtung der 
vocati episcopi kannte — haben wir zu Anfang des 10. Jahr- 
hunderts mitten unter den Bischófen einen Atto mit dem Beisatze 
cooperator.) Der Brauch aber, Hilfsbischöfe zu halten, war ja 
damals allgemein, gelegentlich sogar durch die Reichsgesetz- 
gebung vorgeschrieben. 7) 


1) Eine weitere Erneuerung erfolgt dann spáter vor (a. a. O. c): Arbeo 
episcopus et Felicius decanus et presbiter supradicti domus. 
2) Bitterauf 1, S. 471 Nr. 550 a (828). Vgl. dazu auch mein »Bischofs- 
ut und mensa episcopalis« I, I, S. 109 A. 4. Namentlich bei Ausübung der 
vollbischóflichen Rechte (vgl. weiter unten über Chor- und Klosterbischófe) 
macht man gerne einen solchen Beisatz. Hieher gehórt auch das ordinatus, 
das damals ja keineswegs »geweiht« bedeutet. S. z. B. gerade wieder über 
Hitto von Freising Bitterauf I, S. 332 f. (Nr. 392; a. 818): Denique sub omni 
diligente cura secundum ardentissimam erga divini cultus operationem sibi 
celitus inspiratam voluntatem Hitto ordinatus episcopus (im Gegensatze zu 


dem vocatus episcopus?) episcopatum suamque diocesem circuivit . . . prae- 
dicans et docens . . . et ecclesias consecrando etc. S. 339 (Nr. 398 a; a. 818) 
heisst derselbe Bischof: Dei dono Hitto ordinatus episcopus. 

3) Oben S. 4 


4) Bitterauf Nr. 46 a (772). 

5) Resch M, 775 A. 648 sieht in ihm einen Koadjutor des Bischofs 
Simbert von Neuenburg, der dortselbst verblieb, als dessen Bistum mit Augs- 
burg vereint wurde. 

6) Duchesne, Fastes 112, S. 482. e 

7) Ich erwähne hier nur beispielsweise c. 7 aus einem Kapitulare des 
westfränkischen Karlmann von 884 (Capitularia II, 373 f.): Et quoniam epi- 
scopi, qui nostris et suis et communibus ecclesiae atque totius regni necessi- 
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Von vornherein liegt ja für einen Bischof geringeren Ranges 
in jener Zeit eine ganze Reihe von Móglichkeiten vor. Es wird 
da zunächst schon viel gewonnen sein, wenn wir die eine oder 
andere davon, vielleicht alle, mit Bestimmtheit ausschliessen 
kónnen. 

Was da zunächst die entfernteren Móglichkeiten betrifft, so 
kónnen wir vor allem die Wanderbischófe für unsere Frage füg- 
lich beiseite lassen. Taucht auch in karolingischer Zeit noch da 
und dort ein solcher auf, so ist es doch klar, dass die vocati 
episcopi des 9. Jahrhunderts, die ja nach bestimmten Sitzen 
bezeichnet werden und uns vielfach näher bekannt sind, damit 
nichts zu tun haben. 

Ähnlich verhält es sich aber auch mit den Klosterbischöfen. 
Von diesen kónnen wir zunächst jene der iro-schottischen Ver- 
fassung!) ganz ausscheiden. Sie spielten im Frankenreiche nie 
eine Rolle, kamen überhaupt nur ganz vereinzelt auf dem Fest- 
lande vor.?) Hier war, wenn überhaupt einer im Kloster, wenig- 
stens seit dem 8. Jahrhundert, der Vorstand desselben Träger 
bischöflicher Weihegewalt. 

Aber auch diese Klosterbischöfe (im Sinne von Abt- 
bischófen) kommen für uns nicht in Betracht. Zwar begegnen 
mehrere der vocati episcopi des 9. Jahrhunderts, wie auch schon 
des 8., allerdings gleichzeitig in der Stellung von Aebten, aber 
nicht als solche führen sie den ersteren Titel, sondern, wie aus 
den Quellen klar genug erhellt, daneben,*) und zwar fast stets 
einer bestimmten Bischofskirche nachbenannt. 4) 


tatibus occupati sunt, non valent cuncta soli prospicere . . . statuimus, ut, 
quotiescumque episcopi a propria civitate digrediuntur (was oft und auf Jahre 
geschah !), tales adiutores unusquisque in sua civitate relinquat, qui haec om- 
nia in sua civitate prudentissime peragant, et pauperes sanguine Christi re- 
dempti semper in civitate praesentem inveniant . . . Und sehr leicht konnte 
unter solchen Umständen, aber auch aus anderen Gründen, der den geringeren 
Titel führende tatsächlich zum mächtigeren werden. 


| 1) R. v. Scherer, Handbuch des Kirchenrechtes I, 554 A. 4; Bellesheim, 
Gesch. d. kath. Kirche in Irland, Bd. I (1891), verschiedenenorts. 

2) Die Möglichkeit der Bestellung eines solchen Bischofs ist dem Kloster 
Murbach in dem Privileg des Bischofs Widegern von Strassburg (vgl. oben 
S. 40 m. A. 4) gewährt. Hier erhalten wir auch über die Funktionen eines solchen 
Hilfsbischofs interessanten Aufschluss. Dieselben Funktionen durfte das Kloster 
auch, ohne Einspruchsrecht des eigenen Diözesanbischofs, von einem fremden 
erbitten. Vgl. (auch über andere Klóster) Bellesheim S. 228. 

3) S. z. B. oben S. 31 m. A. 2 über Amalrich, vocatus von Como, 
Abt aber von Bobbio. Dabei ist noch die häufig unpräzise Ausdrucksweise, 
namentlich für das 8. Jahrhundert, mit zu berücksichtigen. Ein Diözesan- 
. bischof, der zugleich Abt eines Klosters war, wird bald episcopus, bald abbas 
genannt (vgl. oben S. 14 A. 10) und das oft in wirklich verwirrender Weise. 

an darf eben nie einzelne Stellen betrachten. So könnte z. B. Bischof Johannes, 
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Dieser Umstand würde aber bezüglich einer anderen Gruppe, 
nämlich der Chorbischófe, keinerlei Schwierigkeit bereiten. Denn 
auch diese sind, ebenso wie die eigentlichen Diózesanbischófe, 
Hauptbistümern nachbenannt,!) wozu sie ja eigentlich auch ge- 
hören, was von den Klosterbischöfen nicht in gleicher Weise gilt. 
Ja, es ist wahrscheinlich, dass der fránkische Chorbischof von 
Anfang an ein Gehilfe des Hauptbischofs für die ganze Diözese 
war und auch am Hauptsitze residierte.*) Diese Gruppe von 
Hilfsbischöfen, die vielbesprochenen Chorbischöfe, worüber aber, 
wie über das meiste der fränkischen Kirchenrechtsgeschichte, die 
Akten deshalb noch keineswegs geschlossen sind, spielt ja vor 
allen in jener Zeit wohl überhaupt die grösste Rolle. Und an 
sie mag man darum bei den vocati episcopi, wenn man darin 
eben Hilfsbischöfe vermutet, wohl in erster Linie denken. 

Es kommt dann noch die zeitliche und örtliche Ueberein- 
stimmung in der allgemeinen Verbreitung beider Ausdrücke im 
Abendlande hinzu. Aber noch viel deutlichere Anhaltspunkte 
gibt es. Und gewisse Schwierigkeiten, die sich auf den ersten 
Blick einer solchen Annahme entgegenzustellen scheinen, er- 
weisen sich bei náherer Prüfung nicht als stichhaltig. 

Von positiven, u. zw. sehr bestimmten, Anhaltspunkten für 
eine Parallele zwischen Chorbischófen einerseits, vocati episcopi 
andererseits, will ich vor allem folgende erwähnen, die die Quellen 
selbst bei Durchforschung der Konzilienunterschriften u. del, sehr bald 
und eindringlich nahelegen. Wenn es von einem Konzile heisst, 
es hätten daran Erzbischöfe, Bischöfe, Chorbischöfe, Äbte usw. 
teilgenommen, und in der Reihe der Unterschriften die Chor- 
bischöfe nicht genannt sind, dafür aber die — vorher wieder nicht 
erwähnten — vocati episcopi, u. zw. gruppenweise beisammen, 
stehen, so liegt wohl der Schluss nahe, die beiden Abteilungen 
für zusammenfallend zu halten. 

Wenn wir ferner ganz allgemein auf Synoden, woran teil- 
zunehmen Chorbischöfe zweifellos das Recht, ja wohl die Pflicht 
hatten,*) neben den übrigen Bischöfen bald nur Chorbischöfe, 
Abt von St. Gallen, nach einigen Urkunden (z. B. Wartmann I S. 30; a. 762: 
St. Gallen, ubi Johannis episcopus cum monachis suis ibidem consistentibus, 
preesse videtur) als dortiger Klosterbischof erscheinen. Er war aber, wie sich 
aus zahlreichen weiteren Stellen eindeutig ergibt, Bischof von Konstanz. 

4) Dass die Quellen überdies zwischen den Klosterbischöfen und den 
vocati episcopi, überall dort, wo beide zusammen auftreten, ausdrücklich unter- 
scheiden, haben wir bereits gesehen. Oben S. 21 f. 

1) Aus vielen Fällen vgl. z. B. Mühlbacher? Nr. 1118 (845). Ferner Con- 
cilia > 810 (840). 


Vgl. a. Hinschius, Kirchenrecht II, 164 f. 
3) S. auch Hinsdiius Il, 166 m. A. 2. 
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bald aber wieder, ohne dass solche erwähnt werden, nur vocati 
episcopi antreffen, so drängt sich wohl die Schlussfolgerung auf, 
in beiden dieselbe Art und Gruppe von Hilfsbischöfen zu ver- 
muten. Und zwar erscheinen die chorepiscopi in dem einen Falle 
genau an derselben Stelle eingeordnet, wo in dem andern die 
vocati episcopi stehen, nämlich zwischen den regierenden Diözesan- 
bischöfen und den Äbten. 

Beispiele werden das wieder am anschaulichsten vor Augen 
führen. Man vergleiche nur mit den bereits (eingangs und später) 
angeführten Konzilsunterfertigungen, in denen, bei Wahrung der 
hierarchischen Ordnung, vocati episcopi genannt sind, etwa die 
folgende Reihe der Mainzer Synode von 829'): 

Otgarius eiusdem Moguntiacensis ecclesiae archiepiscopus, 
Hetto archiepiscopus, Hadubald archiepiscopus, Bernvinus archi- 
episcopus, Adalrham archiepiscopus, Drogo episcopus, ?) Bernoldus 
episcopus, Benedictus episcopus, Nidgarius episcopus, Folcuicus 
episcopus, Wolflex episcopus, Adalingus episcopus, Baturatus 
episcopus, Woligarius episcopus, Harud episcopus, Theotgrinus 
episcopus, Hildi episcopus, Frosharius episcopus,Waldgoz episcopus, 
Willivicus episcopus, Fridericus episcopus, Gerfridus episcopus, 
Geboinus episcopus, David episcopus, Udalricus episcopus, Hitto 
episcopus, Baturicus episcopus, Reginheri episcopus, Erbeo epi- 
scopus, Humbertus chorepiscopus,?) Eburaecar chorepiscopus, 
Wolfgrinius chorepiscopus, Manno chorepiscopus, Rabanus abbas, 
Sigimarus abbas, Winibertus abbas, Sindollus abbas, Albuinus 
abbas, Theotgerus abbas. 

Das System ist hier doch unverkennbar. Da scheint doch 
die Parallele zwischen den chorepiscopi und den sonst auch wieder 
allein genannten vocati episcopi ganz klar und eindeutig zu sein. ^) 
Ja, selbst dafür, dass man gerade hier den Ausdruck chorepiscopus 
(statt des sonst móglicherweise dafür stehenden vocatus episcopus) 


1) Mon. Germ. Concilia II, 604. 

2) Drogo von Metz folgt also hier (wir stehen noch im Jahre 829) zwar 
noch den Erzbischófen nach (auch prásidiert ja Otgar von Mainz), nimmt aber 
unter den Bischöfen doch bereits die erste Stelle ein. 

3) Begegnet später (832?—842) als Diözesanbischof von Würzburg. — 
Es ist keineswegs sicher, ja, nicht einmal wahrscheinlich, dass wir es in obigen 
Chorbischöfen durchweg mit solchen der Erzdiözese Mainz zu tun haben, wie 
vielfach angenommen wird (z. B. noch Epistolae V, S. 439 Anm. ]). 

4) Es trägt auch nichts aus, dass in anderen Berichten über dieses Konzil 
(vgl. Werminghoff S. 605 ff.) die Chorbischöfe ganz weggelassen sind, weil 
dies ja auch mit den Aebten der Fall ist. Die Aufzählung der Synodalteil- 
nehmer ist ja fast nie vollständig, sehr oft vielmehr auf den regierenden 
Episkopat beschränkt. 
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geflissentlich gebrauchte, etwa die Stellung markierte, fände sich 
darin leicht eine Erklärung, dass gerade damals die Frage der 
Stellung der Chorbischöfe brennend war.) 

Kommt aber derartiges háufiger vor, so vermehrt sich damit 
natürlich nur wieder das Gewicht auch dieses Argumentes. Und in 
der Tat ist ersteres der Fall. So wurden auf der Mainzer Synode 
von 847 nach der Einzelaufzählung aller anwesenden Erzbischöfe 
und Bischófe die übrigen Gruppen generell zusammengefasst mit' 
den Worten: cum reliquis corepiscopis, abbatibus . . . et caeteris 
aecclesiasticis ordinibus. ?) 

Ähnliches gilt aber auch schon von vielen Stücken des 
8. Jahrhunderts. Man vergleiche mit den bereits angeführten 
Stellen etwa folgende Anschrift aus einem Briefe des Papstes 
Zacharias vom Jahre 748°): 

Dilectissimis nobis Reginfrido Rodomagensi episcopo, Deo- 
dato Belbocanensi episcopo — folgt eine Reihe weiterer, genau 
mit Amtssitz genannter Diözesanbischöfe bis — Heddo Strat- 
burgnensi episcopo et caeteris amantissimis chorepiscopis, praes- 
biteris etiam et diaconibus etc. | 

Auch hinsichtlich der gelegentlich verworfenen Reihenfolge, 
der Verbindung mit Demutsformeln u. dgl. scheint bei Auf- 
zählungen die Analogie zwischen chorepiscopi einerseits, vocati 
episcopi andererseits vollständig und durchlaufend zu sein. Hiefür 
am besten wieder ein konkretes Beispiel, námlich die Synode von 
Langres des Jahres 830, die, wie das erwähnte Mainzer Konzil 
des vorhergehenden Jahres, gleichfalls Chorbischöfe, dafür aber 
wieder keine vocati episcopi in den Unterschriften bringt. Diese 
lauten 4): 

In Christi nomine Agobardus Lugdunensis ecclesiae archi- 


1) Namentlich beschäftigte sie das Pariser Konzil desselben Jahres leb- 
haft; es zeigt sich ein Vordrängen der Chorbischöfe; s. bes. c. 27 (Werming- 
hoff S. 629 f): Ut corepiscopi modum mensurae, qui in sacris canonibus 
prefixus est, non excedant. Getadelt wird insbesondere, quod quidam cor- 
episcopi ultra modum suum progredientes et donum sancti spiritus per in- 
positionem manuum tradant, et alia quaeque, quae solis pontificibus debentur, 
peragant . . . Alles das wird ihnen verboten, wie es gleichwohl ausdrücklich 
nach den Worten des Antiochener Konzils heisst, quamvis manus impositionem 
episcoporum perceperint et ut episcopi consecrati sint. — Auch noch andere 
Stellen — vor und nachher — bestimmen áhnliches. So besonders schon c. 9 
der Admonitio generalis Karls des Grossen von 789 (Capitularia 1, S. 54) und 
c. 12 von 802 (a. a. O. S. 108) und nachher namentlich c. 44 des Konzils 
von Meaux-Paris von 845/6 (a. a. O. S. 409). 

on. Germ. Conc. Il, 173. 

3) Jaffe-Ewald Nr. 2287. 

4) Werminghoff S. 682. Ich lasse das fast jedem Namen beigefügte 
ubscripsi weg. 
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episcopus. Angericus episcopus. Albericus episcopus. In Christi 
nomine Faova Cabilonensis. Modoinus Augustodunensis. Wini- 
tharius indignus abbas. Calticensis. Audiens indignus corepiscopus. 
Motuinus indignus presbyter. Hiltibaldus Matiscensis episcopus. 
Ragenardus presbyter. Ego in Dei nomine Jacob licet indignus 
corepiscopus. Sigoaldus presbyter. Adalbertus presbyter. Symeon 
presbyter. Unricus diaconus. Baus diaconus. Beatus diaconus. Fri- 
dericus. Theutmarus. Ragenaldus. Signum Humberti. Signum Hil- 
tanni. Signum Bestardi. Signum Fulcuini. Signum Ervic. Signum 
Radaldi. Betto. Berno rogitus. Raynoardus. Bavo. Ragenardus. 
Hilpericus. Hildigisus presbyter. In Christi nomine Bernardus 
archiepiscopus. Godelsadus abbas. Biricus acsi indignus levita. 

Die angeführten Anhaltspunkte sind jedoch nicht die ein- 
zigen. Auch noch aus anderen Gründen scheinen die Richtungs- 
linien, die man aus Angaben über vocati episcopi einerseits, über 
Chorbischófe andererseits gewinnt, zu konvergieren und nach 
demselben Ziele hinzuführen. Eine ganze Reihe von Bestim- 
mungen und anderen Erwähnungen über Chorbischöfe und deren 
Tätigkeit scheint nicht übel mit dem übereinzustimmen, was wir 
von den vocati episcopi bereits in Erfahrung gebracht haben. 
Zahlreiche Einzelzüge kommen da in Betracht. 

Trafen wir nämlich einerseits vocati episcopi in verschiedenen 
Bistümern mit hoher Wahrscheinlichkeit bei besetzten Stühlen, 
neben den regierenden Diózesanbischófen in helfender Funktion 
bei Verwaltung der inneren Diózesan-Angelegenheiten an, so ist 
wohl überhaupt für die damalige Zeit in erster Linie an Chor- 
bischófe zu denken. Es stimmt aber andererseits damit auch zu- 
sammen, wenn wir einzelne vocati episcopi jahrelang auf vakanten 
Bischofssitzen antreffen, weil dies, wie ja bekannt, nachweislich 
auch mit Chorbischöfen der Fall war. Darum ja vor allem 
der heftige Widerstand gegen dieses Institut. ?) 


1) Ich erwähne hier nur Gesta ep. Virdun. c. 13 SS. IV, 44: Post hunc 
episcopatus istius aecclesiae per 12 annos vacuus estitit. Sed quidam servus- 
Dei Amelbertus iuxta morem illius temporis, corepiscopus factus, ipsam 
regebat ecclesiam. 

2) Für die spätere Zeit sei hier bloß beispielsweise verwiesen auf c. 44 
des Konzils von Meaux-Paris 845—846 (Capitularia II, 409): Der Chorbischof 
soll sich in den Grenzen der ihm zukommenden Tätigkeit halten und sich 
nicht darüber hinaus bischöfliche Funktionen anmaßen. Si vero civitatis 
episcopus obierit, nihil ex episcopali ministerio specialiter episcopis debito 
adtemptet, quia ex hoc magnum scandalum et divisionem rerum ecclesiasti- 
carum atque dilationem in canonice ordinandis episcopis Dei ecclesiis accidisse 
conspeximus. Auch sollen die Diözesanbischöfe nicht ihrerseits unter dem 
Drucke der Laiengewalten den  Chorbischófen eine Ueberschreitung ihres 
Wirkungskreises gestatten ! 
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Sahen wir in den erhaltenen und überlieferten Einzelbeispielen 
vocati episcopi an der Seite der Diózesanbischófe hauptsächlich 
in Angelegenheiten der Vermógens- und Benefizialverwaltung mit- 
wirken, so stimmt auch damit aufs schónste das zusammen, was 
wir sonst von den Chorbischófen wissen. Diese werden gelegent- 
lich ausdrücklich als adiutores der Bischöfe bezeichnet. !) Sie waren 
diejenigen, die der Bischof in erster Linie zu solchen Geschäften 
heranzog.?) Sie waren — als seine ministri?) — mit dem Ab- 
schlusse von Rechtsgescháften betraut, schoben dabei ihre Macht 
und ihr Ansehen immer weiter vor. Zahlreiche Ermahnungen 
gegen Missbráuche u. dgl. zeigen, wie sehr sie dabei ihre Stel- 
lung auszunutzen verstanden und den eigenen Vorteil zu wahren 
wussten.*) Sie spielten überhaupt in den Diözesen eine grosse 
Rolle, gehörten zu der sich allmählich entwickelnden Amtsaristo- 
kratie, zur Elite des bischóflichen Hofes, den primores, princi- 


1) So haben wir im 8. Jh. einen chorepiscopus et adiutor domni 
Aigliberti in Le Mans. Duchesne 113, 325. 

2) So z. B. (über den oben S. 186 A. 9) erwähnten Freisinger Chor- 
bischof Herolf Bitterauf 1, S. 617 Nr. 742 (855): postquam divina auxiliante 
gratia in ordinem episcopatus sublevatur Anno, Herolfus chorepiscopus ipsam 
vestituram accepit ad Tanchrihha, ut inviolata permaneat ad iam prefatam 
sanctae Mariae ecclesiam E Dom). — Vgl. auch Gillmann S. 10. 

3) Die ministri des Bischofs — (vor allem fungieren als solche neben 
Chorbischófen der Erzdiakon und Erzpriester am Bischofssitze; im 10. Jahr- 
hundert werden die Geistlichen dann von Laien allmählich abgelöst, eben weil 
erstere immer selbständiger werden, unter Ausnützung lehensrechtlicher Ideen 
sich immer unabhängiger stellen, ein wirklich persönlich und ganz aphanelges 
Hilfspersonal seitens des einzelnen Herrn daher nur mehr aus seinen Un- 
freien gewonnen werden kann: Ursprung der Ministerialität) — sind die zur 
Ausübung seiner eigenen Amtsgewalt heraagezogenen Hilfskräfte im Gegen- 
satze zu den bereits dienstlich (und materiell) Abgeschichteten, vor allem zu 
der in ihren Rechten längst stabil gewordenen Pfarrgeistlichkeit. Näheres von 
alledem andernorts. Dass die Chorbischöfe zu den ministri gehörten, machen ` 
die Quellen eindeutig klar. Siehe z. B. nächste Anm. 

4) Hier nur einiges. Vgl z. B. aus der Relatio episcoporum von 829 an 
Kaiser Ludwig den Prommen I, c. 7 (Capitularia II, 32 f): Comperimus quo- 
rundam episcoporum ministros, id est chorepiscopos, archipresbiteros et archi- 
diaconos, non solum in presbiteris, sed etiam in plebibus parochiae suae 
avaritiam potius exercere quam utilitati ecclesiasticae dignitatis inservire etc. 
Vgl. damit das Königsbotenkapitular desselben Jahres A a. O. S. 8): Haec 
sunt capitula, quae volumus, ut diligenter inquirat. Primo de episcopis, quo- 
modo suum ministerium expleant — —. Deinde, quales sint adiutores mini- 
sterii eorum, id est: corepiscopi, archidiaconi et vicedomini. — Die oft wieder- 
holte Einschärfung, die Chorbischöfe und die übrigen bischöflichen ministri 
sollen nicht habsüchtig sein, richtet sich gegen die Ausbeutung des niederen 
Klerus (und Volkes) seitens des bischöflichen Beamtentums und hat mit der 
Säkularisationsfrage zunächst nichts zu tun; vgl. jedoch Hinschius Il, 167 mit 
Anm. 3. — Schon in der Merowingerzeit richten sich zahlreiche Stellen, 
namentlich in Klosterprivilegien, Besitzbestätigungsurkunden und ähnlichen 
Stücken, nicht blog gegen Schmälerungen seitens der Bischöfe selbst, sondern 
vor allem auch ihrer ministri. — In der Tat waren die Lasten nach dieser 
Richtung oft recht arg und wurden es in der Karolingerzeit nur noch mehr. 
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pales und wie die Ausdrücke lauten. Urkunden von Bistümer 
werden auch nach der Amtszeit der Chorbischófe datiert. !) 

Ueberhaupt erinnert das paarweise Auftreten eines Bischofs 
mit einem Chorbischofe bei Verwaltung von inneren Diözesan- 
angelegenbeiten schon an sich an das gleichgeartete Beisammen- 
sein mit einzelnen vocati. Noch dazu bietet sich das in den- 
selben Bistümern. Haben wir da nicht ganz ähnliche Parallel- 
erwähnungen wie auf den Synoden? So erschienen im Jahre 908 
zu Freising bei einem Giitertausche*): Dracholfus Frigisingensis 
ecclesie venerabilis episcopus et Couuo eiusdem ecclesie humilis 
chorepiscopus. Noch grósser war dann aber das Recht der Chor- 
bischófe im Vakanzfalle. ?) 

Es ist darum auch nicht für die Stellung eines vocatus 
episcopus ^) als die eines für das Hauptbistum Designierten ent- 
scheidend, wenn wir Urkunden zu seinen Handen für die Kirche 
selbst ausgefertigt finden. Da ja auch Chorbischöfe — nament- 
lich bei Vakanz! — zur Entgegennahme von Traditionen, Privi- 
legien u. dgl. ermächtigt waren, überhaupt die Vertretung des 
Bischofs führten. ’) 


1) Bitterauf 1, 788 f. (908): Haec vero complacitatio facta est in ecclesia 
Frigisingensi . . . anno prefati episcopi secundo incipiente, chorepiscopi vero 
VI et incipiente VII. Vgl. a. a. O. Einl. S. LVI. 

2) A. a. O. I, 788. 

3) S. schon oben S. 192 A. 2. Sehr instruktiv ferner das Schreiben Einharts 
832 (Epist. V, 122) an Egilolf u. Humbert, wovon letzterer sicher, ersterer 
wahrscheinlich Würzburger Chorbischof war. Der verstorbene Bischof hatte 
einem Vasallen Einharts ein Würzburger Lehen bestellt. Sed quia hoc diutius 
manere non potuit, nisi dum ille in corpore vixit, precor benignitatem vestram, 
ut memoratum Gerbertum (Vasall) illud beneficium habere permittatis, usque 
dum in hec sede episcopus fuerit ordinatus et inter me et illum convenerit 
— über das Benefiz. 

4) Wie diese erscheinen auch Chorbischöfe gelegentlich als Aebte. So 
der im Verbrüderungsbuche von Salzburg genannte Kozbald abbas chorepisco- 
pus. (Chorbischof von Würzburg, Abt von Niederaltaich). Vgl. Karajan, a. a. O. 
Einl. S. XXXVIII. 

5) Vgl. z. B. das Rundschreiben (Einladung zur Synode) Arnos von 
Salzburg an seine Sufíragane von c. 798 (Mon. Germ. Concilia II, 196): ut die 
statuto vos ipsi illuc veniatis et precipiatis vestro chorepiscopo, ut illuc veniat, 
ac archipresbyteris vestris seu ceteris primoribus ecclesiasticis et de illa vestra 
abbatia illos proceres monachos, quantos vobis videtur . . . Walahfrid Strabo 
zieht in seinem Vergleichsschema mit Recht die Parallele von den Chorbischófen 
zu den Grafenboten. (Während er — ist das nicht sehr auffällig? — die vocati 
episcopi gar nicht erwáhnt. Muss man sie da nicht bereits in einer anderen 

ruppe, unter anderer Bezeichnung angeführt, vermuten?) De exordiis et in- 
crementis rer. eccles. c. 32 Capitularia II, 515: sicut comites quidam (also 
nicht alle!) missos suos praeponunt popularibus, qui minores causas determi- 
nent, ipsis maiores reservent, ita quidam episcopi (also gleichfalls nicht alle!) 
chorepiscopos habent . . . Den Zentenaren und Vikaren werden dann die 
Pfarrer und die unter ihnen stehenden Priester verglichen. — Aber selbst 
Stellen, die man bisher auf den Vogt bezog, erscheinen da móglicherweise 
— wenigstens zum Teile — in anderem Lichte. (Man gewóhnt sich bei selb- 
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Aber auch gewisse Schwierigkeiten, die sich auf den ersten 
Blick zu bieten scheinen, fallen, wie schon bemerkt, bei náherer 
Betrachtung weg. So wenn wir z. B. vereinzelt doch vocati 
episcopi in den Bischofslisten antreffen,') da dies nachweislich 
auch mit Chorbischófen der Fall war.?) 

Auch das Recht der Nachfolge des vocatus ins bischöfliche 
Amt, das übrigens, wie bemerkt, gar nicht allgemein ist, trägt 
nichts aus, da ja auch Chorbischöfe natürlich zu Diözesanbischöfen 
aufrticken konnten und auch nachweislich aufgerückt sind.) Im 
Gegenteile liesse sich so der gelegentlich beobachtete Bistums- 
wechsel bei Beförderungen eines vocatus zum  Vollbischofe 
leichter erklären, 

Aber auch noch andere Schwierigkeiten fallen weg. Vor 
allem der aus dem gelegentlich genannten priesterlichen oder gar 
bloß diakonalen Ordo des vocatus episcopus scheinbar entspringende 
Widerspruch. Ist die bischöfliche Weihestufe der Chorbischófe 
schon für die alte Zeit zweifelhaft,*) so gilt dies noch mehr für 
ihr Auftreten im Abendlande von allem Anfange an. Völlig sicher 
aber ist, wie schon erwáhnt, dass ihr bischóflicher Charakter be- 


ständiger Quellenarbeit bald daran, hinter alles sein Fragezeichen zu machen). 
So z. B. die Traditionen von Mondsee a. a. O. Nr. 24 S. 15 (829): tradidit... 
in manus Lantberhti abbati et in eius vocato Pazricho . .. Klöster liessen ihre 
Traditionen nachweislich ófter durch einzelne ihrer Mónche (als missi) in Em- 
pfang nehmen, die doch überhaupt nicht Vógte sein konnten. — Damit soll 
natürlich nicht geleugnet werden, dass, was oft ganz klar ist, vocatus auch 
tatsáchlich den Vogt bezeichnen kann; so Zeumer, Formulae S. 386 Nr. 15 
(Prekarienbestátigung der St. Gallener Formeln), wo beide Ausdrücke (vocatus 
und advocatus) wechseln, oder S. 388 Nr. 20 (Tauschvertrag), wo der vocatus 
neben alii seculares genannt ist. (In beiden Geschäften war Zustimmung des 
Vogtes notwendig.  Hieher auch die Fälschung Philippi, Osnabrücker Ur- 
kundenbuch I, S. 45 (889; Bóhmer-Mühlbadier*3 Nr. 1830): liceat praefato 
venerabili episcopo suisque successoribus et suo vocato res praedictae acccle- 
siae... quieto ordine possidere. — Vgl. a. Resch, Ann. Sab. II, 332 Anm. 702. 


1) S. z. B. den Bischofskatalog von Langres: Gotzelinus episcopus. 
Letericus vocatus episcopus. Heyricus episcopus. Duchesne, Fastes Il? 184. 
Oder den von Mácon: Gundulfus vocatus episcopus. A. a. O. S. 196 f. Alle 
diese Fälle gehören ins 10. Jahrhundert. Erscheinen als vocali bekannte 
Bischöfe in den Listen ohne diesen Beisatz, so erklärt sich das öfter auch 
leicht daraus, dass sie eben später häufig Vollbischöfe wurden, als solche 
dann natürlich stets aufgenommen sind. — In Langres haben wir zur Zeit 
Karls des Grossen möglicherweise auch 2 Bischöfe gleichzeitig, wovon in den 
verschiedenen Listen nur je einer genannt ist; Duchesne 112, 189 

B. in Auxerre Duchesne 11?, 448 f., wo vocati u. Chorbischöfe 
— ohne Beisatz — in den Listen stehen. Hie und da sind in den Bischofs- 
listen zu den Bischófen ihre Chorbischófe hinzugefügt, wie z. B. in Le Mans. 
Duchesne, Fastes 112, 316 f. ; 

3) Z. B. oben S. 190 A 3. Ein anderer bekannter Fall ist Eb. Agobard 
nn seCh der Chorbischof seines Vorgängers Leidrad war. Duchesne, Fastes 

4) Hinschius 1l, 163 f., bes. 164 A. 2. Wetzer-Welte, Art. »Chorbischöfe« 
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reits in der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts sehr bestritten war 
und, wenn er sich überhaupt jemals und irgendwo im Franken- 
reiche durchgesetzt haben sollte, auf alle Fälle sehr rasch ver- 
blasst. Der Ausdruck wird anlässlich der Fixierung ihrer Funktionen 
 — andere bischófliche ministri bieten dazu das Bild der Parallel- 
entwicklung — zum bloßen Titel, der schliesslich mit gewissen 
anderen Stellen, vor allem in Kapiteln, dauernde Verbindung ein- 
geht und da radiziert erscheint.!) Gibt es auf diese Weise bereits 
im 10. Jahrhundert völlig sicher nachzuweisende Chorbischöfe 
mit priesterlicher, ja bloB diakonaler Weihestufe,?) so ist für das 
9. Jahrhundert wenigstens die Möglichkeit dazu gegeben. Ja, 
wenigstens einige Fälle lassen sich auch da, wie ich glaube, völlig 
sicher nachweisen.?) Und würde nicht umgekehrt gerade die 
gelegentliche Hinzufügung der niederen Weihestufe bei einzelnen 
vocati episcopi auf das ausnahmsweise, nicht selbstverstündliche, 
daher speziell erwáhnenswerte und erwähnte dieses Zustandes 
hinweisen? Damit verschwindet aber auch das Hindernis. Es 


1) Noch unter Karl dem Grossen hat der einzelne Bischof, wenn über- 
haupt, zumeist nur einen Chorbischof (vgl. S. 194 A. 5), u. zw. wohl für die 
ganze Diözese. Noch in der 1. Hälfte des 9. Jahrhunderts tritt da aber mög- 
icherweise ein Wandel ein (die Stellen sind aber weder für noch wider ab- 
solut entscheidend). Vgl. schon oben S. 194 A. 3.. Nach dem Schreiben Ein- 
harts an Eb. Otgar von Mainz v. 826—840 (Epistolae V, S. 132) und Rabans von 
847—856 (a. a. O. S. 507) scheint in Mainz damals nur ein Chorbischof vor- 
handen gewesen zu sein. Der jeweils erwähnte kann aber auch »einer der 
Chorbischéfe« sein. Ebenso, wenn z. B. im Kastell Dijon (841—844) der 
Chorbischof des Bischofs von Langres genannt wird (a. a. O. S. 363 f.). In 
dem Schreiben des Florus Diaconus an die Synode von Quierzy 838 heisst 
es, móglicherweise in übertreibendem Pathos, von der Lyoner Kirche, die 
Amalarius von Metz nach der Absetzung Agobards (835) leitete (er wird in 
. dieser Stellung interessanterweise praelatus aecclesiae Lugdunensis genannt ; 
Werminghoff, Conc. II, 769): Testes sunt (a. a. O. S. 770) horum corepiscopi, 


testes archidiaconi, testes omnes, qui aderant presbyteri Lugdunenses —; hin- 
gegen sagt eine andere Stelle (a. a. O. weiter oben): Quos etiam corepiscopo 
ecclesiae nostrae (also möglicherweise »einem« Chorbischofe) . . . . iussit 


transcribere. In dem Berichte des Florus Diaconus heisst es an anderer Stelle 
über das Konzil (a. a. O. 778 f£): in celeberrimo presbyterorum conventu, 
praesentibus corepiscopis et archidiaconibus, praesentibus etiam nonnullis aliis 
ex clero ... (der ganzen Provinz?). Vgl. auch Hinschius II, 165. Diammler, 
Ostfränk. Reich I, 314. 

2) Günther, Codex diplomaticus Rheno-Mosellanus I, 72 ff. Nr. 20 (967). 
Dazu die vorhergehenden Stücke. S. auch schon Hinschius Il, 169 m. A. 6. 


3) Der Chorbischof Thiotmar von Trier (um 850) wird uns abwechselnd 
bald als presbyter, bald als chorepiscopus genannt. Kónnte man da — wie 
überhaupt in solchen Fällen — an der Identität zweifeln, so erhellt doch hier, 
dass es sich um eine Person handelt, die beide Titel gleichzeitig trug, ausser aus 
den sonst übereinstimmenden Lebensumständen aus der nekrologischen Notiz 
über den Tod dieser Person (Annal. necrol. Fuld. ad 857 SS. XII, 166, 177): 
Thiotmar presbiter et episcopus et monachus obiit III. Kal. Febr. — Aehn- 
liches gilt vom Chorbischof Erachar. Resch, Ann. II, 91 A. 204. 
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wäre also der Ratoldus presbyter vocatus episcopus u. a. aus 
diesem Grunde als Chorbischof nicht zu beanstanden. 

Bedenklicher móchte jedoch wohl ein anderer Umstand da 
erscheinen, dass nämlich, wenn wir den vocatus episcopus für 
einen Chorbischof nehmen, für den vocatus abbas nicht wohl 
eine geeignete Analogie übrig bliebe. Allein, auch dieses Be- 
denken lässt sich noch beseitigen. Das Wort chorepiscopus war 
ja längst erstarrt, hat in karolingischer Zeit mit der alten Ein- 
richtung, für die es seinerzeit geprägt war, nichts mehr zu tun. 
Chorbischöfe waren bischöfliche Gehilfen. Der abbas vocatus 
wäre dann einfach der äbtliche Gehilfe gewesen.') Wichtiger als 
das Wort ist aber die Sache. Und in der Tat bieten sich auch 
für diese Annahme quellenmäßige Anhaltspunkte. 

Die Erscheinung der Doppeläbte findet sich seit den Tagen 
Karl Martells und durchzieht von da an die ganze Karolingerzeit. 
Sie ist noch lange nicht allseitig durchforscht und klargelegt. 
Kàme aber da nicht eine neue Seite der Sache in Betracht? 

Und wirklich scheint diese Einrichtung gerade in dem 
bairisch-schwäbischen Stammesgebiete, wo auch der vocatus abbas 
besonders heimisch ist, eine wichtige Rolle gespielt zu haben 
und damit in Verbindung gestanden zu sein. 

So begegnet in Freisinger Urkunden regelmäßig zusammen 
mit dem Abte Reginperht von Moosburg ein Sigimoat vocatus 
abbas.?) In einigen Urkunden — gleicher Zeit — auch abbas 
schlechtweg °) oder aber iunior abbatis genannt. 4) Wie die iuniores 
aber überhaupt als in unmittelbaren, persönlichen Hilisdiensten 
eines Bischofs oder Abtes, ihres Seniors, stehend begegnen, aus 
denen dieser wohl in erster Linie geeignete Kandidaten für die 
Nachfolge heranbildete, so dürfte hier der iunior und vocatus 


1) So auch, folgerichtig vom Standpunkte seiner Auffassung des vocatus 
episcopus aus, schon Aesdi a. a. O. I, 697 Anm. 436; S. 739 Anm. 551; S. 780 
Anm. 661; II, 17 Anm. 32. So auch Hansiz, Germania Sacra II, 119. 


2) Er fertigt z. B. mit die Urkunde Bitterauf I, S. 237 Nr. 267 (807—808) 
über einen Tauschvertrag zwischen Bischof Atto und dem Abte Reginperht. 
Dagegen ist, wie sich aus der Stelle: Fecerunt enim hoc inter se per fideius- 
sores, quorum nomina Kaganhart advocatus Attoni episcopi et Chuniperht 
vocatus Reginperti abbatis — ergibt, der gleichfalls als vocatus, jedoch ohne 
abbas, erwähnte Kunipert der Vogt. 

3) Bitterauf I, S. 221 Nr. 242 (806—810); S. 313 Nr. 367 (816); S. 365 
Nr. 426 (819); S. 376 Nr. 437 (820) und S. 394 Nr, 463 (822). In letzteren 
beiden Urkunden ist Sigimot mit anderen abbates zusammengefasst. 

4) Die Tauschurkunde Bitterauf I, S. 257 Nr. 298 (811) unterfertigen 
u. a. Reginperht abbas et Sigimoat iunior eius. — Für das weltl. Recht vgl. 
z. B. Dopsch in Zeitschr. f. R.G. Germ. Abt. 36. Bd. S. 17; Waitz IV?, 19. 


198 Pöscl 


abbas des Hauptabtes dessen beigezogener Gehilfe sein. Und 
ähnliches begegnet öfter. !) 

Viel spricht also wohl für die Gleichung vocatus episcopus = 
chorepiscopus. Nichts aber von bisher Angeführtem dagegen. 
Allein trotz allem scheint sie mir unrichtig und daher nicht 
. haltbar zu sein. 

Zunächst sprechen einige allgemeine Erwägungen sehr ent- 
schieden dagegen. Das ist vor allem der allzu grosse Gegensatz 
in der sozialen Stellung des Amtes eines Chorbischofs und der 
Personen, die wir als vocati episcopi nachzuweisen in der Lage 
sind. Ich vermag mir die Grafen Noting, Amalrich, Hilduin, und 
- wie sie alle heissen und uns noch begegnen werden, in der ge- 
drückten, vielfach angefochtenen und auf alle Fälle nicht zu hoch 
geachteten Stellung eines karolingischen Chorbischofs einfach 
nicht vorzustellen. ?) 

Dann aber — und das wird im Vergleiche zu diesem mehr 
gefühlmäßigen Bedenken manchem vielleicht wichtiger scheinen — 
lässt sich bei genauerem Zusehen doch ein Gegensatz zwischen 
vocati episcopi und Chorbischófen direkt erweisen — trotz der 
erwähnten anscheinend vielfach belegten Parallele. 

Gerade der mehrmals erwähnte Bericht der Reimser Geist- 
lichkeit über Ebbos Angelegenheit gibt dazu schon eine Móg- 
lichkeit. Werden nämlich darin, wie wir sahen, die Konzilsteil- 
nehmer der Ingelheimer Synode von 840 aufgezáhlt, und dabei 
auch einige vocati episcopi genannt, Chorbischófe hingegen hie- 
bei nicht erwähnt, so begegnen doch dort noch solche im Ver- 
laufe der weiteren Darstellung. Beide Ausdrücke stehen sich da- 
her hier, also in derselben Erzählung, in ganz bestimmter Be- 
deutung verwendet, einander gegenüber. Und zwar heisst es 
nach Anführung der Ingelheimer Synode und ihrer Teilnehmer, 
dass Ebbo nach seiner hier erfolgten Restitution in sein Erzstiít 
nach Reims zurückgekehrt und dort von seinen Suffraganen und 
seiner Diözesangeistlichkeit feierlich begrüsst worden sei. An 
Stelle des am Erscheinen verhinderten Bischofs von Kammerich 
fungierte dabei Vitaus, corepiscopus et vicarius Theoderici epi- 
scopi,?) später noch einmal als Vitaus ecclesiae Cameracensis cor- 

1) Ueber den Sigismundus vocatus abbas von St. Emmeram um 820 
Resch Il, 17 A. 32. | 

2) Die phantastischen Annahmen Gfrörers hinsichtlich des Chorepiskopats 
sind längst (seit Wena) auf ihr rechtes Maß zurückgeführt. Vgl. bes. Weizsäcker, 
Der Kampf gegen den Chorepiskopat des fränkischen Reichs im 9. Jahrhundert. 


Tübingen 1859. 
3) Werminghoff S. 809 f. 
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episcopus angeführt. !) Eine und dieselbe Quelle bringt also 
vocati episcopi einerseits und einen Chorbischof andererseits in 
ganz verschiedener Weise.?) Aus der zur Würde des letzteren 
beigefügten Erklärung — bei den vocati würde ein solcher sicher- 
lich auch nicht fehlen, wenn ihre Stellung die gleiche gewesen 
wäre — ist dessen nähere Lage deutlich genug ersichtlich. 

Dazu kommt aber dann noch anderes, was noch deutlicher 
spricht und woraus sich die Richtigkeit des gesagten noch viel 
unmittelbarer und zweifelloser ergibt. In Urkunden, die zu 
Handen eines vocatus episcopus für sein Bistum ausgestellt sind, 
werden nämlich die anderen Diözesanbischöfe der betreffenden 
Kirche als seine Vorgänger und Nachfolger ausdrücklich ange- 
geben, er erscheint inmitten ihrer Reihe, was doch bei einem 
bloßen Chorbischofe unmöglich wäre a Daraus ergibt sich doch, 
dass wir es in den vocati mit Personen zu tun haben, die irgend- 
wie doch für das Hauptbistum und nicht etwa bloß für bischöf- 
liche Nebenstellen designiert waren. Auch wird der vocatus direkt 
als Vorstand des Bistums angeführt.*) Zur Evidenz erhoben wird 
das aber durch folgenden Umstand. 


Es gibt nämlich in den Quellen nicht bloß vocati episcopi, 
abbates usw., sondern auch vocati archiepiscopi. Da steht aber 
eine bloße Chorbischofsstelle eines Erzbistums überhaupt nicht 
mehr in Frage. 


Erscheint nun aber damit auch der Zusammenhang der vocati 
mit den Hauptepiskopaten hergestellt, so sind damit noch keines- 
wegs alle Schwierigkeiten, die sich bei Betrachtung dieses Gegen- 
Standes ergeben, gelöst. Vielmehr ergibt sich jetzt erst recht die 
Notwendigkeit einer besonderen Aufklärung jener merkwürdigen 
Begleiterscheinungen, die wir bei Betrachtung der einzelnen vocati 
episcopi antrafen, und zwingen eben, die Aufhellung des Eigen- 


1) A.a. O. S. 810. Im falschen Dekrete ist er als Bischof schlechtweg 
genannt. 


2) Und dasselbe ist öfters der Fall. So kommen z. B. auch in den Ver- 
brüderungsbüchern beide Titel nebeneinander (bei verschiedenen Namen) vor, 
was doch wohl auf eine verschiedene Bedeutung hinweist. S. z. B. Mon. Germ. 


Necrol. Germ. Il, S. 7 Col. 8, wo neben dem Rachto vocatus episcopus noch 
mehrere Chorbischófe genannt sind. 


3) Vgl. z. B. das Diplom Ludwigs des Frommen von 816 für die Strass- 
burger Kirche, zu Handen des vocatus episcopus Adaloch bei Schoepflin, 
Als. dipl. I, S. 65 Nr. 81 (Wentzke, Regesten Nr. 65). 

4) Ludwig der Fromme für Nevers c. 817. Formula imperialis 22 (Zeumer 
S. 302; Bóhmer-Mühlbadier? Nr. 855): Jonas Navernensis ecclesie vocatus 
episcopus postulavit serenitatem nostram, ut ecclesiae, cui praeest, et con- 
gregationi ibidem Deo famulanti teloneum . . . concederemus. 
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artigen dabei, das doch sicher besteht, in anderer Richtung zu 
suchen 

Namentlich fördert aber eine nähere Betrachtung auch bei 
den vocati archiepiscopi, soweit die Quellen Einblick gewähren, 
ganz ähnliche Nebenerscheinungen zutage, wie wir sie früher bei 
den einfachen vocati episcopi kennen lernten. Ja, erstere scheinen 
damit sogar besonders stark behaftet zu sein. 

Ein vocatus archiepiscopus begegnet zu Anfang der Vier- 
zigerjahre in dem Erzstifte von Vienne. Es ist der bekannte Agilmar, 
spáter wirklicher Erzbischof derselben Kirche. Wiederholt und 
ganz konsequent wird er in den Diplomen Lothars L, aber auch 
sonst mit obigem Titel benannt. Und zwar führt er denselben 
durch eine Reihe von Jahren. Wahrscheinlich schon 841 zum 
Archiepiskopate berufen,!) begegnet er wenigstens noch 844 als 
vocatus.?) Als des Kaisers Erzkanzler stand er diesem be- 
sonders nahe. 

Noch interessanter ist aber ein anderer Fall, nämlich der 
des vocatus archiepiscopus Hilduin von Kóln. Hier sind die 
näheren Umstände viel merkwürdiger. Es gibt da eine ganze 
Reihe auffallender Einzelheiten. i 

Auch er führt diesen Titel ganz konsequent und gleichfalls 
durch eine Reihe von Jahren, wird auch in Herrscherurkunden 
Lothars I. sowohl wie auch dessen Sohnes Ludwigs IL, wieder- 
holt und nachdrücklich damit bezeichnet. 

So tritt er uns in einem erhaltenen Originaldiplome vom 
Jahre 848 für St. Denis in dieser Eigenschaft entgegen. 3) Frei- 
lich wird hier die Kirche nicht genannt, sondern der Titel lautet 
blof*): vocatus archiepiscopus sacrique palatii nostri notarius 
summus. Dies hat, was hier besondere Erwáhnung verdient, zu 
Zweifeln Anlass geboten. Man nahm nämlich an‘), dieser Hilduin 

1) So auch Duchesne, Fastes 12, S. 210 und, diesem folgend, Baudrillart- 
Voigt-Rouzés, Dictionnaire d'histoire et de géographie ecclésiastiques I (Paris 
1909), 959. Bresslau, Handbuch der Urkundenlehre 1? (1912) S. 388, 399 
nimmt, Dümmler, Ostiránk. Reich 1%, S. 147, folgend, 842 an. Für uns ist 
diese Frage ohne Wichtigkeit. 

2) Wiederholt in Lothars I. Diplomen so genannt. So z. B. Bouquet, 
Receuil VII, 378 (843): Agilmarus sanctae Viennensis ecclesiae vocatus archi- 
episcopus et sacri palatii nostri archicancellarius. Oder S. 379 ebenso. Böhmer- 
Mühlbacer? Nr. 1111 f. In einigen Urkunden von 844 nennt er sich selbst 
vocatus archiepiscopus. Gallia christiana XVI (ed. Hauréau 1865), Sp. 45. 

Böhmer-Mühlbacher, Regesten, 2. Aufl. Nr. 1132. 

4) Felibien, St. Denis preuv. 63. 

5) Dümmler, Gesch. des ostfränk. Reiches 12, 362 A. 19, dem sich auch 
Bresslau in der ersten Auflage seines Handbuchs der Urkundenlehre an- 


geschlossen hatte (Bd. I, S. 292 À. 2). In der 2. Aufl. (I, S. 388, 399) hat Bresslau 
seine Ansicht bereits korrigiert. 
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könne mit dem von Köln, da dieser bereits 842 das Erzstift er- 
halten hatte,!) was mit verschiedenen sonstigen Umständen jenes 
nicht vereinbar sei,?) nicht identisch sein. Da es aber umgekehrt 
feststeht, dass Hilduin, der Erzkanzler, den Erzbischoftitel wirklich 
als vocatus der Kirche von Köln führte — in einem gleichfalls 
im Originale erhaltenen Diplome Ludwigs II. wird er ausdrück- 
lich Colonicae ecclesiae vocatus archiepiscopus genannt’). — so 
folgt daraus eben nur, wie vorsichtig man mit solchen Schlüssen 
zu sein hat. E | 

In der Tat zeigt gerade dieser Fall eines vocatus jene merk- 
würdigen Unregelmäßigkeiten, wie wir sie anderwärts antrafen 
und wie sie uns hier deshalb nicht mehr so sehr überraschen, in 
besonders hohem Grade. | 

Abgesehen davon nämlich, dass auch dieser vocatus fast ein 
Jahrzehnt in diesem Zustande verbringt, zeigt sich noch folgendes 
an Tatsáchlichem. In den Fünfzigerjahren begegnet er unter der 
einfachen Bezeichnung abbas. ^ Kam das nun zwar wohl auch sonst 
bei den Bischofábten jener Zeit mit zweifellos episkopaler Stel- 
lung ab und zu vor,’) so liegt hier doch die Sache anders. 
Hilduin erscheint nämlich auch als Erzkanzler in Kônigs- 
urkunden, als Intervenient u. dgl., schliesslich nur mehr als 
Abt. Letztere Würde trug er auch im Kloster Bobbio. Später 
jedoch anderswo.) Damit lassen sich aber weitere Brücken zu 
den bisher schon erwähnten Fällen von vocati episcopi schlagen. 
Es häufen sich da. gemeinsame Züge. In der Stellung eines Abtes 
von Bobbio geht Hilduin dem uns schon bekannten Amalrich von 
Como unmittelbar vorher. Hinsichtlich der Erzkanzlerwürde aber 

1) Annal. Colon. breviss. Mon. Germ. Scriptores I, S. 97: Hilduinus ac- 
cepit episcopanm Coloniae. 

) Bresslau 11 S. 292 A. 2 sagt, es widerstreite dem uns sonst be- 
kannten Brauche, dass Hilduin, bevor er die Kanzleigeschäfte führte, bereits 
Erzbischof geworden sei. Und er lehnt (a. a. O. A. 1) auch Mühlbaders An- 
sicht ab (als gegen die sonstige Gewohnheit verstossend), dass Hilduin schon 
842 die Kanzleigeschäfte geleitet habe, als Agilmar noch Kanzleichef war. 
| 3) Monumenta Patriae hist. Chartae I, 48 (Mühlb.* Nr. 1217). Vgl. auch 
schon Mühlbacher?, zu Reg. Nr. 1132. Ferner Parisot, Lorraine S. 743 ff. 
Lot, Le moyen-âge 1903 S. ; 

4) Bresslau 12, 39. Böhmer-Mühlbacher? Nr. 1156. 1157 (852). 

9) Vgl. oben S. 188 Anm. 3. 

6) Da sein Nachfolger Amalrich bereits 843 (S. oben S. 31) und noch 
bis in die Sechzigerjahre (vgl. z.B. Mühlb.? Nr. 1217 v. 860) Abt von Bobbio 
ist, kommen für Hilduin nur drei Jahre vorher in Betracht. Er kann darum 
852 nicht Abt von Bobbio sein, wie dies viele und neuestens wieder Bresslau 12, 
399 annehmen. Hingegen schliesse ich mich des letzteren Ansicht (a. a. O. 
A. 2) gegen Lot, Le moyen-âge 1903, S. 268 ff.; 1904, S. 338, an in der Ab- 


lehnung der Identität mit dem Erzkaplan Hilduin. Vgl. auch schon Schrörs, 
Hinkmar, Erzbischof von Reims, Freiburg 1884, S. 567 A. 42. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 2. 14 
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folgt er dem gleichfalls als vocatus erwähnten Agilmar von Vienne 
unmittelbar nach. 

Das Erzbistum Köln jedoch erhält er als Vollbischof über- 
haupt nie. Dieses wird vielmehr, etwa 850, anderweitig besetzt, 
nämlich mit Günther. Näheres über diesen sonderbaren Wechsel 
erfahren wir aber nicht, wir können in Hilduin jedoch einen Ver- 
wandten Günthers vermuten, da in dessen Familie jener Name 
häufig ist. Ja, es sieht fast so aus, als habe man mit Absicht 
darüber völliges Dunkel gelagert. Aber noch mehr. Hilduin 
scheint man in Köln überhaupt nie als ernsthaften Anwärter in 
Erwägung gezogen zu haben. Für die Jahre vor Günther wird 
das Erzstift ausdrücklich als vakant angegeben.!) Und in den 
Bischofslisten wird Hilduin gleichfalls nicht geführt. 

Scheint somit, nach diesem Beispiele, die Bestellung eines 
vocatus noch keineswegs als eigentliche Besetzung eines Bistums 
aufgefasst worden zu sein, so konnten wir, nach früheren Fällen, 
sehen, dass andererseits auch ein vollbesetztes Bistum kein Hinder- 
nis für die Bestellung eines vocatus für dasselbe war. 

Wie haben wir uns aber dies alles, speziell den Kólner Fall, 
zu deuten? Dies scheint doch nur so geschehen zu können, 
dass die eigentliche Einführung Hilduins ins Erzbistum entweder 
nicht möglich war — weil man die entgegenstehenden Hinder- 
nisse nicht überwinden konnte — oder aber, dass sie überhaupt 
nicht beabsichtigt war. 

Gerade die Kólner Geschichte bietet da in den folgenden 
Jahren verschiedene ähnliche Erscheinungen, die zur Erklärung 
vielleicht herangezogen werden kônnen. ?) 

Doch sehen wir uns zunächst nach weiteren Fällen um. 
Auch aus dem Westreiche sei in diesem Zusammenhange ein 
Beispiel für einen vocatus archiepiscopus angeführt, weil uns da- 
bei gleichfalls ähnlich seltsame Nebenumstände entgegentreten 
wie bisher. 

Auch in Rouen haben wir um die Mitte des Jahrhunderts 

1) Sehr interessant Rimberts Vita Anskarii c. 23 SS. Il, 707: Porro cum 
haec agerentur (Mainzer Konzil 847), Colonia civitas, ad quam Bremensis par- 
rochia suffraganea erat, eo tempore absque benedictione episcopali degebat. 
(Diese Ausdrucksweise ist beachtenswert.) Quod quia diuturnum extitit, istud 
etiam sine illius loci pontificis praesentia decernendum fuit. Postea tamen, 
consecrato ad eundem locum venerabili praesente Gunthario etc. Rimbert, 
als Anskars Lieblingsschüler und späterer Nachfolger, kannte natürlich die Sach- 
lage, besönders die Stellung Hilduins, des höchsten Organs der eigenen Pro- 
vinz, ganz genau. Er will den vocatus als Erzbischof einfach ignorieren. 


Deshalb nimmt Hauck, KG. 113 4-4 S. 811 um 845 Hilduins Tod an. 
2) S. unten. 
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einen solchen, in einer Urkunde des Jahres 852 genannt, als 
Ruricus Rotomagensis vocatus archiepiscopus.!) Das Erzstift war . 
jedoch zur selben Zeit anderweitig besetzt. Es regiert dort näm- 
lich, durch eine ganze Reihe von Dokumenten bezeugt, Erzbischof 
Paulus von 849 bis wenigstens 856.?) Zu ersterem Jahre wird 
seine Einführung berichtet. Gegen Ende 850 fertigt er ein 
Schreiben an den Herzog Nominoé der Bretagne. 853 und 855 
erscheint er auf den Synoden von Soissons und Bonneuil. Ende 
853 ist er als Königsbote erwähnt. Und noch 856 führt ihn eine 
Urkunde als lebend auf. | 

Die Bischofslisten übergehen den vocatus hier wieder ganz. 
Weiter lässt sich über ihn aber nichts feststellen. 

Auch Hinkmar von Reims begegnet unter dem obigen Titel. 
845 zeichnet er als Hincmarus presbyter vocatus archiepiscopus 
die Konzilsakten von Beauvais.) An besonderen Umständen 
lässt sich für diesen Fall bloß anführen, dass die Vakanz des Erz- 
stiftes (nach Ebbos 2. Absetzung) wenigstens bestritten war. 
Bekannt ist ferner das besonders nahe Verhältnis dieses edel- 
geborenen, berühmten Staatsmannes zur Krone von Frankreich. 
Weitere Schwierigkeiten für eine Deutung des vocatus im Sinne 
eines Designierten ergeben sich aber hier — Hinkmar wird ja 
wirklich Erzbischof — nicht. 

Bleiben jedoch in den übrigen Fällen noch manche Rätsel 
zu lösen, soviel dürfte doch nach dem bisherigen feststehen, dass 
es bei den Berufungen der vocati durchaus auf die Stellung des 
Hauptbischofs abgesehen war, es sich also um wirkliche Bischofs- 
designationen gehandelt hat. Das folgt in der Tat des weiteren 
auch schon daraus, dass man hie und da, vereinzelt allerdings, 
für Personen, die uns sonst als vocati episcopi bekannt sind, für 
dieselbe Zeit auch die Bezeichnung electi antrifft. 

So wird gerade jener Noting von Verona in einem Schreiben 
des Jahres 8404) durch Rabanus Maurus, u. zw., wie es scheint, 
recht geflissentlich, angesprochen als: vir venerabilis et omni 
honore dignissimus Notingus electus episcopus. 


"m 1) D'Adtery, Spicilegium Bd. II, S. 587. Mabillon, De re diplomatica 


2) Duchesne, Fastes II?, S. 211. 

3) Pertz, L. L. I, 387 Mansi, XIV, 810. Wegen dieser Fassung möchte 
ich hier nicht eine Devotionsformel annehmen, obgleich Hinkmar sonst in 
Wendungen zu fertigen pflegt, die einer Umschreibung des vocatus im Sinne 
einer Devotionsformel gleichzuhalten wären. S. z. B. Gall. chr. XII b 101 
(864): Hincmarus, nomine, non meritis, episcopus. Aehnlich sonst, so im Pri- 
vileg f. St. Denis Mabillon, Dipl. 154. 

4) Mon. Germ. Epistolae V, 428. 14* 
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Es hat also zweifellos eine Berührung der Begriffe vocatus 
und electus bestanden, wenn auch aus dem Wechsel der Aus- 
drücke noch keineswegs deren durchgängig synonyme Bedeutung 
folgt. Selbst dort nämlich, wo beide Worte in einer Person zu- 
sammentreffen, liegt die Sache doch nicht so, dass man für vocatus 
einfach electus setzen könnte. Gerade die nähere Betrachtung 
zeigt da wieder neben der zweifellos bestehenden Parallele doch 
wieder auch den Unterschied. Es handelt sich gerade dort, wo 
für einen vocatus das electus gesetzt wird, um einen Erwählten 
ganz besonderer Art, sozusagen unter abnormen Begleit- 
umständen. 

Vielleicht ist da der folgende Fall, worüber die Quellen 
ausführlich die genaue Sachlage berichten, geeignet, uns der 
richtigen Lösung näherzubringen. 

Auch in dem venezianischen Bistume Torcello haben wir im 
9. Jahrhundert einen vocatus episcopus. Es ist dies jener 
Dominicus, der seit dem Jahre 876 in dem Bistume auftritt. ') 

Der Papst selbst — Johann VIII. — benennt ihn mit obigem 
Ausdrucke, und zwar u.a. in der merkwürdigen Fassung: Domi- 
nicus vocatus electus.?) Ergibt sich daraus wohl die nahe Be- 
ziehung zwischen beiden Worten, so ergibt sich doch eben aus 
dieser auffallenden Ausdrucksweise, die dann noch gelegentlich 
umschrieben wird, *) wieder, dass es mit dem electus in diesem Falle 
eben eine besondere Bewandinis haben müsse, dass wir nicht 
einen Erwählten der gewöhnlichen kanonischen Art vor uns haben. 
Damit aber verhält es sich folgendermaßen ii: | 

Dominicus, ein Kastrat, empfing nach dem Tode des Bischofs 
Senator (876) das Bistum aus der Hand des damals bereits sehr 
mächtigen und selbstherrlichen Dogen Ursus Parteciacus (Orso II. 
Parteciaco). Der Patriarch — Petrus von Grado — jedoch ver- 
weigerte die Weihe unter Exkommunikation des Dominicus — 
contra ducis decretum. Vorwand für diese Weigerung war die 
unkanonische Körperbeschaffenheit des Dominicus — in Wahr- 
heit haben wir wohl auch hier einen der damals so zahlreichen 


) Ughelli, Italia sacra V?, 1107 u. 1366. 
2) Monum. Germ. Epistolae VII (ed. Caspar) S. 16 (876). 

3) À. a. O. S. 14 f. (876): Felici et Petro episcopis et Dominico, qui 
vocatur electus Torcellensis ecclesie, seu abbati Altinensis monasterii etc., 
quia totiens a nobis vocati ad concilium Rome occurrere contempserunt . . . 

4) Vgl. dazu auch Heinrich Kretsdimayr, Geschichte von Venedig 
(allg. Staatengesch. 1. Abteilung, 35. Werk) Bd. I, S. 99 u. 405, wo auch die 
Quellen. S. namentlich die Chronik des Dandulus. 
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Kämpfe der Kirche gegen die weltliche Gewalt, u. zw. hier gegen 
die machtvoll emporstrebende Lokalgewalt des Dogates vor uns. 

Allein, der Wille des Dogen erwies sich bereits als stärker. 
Petrus musste flüchten und wandte sich schliesslich, nach vergeb- 
lichen Vergleichsversuchen, hilfeflehend nach Rom. Jedoch selbst 
der Papst, der noch 876 den Dominikus nebst anderen Prälaten 
Veneziens vergeblich vor. seine Synode nach Rom rief, konnte 
sein Gebot nicht durchsetzen und hatte auch ein Jahr später zu 
Ravenna nicht viel mehr Erfolg. | 

Das Ergebnis war schliesslich das, dass das Patriarchat nach- 
geben musste. Solange Petrus lebte, geschah das zwar nur zum 
Teile. Er willigte in folgenden Vergleich, der in hohem Grade 
interessant ist und die Zustánde jener Zeit, besonders für unsere 
Frage, grell beleuchtet. Dominicus erhielt zwar nicht die Weihe, 
durfte jedoch das Bistum im übrigen doch behalten und ins- 
besondere alle Einkünfte daraus beziehen. Darauf kam es aber 
eben in jener materiell denkenden Zeit bei Bistumsverleihungen 
ja vielfach an. Und Petrus’ Nachfolger, Viktor von Grado, 
musste sich dann unter dem Zwange des Dogen auch noch zur 
Weihe verstehen. 

Hier liegen also die Dinge, die Stellung und Bedeutung des 
vocatus electus klar vor unseren Augen. Freilich ist es aber 
dabei nicht ganz sicher, ob der erstere Ausdruck hier mit den 
früher erwähnten vocati episcopi in Beziehung zu setzen ist. 
Auch handelt es sich ja um venezianische, also ausserfränkische 
Verhältnisse, die von Rom — also wieder von nichtfränkischer 
Seite — aus beurteilt werden. In der Sache selbst aber haben 
wir eine vollständige Parallele. Und auf alle Fälle musste diese 
Tatsache in unserem Zusammenhange erwähnt werden. 

Haben wir nämlich nicht auch bei den übrigen Fällen, zu 
denen wir nunmehr wieder zurückkehren und die durchweg dem 
grossfränkischen Reichsgebiete angehören, eine ganz ähnliche 
Lage der Dinge, in der die einzelnen vocati episcopi begegnen? 
Liegen nicht auch da Bistumsbesetzungen vor, die vom normalen 
Verlaufe der Dinge abweichen, unter ungewöhnlichen Begleit- 
erscheinungen und Nebenumständen vor sich gehen und mit den 
alten kanonischen Bestimmungen in Widerspruch stehen? 

Das aber findet in den Ereignissen jener Zeit leicht seine 
Erklärung, sofern wir nur die Gesamtheit der Entwicklung zur 
Betrachtung heranziehen. Und in der Tat ist man da um die 
Nachweisung ungewöhnlicher Vorgänge bei den Besetzungen der 
bischöflichen Stühle nicht verlegen. 
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Wie aber vereinigen wir uns alle im einzelnen gewonnenen 
Ergebnisse und Feststellungen zu einem geschlossenen Gesamt- 
bilde? Wie können wir uns aus den gesammelten Bausteinen 
einen einheitlichen, in sich und mit den Quellen widerspruchs- 
losen Bau aufführen ? 

Meines Erachtens kann das in folgender Weise und zur in 
folgender Weise geschehen. Und dabei gelangen wir denn auch 
ganz zwanglos auf die Frage nach der Zeit dieser ganzen Ent: 
wicklung und damit zur Erörterung der noch nicht besprochenen 
Fälle des 8. Jahrhunderts. 


IV. 


Der vocatus episcopus der fränkischen Zeit war ein für ein 
bischöfliches Amt Ausersehener. Wir haben hier eine Bischofs- 
designation in aller Form vor uns. Allein, der vocatus ist trotz- 
dem nicht gleichwertig mit dem electus, dem Designierten der 
älteren Zeit. Das erklärt sich so, dass in dem Begriffe der Bischofs- 
designation selbst, überhaupt mit dem ganzen Vorgange der Be- 
setzung, eine grosse Veränderung vor sich gegangen ist. Die bis 
dahin im ganzen einheitliche Entwicklung hat sich gespalten, 
differenziert. Aus dem vormals ziemlich einfachen und einheit- 
lichen Akte ist ein komplizierteres, im einzelnen sehr verschieden 
verlaufendes Verfahren geworden. Das Bistumsbesetzungsrecht 
befindet sich in karolingischer Zeit in voller Gárung und Um- 
wälzung. Und eben damit hängt die Einrichtung des vocatus 
aufs engste zusammen. Es ist dies der rechtliche Fachausdruck 
für eine eingetretene, wichtige Veränderung. Die Bischöfe wurden 
jetzt zum überwiegenden Teile ja nicht mehr gewählt, sondern 
ernannt. 

Allein, die Neuerungen erfolgten nicht in der Weise, dass 
etwa die Kirche selbst die alten Bestimmungen der canones über 
das Bischofswahlrecht ihrerseits einfach abgeändert hätte. Nicht 
auf einheitlicher Rechtsebene hat sich der Wandelprozess voll- 
zogen. Vielmehr prallen verschiedene Rechts- und Machtsysteme 
aufeinander. Es handelt sich um eine Auseinandersetzung zwischen 
kirchlicher und weltlicher Gewalt. Ein Kräfteausgleich zwischen 
Kirche und Staat findet statt, wobei der letztere selbst keine ein- 
heitliche, in sich widerspruchslos fixierte Grösse ist. Und das 
Ergebnis war darum auch nicht einheitlich und sicher, vielmehr 
mannigfach und die ganze Karolingerzeit hindurch umstritten. 
Ja, es blieb vielfach sogar im Stadium einer blossen Machtirage 
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stecken. Und nur sehr allmáhlich bildete sich an den tatsách- 
lichen Kräfteverhältnissen das neue Recht heran. Der Hauptsache 
nach sogar erst in späterer Zeit.!) Ja, zu einer dauernd sicher- 
gestellten Festlegung ist man erst auf der Höhe des Mittelalters. 


gelangt. | 

Dies alles hat man zu berücksichtigen, wenn man die wider- 
spruchsvollen Quellenangaben unter einen einheitlichen Gesichts- 
punkt bringen will. Die Widersprüche waren tatsächlich da, waren 
im Leben wirklich vorhanden und es nützt nichts, sie durch nach- 
trägliche harmonisierende Kombination hinweginterpretieren zu 
wollen. Eine Theorie, die das Leben in einheitlichere Formen 
hineinzwängen will, als es wirklich war, hat keinen wissenschaft- 
lichen Erkenntniswert. 

Der ganze Prozess vollzieht sich aber, namentlich in bezug 
auf die grösseren Ergebnisse, unbewusst, nicht nach einem be- 
stimmten, vorgefassten Plane. Wie ja bei jedem grossen Kräfte- 
ausgleich das Ergebnis zumeist gänzlich ausserhalb des Gesichts- 
kreises der Beteiligten liegt. Diese machen es nicht, sondern 
werden selbst davon überrascht. 

Man wird daher meines Ermessens der Sache nicht gerecht, 
wenn man sozusagen a priori verschiedene Rechtsanschauungen 
wirksam denkt, deren einzelne dann ganz oder teilweise zum 
Siege, zum Durchbruche gelangt wäre.?) Das Recht ist vielmehr 


| 1) Vgl. Erich Laehns, Die Bischofswahlen in Deutschland v. 936—1056, 
Greifswald (Diss.) 1909. 


2) Das Bistumsbesetzungsrecht des früheren Mittelalters wird neuestens 
wieder in dieser Art behandelt von Georg Weise, Königtum und Bischofswahl 
im fränkischen und deutschen Reich vor dem Investiturstreit, Berlin (Weid- ` 
mann) 1912, ein Buch, das geradezu als Muster für die oben gerügte Be- 
‘trachtungsweise eines derartigen Stoffes gelten kann. Weise meint, beeinflusst 
von anderen Theorien, schon im merowingischen Frankenreiche habe sich 
— im Verhältnisse zur früheren Zeit — inbezug auf das Bistumsbesetzungs- 
recht eine »fundamentale Wandlung« (S. 6 A. 2) vollzogen. Allein, nach seiner 
eigenen Beweisführung ist nicht einzusehen, worin diese grosse Veránderung 
bestanden haben soll. Eingriffe, recht tiefgehender Art, haben schon die 
römischen Käiser, trotz formellen Fortbestandes des alten kanonischen Bischofs- 
wahlrechtes vorgenommen. Und mehr taten auch die Merowingerkönige nicht. 
Weise meint zwar selbst, auf Ausdrücke komme es bei solchen Betrachtungen 
nicht an (S. 62 f.), gründet aber (S. 10) seine ganze Auffassung für jene früh- 
fränkische Zeit doch wieder nur auf ein Wort: das instituere in einer Markulf- 
schen Formel. Und ein Wort, bloß von ihm selbst geprägt, ist es schliess- 
lich nur, wenn er den Ausdruck Bestätigungsrecht anderer, der mir die Sache 
besser zu treffen scheint, durch »Einsetzungsrecht« ersetzt. — Nicht besser ver. 
hält es sich aber mit seiner Beweisführung für die späteren Jahrhunderte. 
Weise nimmt nämlich auch da im allgemeineu, trotz des königlichen Ein- 
setzungsrechtes, Fortbestand des alten Wahlrechtes der canones an. Erteilt 
der Herrscher, wie es seit Karl dem Grosssn öfter geschah, ein Wahlprivileg, 
so ist das nur die Bestätigung, Garantierung eines schon bestehenden Zu- 
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stets erst das Ergebnis, der Niederschlag, der sich auf Grund tat- 
sächlicher Machtverhältnisse in der Vorstellung der Menschen 


standes. Allein, dann macht Weise einen Unterschied zwischen alten und. 
neuen Kirchen, im besonderen für Deutschland. Hier gilt das Gesagte nur 
für die ersteren, während die letzteren von anderer Rechisanschauung aus be- 
handelt wurden. Auch da stützt sich der Verfasser nur auf Worte. So ist ihm 
der Ausdruck »concessio« Beweis (S. 19 f.) für eine versuchte Ausdehnung 
des kóniglichen Mitwirkungsrechtes bei der Bistumsbesetzung durch Ludwig 
den Frommen. Aber doch wieder nicht Beweis genug für grundsätzlich freie 
königliche Ernennung. Denn das alte Wahlrecht muss ihm für seine Kon- 
struktion doch grundsätzlich fortbestehen. Das königliche Recht ist bloß 
»Autorisation« zur Wahl. Aehnlich deutet er sich (S. 23 f.) die Zusage kano- 
nischer Bischofswahlen durch Ludwig den Frommen im Kirchenkapitular von 
819. Nur bei ee ee Wie Wahl ist wieder freie königliche Ernennung Prinzip 
(S. 28) Auch die in den bekannten Ausführungen des Florus Diaconus ange- 
ochtenen kóniglichen Bischofsernennungen deutet sich Weise natürlich im 
Sinne von bloßen »Bestäti ungen, wie er hier sagt, des Königs (S. 30), die 
er aber doch wieder (S. 31) »Einsetzungen« nennt. Dabei nuanciert er wieder 
fein zwischen »regis consultu« (Florus) und »per ordinationem regis« (Pariser 
Edikt 614). (S. 31 f.: »Florus ignoriert hier in radikalster Weise (!) die ganze 
Entwicklung, die das Recht des Königs bei der Besetzung der Bistümer im 
Frankenreich genommen hatte«.) (!) — Aehnlich sind ihm dann (S. 37 ff.) die 
Bestrebungen Karls des Kahlen im Westreiche nur Bemühungen, die könig- 
liche »Autorisation« (im obigen Sinne) durchzusetzen. Diesem Herrscher sei 
es gelungen, das zu erreichen, was Ludwig der Fromme angestrebt hatte. — 
Was aber dann die deutschen Bischofskirchen anlangt, so sind dafür die Aus- 
lassungen Weises besonders spitzfindig (S. 57 ff). »Drei charakteristische 
Unterschiede zeigen die Verhältnisse in Deutschland gegenüber denen in 
Frankreich«. 1. Fehlen die Mediatisierungsbestrebungen, abgesehen von Bayern. 
2. Kein »Autorisationsrecht der Krone«. 3. Verschiedene Stellung des Kónigs 
zu den verschiedenen Bistümern. Letztere bilden unter sich verschiedene, 
vom Kónig anders behandelte Gruppen. Unterscheidung zwischen a) den vom 
König gegründeten Bistümern von den b) älteren, in römische oder mero- 
wingische Zeit zurückreichenden, ohne Mitwirkung des fránkischen Kónigtums 
errichteten. In ersteren bestand das kónigliche »Ernennungsrecht« (S. 59). 
Weises Beweis: die Wahlprivilegien. Diese verleihen (zum Unterschied von 
jenen der ersten Karolinger für italienische Kirchen, Chur usw., Karls des 
Kahlen für westfránkische Bistümer) neues Recht und sind hier wieder der 
Beweis für prinzipiell freies kónigliches Ernennungsrecht! Die alten deutschen 
Bistümer bedurften des Privilegs nicht, das Wahlrecht besteht dort seit alter 
Zeit. Ein Privileg Karls des Einfältigen für Trier von 913 ist nicht stichhaltig ; 
denn es fußt auf französischen un d (S. 95), hier ist also das Königs- 
recht wieder nur »Autorisation« und das Wahlprivileg der Beweis ausgerechnet 
nur dafür! Die von Otto II. selbst in seinem Wahlprivileg für Magdeburg ge- 
zogene Parallele Magdeburg-Köln ist auch nicht maßgebend, weil bedenklich. 
Das Privileg Ludwigs des Frommen für Worms aber, welches gar nicht in 
Weises Schema passen will, wird mit unzureichenden Gründen (S. 131 ff.) als 
Fälschung erklärt. (So ist z. B. die von Weise S. 133 beanstandete Aus- 
fertigung mehrerer Privilegien zur selben Zeit, die Nichtzusammenfassung aller 
gleichzeitigen Gewährungen in einer Urkunde in den karolingischen Kanzleien 
ungemein häufig) — Bayern nimmt in Deutschland wieder eine Sonder- 
stellung ein. Hier hat Heinrich I. an Arnulf nur das königliche Einsetzungs- 
und Investiturrecht weitergegeben (S. 110). — Seit Heinrich II. tritt aber dann 
eine Verwischung der alten Unterschiede ein (S. 111 ff). — Meines Erachtens 
ist in diesem Buche viel Mühe auf eine gänzlich unfruchtbare Sache ver: 
schwendet. Vor allem hätte das der Verfasser selbst sehen können, wenn er 
den an einer Stelle selbst berührten Gedanken der Analogie in der Entwick- 
lung zwischen Bistümern und Abteien eingehend zu Rate gezogen hätte. — 
In ähnlich schematischer, die mittelalterlichen Quellen nach Art moderner 
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schliesslich absetzt und sich, ganz allmählich erstarrend und er- 
starkend, bildet. Das Recht hinkt den Ereignissen immer erst 
nach, ist aus ihnen abgezogen. Das Recht formt sich langsamer 
als das Leben. : | 

Das Gesagte gilt aber nicht etwa bloß für das Bistums- 
besetzungsrecht jener Zeit. Dieses gehört vielmehr selbst wieder 
in einen grósseren Zusammenhang. Und auch das zu beachten, 
ist für die richtige Erkenntnis unseres Gegenstandes wichtig. Die 
Umwälzungen erstrecken sich vielmehr auf ein weites Gebiet und 
erfassen einen sehr grossen Teil des älteren kirchlichen Rechts. 

In der Karolingerzeit findet jener allgemeine Kräfteausgleich 
statt, der die abendländische Welt- und Lebensordnung auf Jahr- 
hunderte festlegen sollte. Damals wurden die Grundlagen ge- 
schaffen, auf denen die Entwicklung, man kann sagen, eines Jahr- 
tausends aufruht. Der Ausgleich zwischen Romanen und Ger- 
manen wirkt dabei wohl mit, ist aber keineswegs entscheidend, 
geschweige denn allein maßgebend. Die vorkarolingische Zeit 
ist für die ganze Entwicklung nur das Vorspiel. 

Die Einordnung der Kirche in diese neuerstehende abend- 
ländische Gesellschaftsordnung ist einer der wichtigsten Züge in 
diesem Gemälde. Gebend und empfangend kommt sie dabei als 
einer der wichtigsten Faktoren in Betracht. Mit Ewigkeitswerten 
ausgestattet, die einzige antike Grösse, die die Stürme der Völker- 
wanderung überdauernd in die neue Zeit hinein ragt, sucht die 
Kirche dabei von ihrem älteren Bestande, auch an Rechtsnormen, 
zu bewahren, was sie bewahren kann. In stets grosszügiger und 
weitblickender Politik trägt sie dabei, bald klug sich fügend, bald 
energischer auftretend, den Meinungen Rechnung. 

Ein Dualismus durchzieht und durchschneidet daher das 
ganze Recht der abendländischen Kirche im Zeitalter der Karo- 
linger und ist dafür geradezu charakteristisch. Ein anderes Recht 
begegnet uns in den Quellen kirchlichen und staatlichen Ursprungs 
und wieder ein anderes im wirklichen Leben. 

Und nur von diesem Zentrum aus sind die verwickelten 
Probleme zu entwirren. Auf diesem Hintergrunde heben sich erst 
alle Einzelheiten in richtiger Perspektive ab. 

Das Recht der Besetzung der Bistümer bildet nur eine solche 


(d. h. auf moderne Verhältnisse angewandter) Rechtsinterpretation wertend, 
geht auch neuestens, an Hand eines Einzelbeispieles allgemeinere Ausblicke 
genns vor Herm. Nottarp, Das Ludgersche Eigenkloster Werden im 
. Jh. im Histor. Jahrbuch 37. Bd. (München 1916) S. 80 ff. 
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Einzelheit. Die Vergebung der Bischofssitze, jener erstklassigen 
Kräftezentren, wo sich nicht bloß geistliche und geistige, sondern 
in erheblichem Maße auch materielle — politische wie wirtschaft- 
liche, ja selbst militärische!) — Macht ansammelte, war da natür- 
lich heiss umstritten. Verschieden sind da lange die Auffassungen 
der Kirche und des Staates, verschieden selbst die Ansichten in- 
nerhalb des einen wie des anderen Kreises, verschieden wieder 
Norm und Leben. Was der einen Seite oft bereits als Recht er- 
schien, war es für die andere noch oder überhaupt nicht. 

Nach altem kirchlichen Rechte wurde das Bistum durch 
Wahl seitens des Klerus und Volkes der Diözese, unter einer 
Oberaufsicht und Einflussnahme des Metropoliten, besetzt. Schon 
längst — seit den Tagen Konstantins — zeigte sich dabei der 
Einfluss weltlicher Macht. Ein erstes Vorwetterleuchten späterer 
heftiger Entladungen. Das merowingische Königtum folgte auch 
hierin nur den römischen Imperatoren nach, vielleicht der Zahl 
nach, nicht aber der Art nach, tiefer eingreifend als diese. ?) 

Erst in der Karolingerzeit wird die Frage brennend, zur 
Lebensírage für Kirche und Staat. Nachdem in der sinkenden 
Merowingerherrschaft das ans Ruder gekommene neue Geschlecht 
der arnulfingischen Hausmeier die Probleme zunächst in etwas 
gewaltsamer Weise zu lösen sucht und dabei die Fundamente 
der Kirche und damit auch des Staates in gefährlicher Weise 
untergräbt, suchen dann die ersten grossen Karolingerkönige, 
alle Interessen möglichst gleichmäßig berücksichtigend, zu ge- 
ordneten Zuständen zu gelangen. Ist das Werk auch nicht ganz 
gelungen, so ist doch viel erreicht worden — genug, um die 
Organisatoren mit unsterblichem Ruhm zu bedecken. 

Speziell in der Verfügung über die Bischofssitze musste die 
weltliche Gewalt ihren Einfluss wahren und nach Möglichkeit 
weiter ausdehnen, jemehr die Hochkirchen und ihre Vorsteher zu 
Gliedern in der Reichsverfassung wurden. Das Königtum konnte 
dabei, selbst im Hochdrucke mancher Zwangslage stehend, nicht 
immer auf kirchliche Interessen Rücksicht nehmen, sosehr dies 
auch, schon im Staatsinteresse, sicherlich in seiner Absicht lag. 


1) Eine stattliche Vasallität, ein Kranz von Burgen umgibt allmählich 
das Hochstift. | 

2) Vgl. jedoch auch Hans von Schubert, Staat und Kirche in den 
arianischen Königreichen und im Reiche Chlodwigs (Hist. Bibliothek, hrsg: V. 
d. Redaktion der hist. Zeitschr. Bd. 26) München und Berlin (Oldenburg) 912 
und dazu meine nungen in der Zeitschr. der Savigny-Stiftung f. RG. 
kanonist. Abt. II (1912) S. 365 ff. 
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Daher oft zerrissene, wechselvolle Bilder. Der Widerstand energi- 
scher Persónlichkeiten auf kirchlicher Seite trug dann nur noch 
zur Steigerung der Buntheit des Bildes bei. 

Das Bestreben der Karolingerherrscher, die Verfügung über 
die Bistümer móglichst der Krone zu verschaffen und zu wahren, 
war Staatsnotwendigkeit geworden und zeigt sich daher überall. 
Es tritt máchtig unter Karl dem Grossen hervor und begegnet 
dann nach den Teilungen in allen Reichen. Die Quellen wissen von 
irgendwelchen Unterscheidungen, ausser den durch die skizzierte 
Sachlage geschaffenen, nichts. Man muss sie nur unbefangen 
und unvoreingenommen betrachten. 

Die Krone konnte dabei, im ganzen wie im einzelnen, auf 
das áltere kirchliche Recht, auf kirchliche Wünsche und Interessen, 
wie gesagt, nur zum Teile Rücksicht nehmen. Es ergaben sich 
daher vielfach, nicht immer, Konflikte. Trotzdem wurde das 
ältere kirchliche Recht dabei nirgends, sozusagen offiziell, von 
staatswegen ausser Kurs gesetzt. Dies wäre ja auch gar nicht 
móglich gewesen. Es wurde, soweit nicht praktisch, wenigstens 
fiktiv, aufrechterhalten. Ganz allmählich schieben sich neue Ge- 
bilde, zuerst geben die alten, dann an ihre Stelle. Bei den Bis- 
tumsverleihungen zeigt sich das besonders deutlich.') Und die 
Worte electus und vocatus sind dabei geradezu die Marke — 
sit venia verbo — für das alte und das neue Recht. 

Der vocatus episcopus war der »Ernannte«, mit voller Be- 
tonung der Einflussnahme des Kónigtums. Der electus dagegen 
der nach altem kirchlichen Rechte Designierte. 

Der vocatus ist der durch die Krone zu dem Bistume Be- 
rufene. Vocare?) hiess auch die Berufung durch die Krone zu 
anderen Reichsstellen, zu denen ja die hohen Prälaturen immer 
mehr gezáhlt wurden, neben den Bistümern vor allem auch die 
Reichsabteien. 3) 

1) Das zeigt sich z. B. auch in der Rechtssymbolik. Die Uebergabe des 
anulus und baculus als Zeichen der bischóflichen Macht erfolgte noch z. B. 840 
(Mon. Germ. Concilia II, 810) durch den Metropoliten bei der Konsekration. 
Dieser Akt erscheint kirchlicherseits noch als der entscheidende bei der Neu- 
besetzung. Allmählich verschiebt sich der Schwerpunkt zugunsten der welt- 
lichen Gewalt und dabei gleiten auch diese äusseren Zeichen in ihre Hände über. 

2) Dass das Wort auch ganz allgemein für »berufen« zu geistlichen 
Stellungen überhaupt in Verwendung kam, zeigt z. B. der eingangs erwähnte 
Reimser Bericht (Concilia Il, 811): functis pacifice plus quam biennio omnibus 
episcopalibus officiis vocavit nos iam saepefata mater Remensis ecclesia ad 
gradus ecclesiasticos — — electione ministrorum ecclesiae magistrorumque 
nostrorum, acclamatione etiam atque oblatione totius ecclesiae delati sumus. 
Schrörs, Hinkmar S. 34. | 


3) Oft erscheint das scharf betont. So z. B. in Nr. 1 der Formulae 
extravagantes (Zeumer S. 533): Christianissimo et glorioso domino nostro 
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Daraus erklärt sich aber leicht auch alles andere. Natürlich 
konnten beide Worte (vocatus, electus) in einer Person zusammen- 
treffen. Dies hieng ja oft nur vom Standpunkte des Beschauers 
ab. Und mancher radikal-kirchliche Schriftsteller mochte dabei 
wohl recht geflissentlich das neue Wort ignorieren, ohne dass 
man — bei kräftigen Herrschern — in der Lage gewesen wäre, 
in der Sache selbst Einspruch zu erheben, bezw. diesen in die 
äussere Erscheinung treten zu lassen. Und oft, ja, nach Móg- 
lichkeit, erfolgte ja auch die kónigliche Berufung im kirchlichen 
Interesse. Freilich nahm das im 9. Jahrhundert rapid ab. 

Immer unkanonischer wurden nicht bloß die Formen der 
Besetzung, die Arten der Berufung, sondern auch die berufenen 
Personen selbst. Immer mehr nach weltlichen Gesichtspunkten 
erfolgte ihre Auswahl. 

Dass die vocati episcopi durchweg der Krone nahestanden, 
zeigten uns die Einzelbeispiele. Die angedeuteten Zwecke ihrer 
Berufung machen dabei die bei ihnen angetroffenen Begleit- 
umstände leicht erklärlich. 

Da häufig nicht die Neigung für den geistlichen Beruf ent- 
scheidend war, wurde nach erlangter Prälatur die Weihe oft jahre- 
lang verschoben. Das Andrängen der Großen zu den geistlichen 
Stellen — und dem damit verbundenen Besitze — die beschränkten 
Mittel bei immer grösser werdendem Bedarfe, veranlassten die 
Herrscher wohl, auch Expektanzen zu erteilen, t) Berufungen für 
noch gar nicht vakante Kirchen vorzunehmen — andererseits 
Interimsvergebungen, die von vornherein nur als Durchgangs- 
stadium gedacht waren, u. dgl. vorzunehmen. 

Waren bei Berufungen immer ausschliesslicher Gründe der 
Staatspolitik entscheidend, so vermied man oft vielleicht mög- 


Luduwigo augusto, a Deo coronato magno et pacifico imperatori ego enim 
ille per gratiam vestram et misericordiam abba vocatus una cum omni 
congregatione nostra. Wies man auf diese Art der Bestellung hin, so konnte 
der Titel natürlich auch über die Zeit der Benediktion oder Konsekration 
hinaus geführt werden, andererseits aber auch für bloBe Anwartschaften Ver- 
wendung finden. — Natürlich waren mit dem vocare auch noch andere Worte 
synonym, s. z.B. den Adalbero comes nominatus Dämmler, Ostfränk. Reich 
Ill, 514 A. v. 513. — Vgl. damit Bitterauf 1, 61 (769): ego Un. quamvis in- 
dignus presbiter Dei nutu vocatus. 


1) Selbst für die Vorweihen wurden Bistümer schon als Titel benützt. 
So heisst es von Hilduin, dem Bruder Günthers, in der Chronik Reginos zu 
869 (SS. I, 581): Porro Coloniae Agrippinae rex (Karl der Kahle) Hilduinum 
abbatem (móglicherweise derselbe, der schon einmal für diese Stelle ausersehen 
war) praeponere tentavit in pontificiali cathedra fecitque a Francone episcopo . . in 
Aquis palatio EUM ordinari ad titulum s. Petri praedictae metropolis. 
Daher erscheint der presbyter vocatus episcopus móglicherweise auch noch in 
einem anderen Lichte. 
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lichst lange Definitivbesetzungen, um ungeeignete leichter ab- 
berufen zu können, was alles mehr oder minder in Widerspruch 
mit den canones geschah. !) 

Dazu kam noch die Translationsfrage. Nur langsam und 
zögernd willigte die Kirche in Bischofsversetzungen ein und nur ' 
bei wirklicher Zwangs- und Notlage. Das Reich musste sich auch 
da freier stellen. 

So kam es, dass wir bei den vocati episcopi so häufig 
Unregelmäßigkeiten im Besetzungsvorgange antreffen. Damit ist 
freilich nicht gesagt, dass diese wirklich die Regel waren. Auch 
da erklärt m. E. eine einfache Erwägung die Erscheinung. Finden 
wir verhältnismäßig viele vocati episcopi in dieser Stellung durch 
Jahre, so bedenke man, dass in solchem Falle für uns die Aus- 
sicht, davon überhaupt zu erfahren, ungleich grósser ist als bei 
königlich Berufenen, die bald nach ihrer Ernennung die Weihe 
empfangen. Was in der Überlieferung die Regel ist, konnte 
darum im Leben sehr wohl die Ausnahme sein. Dies ist kein 
Widerspruch. Und die Lagen waren von Fall zu Fall verschieden. 

Wie sehr das augenblickliche Bedürfnis entscheidend war, 
zeigt sich auch darin, dass man selbst weltlicherseits, wenn dies 
gerade besser passte, das Wahlrecht der Kirchen mehr betonte. ?) 
Die alten Bestimmungen waren eben, wie alles andere, zu Kampf- 
mitteln in den Händen der Streitenden geworden.) Ebenso findet 
man umgekehrt kirchlicherseits das königliche Ernennungsrecht 
betont, wenn dies im Vergleiche z. B. zu den rohen und rück- 


1) Ueber solche unregelmäßige Bistumsvergebungen s. mein »Bischofs- 
ut« Bd. III. S. 118 f. Vgl. auch Hincm. Ann. zu 866 SS. I, 471: Lothar an 
ilduin — episcopium Coloniense . . sub provisionis obtentu committit. 

. 2 Nach Lothars II. Tode suchte Karl der Kahle in Köln Hinduin einzu- 
setzen (vgl. vorvorige Anm.). Ludwig der Deutsche hingegen entsendet Liudbert 
von Mainz dahin (Reginonis chronicon a. a. O.): occulte Coloniam dirigit horta- 
tusque, ut omni arte satageret ordinationem Hilduini praevenire et ex ipsius 
civitatis clero episcopum consecrare studeret per electionem civium. Dieser 
ruft die Ersten zusammen und sucht sie zu überreden; illi respondent Hilduino 
episcopatum esse datum iamque presbyterum ad ipsam sedem ordinatum omnesque 
pene manibus datis eius dominationem susceptam haberent, nulla ratio per- 
mitteret, ut alium eligerent. Liudbert erwiderte aber: Si electionem vobis a 
rege concessam despicitis In arbitrio et potestate regis est, quem vobis velit, 
dare episcopum; tamen pro certo scitote, quod ante triduum alium quam 
Hilduinum habebitis episcopum. Hierauf wählten sie den Willibert, venera- 
bilem virum, den L. sogleich weihte. Hincmar. Ann. 864 SS. I, 368 berichtet 
über Hilduin, den Bruder Günthers, der zwar Kleriker sei, aber ein rauher, 
kriegerischer Gesell. — Nachdem Lothar das Erzbistum dem Günther ge- 
nommen, erfolgte zunächst eine andere ähnliche Wiederbesetzung, die eben- 
falls keinen Erfolg hatte; nämlich an den gleichfalls ganz weltlichen Hugo, der 
der Weihe nach zwar Subdiakon, dem Wesen nach jedoch wüster als ein ge- 
wóhnlicher Laie war, wie die Quelle sagt. 

3) Vgl. auch mein Bischofsgut Bd. III S. 136. 
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sichtslosen Bistumsbesetzungen und Entsetzungen der Lokalge- 
walten vorzuziehen war. ') 

In anderer Beziehung tritt dann freilich eine stetige Ver- 
schlechterung im Hinblicke auf die alte kanonische Ordnung 
ein: nämlich hinsichtlich der persönlichen Eigenschaften des ein- 
zelnen kóniglich Berufenen. 

Wie in den Klóstern der ernannte Abt — im Gegensatze 
zu dem gewählten — schon an sich, wie selbstverständlich, der 
irreguläre war, so war auch der vocatus episcopus immer mehr 
der »unkanonische«.?) Und das Wort mochte dabei, — wie es im 
Mittelalter ja auch sonst beliebt war, bei einem Ausdrucke, dessen 
Bedeutung man ganz gut kannte, gelegentlich einen anderen 
Sinn mitklingen zu lassen, zu unterschieben, — gar leicht die Klang- 
farbe des »sogenannten« erhalten. Was namentlich im Wortspiele 
vocatus, non episcopus, der Fall sein dürfte. $) Tatsächlich nähern 
sich die kóniglichen Bischofsernennungen vielfach schon sehr dem 
Laienprälatentume. An der Grundauffassung des vocatus ändert 
das gar nichts. 

Auch eine andere Parallele drángt sich da auf. Das Wort 
vocatus episcopus erscheint sehr häufig im Gegensatze zu vene- 
rabilis episcopus, wie man in aller Regel die Vollbischófe nannte, 
gebraucht worden zu sein. Namentlich ist es doch sehr auffällig 
— schon Mabillon weist darauf hin‘) — gelegentlich manche 
Prälaten sich. selbst mit diesem Prädikate benennen zu sehen. 5) 
Das allein macht doch schon den Eindruck, als habe man es 
hier mit einer stereotypen Wendung zu tun. Und zahlreiche andere 
Stellen erhärten, wie gesagt, diese Meinung. ®) 

Zwar kann da nun freilich nicht davon die Rede sein, dass 
man etwa stets und ausnahmslos das Wort venerabilis in diesem 
Sinne verwendet hätte. Auch da ist ja der gleiche Vorbehalt zu 
machen wie für das vocatus selbst. Auch einzelne vocati episcopi 


1) Ebenda S. 135. 

2) Man studiere nur z. B. genau den oben erwähnten Fall Hilduins von 
Köln S. 200 ff. 

3) S. oben S. 18 mit Anm 

4) De re diplomatica 2. Fi (Paris 1709) S. 153. Später wurde das, so- 
viel ich sehe, nie beachtet. 

9) Ego Robaldus, sanctae Mediolansis ecclesiae venerabilis archiepiscopus. 

6) Auch da hátten wir für die Aebte die nótigen Analogien. Z. B. Bitterauf 
I S. 563 Nr. 669 (845): quidam vir nobilis et abbas vocatus nomine Arn... 
obviam venerabili vifo Erchanberto episcopo venit. S. 289 Nr.,338 (815): vene- 
rabilis vir Hitto y Kei Jacobo vocato abbati in beneficium concessit rem etc. 
Später CH der Abt nochmals geflissentlich: iam dictus Jacobus abba vocatus 
genannt. 
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werden damit benannt!) — waren diese ja auch nicht durchweg 
unkanonisch —, aber selbst Laien, Grafen?) usw. treffen wir mit 
diesem: Beiworte an. Immerhin schien mir die Sache aber hier 
erwáhnenswert. 

Sicherlich erscheinen alle diese Umstánde und Einzelbilder 
mit unserer obigen Gesamtauffassung leicht vereinbar. Das ist 
aber auch mit der zeitlichen Verbreitung des Wortes der Fall. 

In unzweifelhaft technischer Bedeutung haben wir das Wort 
nur in der eigentlichen Karolingerzelt, also im grossen und ganzen 
im 8. und 9. Jahrhundert. Nur in Frankreich, wo ja diese selbst 
noch fast ein Jahrhundert länger dauert, auch noch im 10. Alles, 
was ausserhalb dieser Grenzen liegt — es handelt sich um ganz 
vereinzelte Stellen — ist wohl, wie meist auf den ersten Blick 
ersichtlich — anders zu deuten. 

Das erklärt sich aber wohl daraus, dass in jener Periode 
der Kampf hauptsächlich wogte. Schon die nachkarolingische Zeit 
bringt, wenigstens bis zu einem gewissen Grade, Klärung. Aber 
selbst, soweit die alten, karolingischen Zustände fortbestehen, so- 
weit die Sache selbst die Karolingerzeit überdauert, wechseln die 
Ausdrücke. Die Bezeichnung vocatus episcopus ist — wie ja 
auch viele andere, teils überhaupt, teils in bestimmtem Sinne 
(z. B. ministerialis) — typisch karolingisch. 

Das hängt jedenfalls u. a. damit zusammen, dass die Be- 
setzungen der Bistümer durch die Krone (oder Grossen) — wie 
die der übrigen Reichsstellen — sehr bald, die Anfänge liegen 
noch im 9. Jahrhundert, vom Prozesse der Feudalisierung i. w. S. 
erfasst werden, der ja die gesamte Verfassung dann auf Jahr- 
hunderte hinaus formt. An Stelle der » Ernennung« treten daher 
Fachausdrücke des Benefizialwesens. Darauf ist hier freilich nicht 
weiter einzugehen. ?) 


1) Z. B. Lupi, Cod. dipl. Bergom. I, 703 (843): vir venerabilis Notingus 
Veronensis ecclesíae vocatus episcopus. Formulae imperiales Nr. 22 (Zeumer 
S. 302): vir venerabilis Jonas, Navernensis ecclesie vocatus episcopus. 

2) So wird wiederholt Herzog Thassilo von Bayern so bezeichnet. Ebenso 
Eberhard v. Friaul. Translatio s. Calixti (ed. Holder-Egger) Mon. Germ. SS. 
XV, 419: divina ordinatione vir Dei venerabilis atque memorabilis Evrardus. 
Ueber den Grafen (Herzog) Hatto s. Epistolae V, 337 (c. 836). Ueber andere 
Grafen ferner z.B. Kelleter, Urkundenbuch des Stiftes Kaiserswerth, S. 6 Nr. 4 
(904): venerabilium comitum nostrorum, Cuonrati scilicet et Gebeharti. Ueber 
die venerabilis matrona Imma Bitterauf 1, S. 332 (818). In dem venerabilis 
laicus einen laikalen Kirchherren zu sehen, ist daher nicht nótig. Ebenso- 
wenig bedeutet vir religiosus u. dgl. immer nur den Geistlichen, geschweige 
denn den Mönch. Ueber den Markgrafen Gero z. B. Köpke-Dümmler, Otto 
der Grosse S. 183. Schon ii. Justinian s. Corp. SS. Epist. I, 229, 333. 

3) S. darüber vorläufig mein »Bischoïsgut und mensa episcopalis«. 
Meine dort vorgebrachten Ansichten abzuándern fand ich bisher durch nichts 
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Aber auch innerhalb des angegebenen Zeitraumes sammelt 
sich, in der einen wie in der anderen Richtung, die Hauptmasse 
der Fälle in der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts. Und stellt 
doch auch wirklich in der ganzen Entwicklung die Zeit Karls des 
Grossen den entscheidenden Wendepunkt dar. 

Für die Erwähnungen von vocati episcopi des 8. Jahr- 
hunderts kommt wohl, der Hauptsache nach, namentlich wo wir 
es mit unzweifelhaften Diózesanbischófen zu tun haben, !) eine 
andere Worterklärung in Betracht: vor allem die einer Demuts- 
formel.?) Die paar Fälle aus der Zeit Karl Martells scheinen mir 
aber am besten im Sinne von Laienbischöfen aufgefasst werden zu 
können. Das vocatus non episcopus der Bischofsliste von Nantes °) 
steht durchaus auf einer Linie z. B. mit dem etwas späteren 
Hilduinus zur Zeit Karls des Grossen, der die Kirche Lyon vor 
Leidrad als non episcopus tenuit,*) wie die Quellen sagen. 
Wenigstens der eine der beiden ist uns als rauher Kriegsmann 
— er vereinigte in seiner Hand auch die weltliche Gewalt der 
Gegend — bekannt 3) Das gleiche gilt aber auch für Auxerre 
hinsichtlich des vocatus episcopus Ainmarus. 9) 

Was aber die Zeit nach den Karolingern betrifft, so kommen 
für die wenigen Fálle des vocatus da wohl nur Auslegungen in 
Betracht, die mit der karolingisch-technischen Verwendung des 
Wortes nichts zu tun haben. Am nächsten liegt auch da zu- 
meist die Annahme einer Demutsbezeichnung. So, wenn sich 
Veranlassung. Vgl. jedoch auch Stutz in der Zeitschr. d. Savigny-St. f. 
Rechtsgesch. Kanonistische Abteilung Bd. IV (1914) S. 501 ff. (Besprechung 


der Arbeit »Évéché et abbaye« von Lesne, der sich mir hier wie sonst im 
wesentlichen anschliesst). 

1) So auch z. B. bei Tello von Chur (Testament von 765) Eichhorn, 
Episcop. Curiens. Cod. probat. Nr. II; Mohr, Codex diplomaticus I, S. 10 ff.: 
ego indignus Tello vocatus episcopus — peccator dictus episcopus — ego Tello 
peccator ordinatus episcopus — (Christus) me indignum et exiguum omnium 
servorum Dei, non meis meritis, sed sua clementia inter praesules ecclesiae 
suae dignatus est collocare. Vgl. Mayer, Gesch. des Bistums Chur S. 82 ff. 
Friedridi a. a. O. S. 319. 

2) Das us rogitus (rogatus) kann wohl auch die Berufung bedeuten 
(so wohl oben S. mit A. 1 oder in der Gründungsurkunde des Bischofs 
Abbo von Maurienne für ein Kloster Gallia christiana XVI b 291 f. a. 726), 
bezieht sich aber zu allermeist ganz eindeutig auf die Ladung zur Verfassung, 
Fertigung einer Urkunde oder zur Zeugenschaft (vgl. oben S. 17 A. 8). 
steht da oft das Wort in verschiedenen Bedeutungen in einem Stücke; z. B. 
Gall. christ. a. a. O. 

3) Oben S. 18. 

4) Adonis chronicon zu 798 SS. II, 420. Duchesne 112, 171. Mein 
»Bischofsgut« I. Bd. S. 139 m. A. 3. 

9) Vita S. Hermelandi Rer. Gall. SS. III, 635. Vgl. a. Mabillon Dipl. 
S. 63. Gallia christiana XIV, 801. Duchesne 112, 136. 

6) Duchesne 112, 448 f. Ueber Laienbischöfe und Doppelbischöfe jener 
Zeit s. bei Ribbe, Die sog. Divisio des fränkischen Kirchengutes S. 33 ff. 
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Eb. Robert von Trier um 950 nennt: Robertus indigne vocatus 
archiepiscopus.!) Oder c. 1075 der Bischof von Maurienne: Ego 
Artaldus, vocatus episcopus Mauriennensis ecclesiae.?) Dass er 
wirklicher Diózesanbischof war, ergibt sich u. a. aus den Worten 
Deprecor autem successores meos, ecclesiae scilicet Mauriennensis 
futuros episcopos. Die früheren Bischófe nennt er praedecessores. 
(Die Urkunde verbrieft die Einführung der vita canonica.) Und so 
war es auch in späterer Zeit der Fall. ?) 

Viel spáter freilich und schon deshalb ohne historischen 
Zusammenhang mit der Entwicklung der Karolingerperiode haben 
wir wieder áhnliche Erscheinungen und — merkwürdig genug — 
sogar denselben Namen datür. 

Auch das 15. Jahrhundert kennt seine vocati episcopi, als 
»Nennbischófe« bezeichnet.) 

Und ein Beispiel eines solchen sei hier, zur vollen Rundung 
unserer Studie und um Ausblicke zu eróffnen, zum Schlusse kurz 
angeführt, natürlich aber, ohne hier näher auf die Sache, die ja 
ausserhalb des Rahmens unserer Untersuchung liegt, einzugehen. 
Und zwar betrachten wir den Fall des Anselm von Nenningen, 
Nennbischofs von Augsburg, weil uns über diesen die Quellen 
Genaueres berichten.) Merkwürdig ist dabei die Parallele mit 
den karolingischen Fállen. Auch da haben wir einen unregel- 
mäßigen Besetzungsvorgang und einen zum Bischofsamte Berufenen, 
der jahrelang (ein Jahrzehnt) ohne Weihe bleibt und dann schliess- 
lich nie die Stellung eines Vollbischofs erreicht e Der Fall liegt 
folgendermafen: 

Zu Augsburg wurde nach dem Tode des Bischofs Eberhard 
von Kirchberg im Jahre 1413 von der pars maior et sanior des 
Domkapitels Anselm von Nenningen zum Bischofe gewählt. Allein, 
dieser war bei der Bürgerschaft (wegen vorausgehender Streitig- 


1) Günther, Codex diplomaticus Rheno-Mosellanus I, 61. 

2) Gallia Christiana XV b 294. Devotionsformeln sind dort zu jener 
Zeit háufig, z. B. 293 (1010) u. o. 

3) Brief 14 Bernhards an Papst Honorius: Frater Bernardus vocatus abbas. 
Mabillon, Dipl. 154; Resch, Ann. I. S. 775 A. 648. Oder Urk. v. Eichstätt 
Mon. Boica 49, Nr. 141. Ferner Osnabr. UB. I, Nr. 431. 

4) Aeltere Schriftsteller weisen schon darauf hin, Resch II, 736. 

5) S. hauptsächlich die Chronik des Burkard Zink, Buch II (Die Chroniken 
der schwäbischen Städte 2. Bd. in: Die Chroniken der deutschen Städte vom 
14. bis ins 16. Jahrhundert 5. Bd. Leipzig, Hirzel, 1866) S. 58 ff. und nament- 
lich die Dokumente dazu a. a. O. Beilage II S. 339 ff. 

6) Natürlich darf aber die Analogie im übrigen nicht gepresst werden 
— weder im Ausdruck noch in der Sache. 
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keiten) nicht beliebt und diese war es jedenfalls,') die die Be- 
státigung der Wahl zu hintertreiben suchte. Kurz, wie dem auch 
sei, Anselm erhielt, wahrscheinlich über Intervention des von den 
Augsburgern angegangenen Königs Sigismund, nicht die päpst- 
liche Bestätigung. Diese wurde vielmehr dem Gegenkandidaten, 
Friedrich von Grafeneck, bisher Abt in Ungarn, erteilt. 

Allein, damit war die Sache keineswegs erledigt. Anselm 
wusste rasch Anhang zu gewinnen und setzie sich in den Besitz 
des grössten Teiles der Diözese, namentlich in den des Schlosses 
Dillingen, wohin sich wegen der Streitigkeiten mit der Bürger- 
schaft mehr und mehr die Residenz der Fürstbischöfe verschob. ?) 
Friedrich von Grafeneck war weit im Nachteile — trotzdem er 
von den höchsten Gewalten sanktioniert war. 

Gütliche Vergleichsversuche fruchteten nichts. Da hoffte 
man auf dem unmittelbar bevorstehenden grossen Konzile eine 
Entscheidung herbeiführen zu können. Beide Gegner begaben 
sich dorthin. Zu einem Ergebnisse ist man jedoch auch da nicht 
gelangt. Mit den früheren Zweifeln verliess man die Synode, 3) 
nur mit dem Unterschiede, dass Anselm in der Diözese von da 
an weiteren Boden gewann. Er ist es, der trotz fehlender Kon- 
firmation und Weihe die bischöfliche Stellung wirklich bekleidet, 
die Regierung in der Diözese ausübt. 4) 

Erst im Jahre 1423 machte dann Papst Martin V. dem un- 
leidlichen, unhaltbaren Zustande ein Ende, dadurch, dass er beide 


1) Ganz sicher ist das freilich nicht, aber doch höchst wahrscheinlich, 
Vgl. die verschiedenen Schreiben des Rates von Augsburg a. a. O. 

2) Steichele, Das Bistum Augsburg Bd. III. (Augsb. 1872) S. 59 f. 

3) Anselm von Nenningen soll hier als vocatus episcopus BE 
haben. In den Konzilsakten finde ich jedoch eine solche Stelle nicht. Viel- 
mehr erscheinen da beide — Anselm und Friedrich — als Bischófe von Augs- 
burg genannt. Diese Bezeichnung findet sich auch bei der Aufführung der 
Wappen der Konzilsteilnehmer. ermann von der Hardt, Corpus auctorum 
et decretorum magni Constantiensis Concilii, Frankfurt und Leipzig 1699 
u. 1700. Ulrich von Richental erwähnt die Augsburger Sache nur flüchtig. 
1415 begegnet für Anselm auch der Ausdruck Anselmus electus et confirmatus 
Augustensis; Steichele, Bd. IV S. 915. Nicht mehr benützen konnte ich 
J. Riegel, Die Teilnehmerlisten des Konstanzer Konzils. Ein Beitrag z. 
mittelalterl. Statistik. Diss. Freiburg i. B. 1916 (73 S. 89). i 

4) Zahlreiche Fälle werden berichtet. S. namentlich Steichele a. a. O. 
Bd. III (1872) S. 681 (inkorporiert dem Kloster Zimmern eine Pfründe), S. 787 
(Bestátigung einer Stiftung), S. 793 f. (Lósung von Lehenszehnten, Bestátigung 
einer Stiftung), S. 1071 (Bestätigung einer Pfründstiftung), S. 1193 (Konfirma- 
tion einer Schenkung, Inkorporation von Zehnten, Anerkennung eines Patro- 
natsrechtes); Bd. IV (1883) S. 21 (Inkorporation einer Pfarrkirche), S. 394 
(Teilung einer Pfarrei), S. 540, 542, 543 (Güterleihen); Bd. V (ed. Schröder 
1895) S. 249 (Konfirmation einer Messestiftung), S. 676 (Bestätigung einer 
Stiftung) usw. 
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Gegenbischófe absetzte!) und einen dritten mit der Würde be- 
traute, diesem übrigens die Verpflichtung einer Rente zugunsten 
Anselms auferlegte. 

Wir sehen also, und deshalb ist der Fall hier überhaupt er- 
ôrtert worden, wie ähnliche äussere Umstände, wenn auch ohne 
jeden Zusammenhang unter sich, zu ganz verschiedenen Zeiten, 
ähnliche Rechtsgestaltungen zeitigen und wie sich dafür sogar 
die Ausdrücke wiederholen. ?) 


1) Anselm wurde mit der Begründung abgesetzt, dass er gegen die 
Vorschrift (sess. 43 decr. V v. Konstanz) die Weihe zu lange aufgeschoben 
habe. Bernhard Hübler, Die Constanzer Reformation und die Concordate 
von 1418, Leipzig, Tauchnitz, 1867 S. 161. Vgl. auch Zubel, Hierarchia ca- 
tholica I? S. 117 mit Anm. 11 u. 12 — Anselm stirbt 1428, Liber annivers. eccle- 
‚siae maioris Augustensis M. G. Necrol. I, 56, er heisst hier: Anselmus de Nen- 
ningen, quondam custos huius ecclesiae, postea factus electus et confirmatus 
episcopus ecclesie Augustensis. 

Dagegen ist es wohl nur ein Nachklingen des karolingischen Sprach- 
gebrauchs oder eine ungenaue, untechnische Hinweisung auí eine Berufung 
überhaupt, wenn es z. B. in Manegoldi ad Gebehardum liber c. 53 (ed. Franke, 
Monum. Germ. Libelli de lite I, S. 903) heisst: qui regulariter electi vel vo- 
cati sunt. Vgl. c. 54 (S. 406): De vocatione Aaron u. c. 55 (S. 407): rex 
summum sacerdotem vocat. 
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2. Das Recht des Staates bezüglich der Aufstellung trennender 
Ehehindernisse nach der Lehre der französischen und 
deutschen Regalisten. 


Von Dr. Andreas Freiherrn Di Pauli in Innsbruck. 


(Fortsetzung; vgl. I. Quartalheft 1917, 44 ff. 


Il. Die wissenschaitlichen Grundlagen. 


3. Melchior Canus. 


Unter den nachscholastischen Theologen, deren Lehren 
von Einfluss waren auf die Entwicklung der regalistischen 
Doktrin vom alleinigen Rechte des weltlichen Fürsten, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen, ist Melchior Canus (t 1560) be- 
sonders hervorzuheben. Seine Lehre, dass nicht die Kontra- 
henten, sondern der Priester der minister sacramenti matrimonii 
sei, birgt in ihren letzten Konsequenzen das regalistische System 
in sich. Nach ihm ist die Materie des Sakramentes der contractus 
civilis, die Form ist die Benediktion des Priesters, die materia 
remota sind die Kórper der Kontrahenten. !) 


]) Diese seine Lehre erörtert Melchior Canus weitläufig in den Loci 
theologici (Salmanticae 1563) 1. VIII, c. 5. — Melchior Canus beruft sich 
hiebei auf die Autoritát des Thomas von Aquino, Duns Scotus, Guilielmus Pa- 
risiensis, Petrus Paludanus, die angeblich die Sakramentalität der Ehe von der 
priesterlichen Benediktion abhängig gemacht haben sollten. Vgl. über diese 
Frage Perrone, De Matrimonio christiano (Romae 1858) I, 48 ss. Wie weit 
die Behauptung Melchior Canus' der Wahrheit entspricht, wollen wir dahinge- 
stellt sein lassen, nachdem die Erórterung dieser Frage für uns irrelevant ist. 
Erwähnt sei jedoch, dass am Konzil von Trient Simon Vigorius und sein An- 
hang die Ansicht vertraten, dass nur die vom Priester benedizierte Ehe sakıa- 
mental sei. S. Pallavicini, Dell'istoria del conc. di Trento 1. XX c. 4 n. 1. — 
Mit Recht sagt daher Melchior Canus, dass über die materia et forma sacramenti 
matrimonii unter den scholastischen Theologen keine einheitliche Anschauung 
herrschte; auch die Frage, ob die ohne priesterliche Benediktion geschlossene 
Ehe sakramental sei, hätten die scholastischen Theologen nicht beantwortet, 
überhaupt gar nicht aufgeworfen; er leugnet deshalb ganz entschieden, dass 
eine bestimmte und einheitliche Lehre darüber bestehe, ob die ohne priester- 
liche Assistenz geschlossene Ehe ein wirkliches Sakrament sei. So sagt Melchior 
Canus l. c.: »Lege Magistrum, Div. Thom., Scotum, Bona., Ricar., Palud., Durand. 
caeterosque scholae Theologos, et nisi statim eorum pendentes ac vacillantes 
animos deprehenderis, tum vero me aut stultum, aut temerarium judicato. 
Nam et cum quaerunt, an matrimonium conferat gratiam, id quod eo loco 
maxime finiendum erat, non definiunt tamen, sed in his referunt, quae in 
hominum opinione sunt posita. In materia item et forma huius sacramenti 
statuenda adeo sunt inconstantes et varii, adeo incerti et ambigui, ut ineptus 
futurus sit, qui in tanta illorum varietate ac discrepantia rem aliquam certam, 
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Melchior Canus kommt im Verlaufe seiner Erórterungen zu 
folgenden weittragenden Schlüssen: So negiert er entschieden, 
dass jede von Gläubigen geschlossene Ehe ein Sakrament sei; 
nur die durch den Priester benedizierte Ehe sei sakramental; die 
ohne die priesterliche Benediktion geschlossene Ehe sei zwar 
eine wahre Ehe, aber kein Sakrament, geradeso wie die Taufe, 
wenn die forma und der minister sacramenti mangeln, zwar 
eine wirkliche Taufe, aber trotzdem kein Sakrament sei und wie 
die sine sacra forma, sine Ecclesiae ministro gespendete Olung, 
eine wirkliche Olung, aber kein Sakrament sei.!) Aus dieser 
Argumentation lóst Melchior Canus das Ehesakrament vom Ehe- 
vertrag in der Weise los, dass der Ehevertrag für sich allein als 
gültige Ehe auch ohne Hinzutun des Sakramentes bestehen kann. 
Praktisch ist die Lehre des Melchior Canus mit der Doktrin der 
Regalisten identisch, die leugnen, dass der bürgerliche Ehevertrag 
sakramentaler Natur sei. 

Auf die theologische Begründung der Lehre Canus’ wollen 
wir nicht eingehen. Für uns kommen nur ihre juristischen Rück- 
wirkungen in Betracht. 

Die wichtigste Folgerung aus der Lehre des Melchior Canus 
vom minister sacramenti matrimonii ist, wie wir schon hervor- 
hoben, die, dass bei der Ehe zwischen Ehevertrag und Ehe- 
sakrament ein scharfer Unterschied gemacht werden muss, 
Übrigens hat ja Canus selbst diese Trennung vollzogen, aller- 
dings nicht bis in ihre letzten Konsequenzen; aber er hat sie zur 
Grundlage seiner Argumentation vom Priester als dem minister 
sacramenti gemacht. j 

Da aber nach Canus der Ehevertrag die materia remota 
des Sakramentes ist, muss er, um als materia valida des Sakra- 


constantem, exploratam conetur efficere. Quod si in forma et materia sacra- 
menti, quae res in sacramentorum tractatione vel gravissima est, et minus ad 
sacramenti huius constitutionem necessaria, aliquid eos certi praescripsisse 
fateamur . . . Praeterea num Matrimonium sine Ecclesiastico administro novae 
legis sacramentum esset, nec proprie et expresse in quaestionem Theologi 
vocarunt, nec via et ratione, ut solent, vestigarunt, nec argumentis ullis con- 
cluserunt«. 


1) Melchior Canus l. c.: »Equidem Baptisma sacramentum esse scio, sed 
si formam sacram ministrumve non habeat, baptismus erit, sacramentum non 
erit. Unctionis quoque sacramentum agnosco: sed sine sacra forma, sine 
Ecclesiae ministro, unctio quidem esse poterit, sacramentum esse non poterit. 
Poenitentiam demum sacramentum amplector, at sine forma sacra et ministro 
poenitentiam reperio, sacramentum reperire nec debeo, nec vero possum. Sic 
igitur, tametsi Matrimonium sacramentum est, non ideo tamen conjugium 
quodcunque venerari cogimur, sed id, quod formam sacram habeat, et a vero 

cclesiae ministro consecratum sit.« 
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mentes zu gelten, gültig abgeschlossen werden. Da der Ehe- 
vertrag ein contractus naturalis oder civilis ist, unterliegt er un- 
zweifelhaft der Regelung durch die staatliche Gewalt, die sich 
hiebei durch den Wohlfahrtszweck des Staates leiten lässt. 


Weiter folgt sodann, dass der Staat oder die weltlichen Fürsten 
die Macht besitzen müssen, Ehehindernisse aufzustellen, bei 
deren Vorhandensein der Ehevertrag ungültig, also auch nicht als 
materia sacramenti tauglich ist. Eine Ingerenz der Kirche auf 
den Ehevertrag erscheint sonach ausgeschlossen. 


Das Recht des Staates oder der weltlichen Fürsten rück- 
sichtlich des Ehevertrages ist jedoch ein unveräusserliches, d. h. 
eine Zession desselben an die Kirche ist ausgeschlossen, da ja 
Souveränitätsrechte nicht veräusserlich oder teilbar sind. Unter 
diesem Gesichtspunkte erscheint daher die seinerzeit von der 
Kirche über die Ehe durch Aufstellung von Ehehindernissen ge- 
übte Gewalt als Usurpation und jedes Rechtstitels entbehrend. 
Somit war die Entziehung dieser Gewalt durch den Staat durchaus. 
berechtigt. 


Der Kirche kommt nur die Gewalt über die Ehe, soweit sie 
Sakrament ist, zu; sie kann also in dieser Hinsicht alle jene Ver- 
fügungen treffen, die der Heiligkeit des Sakramentes dienen. 
Darüber hinaus, d.h. wenn der bürgerliche Ehevertrag in Betracht 
kommt, ist sie ohne jede Gewalt. 


Dies sind die nächsten Folgerungen aus der Lehre des. 
Melchior Canus, wie sie beiläufig von Le Ridant gezogen wurden. 
Die Tragweite der Lehre des Melchior Canus ist jedoch mit 
diesen Folgerungen nicht erschöpfend geschildert; denn weiter- 
hin würde sich noch die Berechtigung des Staates ergeben, 
für die Schliessung des Ehevertrages bestimmte, für die Gültig- 
keit desselben unerlässliche Formen zu geben, mit anderen Worten 
die Berechtigung, die Zivilehe einzuführen. 


Diese äussersten Konsequenzen wurden jedoch von den 
Regalisten nicht gezogen; für sie erschöpft sich das Recht des 
Staates über die Ehe in dem Rechte der Aufstellung trennender: 
Ehehindernisse; das Institut der Zivilehe als solches ist von den 
Regalisten theoretisch nicht behandelt worden. 
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4, Marcus Antonius de Dominis. 


Von bestimmendem Einfluss auf die Lehre Launoys von den 
staatlichen Rechten über die Ehe war Marcus Antonius de Dominis 
(f 1624).1) Doch geht der Anwurf Leulliers zu weit, dass Launoys 
Werk »Regia in matrimonium potestas« nur eine Paraphrase der 
Lehren de Dominis', wie sie in seinem Werke »De republica eccle- 
siastica«, dargelegt sind, zu finden sei.?) Eigentümlicherweise erwähnt 
Launoy de Dominis nicht, trotzdem er in den Grundgedanken 
auf letzteren zurückgeht; allerdings hat Launoy nicht in sklavischer 
Abhängigkeit gestanden, sondern ist, wie sich aus der Vergleichung 
beider Theologen ergeben wird, durchaus seine eigenen Wege 
gegangen. Das Abhängigkeitsverhältnis Launoys zu de Dominis 
darf nicht anders beurteilt werden, wie Launoys Verhältnis zur 
nachscholastischen Theologie überhaupt; denn Launoys Werk 
könnte ebensogut als eine Amplifikation der Lehren nachscho- 
lastischer Theologen über das den Fürsten zustehende Recht, 
trennende Ehehindernisse aufzustellen, bezeichnet werden. Man 
wird deshalb gut tun, Leulliers Behauptung auf das richtige Maß 
in der Weise zu beschränken, dass de Dominis' Lehren bestimmenden 
Einfluss auf die Entwicklung der Anschauungen Launoys geübt 
haben, ohne dass jedoch von einem Abhängigkeitsverhältnis 
beider Autoren im Sinne Leulliers gesprochen werden kann. 

De Dominis’ Argumentation geht von dem Satze aus, dass 
die Ehe als contractus naturalis, humanus et civilis, non de se 
spiritualis nec supernaturalis der bürgerlichen Gewalt unterliegt 
und nicht in den Bereich der kirchlichen Gewalt gehórt, welche 
tota in se spiritualis ist. 


1) Vgl. über ihn Schulte, Die Geschichte der Quellen und Literatur des 
canonischen Rechts III (Stuttgart 1880), 471 ff. und Reusch, Index II, 401 ff. 

2)'In librum magistri Joannis Launoii . . . . observationes (Op. om. 
t. IV p. 189): »Mirum videri debet quod cum tot Scriptorum authoritate se 
jactaverit Launoius; qui tamen ipsi expressis conceptisque verbis adversantur, 
ab eo nominando abstinuerit cuius imprimis consensione gloriari poterat. Is 
est insignis ille Apostata et famosus Ecclesiae desertor Marcus Antonius de 
Dominis, Archiepiscopus olim Spalatensis, quem, cum in aliis operibus, ut 
Launoio saepius illustres adversarii exprobraverunt, tunc certe in hoc ita de- 
praedatus est, ut Launoianus hic liber nihil aiiud sit quam paraphrasis, com- 
mentarius, aut amplificatio tractatus quem de eodem argumento schismaticis 
suis de Republica Ecclesiastica libris (libro V. c. XI) inseruit Spalatensis; aut 
haec Spalatensis disputatio nihil aliud quam Summa, Breviarium et Com- 
pendium accuratissimum huiusce Launoiani operis. Utrique enim idem con- 
silium, eaedem sententiae, unusque pariter scopus, denegandi scilicet Ecclesiae 
potestatem statuendorum impedimentorum dirimentium, et judicandi de causis 
matrimonialibus, ut de separatione conjugum, validitate aut invaliditate matri- 
monii; uterque iisdem argumentis Ecclesiae authoritatem impugnat; uterque 
iisdem effugiis catholicorum argumenta enervare conatur.« 
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Christus wollte durch Erhebung der Ehe zum Sakramente 
keineswegs diese Gewalt an sich bringen, noch sie der Kirche 
überlassen; er hat vielmehr in dieser Hinsicht nichts geändert, 
sondern die Ehe in jenem Zustande belassen, in dem sie bei 
den Juden war. ') 

De Dominis leugnet die Sakramentalität der christlichen Ehe?) 
in entschiedener Weise. Mag auch die christliche Ehe sakra- 
mental sein, fáhrt de Dominis fort, so kann, nachdem das Ehe- 
sakrament zum Ehevertrag hinzutritt, nur dann ein solches 
bestehen, wenn dieser contractus humanus schon vorher ein 
vollkommener war; die Kognition über die Gültigkeit oder Un- 
gültigkeit dieser Vertráge kann aber nicht der Kirche zustehen 
und zwar aus folgenden Gründen?): Jeder menschliche Vertrag, 


1) Marcus Antonius de Dominis (t 1624), De republica ecclesiastica 
P. II (Londini 1620) 1. V. I. c. 8: »Contractus societatis inter virum et uxorem, 
cum sit totus humanus et corporalis et ad effectum corporalem directe initus, 
ad potestatem Ecclesiasticam, quae tota est in se spiritualis . . . . non potest 
jure divino pertinere . . . . ut autem haec conjunctio sit proprie humana, a 
brutali distincta, necesse est intervenire contractum quemdam humanum, quem 
contractum natura non celebrat, sed homines sua voluntate et libertate . . .. 
Atque huic contractui humano, jam sic libero et voluntario aliquae conditiones 
sunt a Deo, seu jus naturae humanae explicante, seu positiva sua lege prae- 
scripta, in quibus conditionibus contractus hic nulli potestati quae sit divina 
inferior subjicitur n. 5: Matrimonium igitur cum in se et absolute loquendo 
sit contractus naturalis, humanus et civilis non de se spiritualis, nec super- 
naturalis, relinquebatur quoad civilia, civili potestati, quam Christus assumere 
nunquam voluit, neque suae Ecclesiae tradere: profecto civilis potestas, modo 
Christianis polygamiam non permittat, neque libertatem repudii nec in quo- 
cunque gradu conjunctionem, matrimonia ita regulare potest, ut bono com- 
muni secundum rectam rationem expediens esse censuerit. Supremorum igitur 
Principum erit in suis ditionibus contractui matrimonii conditiones apponere, 
quibus vel contractus teneat et nullus, dummodo nihil contra jus divinum 
statuant. n. 4: Itaque Christus Dominus circa matrimonia suorum fidelium, 
tamquam caput et Dominus suae Ecclesiae nihil penitus novi, aut statuit, aut 
immutavit, sed reliquit conjugia in eo statu, in quo erant inter Judaeos, solo 
addita abolitione libelli repudii . . . . Quicquid ergo humanae leges justae in 
toto mundo circa conjugia salvo jure divino statuebant, id profecto Christus 
intactum reliquebat, neque ullo jure suo positivo matrimonia regulare voluit, 
satis suis Christianis esse censens ad humanas leges matrimoniales vel ser- 
vandas, vel repellendas, si divino jure naturali sive etiam positivo, eas ante 
omnia probarent, detenta videlicet monogamia et vinculi ordinaria insolubilitate, 
ac aliquorum graduum prohibitione.« 

2) l. c. n. 24: «Sacramentum tamen in matrimonio ego nullum verum 
et proprie dictum, possum invenire . . . . Ad summum enim si quid sacri in 
se habet (quod paulo post discutiemus), habet dumtaxat similitudinem quan- 
dam; quam etiam ex divina, si vis, institutione repraesentat divinae illius et 
magnae conjunctionis Verbi cum natura humana, et Christi cum Ecclesia ut 
Paulus manifeste expressit; sed si hinc matrimonium est verum et proprie 
dictum Sacramentum verum et proprie dictum Sacramentum erunt, pariter 
arcus Iridis in nubibus, granum synapis, fermentum in farina etc. Haec enim 
omnia sunt signa et mysteria quaedam ac similitudines, quibus multae res 
spirituales, non minus quam per matrimonium, Christi incarnatio et coniunctio - 
cum Ecclesia repraesentantur.« 

3) l. c. n. 22: »Matrimonio contractui civili nos super addimus rationem 
Sacramenti et inde ad Ecclesiasticum ius ipsum maxima ex sui parte trahimus. 
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der gegen die Gesetze eingegangen wird, ist nichtig. Deshalb 
wird auch eine Ehe nichtig sein, die entgegen den bürgerlichen 
Gesetzen zustande kommt. Diese Gewalt hinsichtlich der Ehe 
jedoch ist nicht eine kirchliche, sondern ganz und gar eine bürger- 
liche; allerdings besitzt die Kirche dieselbe auf Grund einer 
Usurpation und nachherigen Präskription. Im Falle einer Kollision 
kirchlicher und bürgerlicher Ehegesetze aber müssen erstere 
letzteren weichen, weil die Ehe ein bürgerlicher Vertrag ist, mit 
dem die Kirche nichts zu schaffen hat.') Die Sakramentalität der 
Ehe ist in dieser Hinsicht ohne Belang, da nicht vom Gesichts- 
punkte des Sakramentes, sondern von dem des bürgerlichen Ver- 
trages aus, den das Sakrament ja als gültig voraussetzt, entschieden 
werden muss; denn da das Sakrament der Taufe wirkliches und 
natürlich vollkommenes Wasser voraussetzt, gerade so wie das Sa- 
krament der Eucharistie wirkliches Brot und wirklichen Wein, so 
kann es auch nicht Sache der Kirche sein, darüber zu ent- 
scheiden, ob wirkliches Wasser, wirkliches Brot, wirklicher Wein 
vorliegt, sondern dies ist Sache der Natur und der Kunst; die 
Entscheidung hierüber darf also nicht nach kirchlichen oder über- 
natürlichen Gesichtspunkten, sondern ausschließlich nach natürlichen 
und menschlichen geschehen. Zur Kognition der Kirche gehört nur 


Admittamus, quaeso, tantisper, id quod falsum esse paulo post docebo, ma- 
trimonium Christianorum fieri verum et proprie dictum Sacramentum, cum 
supernaturalis haec conditio et ratio Sacramenti superveniat matrimonio jam 
plene et perfecte in esse civilis contractus constituto, et Sacramentum matrimonii 
esse non possit, nisi prius sit integer et perfectus humanus contractus; quid 
ergo Ecclesia habebit negotii in cognitione validitatis vel invaliditatis matri- 
monii, in materia divortii et separabilitatis matrimonii in legitimitate vel illegitimi- 
tate prolis, in impedimentis sive impedientibus, sive etiam dirimentibus matri- 
monium? Vis profecto Sacramenti in his nihil operatur, neque ex vi Sacramenti sunt 
ista cognoscenda, sed ex vi civilis contractus, quem jam factum et legitimum 
et in suo esse undequaquam perfectum supponit, antequam superveniat Sacra- 
mentum, si quod tamen supervenit . . . Ad Ecclesiam ergo spectabit cognitio 
matrimonii, ut est Sacramentum et effectuum ipsius supernaturalium, si quos 
habet, sicut facit in baptismo et Eucharistia«. 

1) I. c. n. 62: »Omnis contractus humanus civilis qui contra leges fiat 
irritus est et nullus. Sic igitur etiam matrimonium nullum erit ubi contra leges 
civiles contrahatur. Potestas haec circa contractus matrimoniales legislativa 
de se certe et jure divino Ecclesiastico non est, sed tota civilis, ut ostendi, 
per accidens tamen et ex sola usurpatione primum, deinde praescriptione (si 
tamen praescriptio haec bonam fidem adjunctam vere habeat) etiam in Ecclesia 
reperitur; sunt igitur aliquae leges civiles dumtaxat Principum temporalium ; 
aliquae tantummodo Ecclesiasticae; aliquae utraque potestate latae, quae con- 
ditiones aliquas contractui matrimoniali apponunt, quae si absint, vel adsint, 
materiam huius contractus ita afficiunt ut illa sit huius contractus incapax . .. Si 
lex Ecclesiastica aut praescriptione, aut tacita Principum concessione corroborata 
intelligatur, standum est illi: et matrimonia illa nulla erunt quae contra tales 
leges contrahantur . . . . Ubi enim contrariae sunt circa matrimonium leges, 
Ecclesiasticae civilibus cedere debent, quia matrimonium est verus contractus 
civilis, in quo Ecclesia ut Ecclesia nihil juris, níhil potestatis habet«. 
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die Ehe als Sakrament und soweit ihre übernatürlichen Wirkungen 
in Frage kommen; und wie das Sakrament der Taufe keinen Ein- 
fluss übt auf das Wasser, das Sakrament der Eucharistie nicht 
auf Brot und Wein, so hat auch das Sakrament der Ehe 
keinen Einfluss auf den Vertrag zwischen Mann und Frau, da ja 
dieser Vertrag schon an und für sich das plenum et absolutum 
matrimonium in esse matrimonii ist. !) 

Es gehórt somit zum Wirkungskreis der weltlichen Fürsten, 
den Ehevertrágen Bedingungen beizufügen, durch die, sofern sie 
nicht mit dem göttlichen Rechte in Widerspruch stehen, der 
Vertrag entweder gültig oder ungültig ist.?) Tatsächlich haben 
sich auch die rómischen Kaiser um die rechtliche Ausgestaltung der 
Ehe sehr bemüht; denn von ihr hängt der Friede und die Ruhe des 
Staates, der Besitz der Güter und Erbschaften, ja der Besitz der 
Kónigreiche ab; zur Erreichung dieses Zweckes stellten sie eben 
Hindernisse auf. Die kirchlichen trennenden Hindernisse, soweit sie 
wirkliche Ehehindernisse sind, sind diesen von den rómischen 
Kaisern gegebenen Gesetzen entnommen; ihre ehetrennende 
Wirkung haben sie nur dann, wenn das Gesetz selbst diese Wirkung 
iestsetzt. In der Aufstellung solcher trennender Ehehindernisse 
seitens der Kirche ist also nicht eine Ausübung einer eigentlichen 
kirchlichen Gewalt zu erblicken. Die Päpste jedoch sanktionierten 
durch ihre Dekretalen diese bürgerlichen Gesetze, um nicht den 
Eindruck zu erwecken, als stünden sie in deren Abhängigkeit. 


1) 1. c. n. 22: »Ad Ecclesiam ergo spectabit cognitio matrimonii ut est 
Sacramentum et effectuum ipsius supernaturalium, si quos habet, sicut facit in 
Baptismo et Eucharistia: et sicut Sacramentum Baptismi nihil confert aquae et 
Sacramentum Eucharistiae pani et vino, sic neque Sacramentum matrimonii 
quicquam confert contractui inter masculum et foeminam, qui contractus est 
jam plenum et absolutum matrimonium in esse matrimonii, hoc est contractus 
humani«. 

2) IL. c. n. 62: »Supremorum igitur Principum erit in suis ditionibus 
contractui matrimonii conditiones apponere, quibus vel contractus teneat, vel 
irritus sit et nullus, dummodo nihil contra jus divinum statuant. Sic videmus 
Romanos Imperatores circa matrimonia admodum fuisse sollicitos: ex illis enim 
et pax et tranquillitas Reipublicae et bonorum ac haereditatum, imo etiam 
regnorum dominia et successiones consequuntur. Inde cernimus Imperatores 
prohibuisse ne liber cum ancilla possit matrimonium contrahere; ne insciis 
parentibus fiant conjugia; ne libertus cum patrona seu patroni filia . . . . Im- 
pedimenta itaque quae dicuntur a Summistis dirimentia et ponuntur illis 
carminibus: Error, conditio, votum etc. quaecumque ex his vera impedimenta 
sunt, nam aliqua sunt falsa, ex legibus civilibus collecta sunt et vim habent 
impediendi ac dirimendi, si lex sit dirimens, quia contractum civilem nullum 
esse leges ipsae faciunt; sed nostri Pontifices ne viderentur a legibus pendere 
laicis, suis decretalibus easdem leges sanxerunt, quae tamen etiam ante de- 
cretales inter Christianos plenam habebant observationem«. 
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Die hier dargelegten Lehren und Anschauungen de Dominis" 
kehren bei Launoy in wenig veránderter Form wieder, nur dass 
dieser in seinen Schlüssen oft einen Schritt weitergeht. Auch 
Launoys Definition des Wortes »Ecclesia«') kann auf de Dominis 
zurückgeführt werden, wie Leullier nachweist. Leulliers zu weit 
gehende Behauptung von einem Plagiat Launoys an dem Werke 
de Dominis haben wir schon oben richtiggestellt. Wie sich 
aus einer Vergleichung der Lehren der neuscholastischen Theo- 
logen mit den Lehren Launoys über das den Fürsten zustehende 
Recht der Aufstellung trennender Ehehindernisse ergibt, ist sein 
Werk »Regia in matrimonium potestas« in den Grundgedanken 
durchaus nicht selbständig, sondern auf den Lehren der nach- 
scholastischen Theologen aufgebaut, die dann allerdings durch ihn 
eine konsequente Weiterentwicklung erfuhren. 


5. Die Theologen des Konzils von Trient. 


Zur Vervollständigung der Darstellung der Lehren der nach- 
scholastischen Theologie über das Verhältnis des Staates zur Ehe 
ist es nötig, noch kurz auf die rücksichtlich dieser Frage ge- 
äusserten Anschauungen einiger Theologen des Konzils von Trient 
einzugehen, zumal ja die Regalisten sich immer wieder auf diese 
berufen zu müssen glauben. Ausserdem wird in diesen Aeusse- 
rungen die Unwissenheit der Doktrin über das Wesen der Ehe, 
der erst das Konzil von Trient ein Ende machte, klar ersichtlich. 
Die Theologen des Konzils von Trient gingen von der Trennung 
von Ehevertrag und Ehesakrament aus; sie setzen diese Tren- 
nung als Vorbedingung für das Recht der Kirche, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen: Christus habe durch Erhebung der Ehe 
zum Sakrament nichts an dem Vertragscharakter der Ehe ge- 
ändert; er fügte nur die Gnade hinzu, so dass die ratio sacra- 
mentalis akzessorisch ist.?) Der Kontrakt gehe dem Sakra- 
mente nicht nur natura, sondern auch Zempore?) voraus, so dass 


1) Leullier 1. c. p. 248 sagt hierauf bezüglich: ». . . de quo ante cae- 
tera illud advertendum est quod has suas pueriles argutias de nomine Ec- 
clesiae, quod significat omnium Fidelium congregationem, ex solito suo 
promtuario arripuerit, ex Spalatensi videlicet . . .« 

2) Theiner, Acta genuina ss. conc. Trid. Il, 239 (Didacus de Payva): 
»Nam Christus nihil aliud fecit in matrimonio, nisi quod sacramentum illud 
fecit, contractum autem eius non immutavit«; Theiner 1. c. 241 (F. Bellosillo): 
»... Et praeterea quando Christus reparavit matrimonium, nihil fecit nisi quod 
gratiam addidit relinquens contractum in esse suo«. 

3) Theiner 1. c. 320 (Clodiensis): ». . . ratio contractus est prior, quia 
communior, et praesupponitur in ratione sacramentali«; p. 348 (id.): »His ha- 
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bei Ungültigkeit des Vertrages auch kein Sakrament vorliegen 
kann. !) | 

Der bürgerliche Vertrag unterliege seiner Natur nach der 
Regelung durch die staatliche Gewalt, somit auch der Ehevertrag 
und zwar aus Gründen des öffentlichen Wohles.?) Der Staat 
kónnte somit ohne Zweifel klandestine Ehen für ungültig erkláren, 
wenn er nicht von der Kirche daran gehindert werden würde. 5) 
Das Recht, trennende Ehehindernisse auízustellen, sprechen also 
mehrere Theologen den weltlichen Fürsten zu, folgern dann jedoch, 
dass a fortiori auch die Kirche dieses Recht besitzen müsste; 
denn die kirchliche Gewalt sei nicht geringer als die bürgerliche. 4) 

Einzelne Theologen leugneten auch, dass jede von Christen 
gültig geschlossene Ehe ein Sakrament sei und führten zum 


bitis, ratio contractus praecedit rationem sacramenti, non tantum natura, sed 
etiam tempore, ut patet in matrimonio, quod contrahitur per procuratorem, 
et in matrimonio paganorum, qui postea fiunt christiani. Item in matrimonio 
ratio contractus se habet ad rationem sacramenti, sicut subjectum ad accidens, 
et natura ad gratiam«. Vgl. auch Theiner I. c. p. 328 (Civitatensis): ». . . . et 
contractus ordine naturae praecedit sacramentum« ferner p. 358 (Legionensis) 
p. 331 (Lucensis). 

1) Theiner l. c. 239 (Didacus de Payva): »Ecclesia tamen etiam quod 
clandestina matrimonia sint sacramenta irritare potest, id est modum contra- 
hendi, et contractum matrimonii, nam irritato contractu, irritatur matrimonium, 
quod non et sacramentum si contractus matrimonii non subsistit . . . . Igitur 
ubi non est contractus non est sacramentum. Si igitur ecclesia irritat con- 
tractum, irritat sacramentum«. 

2) Theiner 1. c. p. 323 (Leriensis): Contractus ex natura sua est ut 
subjaceat potestati reipublicae, ergo contractus matrimonii subjaceat potestati 
reipublicae quia eius est ordinare omnes partes suas in bonum publicum. Nam 
huiusmodi contractus, quamvis acquisiverit in republica rationem sacramenti, 
tamen non perdidit rationem contractus«. 1. c. 343 (Bracharensis): »Dixit quod, 
= facto hoc decreto, consensus clandestinus non erit materia (sacramenti). Haec 
enim materia potest variari, quia est contractus et est in potestate reipublicae. 
l. c. 363 (Namurcensis): »Matrimonium autem continet in se etiam consensum, 
qui subjacet reipublicae et auctoritati Ecclesiae«. 1. c. 362 (Civitatensis) : 
»Ecclesia videtur habere potestatem super consensu, quia ibi est ratio con- 
tractus qui est in potestate reipublicae«. 

3) Theiner I. c. 241 (F. Bellosillo): Non irritat autem princeps saecu- 
laris matrimonia clandestina, quia ea ad ecclesiam pertinent et ad ecclesiasticos 
judices; per se tamen saecularis posset, nisi ab ecclesia prohiberetur. 

_ . 4) Theiner I. c. 241 (Bellosillo): »Potest tamen ea Ecclesia irritare. Non - 
enim potestas ecclesiastica minor est quam civilis. Civilis autem irritat multos 
contractus, eodem modo potest Ecclesia«. 1. c. 317 (Bradiarensis): Idem pro- 
bavit quia paganus princeps potest rescindere gradus (contractus) matrimoniales : 
ergo a fortiori Ecclesia« p. 324 (Metensis): . . sicut principes saeculares pos- 
sunt formam matrimonii immutare, a fortiori id potest Ecclesia« p. 326 (Legio- 
nensis): »Probavit quod irritatio clandestinorum matrimoniorum potest fieri 
ex ratione potestatis reipublicae ad quam pertinet determinare quod expediens 
sit etiam contra voluntates particulares; a fortiori id potest Ecclesia in qua 
adest potestas supernaturalis« p. 330 (Columbriensis): »Probavit quod potest 
magistratus saecularis rescindere consensum extrinsecum; ergo Ecclesia potest 
rescindere consensum intrinsecum, cum habent potestatem super omnia«, 
p. 348 (Clodiensis): »Si igitur principatus saecularis potest irritare contractus 
A fortiori ecclesiasticus. 5 "* 3 
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Beweise dessen die per procuratorem geschlossene Ehe an, deren 
Sakramentalitát anzunehmen ein Unding sei; eine derartige Ehe 
sei nur ein Vertrag, aber kein Sakrament.!) Auch dann liege kein 
Sakrament vor, wenn jemand wohl eine Ehe schliessen, aber nicht 
das Ehesakrament empfangen wolle.?) Dass der Kirche das Recht, 
klandestine Ehen für ungültig zu erklären, zukomme, wiesen die 
Theologen aus der Trennung von Ehekontrakt und Ehesakrament 
nach: Auf das Sakrament könne die Kirche keinen Einfluss 
nehmen; sie habe nur die Macht, den Ehevertrag,?) der ja das 
Fundament des Sakramentes ist, für ungültig zu erklären, Durch 
Ungültigkeitserklärung der klandestinen Ehen werde somit nur 
der Vertrag, nicht auch das Sakrament irritiert, weil ja bei Un- 
gültigkeit des Vertrages auch kein Sakrament vorliegen kann. 
Nicht deshalb also besitze die Kirche Gewalt über das Ehe- 
sakrament, weil die Ehe ein Sakrament ist, sondern aus dem 
Grunde, weil sie ein Vertragsakt ist,* dessen Regelung ihr ge- 
radeso wie dem Staate zukommt. 


Wir sagten bereits oben, dass die Lehren der Regalisten 
über das Recht der Fürsten zur Aufstellung trennender Hinder- 
nisse die in ein System gebrachten Schlussfolgerungen aus den 
Darlegungen der nachscholastischen Theologen über diese Frage 
sind. Es soll hier kurz dargelegt werden, worin die abweichende 
Behandlung dieses Themas und deren verschiedene Resultate 
seitens der Nachscholastiker und der Regalisten ihren Grund hat. 


1) Theiner 1. c. 333 (General. praed.): »Secundum aliquos doctores ... 
non omne matrimonium christianum est sacramentum ut putet de matrimonio 
contracto per procuratorem, quod est verum matrimonium et non est sacra- 
mentum« p. 381 (Lucensis) »Matrimonium per procuratores est contractus, sed 
non est sacramentum«. 


2) Theiner l. c. 392 (Granatensis): »Deinde probavit quod potest esse 
matrimonium absque sacramento, etiam in baptizato, qui vult contrahere et 
non vult recipere sacramentum, quia non potest conferri invito«. 


3) Theiner 1. c. 324 (Auriensis): »Ecclesia potest omnes contractus irri- 
tare et facere inhabiles ad contrahendum; ergo potest irritare clandestina; et 
dixit non tangetur sacramentum sed contractum tantum et praeintellegitur sa- 
cramentum« p. 244 (Thaddaeus Perusinus): »Si autem Ecclesia irritat ea matri- 
monia, non irritat matrimonia sed contractum, id est modum rei non autem 
substantiam; p. 317 (Bracharensis): »Dixitque quod rescindendo matiimonia 
clandestina non facimus ex sacramento non sacramentum: non enim tangimus 
sacramentum, sed pactum« p. 317 (Lancianensis): »Dum Ecclesia irritat ma- 
teriam matrimonii, non irritat eamdem materiam ut est materia sacramenti, 
sed potius ut est materia contractus«; p. 345 (id.): »Item contractus est funda- 
‘mentum sacramenti, quare Ecclesia, quae habet potestatem super contractu, 
remoto eo, removetur sacramentum« p. 358 (Legionensis): »Ecclesia igitur, 
irritando consensum, non tangit sacramentum. 


dest sa4) Theiner 1. c. 329 (Namurcensis): ». . . sed matrimonium non solum 
‚ramentum sed etiam contractus, et ex hoc est in potestate Ecclesiae«. 
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Beide gehen ja schliesslich von den gleichen Voraussetzungen 
aus, dass nämlich den weltlichen Fürsten das Recht, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen, zukomme Auch die Trennung von 
Ehevertrag und Ehesakrament erscheint bei den nachscholastischen 
Theologen wie bei den Regalisten sowohl begrifflich wie zeitlich 
durchgeführt. Und doch liegt der Angelpunkt der verschiedent- 
lichen Lösung der Frage eben in dieser Unterscheidung. Die 
Nachscholastiker sagen, dass das Ehesakrament den Ehevertrag 
voraussetzt, der ihm auch zeitlich vorausgehe; da aber das Sakra- 
ment etwas hóheres ist, so folgt daraus, dass die Kirche darüber 
zu entscheiden habe, wann eben dieser Ehevertrag gültig sei, 
mithin fáhig, ein Sakrament zu sein; dem weltlichen Fürsten 
komme nur das Recht zu, die bürgerlichen Folgen des Ehe- 
vertrags zu regeln; soweit diese also trennende Ehehindernisse 
aufstellen können und auch tatsächlich aufgestellt haben, wozu 
sie ja von Gott kraft ihres Amtes die Gewalt hatten, geschieht 
dieses nur mit Erlaubnis der Kirche, die ihnen dieses Recht jeder- 
zeit entziehen könne und auch tatsächlich — sei es durch Reser- 
vation oder Usurpation — entzogen habe. Die Regalisten hin- 
gegen leugnen, dass durch die Erhebung der Ehe zum Sakra- 
ment die Natur des Ehevertrages geändert worden sei, womit ja 
auch die Nachscholastiker übereinstimmen; infolgedessen komme 
der Kirche auch kein Entscheidungsrecht über die Gültigkeit der- 
selben zu, der als rein bürgerlicher Vertrag zur Kognition der 
weltlichen Fürsten gehöre. Die Gewalt der Kirche beschränkt 
sich demnach auf das Ehesakrament und dessen Wirkungen. — 
Die Wurzel der regalistischen Lehren über das den Fürsten zu- 
stehende Recht der Aufstellung trennender Ehehindernisse ist 
mithin unzweifelhaft in den Aussprüchen der nachscholastischen 
Theologen über diese Frage gelegen, die allerdings durch die 
Regalisten eine entsprechende Interpretation fanden. Das Ge- 
bäude der Regalisten erhebt sich ja auf zwei von den Nach- 
scholastikern als unbedenklich erkannten Voraussetzungen: dass 
den weltlichen Fürsten prinzipiell das Recht, trennende Ehehinder- 
nisse aufzustellen, zukomme, und weiter, dass sowohl begrifflich, 
wie zeitlich die Trennung von Ehesakrament ünd Ehevertrag be- 
stehe. Die Anschauungen der nachscholastischen Theologen über 
diese beiden Grundsätze haben wir bereits oben dargelegt; sie 
konnten nicht die von den Regalisten gezogenen Schlussfolge- 
rungen voraussehen. 

Die Regalisten aber suchten durch den Hinweis auf die 
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den Nachscholastikern entnommenen leitenden Grundsätze ihrer 
Doktrin diese zu legitimieren. 


II. Die französischen Regalisten. 


1. Jean de Launoy. 


Der bedeutendste unter den Regalisten ist unzweifelhaft Jean 
de Launoy.') Grundlegend für die weitere Diskussion über die 
Jurisdiktionsbefugnisse von Kirche und Staat rücksichtlich der 
Ehe ist sein i. J. 1674 erschienenes Werk »Regia in matrimonium 
potestas«?) geworden; es war die erste systematische, auf histo- 


1) Jean de un war geboren den 21. Dezember 1603 zu Valdesis, 
einem Dörfchen in der Normandie. Er begann seine Studien zu Coutances, 
vollendete sie zu Paris, woselbst er im Coll&ge de Navarre zum Doktor der 
Theologie promoviert wurde. + 10, März 1678. 


Launoy war ein überaus kritischer, um nicht zu sagen hyperkritischer 
Geist, der »gegen allen Schwindel in der Religion und der Kirche« (so Schulte) 
auftrat. Saint Beuve charakterisiert ihn als »erudit profond et original, esprit 
mordant, à bon mots, raillant volontiers le mauvais latin des bulles ou des 
évêques et apportant en théologie quelque chose de l'humeur de Gui Patin«. 
Dieser hat nach Bayle von ihm gesagt: »Il óte tous les ans un saint du pa- 
radis«, ein anderer: »il a plus déthroné de saints que dix papes n'en ont ca- 
nonisés«; Thiers sagt, man habe ihn »le denicheur des saints« genannt. 
(S. Reusch, Index II, 578.) 

Launoy war ein ungemein fruchtbarer Schrittsteller auf den verschiedensten 
Gebieten der Theologie; seine zahlreichen Schriften sind in der von Abbé 
Granet besorgten Gesamtausgabe seiner Werke: Joannis Launoii Opera omnia, 
Coloniae Allobrogorum 1731 ss. enthalten. 

Launoy hat sich nicht immer in seinen Schriften, von denen viele auf 
den Index gesetzt wurden (s. hierüber Reusch a. a. O.) innerhalb des Rahmens 
sachlicher Kritik gehalten und so kann es nicht wunder nehmen, dass er 
unter den zeitgenóssischen Theologen zahlreiche erbitterte Gegner hatte; be- 
zeichnend hierfür ist ein Mémoire anlässlich seines Todes folgenden Wort- 
lautes: »Il étoit tems que Mr. de Launoy sortit de ce monde, puisque n'ayant 
presque plus ni jugement, ni raisonnement, ni bonne foy, il ne pouvoit que 
nuire à l'Eglise par son opiniatreté, par sa hardiesse, par ses falsifications et 

ar les disciples qu'il élevoit dans son Ecole, et auxquels il tenoit lieu d'un 
Pythagore. a critique laborieuse lui ayant acquis quelque réputation: et méme 
beaucoup d'Erudition, quantité de gens qui s'arrestent aux pns appa- 
rences et qui ne pénétrent pas jusqu'au fonds, et au fin des Esprits, avoient 
pour lui beaucoup d'estime, et le consultoient méme comme un oracle .... 
Ce qu'il a écrit contre la Faculté de Théologie de Paris et sur les empeche- 
ments canoniques des mariages, à diverses fois, tant en Frangois qu'en Latin, 
est une conviction manifeste de sa faiblesse et de son entestement etc.« 
(Opera omnia IV. P. II Launoiana P. III p. XIV.) 

Eine ausführliche Biographie Launoys, sowie viele bedeutsame Doku- 
mente enthalten die «Launoiana seu collectio eorum omnium quae ad Launoium 
ipsiusque scripta pertinent« in Opera omnia IV. P. II p. 337 ss. Vgl. über 
un Lebensgang Schulte, Quellen, IIl, 1, 604 f. und Reusch, Index Il, 

70 ff. 


2) Der voile Titel lautet: Joannis Launoii, Constantientis, Parisiensis 
Theologi, Socii Naoarraei, Regia In Matrimonium Potestas: Vel Tractatus 
De Jure Saecularium Principum Christianorum in sanciendis impedimentis 
Matrimonium dirimentibus. Parisiis 1674. Das Werk ist dem Königlichen 
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rischer Grundlage sich aufbauende Darstellung der Grundsätze, 
nach denen die Machtbefugnisse der Fürsten hinsichtlich der Ehe 
beurteilt werden sollen. Das Werk ist eigentlich nur eine er- 
weiterte Ausführung seiner am 2. Juni 1633 im mineure ordinaire 
im College de Navarre vertretenen These, folgenden Inhaltes : 
»Qui absolutam habent condendi leges potestatem possunt spectata. 
natura rei inducere impedimenta matrimonii«.*) Launoys Werk 
hat bei seinem Erscheinen grosses Aufsehen erregt; war es doch 
das erstemal, dass die heikle Frage nach dem Rechte der welt- 
lichen Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen, mit dem 
Aufwand eines grossen wissenschaftlichen Apparates behandelt 
wurde. Nach Boileaus Bericht fand Launoys Schrift in der 
literarisch-politischen Welt eine begeisterte Aufnahme, gleich den 
übrigen Schriften des berühmten Theologen.?) Allerdings fehlte 
es auch nicht an Gegnern, wie wir noch sehen werden. 
E ik * 
* 

Launoys Lehren über das Recht der Fürsten, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, fußen, wie schon erwähnt, grösstenteils 
auf den Anschauungen der Nachscholastiker; er widmet der Dar- 
legung derselben einen weiten Raum in seinem Werke und beruft 
sich immer wieder darauf, dass seine Lehre eigentlich nichts Neues 
sei, dass sie vielmehr mit den Meinungen hervorragender 
nachscholastischer Theologen übereinstimme, ja sogar ihre Wurzel 
in der Lehre Thomas’ von Aquin über diese Frage habe; seine 
Lehre sei also nur eine konsequente Weiterentwicklung der in. 


Generalprokurator Achilles de Harlay gewidmet, der ein eifriger Verfechter der 
staatlichen Gewalt über die Ehe war. 

Launoys Werk besteht aus drei Hauptteilen. Der erste ist dem Beweise 
des Satzes: Christianus Princeps Saecularis leges matrimoniales dirimentes 
statuere potest gewidmet, der aus den Anschauungen der Theologen, aus der 
Tatsache der Aufstellung der vorzüglichsten Ehehindernisse durch die römi- 
schen Kaiser, ferner aus der Erwägung erbracht wird, dass es sich nicht für 
das Priestertum zieme, die weltlichen Herrscher ihres Rechtes, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, zu berauben, ja dass es sogar ausgeschlossen ist, dass 
irgend eine weltliche Obrigkeit dieses Rechtes beraubt werde. Der zweite und 
dritte Teil des Buches ist dem historischen Nachweise der Ausübung der regia 
in matrimonium potestas seitens der weltlichen Herrscher gewidmet, wozu ein 
umfangreiches historisches Material zur Verwendung kommt. — Für unsere 
Darstellung der Lehrsätze der Regalisten bez. Launoys kommt nur der erste 
Teil in Betracht, da der mit historischen Nachweisen sich befassende zweite 
und dritte Teil für die Kenntnis der Lehre Launoys irrelevant ist. 

Erwähnt sei noch, dass Launoys Werk mit Dekret v. 10. Sept. 1688 auf 
den Index gesetzt wurde. S. hierüber Reusch, Index Il, 369 f. 


l) Launoy, Regia in matrimonium potestas (Op. om. I. P. II. p. 635); 
E uen A tenu, Traité des empéchements du mariage (Launoii Op. om. IV, 
. II. p. : E 


2) Boileau 1. c. p. 302. 
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den Schriften vieler Theologen ausgesprochenen oder nur an- 
gedeuteten Gedanken.!) Von Seite seiner Gegner wurde ihm aber 
der Vorwurf gemacht, dass er in der Zitierung angeblich zugunsten 
seiner Anschauung sprechender Theologen willkürlich verfahren 
sei, ja sich sogar der Textverfälschung una Textverstümmelung 
schuldig gemacht habe. Die Stichhaltigkeit dieses sehr gravie- 
renden Anwurfes werden wir an anderer Stelle untersuchen. 


Die Trennung von Sakrament und Vertrag, wie sie in den 
Darlegungen der nachscholastischen Theologen erscheint, hat 
Launoy in ihrer Bedeutung für die Beurteilung der Frage nach den 
den weltlichen Fürsten über die Ehe zustehenden Rechten sofort 
erkannt; auf dieser Trennung beruht das Gebäude seiner Ar- 
gumente, mit dieser Distinktion steht und fällt es.?) 


Alles, was sich auf den natürlichen Zweck und das Wohl 
der bürgerlichen Gesellschaft bezieht, führt Launoy aus, muss 
notwendig der Anordnung der Fürsten unterliegen. Von einigen 
Theologen werden als Endzwecke der Ehe genannt: Kinder- 
erzeugung, Versóhnung der Besiegten und Feinde, Ausbreitung 
der Bürgerschaít, Beendigung der Kriege und Pazifizierung der 
Kónigreiche. Jener erste Grund betrifft die Erweiterung der 
Grenzen des Reiches; der andere deren friedliche Erhaltung. Zu 


1) Regia in matrimonium potestas in Op. om. T. I P. II p, 650: »Ad 
exponendas rationes, quibus Theologi regiam in matrimonium potestatem ex- 
plicant et stabiliunt, non ante mihi veniendum est, quam te de duobus moni- 
tum velim. Unum est, cur tot Magistrorum sufíragia superioribus capitibus 
retulerim, Alterum, cur Theologicarum hac in materia rationum synopsim insti- 
tuerim. Cur tot igitur Theologorum suffragia retulerim, fecit primum rei, ` 
quam tractamus, magnitudo. Causam enim Regum, quibus nihil est in saeculo 
excelsius, majori quam ceterorum hominum examinandam esse diligentia et 
accuratione quis ignorat? Deinde ut si quos adversarios habeant Reges, iis 
constet, politicam in matrimonium potestatem non ab uno vel altero huius aut illius 
nationis ignobili scriptore, sed a quamplurimis diversarum gentium illustribus 
Magistris assertam esse. Ad secundum vero impulerunt me duo: tum quia ut 
esset in promptu; unde colligendarum hinc inde rationum assertionis nostrae 
onus levaretur. Tum quia ut obstinatorum hominum animis facilius insinuen- 
tur d rationum momenta, quibus regia in Matrimonium potestas 
asseratur.« 


2) So sagt Launoy I. c. p. 651: »Exposita igitur consilii mei ratione, 
ad expeditiorem Theologicorum momentorum notitiam ponendum est id, quod 
necessario et cum rei veritate poni debet, in Matrimonio potissimum spectari 
duo. Unum. Civilis contractus naturam, quae et in veteri et in novo Testa- 
mento fuit eadem semper. Alterum. Sacramenti rationem, quae civili con- 
tractui supervenit, sine ulla civilis contractus mutatione supervenisse. Qui 
adversarius hanc receptissimam, maximeque necessariam distinctionem recipit, 
captus est, cum ad eam ut ad scopulum quaelibet argumenta contrariae partis 
allisa penitus concidant; qui vero rejicit, nullus, cum multo facilius sorbere 
favillas possit, quam sine ulla distinctione explicare: quo pacto immutata Sa- 
cramenti materia dirimentes matrimonium leges a suis auctoribus praescribantur.« 
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wessen Wirkungskreis gehören aber diese zwei Ziele, wenn nicht 
desjenigen, dem Gott die Herrschaft und das Recht der öffent- 
lichen Geschäfte übergeben hat? Deshalb wird alles, was diesen 
beiden Zwecken der Ehe entgegensteht, unter die trennenden 
Ehehindernisse gezählt. !) 

Der Meinung einiger Theologen gegenüber, dass die Kirche 
die Fürsten der Macht, trennende Ehehindernisse aufzustellen, be- 
raubt oder dieses Recht für sich reserviert habe, bemerkt L., dass 
diese Behauptung historisch nicht nachweisbar sei, wie schon die 
widerspruchsvollen Angaben der Theologen über den Zeitpunkt 
der Wegnahme dieser Rechte dartun;?) übrigens werde durch eine 
derartige Behauptung dem Staate und dem Priesterstande die 
schwerste Beleidigung zugefügt: und zwar ersterem deshalb, weil 
sie die nach Natur- und Vólkerrecht für die Leitung der Vólker 
unbedingt notwendige Gewalt den Kónigen ohne rechten Grund 
abspreche, letzterem aber weil sie dem Papste und der Kirche 
eine derart nichtswürdige Tat zuschreibe. $) 


Auch die Ansicht anderer Theologen, dass deshalb die 
Könige nicht mehr das Recht, trennende Ehehindernisse aufzu- 
stellen, besitzen, weil ja viele von den Kaisern erlassene bürger- 
liche Gesetze durch kanonische Gesetze abrogiert worden, sei 
unrichtig. Launoy weist darauf hin, dass hierauf bezüglich der Unter- 
schied gemacht werden müsste, ob jene Abrogation mit oder 
ohne Zustimmung der Fürsten geschehen sei. Im ersteren Falle 
werde nun obiger Einwurf hinfällig; im zweiten Falle aber, wenn 
die Fürsten ihre Zustimmung also nicht gegeben hätten, wäre es 
schwer begreiflich, wieso sie Hüter der kirchlichen Gesetze, 


1) Launoy 1. c. 653: »Ad quem vero, amabo te, pertinent haec duo, nisi ad 
eum, cui Deus concredidit Imperium, et cui publicorum moenium jus est 
comissum? [taque sicut quod priori fini, id est, bono prolis obest, inter im- 
pedimenta dirimentia numeratur: sic quod oberit posteriori, scilicet publicae 
regnorum utilitati, cur impedimenti dirimentis vim obtinere non quiret? Sed 
a quo tandem obtineret, nisi ab eo qui politicae societatis curam gerit? Par 
est propemodum utriusque ratio. Sicut enim susceptorum liberorum defectu 
regnum enervaretur ac periret; sic et bellorum tam externorum, quam domesti- 
corum acerbitate et hominum stragibus, quae ob connubia nonnulla possunt 
accidere, susque deque verteretur. Unde recte docuit beatus Thomas, Matri- 
monium esse institutum non modo in officium naturae, sed etiam in officium 
communitatis«. 

2) Launoy L c. 668 ss. 

3) Launoy 1. c. 682 führt aus: »Primum, quia nonnullis Pontificum 
rescriptis, quae ad privatos, ut plurimum, et proletarios homines spectant, 
Christianorum Regum omnium auctoritatem in Matrimonia nunc restrictam et 
truncatam, nunc ademptam esse docent. Deinde, quia Christianos Reges om- 
nes inauditos jure suo privatos esse aífirmare audent.« 
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Verteidiger der Kirche genannt werden kónnten.!) Mag man 
auch zugeben, dass die Gesetze der Fürsten, falls sie zum Schaden 
des natürlichen oder góttlichen Rechtes sind, durch kanonische 
Gesetze abrogiert werden kónnen, so müsste man fragen, ob aber 
dadurch nicht den Fürsten die Möglichkeit genommen werde, 
jenes fehlerhafte Gesetz durch ein gerechtes wieder gut zu 
machen ??) 


Es bestünde ferner die Gefahr, dass, wenn die Kirche den 
Fürsten ein ihnen gehöriges Recht entziehen wollte, diese lege 
talionis ein der Kirche zukommendes Recht usurpieren würden. 
Und in jenem Kriege zwischen Staat und Kirche würde letztere 
mehr verlieren als gewinnen. Dies steht aber der Klugheit, durch 
die Gott die Kirche geleitet sehen will, entgegen. | 


Die Kirche ruft täglich die Macht des Staates gegen die 
Häretiker und Störer des christlichen Friedens an und erhält sie 
auch ; auch deshalb geht es nicht an, dass, wer in so vielen Dingen 
die Hilfe der Fürsten in Anspruch nimmt, dessen Rechte 
schmälert. 


Es ist ferner untunlich, gerade jenes Recht seinen legitimen 
Besitzern zu entreißen, das am meisten dem Frieden der König- 
reiche dienlich ist, weil ja da, wo der öffentliche Friede gestört 
wird, zwischen Gut und Böse kein Unterschied gemacht wird, 
der Glaube an vielen Orten zugrunde geht und abstirbt, da die 
guten Sitten, ohne die der Glaube wenig nützt, und jede kirch- 
liche Zucht endlich verschwinden. 


Ferner kann nichts der christlichen Religion verhasster, nichts 
mit der geistlichen Herrschait unverträglicher sein, nichts mehr die 
heidnischen Fürsten von der Annahme des Glaubens abschrecken, 
als wenn man es für tunlich halten würde, dass die christlichen 
Fürsten des Rechts, trennende Ehehindernisse aufzustellen, d. i. 
des Rechtes, den Frieden unter ihren Untertanen zu wahren, be- 
raubt würden. Man nehme an, dass einem heidnischen Könige 
von irgend einem Theologen Unterricht in der christlichen Reli- 
gion und über die Kirche erteilt werde und dass ihm auf Grund 


1) Launoy I. c. 684: ».. si vero dissensissent, captu non erit facile quo modo 
christiani Principes dici poterunt hinc custodes canonum, inde defensores 
Ecclesiae, ut a Patribus et Conciliis dicuntur? Eruntne custodes canonum, 
per quos illorum leges abrogarentur; Eruntne defensores Ecclesiae, in qua tam 
inciviliter tractarentur«? Als Gründe dafür, dass die bürgerlichen PERS edd 
im XI Jhd. in Vergessenheit gerieten, führt Launoy Regia 763 ss. das Dekret 
Gratians und die Dekretalen an. 

2) Launoy L c. 684. 
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der Aussprüche hervorragender Theologen gesagt werde, dass er- 
zur Erhaltung des Friedens, zur Sicherung der Ruhe des Staates, 
zum Heile des Kónigreiches einstmals und heute noch ex jure 
divino mittels seiner Gesetze verbieten kónne, dass diese oder 
jene seiner Untertanen, wenn auch Christen, mit diesen oder 
jenen Frauen eine Ehe eingingen; dass er aber, wenn er morgen 
die Taufe empfinge, sich dieser Gewalt unbedingt begeben müsste. 
Wer also derartig mit dem ungläubigen Fürsten sprechen würde, 
wie er ja nach den Grundsätzen gewisser Theologen tatsächlich 
sprechen müsste, würde der nicht der Religion Christi, der Kirche, 
dem Staate einen äusserst schlechten Dienst erweisen! !) 


Die Frage, ob und mit welchem Grunde den Fürsten das 
Recht, trennende Ehehindernisse aufzustellen, genommen werden 
könne, beantwortet Launoy folgendermaßen ?2): Dass die bürger- 
liche Obrigkeit des Verfügungsrechtes über den bürgerlichen Ehe- 
vertrag, der ja als Materie des Sakramentes dem Sakramente 
selbst vorausgeht, niemals beraubt werden könne, folgt aus der 
Erwägung, dass die höchste bürgerliche Gewalt an sich nicht vom 
geistlichen Stande vernichtet werden kann, da sie ja der mensch- 
lichen Gesellschaft von Gott verliehen wurde und als ein vorzüg- 
licher und notwendiger Teil jener höchsten bürgerlichen Ge- 
walt anzusehen ist. 


Die Fürsten können nun aber auf zweifache Weise die ratio 
spiritualis des Ehesakramentes verletzen: einmal, wenn sie als 
unnotwendig bestimmen würden, dass die das Ehesakrament 
Empfangenden im Zustande der Gnade seien oder wenn sie 
über die Form oder den minister sacramenti entgegen den 
Beschlüssen der Konzilien Verfügungen träfen; ferner dann, 
wenn sie die Ehe selbst als das Fundament des Sakramentes 
vernichten oder etwas gegen das natürliche oder göttliche Recht 
beschliessen würden; der Eintritt dieser beiden Möglichkeiten 


l) ib. p. 747: »De Christi quidem religione, quae neminem jure suo 
RE aut certe, si privat, non sine admisso grandi piaculo privat. De veterum 
ontificum prudentia, cum ii Ecclesiasticorum Sacramentorum praestantiam ex 
divina Apostolicaque traditione edocti civilem potestatem reliquerint intactam, 
nec id suum fecerint quod quandiu foret alienum, Sacramenti Matrimonii re- 
verentiam et honorem laederet. De Sacramentorum veritate, cum occasionem 
novatoribus tribuunt suspicandi, ea omnia, quae de Sacramento Matrimonii 
praedicamus, antiquae Ecclesiae incognita fuisse, De christianorum Principum 
ac civilium Magistratuum moribus, cum illos id sceleris in Deum et Ecclesiam 
admisisse dicendum sit, cuius gratia tanto tamque necessario jure privari me- 
ruerint ipsi et quotquot futuri sunt illorum imposterum successores.« 


2) ib. p. 747 s. 


Das Recht des Staates bez. der Aufstellung trennender Ehehindernisse. 237 


erscheint aber so gut wie ausgeschlossen, !) weil ein solches Vor- 
gehen nicht zum Nutzen des Staates wäre. 

Die Ausübung der höchsten bürgerlichen Gewalt, so wie sie 
in den Bestimmungen über die Ehe und in der Aufstellung von 
trennenden Ehehindernissen zu Tage tritt, könnte der Natur der 
Sache nach mit Recht von dem geistlichen Stande allen Fürsten 
gegenüber eingeschränkt werden; denn diese können ja un- 
gehindert das Übereinkommen treffen, die ihnen über die Ehe 
zustehende Gewalt gröblich zu missbrauchen. Aber gerade die 
Ausübung der höchsten bürgerlichen Gewalt wird niemals mit 
Recht vom geistlichen Stande allen christlichen Fürsten zugleich 
entzogen werden können und zwar aus dem Grunde, weil die 
Gewalt des Priestertums in aedificationem und nicht in destructio- 
nem gegeben ist, somit der Entzug dieser Gewalt nur aus den 
wichtigsten Gründen zu geschehen hat; ferner erscheint es aus- 
geschlossen, dass alle christlichen Fürsten gleichzeitig sich zur 
Vernichtung der Ehe verschwóren würden. ?) 

Wenn aber ein christlicher Herrscher die ratio spiritualis 
des Ehesakramentes in der oben angegebenen Weise verletzen 
würde und dieser trotz vorheriger Ermahnung seitens des geist- 
lichen Standes seine Gesetze nicht abändern wollte, so hält Launoy 
dafür, dass die Ausübung der bürgerlichen Gewalt rücksichtlich 
der Ehe durch die Kirche eingeschränkt werden könnte. 

Würde also ein solcher Herrscher auf Grund eines derartigen 
Verschuldens an der Ausübung der bürgerlichen Gewalt gehindert 
werden, so könnte doch nicht den anderen Fürsten gegenüber, 
die sich in dieser Hinsicht nichts zu schulden kommen liessen, 
deren Gebrauch eingeschränkt werden. Die Untersagung der 


1) ib. p. 748: ». . et licet horum utrumque disputandi causa suppo- 
natur, neutrum tamen a christanis Principibus timendum est: non primum 
quidem, tum quia qui suos fines vix servant in hoc negotio, cur alienos in- 
vaderent? tum quia facinus istud non in Catholicos, sed in haereticos quadraret. 
Non vero secundum, cum Principes civilis Matrimonii contractus exitium mo- 
liri non possint, quin simul de politicorum statuum vastitate cogitent; nempe 
pereunte Matrimonio, pereunt cives: at pereuntibus civibus quomodo Principes 
ipsi vel politici status perseverarent? Quis, quaeso, ne conficeretur Sacra- 
mentum Eucharistiae, crederet, vel unum Principem imperaturum aliquando, 
ut omne Regni sui triticum ac vinum in mare projiceretur?« 

2) ib. p. 748: »Deinde usum hunc interdici non posse sine culpa docet 
ipse interdicendi modus: vel enim sacerdotalis ordo Principibus hoc usu in- 
terdiceret per potestatem spiritualem, vel per directam in temporalia po- 
testatem, vel per indirectam: non per spiritualem quae per se non spectat 
interdictum rei temporalis ac civilis, cuiusmodi est usus politicae potestatis in 
sanciendis legibus Matrimonium dirimentibus: non per directam, quam Bellar- 
minus, Suares et alii verissimis rationibus abjudicant Sacerdotio; non denique 
per indirectam, cui nullus est locus, ubi nulla culpa.« 
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Ausübung der bürgerlichen Gewalt gegenüber dem einen Fürsten 
würde jedoch nicht auf seinen Nachfolger übergehen aus dem 
Grunde, weil der Entzug derselben eine schwere Strafe ist, die 
nur den Schuldigen treffen kann, nicht aber dessen Nachfolger, 
da ja diesem die Gewalt von Gott verliehen wurde, an deren 
Ausübung er zum Heile und zur Ruhe des Staates nicht ge- 
hindert werden darf. 

Das Verhältnis der staatlichen und kirchlichen Gewalt in 
bezug auf die Ehe, die beiderseitigen Rechte, stellt Launoy fol- 
gendermaßen dar: Die geistliche Gewalt hängt von der welt- 
lichen ab rücksichtlich des bürgerlichen Ehevertrages, bei dessen 
Gültigkeit die Sakramentseigenschaft hinzutritt.‘) Wenn daher 
die Sakramentseigenschaft den Ehevertrag von der staatlichen 
Jurisdiktion nicht ausschliesst oder wenn der Herrscher die Ehe 
für nichtig erklären kann, geradeso, als wäre sie kein Sakrament, 
so bleibt also ohne Zweifel der Ehevertrag nach Hinzutritt des Sa- 
kramentes, der, welcher er vor Hinzukommen desselben war. Würde 
das Sakrament vor Zustandekommen der Ehe hinzutreten, so 
könnte niemand eine Ehe unabhängig von der bürgerlichen Ge- 
walt, welche über den Ehevertrag verfügt, schließen; dies ist auch 
der Fall nach dem Hinzutritt des Sakramentes zur Ehe. Wenn 
Kauf und Verkauf ein Sakrament wäre, so würde die geistliche 
Gewalt von den staatlichen Kauf und Verkauf betreffenden Ge- 
setzen nicht minder abhängen, da jene, soweit sie Verträge sind, 
von der bürgerlichen Gewalt nicht ausgenommen sind. 

Die weltliche Gewalt ist der geistlichen in Hinsicht auf 
die Ausspendung des Ehesakramentes untergeordnet.?) 

Das trennende Ehehindernis ist seinem Wesen nach bürger- 
licher, nicht geistlicher Natur. Da die Ehehindernisse gewisse 
notwendige Maßnahmen zur Schliessung des Ehevertrages sind, 
der ja früher vorliegt als das Sakrament, so gehört die Ent- 
scheidung hierüber zur Kompetenz des bürgerlichen Forums wie 
der Ehevertrag selbst. 

1) Den Beweis hiefür findet Launoy in der Summa Contra gentes 
l. IV c. 78 des Thomas ab Aquino: »Matrimonium in quantum ordinatur ad 
bonum politicum, subjacet ordinationi legis civilis; in quantum ordinatur ad 
bonum Ecclesiae oportet quod subjaceat regimini Ecclesiastico«. -~ 

2) Den Beweis hiefür sieht Launoy in Thomas ab Aquino 1. c.: »Matri- 
monium in quantum ordinatur ad bonum Ecclesiae, oportet quod subjaceat 
regimini Ecclesiastico: ea autem, quae populo per ministros Ecclesiae dispen- 
santur, Sacramenta dicuntur. Matrimonium igitur secundum quod consistit in 
conjunctione maris et feminae intendentium prolem ad cultum Dei generare 
et educare, est Ecclesiae Sacramentum; unde et quaedam benedictio nuben- 


tibus per ministros Ecclesiae adhibetur, et, sicut in aliis Sacramentis, per ea 
quae exterius aguntur, spirituale aliquid figuratur.« 


Das Recht des Staates bez. der Aufstellung trennender Ehehindernisse. 239 


Da ferner der Ehevertrag zum Wohle des Staates eingesetzt 
ist, so müssten die Hindernisse, die der Erreichung dieses Zweckes 
dienen, notwendig denselben bürgerlichen Anordnungen wie der 
Vertrag selbst unterliegen. Da Christus den Ehevertrag ohne 
irgend eine Aenderung zum Sakrament erhoben hatte, so ver- 
bleiben die trennenden Ehehindernisse nach der Einsetzung des 
Sakramentes durch Christus geradeso wie sie vorher waren; aber 
niemand kann leugnen, dass vor der Erhebung der Ehe zum 
Sakramente die trennenden Ehehindernisse zur bürgerlichen und 
staatlichen Kompetenz gehörten. 

Wenn Kauf und Verkauf ein Sakrament wären, so würden sie 
trotzdem der bürgerlichen Gewalt, soweit sie Verträge sind, unter- 
liegen; daher werden auch die Eheschliessungsgesetze nach der 
Erhebung der Ehe zum Sakramente innerhalb der Grenzen des 
bürgerlichen Forums verbleiben. !) 

Aus der Lehre der Theologen, dass Christus durch Erhebung 
der Ehe zum Sakramente nicht deren Natur geändert, sondern 
nur die Würde des Sakramentes der Ehe hinzugefügt habe, und 
somit diese der Gewalt der Fürsten in gleicher Weise unter- 
liege als wäre sie nicht ein Sakrament, zieht Launoy folgende 
Schlüsse: Wenn die Ehe kein Sakrament wäre, so könnten die 
Fürsten ohne Zustimmung des geistlichen Standes trennende 
Ehehindernisse aufstellen; daher werden diese, gleichwohl die 
Ehe ein Sakrament ist, ohne Zustimmung des geistlichen 
Standes trennende Ehehindernisse aufstellen können, da ja 
trotz Hinzukommens der Sakramentseigenschaft zur Ehe, dieselbe 
den Fürsten untersteht, geradeso als wenn das Sakrament gar 
nicht hinzugetreten wäre, und dies deshalb, weil die Natur der 
Ehe dadurch eine Änderung erfahren hätte, wenn nach Hinzutritt 
der Sakramentseigenschaft zur Ehe, der Fürst nicht mehr trennende 


1) Launoy I. c. p. 751 führt dann weiter aus: »Deinde potestas illa vel 
sacerdotalis aut spiritualis fieret ratione causae ex qua derivatur, vel ratione 
subjecti recipientis: non primum, quia derivatur a saeculari Principe, ut sup- 
ponunt qui docent eam principibus ablatam sibi reservasse Pontifices; non 
secundum, quia, ut diximus modo, potestas saecularis cum spirituali in eadem 
persona recte conjungitur ... Si impedimentum dirimens ex se suaque natura 
sacerdotalis seu spiritualis esset, illud vel ex subjecto suo, vel ex principio, 
vel objecto, quae rebus speciem tribuunt, haberet. Non ex subjecto, cum 
impedimenti dirimentis subjectum sit persona contrahens, vel contractus ipse ; 
sed sive sit persona contrahens quae reddatur inhabilis, sive contractus, 
utrumque ad politicum statum et ordinem spectat: deinde subjectum accidenti, 
a quo afficitur, nec ordinem nec speciem ex se tribuit. Non ex principio, 
cum principium a quo esse potest impedimentum dirimens, saecularis Princeps 
esse possit, ut communis docet Theologorum sententia. Non ex objecto, cum 
impedimenti dirimentis objectum nec lumen naturae, nec politicam regnorum 
prudentiam excedat.« 
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Ehehindernisse ohne Zustimmung des geistlichen Standes auf- 
stellen könne, was aber als absurd erscheinen würde. !) 

Der geistliche Stand oder die Päpste können ohne Zu- 
stimmung der weltlichen Fürsten trennende Ehehindernisse nicht 
aufstellen. Den Beweis hiefür sieht Launoy in folgenden Schlüssen: 
Da das trennende Ehehindernis ex se suaque natura eine lex civilis 
ist, so kann der geistliche Stand ohne Zustimmung der Fürsten 
unmóglich ein solches aufstellen. 

Launoy beruft sich hierbei auf Bellarminus, de Romano 
Pontifice 1. V, c. 62): »Non potest Papa, ut Papa, ordinarie 
condere legem civilem, vel confirmare aut infirmare leges Princi- 
pum, quia non est ipse Princeps Ecclesiae politicus; tamen potest 
illa omnia facere, si aliqua lex civilis sit necessaria ad salutem 
animarum et tamen Reges non velint eam condere; aut si alia 
sit noxia animarum saluti et tamen non velint eam abrogare.« 
Aus diesen Worten Bellarmins folgert Launoy ein Dreifaches: 
1) Ein bürgerliches Gesetz kann vom Papste jure ordinario nicht 
erlassen werden. 

Da aber ein trennendes Ehehindernis seiner Natur nach ein 
solches bürgerliches Gesetz ist, so kann es nicht vom Papste 
jure ordinario aufgestellt werden; würde jedoch dieser Fall ein- 
treten, so ist der Papst an die Zustimmung der Fürsten gebunden, 
weil ja ein bürgerliches Gesetz zu erlassen, jure ordinario den 
Fürsten zusteht. 2) Ein zum Seelenheile notwendiges bürgerliches 
Gesetz kann vom Papste gegeben werden, wenn die von der 
Kirche darum ersuchten Fürsten ein solches nicht erlassen wollen. 
Aber da kein christlicher Fürst vom geistlichen Stande an- 
gegangen wurde, dass er ein derartiges trennendes Ehehindernis 
aufstelle, wird er auch nicht die Statuierung desselben verweigern 
kónnen. 3) Ein dem Seelenheile entgegenstehendes Gesetz kann 
vom Papste aufgehoben werden, wenn der christliche Fürst dessen 
Aufhebung verweigern würde. Auch dieser Fall liegt nach Launoy 
ausserhalb des Bereiches der Móglichkeit. 

Die Fürsten besitzen mithin über die Ehe als bürgerlichen 
Vertrag eine grössere Macht als die Päpste; diese jedoch haben 
aber wieder mehr Gewalt über die Ehe als Sakrament. Und zwar 
deshalb, weil die Fürsten eine potestas directa über die Kontra- 
henten und den bürgerlichen Vertrag als eine ihnen zustehende 
Angelegenheit besitzen. Die Päpste haben jedoch bestenfalls 


1) ib. 754. 
2) Bei Rocaberti, Bibl. pontific. XVIII, p. 683. 
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nur eine indirekte Gewalt. Die Fürsten kónnen trennende Ehe- 
hindernisse ohne die Zustimmung des geistlichen Standes auf- 
stellen; der geistliche Stand kann dies aber nur mit Zustimmung 
der Fürsten. Hat also jener eine Gewalt über die Ehe, so be- 
sitzt er sie nur in dem von Petrus de Soto angegebenen Sinne. !) 

Es besteht auch tatsächlich kein von den weltlichen 
Fürsten aufgestelltes trennendes Ehehindernis, das die Kirche 
nicht rezipiert hätte; denn es lässt sich kein von den weltlichen 
Herrschern in früheren Zeiten aufgestelltes Hindernis anführen, 
das die Kirche zurückgewiesen hätte; der stärkste Beweis dafür, 
dass die von ihr rücksichtlich der Ehe geübte Gewalt nicht usur- 
piert ist. 

Von grösster Bedeutung für die Argumentation Launoys zu 
Gunsten der staatlichen Jurisdiktionsgewalt in Ehesachen ist seine 
Interpretation des Wortes »Ecclesia« in den can. 11. 12 sess. XXIV 
conc. Trid.?) Der Inhalt dieser Kanones steht in offenem Wider- 


1) Launoy p. 756: »Si sacerdotalis ordo sine consensu Principum diri- 
mens impedimentum statuere posset, vel illud statueret per directam potesta- 
tem, vel per indirectam. Non per directam, quia et ex rei veritate, et ex 
assertoribus potestatis indirectae Bellarmino, Suare et aliis, sacerdotalis ordo 
nullam habet. Non per indirectam, quia haec potestas non legis institutionem, 
sed abrogationem respicit; aut si respiciat, non ultra quam ex accidenti re- 
spicit, hoc est, in abominacissimae necessitatis casu, quo, ut Bellarminus do- 
cet, christiani Principes aliquam civilem legem ferre nollent, quae animarum 
saluti necessaria foret. An autem tale impedimentum dirimens, quod christianus 
Princeps instituere recusaret, quis invenire possit, nunc non quaero. Ceterum 
si quando sacerdotalis ordo impedimentem dirimens statueret, nonnisi per po- 
testatem indirectam statueret . . . Indirectae autem potestatis usus ex natura 
sua non est ordinarius, sed tantum extraordinarius; cum scilicet Principes 
nollent eam ferre legem, qua spirituale quoddam fidelium bonum procuraretur, 
aut eam abrogare legem quae fidelium saluti noceret. 

2) Trid. sess. XXIV. c. 4: »Si quis dixerit non potuisse Ecclesiam con- 
stituere impedimenta matrimonium dirimentia, vel in iis constituendis errare: 
anathema sit«. 

l. c. c. 3: »Si quis dixerit, eos tantum consanguinitatis seu affinitatis 
gradus, qui Levitico exprimuntur, posse impedire Matrimonium contrahendum 
et dirimere contractum, nec posse Ecclesiam in nonnullis illorum dispensare 
aut constituere, ut plures impediant et dirimant; anathema sit«. Als occasio 
legis gibt un die Angriffe Luthers auf die trennenden Ehehindernisse 
speziell das der Verwandtschaft und Schwägerschaft an; so sagt er ib. p. 757 s.: 
»At cur sanciti fuerint canones isti duo, in causa fuit Lutherus, qui quae 
sequuntur in libro de captivitate Babilonyca scribit: »Conjunctio viri et mu- 
lieris tenet, quocunque modo contra leges hominum contigerit: debent Sacer- 
dotes ea omnia Matrimonia confirmare, quae contra Ecclesiasticas vel Ponti- 
ficias leges fuerunt contracta, in quibus Papa dispensat et quae non sunt in 
sacra scriptura expressae. Has propositiones duas cum pluribus aliis Facultas 
nostra Theologiae Parisiensis olim damnavit. Sed ex illis relatos canones 
cognoscendi sumenda est ratio. Lutherus impedimenta dirimentia, et cum 
primis consanguinitatis et affinitatis, quae olim saecularium Principum auctori- 
tate laudabiliter, ut vidimus instituta, Ecclesiasticis postea constitutionibus in- 
serta et variis modis confirmata fuerant, cum reprehendat, vel ex hoc unico 
capite manifestum est, quid detinierit Synodus, et quam ad interpretationis 
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spruch zu der von Launoy vorgetragenen Lehre von dem alleini- 
gen Rechte der weltlichen Fürsten, trennende Ehehindernisse auf- 
zustellen; an dieser Klippe sucht nun Launoy in der Weise vor- 
beizukommen, dass er dem Worte »Ecclesia« !) eine weitere Be- 
deutung gibt, als es tatsächlich in den beiden Kanones besitzt. 
»Ecclesia« bedeute nämlich an diesen Stellen die »fidelium seu 
Catholicorum congregatio« und nicht einen »coetus personarum 
dumtaxat Ecclesiasticarum, Papae et Episcoporum«. Nur unter 
Zugrundelegung dieser Auslegung des Wortes Ecclesia seien die 
angeführten Kanones verständlich und könnten ihre volle Wirkung 
äussern. 

So wird es auch verständlich, sagt Launoy, wie so die 
Kirche trennende Ehehindernisse aufstellen konnte; dies geschah 
durch die Könige, altera Ecclesiae persona?) und unter diesem 
Gesichtspunkte sei eben auch die Tragweite der gegen Luther 
gerichteten Kanones des Konzils von Trient zu verstehen; das 
Wort »Ecclesia« sei nämlich hier nicht ratione totius, sondern 
ratione partis zu verstehen. ?) 

Hátte jedoch in den fraglichen Kanones das Wort »Ecclesia« 
nur die Bedeutung einer Versammlung kirchlicher Personen, so 


lineam exponendi sint illius canones. Quae igitur impedimenta Matrimonia 
dirimentia novator ille rejicenda esse censuit, haec Concilium retinuit, et re- 
tenta duplici anathemate communiit. Sic Tridentini Praesules et illorum 
Theologi, qui repetitam ab initio impedimentorum matrimonia dirimentium 
historiam probe noverant, Theodosii Magni et aliorum Principum leges a nobis 
supra descriptas adversus Lutherum vindicarunt«. 

1) Launoy weist darauf hin, dass das Konzil das Wort »Ecclesiae vor 
allem in Rücksicht auf die Ehe immer so verstand; so z. B. in c. 1 de re- 
formatione Matrimonii sess. XXIV: Factis denuntiationibus, si nullum legitimum 
opponatur impedimentum, ad celebrationem matrimonii in facie Ecclesiae pro- 
cedatur«. »Quid est autem«, fragt Launoy 1. c., »in facie Ecclesiae, nisi coram 
fidelibus, sive laici sint, sive clerici«. 

2) ib. p. 758: »His autem ita constitutis, non minus facile quam recte 
intelligitur, quo modo Ecclesia potuerit impedimenta matrimonium dirimentia 
constituere et reipsa constituerit; nempe per Reges, alteram Ecclesiae per- 
sonam, illa potuit constituere et constituit... Sic igitur ad personam regaleın, 
flexo Ecclesiae nomine, Tridentinis canonibus sua constat veritas, et contra 
imperitum novatorem impedimentorum Matrimonii disciplina retinetur et 
asseritur«. 

3) Launoy bezieht sich hier auf die Ausführungen des Kardinals Cajetanus, 
Apologia de comparata auctoritate Papae et concilii c. V über »Ecclesia«, 
folgenden Inhalts: »Sciendum igitur est, quod dupliciter potest intelligi Ec- 
clesia ad literam, cui peccatum fratris peccantis dicendum mandat Dominus 
habere potestatem jurisdictionis in foro exteriori, de quo est sermo juxta duos 
modos, quibus de Ecclesia, quae quoddam totum significat, aliquid verificatur. 
Primo ratione partis, secundo ratione ipsius totalitatis, seu totius, sicut de ho- 
mine, qui etiam ` quoddam totum est, et dicimus quod vidit, quod audit etc. 
Et verificatur ratione partis, quia vidit per oculum, audit per aurem etc. Et 
rursus dicimus de eodem: Quod perfectissimum est animalium, quod est 
animal politicum et huiusmodi, et verificatur ratione ipsius partis, ut patet«. 


Das Recht des Staates bez. der Aufstellung trennender Ehehindernisse. 243 


würde mit Notwendigkeit daraus folgen, dass die Kaiser Theodosius, 
Justinian etc. kirchliche Personen sind; denn sie waren es, die 
die Ehehindernisse schufen, die Luther aboliert sehen wollte, und 
die das Konzil rezipierte; eine solche Annahme wäre aber absurd. ') 

Interessant ist, wie Launoy das Gesetzgebungsrecht des 
Konzils von Trient bezw. das Recht desselben, hinsichtlich der 
klandestinen Ehen trennende Ehehindernisse aufzustellen, be- 
gründet. Launoy anerkennt die Notwendigkeit, dass dem Übel 
der klandestinen Ehen Abhilfe geschafft werden musste und zwar 
hätten in dieser Hinsicht die Väter des Konzils von Trient ähnlich 
wie einst die Väter des Konzils von Karthago?) gehandelt, als 
diese sich an den Kaiser wandten, um ein die Wiederverehelichung 
Geschiedener verbietendes Gesetz zu erwirken. Allerdings war 
es nicht notwendig, sagt Launoy, dass die Väter des Konzils von 
Trient ihre Zuflucht zum Kaiser oder den anderen weltlichen 
Fürsten nahmen, um die Promulgierung dieses Gesetzes zu er- 
langen. Denn der Papst konfite ja in den Orten, wo er die 
Gewalt des summus Princeps ausübt, durch seine Abgesandten 
gewisse Personen unfähig zur Eheschliessung machen und deren 
Ehe für nichtig erklären. Ferner konnten auch jene an dem 
Konzil teilnehmenden Prálaten, die eine volle Jurisdiktionsgewalt 
in temporalibus besassen, ihre Untergebenen für unfähig zur 
Eheschliessung erklären und hätten hiermit nur von ihrem Rechte 
Gebrauch gemacht. Da jedoch das Konzil von Trient nicht ge- 
meinschaftlich jenes Recht, das der Papst oder andere Prälaten 
in ihren Lándern zur Anwendung bringen, ausüben konnten, war 
es notwendig, dass sie das Recht des Kaisers und der Kónige 


1) Launoy, De la puissance des empéchemens du mariage in Op. om- 
l. c. 1002 s. sagt: »Aprés toutes ces reflexions, qui sont certaines et indubi- 
tables, il est visible que les Srs. Chamillad, Leullier etc. ruinent l'authorité 
et la reputation du .Concile de Trente, en le faisant tomber dans la plus grande 
absurdité du monde. Car si le mot d'Eglise, employé dans ces deux Canons, 
signifie une Assemblée de Personnes Ecclésiastique, le Pape et les Evéques; 
il s'ensuit necessairement que les Empereurs Theodose, Justinien et les autres 
sont des personnes Ecclésiastiques, parceque ce sont les Empereurs qui ont établi 
les empechements du Mariage, que Luther vouloit abolir, et que le Concil 
a retenus, conservez et munis d'anatheme, contre ceux qui adheroit à cet 
Heresiarque. Peut-on traiter plus indignement le Concile, peut-on plus outra- 
geusement diminuer son authorité et sa reputation, que d'interpreter le mot 
d'Eglise, comme ils l'ont interpreté ?« 

2) Conc. aag c. CII (Cod. eccl. Afric. c. 102 bei Bruns I, 186): 
»Placuit, ut secundum Evangelicam et Apostolicam disciplinam neque dimissus 
ab uxore, neque dimissa a marito alteri conjungatur sed ita maneant, aut 
sibimet reconcilientur. Quod si contempserint, ad poenitentiam redigantur: in qua 
causa legem imperialem petendum est promulgari«. Dieser Kanon gilt als eines der 
frühesten Zeugnisse zu Gunsten der staatlichen Jurisdiktionsgewalt in Ehe- 
sachen und wird deshalb von fast allen Regalisten in diesem Sinne zitiert. 
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in Anspruch nahmen, um jenes Gesetz promulgieren zu kónnen, 
das seiner Natur und seinem Zwecke nach ein ausschliesslich 
bürgerliches war; denn wenn auch das Konzil in materia civili 
ein Gesetz erlassen würde, bliebe es trotzdem ein bürgerliches 
Gesetz und kein geistliches, noch würde es auch an sich über- 
natürlichen Zwecken dienen können. !) 

Mithin hat die Gemeinschaft der Väter des Konzils von 
Trient das Gesetzgebungsrecht der Fürsten und zwar mit deren 
` Zustimmung benützt. ?) 

Wollte man aber behaupten, dass das Konzil von Trient 
jure proprio das fragliche Gesetz gegeben hätte, so müsste man 
annehmen, dass jenes nicht nur die Gewalt der hóchsten 
Kirchenfürsten, sondern auch die der hóchsten weltlichen Fürsten 
ausgeübt hátten.?) Dieser Annahme steht jedoch folgende Er- 
wägung entgegen: Die geistliche Gewalt, die an sich einem über- 
natürlichen Zwecke dient, ist nicht eingesetzt, dass sie bürger- 
liche Gesetze gebe; auch die potestas indirecta in temporalia 
ist nicht dazu da, bürgerliche Gesetze, die von der ordentlichen 
und direkten Gewalt gegeben werden sollen, zu erlassen, sondern 
damit die Leiter der Kirche die dem Seelenheil entgegenstehenden 
Hindernisse, zu deren Abschaffung sich die weltlichen Fürsten 
trotz aller Bitten nicht bewegen lassen, beseitigen kónnen. 4) 


1) Regia p. 665: ». . cum sane nihil sit saeculi Principibus magis ob- 
noxium, quam personas ad civilem Matrimonii contractum inhabiles reddere, si 
res ex objecto, fine et circumstantiis spectetur, ut spectari debet: ex his enim 
tribus aestimanda est natura et conditio legis quae fertur, non ab iis praecise 
qui legem ferunt«. 

2) ib.: »Qui enim Principes non consenserunt, ut Rex Galliae, illis ad 
vitanda clandestini conjugii mala liberum fuit lege lata subditos suos ad sic 
contrahendum inhabiles facere, quemadmodum Henricus III. et celebrata Blesis 
Regni comitia fecerunt«. 

3) Launoy sagt ferner Regia 665: ,Qui Tridentinos Patres universim 
jure proprio, non alieno usos esse contenderet, Africanos statim experiretur 
adversarios, et utrosque inter se acerrime commissos exhiberet; et sic res 
esset, cui nunquam adscriberetur bonum factum. Nam Africani non credi- 
derunt se id posse facere, quod ab Imperatore fieri petierunt: et tamen lex, 
quam ab Imperatore promulgari petebant, non erat magis politica et civilis ea, 
quae personas ad contrahendum inhabiles reddit«. 

4) Launoy schliesst seine Darlegungen folgendermaßen: »Quae hac- 
tenus amimadvertimus et disseruimus, eo spectant, ut appareat Tridentinos 
Patres cum ediderunt decretum illud quale repraesentavimus, regiam in Matri- 
monium potestatem sincere prout decet, agnovisse . . .« 


(Fortsetzung folgt.) 
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3. Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete 
der kirchenrechtlichen Gesetzgebung. 


Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Bonn. 


(Fortsetzung; vgl. Bd. 95 S. 78 ff., 283 ff., 457 ff., 639 ff., Bd. 96 S. 60 ff., 
244 ff., 408 ff., 550 ff. und Bd. 97 S. 67 ff.) | 


XXI. 
Reduktion der gebotenen kirchlichen Feiertage. !) 


Die Feiertagsordnung bildet einen wichtigen Gegenstand der 
kirchlichen Disziplin, der tief in das private und öffentliche Leben 
eingreift. Man kann die Sonn- und Feiertage gleichsam als die 
Rosen bezeichnen, die in den Teppich des Kirchenjahres ein- 
gewoben sind. Sie bieten dem katholischen Volke eine reiche 
Anregung zur religiösen Betätigung wie zur Freude und zur Er- 
holung und sind als Produkt einer idealen und übernatürlichen 
Weltanschauung ein fortwährender, wirksamer Protest gegen den 
Materialismus und das ungezügelte Erwerbsleben der Menschheit. 
Es ist daher leicht begreiflich, dass die Zahl der Feiertage im 
Laufe der Zeit, besonders während des Mittelalters, sehr zunahm, 
zumal da jeder Bischof damals befugt war, neue Feiertage für 
seine Diózese anzuordnen. Leider wurden jedoch nicht überall 
die idealen Zwecke der kirchlichen Feiertagsordnung ` verwirk- 
licht. Schon vom Ende des dreizehnten Jahrhunderts an werden 
wiederholt von kirchlicher Seite Klagen laut, dass die Festtage 
häufig zur Ausgelassenheit und Sünde missbraucht und der Be- 


1) A. Senger, Der päpstliche Erlass über die Verminderung der Feiertage 
unter spezieller Berücksichtigung der bayerischen Verháltnisse, in: Allg. Rund- 
schau, 1911, 617 ff. Hoffmann, Das Motu proprio des Papstes über die Fest- 
tage, ebd. 687 ff. A. Rüdiger-Miltenberg, Zur Reform des Festkalenders, in: 
Hochland 1910/11 II, 750. F. X. Hecht, Die Verminderung der gebotenen 
Feiertage, in diesem Archiv 92, 63 ff. B. M. Steinmetz, Die neue Festord- 
nung, in: Pastor bonus 1912, 400 ff. Zur Reduktion der Festtage, in: Zeit- 
schrift für kath. Theologie 1912, 422. Wendling, Die Neuregelung der kirch- 
lichen Feiertage, in: Strassburger Diözesanblatt 1912 Nr. 2. Die kirchlichen 
Feiertage in Bayern und Baden, in: Chronik der Christlichen Welt 1912, 469. 
Die Feiertagsordnung in den Schweizerischen Bistümern, in: Schweizerische 
Kirchen-Zeitung 1912 Nr. 1. A. Boudinhon, La réduction des fétes d'obligation, 
in: Le Canoniste contemporain 1911, 402 ff, Ders., Encore les fêtes suppri- 
mées, ebd. 505 ff. u. 1912, 398 ff. H. Beijersbergen, Over de kerkelijke 
grag E in: Studien Deel 77 Bl. 71 ff. J. B. Ferreres, Meet Wier de S. 
S. Pio X: Supresión de las fiestas, in: Razón y Fe 1911, 103 ff., M. de Arquer, 
Los dias festivos segün la novissima disciplina, 1912. 
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schaffung des Lebensunterhaltes seitens der Armen dadurch 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt würden.!) Man befürwortete 
daher, die Zahl der Feiertage zu vermindern oder wenigstens die- 
selbe nicht zu erhöhen und der ärmeren Bevölkerung die Ver- 
richtung der knechtlichen Arbeiten an denselben nach Besuch 
des Gottesdienstes zu erlauben. In der Neuzeit setzte Urban VIII. 
durch die Konstitution »Universa« vom 13. September 1642?) die 
Zahl der in die Woche fallenden Festtage auf 31 fest. Hierzu 
kam noch das Fest der Unbefleckten Empfängnis, das von 
Clemens XI. zum allgemeinen Feiertage erhoben wurde. Die 
späteren Päpste haben nach dem Vorbilde Benedikts XIII. die Zahl 
der gemeinrechtlichen Feste für einzelne Länder erheblich herab- 
gesetzt, so dass wiederum eine grosse partikularrechtliche Ver- 
schiedenheit in die Erscheinung trat. So gab es z. B. bis zur 
Reform Pius’ X. in Frankreich nur vier Feiertage, die innerhalb 
der Woche begangen wurden, in Nordamerika sechs, in Alt- 
preussen (ausser Posen) vierzehn. $) 

Pius X. hat das Problem der Feiertagsordnung in der Weise 
zu lösen versucht, dass er 1) die lokale Verschiedenheit beseitigte 
und 2) den industriellen und wirtschaftlichen Bedürfnissen der 
Gegenwart entsprechend die Zahl der Feiertage erheblich redu- 
zierte. Allerdings ist die erste Absicht nicht völlig erreicht, da 
die Bischöfe in verschiedenen Ländern nachträglich um die Bei- 
behaltung mehrerer Festtage einkamen, die ihnen von Rom auch 
zugestanden wurde. 

Im einzelnen bestimmt das Motu proprio »Supremi disci- 
plinae«#) de diebus festis vom 2. Juli 1911 folgendes: 

1. Das Kirchengebot, die hl. Messe zu hören und sich der 
knechtlichen Arbeit zu enthalten, gilt künftighin nur für alle Sonn- 
tage und die nachfolgenden acht Festtage: Weihnachten, Be- 
schneidung des Herrn, Erscheinung des Herrn und Christi Him- 
melfahrt, Mariä Empfängnis und Mariä Himmelfahrt, Peter und 
Paul und Allerheiligen. 

2. Die Feste des hl. Josef, der Geburt Johannes des Täufers 


1) Vgl. Bertha Birkman, Die vermeintliche und die wirkliche Reform- 
Schrift des Dominikanergenerals Humbert de Romanis (1916), 61 f. Ausser H. 
de Romanis traten Duranti und Le Maire für eine Reduktion der Festtage ein. 

2) Bullarium Romanum (ed. Taur.) XV, 206 ff. 

3) Vgl. H. Kellner, Heortologie, 31911, 25 ff. Ph. Hartmann, Reper- 
torium Rituum, 131916, 113 ff. Engelhard Eisentrant, Die Feier der Sonn- 
ne Festtage seit dem letzten Jahrhundert des Mittelalters. Würzburger theol. 

iss. : | 

4) Acta Apostolicae Sedis III, 305 ff. 
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und Fronleichnam werden auf einen Sonntag verlegt. Das Fest 
des hl. Josef wird am ersten Sonntag nach dem 19. März ge- 
feiert, falls dieser Tag nicht selbst auf einen Sonntag fällt. Das 
Fest Johannes des Täufers soll stets am letzten Sonntage vor 
Peter und Paul begangen werden. Für Fronleichnam ist der erste 
Sonntag nach Dreifaltigkeit ein für allemal bestimmt. In liturgi- 
scher Hinsicht ist mit den Festen des hl. Josef und Johannes 
des Täufers eine einfache und mit Fronleichnam eine privilegierte 
Oktavfeier verbunden. 

3. Die Patronsfeste — Kirchenpatrone, Orts-, Diözesan- oder 
Landespatrone — unterliegen nicht dem vorhin erwähnten Kirchen- 
gebote. Die Diözesanbischöfe sind befugt, die äussere Solen- 
nität dieser Feste auf den folgenden Sonntag zu verlegen. 

4. Ist eines der oben aufgezählten Feste gesetzmäßig auf- 
gehoben oder verlegt, so soll ohne Vorwissen des Apostolischen 
Stuhles nichts an der bisherigen Sitte geändert werden. Wenn 
die Bischöfe für eine Nation oder Gegend irgend einen aufge- 
hobenen Feiertag beizubehalten wünschen, so sollen sie darüber 
an den Hl. Stuhl berichten. g 

5. Fällt einer der gebotenen Feiertage auf einen Fast- oder 
Abstinenztag, so wird von dem Fasten- und Abstinenzgebot 
dispensiert. Die gleiche Dispens gilt auch für die aufgehobenen 
Patronsfeste, wofern dieselben mit äusserer Solennität und unter 
grosser Beteiligung des Volkes begangen werden. 

Am Schlusse spricht der Hl. Vater die Hoffnung aus, dass 
durch die vollzogene Reduktion der gebotenen Feiertage die 
Frómmigkeit gegen Gott und die Verehrung der Heiligen bei den 
Gläubigen nicht vermindert werden und diese sich alle Mühe 
geben, um die Sonn- und gebotenen Festtage sorgfältiger als 
bisher zu beobachten. Alle entgegenstehenden Bestimmungen, 
auch solche, die einer speziellen und individuellen Erwähnung 
bedürfen, sind durch das neue Gesetz aufgehoben. 

Was die rechtliche Tragweite des Motu proprio »Supremi 
disciplinae« im allgemeinen anbetrifft, so hat das Schreiben der 
Konzilskongregation vom 3. Mai 1912?!) erklärt, dass es nicht die 
Absicht des obersten kirchlichen Gesetzgebers war, »die kirch- 
liche Feier an den nichtgebotenen Festtagen aufzuheben; viel- 
mehr will Seine Heiligkeit, dass die bisherigen Festtage in den 
Kirchen mit nicht geringerer Solennität und, wenn es geschehen 


1) Acta Apostolicae Sedis IV, 340 f. 
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kann, mit derselben Frequenz des Volkes gefeiert werden, wie 
bisher«.. Nur das positive Gebot der Anhörung der hk Messe 
und die negative Pflicht der Enthaltung von knechtlicher Arbeit 
fallen künftighin fort. Dementsprechend schárft der Papst den 
Seelsorgern ein, dass sie die Gläubigen ermahnen, nach Mög- 
lichkeit an den nichtgebotenen Festtagen die Kirche zu besuchen 
und der hl. Messe beizuwohnen. Den Bischöfen wird die Voll- 
macht verliehen, an den nichtgebotenen Festtagen von dem 
Fasten- und Abstinenzgebote zu dispensieren, falls sie vom Volke 
mit gebührender Andacht gefeiert werden. 

Hieraus erhellt, dass die nichtgebotenen Festtage keineswegs 
in gewóhnliche Werktage umgewandelt worden sind, sondern 
den Charakter von »Devotionsfesten« besitzen, an denen die bis- 
herige kirchliche Feierlichkeit beibehalten und der Besuch des 
Gottesdienstes seitens der Gláubigen gewünscht wird. Mit Rück- 
sicht auf die Fortdauer der kirchlichen Festesfeier hat das öster- 
reichische Gesamtministerium durch Erlass vom 11. März 1913!) 
angeordnet, dass »für den Bereich der staatlichen Behórden, 
Ámter, Anstalten und Schulen in der Übung, jene Tage als Feier- 
tage zu begehen, keine Änderung eintritt«. In Preussen ist da- 
gegen für die nichtgebotenen Festtage der Besuch der Volks- 
schulen, mit Ausnahme der Stunde des Gottesdienstes, vorge- 
schrieben, wodurch der Charakter als Feiertag erheblich beein- 
tráchtigt wird. Falls diese Praxis fortdauert, wird sie wahrschein- 
lich zur Folge haben, dass die »Devotionsfeste« allmählich ganz 
verschwinden. In den grösseren Städten ist dieses schon jetzt 
mehr oder weniger eingetroffen. 

Bezüglich der im Motu proprio erwähnten liturgischen Feier 
(pro choro) der Feste des hl. Josef, Johannes des Täufers und 
Fronleichnams sind später noch zahlreiche Dekrete und Reso- 
lutionen der Ritenkongregation?) erschienen, auf die an dieser 
Stelle aber nicht näher eingegangen zu werden braucht. Nur 
verdient speziell hervorgehoben zu werden, dass durch das Dekret 
»Evulgato« vom 24. Juli 19115) die liturgische +) Feier des Fron- 
leichnamsfestes auf den Donnerstag nach dem Dreifaltigkeits- 

1) Sieh dieses Archiv 93, 525. 

2) Vgl. das Dekret »Evulgato« vom 24. Juli 1911 (A. A. S. III, 350 f.), 
das Dekret »Ad quasdam« vom 28. Juli 1911 (A. A. S. III, 352 f£), die Reso- 
lution vom 7. August 1911 (A. A. S. UL 397) und die Resolution v. 17. Nov. 
1911 (A. A. S. III, 611). 

3) Acta Apostolicae Sedis III, 350 f. 


4) Die äussere Solennität, insbesondere die Sakramentsprozession, bleibt 
auf den nachfolgenden Sonntag verlegt. 


} 
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sonntage zurückverlegt und durch das bereits erwähnte Schreiben 


der Konzilskongregation vom 3. Mai 1912!) gestattet wurde, dass 


am Fronleichnamsfeste selbst die feierliche Sakramentsprozession ?) 
gehalten werde. Ihre endgültige Lösung haben die liturgischen 
Fragen bezüglich der Feier der Festtage durch den neuen Fest- 
kalender gefunden, der von Pius X. im Anschlusse an die bereits 
besprochene Reform des Römischen Breviers?) aufgestellt wurde. 

Einzelne kirchenrechtliche Fragen, die die Pflichten der 
Geistlichen und Laien betreffen, wurden von der Konzilskongre- 
gation authentisch entschieden. Nach der Resolution vom 
8. August 19114) bleibt a) an den supprimierten Feiertagen die 
Applikationspflicht der Pfarrer bestehen. b) An den Kathedral- 
und Kollegiatkirchen ist an diesen Tagen die frühere Solennität 
des Konventualamtes und der Vesper fortzusetzen. c) Auch an 
den durch Gelübde oder Beschluss festgesetzten Feiertagen, selbst 
wenn sie durch die kirchliche Autorität bestätigt worden sind, 
fällt künftighin die Pflicht, die hl. Messe zu hören, fort. d) Die 
durch das Motu proprio »Supremi disciplinae« angeordnete Feier- 
tagsordnung ist sofort in Kraft getreten. Eine zweite Resolution 
vom 18. September 19115) stellte fest, dass die Vigilien der sup- 
primierten Festtage nicht aufgehoben sind. Infolgedessen sind 
auch die etwaigen Vigilfasten in Zukunft zu beobachten. 

Von der im Motu proprio »Supremi disciplinae« enthaltenen 
Erlaubnis, den Hl. Stuhl um die Beibehaltung einiger Feste zu 
bitten, haben die deutschen Bischófe erfolgreich Gebrauch ge- 
macht. Insbesondere hat der Hl. Vater gestattet, dass die zweiten: 
Feiertage zu Weihnachten, Ostern und Pfingsten sowie das Fron- 
leichnamsfest in Deutschland in der bisherigen Weise, d. i. unter 
Beibehaltung der Pflicht, die hl. Messe zu hóren und sich knecht- 
licher Arbeiten zu enthalten, in Übung bleiben. Eür die Kölnische 
Kirchenprovinz gelten jetzt 12 in die Woche fallende gebotene 
Festtage®): 1) Weihnachten, 2) Stephanus, 3) Beschneidung des 
Herrn, 4) Erscheinung des Herrn, 5) Ostermontag, 6) Christi 
Himmelfahrt, 7) Pfingstmontag, 8) Fronleichnam, 9) Peter und 


1) Acta Apostolicae Sedis IV, 340 f. 

2) Es besteht jedoch keine Pflicht, an diesem Tage die hl. Messe zu hören. 

3) Vgl. dieses Archiv 96, 561 f. Hiernach wird das Fest des hl. Josef 
am 19. Marz; das Schutzfest des hl. Josef am Mittwoch vor dem dritten Sonn- 
tag nach Ostern, Fronleichnam am Donnerstag nach Dreifaltigkeit und Johannes 
der Täufer am 24. Juni gefeiert. 

4) Acta Apostolicae Sedis III, 391 f. 

9) Acta Apostolicae Sedis III, 480. 

6) Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiózese Cóln 1912, Nr. 1. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 2. 17 
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Paul, 10) Allerheiligen, 11) Mariä Opferung (der sog. Buß- und 
Bettag am letzten Mittwoch des Kirchenjahres),') 12) Mariä 
Empfängnis. Die Feste Mariä Himmelfahrt (15. Aug.) und Mariä 
Geburt (8. Sept.) werden (bezüglich der äusseren Solennität) auf 
den folgenden Sonntag verlegt. Die übrigen beiden Marienfeste, 
Mariä Lichtmess und Mariä Verkündigung, haben ihren Charakter 
als gebotene Festtage eingebüsst, werden aber als Devotions- 
feste nach den Weisungen des Hl. Vaters weiterhin kirchlich 
begangen. ?) 


XXII. 
Verfahren der Selig- und Heiligsprechung. 


Seitdem Urban VIII. durch die beiden Konstitutionen »Sanctis- 
simus« vom 13. März 1625°) und »Caelestis Hierusalem« vom 
5. Juli 16344) das Verfahren der Selig- und Heiligsprechung neu 
ordnete, gibt es kaum ein anderes Verfahren, das sich an Strenge 
und Gründlichkeit mit diesem messen kónnte. Sowohl die Strenge 
der Beweisführung, wie die lange Dauer der Verhandlungen und 
die Kostspieligkeit des Prozesses sind nahezu sprichwórtlich ge- 
worden. Trotzdem hat es Pius X. bei der allgemeinen Reform 
des Kirchenrechts nicht versáumt, auch noch an diesen Gegen- 
stand die verbessernde Hand anzulegen. Seine hierauf bezüg- 
lichen Erlasse betreffen 1) das sog. Verfahren per viam casus 
excepti, das bei den Dienern Gottes, die seit unvordenklichen 
Zeiten eine kultische Verehrung empfangen haben, angewandt 
wird, und 2) den sog. processus informativus seu ordinarius, der 
als Einleitung des Seligsprechungsprozesses bei den bischóflichen 
Kurien geführt wird. 

I. Am 11. November 1912 erliess die Ritenkongregation das 
Dekret »Cum in agendis«, 5) das das Verfahren der Selig- und 
Heiligsprechung der Diener Gottes, die seit unvordenklichen 
Zeiten eine kultische Verehrung empfangen haben (Verfahren per 
viam casus excepti), wesentlich verschärfte. In den eingangs er- 
wähnten Konstitutionen hatte Papst Urban VIII. die Beatifikation 
und Kanonisation der seit unvordenklichen Zeiten, d. i. wenigstens 


1) Dieser Feiertag wurde eingeführt durch das Breve Leos XIII. »Qua ex 
singularis vom 9. Dez. 1892. Acta Sanctae Sedis XXVII, 58 ff. 

2) Vgl. die Verfügung des Erzbischofs von Köln, Kardinal Fischer, vom 
12. Januar 1912, Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiðzese Cöln 1912, Nr. 2. 

3) Bullarium Romanum (ed. Taur.) X ff. 

E. Bullarium Romanum (ed. Taur. XIV. 436 ff. 

9) Acta Apostolicae Sedis IV, 705 ff. 
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100 Jahre vor Erlass des Breve »Caelestis Hierusalem« vom 
5. Juli 1634, kultisch verehrten Personen ausdrücklich von den 
strengen Vorschriften des gewóhnlichen Verfahrens ausgenommen. 
Ihr Kult konnte in denjenigen Diózesen, in denen er bislang ge- 
übt worden war, fortgesetzt werden, !) und hatte man den Wunsch, 
den Kult in Rom bestätigen zu lassen und den betreffenden 
Dienern Gottes dadurch den offiziellen Charakter als Seligen und 
Heiligen zu verschaffen, so war dafür ein leichteres und einfacheres 
Verfahren, der sog. processus per aequipollentiam seu per viam 
casus excepti, vorgesehen, das sich im wesentlichen auf die Fest- 
stellung des gesetzmäßigen Kultus beschränkte. Im Laufe der 
Zeit war dieses Verfahren »de casu excepto« immer milder ge- 
handhabt worden, so dass sich später Leo XII. und Pius IX. ver- 
anlasst sahen, die vergessene Strenge wenigstens teilweise wieder- 
herzustellen. 

Das neue Dekret hat nun die prozessualischen Unterschiede 
zwischen der Selig- und Heiligsprechung der Diener Gottes aus 
den früheren Jahrhunderten, die bereits eine kultische Verehrung 
empfangen haben, und der Diener Gottes aus den letzten Jahr- 
hunderten, bei denen vor der Entscheidung des Apostolischen 
Stuhles jeder öffentliche Kult strengstens verboten ist, grundsätz- 
lich und in allen wesentlichen Punkten aufgehoben. Für die 
Heiligsprechung gelten in Zukunft in beiden Fällen genau die- 
selben Vorschriften. Für die Seligsprechung ist natürlich bei den 
Dienern Gottes, die seit unvordenklichen Zeiten kultisch verehrt 
worden sind, das Beweisverfahren über die Existenz des legitimus 
cultus beibehalten, während die Seligsprechung der übrigen Diener 
Gottes mit dem Verfahren de non cultu beginnt. Jedoch sind 
jetzt bei dem Beatifikationsprozesse der zuerst genannten, kultisch 
verehrten Personen die Tugenden (bezw. das Martyrium) und die 
nach dem Tode geschehenen Wunder der Diener Gottes gericht- 
lich zu prüfen und zu beweisen und bei der Fortsetzung des 
Seligsprechungsverfahrens sámtliche bei dem gewóhnlichen Selig- 
sprechungsprozesse üblichen Stationen (Processus ordinarius seu 
informativus, Signatio commissionis introductionis, processus 
apostolicus super casu excepto et super virtutibus et martyrio) 
genau zu beobachten. 

Aus dieser Darlegung des Inhaltes ergibt sich die Wichtigkeit 


1) Vgl. die Erklärung der Ritenkongregation vom 28. April 1914 de 
Sanctis vel Beatis alicubi A apo cultu honoratis, absque certo S. Sedis de- 
creto vel indulto. A. A. S. VI, 235 f. 

17* 
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des päpstlichen Erlasses von selbst. Pius X. hat die Dekrete 
Urbans VIII. weiter ausgebaut und alle Selig- und Heiligsprechungs- 
prozesse ohne Ausnahme dem strengsten Gerichtsverfahren unter- 
worfen. 

Um die Durchführung der neuen Prozessordnung für die 
Selig- und Heiligsprechung der Diener Gottes, die seit unvor- 
denklichen Zeiten eine kultische Verehrung empfangen haben, 
zu erleichtern, hat der Hl. Vater gestattet, dass eine Anzahl der 
bereits bei der Ritenkongregation vor dem 11. November 1912 
verhandelten, aber noch nicht vom Papste bestätigten Prozesse 
unter Anwendung milderer Übergangsvorschriften zu Ende geführt 
werde. Die näheren Einzelbestimmungen sind in dem Dekrete 
der Ritenkongregation »Edito Decreto«!) vom 31. Januar 1913 
aufgeführt. Sie kónnen wegen ihrer bloß temporären Bedeutung 
hier füglich übergangen werden. 

Il. Der zweite Reformerlass, das Dekret der Ritenkongre- 
gation »De Servis Dei«?) vom 26. August 1913, bezieht sich auf 
das erste Verfahren in dem Seligsprechungsprozesse, den sog. 
processus ordinarius seu informativus, der stets von den Bischöfen 
geleitet wird. 

In dem ersten Teile werden einige Missbräuche, die ‘sich 
früher an dieses Verfahren angeschlossen hatten, verboten. So 
dürfen künftighin bei der Eröffnung des processus ordinarius keine 
religiösen Feierlichkeiten (Andachten, Predigten) stattfinden, weil 
dadurch im Volke leicht die Vorstellung erweckt werden könnte, 
dem so hoch gefeierten Diener Gottes dürfe bereits die Verehrung 
eines Seligen oder Heiligen dargebracht werden. Der Titel »Vene- 
rabilis« darf in Zukunft erst angewandt werden, wenn der Hl. Stuhl 
das Dekret über die heroischen Tugenden bezw. das Martyrium 
des betreffenden Dieners Gottes erlassen hat. Da jedoch die Ver- 
leihung dieses Titels noch kein Anrecht auf kultische Verehrung 
gewährt, müssen auch bei diesem Stadium des Seligsprechungs- 
prozesses äussere Dankesfeiern aus dem soeben erwähnten Grunde 
unterbleiben. Nur die Einlegung einer Kollekte pro gratiarum 
actione in der hl. Messe ist gestattet, damit Gott für den günstigen 
Verlauf des Prozesses gedankt werde. 

Der zweite Teil enthält nähere Anweisungen über das beim 
processus informativus zu beobachtende Beweisverfahren. Unter 
Strafe der Ungültigkeit des Verfahrens schreibt die Ritenkongre- 


1) Acta Apostolicae Sedis V, 41 f. 
2) Acta Apostolicae Sedis V, 436 ff. 
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gation den Ordinarien vor, in allen Prozessen, namentlich aber 
in den die Neuzeit betreffenden, neben den günstigen Zeugen 
auch alle ungünstigen, ohne jede Ausnahme, zu verhóren. Ferner 
sollen bei allen Prozessen, ganz besonders aber bei den aus der 
älteren Zeit, alle historischen Dokumente, die gedruckten und 
ungedruckten, soweit sie den Gegenstand auf irgend eine Weise 
berühren, herbeigeschafft werden. Alle Inhaber solcher Dokumente 
sind zur Herausgabe an den Bischof aufzufordern, und erforder- 
lichenfalls können die Leiter der öffentlichen und privaten Archive 
eidlich über den Besitz von Akten und Urkunden, die auf die 
Sache Bezug haben, befragt werden. Bevor in Rom über die 
Zulassung des Prozesses (introductio causae) verhandelt wird, 
soll die Ritenkongregation gegebenenfalls bei den Generalkurien 
der Orden und religiósen Institute sowie in den Archiven der 
Rómischen Kongregationen oder, wo sonst belangreiche Akten- 
Stücke vermutet werden, nach denselben nachforschen. Endlich 
müssen alle beigebrachten Dokumente von Sachverständigen 
eigens auf ihre Echtheit geprüft und dem Promotor Fidei d. i. dem 
Anwalt gegen die Seligsprechung zum Zwecke der Erhebung von 
Einwänden vorgelegt werden. | 

Man ersieht aus den dargelegten negativen und positiven 
Rechtsbestimmungen, wie sehr Pius X. bestrebt war, von dem so 
ernsten und wichtigen Gebiete der Selig- und Heiligsprechung 
alle irgendwie bedenklichen Gebräuche zu entfernen und das Be- 
weisverfahren auf die hóchste Stufe der Vollkommenheit zu er- 
heben. Dass diese Vorschriften von der vorsichtigen und reali- 
stischen Auffassungsweise des Papstes ein evidentes Zeugnis ab- 
legen, braucht nicht eigens hervorgehoben zu werden. 


XXIII. 
Wiederherstellung des gregorianischen Chorals. ') 


Am 22. November 1903, dem Feste der hl. Cäcilia, eröffnete 
Pius X. seine Reformgesetzgebung mit dem Motu proprio »Tra 


]) R. du Botneau, Le »motu proprio« de Pie X sur la musique sacrée. 
Sa portée, ses effets pratiques. Paris 1905. Morin, Les véritables origines du 
chant grégorien. Maredsous 21904. À. Molitor, Der gregorianische Choral als 
Liturgie und Kunst, 1904. Coelestin Vivell, Der gregontanische Gesang. Eine 
Studie über die Echtheit seiner Tradition, 1904. H. Bewerunge, Die Vati- 
kanische Choralausgabe, 2 Bde, 1906 f. Cari Wiltberger, Kurzer Leitfaden 
für den kirchenmusikalischen Unterricht an. theologischen Lehranstalten, 1908. 
P. J. Wagner, Elemente des gregorianischen Gesanges, 1909. Willibrord 
Ballmann, In neuer Kraft. Ein Wort für den altkirchlichen Choral, 1916. 
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le sollecitudini«,?) das die Restauration der Kirchenmusik zum 
Gegenstande hat. Zeitlich geht demnach der Reformerlass über 
die Musica sacra allen anderen voran. Man wird dieses begreif- 
lich finden, wenn man den Eingang des pápstlichen Schreibens 
liest, der lautet: »Unter den Sorgen des Hirtenamtes, die Uns 
nicht allein der hóchste Bischofsstuhl, den Wir, wenn auch un- 
würdig nach der unerforschlichen Fügung der Vorsehung ein- 
nehmen, sondern auch jede einzelne Kirche auferlegt, ragt ohne 
Zweifel die für die Erhaltung und Fórderung der Würde des 
Hauses Gottes hervor. In diesem werden die erhabenen Ge- 
heimnisse der Religion gefeiert, hier versammelt sich das christ- 
liche Volk, um die Gnade der Sakramente zu empfangen, dem 
hl. Messopfer beizuwohnen, das allerheiligste Sakrament des 
Leibes unseres Herrn anzubeten und sich dem gemeinsamen 
Gebete der Kirche bei dem öffentlichen und feierlichen liturgi- 
schen Gottesdienste anzuschliessen. Nichts darf also im Gottes- 
hause geschehen, was die Frömmigkeit und Andacht der Gläu- 
bigen stören oder auch nur vermindern könnte, nichts, was einen 
vernünftigen Grund zum Widerwillen oder zum Ärgernis bieten, 
besonders nichts, was die Würde und Heiligkeit der kirchlichen 
Funktionen direkt beleidigen könnte und daher des Bethauses 
und der Majestät Gottes unwürdig wäre«. Aus diesen Worten 
ergibt sich, dass der Hl. Vater in der Reform des Kirchenge- 
sanges ein eminentes Mittel für die würdige Feier des Gottes- 
dienstes und die Erweckung der inneren Andacht und Frómmig- 
keit der Gláubigen erblickt, das ihm wegen seiner religiósen In- 
nerlichkeit und der praktischen Erfahrung in der Seelsorge ganz 
besonders am Herzen liegen musste. Wie er vordem bald nach 
dem Antritte seines Amtes als Patriarch von Venedig einen Re- 
formerlass über die Kirchenmusik an den Klerus seines Sprengels 
gerichtet hatte, so wollte er mit einem solchen auch seine Tátig- 
keit als hóchster Bischof der Gesamtkirche beginnen. Nachdem 
er sich in dem Motu proprio des näheren über die Bedeutung 
der Kirchenmusik, die kirchlichen Vorschriften darüber und die 
.Schäden, die sich im Laufe der Zeiten »durch den traurigen Ein- 
fluss der weltlichen und theatralischen Kunst« in dieselbe einge- 
schlichen haben, verbreitet hat, bemerkt er am Schlusse, dass er 
einen »Codice giuridico della musica sacra« habe ausarbeiten 


1) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 329 ff. (italienisch) und 387 ff. (lateinische 
Uebersetzung). 


` —— eg, 
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lassen, der dem gegenwärtigen Handschreiben als Instruktion 
beigefügt sei und von allen gewissenhaft beobachtet werden 
müsse. 

Diese Instruktion stellt zunächst die allgemeinen Grundsätze 
auf, die für die Kirchenmusik gelten. Als Bestandteil der kirch- 
lichen Liturgie muss sie 1) kirchlich sein und jede Weltlichkeit 
ausschliessen, 2) den künstlerischen Anforderungen entsprechen 
und 3) allgemein sein. 

Die genannten Eigenschaften besitzt im höchsten Grade der 
gregorianische Gesang, »der daher der eigentliche Gesang der 
rómischen Kirche ist, der einzige Gesang, den sie von den Alt- 
vätern ererbt und Jahrhunderte lang in ihren liturgischen Büchern 
eifersüchtig geschützt hat, den sie als den ihrigen direkt den 
Gläubigen darbietet und in einigen Teilen der Liturgie aus- 
schliesslich vorschreibt, und der durch die neuesten Studien so ` 
glücklich in seiner Unversehrtheit und Reinheit wieder hergestellt 
worden ist«. Aus diesen Gründen wird daher der traditionelle 
gregorianische Choral am meisten empfohlen. | 

Jedoch finden sich die genannten Eigenschaften auch bei 
der klassischen polyphonen Musik, die besonders in der 
rómischen Schule unter Palestrina ihre hóchste Vollendung er- 
reichte. Sie ist daher ebenfalls bei den kirchlichen Funktionen 
zulássig. Ebenso die moderne Musik, »wofern sie Kompositionen 
von solcher Güte, Emsthaftigkeit und Würde darbietet, die in 
keiner Weise der liturgischen Funktionen unwürdig sind«. 

Auszuschliessen ist dagegen der theatralische Stil, der 
wáhrend des vorigen Jahrhunderts, namentlich in Italien, sehr 
verbreitet war. »Er steht seiner Natur nach im gróssten Wider- 
spruche zum gregorianischen Gesange und zur klassischen Poly- - 
phonie und damit zum wichtigsten Gesetze jeder guten Kirchen- 
musik. « 

Ferner verlangt die Instruktion, dass bei den liturgischen 
Funktionen die vorgeschriebenen Texte in lateinischer Sprache 
gesungen werden. »Sie sind ohne Veränderung oder Umstellung 
von Wórtern, ohne ungehórige Wiederholungen, ohne Zerstückelung 
der Silben zu singen und stets in einer Weise, dass sie den zu- 
hórenden Gläubigen verständlich sind«. Die folgenden Ausfüh- 
rungen beschäftigen sich mit der äusseren Form der kirchlichen 
Kompositionen und haben daher nur eine technische Be- 
deutung. ` GC 

Was die Sänger anbetrifft, so führt die Instruktion aus, dass 
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dieselben ein wirkliches liturgisches Amt bekleiden. Daher sind 
die Frauen von dem Chore auszuschliessen. !) 

Am meisten entspricht dem Geiste der Kirche die reine 
Vokalmusik; jedoch ist auch die Begleitung mit der Orgel und 
anderen Instrumenten, wofern diese passend erscheinen, erlaubt. 
Verboten ist in der Kirche der Gebrauch des Pianoforte, sowie 
der lármenden oder leichtfertigen Instrumente, wie die kleine und 
grosse Trommel, die Becken, Glockenspiele u. ähnl. 

Endlich schreibt die Instruktion vor, dass zur genauen Durch- 
führung der vorstehenden Anordnungen bischöfliche Kommissionen 
in jeder Diözese eingesetzt werden sollen. In den Klerikalsemi- 
narien und kirchlichen Instituten muss gemäß den Vorschriften 
des Konzils von Trient der traditionelle gregorianische Gesang 
fleissig und gewissenhaft gepflegt werden. Vor allem an den 
Hauptkirchen sind die alten Sängerschulen wieder einzurichten. 
Es ist aber auch sehr wünschenswert, dass solche Schulen an 
kleineren Kirchen und auf dem Lande existieren. 

Soweit über den Inhalt des ersten Reformerlasses Pius’ X., 
der in seiner Gründlichkeit und Entschiedenheit ganz den Cha- 
rakter des grossen Reformpapstes verrät. Obwohl sich die In- 
struktion grundsätzlich mit allen Vorschriften über die Kirchen- 
musik beschäftigt, liegt doch ihr Schwerpunkt in der Wiederher- 
stellung des traditionellen gregorianischen Chorals. Dieser Punkt 
wird daher in der dargelegten Instruktion auch an erster Stelle 
behandelt und in den folgenden Kundgebungen des Hl. Stuhles 
noch schärfer betont. Bereits das Dekret der Ritenkongregation 
vom 8. Januar 1904, 71 das die Pianische Instruktion für allge- 
mein verbindlich erklärt, bemerkt, dass der HI. Vater alle Privi- 
legien und Empfehlungen, die früher dem modernen Kirchen- 
gesange erteilt worden seien, widerrufen habe und letzterer nur 
so lange beibehalten werden dürfe, als es möglich sei, ihn durch 
den traditionellen gregorianischen Choral zu ersetzen. °) 


. 1) Ueber die Teilnahme der Frauen am Kirchengesange vgl. neuerdings 
die Entscheidung der Ritenkongregation in Causa Angelopolitana vom 17. Januar 
1908. A. S. S. XLI, 115 f. Hiernach ist die Praxis etwas milder. Stets müssen 
die männlichen und weiblichen Mitglieder des Chores von einander getrennt 
sein. Entscheidung der Ritenkongregation in Causa Neo-Eboracensi vom 
18. Dezember 1908. A. A. S. I, 175 
2) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 426 f. 

E 3) Vgl. auch das Schreiben Pius' X. an den Kardinalvikar Respighi über 
die Restauration der Kirchenmusik vom 8. Dezember 1903, in dem die Ein- 


führung des traditionellen CC Chorals den rómischen Kirchen zur 
Pflicht gemacht wird. A. S. S.. XXXVI, 325 ff. ` | p 
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Um die Wiederherstellung des traditionellen gregorianischen 
Chorals in der allgemeinen Praxis der Kirche durchzuführen, er- 
liess unser Papst am 25. April 1904 das Motu proprio »Col no- 
stro«,') das über die Vatikanische Ausgabe der liturgischen Bücher 
mit den gregorianischen Melodien handelt. In diesem Erlasse 
wird befohlen: 1) Die gregorianischen Melodien sollen unver- 
sehrt und rein nach den áltesten Handschriften wieder hergestellt 
werden, jedoch so, dass auf die rechtmäßige Überlieferung und 
den praktischen Gebrauch der heutigen Liturgie Rücksicht ge- 
nommen wird. 2) Die erste Ausarbeitung des musikalischen 
Teiles wird der franzósischen Benediktinerkongregation und dem 
Kloster Solesmes übertragen, die sich am meisten um die Wieder- 
herstellung des traditionellen gregorianischen Chorals verdient 
gemacht haben.?) 3) Die Vorarbeiten werden einer eigens zu 
diesem Zwecke eingesetzten Päpstlichen Kommission zur Prüfung 
und Revision unterbreitet. 4) Die endgültige Approbation der 
Ausgabe ist dem Papste und der Ritenkongregation vorbehalten. 
Es dürfen in Zukunit überhaupt keine liturgischen Bücher von 
irgend jemand approbiert werden, die nicht mit der Vatikanischen 
Ausgabe übereinstimmen oder wenigstens bezüglich ihrer Varianten 
nach dem Urteile der Päpstlichen Kommission auf guten Hand- 
schriften beruhen. 5) Das literarische Eigentum der Vatikanischen 
Ausgabe ist dem Hl. Stuhle reserviert. Jedoch sollen die aus. 
wärtigen Verleger und Drucker, die die genügenden Garantien 
für gute Reproduktion bieten, die Erlaubnis erhalten, die Vati- 
kanische Ausgabe ganz oder auszugsweise nachzudrucken. Zum 
Präsidenten der Päpstlichen Kommission für die Ausgabe der 
liturgischen Bücher wurde der Benediktinerabt Joseph Pothier 
vou der Abtei Saint Wandrille ernannt; als Mitglieder gehórten ihr 
an u. a. Mons. Lorenzo Persosi, Direktor der Sixtinischen Kapelle, 
und Prof. Dr. Peter Wagner. von der Universität Freiburg i. S.; 
hierzu. kamen noch mehrere Konsultoren aus verschiedenen 
Ländern.) 

Nachdem der Kardinalstaatssekretär Merry del Val durch 
Schreiben vom 24. Juni 19054) an den Präsidenten Dom Pothier 
die Bestimmungen des Motu proprio vom 25. April 1904 noch 
in einigen Punkten ergänzt und besonders bestimmt hatte, dass 

1) da Sanctae Sedis XXXVI, 586 f 

2) Vgl. das Schreiben Pius' X. an ue Abt Delatte von Solesmes vom 
22. Mai 1904. A. S. S. XXXVII, 293 ff. 


3) Vgl. die Acta Sanctae Sedis XXXVI, 588 f. mitgeteilte Namenliste. 
4) Acta Sanctae Sedis XXXVII, 770 ff. 
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der neuen Ausgabe die Ausgabe der Benediktiner von Solesmes 
aus dem Jahre 1895 zu Grunde gelegt werde, erschien bereits 
am 14. August 1905") ein Dekret der Ritenkongregation, das die 
Fertigstellung der Arbeiten ankündigte und die bevorstehende 
neue Vatikanische Ausgabe?) für typisch und authentisch erklärte. 
Zugleich wurde der lebhafteste Wunsch des Hl. Vaters aus- 
gesprochen, dass alle Bischófe ohne Überstürzung, aber doch 
móglichst bald die Vatikanischen Choralbücher einführen móchten. 
Eine kurz zuvor veróffentlichte Instruktion der Ritenkongregation 
vom 11. August 1905?) hatte den Verlegern und Druckern die 
näheren Regeln für den Nachdruck der Vatikanischen Ausgabe 
mitgeteilt. 

Hiermit war das Hauptwerk der Choralreform Pius’ X. ab- 
geschlossen. Die dem Approbationsdekret für die der Vatikanischen 
Ausgabe vom 14. August 1905 nachfolgenden Erlasse des Hl. Stuhles 
nehmen nur noch auf einige Einzelheiten Bezug. 

Am 26. Januar 1906) teilte der Kardinalstaatssekretär dem 
Erzbischof von Köln, Kardinal Fischer, mit, dass das Kyriale 
Romanum trotz der Einwendungen der Kritiker als authentisch zu 
betrachten und überall einzuführen sei. Nachträgliche Verände- 
rungen seitens des Hl. Stuhles seien natürlich nicht ausgeschlossen, 
würden aber nicht sobald erfolgen. Ein Dekret der Riten- 
kongregation vom 7. August 19075) betonte von neuem den 
authentischen Charakter des neuen Graduale Romanum und stellte 
fest, dass der Gebrauch der abweichenden älteren Ausgaben 
gemäß den Erlassen des Hl. Stuhles nur ad tempus gestattet sei. 

Mit der Form der Noten, die in den nachgedruckten Aus- 
gaben zulässig sind, beschäftigten sich die Erlasse der Riten- 
kongregation vom 14. Februar 1906,6) vom 2. Mai 1906") (an 
Pariser Verleger) und vom 25. Januar 1911.9) Die Hl. Kongre- 
gation erklárte in diesen Kundgebungen, dass die traditionellen 
gregorianischen Noten der Vatikanischen Ausgabe vollkommen 
für den Gesang ausreichen und die mit rhythmischen Zeichen 


Acta Sanctae Sedis XXXVIII, 240 f. 

2 Zuerst erschienen das Kyriale und Graduale, das Antiphonale wurde 
T p veröffentlicht und am 8. Dezember 1912 für typisch erklärt, A. A. S. 

3) Acta Sanctae Sedis XXXVIII, 114 ff. 

4) Acta Sanctae Sedis XXXIX, 95. 

9) Acta Sanctae Sedis XLI, 290 f. 

6) Acta Sanctae Sedis XXXIX, 53. 

7) Acta Sanctae Sedis XL, 52 f. 

8) Acta Sanctae Sedis III, 67 f. 
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versehenen Ausgaben nur bis auf Widerruf gestattet seien. Für die 
Zukunft sei diese Erlaubnis zurückgezogen, ausser für die bereits 
erschienenen Ausgaben des Graduale und des Officium defuncto- 
rum. Die Bischófe und Ordensoberen dürfen für ihren Juris- 
diktionsbereich die bisher tolerierten Ausgaben zulassen, aber 
nicht vorschreiben und den Gebrauch der approbierten Ausgaben 
nicht verhindern. 

Auf den Rhythmus der gregorianischen Melodien bezieht sich 
auch das Schreiben des Präfekten der Ritenkongregation vom 
18. Februar 1910!) an Prälat Franz Xaver Haberl, den General- 
präsidenten der deutschen Cäcilienvereine, das die in Deutsch- 
land und in den deutschen Kreisen der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika verbreitete Meinung, die Vatikanische Choralausgabe 
habe keine spezielle Form des Rhythmus festgesetzt, sondern ihre 
Auswahl den Chordirigenten überlassen, für absolut falsch und 
der Einheitlichkeit des Kirchengesanges abträglich bezeichnet. 
Der Adressat wird aufgefordert, diese Entscheidung der Riten- 
kongregation allen Vereinsmitgliedern bekannt zu geben und die 
kirchenmusikalischen Schriftsteller zu ermahnen, dass sie von Ver- 
suchen Abstand nehmen, die bei dem gegenwärtigen Stande der 
archáologischen, literarischen und historischen Studien zu keinem 
gesicherten und annehmbaren Ergebnisse führen kónnen. 

Endlich ist noch die Resolution der Ritenkongregation vom 
24. Februar 1911?) zu erwähnen, die die genaueren Regeln für 
die Approbation der Diózesan- und Ordensproprien vorschreibt. 


1) Acta Apostolicae Sedis II, 145 f. 
2) Acta Apostolicae Sedis III, 105 f. 


(Fortsetzung folgt.) 
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4. Was bedeutet ,stolis iurare“ in der Rechtssprache 
des Mittelalters? 


Von Kaplan Franz Gescher in Köln. 


In dem Bericht über die Vorgänge auf der Kölner Diözesan- 
synode vor 1198 ist der tüchtigen Arbeit von Paas über die 
Prämonstratenserabtei Steinfeld!) ein kurioses Versehen unter- 
laufen, das wieder einmal zeigt, wie genau man bei der Inter- 
pretation mittelalterlicher Quellen zusehen muss, um nicht auf sehr 
falsche Wege zu geraten. Es lohnt sich auch deshalb der Sache 
einmal ausführlich nachzugehen, weil dabei ein kleiner Beitrag 
herauskommt »für ein Lexikon der lateinischen kirchlichen Rechts- 
sprache, das uns die Zukunft einmal bringen soll«.?) 

Bei Paas findet sich nachstehender Satz: »Und da die Chor- 
herren [von Steinfeld] auch auf einer Kölner Generalsynode die 
Angelegenheit zur Sprache brachten und von verschiedenen ge- 
lehrten Schulen, denen sie das gesamte Aktenmaterial unter- 
breiteten, das übereinstimmende Erkenntnis erhielten, dass der 
ganze Zehnte ihnen nach kirchlichem Rechte zukommen müsse, 
sprach der Erzbischof die Exkommunikätion über Conrad ` 
[von Schleyden] und alle seine Begünstiger noch einmal aus. 3) 
Das soll die freie Wiedergabe folgender Urkundenstelle sein: 
Praeterea in generali synodo nostra, cum importuno clamore nos 
fratres de Steinfeld pulsarent, sicut adjudicatum est eis in sen- 
tentia priorum et nobilium laicorum ipsi in septem scholis super 
. plenarium eandem decimam jure ecclesiastico obtinuerunt. Unde 
nos legitima censura utentes Cunradum de Schleyda ... et om- 
nes fautores suos excommunicavimus.*) Es lässt sich nicht 
leugnen, dass die gesperrt gedruckten Worte zunächst ziemlich 
unklar aussehen. 

Zuerst hat nun Paas nicht erkannt, dass in dem septem 


]) Th. Paas, Die Prámonstratenserabtei Steinfeld im 13. Jahrhundert, 
Annalen des histor. Vereins für den Niederrhein 95 (1913) 61 ff. 

2) G. Schreiber, Studien zur Geschichte und Rechtsgeschichte des mittel- 
alterlichen Mónchtums, Kritik und Anregungen, Theologische Revue 14 (1915) 
249 f.; Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Kanonistische Ab- 
teilung 2 (1912) 443. 

3) Paas 69. 

4) J. Hartzheim, Concilia Germaniae, Köln 1760, III 466 sq. 
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scholis ein kleiner Lesefehler steckt, der seiner Übersetzung aber 
verhängnisvoll geworden ist. Wer die mittelalterliche Schrift nur 
wenig gesehen hat, weiss, wie sehr sich darin c und t gleichen. 
So hat im Original unseres Diploms, das nicht mehr vorhanden 
ist, zweifellos stolis gestanden; das t jedoch wurde als c gelesen 
und das h zur Angleichung an die üblich gewordene Schreib- 
weise (schola für scola) hinzugefügt. Die Abschrift unserer Ur- 
kunde bei Alfter XIX 226 (Kölner Stadtarchiv) sagt denn auch 
ganz deutlich in septem stolis. e a 

»In sieben Stolen« also erlangten die Steinfelder ihren um- 
strittenen Zehnten. Was damit gemeint ist, wird erst klar, wenn 
daneben einige Parallelstellen gehalten werden. Auf der Kölner 
Diözesansynode von 1076—78 geben mehrere Priester ihr Zeugnis 
ab cum stolis suis!) oder, wie die Darmstädter Handschrift sagt, 
stolis circumdati. Am 9. August 1155 bestätigt der Kölner Dom- 
propst Walter das Urteil seines Amtsbruders von St. Kunibert in 
einem Prozess der Abtei Deutz über den Zehnten in Bürrig: 
Denique iudicatum est a preposito et a cunctis, quod septem 
stolis septem presbiteri vel aliqui diaconi super sacrosancta 
evangelia iuramentum essent facturi. lico septem sacerdotes 
folgen die Namen] cum stolis suis canonice iuraverunt.?) 1208 
bekundet Erzbischof Dietrich I. in einem Streite zwischen der 
Abtei Kamp und dem erzbischöflichen Ministerialen Arnold gen. 
Monachus: Nos [der Erzbischof] accepta stola parati fuimus, per 
iuramentum super plenarium?) ius suum eidem monasterio con- 
firmare, sed ab adversa parte remissum est iuramentum. Wie 
man sieht, handelt es sich in allen diesen Fällen um Bischöfe, 
Priester oder Diakone, die eine Stola nehmen (accepta stola), die 
ihnen zueignet (cum stolis suis) und dann ihre eidlichen Aus- 
sagen machen. Sofort denkt man bei dieser stola an das be- 
kannte liturgische Gewandstück, das seit der Mitte des 11. Jahr- 
hunderts diesseits der Alpen seinen älteren Namen orarium fast 
ganz verloren hatte und ausschliesslich mit stola (vom griechischen 
atoAy, = Kleid, Gewand) bezeichnet wurde.*) Das Anlegen der 


1) MG. SS. XI 512. 

2) A. Bracemann, Niederrheinische Urkunden des 12. Jahrhunderts, in: 
Annalen des histor. Vereins für den Niederrhein 81 (1906) 124. 

3) R. Knipping, Die Regesten der Erzbischöfe von Köln im Mittelalter, 
Bonn 1909, III! 11 nr. 55 druckt mit Th. Lacomblet, Urkundenbuch für die 
Geschichte des Niederrheins, Düsseldorf 1846, II 14 nr. 24 das sinnlose super- 
plenarium ; vgl dazu weiter unten. 

4) J. Braun, Die liturgische Gewandung im Occident und Orient nach 
Ursprung und Entwicklung, Verwendung und Symbolik, Freiburg 1907, 565 f. 
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Stola sollte offenbar dem priesterlichen Eide erhöhte Feierlichkeit 
und grösseres Gewicht verleihen. So erklärt auch Du Cange 
die Wendung sub stola excommunicare mit stola sumta ad maiorem 
excommunicationis ceremoniam.') Als 1143 Erzbischof Arnold I. 
einen Streit schlichtete accepta stola,*) tat er es auch wohl, um 
den Eindruck seines Urteils noch zu vertiefen. Dass man zu 
diesem Zwecke aus den liturgischen Paramenten die Stola aus- 
wählte, mochte darin begründet sein, dass gerade die Stola als 
das distinktive Abzeichen der hóheren Ordines, der Diakone, 
Priester und Bischófe galt, die vielleicht sogar ursprünglich als 
solches eingeführt worden war und nach einzelnen Vorschriften, 
die noch im 10. Jahrhundert wiederholt wurden, beständig ge- 
tragen werden musste. ?) 

Jetzt erklärt sich auch leicht eine Reihe anderer Ausdrücke, 
die, wie die Kölner Synode, von der Stola in solch knappen Wen- 
dungen reden, dass man sie fast als juristische Formeln ansprechen 
möchte, die man nur erklären kann, wenn man sie mit den bis- 
her erörterten ausführlicheren Berichten zusammenhält. So be- 
kundet der Kardinallegat Thomas (1145—46), dass der frühere 
Pfarrer Siegfried von Kirdorf septem stolis und dessen Nach- 
folger Helias duabus stolis seine Rechte auf die Kapelle in 
Glessen bewiesen habe.* Auf dem Kölner Provinzialkonzil des 
J. 1220 haben sich Abt und Konvent des Klosters Flechtorf 
tribus stolis et totidem iuramentis ihr Patronatsrecht über 
Werdohl gesichert. 5) 

Unsere Untersuchung wird zeigen, dass schon bei diesen 
wenigen Texten ein deutlicher Unterschied im Gebrauch von 
stola zu bemerken ist. Nach der Synodalurkunde vom J. 1220 
haben Abt und Konvent von Flechtorf sicut priorum Coloniensium 
sentencia declaraverat, tribus stolis et totidem iuramentis coram 
eisdem prioribus erlangt, dass ihrer Kirche der Patronat über 
Werdohl zugesprochen wurde.®) Sie haben sich also durch- 
gesetzt »mit drei Stolen und drei Eiden«. Hier will die knappe 
Wendung tribus stolis et totidem juramentis von einem üblichen 


1) Du Cange, Glossarium mediae et infimae latinitatis ed. L. Favre, 
Niort 1883 ss., VII 603; vgl. auch ebda. IV 458. 

2) Lacomblet | 237 nr. 349. 

3) Braun 562 f., 568 f., 581 ff., 618 ff.; V. Thalhofer, Handbuch der 
katholischen Liturgik, 2. Aufl. hrsg. von L. Eisenhofer, Freiburg 1912, 
] 554, 557 f. 

4) Brac&mann 119. 

SE pees Urkundenbuch, Münster 1874 ff., IV 60 n. 87. 
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Prozessvorgang berichten, der nach dem breiteren Muster der 
oben zitierten Urkunde von 1155 etwa so erzählt worden wäre: 
tres presbyteri cum tribus stolis et totidem iuramentis . . . ob- 
tinuerunt. Die schwórenden Kleriker und ihr Parament, das sie 
beim Eide anlegen, werden 1220 in der Bezeichnung stola zu- 
sammengenannt. Sfola «ird hier Vertretungswort für die Person, 
welche die Stola trägt und den Eid leistet. 


In einem anderen Sinne braucht die Legatenurkunde für 
Kirdorf unseren Terminus stola. Presbiter Sigefridus de Kir- 
dorp ... secundum capituli iudicium [nach dem Urteil des 
Dekanatskapitels] septem stolis iusticiam suam comprobavit. . . . 
Helias rector ecclesie de Kirdorp iudicio capituli duabus stolis 
comprobavit, quod predecessor suus sepíem stolis praedictam 
novam ecclesiam . . . obtinuerit.) An diesen Vorgang erinnert 
von neuem eine Urkunde des Propstes Simon von St. Gereon 
(1158—76): Qui responderunt quendam Sifridum pastorem ecclesie 
in Kyrdorp septem stolis contra quendam Henricum pastorem 
ecclesie in Berchem predictum terminum obtinuisse.?) Hier ist 
die Urkundensprache noch wortkarger geworden und unsere stola 
dafür mit noch mehr Inhalt erfüllt worden. Es wird hier nicht 
mehr ausdrücklich gesprochen weder von Priestern noch auch 
von Eiden. Und doch kann gar kein Zweifel sein, dass an beides 
gedacht worden ist und hier zum Ausdruck gebracht werden soll. 
Dass stola den ordinierten Träger der Stola vertreten kann, haben 
wir vorher gesehen. Dass es daneben auch noch den Eid dieser 
Personen mitbezeichnen soll, lehren uns diese Beispiele von 
Kirdorf. Es handelt sich hierbei um ganz gebräuchliche Streitig- 
keitsentscheidungen, bei denen der einen Partei regelmäßig der 
Eid zugeschoben wurde. Dafür lassen sich beliebig viele Bei- 
spiele aufweisen; es genügt, auf die oben angeführten Fälle von 
1155 und 1208 hinzuweisen. So wird auch in dem Kampf om 
die Kapelle von Glessen dem Pfarrer von Kirdorf beide Male 
auf Kapitelsbeschluss die Beweislast aufgebürdet, und er liefert 
den geforderten Beweis septem bezw. duabus stolis. Was kann 
das anders heissen als durch einen Eid zu siebenter oder zweiter 
Hand? Noch bestimmter wird unser Nachweis, dass stola auch 
für den Eid gebraucht wird, wenn wir folgende Gegenüber- 
stellung zeigen. Auf unserer Synode erlangten die Steinfelder 


1) Bra&kmann 119. 
2) Ebda. 120. 
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in septem stolis super plenarium ihren bedrohten Zehnten; 1208 
aber ist Erzbischof Dietrich bereit, per iuramentum super plena- 
rium d. h. einen Eid auf das Evangelienbuch') für das Recht 
der Abtei Kamp einzutreten. Beide Male gehóren die Ausdrücke 
iuramentum bezw. in septem stolis mit super plenarium zu einem 
einzigen Begriff zusammen und was hier mit iuramentum ausge- 
drückt wird, soll dort mit der Wendung in septem stolis wieder- 
gegeben werden. So wird denn stola in der kirchlichen Rechts- 
sprache geradezu der technische Name für den feierlichen Kleriker- 
eid der höheren Weihestufen. 


Damit konstatieren wir eine neue Parallele?) zu jener anderen, 
bekannteren Bedeutung von stola als Stolgeld, die daher stammt, 
dass der Priester bei den kultischen Funktionen, für die ihm die 
Gläubigen gezwungen oder freiwillig ein Opfer reichten, die Stola 
trug, auf deren Enden nach dem bisher allein für das süddeutsche 
Biberach nachgewiesenen Brauche am Ausgang des Mittelalters 
die Gaben bei den Exequienmessen niedergelegt wurden. ?) 


Falsch ist es nach diesen Ausführungen, wenn R. Wilmans 
die stola der oben zitierten Urkunde für das Kloster Flechtorf mit 
Gerichtsstuhl oder Gerichtssitzung zu übersetzen vorschlägt. ‘) 
Ein Blick auf die besprochenen Zusammensetzungen mit stola 
beweist, dass eine solche Deutung unmöglich ist. Was soll es 
denn nach diesen Angaben heissen, wenn — um nur zwei Sätze 
herauszugreifen — auf der Synode von 1076—78 die Kleriker 
mit ihrer Stola bekeidet (umgeben — circumdati) sind oder wenn 
auf unserer Synode der Begriff in septem stolis so eng und or- 
ganisch mit super plenarium verbunden ist? Dass Wilmans selbst 
seiner These nicht sicher war, beweist am besten sein Zugeständnis, 
dass er für den Gebrauch von stola in seinem Sinne kein Zeugnis 
des 13. Jahrhunderts habe finden können. Es lässt sich auch in 
der Tat kein Beleg dafür beibringen, dass unsere stola, wie Wilmans 
zur Begründung seiner Erklárung meint, etymologisch mit dem 
langobardischen stuolsazzo, dem Namen für den fränkischen 


1) Darüber ausführlich weiter unten; vgl. vorläufig in der Urkunde von 
1155 das gleichwertige super sacrosancta evangelia iuramentum. 

2) Du Cange IV 453 sq. s. v. iurare und VII 603 sq. s. v. stola hat 
keine Belegstelle für ius Anwendung von stola; auch Braun 562 ff. und 
Thalhofer | 554 ff. nich 

2 G. Schreiber, PR AA zum Sprachgebrauch des mittelalter- 
lichen Oblationenwesens, Wörishofen 1918, 14 f. mit der hier verzeichneten 
Literatur. 

4) Westf. Urkundenbuch IV 60 nr. 87, Anm. 2. 
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Truchsess,!) in Verbindung gebracht werden kann, aus der die 
gerichtstechnische Bedeutung hervorgehen soll. 3) 

Der Schwur der Kölner Synode zu siebenter Hand oder zu 
siebenter Stola, wie wir jetzt sagen dürfen, war eine der gebräuch- 
lichsten Formen des Mehreides,?) wobei, wie aus den oben zitierten 
Belegen hervorgeht, auch der Eid in anderen Gruppen vorkam. 
Die Vorliebe für den Siebenereid wird zusammenhängen mit ger- 
manischen Anschauungen, nach denen schon im altgermanischen 
Gerichtsverfahren sieben Rachinburgen tätig waren, die später 
durch die sieben Schöffen abgelöst wurden.) Aus dem welt- 
lichen Recht wurde mit dem Institut dieser Schöffen auch ihre 
Siebenzahl in das kirchliche Sendgerichtsverfahren übernommen.) 
Weil aber auch in der kirchlichen Zahlensymbolik die sieben eine 
hervorragende Stelle einnimmt,®) ist es höchst wahrscheinlich, 
dass bei unseren Klerikereiden zu siebenter Hand germanische 
und rómisch-christliche Gedanken durcheinanderliefen. 

Der Schwur geschah in der Synodal- und Dietrichs I. Urkunde 
super plenarium. Nach Du Cange") bedeutet plenarium etwas 
Ganzes — daher in der Übersetzung von Paas »das gesamte 
Aktenmaterial« (!) — und wird u. a. auch für verschiedene litur- 
gische Bücher des Mittelalters gebraucht, die »irgend eine Kate- 
gorie von sonst getrennten Formeln und Texten in einem Band 
vereinigten«.®) Es lässt sich daher nicht immer sofort entscheiden, 
welches Buch im einzelnen Falle unter plenarium verstanden ist. 
Wir gelangen jedoch für unsere Urkundenstellen auf den richtigen 


* 


1) H. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, 2. Aufl., Leipzig 1906, I 373, 
II (1. Aufl. 1892) 104 Anm. 5; E. G. Graff, Althochdeutscher Sprachschatz, 
Berlin 1842, VI 305. | 

2) Vgl. auch die vielen Quellenstellen für stola bei Du Cange VII 


sq. 
Ki Du Cange IV 454. 

4) J. Grimm, Deutsche Rechtsaltertümer, Göttingen 1828, 777; G. Waitz, 
Deutsche Verfassungsgeschichte, 2. Aufl., Berlin 1885, IV 397; R. Schröder, 
Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 5. Aufl., Leipzig 1907, 172 ff., 573; 
A. Meister, Deutsche Verfassungsgeschichte von den Anfängen bis ins 14. Jahr- 
hundert (Grundriss der Geschichtswissenschaft hrsg. von A. Meister, II. Reihe, 
3. Abt.) 2. Aufl, Leipzig 1913, 75, 125. 

5) M. Lingg, Geschichte des Instituts der Pfarrvisitation in Deutsch- 
land, Kempten 1888, 19; A. M. Koeniger, Die Sendgerichte in Deutschland. 
I. München 1907, 50 ff., 110 f. 

6) X. H. Schäfer, Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittelalter, Stutt- 
gart 1903, 159 ff.; Die Kanonissenstifter im deutschen Mittelalter, Stuttgart 
1907, 97 ff., 128 ff. 

2 Du Cange VI 370. 

8) M. Buchberger, Kirchliches Handlexikon, Freiburg 1912, II 1521. So 
n Ns Schrod im KL X 104. Eine etwas andere Erklärung bei Thalhofer 
I : 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 2. 18 
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Weg, wenn wir uns erinnern, dass oben schon einmal der Eid 
super sacrosancta evangelia abzulegen war und es immer mehr 
christlicher Brauch des Mittelalters wurde, den Schwur, den man 
früher fast ausschliesslich auf die Reliquien, von Heiligen abge- 
legt hatte, auf das Evangelienbuch zu leisten. !) 

Damit sind die Schwierigkeiten unserer Urkunde gelöst. Die 
Chorherren von Steinfeld erhielten ihren Zehnten, nachdem sie, 
mit der Stola bekleidet, zu siebenter Hand auf das Evangelienbuch 
ihr Recht beschworen hatten. 


1) Du Cange IV 455 sq., VII 603; St. Beissel, Geschichte der Evangelien- 
bücher in der ersten Hälfte des Mittelalters, Freiburg 1906, 4 f., 326; Koeniger 
I 149 f.; ders., Quellen zur Geschichte der Sendgerichte in Deutschland, 
München 1910, 29 f.; Schröder 374 Anm. 33. 
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Il. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Dekret der Konzilskongregation betr. dle Aufschiebung 
in der Besetzung von kirchlichen Amtern und Benefizien 
während des Krieges, vom 14. November 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 445 f.) 


Cum vi praesentis belli quamplures presbyteri militari ser- 
vitio mancipentur, ac proinde impediantur quominus adimpleant 
conditiones pro assequendis officiis et beneficiis ecclesiasticis 
requisitas, opportunum visum est declarare et, quatenus opus sit, 
decernere praescriptionem SS. Canonum, sapientissimam illam 
quidem, de non protrahenda provisione officiorum et beneficiorum 
ultra sex menses a die habitae notitiae vacationis, huiusmodi per- 
durante impedimento, non urgere. Itaque haec S. Congregatio 
Concilii, auctoritate Ssmi Domini Nostri Benedicti Pp. XV, declarat, 
statuit ac decernit, tempore belli, integrum esse Ordinariis loco- 
rum collationem officiorum et beneficiorum vacantium differre 
ultra sex menses, quoties et quousque peculiaria rerum et per- 
sonarum adiuncta, prudenti eorum iudicio, id suadeant: speciatim 
vero pro iis officiis et beneficiis quorum provisio per concursum, 
sive specialem, ad normam Const. Cum illud!) Benedicti Pp. XIV, 
sive generalem, fieri debet aut solet, eadem S. Congregatio, 
tenore praesentium litterarum, decernit collationem tituli protra- 
hendam esse ubicumque et donec sacerdotes propriae cuiusque 
dioecesis ad militare servitium, belli causa, adigantur; interim 
autem providendum esse, praesertim curae animarum in paroeciis 
vacantibus, per idoneos vicarios seu oeconomos, ad normam 
S. Concilii Tridentini Sess. 24, cap. 18 de Ref.: contrariis qui- 
buscumque non obstantibus. 

Datum Romae, ex Secretaria S. Congregationis Concilii, die 
14 novembris 1916. 

t F. Card. Cassetta, Praefectus. 
L. 1 S. | O. Giorgi, Secretarius. 


1) Bullarium Benedicti XIV. (ed. Praten.) I, 250 ff. 
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268 . Papstlidie Klausur in Frauenklöstern. 


2. Resolution der Kongregation der Religiosen betr. die 
päpstliche Klausur in Frauenklöstern, vom 7. November 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 446.) 


Sacrae Congregationi de Religiosis sequentia dubia, pro op- 
portuna solutione, proposita sunt: 

L An puellae postulantes e monasteriis clausurae papali 
subiectis egredi possint, parentes vel notos invisendi gratia, aut 
alia de causa. Et quatenus negative: 

II. Utrum ad huiusmodi egressum venia Apostolicae Sedis 
indigeant, an satis sit consensus Ordinarii. 

Eadem S. Congregatio, re mature perpensa, respondendum 
censuit : 

Ad I. Negative. 

Ad Il. Affirmative ad primam partem; negative ad secundam. 

Datum Romae, ex Secretaria eiusdem S. Congregationis de 
Religiosis, die 7 novembris 1916. 

+ D. Card. Falconio, Episcopus Veliternen., Praefectus. 

L. t S. 1 Adulphus, Episcopus Canopitan., Secretarius. 


3. Resolution der Ritenkongregation betr. die Auslassung 
der Gebete nach der hl. Messe, vom 2. Juni 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 227.) 


A Sacra Rituum Congregatione sequentium dubiorum so- 
lutio expostulata est: 


Il. An Preces post Missam omittere debeat Sacerdos, qui 
Sacrum facit in Oratorio cuiusdam Communitatis Religiosae, dum 
ipsa Communitas vel lectioni meditationis, vel alteri Missae 
assistit, vel ad recipiendam Sacram Communionem accedit, vel 
pias preces in communi recitat? 

III. An liceat Preces omittere in fine Missae quae celebratur 
in altari Sanctissimi Sacramenti si immediate post eam Sacra Com- 
munio administranda sit? 

Et Sacra eadem Congregatio, audito voto specialis Com- 
missionis, respondendum censuit: 


Ad Il. Negative; et in casu Preces praescriptae recitentur 
submissa voce tam a Sacerdote celebrante quam a clerico seu 
inserviente vel tantum respondente; et dentur Decreta, praesertim 
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Decretum de precibus in fine Missae recitandis diei 20 iunii 
1913. !) | 
Ad UL Negative iuxta decretum suprarelatum, et in casu 
Ssma Eucharistia administretur post Preces. 
Atque ita rescripsit ac declaravit, die 2 iunii 1916. 
1 A. Card. Ep. Portunen. et S. Rufinae, S. R. C. Pro-Praefectus. 
L. t S. Alexander Verde, Secretarius. 


4. Dekret des Hl. Offiziums betr. das Verbot, die Muttergottes 
mit priesterlichen Gewándern bekleidet bildlich darzustellen, 
vom 8. April 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 146.) 


Cum recentioribus praesertim temporibus pingi atque diffundi 
coepissent imagines exhibentes Beatissimam Virginem Mariam in- 
dutam vestibus sacerdotalibus, Emi ac Rmi DD. Cardinales In- 
quisitores Generales, re diligenter perpensa, fer. IV, die 15 ianuarii 
1913, decreverunt: »imaginem B. M. Virginis vestibus sacerdota- 
libus indutae esse reprobandam«. 

Feria vero IV, die 29 martii 1916, huiusmodi Decretum 
publicandum mandarunt. 

Datum Romae, ex aedibus S. Officii, die 8 aprilis 1916. 

Aloisius Castellano, S. R. et U. I. Notarius. 


5. Dekret des Hl. Offiziums betr. die strafweise Zurückver- 
setzung eines Priesters in den Laienstand, vom 12. Juli 1916. 


(Acta Apostolicae Sedis VIII, 316.) 


»Il sacerdote Antonio Caccavari, della diocesi di Nicastro, 
»con decreto della Suprema Congregazione del S. Uffizio di feria 
»IV, 12 luglio del corrente anno 1916, fu ridotto allo stato laicale 
»firma lege castitatis, per molte e gravi mancanze disciplinari, 
»e specialmente perché, dopo essere stato rimosso dalla par- 
»rocchia e sospeso a divinis, ha seguitato ad esercitare i sacri 
»ministeri, mostrandosi ostinatamente refrattario a tutte le dispo- 
»sizioni prese ripetutamente dalla S. Sede a suo riguardo«. 


1) Sieh dieses Archiv 93, 647 f. und A. A. S. V, 311. 
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6. Erlass des Bischöflichen Ordinariats zu Limburg a. d. Lahn 
betr. die Beichten der Klosterfrauen und Schwestern, 
vom 18. Dezember 1916. 

(Amtsblatt des Bistums Limburg 1916, 124.) 


Auf eine Anfrage unseres Hochwürdigsten Herrn Bischofs 
in Sachen der Ernennung von Beichtvätern für Schwesternieder- 
lassungen hat die S. Congregatio de Religiosis unterm 21. Januar 
1914 geantwortet, dass, wenn in einer klösterlichen Niederlassung 
nur 3 oder 4!) Schwestern sich befinden, diese gleich den übrigen 
Gläubigen zur Pfarrkirche gehen und dort ihre Beichten ablegen 
können. Auf Grund dieser Entscheidung haben wir für das am 
1. Januar k. Js. beginnende neue Triennium Beichtväter nur für 
Niederlassungen mit mehr als 4 Schwestern ernannt. Die Seel- 
sorgsvorstände, in deren Bezirken klösterliche Niederlassungen 
mit weniger als 5 Schwestern sich befinden, haben denselben 
entsprechende Mitteilung zu machen. 

Bezüglich des nach dem Dekret der S. Congregatio de Re- 
ligiosis vom 3. Februar 1913 zu ernennenden 3. Beichtvaters, 
der von den Ordensfrauen in besonderen Fällen leicht gerufen 
werden kann, gilt Folgendes: 

An Orten, an welchen mehr als zwei für Schwestern appro- 
bierte Beichtväter vorhanden sind, ist ein dritter Beichtvater von 
uns nicht ernannt worden, weil alle diese Beichtväter alle 
Schwestern des Ortes (auch wenn diese Schwestern verschiedenen 
Kongregationen angehören) in besonderen Fällen beichthören 
können. Auch dürfen für Schwestern approbierte Beichtväter an 
allen Orten der Diözese ebenfalls in besonderen Fällen Schwestern 
beichthören. 

Limburg, den 18. Dezember 1916. 

Bischöfliches Ordinariat. | 
Ex. off. N. O. E. 5432. Dr. Höhler. vdt. Göbel. 


7. Erlass des Fürstbischofs von Breslau betr. den Gebrauch 
der geistlichen Kleidung, vom 19. Februar 1917. 
(Verordnungen des Fürstbischóflichen General-Vikariat-Amtes 1917, 25.) 


A sacerdotibus fide dignissimis saepius mihi relatum est, 
quosdam dioecesis sacerdotes, nulla necessitate cogente, amare 


1) Nach dem Schreiben der Con agr, de Religiosis an den Bischof von 
Linz vom 3. Juli 1916 (sieh oben S. ff.) braucht ein ordentlicher Beicht- 
vater für eine Schwesterkommunität nur dann ernannt zu werden, wenn diese 
mindestens sechs Mitglieder zählt. 
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incedere veste laicali indutos, praesertim quando recreationem 
invenire student, ubi clericali veste indutum conspicere fidelibus 
displicet. Hinc in memoriam revoco monitionem per Protocollum 
Conferentiae Archipresbyterorum anno 1915 renovatam de obli- 
gatione utendi veste clericali juxta morem dioeceseon Germaniae. 

Licet »habitus non faciat clericum«, usus tamen vestium 
laicalium permultis jam sacerdotibus, etiam in nostris periculosis 
diebus, ansa fuit ad laxioris vitae rationem, ad quaerendum de- 
lectamenta mundana, ad nitendum sensim in vetita, ad detri- 
mentum vitae interioris, ad amittendam innocentiam in conver- 
sando, ad famae bonae ruinam. Hisce rationibus et experientia 
commotus, praecipio reverendis dominis Commissariis, Archi- 
presbyteris et Parochis, ut ejusmodi legis canonicae transgressores 
non solum moneant, quo opportuniori modo fieri poterit, de peri- 
culo levitatis cum tali more conjuncto atque de scandalo piorum 
fidelium exinde proveniente, sed etiam, si non obtemperent, eos 
indicent mihi nominatim, ut pro muneris mei officio ita cum 
talibus agam, uti postulat zelus decori status nostri dicandus 
atque ratio in judicio divino de servata per dioecesim ecclesia- 
stica disciplina reddenda. 

Breslau, die 19. Februarii 1917. 


1 Adolfus, Princeps-Episcopus. 


8. Erlass des Fürstbischofs von Breslau betr. die Anmeldung 
von Veranstaltung der Exerzitien, vom 2. Januar 1917. 


(Verordnungen des Fürstbischóflichen General-Vikariat-Amtes 1917, 4.) 


Das lobenswerte Bestreben, von Zeit zu Zeit Angehórigen 
einzelner Stánde Gelegenheit zur Erneuerung im geistlichen Leben 
durch Veranstaltung von Exerzitien zu bieten, verdient die wärmste 
Unterstützung und Fórderung. Es sind nun mehrfach Zweifel 
darüber entstanden, ob es bei Veranstaltung von Exerzitien der 
besonderen oberhirtlichen Genehmigung oder einer Anzeige der 
beabsichtigten Veranstaltung bedürfe. Ich verordne daher Folgendes: 
Exerzitien, die einzelne Personen für sich allein veranstalten, 

und Exerzitien, die Ordensgenossenschaften für ihre Mitglieder 
veranstalten, brauchen nicht zuvor mir angezeigt zu werden. 
Solche Exerzitien aber, die von Personen des Säkular- oder 
Regularstandes für Gruppen von Teilnehmern des Laien- oder 
geistlichen Standes, auch für Vereine oder Bruderschaften veran- 
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staltet werden, sind einige Zeit vor der Veróffentlichung (oder 
Einladung zur Teilnahme) mir anzuzeigen. 
Der Fürstbischof. 
1 Adolf. 


9. Erlass des Bischöflichen Generalvikariats zu Trier 
betr. die Errichtung von Pfarrkartotheken, ohne Datum. 


(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diózese Trier LXI (1917) S. 12.) 


Unter den neuzeitlichen Hilfsmitteln der Seelscrge steht 
die Einrichtung einer guten Pfarrkartothek mit an erster Stelle. 
Sie gewährt dem Pfarrer einen raschen und zuverlässigen Über- 
blick über die Mitglieder und den Zustand seiner Gemeinde, er- 
leichtert die Hausseelsorge wie die Vereinstätigkeit und leistet 
namentlich gute Dienste bei dem in der Jetztzeit so häufigen 
Wechsel von Wohnung und Wohnsitz der Gemeindeglieder, der 
möglichst bald zur Kenntnis des Pfarrers gelangen sollte. 

Zur Erreichung des letztgenannten Zweckes ist es notwendig, 
dass die Pfarrkartotheken nicht nur in grösseren Städten, sondern 
überall, auch auf dem Lande angelegt werden. Ferner ist es er- 
wünscht, dass nach Möglichkeit dasselbe System eingeführt wird, 
damit die von Pfarrei zu Pfarrei übersandten Karten eine leichte 
Verwendung finden können. Auch fällt es bei Einheitlichkeit des 
Systems, dem eine neue Stelle antretenden Pfarrer nicht schwer, 
sich in die vorhandene Kartothek einzuarbeiten. 

In unserer Diözese ist eine Kartothek bisher erstan wenigen 
Orten eingeführt worden. Indem wir den Wunsch zum Ausdruck 
bringen, dass es allgemein geschehe, möchten wir den Herren 
Pfarrern das System des Bistumssekretärs Kammer empfehlen, 
dessen Karten, Gebrauchsanweisung und Formularbüchlein bei 
der Paulinusdruckerei in Trier erhältlich sind. Dasselbe zeichnet 
sich aus durch die Handlichkeit des Formates (Postkartengrösse), 
durch Berücksichtigung der Statistik, sowie dadurch, dass es nicht 
nur als Personenregister, sondern für die verschiedensten Zwecke 
wie Vereine, Kongregationen, Schulen verwendbar ist. Dabei 
halten sich seine Kosten in bescheidenen Grenzen. 

Wir zweifeln nicht, dass die Kirchenvorstände die erforder- 
lichen Mittel gern bewilligen werden. Die Anlage erfolgt am 
besten durch Hausbesuche und unter Inanspruchnahme der Standes- 
ämter, die ihre Mitwirkung nicht versagen dürften. Die einmal 
angelegte Kartothek muss ständig ergänzt und berichtigt werden. 
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Sie macht das durch das Rituale Romanum geforderte Familien- 
buch nicht überflüssig, erleichtert vielmehr die Anlage desselben 
an Orten, wo es noch nicht angelegt ist. Die Kriegszeit kann ` 
nicht als Hindernis für die Errichtung der Kartothek gelten, rät 
vielmehr dieselbe dringend an, damit die nach dem Kriege ein- 
setzende vermehrte Seelsorgsarbeit durch sie erleichtert und ge- 


fórdert werde. 
Bischöfiiches General-Vikariat. 


10. Erlass des Bischóflichen Ordinariats zu Speyer betr. die 
Einführung der Vatikanischen Choralausgabe, 
vom 11. Dezember 1916. 


(Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum Speyer X, 113 f.) 


Speyer, den 11. Dezember 1916. 


Die Ritenkongregation hat in ihrem Dekret vom 8. Januar 
19041) die allgemeine Rechtsverbindlichkeit des Motu proprio 
Seiner Heiligkeit des Papstes Pius X. vom 22. November 1903?) 
klar ausgesprochen, die sämtlichen Privilegien und Empfehlungen 
des Apostolischen Stuhles zugunsten der »neueren Formen« des 
Chorals (Medicaea) widerrufen und deren Gebrauch nur noch so- 
lange gestattet, bis der traditionelle gregorianische Gesang auf 
Grund der Handschriften an ihre Stelle treten könne. 

Durch Motu proprio vom 25. April 19043) wurde den Ver. 
legern aller Nationen unter gewissen Bedingungen erlaubt, die 
Vaticana, d. i. das in der Vatikanischen Druckerei hergestellte 
Original nachzudrucken, Auszüge daraus zu machen und den 
Nachdruck zu verbreiten. 

Am 7. August 1907 *) erschien die Vatikanische Ausgabe des 
Graduale, im Jahre 1908 der Nachdruck, am 8. Dezember 1912 5) 
das Vesperale — dessen Nachdruck 1913. Damit ist die im 
Motu proprio Pius X. angebahnte Wiederherstellung des altehr- 
würdigen gregorianischen Gesanges als im Prinzip vollendet zu 
erachten und im Hinblick auf die Dekrete der Ritenkongregation 
zugleich die Verpflichtung zur Einführung dieses Gesanges auch 
in unserer Diózese gegeben. 


1) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 426 f. 
2) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 329 ff. (ital. Originaltext), 387 (lat. Ueber- 


SR 

) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 586 ff. 
4) Acta Sanctae Sedis XLI, 290 ff. 
9) Acta Apostolicae Sedis IV, 727. 
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Wir verordnen daher, dass an Stelle der bisher in unserer 
Diózese gebráuchlichen Choralbücher, die im Druck nicht mehr. 
erscheinen werden, deren Aufbrauchung wir jedoch gestatten, die 
Vatikanische Choralausgabe trete und wünschen, dass deren Ein- ` 
führung in die kirchliche Praxis sensim sine sensu — nach und 
nach ohne Aufsehen — sich vollziehe. 

Den Geistlichen, den Organisten und Chorregenten empfehlen 
wir zum vorbereitenden Studium: 

1. »Neue Schule des gregorianischen Choralgesanges« von 

P. Dominikus Johner, Pustet, Regensburg, 1915, 

2. »Gesetz und Praxis in der Kirchenmusik« von Dr. Drink- 

welder im gleichen Verlag, 

3. »In neuer Kraft« von P. Willibrord Ballmann, Paulinus- 

Druckerei, Trier, 1916. 

Bezüglich der Kostenaufbringung für die Vaticana verweisen 
wir auf Art. 12 Ziff. 2 der Kirchengemeindeordnung. 

Im übrigen sollen die Bestimmungen des Generale Nr. 706 
vom 29. Dezember 1879, soweit sie gegenwürtiger Verordnung 
nicht entgegenstehen, Anwendung finden. 

Dr. Dahl, Generalvikar. 
Molz, Sekretär. 


11. Erlass des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer betr. die 
geltenden Apostolischen Dispensen und Fakultäten in der 
Diözese Speyer, vom 15. Januar 1917. 


(Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum Speyer X, 128 ff.) 


Speyer, den 15. Januar 1917. 


Nachstehend veröffentlichen wir wie im vorigen Jahre das 
Verzeichnis der für unsere Diózese erteilten Dispensen und Voll- 
machten mit den Terminen der neuen vom Apostolischen Stuhl 
ergangenen Gewährungen. 

L Auf Grund eines Apostolischen Breve vom 11. Februar 
1911 an unseren Hochwürdigsten Herrn Bischof wurde allen zum 
Beichthören bevollmächtigten Priestern die Befugnis erteilt, namens 
des jeweiligen Papstes den gefährlich Kranken den Apostolischen 
Segen mit dem vollkommenen Ablass für die Sterbestunde zu er- 
teilen. Des weiteren können bei Missionen die Gläubigen, die 
mehr als die Hälfte der Mission mitgemacht haben, einen voll- 
kommenen Ablass gewinnen. Sodann hat der Hochaltar einer 
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jeden Pfarrkirche, auch wenn er nicht fixum ist, auf sieben Jahre 
(bis zum Februar 1918) das A/farprivileg. Diese Gewährung wird 
auch auf die inzwischen neu erbauten Altáre erstreckt. | 

Il. Gemäß einem allgemeinen Dekret vom 26. Mai 1911 !) 
werden für den Portiunkula-Ablass alle Pfarr- und Filialkirchen 
bezeichnet, in denen das Allerheiligste aufbewahrt wird. Zugleich 
wird gestattet, den Ablass entweder am 2. August oder am Sonn- 
tag nach dem 2. August zu gewinnen. 

III. Gemäß einer Fakultät vom 20. Dezember 1916 (—1921) 
können die vollkommenen Ablässe auch bei nur zweimaliger 
Beicht im Monat gewonnen werden. (Den täglich oder doch 5mal - 
in der Woche Kommunizierenden ist durch Dekret vom 14. Fe- 
bruar 1906?) auch diese Beichtirist zur Gewinnung der Ablässe 
nicht aufgelegt. Bei solchen, die zu den häufig Kommunizieren- 
den oder zu den monatlich zweimal Beichtenden nicht gehóren, 
ist die Verrichtung der Beicht innerhalb der acht dem Ablasstag 
vorangehenden Tage erfordert.?) Vgl. O. V.-Bl. 1914. S. 193 
u. 229.) | | 

Auf die Ablassbewilligung für die Elisabethenvereine (O.V.-Bl. 
1912, 297) sei hingewiesen. Den Bruderschaiten können die Ab- 
lásse der Erzbruderschaften, insoweit diese nicht durch wirkliche 
Aggregation erlangt werden müssen, durch Kommunikation in 
perpetuum mitgeteilt werden (Fakultät vom 22. Januar 1916 — 1921). 
Bei den Herz-Jesu-Bruderschaften ist diese Kommunikation in 
der Errichtungsurkunde enthalten. 

IV. Auf Grund der am 13. Januar 1916 (—1919) erneuerten 
Fakultäten bleibt dort, wo wegen kanonischer Gründe vom Hoch- 
würdigsten Herrn Ordinarius Bination erlaubt wurde, die Erlaubnis 
weiterbestehen. Auch haben auf Grund derselben Fakultäten die 
Herren Domkapitulare, Dekane und Definitoren die Erlaubnis zur 
Weihe von Paramenten und solchen Geráten für die heilige Messe, 
die einer Salbung nicht bedürfen, ebenso jene Priester, denen 
eine derartige Erlaubnis dauernd gegeben wurde. 

V. Pfarrgeistliche können auf Grund der Fakultät vom 
14. Januar 1916 (—1921) durch eine Messe der Applikations- 
pflicht auch für eine zweite Pfarrei, deren Verwaltung ihnen 
übertragen ist, genügen, auch an Sonntagen und gebotenen 
Feiertagen. | 


1) Acta Apostolicae Sedis III, 233 f. 
2) Acta Sanctae Sedis XXXIX, 62 f. 
3) Dekret des Hl. Offiziums vom 23. April 1914. A. A. S. VI, 308 f. 
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VI. Ferner kónnen auf Grund der Fakultát vom 10. Januar 
1914 (—1919) applikationspflichtige Priester mit der Messe an 
unterdrückten Feiertagen und ebenso binierende Priester mit der 
Binationsmesse einer anderweitigen Verpflichtung genügen unter 
der bekannten Auflage der Einsendung des Stipendiums für den 
bestimmten Diózesanzweck. 

VII. Auf Grund der Fakultäten vom 14. Januar 1916 (—1919) 
und vom 22. Dezember 1916 (—19) bleiben die mit Ordinariats- 
verfügung angelegten Verzeichnisse der reduzierten Stiftungen 
in Kraft. 

Für anderweitige Mutation sowie für Hinausgabe der Stif- 
tungen (Fak. vom 29. Juli 1915—18 und 14. Januar 1916—19) 
ist jährlich einzugeben. 

VIII. Den Herren Dekanen und den Herren Pfarrvorständen 
in Frankenthal, Kaiserslautern, Landau, Ludwigshafen, Neustadt, 
Pirmasens, Speyer, St. Ingbert, Zweibrücken werden die durch 
die Pönitentiarie am 5. Juli 1913 (— 1918) verliehenen, in den 
Missionsfakultäten aufgezählten Absolutions- und Dispensvoll- 
machten mitgeteilt pro foro interno ac in actu sacramentalis con- 
fessionis. 

Dabei bleibt die durch unsere Verfügung vom 28. Juli 1913 
(O. V.-Bl. S. 76) allen Beichtvätern habitualiter delegierte Fakultät 
bestehen, von den Zensuren, die bei Zingehung einer Mischehe 
oder durch akatholische Kindererziehung verwirkt wurden, zu ab- 
solvieren (5. Juli 1913—1918). 

Bezüglich der Bischóflichen Reservationen siehe O. V.-Bl. 
1907, Nr. 1. 

IX. Den Pfarrern verbleiben die durch die Pónitentiarie mit 
gleichem Datum verliehenen Vollmachten zu Dispensen von ge- 
heimen Ehehindernissen der Affinität »ex copula illicita, quando - 
tamen omnia parata sint ad nuptias, nec matrimonium usque dum ` 
ab Apostolica Sede obtineri possit dispensatio absque periculo 
gravis scandali differri queat; remota semper occasione peccandi 
et firma manente conditione quod copula habita cum matre 
mulieris hujus nativitatem non antecedat; injuncta in quolibet 
casu poenitentia salutari«. 

Es sei daran erinnert, dass in dringenden Fällen, in denen 
keine Zeit mehr ist, sich an den Ordinarius zu wenden und bei 
einem Verschub Gefahr zu befürchten ist, alle Priester, die als Pfarrer 
oder auf Grund des Dekretes Ne temere Art. VII einer Ehe in 
articulo mortis assistieren, die Vollmacht (auch pro foro externo) 
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zu Dispensen von Ehehindernissen haben exceptis affinitatis lineae 
rectae et Presbyteratus impedimentis. Siehe darüber ASS XXI, 
696; AAS 1910, 650; O. V.-Bl. 1910, 88. Die hier genannte 
Fakultät ist auch für die Kriegszeit ausreichend, da die Ein- 
ziehung zum Dienst an der Front ein periculum mortis begründet 
(AAS 1915, 97; O. V.-Bl. III. 338; Leitner in Passauer Monats- 
schrift 1915, 51). Wo ein periculum mortis nicht in Frage kommt 
und wo genügend Zeit ist, sich an das Bischöfliche Offizialat zu 
wenden, ist die Dispens zu erholen und abzuwarten. Zu berichten 
ist auch in den anderen Fällen. 

X. Die Herren Dekane und die Herren Pfarrvorstände der 
grösseren obengenannten (Ziff. VIII) Städte können dispensieren 

a) von der geschlossenen Zeit, wenn es sich um Hoch- 
zeiten handelt mit stiller Messe (Brautmesse nicht ge- 
stattet) und ohne äusseres Gepränge ; | 

b) von einer Proklamation aus jedem genügenden Grunde; 

c) von allen Proklamationen in Fällen, wo wegen bereits 
angesetzter Hochzeit die Erteilung der Dispens zur 
Notwendigkeit wird. | 

Es wird jedoch besonders im Fall c die Sorge der Pfarrer 
bleiben, über den Status liber der Kontrahenten sich Gewissheit 
zu verschalfen. 

Dispensen von Proklamationen und von geschlossener Zeit 
sind immer schriftlich und unentgeltlich zu erteilen. 

Als Formular kann dabei dienen: Auctoritate a Rmo Ordi- 
nario mihi in generali decreto concessa dispensationem in una 
proclamatione (tribus proclamationibus, in tempore clauso) im- 
pertior nupturientibus N N et NN. Causa: 

Datum et subscriptio. 

Schliesslich wird bemerkt, dass der Konsens des Hochw. 
Herrn Ordinarius besteht für den Gebrauch der Fakultäten zur 
Ablass-Weihe von Rosenkränzen, Kreuzen, Medaillen, Skapulieren, 
wenn diese Fakultäten durch Mitgliedschaft beim Kindheit-Jesu-, 
Bonifatius-, Ludwigsmissionverein, der Petrus-Claversodalitát oder 
bei einer Priestervereinigung jemand zukommen. 


Dr. Dahl, Generalvikar. 
Molz, Sekretär. ` 
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12. Erlass des Bischofs von Linz betr. die Einführung einer 
bischöflichen Laienauszeichnung, ohne Datum. 


(Linzer Diózesanblatt LXIII (1917), 11 ff.) 


Unsere Zeit — und vielleicht noch mit grósserem Rechte 
die kommende Zeit nach dem Kriege — wird eine Zeit des 
Laienapostolates genannt und erinnert in dieser Hinsicht an die 
Zeiten des ersten, aufblühenden Christentums, wo eine auserlesene 
Schar christlicher Laien den Aposteln und ihren Nachfolgern zur 
Seite standen. Es gibt in der Gegenwart Gebiete, auf denen der 
Klerus eine direkte und formelle seelsorgliche Wirksamkeit nur 
schwer entfalten kann, da sie einerseits der kirchlichen Kompetenz 
zu sehr entrückt sind und anderseits Zeit und Arbeitskraft des 
Seelsorgers zu sehr in Anspruch nehmen würden; man denke 
nur an die verschiedenen weitverzweigten Vereinsorganisationen, 
an die politische Tätigkeit im Parlament, Landtag und Gemeinde, 
an die Pflege der christlichen Caritas, an die Presse u. a. m.; 
und doch stehen diese scheinbar profanen Aufgaben mit den 
eigentlich seelsorglichen Interessen nicht nur in einem sehr nahen 
Zusammenhange, sondern kónnen die seelsorgliche Wirksamkeit 
geradezu entweder unterbinden oder auch überaus segensreich 
gestalten. 

Da ist es nun die katholische Laienwelt, welche, allerdings 
in Unterordnung und teilweise unter Führung der Geistlichkeit, 
diese Gebiete des sozialen und kirchenpolitischen Lebens den 
Interessen des Reiches Gottes dienstbar zu machen sich bemüht 
und in der Tat schon grossartige Erfolge erzielt hat. Diese Laien- 
arbeit verfolgt teils apologetische Zwecke, teils ist sie auf direkte 
Propaganda der katholischen Sache gerichtet; in jedem Falle 
stellt sie einen ausserordentlich begrüssenswerten Faktor dar, 
dessen Erhaltung und Förderung im eigensten Interesse der Kirche 
liegt. Besonders die zu erwartenden schwierigen Verhältnisse nach 
dem Kriege lassen es geradezu dringend erscheinen, in jedweder 
Weise sich der Unterstützung der katholischen Laienwelt, nament- 
lich der einflussreichen, zu versichern. Sie muss möglichst enge 
an den Bischof und durch ihn an die Kirche angegliedert werden; 
ihr zu erwartendes mutiges und geschlossenes Eintreten für die 
Prinzipien der katholischen Kirche soll in der nachhaltigsten Weise 
unterstützt werden; durch die entschieden katholischen Elemente 
müssen gewisse schwankende, mutlose »Nikodemusse« zum offenen 
und unzweideutigen Bekennertum veranlasst und ermutigt werden. 
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Ein solcher Stab gesinnungstreuer katholischer Laien bildet für 
den Bischof eine Avantgarde, eine Ehrenlegion, die seine In- 
teressen und Absichten gegen die allzeit kampfbereiten »Pforten 
der Hölle« in Schutz nimmt und in edler Kampfbegeisterung für 
die ecclesia militans eine offene Lanze einlegt. 

Nun ist es ja wahr, dass auch die Laienwelt geradeso wie 
der Klerus in erster Linie ihre heiligen Pflichten erfüllen soll um 
Gotteslohn und um des eigenen Gewissens willen, wie der heilige 
Gregor der Grosse in einer bekannten Stelle so schön sagt: 
» Aeterna praemia expetunt, pro laboribus suis recipere /audes 
humanas nolunt, gloriam suam non in ore hominum ponunt, 
sed intra conscientiam contegunt«. S. Greg. M. hom. 12 in evang. 
(Mt 25, 1—13). Nicht pharisäisches Strebertum noch Anerkennung 
von seiten der Menschen darf das innere Motiv und die eigent- 
liche Triebfeder bilden. Für jede noch so hingebungsvolle Wirk- - 
samkeit bleibt die Mahnung des Herrn in Kraft: »Wenn ihr alles 
getan habt, was euch befohlen war, so sprechet: ,Wir sind un- 
nütze Knechte, wir haben nur getan, was wir schuldig waren 
zu tun.'« Als Bedingung für das übernatürliche Verdienst muss 
immer wieder die bekannte Warnung beachtet werden: »Hütet 
euch, dass ihr eure Gerechtigkeit nicht übet vor den Menschen, 
damit ihr von ihnen gesehen werdet; sonst werdet ihr keine Be- 
lohnung haben bei euerem Vater, der im Himmel ist« (Mt 6, 1); 
denn solche »haben ihren Lohn schon empfangen« (Mt 6, 5). 

Aber dadurch ist keineswegs die äussere anerkennende 
Ehrung von seiten der Mitmenschen, namentlich nicht der Obrig- 
keit ausgeschlossen. Die Handhabung der justitia distributiva 
von seiten der letzteren erfordert geradezu die entsprechende 
Verteilung auch von Lohn und Anerkennung für solche Mitglie- 
der der Gesellschaft, die in hervorragender Weise die Interessen 
der Gemeinschaft fördern. Vernunft, Erfahrung und Geschichte 
legen zu lautes Zeugnis ab, als dass dieser Grundsatz noch einer 
näheren Begründung und Ausführung bedürfte. Tatsächlich haben 
auch Staat und Kirche von jeher die hervorragenden Verdienste 
ihrer Glieder durch äussere Ehrung belobend anerkannt, ohne 
dass jemand gegen das Prinzip als solches je vernünitigerweise 
aufgetreten wäre. Missbräuche sind gewiss vorgekommen und 
werden auch in Zukunft unvermeidlich bleiben; da gilt das Wort: 
Teneatur usus, tollatur abusus. 

Die Kirche pflegt nun zwar zunächst an verdiente Priester 
Ehrungen, Titulaturen, Abzeichen, Orden zu verleihen und wenig- 
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stens der päpstliche Stuhl auch an hochverdiente Laien; nähere 
Ausführungen sind überflüssig. Es fehlt sodann gewiss nicht an 
ehrenden Anerkennungen für Laien auch von seiten der Bischöfe ; 
bischöfliche Anerkennungsschreiben, Gratulationsschreiben, per- 
sönliche Aufmerksamkeit bei verschiedenen Anlässen sind durch 
die Natur der Sache selbst gegeben und brauchen hier nicht 
näher erörtert zu werden. Wohl aber fehlt es meines Wissens 
bei uns fast überall an eigentlichen offiziellen Ehrungen von 
Laien seitens des Bischofs durch Verleihung irgend eines Ehren- 
Litels. 

Dies scheint mir nun zunächst eine Lücke zu sein. Es gibt 
päpstliche Titelauszeichnungen für Laien; warum nicht auch 
bischöfliche? Ist es ferner nicht angemessener, einem Laien zu- 
erst eine bischôfliche Auszeichnung zuzuerkennen, bevor um Er- 
wirkung einer päpstlichen Schritte gemacht werden? In der Regel 
wird doch dieser Vorgang bei Priestern eingehalten, die zuerst 
der Bischof, dann der Papst auszeichnet; ein allmählicher »Auf- 
stieg« zu Würden und Ehren ist auch natürlicher als eine honoratio 
per saltus. 

Zudem sind päpstliche Auszeichnungen in der Regel mit 
nicht unerheblichen Taxen verbunden. Viele Laien haben für 
deren Berechtigung kein rechtes und volles Verständnis, empfinden 
wohl in nicht wenigen Fällen eine solche Ehrung gleichzeitig als 
eine drückende Belastung ihres Budgets, wenn sie nicht gar in 
direkte Verlegenheit kommen. Bischöfliche Auszeichnungen können 
entweder ganz gratis oder doch mit einer verhältnismäßig geringen 
Kanzleitaxe verliehen werden. 

Wenn dann auch päpstliche Laienauszeichnungen mit Rück- 
sicht auf die höchste Würde des Verleihers mit Recht objektiv 
sehr hoch geschätzt werden, wird vielleicht doch eine bischöf- 
liche Auszeichnung subjektiv grössere Befriedigung und Freude 
gewähren; stammt sie ja doch vom unmittelbaren kirchlichen 
Oberen, dem der betreffende Laie nicht nur bisher schon persön- 
lich näher gestanden, sondern auch künftighin in noch innigerer 
Treue und Anhänglichkeit ergeben sein wird. 

Eine solche bischöfliche Ehrung wird dem also Ausgezeich- 
neten zunächst für die Vergangenheit eine wohltuende und wohl- 
verdiente Genugtuung bereiten angesichts vielleicht so mancher 
Verunglimpfungen und Anfeindungen, denen er ob seines mutigen, 
offenen Bekenntnisses ausgesetzt war. Für die Zukunft aber wird 
er dadurch um so mehr sich angespornt fühlen, in seiner Treue 
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gegen Kirche und Bischof unentwegt auszuharren und seine ver- 
dienstvolle Tätigkeit mit erhöhtem Eifer fortzusetzen. Andere 
werden sich dadurch ebenfalls ermuntert fühlen, seinem Beispiele 
zu folgen, nicht etwa oder wenigstens nicht so sehr, um sich eine 
ähnliche Anerkennung zu verdienen, sondern im freudigen und 
aufrichtigen Streben, nach dem Beispiel des Ausgezeichneten sich 
die besondere Liebe, Wertschätzung und das Vertrauen ihres Ober- 
hirten zu erwerben. Vor allem aber wird der von seinem Bischof 
geehrte Laie in weiten Kreisen als eine Persönlichkeit gelten, deren 
Wort, Beispiel und Stellungnahme in verschiedenen kirchlichen 
und kirchenpolitischen Fragen maßgebend und von besonderem 
Einfluss sein wird. 

Nicht zuletzt dürfte eine solche offene Anerkennung der 
bisherigen Haltung und Wirksamkeit kirchlich gesinnter Laien 
auch manche etwa noch unentschiedene, schwankende Charaktere 
zu ganz entschiedener Stellungnahme ermuntern, so dass sie offen 
und ungescheut vor jedermann ihre Überzeugung vertreten. 

Was nun die in Frage stehende Neueinführung selbst an- 
belangt, stellt sie wenigstens in der Hauptsache und dem Grund- 
gedanken nach kein völliges Novum dar, sondern hat in der 
kirchengeschichtlichen Vergangenheit ihr teilweises Vorbild. 

Es sei nur erinnert an den Ehrentitel »defensor ecclesiae«, 
den schon der heilige Sebastian vom Papste Cajus (283 bis 296) 
zuerkannt erhielt. Allerdings war dies in der Folgezeit kein 
bloßer Ehrentitel, sondern es war damit ein Amt verbunden; die 
defensores oder advocati Ecclesiae hatten als Schutz- und Schirm- 
vögte die weltlichen Interessen einer bestimmten Kirche [Klosters 
(daher Klostervogt)| zu vertreten, besonders vor Gericht, unter 
Umständen auch mit Waffengewalt zu verteidigen; aus dem In- 
stitute der défensores ecclesiae gingen unsere heutigen Zech- 
pröpste oder Kirchenväter hervor, die immerhin eine ehrenvolle 
Laienstelle in der Kirche geniessen. 

Es sei ferner hingewiesen auf den Ehrentitel »defensor fidei«, 
der dem englischen König Heinrich VIIL, allerdings auf sein Ver- 
langen, von Papst Leo X. am 11. Oktober 1520 verliehen wurde 
als Anerkennung für die Verteidigung des katholischen Glaubens 
in der mit Fishers Hilfe gegen Luther verfassten Schrift Assertio 
septem sacramentorum. Durch Parlamentsbeschluss 1543 wurde 
der Titel für die Thronfolge erblich gemacht und steht noch 
heute mit den Anfangsbuchstaben F. D. auf den englischen 
Münzen. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 2. | 19 


282 Erlass des Bischofs von Linz 


Ebenso führten zum Andenken an den für die spätere Ge- 
schichte des Christentums so entscheidenden Übertritt Chlodwigs 
(496) zur katholischen Kirche die französischen Könige mit Be- 
willigung Papst Pauls II. seit Ludwig XI. (1469) bis zur Juli- 
revolution 1830 den Ehrentitel »rex christianissimus« (Sa Majesté 
trés-chrétienne, »Allerchristlichster Kónig«). Papst Benedikt XIV. 
verlieh 1748 dem portugiesischen König Johann V. und dessen 
Nachfolgern neben anderen kirchlichen Ehrenrechten den Titel 
»rex fidelissimus« »Allerglaubigster König«. 

Noch jetzt führen die spanischen Könige seit 1496 den von 
Alexander VI. an Ferdinand von Aragonien und Isabella von 
Kastilien nach ihren Siegen über die Mauren verliehenen Ehren- 
titel »Katholische Majestät«, wie auch der Kaiser von Österreich 
als König von Ungarn den von Papst Silvester II. dem heiligen 
‚König Stephan (um 1000) verliehenen Ehrentitel Apostolischer 
König (Apostolische Majestät) führt; er wurde ausdrücklich 1758 
von Klemens XIII. für Maria Theresia und ihre Nachfolger be- 
stätigt und ist durch kaiserliches Dekret vom 26. Dezember 1851 
als Beititel des Monarchen vorgeschrieben. 

Endlich sei noch erwähnt, dass sich im Mittelalter weltliche 
Fürsten (der deutsche Kaiser, der König von Frankreich) sogar 
des Titels »Ehrenkanonikus« erfreuten; seit 1155 wurden die 
deutschen Kaiser honoris causa in das Kapitel zu St. Peter in 
Rom aufgenommen, ja in der Weihnachtsmette las der Kaiser in 
Diakonatsgewändern die siebente Lektion (Lukas 2, 1) und wurde 
so eine Art »Ehrendiakon«. Bekannt sind auch die nach dem 
jetzigen jus canonicum dem Patron zuerkannten kirchlichen Ehren- 
rechte, wie das jus sedis (Ehrenplatz in der Kirche), der honor 
processionis (Ehrenplatz bei Prozessionen), das jus precum (Nen- 
nung des Namens bei allgemeinen Gebeten), jus suffitus (Inzen- 
sation bei der Messe), der honor aspersionis, das jus listrae seu 
inscriptionis (Wappen in der Patronatskirche), jus sepulturae (Grab- 
státle in der Patronatskirche), jus luctus (Trauergeläute für den 
T Patron oder dessen nächsten Angehörigen); manche führen 
noch an die Darreichung von Palme und Kerze am Palmsonn- 
tag und Lichtmess, das osculum pacis bei der heiligen Messe. 

Alle diese Ehrungen und Ehrentitel zeigen, wie die Kirche 
kein Bedenken trágt, verdienten Laien auch ihrerseits die ge- 
bührende Anerkennung zu zollen, ohne dass hiedurch der Unter- 
schied zwischen Laien und Hierarchie verwischt oder ein Laien- 
regiment angebahnt würde. Warum sollte nun nicht auch der 
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Bischof in seiner Diözese berechtigt sein, ja dem Beispiel des 
Heiligen Stuhles folgen und hochverdienten Laien einen Ehren- 
titel öffentlich zuerkennen ? 

Ich habe mir diesbezüglich zunächst ein kanonistisches Gut- 
achten eines hervorragenden österreichischen Universitätspro- 
fessors erbeten, das die in Frage stehende Einführung eines 
solchen Ehrentitels für Laien nach einem zweifachen Gesichts- 
punkt behandelt: nach kanonischem und Ósterreichisch-staatlichem 
Recht. Das Gutachten lautet: 


I. Kanonisches Recht. 


Der ordentliche Jurisdiktionsträger eines Jurisdiktionsbezirkes 
besitzt auf Grund des Amtes ein Aufsichts- und Leitungsrecht 
über seine Untergebenen. Daraus ergibt sich von selbst das 
Recht, wie nach Bedarf Strafe zu verhängen, so auch Anerken- 
nungen auszusprechen. Notorisch ist, dass der Apostolische Stuhl 
durch alle Jahrhunderte und auch in der Gegenwart an verdiente 
Kleriker und Laien Ehrenauszeichnungen zu verleihen pflegt. In 
allen Diözesen sind Ehrenauszeichnungen von Klerikern durch 
Bischöfe in Übung. Bischöfliche Auszeichnungen an Laien werden, 
wie es scheint und soweit bekannt, nicht verliehen. Der Grund 
mag in der geschichtlichen Entwicklung liegen. Solange die 
Grundherrschaften bestanden, waren wenigstens in ländlichen 
Verhältnissen die Grundherren die einzigen maßgebenden Persön- 
lichkeiten und diese genossen als Patrone oder Vögte ohnedies 
gewisse kirchliche Ehrenrechte. Anders liegen heutzutage die 
Verhältnisse. | 

Prinzipiell steht vom kanonischen Standpunkte aus kein 
Hindernis entgegen, dass der Bischof wie an Geistliche, so auch 
an Laien kirchliche, für den Diözesanbereich geltende Ehrenaus- 
zeichnungen verleihe. Denn wenn der Apostolische Stuhl keine 
Bedenken trágt, für die Gesamtkirche verdiente Laien auszu- 
zeichnen, lásst sich nicht einsehen, warum der Bischof für seine 
Diózese nicht auch dies Recht besitze. Das Gegenteil kónnte 
nur in einem ausdrücklichen Verbote begründet sein. Ein solches 
Verbot besteht aber nicht. 

Die Zulässigkeit der Verleihung bischóflicher Ehrenauszeich- 
nungen ergibt sich aber auch aus folgender Erwägung. Die 
Titulaturen sind regelmäßig Rechte amtlicher Stellungen. Der 
»Hofrat« war einst wirklicher Berater. Für das kanonische Recht 
gilt der Grundsatz, dass an Laien eine Jurisdiktion nur vom 

19* 


284 Erlass des Bischofs von Linz 


Papste übertragen werden darf (Wernz, Jus decret., IS 1, 24; 
Haring K. R?, 202). Nichts hindert aber, dass Laien als Berater 
bei Ausübung der Jurisdiktion herangezogen werden. So fungierten 
auf verschiedenen Synoden des Mittelalters Laien als Berater. 
In vielen Diózesen des Deutschen Reiches, so in Breslau, Kóln, 
Münster, Paderborn, Rottenburg, Posen-Gnesen, Trier, Hildesheim, 
Kulm, beim Apostolischen Vikariate in Dresden, sind Laien als 
Räte, Syndici, Justitiare usw. mit konsultativem Votum angestellt 
(Meister, Das Beamtenrecht der Erzdiözese Freiburg [kirchen- 
rechtliche Abhandlungen von Stutz, Heft 9] Stuttgart 1904, S. 9 ff.). 
Wenn nun der Bischof Laien als aktive Räte bestellen darf, um 
wie viel mehr als Tifularráte? Zudem dürfte es in den genannten 
Diózesen auch Laien-Titularráte geben, weil man in herkómm- 
licher Weise den emeritierten Funktionären die Titulatur belässt. 


II. Österreichisch-staatliches Recht. 


Im Konkordat, Art. 4, Punkt a) wurde es den Bischöfen 
anheimgestellt, nach Ermessen »consiliarios etc. constituere«. 
Eine Einschränkung erfolgte nach der einseitigen Aufhebung des 
Konkordates in der späteren Gesetzgebung nicht. Im Staats- 
grundgesetz über die Ausübung der Regierungs- und Vollzugs- 
gewalt vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nr. 145, heisst es 
allerdings: »Der Kaiser verleiht Titel, Orden und sonstige staat- 
liche Auszeichnungen«. Doch handelt es sich hier, wie der Wort- 
laut sagt, nur um síaatlidie Auszeichnungen und wird durch 
diesen Artikel nur den untergeordneten Staatsbehörden die Be- 
fugnis entzogen, Titel zu verleihen. In diesem Sinne erklärte 
auch Erlass des Ministeriums für Kultus und Unterricht, 5. Jänner 
1881, Z. 110 (Beck-Kelle, Österr. Universitätsgesetze 1904, S. 48), 
dass die Universitáten als Staatsanstalten nicht das Recht haben, 
Titel zu verleihen. Privatanstalten verleihen unbehindert z. B. den 
Titel eines Direktors usw. Bestraft wird nach S 201 des Straf- 
gesetzes nur die Beilegung eines falschen Namens, Standes oder 
Charakters in betrügerischer Absicht. 

Dass die kirchlichen Auszeichnungen durch alle diese Be- 
stimmungen nicht getroffen werden, ergibt sich aus der notori- 
schen Tatsache, dass die Bischófe seit Bestand dieser Gesetze 
frei geistliche Ráte ernennen und eine Unterscheidung von Klerikern 
und Laien in dieser Hinsicht von den staatlichen Gesetzen nicht 
gemacht wird. Übrigens würde die Freiheit der Kirche in dieser 
Beziehung sich auch aus dem Art. 15 des Staatsgrundgesetzes 


Betr. die Einführung einer bischöflichen Laienauszeidinung. 285 


vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nr. 142, über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger ergeben: »Jede gesetzlich anerkannte 
Kirche ordnet.und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten selb- 
ständig«. 

Bedenklich wäre nur das Tragen von besonderen Ordens- 
zeichen oder Ehrendekorationen durch die derart Ausgezeich- 
neten. (Vgl. Strafgesetzbuch F 334.) 

Soweit das genannte Gutachten. È 

Bedenken gegen eine solche Einführung könnten etwa 
folgende erhoben werden. 1. Die Neuheit. — Damit wäre aber jede 
Neuerung, auch im Sinne einer zeitgemäßen Besserung getroffen. 
2. Die Gefahr des Strebertums, die auf Seiten der Laien mehr 
zu befürchten sei als auf Seite der Geistlichen. — Dieser Gefahr 
ist schliesslich jede Auszeichnung mehr oder minder ausgesetzt; es 
kann ihr hinreichend begegnet werden durch kluge und sparsame 
Verwendung der Auszeichnung. 3. Die Gefahr, dass Neid, Miss- 
gunst von seiten nicht Ausgezeichneter genährt wird. — Dies 
wird ferne gehalten, wenn nur wirkliche und hervorragende Ver- 
dienste belohnt werden, die durch offenkundige Tatsachen über 
jeden Verdacht parteilicher Bevorzugung erhaben sind. 4. Manche 
also ausgezeichnete Laien könnten später ihre Gesinnung ändern 
und so dem Bischof zur Verlegenheit werden. — Ist dies nicht 
auch bei Geistlichen möglich, vielleicht vorgekommen? Sodann 
ist eine Entziehung des Ehrentitels immerhin möglich, ja kann 
sogar von vornherein in den statutarischen Bedingungen vorge- 
sehen werden. 5. In unserer demokratischen Zeit haben Titulaturen 
nicht den Wert wie früher. — Ob nicht das Volk gerade in unserer 
Zeit dem »panem et circenses« noch ein »honores« hinzufügen 
möchte? Gerade die gegenwärtige Kriegszeit spricht eher für die 
Wertschätzung der Auszeichnungen, die in Anerkennung militäri- 
scher Verdienste in grosser Zahl verliehen und gewiss hoch ge- 
schätzt werden. 

In Erwägung all dieser Gründe pro et contra habe ich mir 
vor längerer Zeit ein vertrauliches schriftliches (in einigen Fällen 
mündliches) Gutachten sämtlicher Stiftsprälaten, Dechanten sowie 
einiger anderer durch Urteil und Erfahrung hervorragender hoch- 
würdiger Herren erbeten; von den eingelangten 47 Gutachten 
sprachen sich nur 7 gegen die geplante Einführung aus, die 
übrigen 40 begrüssten in ihrer weitaus grössten Mehrheit den 
Gedanken sehr sympathisch. Ich legte sodann diese Gutachten 
meinem hochwürdigen Domkapitel vor, dessen Votum ebenfalls 
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per majora für die Einführung lautete. Endlich versicherte ich 
mich auch des zustimmenden Urteils der übrigen hochwürdigsten 
Bischófe Osterreichs, von denen einige den Grundgedanken dieser 
Neueinführung bereits seit längerer Zeit in ähnlicher Form ver- 
wirklicht hatten, so namentlich in der griechisch-katholischen Erz- 
diózese Lemberg mit besten Erfahrungen. 

+ In reiflicher Überlegung der Angelegenheit habe ich mich 
nun endgültig entschlossen, die erwähnte bischöfliche Auszeich- 
nung für verdiente Laien in meiner Diózese einzuführen, u. zw. 
in folgender Weise. 

Die bischófliche Laienauszeichnung ist in zweifacher Form, 
nämlich eines Ehrendiploms und eines Ehrenfifels gedacht. 

L Das Ehrendiplom wird verliehen an verdiente katholische 
Damen (Frauen und Fräulein) und an solche katholische Männer, 
deren verdiente Wirksamkeit zwar eine hervorragende, aber doch 
ihrem Stande entsprechend nicht so weitgreifende ist. 

II. Der Ehrentitel lautet »Bischöflicher Ehrenrat« und wird 
ausschliesslich an katholische Männer verliehen, deren hervor- 
ragende Wirksamkeit eine ihrem Stand und ihrer Öffentlichen 
Stellung entsprechend weitgreifende ist. 

Vor Verleihung des Ehrendiploms und Ehrentitels wird in 
der Regel der hochwürdige Herr Ortspfarrer, je nach Umständen 
auch der Herr Dechant u. a. in das Vertrauen gezogen, wie auch 
in der Regel der Vorschlag für solche Laienauszeichnungen vom 
hochwürdigen Seelsorgsklerus erwartet wird. 

Für die Verleihung des Ehrentitels gilt folgendes Statut: 

1. Der Titel »Bischöflicher Ehrenrat« ist ein bloßer Ehren- 
titel und gewährt keinerlei rechtliche Einflussnahme auf das 
kirchliche Gebiet. 

2. Er wird ausschliesslich an katholische Männer verliehen. 

3. Für die Auszeichnung ist erforderlich: das vollendete 
40. Lebensjahr — tadelloses Privat- oder Familienleben — muster- 
hafte Erfüllung der religiösen Pflichten — treukirchliche Ge- 
sinnung. 

4. Für die Auszeichnung sind maßgebend: Verdienste auf 
dem Gebiete der kirchlichen Kunst und Wissenschaft — Schule 
— Presse — soziale oder caritative Fürsorge — Vereinstätigkeit 
— kirchenpolitische Verdienste; hingegen an sich noch nicht 
pekuniäre Zuwendungen an kirchliche Zwecke oder rein politische 
Tätigkeit, ausser wenn letztere kirchenpolitischen Charakter be- 
sitzt. mE à 
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5. Die Auszeichnung kann aus einem gewichtigen Grunde 
wieder entzogen werden. 

6. Die Auszeichnung berechtigt nicht zum Tragen irgend 
eines äusseren Abzeichens und zu keinerlei kirchlicher Präzedenz 
weder gegen den Klerus noch gegen andere Laien. 

7. Die Namen der bischöflichen Ehrenräte werden im Diö- 
zesanschematismus verzeichnet. 

8. Die Auszeichnung wird gratis verliehen; eine übliche 
Kanzleitaxe wird eingehoben. 

9. Diese bischöfliche Auszeichnung bildet in der Regel die 

Voraussetzung für Erwirkung einer päpstlichen Auszeichnung. 
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UL Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Erlass des preussischen Kultusministers die Erhöhung der 
Zahl der wóchentlichen Religionsstunden in den Mittelschulen 
betr., vom 10. Januar 1917. 


(Amtsblatt des Bistums Limburg 1917, 25 f. 


Auf Veranlassung der Fuldaer Bischofskonferenz in rubr. Be- 
treff hat der Herr Minister der geistlichen und Unterrichtsange- 
legenheiten durch Erlass vom 10. v. Mts. (U IIl. D Nr 2089 I) 
genehmigt, dass auf begründeten Antrag der Schulbehörden in 
den Klassen der Mittel- und Oberstufe für den Religionsunter- 
richt die Zahl der Unterrichtsstunden auf drei erhóht werde. Diese 
dritte Stunde werde dadurch gewonnen werden kónnen, dass 
eines der Lehrfächer, für die ein Mindest- und ein Höchstmaß 
von Unterrichtsstunden im Lehrplan festgesetzt ist, von dem 
Höchstmaß der Stunden auf das Mindestmaß herabgesetzt werde, 
wobei indessen zu vermeiden sei, dass die Erreichung des Lehr- 
zieles dieses Faches gefáhrdet werde. In den Klassen der Unter- 
stufen soll es bei der bisherigen Zahl von wóchentlich drei Re- 
ligionsstunden verbleiben, welche aber in sechs halbe Stunden 
zerlegt werden kónnen, damit der Unterricht táglich mit Religion 
beginnen kann. 

Diejenigen Herren Geistlichen, welche Religionsunterricht 
an Mittelschulen erteilen, wollen in Beachtung des Vorstehenden 
eine Vermehrung des Religionsunterrichtes in Erwägung ziehen 
und gegebenenfalls durch die Schulbehörde begründete Anträge 
an die Kgl. Regierung gelangen lassen. 


Limburg, den 9. Februar 1917. 
| Bischöfliches Ordinariat. 
Ad N. O. E. 254. . Dr. Hóhler. vdt. Göbel. 
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2. Erlass des Königlichen Provinzial-Schulkollegiums 
für Hessen-Nassau die ehemaligen Feiertage betr.,') 
vom 17. Februar 1917. 

(Amtsblatt des Bistums Limburg 1917, 23.) 


Königliches 
Provinzial-Schulkollegium 


für Hessen-Nassau. 
I. No. S. 1755. . Kassel, den 17. Februar 1917. 


Das Bischófliche Ordinariat in Limburg hat uns gebeten, 
den katholischen Schülern und Schülerinnen der uns unterstellten 
höheren Schulen, die im Bereiche der Diözese Limburg liegen, 
die Möglichkeit zu gewähren, dass sie an den sogenannten halben 
katholischen Feiertagen — Mariä Verkündigung (25. März), Peter 
und Paul (29. Juni) und Patronatsfest — dem Gottesdienst bei- 
wohnen können. Indem wir diesem Wunsche entsprechen, ver- 
anlassen wir die Herren Leiter (Leiterinnen), den katholischen 
Schülern (Schülerinnen), die an den genannten Tagen am Gottes- 
dienst teilnehmen wollen, die erste und, wo es erforderlich ist, 
auch die zweite Morgenstunde freizugeben. Es wird sich empfehlen, 
dass über die Frage, ob für die beteiligten Schüler nur die erste 
oder auch die zweite Schulstunde ausfallen soll, nach Rücksprache 
mit dem betreffenden katholischen Religionslehrer entschieden wird. 

| (Unterschrift.) 
An die höheren Lehranstalten für die männliche und weibliche 
Jugend des Regierungsbezirks Wiesbaden. 

Abschrift der vorstehenden Verfügung teilen wir auf das 
gefl. Schreiben vom 13. Februar d. J. zur Kenntnisnahme er- 
gebenst mit. (gez.) Dr. Paehler. 

An das Bischöfliche Ordinariat in Limburg. 


3. Gesetz betr. den Vorsitz im katholischen Kirchenvorstand 
in Frankfurt a. M., vom 8. Januar 1917. 


(Preussische Gesetzsammlung 1917, 18.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., 


verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der 
Monarchie, was folgt: 
§ 1. 
Der Artikel I des Gesetzes, betr. den Vorsitz im Kirchen- 
vorstande der katholischen Kirchengemeinden im Geltungsbereiche 


1) Vgl. Bekanntmachung des österreichischen Gesamtministeriums betr. 
die staatliche Feiertagsordnung, vom 11. März 1913, in diesem Archiv 93, 525. 
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des rheinischen Rechtes, vom 31. März 1893 (Gesetzsamml. S. 68) 
erhält hinter den Worten »Im Geltungsbereiche des rheinischen 
Rechtes« den Zusatz »und in dem ganzen Gebiete der Stadt 
Frankfurt a. M.« 

Der Abs. 2 des $ 3 des Gesetzes, betreffend die Bildung 
von Gesamtverbänden in der katholischen Kirche, vom 29. Mai 
1903 (Gesetzsamml. S. 179) wird aufgehoben. 


$ 2. 
Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Minister der 
geistlichen usw. Angelegenheiten beauftragt. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Grosses Hauptquartier, den 8. Januar 1917. 
(Siegel.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. 
Helfferich. v. Stein. | | 


4. Erlass des k. k. Österreichischen Ministeriums des Innern 
betr. die Dispens vom Aufgebot für Kriegstrauungen, 
vom 10. Januar 1917. 


(Wiener Diözesanblatt 1917, 12 ff.) 


Behufs Vereinfachung der sogenannten Kriegstrauungen hat 
das k. k. Ministerium des Innern unter dem 10. Jänner 1917, 
Z. 30984/1916, an alle politischen Landesstellen nachstehenden 
Erlass gerichtet: 

Das k. k. Ministerium des Innern erteilt hiemit für Ehe- 
schliessungen von Militär- (Landwehr-, Landsturm-)Personen oder 
zu persönlichen Dienstleistungen nach dem Kriegsleistungsgesetze 
vom 26. Dezember 1912, R. G. Bl. Nr. 236, und der Novelle 
vom 18. Jänner 1916, R. G. Bl. Nr. 18, herangezogenen Personen, 
die im gegenwärtigen Kriege, sei es zum ersten Male, sei es nach 
Urlaub, Krankheit u. dgl. zu wiederholtem Male zur Armee im 
Felde abzugehen haben, beiden Brautleuten die Nachsicht des 
zweiten und des dritten Aufgebotes und für jene Eheschliessungen 
die .gänzliche Nachsicht des Aufgebotes, wo dem zur Entgegen- 
nahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe be- 
rufenen Organe (Seelsorger) ein so nahe bevorstehender Zeit- 
punkt des Abgehens des Bräutigams zur Armee im Felde aus- 
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gewiesen wird, dass anderen Falles die rechtzeitige Eingehung 
der Ehe ausgeschlossen oder doch in Frage gestellt wäre. Die 
gänzliche Nachsicht ist auch für solche Eheschliessungen erteilt, 
die wegen bedrohlichen Gesundheitszustandes des zu einer mili- 
tärischen Dienstleistung eingerückten oder zu persönlichen Dienst- 
leistungen nach dem  Kriegsleistungsgesetze herangezogenen 
Bráutigams ihrer bedürfen. Doch müssen in jedem Falle der 
gänzlichen Nachsicht des Aufgebotes die Brautleute vor dem be- 
zeichneten Organe (Seelsorger) eidlich beteuern, dass ihnen kein 
ihrer Ehe entgegenstehendes Hindernis bekannt sei. 

Sowohl bei der teilweise gewährten, als bei der gänzlichen 
Nachsicht des Aufgebotes hat es auf die Erfordernisse des § 72 
a. b. G. B.!) nicht weiter anzukommen. 

Die zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Ein- 
willigung zur Ehe berufenen Organe (Seelsorger) werden in dieser 
ihrer staatlichen Funktion die Geltung der hiemit erteilten Nach- 
sicht für den einzelnen an sie herantretenden Fall festzustellen 
und über die hiefür maßgebenden Voraussetzungen mit den Braut- 
leuten ein Protokoll nach beiliegendem Muster?) aufzunehmen 
haben, in dem diese um die Nachsicht. des Aufgebotes in jenem 
Umfange bitten, in dem sie nach der Lage ihres Falles nötig ist. 
Dieses Protokoll wird bei den Trauungsurkunden zu hinterlegen 
und die durch den gegenwärtigen Erlass erteilte Nachsicht wird 
unter ausdrücklicher Berufung auf eben diesen Erlass im Sinne 
des § 80 a. b. G. B. im Trauungsbuche zu verzeichnen sein. 

Hienach wolle die k. k. Statthalterei (Landesregierung) inner- 
halb ihres Wirkungskreises für die schleunige entsprechende An- 
weisung der mehrerwähnten Organe (Seelsorger) Sorge tragen, 
wobei, soweit gleichartige kirchliche Dispenserteilungen in Frage 
kommen und eine geeignete Regelung nicht schon getroffen ist, 
zur allfálligen weiteren Erleichterung solcher Eheschliessungen 
bei den berufenen Stellen ein ähnlich entgegenkommendes Vor- 
gehen zur Erwägung zu stellen wäre. Um Instruierung der Mili- 
tärseelsorger werden das k. u. k. Kriegsministerium und das k. k. 
Ministerium für Landesverteidigung von hier aus ersucht. 


1) S 72: »Wenn die Verlobten oder eines von ihnen in dem Pfarrbe- 
zirke, in welchem die Ehe geschlossen werden soll, noch nicht durch sechs 
Wochen wohnhaft sind, so ist das Aufgebot auch an ihrem letzten Aufenthalts- 
orte, wo sie länger als die eben bestimmte Zeit gewohnt haben, vorzunehmen, 
oder die Verlobten müssen ihren Wohnsitz an dem Orte, wo sie sich befinden, 
durch sechs Wochen fortsetzen, damit die Verkündigung ihrer Ehe dort hin- 
reichend sei.« 

2) Siehe nächste Seite. 
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Die politischen Behörden werden bei vorkommenden 
Zweifeln den Trauungsorganen in einer die Erreichung des Zweckes 
dieses Erlasses sichernden Weise aufklärend an die Hand zu 
gehen und auch in andern als den hier geregelten Beziehungen 
dahin zu wirken haben, dass solche Eheschliessungen, soweit es 
mit der Sache verträglich ist, auf keine Schwierigkeiten förm- 
licher Natur stossen. 

Die politischen Bezirksbehörden sind ferner für Fälle, in 
denen sie selbst zur Vornahme des Aufgebotes und zur Ent- 
gegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung berufen 
sind, anzuweisen, fallweise hinsichtlich der Abkürzung des Auf- 
gebotstermines und hinsichtlich der gänzlichen Nachsicht des 
Aufgebotes in gleichartigem Sinne, wie oben angegeben, vorzu- 
gehen. Die Beilagen des Berichtes vom 27. November 1916, 
Z. 11I-2152/3, folgen nebst Abschriften der gleichzeitig an die 
Statthaltereien in Graz und in Triest gerichteten Erlässe zurück. 

Der k. k. Minister des Innern: 
Handel m. p. 


Protokoll 
aufgenommen bei... 1 EE ee 1) 
Die Brautleute?) E 
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bitten unter Hinweis darauf, dass der Bräutigam in seiner Eigen- 
Schalt als?) usa asus ee 
zur Armee im Felde abzugehen hat, dass der Bräutigam ‘) ............ 
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um die Nachsicht des zweiten und des dritten Aufgebotes — um 
die gänzliche Nachsicht des Aufgebotes für ihre Eheschliessung. 5) 

Die Brautleute beteuern eidlich, dass ihnen kein ihrer Ehe 
entgegenstehendes Hindernis bekannt sei. 


1) Die nicht zutreffenden Stellen des Protokollformulares sind zu streichen 
die übrigen mit den zutreffenden Angaben auszufüllen. i 

2) Namen, Stellung und Wohnort (unter Umständen letzter Wohnort), 
sind anzuführen. 

3) Hier ist die militärische Eigenschaft des Bräutigams oder seine Eigen- 
schaft als nach dem Kriegsleistungsgesetze zu persönlicher Dienstleistung 
herangezogene Zivilperson, ferner soweit es tunlich ist, der Zeitpunkt des Ab- 
gehens zur Armee im Felde und die zu Grunde liegende Verfügung anzu- 
geben. Jedenfalls hat hiebei der in eine Marschabteilung eingeteilte Bräutigam 
als zum Abgehen zur Armee im Felde bestimmt zu gelten. 

4) Hier ist der etwaige bedrohliche Gesundheitszustand des Bräutigams, 
der die gänzliche Nachsicht des Aufgebotes erheischt, auszuweisen. 

9) Der Satz gilt für den Fall des gänzlichen Aufgebotes. 
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Der: Unterzeichnele ) ooo ee 
stellt hienach fest, dass den Brautleuten durch den Erlass des 
kk Ministeriums des Innern vom 10. Jänner 1917, Z. 30984, die 
Nachsicht des zweiten und dritten Aufgebotes — die gänzliche 
Nachsicht des Aufgebotes erteilt ist. 

Unterschrift des Trauungsorgans Unterschriften der Brautleute. 
und Amtssiegel. 


5. Entscheidung des preussischen Oberverwaltungsgerichts 
betr. die Gültigkeit von kirchlichen Umlagebeschlüssen ohne 
Genehmigung des Etats seitens des Patrons, 
vom 31. Oktober 1916. 


(Verordnungen des Fürstbischöflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau 1917, 
6 ff.) 


In der Verwaltungsstreitsache des Fideikommissbesitzers N.N. 
auf N. N., Klägers, wider den Gemeindekirchenrat in N. N., Be- 
klagten, hat das Königlich Preussische Oberverwaltungsgericht, 
Achter Senat, in seiner Sitzung vom 31. Oktober 1916, an welcher 
der Senatspräsident, Wirkliche Geheime Oberregierungsrat Dr. 
Genzmer und die Oberverwaltungsgerichtsräte Dr. Berner, Dr. 
Meyer, Dr. Hilbert und Dr. Damme teilgenommen haben, für 
Recht erkannt: Die Klage wird abgewiesen. Die Kosten werden, 
unter Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes auf 356,50 Mk. 
dem Kläger auferlegt. 


Gründe. 


Der Fideikommissbesitzer Graf N. N. ist Patron der Kirche 
zu N. N. Am 20. März 1914 beschlossen die Körperschaften 
der Kirchengemeinde N. N. den »etatsmäßigen Fehlbetrag der 
Kirchenkasse (vergl. Einnahme-Titel VII des Kirchenkassenetats)« 
in Höhe von 1833,54 Mk., nebst den Veranlagungs- und Er- 
hebungskosten und einem für etwaige Ausfälle veranschlagten 
Betrage von 16,46 Mk., im ganzen also 1850 Mk., durch eine 
von den steuerpflichtigen Mitgliedern der Kirchengemeinde nach 
den Maßstabssteuern zu erhebende Kirchensteuerumlage aufzu- 
bringen. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass der Patron zu 
den im etatsmäßigen Fehlbetrag enthaltenen Ausgaben für Bauten 
und für den Baurücklagefonds in Höhe von 185,35 Mk. nicht 


1) Der Amtscharakter des Trauungsorgans ist anzugeben. 
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mitheranzuziehen sei. Dieser Beschluss wurde staats- und kirchen- 
aufsichtlich genehmigt. Demgemäß wurde Graf N. N. für das 
Rechnungsjahr 1914 zur Kirchensteuer mit einem Betrage von 
939,82 Mk. veranlagt. Er legte hiergegen Einspruch und nach 
dessen Zurückweisung durch den Gemeindekirchenrat Beschwerde 
ein. Ihr wurde durch den Regierungspräsidenten gleichfalls der 
Erfolg versagt. Graf N. N. hat nunmehr Klage erhoben mit dem 
Antrag, unter Aufhebung des Beschwerdebescheids seine Kirchen- 
steuer auf 356,50 Mk. zu ermäßigen. | 

Die Klage erwies sich als unbegründet. Der Kläger erachtet 
den Umlagebeschluss vom 20. März 1914, auf welchem seine 
Heranziehung beruht, aus doppeltem Grunde für rechtsungültig. 
Zunächst bemängelt er, dass der Etat der Kirchengemeinde, 
welcher dem Umlagebeschlusse zu Grunde liege, von ihm, als 
Patron nicht genehmigt worden sei. Die Genehmigung des 
Patrons sei aber gesetzlich zum Zustandekommen eines gültigen 
- Etats erforderlich. Ferner dürfe die Kirchengemeinde nach § 1 
des Kirchensteuergesetzes vom 26. Mai 1905 von ihrer Befugnis 
zur Steuererhebung nur insoweit Gebrauch machen, als die son- 
stigen verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse 
nicht ausreichten. Gegen diese Vorschrift sei im vorliegenden 
Falle verstossen worden, indem die Kirchengemeinde gewisse 
Einnahmen an Opfern und den Ertrag des Klingelbeutels bei der 
Bemessung ihres Ausgabebedarfes nicht in Abzug gebracht habe. 
Allerdings habe die Kirchengemeinde schon am 26. Juni 1910 
beschlossen, jene — der Pfarrkasse und dem Küster zustehenden 
— Opfer und den Ertrag des Klingelbeutels »aufzuheben«, an 
ihrer Stelle den Bezugsberechtigten bestimmte Ablösungsrenten 
zu zahlen und diese Renten durch Kirchensteuer aufzubringen. 
Allein auch dieser Beschluss sei mangels der Genehmigung des 
Patrons rechtlich unwirksam. Obwohl der Kläger hiernach die 
ganze Umlage als ungültig erachtet, hat er doch sein Freistellungs- 
. begehren ausdrücklich auf den oben genannten Betrag beschränkt. 

Der Regierungspräsident hat in dem angefochtenen Bescheide 
das Verlangen des Klägers deshalb als unbegründet bezeichnet, 
weil allein ausschlaggebend der Umstand sei, dass der Umlage- 
beschluss vom 20. März 1914 die Genehmigung der staatlichen 
und kirchlichen Aufsichtsbehörden erhalten habe. Nachdem diese 
Genehmigung erteilt worden sei, könnten — selbst sachlich be- 
gründete — Angriffe des Steuerpflichtigen gegen die jenem Be- 
schlusse zu Grunde liegenden Verwaltungsakte der Kirchenge- 
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meinde ihn von der Verpflichtung zur Zahlung der Steuer nicht 
entbinden. Da sich aber die erhobenen Beanstandungen ledig- 
lich gegen derartige Verwaltungsakte wendeten, dagegen die 
Richtigkeit der Heranziehung gemäß der subjektiven Steuerpflicht 
und gemäß den im Umschlagebeschlusse festgestellten Grund- 
sätzen nicht bestritten worden sei, so habe es eines Eingehens 
auf die einzelnen sachlichen Ausführungen der Beschwerde nicht 
bedurit. 

Allerdings trifft es nicht zu, wenn der Regierungsprásident 
der Ansicht ist, dass die Erteilung der staats- und kirchenauf- 
sichtlichen Genehmigung die Nachprüfung der Rechtsgültigkeit 
des Umlagebeschlusses ausschliesse. Jene Nachprüfung lag ihm 
vielmehr ob. Da durch die Zulassung der im Artikel IV § 1 des 
Staatsgesetzes vom 14. Juli 1905 (Gesetzsammlung S. 277) dem 
Steuerpflichtigen gegen seine Heranziehung zur Kirchensteuer 
gegebenen Beschwerde der Staatsbehórde die Befugnis übertragen 
worden. ist, darüber zu entscheiden, ob jene Abgabe, also der 
auf einen Steuerpflichtigen umgelegte Anteil am Ausgabebedarfe 
der Kirchengemeinde, rechtmäßig erfordert ist, so ist ihr dadurch 
auch die Aufgabe zugewiesen worden, selbständig zu prüfen, ob 
die Umlegung des Ausgabebedarfes, auf welcher die Heranziehung 
beruht, den Gesetzen gem48 erfolgt ist. Es muss hiernach, ebenso 
wie in dem durch Klage anhángig gemachten Streitverfahren 
durch den Verwaltungsrichter, auf die Beschwerde seitens der 
Staatsbehórde nachgeprüft werden, ob der Umlagebeschluss sich 
inhaltlich innerhalb derjenigen Grenzen hält, in welchen der freien 
Selbstbestimmung der Kirchengemeinde vom Gesetze Spielraum 
gelassen worden ist. Der Steuerpflichtige kann daher mittels des 
Einspruchs und der Beschwerde gegen seine Heranziehung geltend 
machen, dass bei der Umlegung jene Grenzen überschritten worden 
seien. Dies ist für das Gebiet der kommunalen Besteuerung an- 
erkannten Rechtes (vgl. Urteile vom 30. Mai 1896, Entscheidungen 
des Oberverwaltungsgerichts Band 30 S. 43/46, und vom 9. De- 
zember 1898, im Preussischen Verwaltungsblatte, Jahrgang 20 
S. 440,441). Für das Kirchensteuerrecht kann sinngemäß nichts 
anderes gelten (vgl. Urteile vom 24. Februar 1911 und 3. April 
1914, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 58 
S. 239/241 und Band 67 S. 268/277). 

Allein im Ergebnis ist der Regierungspräsident zu der 
richtigen Entscheidung gelangt. Die vom Kläger gegen die 
Gültigkeit des Umlagebeschlusses erhobenen Bemängelungen 
greifen nicht durch. 
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Es bedarf zunächst keiner Erörterung, ob zum Zustande- 
kommen des Etats einer Kirchengemeinde die Genehmigung des 
Patrons erforderlich ist oder nicht. Denn selbst wenn sie hierzu 
erforderlich sein sollte, würde aus ihrem Fehlen nicht die Un- 
gültigkeit des Umlagebeschlusses folgen. Die Festsetzungen des 
Etats wirken nicht rechtsbegründend für die Umlagebefugnis der 
Kirchengemeinde und bilden daher inhaltlich keinen wesentlichen 
Bestandteil des Umlagebeschlusses. Dieser kommt durch die in 
sich selbständige, von den Aufstellungen des Etats rechtlich un- 
abhängige Beschlussfassung der kirchlichen Gemeindeorgane zu- 
stande, eine gewisse Summe durch Kirchensteuern zu erheben. 
Mag die Höhe dieses Ausgabebedarfes rechnerisch aus dem Etat 
herzuleiten sein, so wurzelt doch die Befugnis der Kirchenge- 
meinde, einen bestimmten Betrag an Bedürfnissen aufzubringen, 
rechtlich nicht im Etat, sondern in der auf dem freien Satzungs- 
rechte beruhenden Entschliessung ihrer Organe. Es ergibt sich 
dies schon daraus, dass die Kirchengemeinden berechtigt sind, 
ausserordentliche Umlagen, deren Bedarf im Etat nicht vorge- 
sehen war, besonders zu beschliessen. Wenn es daher im Be- 
schlusse vom 20. März 1914 heisst, dass der »etatsmäßige« Fehl- 
betrag der Kirchenkasse von 1833,54 Mk. durch kirchliche Um- 
lage zu beschaffen sei, so hat dies nach vorstehendem nur die 
Bedeutung, dass lediglich berichtend erwähnt wird, die Be- 
messung des Bedarfes in dieser Höhe ergebe sich rechnerisch 
aus dem Etat. Die rechtlich entscheidende autonome Ent- 
schliessung liegt aber in der vorhergehenden Festsetzung des 
Beschlusses: 

»Die Umlage beläuft sich auf rund 1850 Mk. und wird in 
dieser Höhe angenommen.« 

Es kann für die hier zu treffende Entscheidung auch dahin- 
gestellt bleiben, ob der Beschluss der kirchlichen Körperschaften 
vom 26. Juni 1910, die Erhebung der Opfer und des Klingel- 
beutels aufzugeben, zu seiner Wirksamkeit der Genehmigung des 
Patrons bedurfte und ob demgemäß die Kirchengemeinde gemäß 
$ 1 des Kirchensteuergesetzes bei Bemessung ihres durch Steuern 
zu deckenden Bedarfes jene Bezüge als verfügbare Einnahmen 
hátte einstellen müssen. Denn selbst wenn dies anzunehmen 
wäre, würde der Kläger als Steuerpflichtiger, — nur als solcher, 
und nicht als Patron kommt er hier in Frage —, daraus ‚keinen 
Einwand gegen seine Heranziehung zu der kirchlichen Umlage 
herleiten kónnen. Ein Einwand dieses Inhalts stellt sich als ein 
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dem einzelnen Steuerpflichtigen nicht zustehender und deshalb 
unzulässiger Angriff gegen die Wirtschaftsführung der Kirchen- 
gemeinde dar. Zur Nachprüfung, ob eine Kirchengemeinde den 
Betrag des durch Steuern aufzubringenden Bedarfes mit Rück- 
sicht auf ihre sonstigen Einnahmen richtig bemessen habe, sind 
allein die staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden berufen, 
welche die Genehmigung zu einem von den kirchlichen Ge- 
meindebehörden gefassten Umlagebeschlusse zu erteilen haben. 
Ist diese Genehmigung erteilt, so ist damit die Frage, ob der 
Bedarf nach jener Richtung hin richtig bemessen sei, den An- 
griffen der einzelnen Steuerpflichtigen entzogen (vgl. die für das 
Gemeindeabgabenrecht ergangenen, sinngemäß auch hier zu- 
treffenden Urteile vom 11. November 1896 und 26. Februar 1897, 
Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 30 S. 94/96 
und Band 31 S. 173/174, sowie vom 15. Dezember 1899, im 
Preussischen Verwaltungsblatte, Jahrgang 21 S. 365). 


Das Urteil des Gerichtshofs vom 3. April 1914 (Entschei- 
dungen des Oberverwaltungsgerichts Band 67 S. 268), auf welches 
sich der Kläger für seine gegenteilige Auffassung beruft, steht 
ihm hierin nicht zur Seite. In dem damals entschiedenen Falle 
ergab sich aus dem Inhalte des Umlagebeschlusses und seiner 
Unterlagen, dass die Kirchengemeinde zur Deckung eines Be- 
darfes, der nach ihrer Erklärung selbst nicht ihr eigener war, die 
Erhebung von Kirchensteuern beschlossen hatte. Dadurch hatte 
die Kirchengemeinde die vom Gesetz ihrer Autonomie gezogenen 
Schranken überschritten, denn zur Befriedigung anderer als ihrer 
eigenen Bedürfnisse ist ihr gesetzlich kein Besteuerungsrecht über- 
tragen. Im vorliegenden Falle dagegen hat die Kirchengemeinde 
lediglich die Deckung ihres eigenen Bedarfes durch Steuern be- 
schlossen und sich damit innerhalb der Grenzen ihres Satzungs- 
rechts gehalten. Es handelt sich hier nur darum, ob sie die Höhe 
ihres Bedarfes richtig bemessen habe. 


Die Kosten des Verfahrens hat der Kläger als der unter- 
liegende Teil nach $ 103 des Landesverwaltungsgesetzes vom 
30. Juli 1883 zu tragen. 
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6. Entscheidung des Amtsgerichts Berlin-Mitte, Abteilung 109 
betr. die Einschulung der Kinder aus gemischten Ehen 
vom 21. Juni 1916. 

(Verordnungen des Fürstbischöflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau 1916, 
159 f.) 

Zur Einschulung der Kinder aus religiós gemischten Ehen 
dürfte nachstehende Verfügung des Kóniglichen Amtsgerichts 
Berlin-Mitte vom 21. Juni 1916, welche die gemeinnützigen 
Rechtsauskunfts-Stellen der Katholischen Pfarreien von Gross- 
Berlin in der Erziehungsstreitsache der kath. Witwe E. in Berlin 
erwirkten, namentlich jetzt in der Kriegszeit von einiger Bedeutung 
sein, weil der bisher vom Kammergericht in ständiger Recht- 
sprechung vertretene Standpunkt, »dass das Einverständnis mit 
dem Tode eines Ehegatten seine Bedeutung verliert«, darin ver- 
lassen wird. 

Die Städtische Schuldeputation Berlin hatte in ihrer Ab- 
lehnung des Umschulungsantrages jenen Rechtsstandpunkt des 
Kammergerichts (vgl. Rohrscheidt, Volkschulunterhaltungsgesetz, 
4. Aufl., S. 255) betont und erklärt, dass die von der Witwe E. 
und ihrem verstorbenen Ehegatten s. Zt. abgegebene Willens- 
erklärung, »dass ihre sämtlichen Kinder in der katholischen Re- 
ligion erzogen werden sollen«, nicht mehr rechtswirksam sei. 
Die Städt. Schuldeputation führte weiter aus: Da ihr im Jahre 
1912 verstorbener Ehemann evangelischer Konfession war, so 
muss dessen am 2. November 1907 geborene Tochter Fr. im 
Glauben des Vaters erzogen und unterrichtet werden, weil sie 
beim Ableben des Vaters noch nicht die Schule besucht hat. 
Dem Antrage, das Kind in eine katholische Schule umzuschulen, 
kann deshalb nicht entsprochen werden. 

Wir (die Städt. Schuldeputation) stellen indes anheim, die 
Entscheidung des Vormundschaftsgerichts herbeizutühren. ` 

Das von den Gemeinnützigen Rechtsauskunitsstellen darauf- 
hin angerufene Vormundschaftsgericht erliess nachstehende 


109. E. IX. 1836/17. Verfügung. 

Auf Antrag der Witwe des Arbeiters Albert E., Marie geb. S, 
in Berlin, wird nach angestellter Sachermittlung angeordnet, dass 
deren am 2. November 1907 geborene eheliche Tochter Fr. E., 
welche zur Zeit die evangelische Gemeindeschule in der Siemens- 
strasse besucht, im katholischen Glauben zu erziehen sei. 

Berlin, 21. Juni 1916. 

Königl. Amtsgericht Berlin-Mitte Abtlg. 109. 
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Tatbestand. 


Der am 25. Februar 1912 zu Berlin verstorbene Ehemann 
Albert E. war evangelischer Konfession. Vor der im April 1895 
erfolgten Eheschliessung wurde der übliche Vertrag, — die Er- 
klärung, dass sämtliche Kinder der katholisch zu schliessenden 
Ehe im katholischen Glauben zu erziehen seien, — vor dem zu- 
ständigen Pfarrer abgeschlossen. 

Die Eheleute sind dann kath. getraut, die drei, aus dieser 
Ehe geborenen Kinder kath. getauft, zwei noch vom Ehemann 
in der kath. Gemeindeschule eingeschult worden. Zines dieser 
beiden, älteren Kinder starb noch zu Lebzeiten des Vaters, das 
zweite, 1905 geborene Mädchen starb ein Jahr nach seines 
Vaters Tode. 

Mangels behördlicher Anerkennung der von den Eheleuten 
s. Zt. abgegebenen Willenserklärung musste die Witwe E. nach 
dem Tode ihres Mannes das dritte Kind, Fr. E., in der evan- 
gelischen Schule einschulen. 

Der spätere Umschulungsantrag wurde von der Gemein- 
nützigen Rechtsauskunft wie folgt begründet. 

Gründe: Beim Tode des Ehemannes lagen keinerlei, der 
früheren Einigung entgegenstehende Handlungen oder Zu- 
lassungen vor. 

Das Wesen der Einigung im Sinne des S 78. II. 2. A. L. R. 
liegt aber nach einer Entscheidung des Kammergerichts vom 
4. Juni 1903 (36. A. 48 ff.) in dem Vorliegen eines rein tatsách- 
lichen Zustandes, der erkennen lässt, dass die Eltern des Kindes 
dasselbe der Religion des einen Teiles folgen lassen wollen. 

Eine weitere Entscheidung des Kammergerichts vom 1. August 


j | 
1914 Can WH führt dann weiter unter Berücksichtigung der 


vorerwähnten Entscheidung aus, dass, wenn die festgestellten 
Vorgänge die Annahme jenes tatsächlichen Zustandes des Einig- 
seins für die Zeit rechtfertigen, aus denen die Willensmeinungen 
des Vaters bekannt sind, die Fortdauer dieses Zustandes nach 
allgemeinen Rechtsgrundsátzen zu vermuten sei. 

Weder der Wortlaut, noch die Bestimmung der Deklaration 
vom 21. November 1803, nämlich religiöse Spaltungen in den 
Familien zu vermeiden, kónnen aber dahin gedeutet werden, 
dass das Einverständnis mit dem Tode eines Ehegatten seine 
Bedeutung verliert. 

Denn, bezweckt die Deklaration vom 21. November 1803 
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eine Abänderung des $ 76 A. L. R. Il. 2, so zieht dies nnbedingt 
eine gleiche Abänderung — nicht aber ein einfaches Fallen- 
lassen — des S 80 A. L. R. II. 2. nach sich, da dieser »auch nach 
dem Tode« die im $ 76 A. L. R. Il. 2 getroffene Bestimmung 
angewendet wissen wollte. | 

Da nun im Streitfalle der Witwe E. »leider« schon die erste 
Instanz, das Vormundschaftsgericht, nach angestellter Nachermitt- 
lung (Beschaffung der Pfarramts-Erklárung und der Bestätigung 
der beiden Schulleiter der verstorbenen Kinder) dem Antrage auf 
Umschulung in der oben angeführten Verfügung stattgab, so 
wäre es überaus wünschenswert, wenn gleichartig gelagerte Fälle, 
in denen die angestrebte Ein- resp. Umschulung nicht erreicht 
wurde, rechtzeitig der gemeinnützigen Rechtsauskunftsstelle der 
katholischen Pfarreien zu Gross-Berlin W 62, Kurfürstendamm 260, 


gebracht würden, um einen diesbezüglichen Kammergerichtsbe- — : 


schluss herbeizuführen. 
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IV. Kleine Beitráge und Nachrichten. 


1. Das Dekret der Konsistorialkongregation „Ratio“ 
vom 25. Juli 1916 über die Besetzung der Bischofsstühle 
in Nordamerika. 

Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Bonn. 


In der letzten Kirchenrechtlichen Chronik dieser Zeitschrift 
— sieh oben S. 134 — ist kurz darauf hingewiesen, dass das in 
der Überschrift genannte Dekret der Konsistorialkongregation 
»Ratio« vom 25. Juli 1916 das Vorschlagsverfahren für die Be- 
setzung der bischöflichen Stühle in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika neu geregelt hat. Bei der grossen Wichtigkeit, dem 
dieser Erlass auch über die Grenzen seines Geltungsgebietes hinaus 
zukommt, halte ich es für angebracht, ihn in etwas ausführlicherer 
Darstellung an dieser Stelle zu behandeln. 

I. 

In der Einleitung schildert das Dekret »Ratio«!) in kurzen 
Zügen das bisher für die Besetzung der Bistümer in Nordamerika 
geltende Vorschlagsverfahren, das auf dem dritten Plenarkonzil 
von Baltimore vom Jahre 1886°) angeordnet wurde. Hiernach 
versammelten sich nach eingetretener Vakanz eines Bistums die 
betreffenden Diózesankonsultoren und stimmberechtigten inamo- 
vibelen Píarrer, um (über die Aufstellung einer Kandidatenliste 
von drei Personen (Ternavorschlag) zu beraten und durch Stim- 
menmehrheit zu entscheiden. Das Ergebnis dieser Abstimmung, 
der Ternavorschlag, wurde dann den Bischöfen: der betreffenden 
Kirchenprovinz zur Begutachtung vorgelegt, und wenn es sich 
um die Ernennung eines Metropoliten handelte, für gewóhnlich 
auch die einzelnen Metropoliten des Landes um ihre Meinung 
gefragt. Zuletzt gelangten die Vorschlagsliste und das Gutachten 
der Bischöfe an den Hl. Stuhl, der die Besetzung der vakanten 
Bischofsstühle nach freiem Ermessen — collatione libera — vor- 
nahm, ohne an die gemachten Vorschläge rechtlich gebunden 
Zu sein. 

1) Acta Apostolicae Sedis VIII, 400 ff. 


2) Collectanea. S. Congre AE de s o pagandi Fide I (1907) S. 662. 
Das Dekret ist datiert vom 21. September 1885. 
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Wegen der weiten Entfernung Nordamerikas von Rom und 
der öfters notwendigen Nachfragen über die vorgeschlagenen 
Kandidaten war dieses Verfahren mitunter sehr zeitraubend, so 
dass die nordamerikanischen Bischofsstühle bisweilen über die 
gesetzliche Frist hinaus verwaist blieben. Um diesem Mangel 
abzuhelfen, ist es daher empfehlenswert, ein Verfahren anzuordnen, 
das den Hl. Stuhl in den Stand setzt, sich bereits vor dem Ein- 
tritt der Bistumsvakanzen über die tauglichen Kandidaten im all- 
gemeinen zu informieren und hernach in ruhiger Überlegung 
die Besetzung vorzunehmen. Auch soll das neue Verfahren noch 
anderen Übeln, d.i. den Agitationen und Diskussionen besonders 
in der Presse, die mit dem alten Verfahren verbunden waren und 
schon mehrfach vom Hl. Stuhle bekämpft wurden, !) vorbeugen. 
Nachdem zuvor die Ansichten der nordamerikanischen Bischöfe 
eingeholt waren, die in ihrer Mehrheit dem neuen Gesetzesent- 
wurfe zustimmten und auch einige Verbesserungsvorschläge 
machten, hat der Hl. Vater folgende neue Bestimmungen ge- 
troffen: 

l. Zu Beginn der Fastenzeit des Jahres 1917 und später 
alle zwei Jahre um dieselbe Zeit teilen die Bischöfe ihrem Metro- 
politen die Namen des einen oder andern Priesters mit, den sie 
zum Bischofsamte für würdig und tauglich halten. Sie kónnen 
auch Priester ausserhalb der eigenen Diózese und Kirchenprovinz 
in Vorschlag bringen, müssen aber unbedingt die betreffenden 
Kandidaten aus persönlichem und langjährigem Umgange kennen 
gelernt haben. Ausser dem Namen und dem Alter des Kandi- 
daten ist auch seine Geburisheimat, sein gegenwärtiger Aufenthalts- 
ort und seine amtliche Stellung anzugeben. 

2. Bevor die Bischöfe ihre Vorschläge einsenden, sind sie 
gehalten, bei den Diózesankonsultoren und inamovibelen Pfarrern 
ihrer Diözese eine Umfrage bezüglich geeigneter Bischofskandi- 
daten zu veranstalten. | 

Diese Anfrage ist aber nicht an die Versammlung der Dió- 
zesankonsultoren und Pfarrer zu richten, sondern an jeden einzeln, 
wobei allen die strengste Schweigepflicht aufzuerlegen ist. Eine 
etwaige in dieser Angelegenheit geführte Korrespondenz ist zu 
vernichten. Die Bischöfe dürfen die empfangenen Vorschläge 
nur auf der nachfolgenden Bischofsversammlung mitteilen. 


1) Vgl. das Schreiben des Kardinalpráfekten der Pro aganda vom 15. Mai 
1892 (Acta S. Sedis XXIV, 684 ff.) und neuerdings das Dekret der Konsistorial- 
kongregation »Recta« vom 30. März 1910 (Acta Apostolicae Sedis II, 286 ff.). 
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3. Es ist den Bischófen auch freigestellt, sich bei anderen 
erfahrenen Männern aus dem Welt- und Ordensklerus hinsicht- 
lich geeigneter Bischofskandidaten zu erkundigen. In diesem Falle 
sind die in Art. 2 erwähnten Vorschriften über die Schweigepflicht 
ebenfalls zu beobachten. 

4. Die gemäß Art. 2 und 3 gemachten Vorschläge sind für 
die Bischöfe nicht verbindlich, sondern sie können nach freiem, 
gewissenhaftem Ermessen auch andere Kandidaten gemäß Art. 1 
in Vorschlag bringen. Die Vorschläge der Bischöfe dürfen nur 
dem Erzbischofe bekannt gegeben werden. 

5. Nachdem der Erzbischof die einzelnen Kandidatenlisten 
von den Suffraganbischöfen erhalten hat, stellt er unter Hinzu- 
fügung seiner eigenen Kandidaten eine Generalliste in alphabeti- 
scher Reihenfolge auf, die den Suffraganbischöfen zum Zwecke 
weiterer Nachforschungen über ihnen unbekannte Persönlichkeiten 
vorgelegt wird. 

6. Die Nachforschungen sind an das strengste Amtsge- 
heimnis gebunden. Steht zu befürchten, dass die Namen der 
Kandidaten dadurch offenbar werden, so sind dieselben einzu- 
stellen. 

7. Nach Ostern des jeweils fälligen Jahres versammeln sich 
sämtliche Provinzialbischöfe an einem vom Erzbischofe bestimmien 
Termine und Orte, jedoch ohne alle Feierlichkeit und jedes Auf- 
sehen, um über die definitive Aufstellung der dem Hl. Stuhle einzu- 
reichenden Liste der Bischofskandidaten zu beraten und abzu- 
stimmen. | 

8. Auf der Versammlung ist von allen Mitgliedern, der Erz- 
bischof nicht ausgenommen, der Eid über die Beobachtung des 
Amtsgeheimnisses abzulegen; ausserdem wird das Wahlreglement 
vorgelesen. 

9. Aus der Mitte der versammelten Suffraganbischöfe wird 
ein Sekretär gewählt. | 

10. Hierauf beginnt die Diskussion über die Kandidaten. 

11. Die Kandidaten müssen reifen, aber nicht zu sehr vor- 
gerückten Alters sein, eine erprobte Klugheit besitzen, sich durch 
gesunde und nicht gewöhnliche Gelehrsamkeit und Ergebenheit 
gegen den Hl. Stuhl auszeichnen und vor allem durch Sitten- 
reinheit und Frömmigkeit hervorragen. Ausserdem ist auf ihre 
Fähigkeit in der Vermögensverwaltung, auf ihre Familienverhält- 
nisse, ihre Charakteranlage und ihre Gesundheit Rücksicht zu 
nehmen. 
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12. Nach dem Schlusse der Diskussion findet die Abstim- 
mung statt, für die folgende Regeln gelten: 

a) Wer in der voraulgegangenen Diskussion einstimmig für 
untauglich erachtet wurde, wird aus der Liste gestrichen; über 
alle übrigen Kandidaten muss abgestimmt werden. 

b) Die Abstimmung geschieht geheim und beginnt bei dem 
ersten Kandidaten nach alphabetischer Reihenfolge. 

c) Alle Stimmberechtigten erhalten drei Votiersteine: einen 
weissen, einen schwarzen und einen andersfarbigen. Der erste 
gilt für die Approbation, der zweite für die Reprobation und der 
dritte für die Stimmenthaltung. 

d) Die einzelnen Prälaten, angefangen mit dem Erzbischofe, 
legen den für den betreffenden Kandidaten bestimmten Votier- 
stein in eine bereit gestellte Urne; die beiden übrigen nicht ge- 
brauchten Steine werden in eine andere Urne gelegt. 

e) Nachdem alle abgestimmt haben, werden die einzelnen 
Stimmen von dem Erzbischof mit Unterstützung des Sekretärs 
gezählt und das Resultat schriftlich aufgezeichnet. 

13. Ist die Abstimmung über alle Kandidaten vollendet, so 
kann bei Stimmengleichheit mehrerer Kandidaten auf Antrag eines 
Bischofs noch darüber abgestimmt werden, wer von beiden den 
Vorzug verdient. Die Prälaten legen dann einen Zettel mit dem 
Namen des von ihnen vorgezogenen in eine Urne, die gemäß 
Art. 12 lit. e gezählt und notiert werden. 

14. Obwohl sich der Hl. Vater das Recht vorbehält, durch 
den Apostolischen Delegaten oder auf andere Weise bei den 
Bischöfen und Erzbischöfen Nordamerikas über die vorgeschlagenen 
Kandidaten Erkundigungen einzuziehen, wenn eine Diözese vakant 
geworden ist, so ist es doch erlaubt und nützlich, wenn die 
Bischöfe auf der Versammlung allgemeine Angaben machen, für 
welche Diözese sich die Kandidaten besser eignen, ob z. B. für 
eine kleine, geordnete und ruhige oder für eine grosse, noch 
erst zu ordnende oder neu einzurichtende, ob für eine Diözese 
mit mildem Klima, ebener Erdoberfläche usw. 

15. Über die wichtigsten Punkte der Diskussion und das 
Ergebnis der Abstimmung führt der Sekretär ein Protokoll. 

16. Am Schlusse der Versammlung ist der Bericht des 
Sekretärs über die vorgeschlagenen Namen der Kandidaten, ihre 
Eigenschaften und die Zahl der empfangenen Stimmen zu ver- 
lesen und zu genehmigen. 

17. Eine Abschrift der Akten ist vom Erzbischofe, dem 
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Sekretär und den Bischöfen zu unterzeichnen und durch den 
Apostolischen Delegaten an die Konsistorialkongregation einzu- 
senden. Die Originalakten werden im Geheimarchive des Erz- 
bischofs aufbewahrt und nach einem Jahre oder auch schon früher, 
wenn die Verletzung des Amtsgeheimnisses droht, zu vernichten. 

18. Endlich wird den Bischöfen noch das Recht zuge- 
sprochen, sowohl bei Gelegenheit der Aufstellung der Vorschlags- 
liste wie auch nach eingetretener Vakanz des Bistums unmittelbar 
mit der Konsistoriakongregation oder dem Hl. Vater bezüglich 
der Auswahl der Kandidaten in brieflichen Verkehr zu treten. 

Alle entgegenstehenden Rechte und Gesetze, auch die, 
welche einer besonderen Erwáhnung bedürfen, sind aufgehoben. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten.nur bis zum Gutdünken 
des Apostolischen Stuhles. 


II. 


Während man nach den eingangs erwáhnten Motiven des 
Gesetzes (Beschleunigung der Besetzung der Bischofsstüle und 
strenge Wahrung des Amtsgeheimnisses) glauben möchte, dass 
dieses bloß eine äusserliche Verbesserung des Vorschlagsver- 
fahrens bezwecke, belehrt uns doch der Inhalt darüber, dass 
es sich um eine wesentliche, innere Umgestaltung handelt. Wir 
können die Bedeutung des neuen Erlasses am besten ermessen, 
wenn wir ihn mit dem alten Gesetze des dritten Plenarkonzils 
von Baltimore vergleichen. | 

Beiden gemeinsam ist die Mitwirkung zweier Faktoren (der 
Diözesankonsultoren und inamovibelen Pfarrer einerseits und der 
Provinzialbischöfe anderseits) bei dem Vorschlagsverfahren und 
die (rechtlich) freie Besetzung der Bistümer durch den Apostoli- 
schen Stuhl. Während aber nach dem alten Recht der Schwer- 
punkt des Vorschlagsverfahrens unstreitig bei der unteren Instanz 
— den Diözesankonsultoren und stimmberechtigten Pfarrern — 
beruhte, ist jetzt der Haupteinfluss in die Hände der Provinzial- 
bischöfe gelegt. Diese haben nunmehr das Recht, in einer Ver- 
sammlung über die definitive Aufstellung der Kandidatenliste zu 
beschliessen, was früher auf der Versammlung der Diözesan- 
konsultoren und stimmberechtigten Pfarrer geschah. Allerdings 
ist bezüglich der Aufstellung der Vorschlagsliste durch die Bischöfe 
sehr zu beachten, dass diese nicht mehr in der früheren Weise 
geschieht. Sie wird 1) nicht mehr für eine bestimmte, vakant 
gewordene Diözese aufgestellt, sondern nur allgemein über die 
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Befähigung zum Bischofsamte und enthält 2) keinen Gesamtbe- 
schluss der Versammlungsteilnehmer, sondern sámtliche von den 
letzteren abgegebenen Stimmen. Durch diese Ánderung ist der 
frühere Charakter einer Wahl, der dem Ternavorschlage der Dió- 
zesankonsultoren und stimmberechtigten Pfarrer wenigstens áusser- 
lich beigelegt werden konnte, fast gánzlich aufgehoben und statt 
dessen der Grundsatz einer blossen Meinungsäusserung einge- 
führt. Ausserdem gilt das Verfahren nicht mehr der unmittel- 
baren Stellenbesetzung, sondern nur der Befáhigung zum Bischofs- 
amte. Es ist einleuchtend, dass infolge dieser doppelten Um- 
wandlung die Freiheit des Apostolischen Stuhles in der Be- 
setzung der nordamerikanischen Bistümer erheblich gesteigert ist. 
Hatte sich dieser auch nach dem alten Rechte die provisio libera 
im weiteren Sinne bewahrt, da die Ternavorschläge bezüglich der 
vakanten Bistümer für ihn nicht rechtlich verpflichtend waren, so 
handelte es sich doch immer um bestimmte Vorschläge für eine 
konkrete Stelle, die wenigstens einen moralischen Einfluss aus- 
übten, wie dieses z.B. auch bezüglich der Vorschläge der Fakul- 
täten für die Besetzung der Universitätsprofessuren zutrifft. Das 
neue Verfahren dagegen hat bloß den Charakter einer Information 
über die Befähigung zum Bischofsamte und lässt dem Hl. Stuhle 
in der Auswahl der Persönlichkeiten für die vakante Stelle die 
freieste Hand. | 

Forschen wir nach den Vorbildern, die dem neuen System 
der Besetzung der nordamerikanischen Bischofsstühle zu Grunde 
liegen, so ist es das nächste, auf das älteste nordamerikanische 
Recht zurückzugehen. Nach dem Dekrete vom 21. Januar 1861, !) 
das durch das im Eingange dieser Abhandlung erwähnte Dekret 
vom 21. September 1885 abgeändert wurde, waren die Provinzial- 
bischófe verpflichtet, alle drei Jahre die Namen geeigneter 
Bischofskandidaten dem Metropoliten und der Propagandakon- 
gregation vorzulegen und, nachdem eine bestimmte Stelle vakant 
geworden war, Vorschläge bezüglich der Wiederbesetzung zu 
machen. Man darf mit Bestimmtheit annehmen, dass die erste 
Vorschrift dieses Verfahrens in unserem Gesetze vom 295. Juli 
1916 wiederkehrt, während die zweite fallen gelassen worden ist. 

In jüngster Zeit hat Pius X. das Verfahren der Besetzung 


1) Ccllectanea S. Congr. de Propaganda Fide I (1907) S. 659. Am 
19. Mai 1866 wurde dieses Verfahren auch auf Australien ausgedehnt (a. a. O. 
I], 714), wo es bis zum 1. Mai 1887 galt und durch das neue nordamerikanische 
Recht abgelóst wurde. 
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der französischen Bistümer neu geregelt.!) Hiernach versammeln 
sich die Bischöfe der Provinz, in der ein Bischofsstuhl zu be- 
setzen ist, und die der benachbarten Provinzen, um über drei 
dem Papste vorzuschlagende Kandidaten zu beraten. Es erfolgt 
aber kein Gesamtbeschluss, sondern jeder Bischof muss die ihm 
geeignet erscheinenden drei Kandidaten, deren Namen streng ge- 
heim zu halten sind, nach Rom einsenden. Auch in diesem Modus 
finden sich Ankläge an den unserigen, insofern kein Gesamtbe- 
schluss zustandekommt und das Verfahren einen bloß informa- 
torischen Charakter trägt. 

Man darf wohl annehmen, dass das tief durchdachte und 
bis in die Einzelheiten ausgearbeitete neue nordamerikanische 
System auch für die Weiterentwicklung des Besetzungsrechtes 
der bischöflichen Stühle in anderen Ländern von Einfluss sein 
wird. Es ist daher nicht überflüssig, auf die Vorzüge des neuesten 
Verfahrens hinzuweisen. Sie bestehen meines Erachtens darin, 
dass 1) die Mitwirkung der Diözesankonsultoren und inamovibelen 
Pfarrer bei der Aufstellung der Vorschlagslisten beibehalten worden 
ist. Hierdurch wird nicht nur der historischen Kontinuität mit 
dem früheren Verfahren wenigstens einigermaßen Rechnung ge- 
tragen, sondern auch der psychologische Vorteil erzielt, den die 
Teilnahme der Untergebenen an der Ernennung der Oberen mit 
sich bringt. Insbesondere bei dem-demokratischen Charakter des 
nordamerikanischen Volkes dürfte dieses Moment nicht gering 
anzuschlagen sein. Dass dadurch die kirchlichen Interessen ge- 
schädigt werden könnten, ist wegen des vorhin dargelegten mini- 
malen faktischen Einflusses, der noch durch die Hinzuziehung 
beliebiger Welt- und Ordensgeistlichen zur Stimmabgabe ge- 
schwächt worden ist, völlig ausgeschlossen, 2) eine Zufallsmehr- 
heit, die früher bei dem Gesamtbeschlusse des Ternavorschlages 
leicht eintreten konnte, durch die Angabe aller Stimmen vermieden 
und damit die Information des Hl. Stuhles wesentlich sicherer 
gestaltet wird, 3) infolge der bloßen Abstimmung über die Be- 
fähigung zum Bischofsamte die persönlichen Rücksichten aller 
Stimmberechtigten ausgeschaltet und dem Hl. Stuhle eine sehr 
grosse Anzahl von Kandidaten zur Auswahl benannt werden, und 
endlich 4) die Besetzung der bischóflichen Stühle beschleunigt 


1) Sieh Karl Rothenbücher, Die Trennung von Staat und Kirche (1908) 
S. 348 f. Bekanntlich gilt ein ähnliches Verfahren vielfach für die sog. Wahl 
der Landdechanten, bei der die stimmberechtigten Pfarrer verschlossene Zette 
mit drei Namen an das bischófliche Ordinariat einsenden. 
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und durch die strenge Einschärfung des Amtsgeheimnisses die 
öffentliche Diskussion vermieden wird. Die beiden letzten unter 
. 4) erwähnten Punkte sind in den Motiven unseres Dekrets selbst 
angegeben. 

Endlich ist noch darauf aufmerksam zu machen, dass der 
Hl. Stuhl das neue Gesetz gewissermaßen nur zur Probe einge- 
führt und sich durch die Schlussklausel »et ad nutum Apostolicae 
Sedis« eine jederzeitige Änderung ausdrücklich vorbehalten hat. 


HI. 


Decretum S. Congr. Consistorialis 
circa proponendos ad episcopale ministerium in Foederatis 
Americae Septentrionalis Statibus, die 25 Julii 1916. 


Ratio pro candidatis ad episcopale ministerium proponendis, 
quae in istis Foederatis Americae Statibus viget, quaeque ternae 
nomine venit, quamvis iteratis Baltimorensis. Concilii studiis et 
S. Sedis provisionibus, melior sensim evaserit, praesentibus tamen 
Ecclesiae necessitatibus non videtur plene respondere. 

Sane in praesenti rerum statu, vacata aliqua sede, ut Zernae 
propositio fiat, primum convenire debent dioecesani consultores 
et rectores inamovibiles, deinde provinciae Episcopi; quod si de 
Archiepiscopo deligendo res sit, singuli quoque Metropolitae 
audiri solent. Cum de maximi momenti negotio agatur, cautelae 
huiusmodi prudentissimae sunt; ast, ut id servetur, notabile tem- 
pus decurrat oportet. 

Cum autem res demum deferenda sit ad eam Ecclesiam 
»ad quam propter potiorem principalitatem necesse est omnes 
»convenire ecclesias« iuxta celebre S. Irenaei effatum; nova mora 
et tarditas sedis episcopalis provisioni interponitur, ipsa funda- 
mentali Ecclesiae lege id exigente. Summus enim Pontifex non- 
nisi re examinata, dubiis, si quae occurrant, diremptis, et idcirco 
saepenumero novis informationibus requisitis, sententiam ferre 
potest. Quod quidem si semper et ubique congruum temporis 
spatium requirit, in tanta locorum distantia et amplissima Foede- 
ratorum Americae Statuum republica vitari nullo modo potest. 

Quibus de causis evenit ut vacationem dioecesum plus 
aequo, cum fidelium offensione, ecclesiasticae disciplinae et status 
dioecesani dispendio protrahantur. 

His accedit haud consultum videri, tanti momenti rem, qua 
maior in Ecclesia vix esse potest, festinanter pertractari, urgente 
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et impellente dumtaxat necessitate: dum e contra, quum dioe- 
cesum vacationem, etsi incertae tempore, certae tamen eventu 
sint, satius esset tempestive hoc agi, et in antecessum saltem 
generice Apostolicae Sedi nomina facere eorum quos Episcopi 
dignos et aptos pastorali munere censeant. 


Quapropter ad haec aliaque non modica avertenda incom- 
moda, de quibus alias iam sermo factus est; et ad consultius 
maiorique animi tranquillitate in re gravissima procedendum, 
visum est expedire ut nova aptior statuatur norma in proponen- 
dis Apostolicae Sedi candidatis ad Episcopale officium, iuxta id 
quod alibi utiliter iam invectum erat. 


Interrogatis autem prius hac de re singulis Statuum Foede- 
ratorum Americae Episcopis, cum constiterit eorum pars longe 
maior novae disciplinae suffragari, alii nonnulli autem aliquas 
emendationes proponere, quas de consulto Emorum Patrum Sa- 
crae huius Congregationis, et in quantum fas erat, Summus Pon- 
tifex admisit; omnibus mature perpensis, idem SSmus D. N. 
Benedictus PP. XV, hanc novam normam, seu legem in pro- 
ponendis ad Episcopale officium sanxit et praesenti S. Congre- 
gationis Consistorialis decreto publicandam et promulgandam 
decrevit, iuxta articulos qui sequuntur: 


1. Sub initium quadragesimae proximi anni 1917, et deinde 
quolibet biennio, eodem tempore, omnes et singuli Episcopi Me- 
tropolitano suo nomina indicabunt unius vel alterius sacerdotis, 
quem dignum et aptum episcopali ministerio existimabunt. 


Nil vetat quominus sacerdotes extradioecesani et etiam 
alterius provinciae proponantur. Id tamen sub gravi exigitur, 
ut qui proponitur, personaliter et ex diuturna conversatione a 
proponente cognoscatur. 

Una cum nomine aetatem quoque designabunt candidati, 
eius originis et actualis commorationis locum, et officium quod 
modo principaliter tenet. 


2. Antequam tamen determinent quem proponant, tam Ar- 
chiepiscopi quam Episcopi consultores dioecesanos et parochos 
inamovibiles rogabunt, eo modo qui infra statuitur, ut sacerdotem 
indicent aliquem, quem prae ceteris dignum et idoneum coram 
Domino censeant cui Christiani gregis custodia in aliqua dioecesi 
committatur. 

Ast a) interpellatio facienda erit consultoribus et parochis, 
non in conventu coadunatis, sed singulis singillatim, data uni- 
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cuique sub gravi obligatione secreti, et sub lege destruendi, si 
quod intercessit hac de re, epistolare commercium. 

b) Episcopi autem habitum consilium nemini patefacient, 
nisi forte in Episcoporum conventu, de quo infra. 

3. Poterunt quoque Episcopi alios prudentes viros, etiam e 
clero regulari tam pro proponendis candidatis quam pro cogno- 
scendis alicuius qualitatibus interrogare; sed ad unguem servatis 
regulis superius sub lift. a) et b) articuli 2 recensitis. 

4. Susceptum in utroque casu art. 2 et 3 consilium sequi 
possunt Episcopi, sed non tenentur, soli Deo rationem hac in re 
reddituri. 

Nomina autem unius vel alterius sacerdotis quem Episcopi 
iuxta art. 1"™ proponent, nulli prorsus praeter quam Archiepiscopo 
patefacient. 

5. Habita a Suffraganeis candidatorum indicatione, Archi- 
episcopus suos adiiciat; et omnium indicem ordine alphabetico 
conficiat, reticitis tamen proponentibus, et hanc notulam trans- 
mittat singulis Suffraganeis, ut opportunas investigationes peragere 
valeant de qualitatibus eorum quos personaliter et certa scientia 
non cognoscant. 

6. Investigationes vel etiam maiori secreti cautela peragendae 
erunt, ac supra num. 3 dictum est. Poterunt autem Episcopi 
investigationum causam reticere et caute prudenter celare. Quod 
si vereantur rem palam evasuram, ab ulterioribus inquisitionibus 
abstineant. 

7. Post Pascham, die et loco ab Archiepiscopo determinan- 
dis, omnes Provinciae Episcopi una cum Metropolitano suo con- 
venient ad selectionem eorum qui S. Sedi ad episcopale mini- 
sterium proponendi erunt. 

Convenient autem absque ulla solemnitate, quasi ad fami- 
liarem congressum, ut attentio quaelibet, praesertim diariorum et 
ephemeridum, et curiositatis studium vitetur. 

8. In conventu, invocato divino auxilio, praestandum erit a 
singulis, Archiepiscopo non excepto, tactis SS. Evangeliis, iusiu- 
randum de secreto servando, ut sacratius fiat vinculum quo om- ` 
nes adstringuntur: et regulae ad electionem faciendam legendae 
erunt. 

9. Deinde unus ex Episcopis praesentibus in Secretarium 
eligetur. 

10. Quo facto, moderata disceptatio fiet, ut inter tot exhibitos 
digniores et aptiores seligantur. Veluti Christo ipso praesente et 
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sub eius obtutu, omni humana consideratione postposita, cum 
discretione tamen et caritafe, supremo Ecclesiae bono, divina 
gloria et animarum salute unice ob oculos habitis, discussionem 
fieri omniaque agi, gravitas ipsa negotii apprime exigit. Idque 
faciendum perspecta omnium Praesulum pietas ac religio prorsus - 
exigunt. 

11. Candidati maturae sed non nimium provectae aetatis 
esse debent; prudentia praediti in agendis, quae sit ex ministeriis 
exercitis comprobata; sanissima et non communi doctrina exor- 
nati, et cum debita erga Apostolicam Sedem devotione coniuncta ; 
maxime autem honestate vitae et pietate insignes. 

Attendendum quoque est ad capacitatem candidati in tem- 
porali bonorum administratione, ad conditionem eius familiarem, 
ad eius indolem et valetudinem. Uno verbo videndum utrum 
omnibus iis qualitatibus polleat, quae in optimo pastore requi- 
runtur, ut cum fructu et aedificatione populum Dei regere queat. 

12. Discussione Archiepiscopi nutu clausa, fiet hac ratione 
scrutinium : 

a) Qui omnium Episcoporum consensu, una aliave de causa, 
durante disceptatione visi sunt ex albo proponendorum expun- 
gendi, in suffragium non vocabuntur: ceteri, etiam probatissimi, 
vocabuntur. 

b) Scrutinium fiat de singulis per secreta suffragia, incipiendo 
a primo ex candidatis ordine alphabetico. 

c) Omnes Episcopi, ipso Metropolitano comprehenso, pro 
singulis candidatis tribus taxillis seu calculis donabuntur, uno 
albo, altero nigro, tertio alterius cuiusdam coloris. Primus signum 
erit approbationis, alter reprobationis, tertius abstensionis a sen- 
tentia ferenda, qualibet demum de causa. 

d) Singuli Praelati incipiendo ab Archiepiscopo in urna apte 
disposita taxillum deponent quem coram Deo, graviter onerata 
eorum conscientia, iustum aestimabunt pro sacerdote qui in suf- 
fragium vocatur: ceteri duo taxilli ín alia urna pariter secreta 
deponentur. 

e) Datis ab omnibus suffragiis, Archiepiscopus cum ad- 
sistentia Episcopi Secretarii coram omnibus taxillos et eorum 
speciem numerabit, et resultantia scripto consignabit. 

13. Scrutinio de omnibus expleto, liberum erit Episcopis, 
si id ipsis placeat, aut aliquis eorum postulet, ut inter approbatos 
plenis aut paribus suffragiis novo scrutinio designetur quinam ex 
eis praeferendus sit. Ad hunc finem autem singuli Praelati no- 


312 Besetzung der Bischofsstühle in Nordamerika. 


men praeferendi in schedula signabunt, eamque in urna depo- 
nent: quae examinabuntur ut supra num. 12 litt. e, decernitur. 

14. Quamvis autem SSmus Dominus Noster sibi reservet, 
aliqua dioecesi vel archidioecesi vacata, per Rmum Delegatum 
Apostolicum, aut alio modo, opportuna consilia ab Episcopis vel 
Archiepiscopis requirere ut personam eligat quae inter approbatas 
magis idonea videatur dioecesi illi regendae; nihilominus fas erit 
Episcopis, imo bonum erit, si ipsi in eodem conventu aliquas 
saltem generales indicationes praebeant cuinam dioecesi regendae 
candidatos magis idoneos censeant, e. g. utrum parvae, ordinatae 
et tranquillae dioecesi, an etiam maioris momenti, vel in qua plura 
sint ordinanda et creanda; utrum dioecesi mitioris climatis et in 
planitie positae, an alterius generis, et similia. 

15. Episcopus a secretis durante discussione diligenter ad- 
notabit quae de singulis a singulis Praelatis dicentur: quaenam 
discussionis fuerit conclusio: denique quidam tum in primo scru- 
tinio tum in secundo (si fiat) exitus fuerit et quidnam specialius 
iuxta articulum /4"" fuerit dictum. 

16. Antequam Episcopi discedant legenda erit, ut probetur, 
relatio a Revmo Secretario confecta circa nomina proposita, can- 
didatorum qualitates et obtenta suffragia. 

17. Actorum exemplar ab Archiepiscopo, a Praesule a se- 
cretis et a ceteris Episcopis praesentibus subsignatum quam tu- 
tissime ad Sacram hanc Congregationem per Delegatum Aposto- 
licum mittetur. Acta vero ipsa penes Archiepiscopum in Archivo 
secretissimo S. Officii servabuntur, destruenda tamen post annum 
vel etiam prius, si periculum violationis secreti immineat. 

18. Fas quoque erit Episcopis, tum occasione propositionis 
candidati tum vacata aliqua Sede, praesertim maioris momenti, 
litteras S. H. C. vel ipsi SSmo Domino dirigere, quibus mentem 
suam circa personarum qualitates sive in se sive in relatione ad 
provisionem dictae Sedis patefaciant. 

Praesentibus valituris, contrariis quibuslibet etiam peculiari 
mentione dignis minime obstantibus et ad nutum Apostolicae 
Sedis. | 

Datum Romae, die 25 iulii 1916. 

1 C. Card. De Lai, Episc. Sabinen., Secretarius. 
L. 1 S. 1 Thomas Boggiani, Archiep. Edessen., Adsessor. 
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2. Verhandlungen des liechtensteinschen Landtages 
über ein Kongruagesetz im Winter 1916/17. 


Als im Winter 1916 der Landtag des Fürstentums Liechten- 
stein zur verfassungsmäßigen Tagung im Hauptorte Vaduz zu- ` 
sammentrat, fand er unter den Vorlagen, die der Erledigung zu- 
geführt werden sollten, auch einen Gesetzentwurf betreffend Auf- 
besserung der Bezüge der Seelsorger vor. Mit dem geplanten 
Gesetze war eine Neuerung geschaffen, die man als den Anfang 
eines Kultusvoranschlags bezeichnen kann. Der Gesetzentwurf 
beruht auf dem Gedanken, den Seelsorgern einen sog. Mindest- 
gehalt von Landeswegen sicherzustellen und diese Sicherung in 
Zuschüssen aus einem zu schaffenden Grundstock zu bewerk- 
stelligen. 


Als Mindestgehalt soll ein Pfarrer jährlich K. 2200, und ein 
Hilfspriester K. 1800 beziehen. Von 5 zu 5 Jahren soll den ver- . 
änderten Verhältnissen entsprechend eine Neuregelung der Ge- 
hälter stattfinden. Die Seelsorger erhalten zu dem ermittelten 
Pfrundeinkommen, sofern dieses den Mindestgehalt nicht er- 
reicht, Zuschüsse bis zu dessen Höhe. Als Normaljahr zur Er- 
mittlung des Pfrundeinkommens wird das Jahr 1916 angenommen. 
Vom Bruttoeinkommen sollen notwendige Aufwendungen und da- 
mit verbundene Lasten in Abzug gebracht werden. Bei Berech- 
nung des Reineinkommens bleiben weiter der Wert der Natural- 
wohnung nebst Garten, die Stolgebühren und die Opfergelder 
ausser Anschlag. Während diese Nebeneinnahmen den Seel- 
sorgern nicht angerechnet werden, findet eine Einbeziehung der 
Einnahmen aus Meßstipendien statt. Als vom Bruttoeinkommen 
nicht abzugsfähig erscheinen Steuern und Gemeindeumlagen, so- 
wie die sog. Messen für das Volk. 


Zur Deckung der erwachsenden Auslagen soll von Fürst und 
Land gemeinschaftlich ein Grundstock gebildet werden, zu wel- 
chem beide je die Hälfte beisteuern und dessen Höhe auf 
K. 100000 veranschlagt ist. Durch Schenkungen und letztwillige 
Zuwendungen soll der Grundstock allmählich eine Erhöhung er- 
fahren. Aus den Zinsen sollen die oben erwähnten Zuschüsse 
bestritten werden. 


Als besondere, nicht einrechenbare Nebeneinnahme ist eine 
Vergütung von K. 120 jährlich an die Geistlichen als Zivilstands- 
registerführer gewährt. Dies in kurzen Umrissen der Inhalt des 
Gesetzentwurfes. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVIL 2. 21 
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Die Vorlage gelangte zur Verhandlung in der Landtagskom- 
mission. Auf bezügliche Anfrage erklärte in der Vollversamm- 
lung vom 11. Januar 1917 der Regierungskommissár: »Der Ge- 
setzentwurf bezwecke, die Geistlichen mit ungenügender Be- 
soldung aufzubessern. Eine Mitwirkung des bischóflichen Ordi- 
nariats habe man vorgesehen, allein dieses habe unannehmbare 
Bedingungen gestellt. So sehr die Regierung bedauere, ihre Ab- 
sicht zu Gunsten der notleidenden Geistlichen nicht verwirklichen 
zu können, so sei sie doch genötigt gewesen, die Angelegenheit 
zurückzustellen und die Sache künftig auf eine Grundlage zu 
stellen, die jede Mitwirkung des Ordinariats ausschliesse. Die 
Regierung sei nicht in der Lage gewesen, den Entwurf dem 
Landtage zu unterbreiten; nachdem dieser es abgelehnt habe, 
vorübergehende Betráge für Angestellte und Lehrer zu verwilligen 
(gemeint ist eine Teuerungszulage im Betrage von K. 10000 an 
` die Landesangestellten. D. E.), könne sie nicht die Gewährung 
weit hóherer Betráge für die Geistlichen in Antrag bringen; sie 
könne nur vertreten, dem Pfarrer als Matrikelführer K. 120 zu 
bewilligen. Land und Fürst könnten sich nicht Vorschriften 
machen lassen, wie sie ihre Geldmittel verwenden sollen.« Auf 
den Einwurf eines Abgeordneten, dass manche Geistliche ein zu 
geringes Gehalt hátten und diesen Minderbesoldeten geholfen 
werden müsse, erklárte der Landesverweser schliesslich: »Er wisse 
nicht, ob der Fürst mit der Stellungnahme des bischóflichen Or- 
dinariats einverstanden sei; der Landesherr habe in der Voraus- 
setzung, der Bischof werde keine erschwerenden Bedingungen 
stellen, den Beitrag in Aussicht genommen. Die Voraussetzung 
sei weggefallen. Die Regierung könne keine bindende Erklärung 
abgeben. Nachdem die Unterstützung von K. 10000 für die An- 
gestellten vom Landtage abgelehnt sei, könne die Regierung für 
eine Zuwendung von K. 50000 seitens des Landes nicht ein- 
treten. Das Land habe nicht einmal eine moralische Verpflichtung, 
den Seelsorgern aufzuhelfen, dies sei Sache des Ordinariats. Die 
Regierung müsse deshalb an der Stellungnahme festhalten.« Aus 
der Niederschrift der Landtagssitzung geht nur hervor, dass »die 
Abstimmung betreffs Entschädigung für die Matrikelführung nicht 
die Mehrheit für den Vorschlag ergab«. 

Es erscheint angezeigt, noch Einiges zu der Matrikelführung 
der Geistlichen zu sagen. Von jeher führten die Pfarrer die sog. 
Matrikeln, die aber als kirchliche Bücher geführt wurden und dem 
Staate, der keine derartigen Bücher besass, zu Diensten standen. 


uf in ë 
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Erst durch Erlass vom 10. Oktober 1877 führte die Regierung 
eigene Matrikelbücher ein, deren Führung den Pfarrämtern über- 
tragen wurde. Von diesem Zeitpunkt an hatten die Pfarrer dop- 
pelte Matrikeln zu führen, die kirchlich vorgeschriebenen Pfarr- 
und die staatlichen Standesbücher. Nach dem erwähnten Er- 
lasse sind in die letzteren alle im Gemeindebezirke erfolgten und 
die von ausserhalb gemeldeten Geburten, Trauungen und Sterbe- 
fälle, gleichviel ob solche Katholiken oder Andersgläubige be- 
treffen, einzutragen. Arbeit und Zeit verursachen weit mehr als 
die Eintragungen die Scheine, Auszüge, Tabellen, Auskünfte usw., 
die im Inlande an die Regierung, an das Landgericht, an die 
Ortsvorsteher, an Private, im Auslande an Bezirkshauptmann- 
schaften, Militärbehörden, Gemeinden, Standesämter und Vor- 
mundschaftsbehörden zu richten sind. Hinzu kommt noch die 
Anfertigung der Volksbewegungsstatistik. Es erhellt, dass diese 
Registerführung, zumal in grösseren Gemeinden, eine zeit- 
raubende ist. Wie steht es nun mit der Entschädigung? Taxen 
sind festgesetzt, doch gelten sie nur für amtliche Scheine, inso- 
weit solche für Privatpersonen ausgefertigt werden, während der 
amtliche Verkehr mit Behörden unentgeltlich ist. Wenn auch 
der Staat die Standesbücher wie das Formularpapier stellt und 
Portofreiheit im Verkehr mit den Dienststellen des Landes und 
Österreichs gewährt, so hat doch der Pfarrer alle Auslagen für 
Papier zu bestreiten. Der Amtsverkehr mit Behörden der Schweiz, 
Deutschlands und anderen Staaten entbehrt der Wohltat der Porto- 
freiheit, sodass der Geistliche die Frankatur zulegen muss. So- 
nach kann im Ernste von einer angemessenen Entschädigung für 
die Matrikelführung seitens des Staates nicht die Rede sein. Be- 
rechtigt erscheint deshalb die Forderung, die Taxen abzuschaffen 
und eine Abgeltung der Mühewaltung eintreten zu lassen. Ein 
bezügliches Gesuch sollte deshalb im Schoße des Landtages eine 
wohlwollende, willfährige Aufnahme finden. Was die Congrua 
im Übrigen anlangt, so darf angesichts der gesteigerten Lebens- 
haltung nur gehofft werden, dass wenn irgend möglich in der 
nächsten Landtagstagung eine ausgleichende und zufrieden- 
stellende Lösung gefunden werden möge. | 


Darmstadt. Justizrat Adolf Lindt. 
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3. Konferenz der Dechanten der Diözese Münster 
vom 23. Oktober 1916. 


Wie in mehreren anderen deutschen Diózesen, so wird auch 
im Bistum Münster jährlich eine Konferenz der Dechanten abge- 
halten. Die Diözese Münster besitzt sogar den Vorzug, dass 
ihre Dechantenkonferenzen um mehrere Jahrzehnte weiter zu- 
rückreichen als in den Nachbarsprengeln Osnabrück !) und Pader- 
born,?) wo dieselben, wie früher in dieser Zeitschrift mitgeteilt 
wurde, erst im Jahre 1900 bezw. 1911 eingeführt wurden. Der 
hochwürdigste Herr Generalvikar Dr. Hasenkamp zu Münster 
hatte die grosse Güte mir mitzuteilen, es gehe aus einem im 
Archiv des Generalvikariats aufbewahrten Schriftstück des Jahres 
1872 hervor, dass für die Dechanten des westfälischen Anteils 
jährlich eine Konferenz in Münster und für die des rheinischen 
Anteils (vielleicht nicht jährlich) eine solche in Kevelaer statt- 
fand. Ein Vertreter der Bischöflichen Behörde nahm an diesen 
Zusammenkünften früher nicht teil. Wie die Leser erkennen, sind 
diese Nachrichten für die Geschichte der deutschen Dechanten- 
konferenzen um so wichtiger, als sie uns den allmählichen Aus- 
bau dieses Rechtsinstituts deutlich vor Augen führen. 


Die letzte Konferenz der Dechanten der Diózese Münster 
tagte am 23. Oktober 1916 zu Münster unter dem Vorsitze des 
hochwürdigsten Herrn Bischofs Dr. Johannes Poggenburg. Laut 
dem mir in dankenswertester Weise zur Verfügung gestellten Pro- 
tokoll behandelte die Konferenz folgende Gegenstände: 1) Re- 
collectio menstrua, 2) Instructio pro confessariis de usu et abusu 
matrimonii, 3) Förderung des Bonifatius-Vereins, 4) Bischöfliches 
Diözesan-Museum, 5) Landaufenthalt der Ferienkinder im Herbst 
1916, 6) Bereitung von Hostien, 7) die Pflichten der Dechanten, 
8) die Kongregationen und die kirchlich-sozialen Vereine in ihrem 
Verhältnis zum kirchlichen Leben der Pfarrgemeinde, 9) einige 
Gedanken über die correctio fraterna. Man sieht, dass die reich- 
haltige Tagesordnung sowohl pastorelle wie soziale und kirchen- 
rechtliche Gegenstände aufgenommen hat und neben den bleiben- 
den Fragen auch solche vorübergehender Art, die mit der gegen- 
wärtigen Kriegslage zusammenhängen, berührt. 

Das Protokoll enthält am Schluss die Verfügung des hoch- 
würdigsten Ordinarius: »Die im vorstehenden Protokoll ent- 
haltenen Leitsätze werden hiermit den Herren Geistlichen zur 
Nachachtung und Besprechung auf den Pastoralkonferenzen mit- 
geteilt. Das Protokoll ist wie die kirchlichen Amtsblätter aufzu- 
bewahren, sein Inhalt ist aber nicht zur Veröffentlichung bestimmt.« 

Bonn. N. Hilling. 


1) Sieh dieses Archiv 96, 314. 
2) 681. 
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Rezensionen und Referate. 


1. Ludwig Kaas, Die geistliche Gerichtsbarkeit der katholischen 
Kirche in Preussen in Vergangenheit und Gegenwart mit be- 
sonderer Berücksichtigung des Westens der Monarchie. Von 
der juristischen Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wilhelms- 
Universität zu Bonn gekrönte Preisschrift. 2 Bände. [Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgeg. von Ulrich Stutz, 
84.—87. Heft] 8° (XL u. 488; X u. 482). Stuttgart, Enke, 
1915/16. M 38,—. 


Über den Gegenstand der vorliegenden Schrift bemerkt 
deren Verfasser im Vorworte: »Die Geschichte der katholischen 
geistlichen Gerichtsbarkeit in Preussen ist noch nicht geschrieben. 
Die kirchengeschichtliche Literatur hat ihr so gut wie keine Be- 
achtung geschenkt. Die Hand- und Lehrbücher des Staats- und 
Kirchenrechts gehen an ihr bestenfalls mit kurzen Bemerkungen 
vorüber und begnügen sich meistens damit, das geltende Recht 
kurz anzudeuten. Auch die über das geistliche Gerichtswesen 
handelnden deutschen Spezialwerke, z. B. die von München, 
Molitor, Droste, Heiner, lassen die Geschichte des geistlichen 
Gerichtswesens in Preussen unberücksichtigt.« In den folgenden 
Ausführungen wird sodann betont, dass es an jeder monographi- 
schen Darstellung fehlt und die Arbeiten von Lówerberg, ) 
Starke,*) einem Anonymus im  Justiz-Ministerial-Blatt für 
Preussische Gesetzgebung und Rechtspflege Bd. XVIII, Berlin 
1856,°) Anton Eichorn (über die Ausführung der Bulle De salute 
animarum) *) und neuestens von Franz Dittrich) sich teils mit 

1) Uebersicht der Verfassung der katholischen geistlichen Gerichtsbarkeit 
in den verschiedenen Landesteilen der preussischen Monarchie, in: Juristische 
Wochenschrift für die preussischen Staaten I (1835) S. 137 ff. 

Beiträge zur Kenntnis der bestehenden Gerichtsverfassung und der 
neuesten Resultate der Justizverwaltung in dem preussischen Staate, I—II. 
Berlin 1839. 

3) Die katholisch-geistliche Ehegerichtsbarkeit in Preussen nach ihrer 
geschichtlichen Entwicklung. 

(1874) d ent für die Geschichte und Altertumskunde Ermlands V 

5) Die Bemühungen des Kólner Erzbischofs von Spiegel um Wieder- 


herstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit in den rheinisch-westfälischen Bis- 
tümern, in: Festschrift der Górres-Gesellschaíft für Georg von Hertling, 1913, 558 ff. 
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einer sehr kurzen Darstellung begnügen, teils nur einen einzelnen 
Zeitabschnitt behandeln. 

Es fiel demnach dem ersten Monographen der katholischen 
geistlichen Gerichtsbarkeit in Preussen die gewiss schwierige 
Aufgabe zu, fast den ganzen immensen Stoff zum ersten Male 
durchzuarbeiten und ebenso nach der formellen Seite hin die 
ersten Richtlinien der Darstellung zu zeichnen. Man würde es, 
zumal in Anbetracht der Erstlingsarbeit des Verfassers, sicherlich 
schon für recht verdienstvoll erachten, wenn er uns eine aus- 
reichende Orientierung über den historischen Verlauf und den 
gegenwärtigen Rechtszustand der Gerichtsbarkeit der katholischen 
Kirche in Preussen dargeboten hatte. Denn eine solche zuver- 
lässige Orientierung würde eine wertvolle Ergänzung unserer 
Kenntnisse auf dem Gebiete des partikulären kanonischen Pro- 
zessrechtes ausmachen, die von allen dankbar begrüsst werden 
müsste. Jedoch hat der Verfasser, um das Ergebnis meines Re- 
ferates sogleich vorwegzunehmen, sich keineswegs mit der 
Lösung der Aufgabe innerhalb der vorhin angegebenen Grenzen 
begnügt, sondern eine im grossen und ganzen völlig erschöpfende 
und abschliessende Darstellung geliefert, was seinem Fleisse wie 
seiner hervorragenden Begabung ein glänzendes Zeugnis aus- 
ste lit. 

Am meisten hat die aus der kirchenrechtshistorischen Schule 
von Stutz hervorgegangene Schrift die historische Seite bertück- 
sichtigt. Ihr ist der ganze erste Band und von dem darstellen- 
den Teile des zweiten mehr als die Hälfte (170 Seiten von 313 
Seiten) gewidmet. Die Grundlagen der Darstellung reichen bis 
in das letzte Jahrhundert des Mittelalters zurück, da der Verfasser 
an der Hand der Schriften von Priebatsch und Hennig die Anfänge 
der landesherrlichen Kirchenhoheit in der Markgrafschaft Branden- 
burg während des 15. Jahrhunderts darlegt.') Durch die Re- 
formation wurde das Staatskirchentum und damit der Einfluss der 
staatlichen Gerichtsbarkeit auf kirchliche Angelegenheiten nicht 
wenig gefördert. Sehr abträglich für die katholische Gerichts- 
barkeit war Art. V S 48 des Osnabrücker Friedensinstruments 
vom Jahre 1648, der die Jurisdiktion der Diözesanbischöfe über 
die protestantischen Gebiete suspendierte. Jedoch wurden hier- 
durch verhältnismäßig wenig Katholiken betroffen, da Branden- 


1) In Betracht kommen vor allem die auf die Gerichtsbarkeit bezüg- 
lichen Verträge der Kurfürsten mit den Nachbarbischöfen und die bekannten 
päpstlichen Privilegien von 1447 und 1448. 
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burg ein fast ganz protestantischer Staat war und keine einzige 
katholische Kirchengemeinde besass. Erst durch die Vergrösserung 
des Gebietes im Westen durch die Länder der jülich-klevischen 
Erbschaft, Geldern und Lingen, kamen katholische Untertanen in 
grösserer Anzahl unter das Zepter der Hohenzollern. Diese 
neuen Gebietsteile wurden aber nicht den alten in kirchenpoliti- 
scher Hinsicht gleichgestellt, sondern auf Grund der Erwerbungs- 
verträge mit besonderen Privilegien ausgestattet. Auf dem Ge- 
biete der kirchlichen Gerichtsbarkeit war es für die Katholiken 
des Westens allerdings sehr nachteilig, dass die früheren Herzöge 
von Jülich-Berg eine der Jurisdiktion der Kölnischen Erzbischöfe 
abgeneigte Stellung eingenommen hatten. Infolge dessen weigerten 
sich ihre Rechtsnachfolger, die Kurfürsten von Brandenburg, die 
zudem noch auf den Summepiskopat über ihre Landeskirche 
pochten, das Diözesanrecht der Erzbischöfe von Köln anzuer- 
kennen. Interessant sind die Pläne Friedrich Wilhelms L, für die 
Katholiken seiner verschiedenen Länder eine einheitliche Ober- 
leitung in der Person eines landesherrlichen Vikars einzusetzen, 
die aber nicht zur Durchführung gelangten. | 

Eine neue Periode der brandenburgisch-preussischen Kirchen- 
politik beginnt mit Friedrich d. Gr., der bei der Eroberung 
Schlesiens eine geordnete katholische Gerichtsbarkeit vorfand, 
die er auf Grund der Friedensverträge bestehen lassen musste. 
Nunmehr hat, ähnlich wie bei der Besetzung der katholischen 
Bistümer, das im Osten der Monarchie geltende Recht einen 
maßgebenden Einfluss auf die Fortentwicklung des katholischen 
Gerichtswesens im Westen ausgeübt. Dieser östliche Einfluss 
wurde noch mehr verstärkt, als 1772 Westpreussen und später 
bei der zweiten und dritten Teilung Polens mehrere andere Ge- 
biete des Königreichs Polen der preussischen Krone zufielen. 
Insbesondere ist die am 25. August 1796 erlassene Konstitution 
für die Verfassung der geistlichen Gerichte Südpreussens bei allen 
späteren Verhandlungen gewissermaßen als das typische Vorbild 
für die katholische Gerichtsverfassung in Preussen betrachtet 
worden. | 

Die dritte Periode, die durch die franzôsische Fremdherr- 
schait in Deutschland und die grosse Säkularisation bestimmt 
wird, brachte der kirchlichen Gerichtsbarkeit des Westens einen 
grossen Umschwung. Infolge der französischen Gesetzgebung 


-~ wurde den bisher in den katholischen Bistümern jener Gebiete 


bestehenden Geistlichen Gerichten, insbesondere den bischöf- 
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lichen Offizialaten, ihre zivilrechtliche Geltung entzogen. Obwohl, 
wie der Verfasser ausführlich darlegt, die rein kirchliche Wirksam- 
keit der Gerichte von dieser Maßnahme nicht berührt wurde, 
hörten diese dennoch tatsächlich zu existieren auf, so dass die 
sämtlichen später zu Preussen gelangten Bistümer Cöln, Trier, 
Münster und Paderborn zeitweilig jeder Gerichtsverfassung ent- 
behrten, mit Ausnahme der zuletzt genannten Diözese, wo die 
Gerichte zu Heiligenstadt und Erfurt erhalten blieben. 

In der folgenden Periode, die durch die Neuorganisation 
der preussischen Bistumsverfassung eingeleitet wird, suchte der 
katholische Westen die verloren gegangene Gerichtsbarkeit mit 
zivilrechtlicher Geltung wiederzugewinnen. Die Führung über- 
nahm der Kölnische Erzbischof Graf Ferdinand August vor: Spiegel, 
der auch durch seine grosse Geschäftsgewandtheit, sein konziliantes 
Auftreten und die grosse Beliebtheit am preussischen Königshofe 
am besten hierzu geeignet war. Während seines ganzen Ponti- 
fikates hat Ferdinand August mit der grössten Hingebung an 
diesem wichtigen Projekte, von dessen Verwirklichung er ur- 
sprünglich dem Könige von Preussen gegenüber die Annahme 
des erzbischöflichen Amtes abhängig gemacht hatte, gearbeitet. 
Allerdings ohne Erfolg. Während er anfangs an dem preussi- 
schen Justizminister Graf Danckelmann einen hartnäckigen 
Gegner fand, wurden später die Verhandlungen mit der Frage 
über die gemischten Ehen verquickt, was allerdings zuerst infolge 
der nachgiebigen Haltung Spiegels günstig auf den Verlauf ein- 
wirkte, dann aber bei dem unter seinem Nachfolger Clemens 
August von Droste-Vischering ausbrechenden Konflikte mit der 
Regierung sich als sehr schädlich erwies. Ein bereits völlig aus- 
gearbeiteter Ministerialentwurf über die katholische geistliche Ge- 
richtsbarkeit in der ganzen preussischen Monarchie vom Jahre 
1838 musste wegen der kirchenpolitischen Lage aus Opportuni- 
tátsgründen zurückgestellt werden. Unter dem Erzbischof 
Johannes von Geissel, der ebenfalls die ungehinderte Ausübung 
der bischöflichen Jurisdiktion und kirchlichen Gerichtsbarkeit zur 
Bedingung für die Annahme seines Koadjutoramtes gemacht 
hatte, wurden die Verhandlungen mit dem preussischen Staats- 
ministerium noch einmal wieder aufgenommen, gerieten aber be- 
reits im Jahre 1844 ins Stocken. 

Erst die fünfte und letzte Periode, die mit dem Freiheits- 
jahre 1848 anhebt, brachte die Restitutionspläne bezüglich der 
geistlichen Gerichtsbarkeit im Westen zum Abschlusse. Jedoch 
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in anderer Weise, als es die Erzbischöfe Graf Spiegel und v. Geissel 
in der vorigen Periode erstrebt hatten. Letzterer führte auf Grund 
der in der preussischen Verfassung ausgesprochenen freien Auto- 
nomie der Kirche bereits am 26. Dezember 1848 ohne staatliche 
Mitwirkung eine vollständige Gerichtsverfassung für seine Erz- 
diözese ein, ein Entschluss, der nach und nach auch von den 
Suffraganbistümern der Kölnischen Provinz ausgeführt wurde. 
Hatte somit die Beseitigung des vormärzlichen Staatskirchentums 
in Preussen für die Wiederherstellung der geistlichen Gerichte in 
den rheinisch-westfälischen Bistümern gute Folgen, so war sie doch 
anderseits auch mit Nachteilen verknüpft, wie sich bald heraus- 
stellen sollte. Durch die Königliche Verordnung vom 2. Januar 
1849 wurde die zivilrechtliche Wirkung der geistlichen Gerichte 
in allen weltlichen Angelegenheiten, besonders in Eheprozessen, 
für ganz Preussen aufgehoben, also auch in den östlichen Pro- 
vinzen, wo der zivilrechtliche Charakter der geistlichen Gerichte 
bisher dauernd erhalten geblieben war. Da bald die schädlichen 
Wirkungen des Verlustes der zivilrechtlichen Geltung der geist- 
lichen Gerichtsurteile offenbar wurden, vereinigten die preussi- 
schen Bischöfe ihre Bemühungen, um die Verordnung vom 
2. Januar 1849 rückgängig zu machen. Anfangs schienen diese 
Bestrebungen, die besonders von den katholischen Parlamentariern 
unterstützt wurden und denen sich der Kultusminister von Raumer 
günstig gegenüberstellte, Aussicht auf Erfolg zu haben. Je länger 
sich jedoch die Verhandlungen hinzogen, desto mehr zeigte es 
sich, dass die Erfüllung der bischöflichen Anträge mit der ver- 
änderten kirchenpolitischen Zeitlage, insbesondere mit der ange- 
strebten Säkularisation des Eherechts, in unvereinbarem Gegensatze 
standen. Die ein volles Jahrzehnt hindurch eifrig fortgesetzten 
Bemühungen verliefen schliesslich resultatlos. 

Die im Westen neu begründete und im Osten reduzierte 
geistliche Gerichtsbarkeit mit bloß kirchlicher Wirkung gilt auch 
noch heute. Der in der Kulturkampfsära eingesetzte Königliche 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten hatte nur eine ephemere 
Bedeutung. Dagegen ist das Gesetz über die Grenzen des Rechts 
zum Gebrauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel vom 13. Mai 
1873 auch jetzt noch teilweise in Geltung. Endlich hat die 1849 
eingeleitete Scheidung zwischen der staatlichen und kirchlichen 
Ehegerichtsbarkeit durch die Einführung der Zivilehe im Jahre 
1874 den Gegensatz zwischen dem staatlichen und kirchlichen 
Forum nicht unerheblich verschärft. Auf innerkirchlichem Ge- 
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biete waren die in der Schlussperiode erlassenen Gesetze des 
Hl. Stuhles über das summarische Prozessverfahren in Disziplinar- 
und Strafsachen der Geistlichen an den bischöflichen Gerichten. 
vom 11. Juni 1880 und über den Eheprozess vom Jahre 1883: 
auch für die Rechtsentwicklung in den preussischen Diözesen 
von grosser Bedeutung. 

In den vorstehenden Ausführungen dieses Referates sind 
die hauptsächlichsten Entwicklungsphasen der katholischen geist- 
lichen Gerichtsbarkeit in Preussen kurz dargelegt. Jedoch dürfte 
diese Übersicht kaum ausreichen, um den Lesern ein adäquates 
Bild von der Fülle des bearbeiteten Stoffes zu verschaffen. Es: 
ist deshalb darauf hinzuweisen, dass der Verfasser seine Unter- 
suchungen in den Rahmen der allgemeinen kirchenpolitischen 
Entwicklung Preussens hineingestellt und einen ausführlichen 
historischen Abriss über das Verhältnis von Kirche und Staat in 
Preussen dargeboten hat. Mit welcher Gründlichkeit das Buch 
abgefasst ist, ersieht man z. B. daraus, dass auch die kirchen- 
politischen Verhältnisse in den kleinen, an Preussen gefallenen 
Grafschaften Mörs, Tecklenburg und Lingen eingehend behandelt 
worden sind. Über die der katholischen Kirche mitunter sehr 
abgeneigte Stellungnahme des grossen Kurfürsten, der ersten 
beiden preussischen Könige und Friedrichs d. Gr. enthält das. 
Werk sehr beachtenswerte methodische Ausführungen, die die 
Handlungen der Fürsten in einem etwas milderen Lichte erscheinen 
lassen. 

Am eingehendsten ist das Schicksal der geistlichen Gerichts- 
barkeit im Westen vom 19. Jahrhundert ab behandelt, weshalb 
der Verfasser in der Vorrede mit Recht betonen konnte, dass. 
diese Ausführungen den Hauptgegenstand seines Buches bilden.. 
Für diesen Teil der Arbeit sind vor allem die bisher grósstenteils. 
völlig unbekannten Akten aus den Archiven des Erzbischôflichen 
Generalvikariats zu Kóln und der preussischen Ministerien des. 
Innern, der Justiz und des Kultus durchgearbeitet, während für 
die ältere Zeit hauptsächlich die bekannten Quellensammlungen 
von Lehmann und Hiltebrandt zu Grunde gelegt wurden. Zu den: 
interessantesten und wichtigsten Quellen des 19. Jahrhunderts. 
gehóren unstreitig die zahlreichen bischóflichen Denkschriften und. 
die kirchlicher- wie staatlicherseits eingeforderten Gutachten, die 
. meistens in extenso besprochen werden. 

Um wenigstens zwei interessante Detailpunkte aus der neueren: 
Geschichte der geistlichen Gerichte hervorzuheben, so erfahren wir,. 
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dass auch der rheinische Klerus in den Jahren 1833, 1837 und 
1848 zu dem Projekte der Wiederherstellung der geistlichen Ge- 
richte Stellung nahm und Wünsche bezüglich der Demokrati- 
sierung der Gerichtsbarkeit vorbrachte. Die ersten beiden Denk- 
schriften, die dem rheinischen Provinziallandtage überreicht wurden, 
hatten wahrscheinlich den Aachener Stiftspropst Claessen zum Ver- 
fasser, während die bekannte Düsseldorfer Adresse vom Jahre 1848 
an den Erzbischof v. Geissel von dem Pfarrer Binterim in Bilk 
bei Düsseldorf ausging. Über die letzte Kundgebung und die sich 
daran anschliessende scharfe literarische Fehde sowie die weitere 
Adresse von 371 Geistlichen der Erzdiözese Köln waren wir bis- 
her schon durch die Biographie Pfülfs über Kardinal von Geissel 
unterrichtet. Einen anderen Inzidentpunkt bildete der Lieblings- 
plan des Erzbischofs von Spiegel, für die ganze Kölnische Kirchen- 
provinz in Aachen, verbunden mit dem Stiftskapitel, ein Zentral- 
prosynodalgericht als dritte Instanz zu errichten. Obwohl dieses 
Projekt von der preussischen Regierung, insbesondere durch den 
: Gesandten beim Hl. Stuhle von Bunsen, lebhaft unterstützt wurde, 
scheiterte es doch an dem Widerspruche Roms, das hinter dem- 
selben febronianistische Absichten versteckt sah. NE 

Auf die persönlichen Eigenschaften der beiden im Mittel- 
punkte der Reformbestrebungen für die rheinisch-westfälische Ge- - 
richtsbarkeit stehenden Erzbischófe Spiegel und Geissel wirft 
unsere Darstellung häufig interessante Schlaglichter, die einen 
wichtigen Beitrag zu ihrer Charakteristik darstellen. Mit besonderer 
Vorliebe hat der Verfasser ein Bild von der Persónlichkeit des 
ersten Erzbischofs der wiederhergestellten Kólnischen Diözese 
gezeichnet, der sich auch beiweitem die grössten Verdienste om 
die Restitution der geistlichen Gerichte erworben hat. Neben der 
bewundernswerten Geschäftsgewandtheit, dem vornehmen Aui- 
treten und dem konzilianten Wesen erfahren wir aus diesen 
Schilderungen vor allem auch das starke Selbstbewusstsein 
Spiegels als Erzbischofs und Metropoliten, das in einem Briefe 
an den Bischof von Münster zum Ausdruck kommt, wie seinen 
wahrhaft rührenden Eifer in der Wahrung und Förderung der 
kirchlichen Interessen auf dem Gebiete des geistlichen Gerichts- 
wesens. Zusammenfassend lautet das Urteil des Verfassers über 
Spiegel: »Der Tod des Kölner Erzbischofs, der kirchlicherseits 
der eigentliche Träger und unermüdliche Verfechter des ganzen 
Reformplanes gewesen war, sollte für die Weiterentwicklung von 
ausschlaggebender Bedeutung werden. Wäre Spiegel ein längeres 


324 Rezensionen und Referate 


Leben beschieden gewesen, so würde das Werk der geistlichen 
Gerichtsorganisation wohl unzweifelhaft zum glücklichen Ende 
gediehen sein, würde das geistliche Gerichtswesen des gesamten 
preussischen Staates sich auch im 6ffentlichrechtlichen Sinne eine 
Stellung errungen haben, die vielleicht heute noch nachwirkte. 
Für die Ehrenrettung Spiegels vom kirchlichen Standpunkt aus 
bedeutet seine Tätigkeit für die Reform des geistlichen Gerichts- 
wesens ein Kapitel, an dem sein künftiger Biograph nie wird 
vorübergehen können.« Bd. I, 431. 

Am Schlusse meines Referates über den historischen Teil 
möchte ich noch zwei kleine Ergänzungen anfügen. Wenn der 
geistliche Rat Poll aus Köln in seinem Gutachten über die Wie- 
derherstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit vom Jahre 1817 
— sieh Bd. I, 238 Anm. 1 — bemerkt, es müsse eine Verord- 
nung erlassen werden, wodurch den Sponsalia clandestina das 
Recht zur Klage abgesprochen werde, so geht dieser Vorschlag 
vermutlich auf die frühere Praxis des Kölnischen Erzbischofs 
Clemens August von Bayern zurück, der 1755 beim Papste 
Benedikt XIV. die Ungültigkeitserklárung der heimlichen Ehever- 
löbnisse beantragte und, als dieser Antrag abgelehnt wurde, seine 
geistlichen Gerichte anwies, der Auflösung der geheimen Ver- 
löbnisse in Zukunft keine Schwierigkeiten zu bereiten. Sieh 
E. Podlech, Geschichte der Erzdiözese Cöln (1879) S. 480 f. An 
dem Bd. II, 97 Anm. 1 dem Erzbischof Johannes von Geissel 
zur Last gelegten Irrtum bezüglich der Jurisdiktionsverhältnisse 
der Bischöfe von Königgrätz und Leitmeritz ist dieser ganz un- 
schuldig. Er beruht vielmehr auf der Angabe der Bulle De salute 
animarum vom Jahre 1821, wonach die Jurisdiktion der genannten 
Bischöfe in den preussischen Gebietsanteilen ihrer Diözesen auf- 
recht erhalten werden sollte. Bis zum Jahre 1823 besass der 
Bischof von Leitmeritz Jurisdiktionsrechte über die Pfarrei Gün- 
tersdorf in Schlesien, während die Jurisdiktion des Bischofs von 
Königgrätz über die Glatzer Pfarrei Tscherbeney und zwei Dörfer 
bereits 1765 bezw. 1780 an den Erzbischof von Prag übertragen 
worden war. !) 

Wir kommen jetzt zum zweiten, dogmatischen Teile der 
Arbeit, der dem ersten zwar an Umfang, aber nicht an Sorgfalt 
und Wichtigkeit nachsteht. Zuerst behandelt der Verfasser die 


1) Die Mitteilung über die kirchlichen Jurisdiktionsverhältnisse in Schlesien 
verdanke ich der Güte des Herrn Archivdirektors des ib. Diözesan-Archivs in 
Breslau Dr. Joseph Jungnitz. 
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kirchlichen Rechtsbestimmungen, die allgemeinen und partikulären, 
auf denen die heutige Gerichtsverfassung und das Gerichtsver- 
fahren in den preussischen Bistümern beruht. Das Material für 
das partikuläre Recht ist teils durch archivalische Forschungen, 
teils durch schriftliche Rundfragen bei den Bischöflichen Behörden 
gewonnen. Den Inhalt der systematischen Darlegungen bilden: 
1) die Arten der Geistlichen Gerichtsbarkeit (streitige und Straf- 
gerichtsbarkeit) und ihr sachlicher Umfang, 2) die Kompetenz- 
ordnung der Gerichte, 3) die persönliche Zusammensetzung der 
Gerichte in den verschiedenen Instanzen, 4) das Gerichtsverfahren 
(für Zivil-, Straf- und Eheprozesse) und 5) eine Übersicht über 
persönliche Organisation, den Instanzenzug und die Dotation der 
geistlichen Gerichte in Preussen. 

Als allgemeines Ergebnis der dogmatischen Untersuchungen 
verdient die grosse Mannigfaltigkeit und Verschiedenheit der 
partikulären Rechtsbestimmungen in den einzelnen Diözesen so- 
wohl hinsichtlich der Gerichtsverfassung wie des Gerichtsver- 
fahrens hervorgehoben zu werden. Es ist diese Zersplitterung 
um so mehr zu beklagen, als sich auf den meisten Gebieten des 
kirchlichen Lebens das Bedürfnis und das Bestreben nach einer 
grösseren Einheitlichkeit geltend machen. Bereits Ende der acht- 
ziger Jahre des verflossenen Jahrhunderts wurde von der Fuldaer 
Bischofskonferenz die Herstellung einer gemeinschaftlichen Dis- 
ziplinar- und Eheprozessordnung für alle preussischen Diözesen 
angeregt, die aber leider nicht verwirklicht wurde. Man darf wohl 
hoffen, dass die bevorstehende Publikation des neuen Codex iuris 
ecclesiastici dieses Projekt wieder ins Leben zurückrufen wird. 
Eine eigene Prozessordnung (für Straf- und Eheprozess) besitzen _ 
zur Zeit nur die Diózesen Kulm (1883) und Paderborn (1911). 

An Einzelheiten bringt der Verfasser Bd. Il, 230 Anm. 1 den 
interessanten Nachweis, dass in den meisten preussischen Dió- 
zesen gewohnheitsrechtlich die Laien als Verteidiger bei den 
geistlichen Gerichten ausgeschlossen sind. So wurden in Kóln, 
Trier, Münster, Limburg, Osnabrück, Kulm und Gnesen-Posen 
keine weltlichen Verteidiger zur mündlichen Verhandlung zuge- 
lassen, wohl aber in Breslau und Paderborn, in der letzten Dió- 
zese allerdings nur mit Erlaubnis des Bischofs. Die beiden Dió- 
zesen Hildesheim und Fulda haben noch keine grundsätzliche 
Entscheidung in dieser Frage getroffen. 

Auffällig ist, dass von den westlichen Bistümern allein die 
Erzdiözese Köln eine dritte einheimische Instanz — das Offizialat 
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der Erzdiözese Freiburg — besitzt, während für die übrigen die 
Römische Rota als dritte Instanz in Betracht kommt. Köln ver. 
dankt diesen Vorzug der persönlichen Vorstellung des Erzbischofs 
Antonius Fischer beim Papste Pius X. im Jahre 1910, worauf 
letzterer durch eigenhändige Unterschrift unter die erzbischöfliche 
Supplik ein zeitlich unbefristetes Privileg erteilte. Sieh Bd. II, 
161 f. Für die östlichen Diözesen Gnesen-Posen, Ermland ') 
und Breslau beruht die dritte einheimische Instanz auf altem Her- 
kommen und früheren päpstlichen Konzessionen. 

Der Bd. II, 180 Anm. 1 erwähnte Erlass des Bischöflichen 
Generalvikariats zu Trier vom 30. Juni 1914 über das Verbot der 
Prozessführung der Geistlichen gegeneinander vor den weltlichen 
Gerichten ist ein einfacher Abdruck der kurz vorher erschienenen 
Verfügung des Erzbischofs von Freiburg vom 29. Mai 1914. Sieh 
Archiv für katholisches Kirchenrecht XCIV, 652. Für die Bd. II, 
210 f. vom Verfasser mit Recht vertretene Ansicht, dass die 
Urteile der Bischöflichen Offizialate oder Konsistorien keiner Be- 
stätigung seitens des Bischofs bedürfen, ist vor allem auch die 
Geschichte der alten Offizialate beweiskräftig, die den Offizialen 
den Titel eines iudex ordinarius beilegte und allenthalben ihre 
selbständige Stellung bezeugt. Vgl. meine Schrift, Die Offiziale 
der Bischöfe von Halberstadt im Mittelalter (1911) S. 93 ff. Ich 
hätte gewünscht, dass der Verfasser etwas näher auf die Frage 
eingegangen wäre, in wieweit die Normen des kanonischen Pro- 
zessverfahrens 1) bezüglich der Terminfolge und der Prozess- 
stationen, 2) bezüglich der Artikulationsmethode und 3) der Tren- 
nung in ein Beweis- und Urteilsverfahren heutzutage bei den 
deutschen geistlichen Gerichten Anwendung finden. Die Aus- 
führungen Bd. II, 240 über den Prozessgang sind m. E. etwas 
zu abstrakt und beschränken sich in der SSES auf die all- 
gemeinen Eigenschaften des Verfahrens. 

Was die staatlichen Rechtsvorschriften bezüglich der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit anbetrifft, so übt der Staat trotz des inner- 
kirchlichen Charakters der geistlichen Gerichtsbarkeit auf Grund 
der beanspruchten Kirchenhoheit mehrerlei Rechte aus, die sich 
vor allem auf dem Gebiete des ius cavendi et inspiciendi äussern. 
Durch das preussische Gesetz vom 13. Mai 1873 über die Grenzen 
des Rechts zum Gebrauche kirchlicher Zucht- und Strafmittel ist 


1) Die dritte Heimatinstanz für Ermland wird allerdings nur in der Ta- 
De II, 272, nicht in den vorhergehenden Ausführungen Bd. II, 239 f. 
erwáhn 
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den kirchlichen Behörden die Anwendung nichtgeistlicher Straf- 
mittel gegenüber den Laien völlig untersagt und gegenüber den 
Geistlichen nur in beschránktem Maße gestattet. Der durch die 
Kulturkampfgesetzgebung eingeführte Rekurs von den Urteilen 
der bischöflichen Gerichte an den Königlichen Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten ist jetzt aufgehoben, so dass eine 
formelle appellatio tamquamı ab abusu dem preussischen Staats- 
kirchenrechte unbekannt ist. Jedoch ist damit der grundsätzliche 
Anspruch des Staates, auf die Beschwerde seiner Untertanen 
wegen Missbrauchs der geistlichen Amtsgewalt im Verwaltungs- 
wege einzuschreiten, nicht preisgegeben. 

Anderseits geniessen die geistlichen Gerichte aber auch den 
Schutz des Staates, der sie als öffentlichrechtliche Behörden an- 
erkennt und ihre Disziplinarurteile gegen Geistliche eventuell 
durch seine Verwaltungsorgane exekutiert. Auch hat der Staat 
durch die Konvention mit dem Hi. Stuhle — Bulle de salute 
animarum — die Pflicht der Dotation übernommen. Die noch 
im Jahre 1851 durch Ministerialerlass angeordnete Leistung der 
Rechtshilfe seitens der staatlichen Gerichte zu Gunsten der kirch- 
lichen (eidliche Vernehmung der Zeugen) ist zwar formell nicht 
widerrufen, aber faktisch obsolet geworden. Es steht aber nichts 
im Wege, dass die staatlichen Gerichtsbehörden dem Ersuchen 
der bischöflichen Offizialate oder Konsistorien um Übersendung 
der Gerichtsakten freiwillig Folge leisten bezw. von der Aufsichts- 
behórde hierzu angehalten werden. Vgl. den Beschluss des Land- 
gerichts Memmingen (Bayern) vom 20. April 1914, in: Preussi- 
sches Pfarrarchiv VII, 378 ff. 

Als Anhang zu den Ausführungen des historischen Teiles 
sind am Schlusse des 2. Bandes drei ziemlich umfangreiche Akten- 
Stücke abgedruckt: 1. die Konstitution wegen der Verfassung der 
geistlichen Gerichte in Südpreussen, vom 25. August 1796, 2. ein 
Gutachten des ersten Präsidenten des Revisions- und Kassations- 
hofes zu Kóln Geh. Staatsrats Daniels und des Generalprokurators 
zu Köln Geh. Oberrevisionsrats Boeling über die Wiederher- 
stellung der geistlichen Gerichtsbarkeit, vom Jahre 1823, und 
3. die dem rheinischen Provinziallandtage eingereichte Denk- 
schrift über die Organisation des geistlichen Gerichtswesens vom 
Jahre 1833. mE 

Die schóne Arbeit von Ludwig Kaas, Priester der Diózese 
“Trier, hat von neuem den Beweis geliefert, wie lohnend die 
archivalische Forschung und die Rundfragen bezüglich der heutigen 
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Diözesanpraxis für die Förderung der partikulären Kirchenrechts- 
wissenschaft sind. Sowohl für die Vergangenheit wie für die 
Gegenwart werden uns dadurch neue Materialien zugänglich ge- 
macht, die die wichtigsten Bausteine für die wissenschaftliche 
Darstellung der Geschichte und Dogmatik des kanonischen Pro- 
zesses bilden. Auch fü: die unmittelbare Praxis ist eine auf den 
genannten Quellen aufgebaute Arbeit von Bedeutung. Es sei 
nur auf die zahlreichen, beachtenswerten Anregungen hingewiesen, 
die die vorliegende Schrift für den Ausbau der Gerichtsverfassung 
in einzelnen Diózesen und für die Abfassung von neuen Gerichts- 
ordnungen darbietet. 

Wer den heutigen Zustand des geistlichen Gerichtswesens 
in Deutschland mit dem des Mittelalters und der spáteren Zeit 
bis zur französischen Revolution und grossen Säkularisation ver- 
gleicht, wird sich der Überzeugung nicht verschliessen kónnen, 
dass seine Bedeutung nach aussen sehr gesunken ist. Daran ist 
in erster Linie der Wechsel der Zeitverhältnisse schuld, der den 
Umfang der kirchlichen Rechtsprechung wesentlich eingeschränkt, 
die alte Organisation der Gerichte im Westen Deutschlands zer- 
trümmert und ihren Erkenntnissen die zivilrechtliche Bedeutung 
genommen hat. Besonders die beiden letzten Ereignisse sind 
seiner Zeit von den kirchlichen Oberen als sehr unliebsam em- 
pfunden worden. Jedoch ist der erste Nachteil durch die Wieder- 
herstellung der kirchlichen Gerichte in den westlichen Diózesen 
aufgehoben, und der zweite, der noch jetzt fortbesteht, für die 
Kirche ein wirksamer Ansporn gewesen, durch die Stárkung der 
religiósen Gesinnung und die Hebung der geistigen und geist- 
lichen Kräfte zu ersetzen, was sie an äusseren Zwangsmitteln ein- 
gebüsst hat. Die heutige, von den weltlichen Aufgaben befreite 
Gerichtsbarkeit der Kirche hat natürlich ebenso wie die frühere 
die ernsteste Pflicht, die Durchführung der kirchlichen Disziplin, 
die Beobachtung der Kirchengesetze und den Rechtsschutz der 
Gläubigen zu sichern, aber sie wird dieses Ziel hauptsächlich in 
dem Wege der freiwilligen Unterwerfung der Katholiken und 
durch den Gebrauch pastoreller Mittel zu erreichen streben müssen. 
Die geistlichen Richter unserer Tage werden sich bewusst sein, 
dass sie zuerst Theologen und dann Juristen sind. Das ist die 
allerwichtigste Lehre, die aus dem neuen gründlichen Forschungs 
werke spricht. 


Bonn. N. Hilling. 
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2. Hans Lobmiller, Staat und katholisches Ordenswesen in 
Württemberg. |. Teil: Vor dem Konkordate. 8° (XII u. 172). 
Rottenburg a. N., Bader, 1914. M 2,20. | 


Die vorliegende Schrift, deren erstes Kapitel bereits als juri- 
stische Doktordissertation der Universität Heidelberg gedruckt 
wurde, ist vom katholischen Standpunkte aus geschrieben und 
enthält besonders in der Vorrede eine warme Apologia pro Mo- 
nachis et Religiosis. 


lhre beiden ersten Kapitel (1. Die staatskirchenrechtlichen 
Bestimmungen der vor- und frühkonstitutionellen Zeit (1800—1848) 
in ihrem Einfluss auf die Behandlung der Ordensírage und 2. Die 
politische und kirchliche Reformbewegung um das Jahr 1848) 
sind vorwiegend juristisch gehalten, indem der Verfasser aus den 
bereits bekannten Aktenstücken staatlichen und kirchlichen Ur- 
sprungs die für die Ordensfrage in Betracht kommenden Ge- 
sichtspunkte des Staats- und Kirchenrechts hervorhebt. Besonders 
beachtenswert ist die auf S. 32 ff. aufgestellte These, dass in S 72 
der Wiirttembergischen Verfassung vom 25. September 1819 
»Dem Könige gebührt das obersthoheitliche Schutz- und Auf- 
sichtsrecht über die Kirchen. Vermöge desselben können die 
Verordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht und 
Genehmigung des Staatsoberhauptes weder verkündet noch voll- 
zogen werden« ein Genehmigungsrecht des Staates bezüglich der 
Errichtung von Ordensniederlassungen nicht enthalten ist. Denn 
mit Rücksicht auf das voraufgegangene Ministerial-Ausschreiben 
vom 4. Januar 1817 müsse der Ausdruck »Verordnungen« im 
Sinne von allgemeinen Anordnungen, d. i. Anordnungen abstrakter 
für eine unbestimmte Anzahl von Fällen berechneter Vorschriften, 
verstanden werden. Erst durch die Königliche Verordnung vom 
30. Januar 1830, die in $ 4 auch die besonderen Verfügungen 
der kirchlichen Behörden, soweit dieselben von Wichtigkeit sind, 
dem landesherrlichen Plazet unterwirft, sei die Genehmigungs- 
pflicht für die Errichtung einer Ordensniederlassung eingeführt 
worden. Jedoch stehe diese Bestimmung mit der Verfassung in 
Widerspruch und sei daher rechtsungültig. 


Das dritte Kapitel schildert, wie die württembergische Frei- 
heitsbewegung des Jahres 1848 zu Gunsten der Orden mit der 
Übereinkunft zwischen der Regierung und dem Bischof von 
Rottenburg vom 12./16. Januar 1854 ihren Abschluss findet. Am 
Schlusse des ersten Bandes sind einige wichtige Aktenstücke 
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und statistische Verzeichnisse über die Orden in Wiittemberg 
abgedruckt. 

| Sowohl die juristische wie die historische Seite der Arbeit 
bekundet eine gute methodische Schulung des Verfassers. Am 
interessantesten und wichtigsten sind meines Erachtens die Aus- 
führungen des zweiten Kapitels S. 101—110, die sich mit dem 
allmáhlichen Wiederaufbau der ‘weiblichen Kongregationen und 
Klóster durch Bischof Joseph von Lipp und seinen Generalvikar 
Öhler beschäftigen. Für diesen Gegenstand sind auch die Akten 
des bischöflichen Ordinariats zu Rottenburg benutzt worden. 


Irrttimlich behauptet der Verfasser S. 46 Anm. 14, dass das | 


kanonische Recht eine reductio ad statum laicalem nicht kennt. 
Noch am 12. Juli 1916 hat die Kongregation des Hl. Offiziums 
einen italienischen Priester strafweise in den Laienstand zurück- 
versetzt, wobei natürlich der sakramentale Charakter der Priester- 
weihe unberührt bleibt. Sieh Acta Apostolicae Sedis VIII, 316. — 
In den Zitaten wird nur der Name des Autors angegeben. Wer 
nicht mit den Werken der württembergischen Autoren Golther, 
Longner, Reyscher, Sarwey u. a. genauer bekannt ist, wird sich 
schwerlich rasch zurechtfinden. Es wäre daher m. E. sehr er- 
wünscht, wenn am Schlusse des letzten Bandes ein ausführliches 
Literaturverzeichnis angefügt würde. 
Bonn. N. Hilling. 


3. P. Livarius Oliger, O. F. M., De pueris oblatis in ordine 
Minorum (cum textu hucusque inedito fratris Johannis 
Pecham). Extractum ex Periodico Archivum Franciscanum 
Historicum vol. VIII, 1915, Fasc. II—IV. 8° (61). Typ. Col- 
legii S. Bonaventurae ad Claras Aquas prope Florentiam. 
(Quaracchi presso Firenze) 1915. 


Zu den Anklagen, die der Weltklerus, in Sonderheit die 
Doktoren der Pariser Universität gegen die Mendikantenorden 
schon einige Jahrzehnte nach ihrer Gründung vorzubringen 
pflegten, gehörte auch die, dass sie »pueri impuberes« und andere 
junge Leute, die noch nicht das volle Verständnis für das Ordens- 
leben besassen, zum Eintritt in die Ordensgemeinde zu bestim- 
men versuchten und so auf unehrliche Weise für die Ausbreitung 
der Bettelorden Propaganda machten. Natürlich blieb die Ab- 
wehr nicht aus. Allen voran ergriff der Aquinate und des 
hl. Bonaventura grösster Schüler Johannes Pecham, ehemaliger 
Theologielehrer zu Paris, gestorben (1292) als Erzbischof von 
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Canterbury, die Waffen, um die Ehre der angegriffenen Orden 
zu verteidigen. Wie in anderen Streitfragen so galten auch in 
dieser der kampfeslustige Wilhelm von Saint-Amour und Nikolaus 
von Lisieux als die eigentlichen Fahnenträger im Kampfe gegen 
die Bettelorden. | . 

In vorliegender Monographie tritt Oliger der interessanten 
Frage näher und zwar auf Grund eines reichen Quellenmaterials. 
Zunächst zeigt er die Stellung des Minoritenordens in der strittigen 
Frage bis 1260, bespricht sodann ausführlich die darauf bezüg- 
lichen Ordenssatzungen von 1260 bis 1500 und behandelt end- 
lich die eigentliche Ordenspraxis, die allerdings nicht selten mit 
den Ordenskonstitutionen in Widerspruch kam. Man wird dem 
Verfasser zustimmen müssen, wenn er am Schlusse behauptet: 
»Falsum esse proinde generatim asserere Mendicantes oblationis 
institutum non recepisse ex praedictis sat patet, sed et illud verum 
esse, quod et de monasticis Ordinibus constat, reformationes in 
Ordine Minorum oblationibus puerorum sensu strictiore et latiore 
sumptis omnino obfuisse«. (S. 28.) 

Von Interesse dürfte sein, was Christophorus de Varesio, 
ein Schüler des hl. Johannes Capistran, von einer Audienz er- 
zählt, die der berühmte Ordensreformator einstens beim Papste 
Eugen IV. hatte. »Nam cum semel sanctissimus papa Eugenius 
cum R. Patre nostro de reformatione totius ordinis loqueretur, 
respondit idem Pater: Beatissime Pater, si vultis ordinem nostrum 
bene reformare, oportet tria p, id est 3 dictiones a littera p inci- 
pientes, a religione tollatis, et totus ordo erit reformatus. A quo 
dum predictorum expeteret declarationem, respondit: Primum p 
est pecunia, 24” pueri, 3!” petulantia.« (S. 61.) 

Ein Hauptverdienst des Verfassers ist wohl, dass er zum 
erstenmal veröffentlicht: Johannis Pecham quaestio, utrum liceat 
inducere pueros, doli capaces, ad obligandum se religioni voto 
vel iuramento, aut etiam adholescentes. (Codex Bibl. Nat. Floren- 
tiae.) Nicht weniger als 35 Einwände, die man gegen die pueri 
oblati vorbrachte, finden hier eine Widerlegung. Freilich lässt 
manchmal die Beweisführung etwas zu wünschen übrig. 

Im Anhange bietet uns Oliger noch andere wertvolle 
Quellentexte. 

Dem Verfasser sei für die mtihevolle Arbeit, die einen an- 
erkennenswerten Beitrag zur Geschichte der Bettelorden im Mittel- 
alter liefert, der verdiente Dank ausgesprochen. 

Mautern in Steiermark. Jos. Höller C. SS. R. 
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4. Bertha Birckman, Die vermeintliche und die wirkliche Re- 
formschrift des Dominikanergenerals Humbert de Romanis. 
[Abhandlungen zur Mittleren und Neueren Geschichte, hrsg. 
von G. v. Below, H. Finke und Fr. Meinecke, Heft 62]. 8° 
(68). Berlin u. Leipzig, W. Rothschild, 1916. M 2,20. | 


Zur Vorbereitung des zweiten Konzils zu Lyon (1274) hatte 
Papst Gregor X. Gutachten über kirchliche und allgemeine Re- 
formen eingefordert. Ein Auftrag dieser Art war auch an dem 
damaligen General des Predigerordens, Johannes de Vercellis, 
ergangen, ohne dass bisher etwas von einer solchen Arbeit dieses 
Mannes bekannt geworden wäre. Verfasserin macht es nun wahr- 
scheinlich, dass der Ordensgeneral die ihm gestellte Aufgabe 


seinem Amtsvorgänger Humbert de Romanis — er war 1254 ` 


General geworden, hatte aber 1263 abgedankt — übertragen 
habe, und dass dieser dem Verlangen mit dem »Opusculum tri- 
partitum« nachgekommen sei. Bisher ist diese Reformschrift 
Humberts nur in einem Auszuge benutzt worden, während das 
vollstándige Werk, von dem keine Handschrift, sondern nur eim 
alter Druck (im Appendix ad Fasciculum rerum expetendarum. et 
fugiendarum ab Orthwino Gratio editum A. D. 1585 Coloniae) 
vorliegt, nur von wenigen, darunter von Finke und Wenck, ange- 
führt worden ist. 

In der vorliegenden Arbeit wird das vollstándige Werk sorg- 
fältig mit den mehrfach veröffentlichten und viel benutzten »Ex- 
tractiones« verglichen. Es ergibt sich, dass der Auszug zwar an 
Umfang nur etwa ein Drittel des Opusculum tripartitum ausmacht, 
dass sich aber aus manchen Auslassungen bestimmte Absichten 
des Abkürzers erkennen lassen und sogar mehrere nicht unwesent- 
liche Zusätze eingefügt worden sind; der Abkürzer hat also nicht 
bloß den Umfang der Reformschrift vermindert, sondern auch ihren 
Inhalt verändert. Wahrscheinlich hat ein italienischer Prälat die 
Arbeit aus praktischen Gründen für das Konzil angefertigt. Be- 
sonders Wichtiges ergibt der Vergleich für das Kapitel »Circa 
Imperium«. Hier liest man in Humberts Schrift nur eine kurze 
Ausführung, während der bisher für die Reichsgeschichte ausge- 
beutete Wortlaut des Auszuges umfangreicher ist. 

Die Schrift bietet dankenswerte Beiträge zur Kennzeichnung 
Humberts als eines Freundes kirchlicher Reformen: sein Tadel 
ist schärfer, seine Vorschläge sind durchgreifender als man auf 
Grund der »Extractiones« angenommen hat. Auffällig ist seine 
versöhnliche Stimmung gegenüber den schismatischen Griechen. 
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Wenn in den Ausführungen über Humbert als Freund der Reform 
mehrfach darauf hingewiesen wird, dass Humberts Gedanken sich 
auch bei anderen gleichzeitigen und späteren Vertretern der Kirche 
finden, so hätte noch stärker als dies mit dem Hinweis auf den 
hl. Bernhard geschieht (S. 52), darauf hingedeutet werden können, 
dass der ehemalige Dominikanergeneral doch auch ganz auf den 
Schultern reformeifriger Vorgänger steht. Sowohl die Grundge- 
danken seiner Reformvorschläge wie auch seine Bemühungen 
um die Hebung des Predigtwesens zeigen ganz dieselben Züge, 
wie sie uns in den Kreisen der regulierten Kanoniker, der 
Augustiner-Chorherren wie der Prämonstratenser, entgegentreten. 
Humberts Schrift ist das Glied einer Kette, .die in der ganzen 
zweiten Hälfte des Mittelalters nicht abgerissen ist. 


S. 54 Anm. 15 muss es statt »sacerdotales« heissen: »sa- 


cerdotes«. — S. 65 Zeile 5 von unten ist wohl vor »Domino« 
ein »cum« ausgefallen. — S. 13 Anm. 41 statt Petrus Alphonsus: 
Petrus Alphonsi. | 

Brühl bei Köln. J. Greven. 


5. H. Pissard, La guerre sainte en pays chrétien. Essai sur 
l’origine et le developpement des théories canoniques. 8? 
(V u. 194). Paris, Picard, 1912. Fr 3,—. 


Als »heilige Kriege« sind nach Pissard alle jene zu be- 
zeichnen, die unter unmittelbarer Leitung der Kirche oder wenig- 
stens auf ihre Veranlassung zur Erreichung kirchlicher Zwecke 
geführt wurden; dass den Teilnehmern geistliche Privilegien 
(Ablässe) bewilligt wurden, ist nicht wesentlich. Ihr Zweck war 
entweder die Bekämpfung der Ungläubigen (hauptsächlich im 
Heiligen Lande) oder die Bekämpfung der Häretiker oder die 
Verteidigung der weltlichen Macht des Papstums (des Kirchen- 
staates). Pissard behandelt nur die der zweiten und dritten Art, 
wobei er nicht nur den Gang der Ereignisse verfolgt, sondern 
auch den Erörterungen nachgeht, welche die mittelalterlichen 
Kanonisten diesen Fragen widmen. Zum Ausgangspunkte dienen 
ihm die Ausführungen Gratians in Causa XXIII, die er aber nicht 
genau genug wiedergibt; von den Dekretisten werden nur Pau- 
capalea und Rufin erwähnt, die in keiner Weise über Gratian 
hinausgehen, während Huguccio, der ziemlich viel bieten würde, 
nicht herangezogen ist. Im 2. Teil des 1. Kapitels wird die 
Praxis der Kirche bis zum 3. Laterankonzil geschildert; ein- 
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gehend wird die Stellungnahme Gregors VII. besprochen, der ja 
nicht nur einen Kreuzzug ins Hl. Land angeregt, sondern die 
Idee des »heiligen Krieges« auch in seinen kirchenpolitischen 
Kämpfen verwertet hat; die Zeit vor Leo IX. ist zu kurz be- 
handelt, vgl. Gottlob, Kreuzablass und Almosenablass, 1906, 
S. 13—40. Das 2. und 3. Kapitel sind den Kreuzzügen gegen 
die Albigenser gewidmet, denen in der Tat für das Thema des 
Verfassers eine ganz besondere Bedeutung zukommt. Das 4. Kapitel 
bespricht die Erórterungen der bedeutendsten Dekretalisten vom 
13. bis zum 15. Jahrhundert. Die Kanonisten arbeiteten nicht 
mit dem Begriff des »heiligen Krieges«, der auch den Quellen 
dieser Zeit fremd ist, sondern erórterten die in Betracht kommen- 
den Fragen zum Teil beim Thema des Kreuzzuges, zum Teil im 
Zusammenhang mit der Frage des gerechten Krieges. Dadurch, 
dass Pissard den letztgenannten Zusammenhang zwar feststellt, 
aber nicht weiter beachtet, ist sein Material von vornherein un- 
vollständig geworden. Aber auch die Ausführungen bezüglich 
des Kreuzzuges, speziell gegen Häretiker, Schismatiker und andere 
Feinde der Kirche bezw. des Papsttums hat er nicht genügend 
verwertet. Ich verweise beispielsweise nur auf Hostiensis, den 
Pissard verhältnismäßig oft heranzieht. Er hat aber nur dessen 
Summa benutzt, nicht auch die Lectura, und gerade in letzter 
bespricht Hostiensis zum Schluss des Titels de voto (III, 34) aus- 
führlich die Frage, ob das Kreuz nicht nur gegen die Ungläu- 
bigen und Háretiker, sondern auch gegen Schismatiker und andere, 
die der Kirche den Gehorsam verweigern, gepredigt werden dürfe ; 
diese Frage war gerade zu seiner Zeit infolge der Kreuzpredigt 
gegen Kaiser Friedrich II. (1246) lebhaft erórtert worden, und er 
gibt auch an, dass man in Deutschland die Zulässigkeit dieser 
Kreuzpredigt bestritten habe, entscheidet sich aber in längerer 
Beweisführung für deren Zulässigkeit. In den beiden letzten 
Kapiteln werden die Kreuzzüge des ausgehenden Mittelalters und 
die »heiligen Kriege« der neueren Zeit bis zu den letzten Kämpfen 
zur Verteidigung des Kirchenstaates besprochen; nach der Be- 
grifisbestimmung des Verfassers sind die letztgenannten solche, 
nach der gewóhnlichen und m. E. richtigeren Auffassung kónnen 
sie aber nicht dazu gerechnet werden. Im ganzen ist anzüerkennen, 
dass Pissard mit grossem Fleisse gearbeitet hat und, wenn er auch 
im einzelnen nicht viel neues bringt, bietet er doch einen guten 
Überblick über die ganze Entwicklung; für die Darstellung der 
kanonistischen Theorien hat er aber das Material weder voll- 
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stándig herangezogen noch das herangezogene genügend ver- 
arbeitet, so dass in dieser Hinsicht noch manches zu tun ist. 
Freising. A. Scharnagl. 


6. Josef Müller, Die völkerrechtliche Stellung des Papstes und 
die Friedenskonferenzen. Dokumentierte Darlegung. gr. 8? 
(XVI u. 235). Einsiedeln, Benziger & Co., 1916. M 4,60. 


Unter den zahlreichen Schriften, die in den drei letzten 
Jahren über die sog. Rómische Frage erschienen sind, ist die 
vorliegende wegen ihrer grundsätzlichen und allgemeinen Art der 
Darstellung bemerkenswert. Der Verfasser betont in der Einleitung 
vor allem, dass diese Frage nicht nur eine völkerrechtliche, son- 
dern ganz besonders auch eine innerkirchliche (theologisch-kirchen- 
rechtliche) Seite hat. 

Die letztere wird in dem grundlegenden Kapitel »Das Wesen 
des Papsttums« S. 11—45 sachgemäß und eingehend behandelt. 
Ich halte diesen Teil der Arbeit, der die dogmatischen und juri- 
stischen Grundlagen der Kirchenverfassung und insbesonders des 
Papsttums darlegt, entschieden für den besten. Die folgenden 
Abschnitte beschäftigen sich mit der Geschichte des Kirchen- 
staates vor und nach dem Jahre 1870. Sie entbehren meines Er- 
achtens der gründlichen juristischen Durcharbeitung und sind 
vielfach auch stark apologetisch gehalten, so dass der wissen- 
schaftliche Charakter etwas beeinträchtigt wird. Die Schrift von 
G. J. Ebers, Italien und das Garantiegesetz (1916), hat mir trotz 
ihrer Kürze und der reservierten Haltung sowohl in juristischer 
wie historischer Hinsicht bedeutend besser zugesagt. 

Im Schlusskapitel kommt der Verfasser auf die Teilnahme 
des Papstes an den künftigen Friedenskonferenzen zu sprechen. 
Er fordert die Teilnahme des Papstes 1) wegen seiner Eigen- 
schaft als Vikar des Friedensfürsten, die ihm nach katho- 
lischer Glaubenslehre zukommt, und 2) wegen seiner inter- 
nationalen moralischen Autorität ohne Gleichen, die ihm nach 
dem Urteile aller Zeitgenossen beigelegt wird. Auf S. 120 wird 
darauf hingewiesen, dass Leo XIII. 1885 zwischen Deutschland 
und Spanien in der Karolinenfrage, 1890 zwischen Belgien und 
Portugal wegen des Kongo, 1890 zwischen Portugal und England 
anlässlich ihres ostafrikanischen Grenzstreites und 1894 zwischen 
Venezuela und England in der Guayana-Angelegenheit vermittelt 
hat. Unter Pius X. schlichtete der Apostolische Nuntius in Rio 
de Janeiro Streitigkeiten zwischen Brasilien und Bolivia (3. No- 
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vember 1909), ferner zwischen Brasilien und Peru (30. Juni 1910) 
und zwischen Columbien, Chile und Peru, wozu der Papst in 
einer Depesche an den Erzbischof von Mexiko die Anregung 
gegeben hatte. Am Anfange seines Pontifikates wurde ein alter 
Grenzstreit zwischen Argentinien und Chile beigelegt, dessen Ent- 
scheidung auf Anregung des argentinischen Bischofs Benavente 
von San Juan de Cuyo und des chilenischen Bischofs Jara dem 
Kónige von England übertragen worden war. S. 132. 

In einem Vortrage des katholischen Vereins zu Freiburg i. S. 
am 23. August 1916, der auch in französischer Sprache erschienen 
ist, hat der Verfasser abermals zu der Frage über die Teilnahme 
des Papstes an den Friedenskonferenzen Stellung genommen. 

Am Schlusse des vorliegenden Buches sind im ganzen 29 
Aktenstücke abgedruckt, die sich teils auf die Römische Frage, 
teils auf die Haager Friedenskongresse und teils auf die verdienst- 
volle Tätigkeit Benedikts XV. während des gegenwärtigen grossen 
europäischen Krieges beziehen. 

Bonn. N. Hilling. 


7. Joseph Löhr, Beiträge zum Missionsrecht. Missionsobere, 
Missionare und Missionsfakultäten. [Veröffentlichungen der 
Görres-Gesellschaft, Seklion für Rechts- und Sozialwissen- 
schaft, herausgegeben von Konrad Beyerle, Emil Göller, 
Godehard J. Ebers. 29. Heft]. gr. 8° (VI u. 174). Paderborn, 
Ferdinand Schöningh, 1916. M 5,20. 


Missionsrechtliche Abhandlungen sind noch in recht be- 
scheidenem Maße vorhanden, zudem beschränken sie sich fast 
ausnahmslos auf Einzelfragen. Jos. Löhr hat aus Anlass seiner 
Habilitation in der katholisch-theologischen Fakultät der Univer- 
sität Breslau versucht, einige wichtige Kapitel des Missionsrechts 
zusammenfassend zu behandeln. Die Schrift zerfällt in zwei Teile. 
Der erste Teil erörtert die Stellung der Missionsoberen (Aposto- 
lische Vikare, ihre Stellvertreter, Apostolische Präfekten) und ihre 
Fakultäten. Der zweite Teil befasst sich mit den Missionaren. Es 
werden ihre Eigenschaften, Pflichten, Fakultäten, Rechtsstellung 
und Versorgung besprochen. Daran schliessen sich zwei spezielle 
Kapitel über die Ordensmissionare und über den einheimischen 
Klerus. 

L. bringt seinen Gegenstand vorzüglich in dogmatischer 
Weise zur Darstellung, was besonders für das Fakultätenrecht 
gilt, bei welchem er sich aller historischen Ausführungen enthält. 


Löhr, Beiträge zum Missionsrecht. 337 


Da der Verf. ein Buch für den praktischen Handgebrauch der 
Missionare anstrebte (Vorwort V), Kann man gegen diese Methode 
nicht viel einwenden. Die quellenmäßige Darbietung der disciplina 
vigens des Missionsrechts ist für sich allein gewiss schon eine 
würdige Aufgabe der Wissenschaft. Aber selbst das ist für einen, 
der eine grössere, zusammenfassende Arbeit bieten will, eine 
schwierige Aufgabe. 

Zunächst fehlt die hinreichende Zahl der gediegenen Einzel- 
untersuchungen, die eine Stütze und Kontrolle der eigenen 
Forschung bilden könnten. Ferner haben die Hauptquellen des 
Propagandarechtes, das Jus Pontificium de Propaganda Fide 
v. Raphael de Martinis (Romae 1888 ff) und die Collectanea 
S. Congregationis de Propaganda Fide, editio altera, Romae 1907 
ihre Eigenarten. Eine wissenschaftliche Darstellung, die sich nur 
auf die Collectanea stützen würde, müsste notwendig einseitig 
und unvollständig werden. Man muss also auf das grössere 
Werk, das Jus Pontificium, zurückgehen. Bei ihm ist es aber 
bisweilen recht schwer, das Veraltete von dem noch Geltenden 
zu unterscheiden. Endlich kommt beim Missionsrecht viel auf 
die legitime Praxis an, wie sie sich in den Missionssynoden, in 
den Direktorien oder Manualen der einzelnen. Missionsbezirke 
und in den Statuten der verschiedenen Orden und Kongrega- 
tionen, die diese mit Gutheissung des Apostolischen Stuhles für 
ihre Missionen aufgestellt haben, zu erkennen gibt. Ohne Be- 
rücksichtigung dieser Quellen, die nicht einmal so leicht zu er- 
reichen sind, wird man bei der Feststellung der disciplina vigens 
häufig fehlgehen. 

Für eine missionsrechtliche Arbeit grösseren Stils wäre des- 
halb folgendes notwendig: 1. Vor allem andern sind die ma- 
teriellen ünd formellen Quellen des Missionsrechts klarzustellen 
und in ihrer Bedeutung zu erörtern. 2. Die wenig vorhandene Lite- 
ratur ist gründlich auszunützen. 3. Die Arbeitsmethode erfordert 
eine mehr als gewöhnliche Sorgfalt. Selbst wo dies beobachtet 
wird, werden mancherlei Missgriffe unvermeidlich sein, wo es 
aber vernachlässigt wird, können viele und schwere Irrtümer nicht 
ausbleiben. 

L. war sich der Schwierigkeit seines Unternehmens viel- 
leicht nicht voll bewusst. Vielleicht hinderten ihn auch die un- 
günstigen äusseren Umstände, unter denen er seine Schrift ver- 
öffentlichen musste — er tat es als Festungsgarnisonpfarrer in 
Metz — daran, eine letzte sorgfältige Prüfung derselben in aller 
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Ruhe vorzunehmen, die partikulären Quellen häufiger zu be- 
rücksichtigen und die Literatur vollständig heranzuziehen. Im 
zweiten Teil der Schrift wäre es gut gewesen, die rechtliche Ma- 
terie schärfer herauszuarbeiten. Die ersten 15 Seiten des siebten 
Kapitels, die eine Wiedergabe der Synode von Sutschou (China) 
. 1803 bilden, bringen sehr schóne asketische und pastorale Er- 
wägungen, dem Kanonisten geben sie soviel wie nichts. 

Im einzelnen seien die folgenden Bemerkungen gemacht. 

Bei der Ernennung der Apostolischen Vikare (S. 3) hätte 
das Vorschlagsrecht der Ordensoberen berücksichtigt werden 
sollen. — Der Eid, den angeblich die Missionare in China zu- 
gunsten der Apostolischen Vikare noch immer schwóren müssen 
(S. 5 f), ist seit mehr als 200 Jahren abgeschafft. Richtig ist, 
dass Innozenz XI. ihn 1678 einführte (allerdings nicht blof für 
China, sondern für ganz Ostasien), aber bereits 1688 wurde er 
für die Augustiner, Dominikaner, Franziskaner und 1689 auch für 
die Jesuiten aufgehoben. Im Jus Pontificium de Propaganda Fide 
steht freilich nur die päpstliche Konstitution vom Jahre 1678, 
während die Erlasse mit dem Widerruf dort nicht verzeichnet 
sind. Ein typisches Beispiel für die Beurteilung der genannten 
Quellensammlung! Die widerrufenden Erlasse sind zu finden bei. 
Adrien Launay, Documents historiques relatifs à la Société des 
Missions-Étrangères (Paris 1906) S. 134 u. 135. — Die Instruktion 
der Propagandakongregation Collectanea II n. 1606 hátte genauer 
zitiert werden können (S. 6), sie umfasst mehr als 8 Seiten Text. 
Was L. mit dem »allgemeinen« Eid vor Aufnahme in die Mission 
meint (S. 6), ist nicht kar. Jedenfalls ist ein solcher im allgemeinen. 
nicht gebráuchlich. — Die Missionspatente (S. 6) sind teilweise 
eine antiquierte Einrichtung. Vielfach schreibt der Ordensobere 
einfach dem Apostolischen Vikar, dass ihm diese und jene Mis- 
sionare zugesandt seien. — Zu der Behauptung, die Pápste hátten. 
nirgendwo ausdrücklich gesagt, dass die Apostolischen Vikare 
dasselbe vermóchten, was die Bischófe jure ordinario in ihren 
Diózesen kónnten (S.9), vgl. Benedikts XIV. Breve »Apostolicum 
ministerium« v. 30. Mai 1753 $ 4: »Sed ut ad Vicarios Aposto- 
licos revertamur, praeter eam omnem auctoritatem, quae ipsis 
communis est in propriis confiniis cum quolibet Ordinario in sua 
civitate et dioecesi« . . . . Jus Pontificium de Prop. Fide, pars 
prima, III 529 ff. (p. 530), ferner S 10: Die Apostolischen Vikare 
in England seien eingesetzt »cum omni auctoritate, quae competit 
cuilibet Ordinario in sua civitate et dioecesi« . . . (a. a. O. 532). 
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— Die erste Propagandaverordnung zur Einführung eines ständigen 
amtlichen consilium missionariorum war nicht die für China 1883. 
(S. 10), sondern die für Ostindien v. 8. Sept. 1869 (Collectanea 
II S. 24); vgl. dieses Archiv Bd. 96 (1916) S. 546. — S. 12 am 
Schluss verwechselt L. die Vollmachten der Apostolischen Vikare 
bezüglich der casus reservati mit der Vollmacht der Missionare, 
davon zu absolvieren. — Für die Binationsmesse ein Stipendium 
zu nehmen (S. 13), ist mit Zustimmung des Apostolischen Vikars. 
den Missionaren nur »justa et gravi causa intercedente« statthaft 
(Collectanea I n. 1244). — Bei Veräusserungen der Missionsgüter 
(S. 15) ist gegenwärtig das consilium missionariorum zu befragen; 
vgl. dieses Archiv a. a. O. — Dass die Grenzen der Apostolischen 
Vikariate bisweilen nur annáhernd umschrieben seien (S. 15), 
entspricht nicht der gegenwártigen Praxis. Ein Blick in die 
Missiones Catholicae cura S. Congregationis de Prop. Fide de- 
scriptae zeigt, dass die einzelnen Missionsbezirke geographisch 
genau bezeichnet sind. Wie wáre auch sonst ein Werk wie der 
Atlas hierarchicus von P. Karl Streit S. V. D. móglich? — Die 
verschiedenen teilweise entgegengesetzen Bestimmungen über die 
visitatio s. Liminum für die Apostolischen Vikare sind nicht zu 
vereinigen (S. 17), sondern historisch zu behandeln und das 
geltende Recht nach dem Grundsatz: Lex posterior derogat priori 
aufzustellen. Dass sie »unter keinem Vorwande persönlich ohne 
Erlaubnis der Kongregation nach Rom kommen dürfen«, wie die 
älteren Bestimmungen lauteten, entspricht nicht mehr den neueren 
Verfügungen v. 14. Aug. 1861 (Collectanea II 664 Anm.) und von 
l. Juni 1877. Letztere sagt: »plerumque haud expedit, ob ss. Li- 
minum visitationem, Vicarios Apostolicos ab eorum residentia 
discedere. Quamobrem integrum ipsis erit, hoc munere per pro- 
curatorem, etiam in Urbe existentem, perfungi« (Collectanea II 
n. 1473 p. 109). Damit ist das rigorose Verbot von früher offen- 
bar gemildert. — Der Provikar wird »auf Grund der Klementinen« 
(S. 24) aufgestellt. Welche Klementinen sind das? Die Propa- 
ganda 9. Dez. 1822 spricht zwar von Constitutiones Clementinas 
et Benedictinas, die für die Aufstellung des Provikars in Betracht 
kámen (Collectanea I n. 777 Ad 1.), aber Rez. gesteht, dass er 
eine derartige Constitutio Clementina noch nicht hat finden kónnen. 
Sollte hier ein Irrtum der Collectanea vorliegen? — Die Konsti- 
tution Benedikts XIV. »Ex sublimi« v. 26. Jan. 1753 (S. 24) galt 
nur für Ostindien, erst die Konstitution »Quam ex sublimi« vom 
8. Aug. 1755 hatte allgemeine Verpflichtung (Collectanea I n. 396). 
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— Die ganze Auffassung von der Stellung des Provikars ist bei 
L. den päpstlichen Konstitutionen nicht ganz entsprechend (S. 24). 
Der erste Zweck bei der Ernennung eines Provikars ist, dass er 
nach dem Tode des Apostolischen Vikars die Leitung der Mission 
übernehme; dass er bei Lebzeiten des Apost. Vikars die Funktionen 
eines Generalvikars ausübe, kann geschehen, muss aber nicht 
sein. — Die Erlaubnis, zwei Provikare zu ernennen (S. 26), ist 
nur für Ostindien gegeben worden. Dasselbe gilt über die Be- 
fugnis des Provikars, im Falle des Todes einen anderen an seiner 
Statt zu substituieren. — Der Apostolische Práfekt ist allerdings 
in der Regel einfacher Priester (S. 28), ausnahmsweise kann er 
aber Bischof sein. So hatten die Präfekturen Kwantung und 
Kwangsi in China bis 1914 Titularbischöfe als Apostolische Prä- 
fekten (Missiones Catholicae 1907 S. 333, 334), im genannten 
Jahre wurden beide Práfekturen zu Apostolischen Vikariaten er- 
hoben (Acta Apostolicae Sedis VI [1914] 344, 345). — Dass der 
Apostolische Práfekt keine Synoden abhalten dürfe (S. 28), müsste 
doch wohl bewiesen werden. Die Berufung auf Vermeersch ist 
nicht hinreichend. — Bei Erórterung der Strafbestimmungen be- 
treffend Ordensmissionare, die sich weigern, das Dekret der De- 
putation für die Mission auszuführen (S. 86), hátte genauer unter- 
sucht werden müssen, ob die Strafen nur für die eigentlichen 
Regularen oder für alle Religiosen, ob nur für die von der Pro- 
paganda Beauftragten oder auch für die von den Ordensoberen 
Entsendeten gelten. Vgl. auch Statutum pro missionibus Ordinis 
Minorum Capuccinorum (Romae 1893) S. 27. — Die Verordnung 
vom 16. März 1668 über das Befragen von mindestens zwei er- 
fahrenen Missionaren (S. 89) ist veraltet, nachdem das amtliche 
consilium missionariorum eingeführt ist, dem alle wichtigen An- 
gelegenheiten vorzulegen sind. — Dass die europäischen Mis- 
sionare für China den Eid betreffend die chinesischen Riten schon 
in Europa ablegen müssten (S. 97), ist keine allgemeine Vor- 
schrift. Das Propagandadekret von 1745, worauf sich L. stützt, 
galt nur für die Diözese Peking; in der allgemein gültigen 
Konstitution Benedikts XIV. vom 5. Juli 1742 (Collectanea I 
n. 339) wird nur gesagt, dass der Eid vor dem Apostolischen 
Vikar und bei Regularen ausserdem vor den Ordensobern abzu- 
legen sei (a. a. O. p. 135). — Die Propaganda verlangt nicht, 
dass »jede Art schriftstellerischer Tätigkeit« der Missionare ihrer 
Zensur unterworfen werde (S. 118), sondern nur die Bücher und 
Schriften, die über die Mission handeln oder die Mission be- 
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rühren. Die Collectanea, auf die sich hierin L. einzig beruft, 
sind in diesem Punkte nicht hinreichend klar, die päpstlichen 
Erlasse sagen dies aber ganz deutlich. Z. B. das Breve Clemens’ X. 
»Creditae nobis« v. 4. April 1673 § 1: »Licet Congregatio . . . 
justis de causis vetuisset, ne quis sine ipsius licentia typis 
evulgaret libros et scripta, in quibus aliquo pacto de missionibus 
ageretur . .... « Er selber verbietet dann die Herausgabe von 
Büchern und Schriften »in quibus de missionibus vel de rebus 
ad missiones pertinentibus agatur« ohne Erlaubnis der Propa- 
gandakongregation (Jus Pontificium de Prop. Fide, pars prima, 
I 417). Vgl. Analecta juris Pontificii, Serie I p. 1256 ff. Dies ist 
auch das geltende Recht. Vgl. Statutum pro missionibus O. M. 
Capucc. 33 ff. Für das geltende Recht hätte auch die Konstitution 
Leos XIII. »Officiorum ac munerum« n. 34 erwähnt werden müssen. 
— Bei der Rechtsstellung der Missionare (S. 123 f.) ist zu unter- 
scheiden zwischen Apostolischen und bischöflichen Missionen. — 
Auf S. 132 hätte noch hinzugefügt werden können, dass die Mis- 
sionare Immaculati Mariae Cordis durch Litt. S. Congr. de Pro- 
paganda Fide v. 30. Aug. 1909 die Fakultät erhielten, auf der 
Reise durch Sibirien nach China sich gegenseitig die Beichte zu 
hören. Vermeersch, De Religiosis et Missionariis monumenta 
period. V 56. 

Die gemachten Ausstellungen, die noch um einige vermehrt 
werden könnten, zeigen, dass L.s Arbeit keine zuverlässige Rat- 
geben ist. Der Abschnitt über das Fakultätenrecht ist durch die 
neu herausgegebenen Formularien überholt. Über letztere hat 
derselbe Verfasser in der Zeitschrift für Missionswissenschaft VII 
(1917) 20 ff. eine Abhandlung veröffentlicht. 

Mödling bei Wien. Theod. Grentrup S. V. D. 


8. Rudolf Hindringer, Das kirchliche Schulrecht in Altbayern 
von Albrecht V. bis zum Erlasse der bayerischen Verfassungs- 
urkunde 1550—1818. [Görres-Gesellschaft, Veröffentlichungen 
der Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 27. Heft]. 8° 
(XV u. 176). Paderborn, Ferd. Schóningh, 1916. M 5,60. 


Der Tatsache, dass sich das Volksschulwesen in den ein- 
zelnen Landesteilen des heutigen Kónigreichs Bayern entsprechend 
ihrer früheren Selbständigkeit verschieden entwickelt hat, trägt 
das geltende Volksschulrecht noch dadurch Rechnung, dass die 
. Oberleitung des Volksschulwesens seit 1811 bezw. 1815 in ziem- 
lich weitgehendem Maße dezentralisiert ist: den Kreisregierungen 
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der acht Regierungsbezirke ist eine nicht geringe Anzahl wich- 
tiger Schulangelegenheiten zur selbständigen Erledigung über- 
tragen. Bei aller Dezentralisation sind aber naturgemäß die 
Grundlagen des Volksschulrechtes im ganzen Königreich durch- 
aus einheitlich geregelt und diese seit 1808 erfolgte Regelung 
war wesentlich bestimmt durch die Entwicklung, welche das 
Schulrecht bis dahin in Altbayern (ungefähr den heutigen Re- 
gierungsbezirken Oberbayern, Niederbayern und Oberpfalz) ge- 
nommen hatte. Daraus ergibt sich, dass es sich vom wissen- 
schaftlichen wie vom praktischen Standpunkte aus wohl ver- 
lohnte, dieser Entwicklung nachzugehen. Hindringer hat es in 
der vorliegenden Schrift in sehr sorgfältiger und gründlicher Weise 
getan. Er behandelt die rechtlichen Beziehungen zwischen Kirche 
und Staat auf dem Gebiete des Schulwesens, hauptsächlich der 
Volksschule, für die Zeit von 1550 bis 1818 in drei Abschnitten. 
Für die erste Periode, die er richtig mit dem Jahre 1770 ab- 
schliesst, kennzeichet er die rechtliche Stellung der Schule dahin, 
dass das Schulwesen als ein Teil des Kirchenwesens (annexum 
religionis) betrachtet und die landesherrlichen Rechte in Schul- 
sachen als ein Teil der landesherrlichen Rechte in Kirchensachen 
geübt wurden; in der Tat hat man theoretisch bis zur Auf- 
klärungszeit an dieser Anschauung festgehalten, aber die Praxis 
war die, dass eine Kumulative nur teilweise erfolgte, während 
die oberste Leitung des Schulwesens durch eine staatliche Be- 
hórde, den Geistlichen Rat, ausgeübt wurde und die Schulgesetz- 
gebung ausschliesslich durch die staatliche Gewalt erfolgte: es 
Stand das Schulwesen also schon in dieser Periode überwiegend 
unter staatlichem Einfuss, der allerdings in erster Linie die Er- 
haltung und Fórderung des katholischen Glaubens bezweckte, 
weshalb die Hilfe des weltlichen Armes von den Bischöfen nament- 
lich im 17. Jahrhundert wiederholt erbeten wurde (S. 43 ff.). Ein- 
gehend erörtert der Verfasser die Frage, unter welchem Rechts- 
titel sich die bayerischen Landesherrn des Schulwesens an- 
nahmen (S. 35—65): nach seiner Ansicht taten sie es lediglich 
auf Grund ihrer kirchlichen Advokatie, die sie als ein ihnen von 
der Kirche verliehenes Privileg betrachteten; aber die Advokatie 
war doch nur einer der Titel, von welchen die Landesherrn ihre 
Rechte in kirchlichen Angelegenheiten ableiteten, und was das 
Schulwesen betrifft, so haben sie sich stets auf das ihnen 
»von Gott befohlene Amt«, auf ihre »Pflicht als Landesfürst und 
Regent« berufen, dass sie »als Landesfürst«, »von landesfürst- 
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licher Obrigkeit wegen« Remedur schaffen wollen. Der zweite 
und dritte Abschnitt (1770 bis 1799 und 1779 bis 1818) gehören 
zusammen: unter dem Einflusse der Aufklärungszeit wird nun- 
mehr das Schulwesen — den Religionsunterricht ausgenommen — 
ausdrücklich für eine staatliche Angelegenheit (für eine »bloße 
Polizeisache«) erklärt und seit der Zeit des letzten Kurfürsten und 
ersten Königs Max. wird daran endgültig festgehalten. In recht- 
licher Beziehung ist damit eine bedeutende Verschiebung einge- 
treten und es war die Möglichkeit gegeben, der Schulpolitik eine 
ganz andere Richtung zu geben. Montgelas hat das auch ver- 
sucht, die kurfürstliche Entschliessung vom 26. November 1804, 
die zur Simultanschule geführt hätte — H. hat sie in dieser Hin- 
sicht nicht genügend gewürdigt — ist sein Schulprogramm. Aus 
verschiedenen Gründen ist es nicht zu einer Durchführung dieses 
Programms gekommen; es blieb bei der konfessionellen Schule, 
bei der geistlichen Orts- und Distriktsschulaufsicht im staatlichen 
Auftrage und bei der ausschliesslichen Leitung des Religions- 
unterrichts durch die kirchlichen Organe, sodass die wesentlichen 
Ansprüche, die die Kirche hinsichtlich des Volksschulwesens zu 
stellen hat, in Bayern besser erfüllt sind als in jedem anderen 
deutschen Bundesstaat. Ein Teil dieser Bestimmungen ist durch 
Verfassungsgesetze festgelegt; wenn auch die Verfassungsurkunde 
selbst über das Volksschulwesen nichts enthält, so kommen doch 
Bestimmungen der 2. Verfassungsbeilage und ihrer beiden An- 
hänge, des Konkordates und des Protestantenedikts, in Betracht. 
Hindringer geht der Entstehung und Tragweite gerade dieser 
Bestimmungen eingehend nach und kommt auf Grund seiner 
archivalischen Forschungen auch zu neuen Ergebnissen; so ist 
ihm m. E. der Nachweis gelungen, dass S 4 der Amtsinstruktion 
für die Distriktsschulinspektoren v. 1808 eine ausschliesslich geist- 
liche Distriktsschulinspektion aufstellt, die durch S 6 des Pro- 
testantenedikts für diesen Konfessionsteil ausdrücklich verfassungs- 
mäßig festgelegt wurde. Seinen Ausführungen über die Bedeutung 
der letztgenannten Verfassungsbestimmung für die Katholiken 
(S. 163 f. ist ebenfalls zuzustimmen. Durch seine Arbeit, die 
sich durch eine fast lückenlose Verwertung der Literatur und 
des archivalischen Materials, durch klare und übersichtliche Dar- 
stellung, durch solide Begründung der aufgestellten Behauptungen 
und durch besonnenes Urteil gegenüber den nicht seltenen 
Meinungsverschiedenheiten auszeichnet, hat der Verfasser der 
Wissenschaft wie der Praxis einen wertvollen Dienst geleistet; 
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kleinere Versehen, die vereinzelt unetrlaufen sind, vermögen 
ihren Wert nicht zu vermindern. Es ist zu hoffen, dass das Werk 
zu weiteren Arbeiten aus der bayerischen Schulrechtsgeschichte, 
für die es als vorbildlich bezeichnet werden kann, anregt und 
dass nicht zuletzt der Verfasser selbst sich weiter daran beteiligt. 
Freising. A. Scharnagl. 


9. Karl Neumeyer, Die gemeinrechtliche Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- und Strafrechts bis Bartolus. Zweites 
Stück: Die gemeinrechtliche Entwickelung bis zur Mitte des 
13. Jahrhunderts. 8° (VIII u. 152). München, Berlin und 
Leipzig, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), 1916. M 6,50. 


Dass in Deutschland die Zahl derer, die sich mit dem 
schwierigen Teile des Rechts, den wir heute kurz als /nter- 
nationalprivatrecht zu bezeichnen pflegen, selbständig und förder- 
lich beschäftigen, karg ist, ist oft [vgl. Zitelmann, Niemeyers 
Z. XV 1; Klein, ZVöIkR. X 142 Note 3; Neumeyer in diesem 
Buche S. IV] hervorgehoben und beklagt worden. Noch unver- 
hältnismäßig kleiner ist der Kreis derer, die sich mit der Ge- 
schichte des Internationalprivatredits befassen. Das erklärt sich 
wohl daraus, dass »die Fülle des unbearbeiteten Stoffes, den die 
moderne Praxis des internationalen Verkehrs liefert«, so gewaltig 
ist, und »die Aufgaben, die hier der Bewältigung harren, !) so 
unübersehbar sind, dass die wenigen ernsthaften Arbeiter im Be- 
reich des internationalen Privatrechts hier zur Stelle sein müssen«. 
— Wiederholt ist behauptet worden, der heutige wenig befrie- 
digende Zustand der ganzen Internationalprivatrechts-Jurisprudenz 
sei auf das Fehlen historischer Vertiefung zurückzuführen [Angaben 
bei Kahn, KrVJSchr. XLV 624]. Und Meili (Das internationale 
Civil- und Handelsrecht I, 1902, 63 fg.) hat in seiner temperament- 
vollen Art den Satz aufgestellt: 

»Nur wer sich gestärkt hat in dem inhaltreichen Reservoir 
der Geschichte unserer Spezialdisziplin, kann sich im 
Ernste die Aktivlegitimation zuschreiben, mitzuhelfen an 
der Fórderung des Internationalen Privatrechts.« 
Auch wer solchen Áusserungen skeptisch gegenübersteht und mit 
Kahn (a. a. O. 625) unter Ablehnung solcher Übertreibungen zu 
der Auffassung neigt, »dass die mannigfaltigen Verirrungen der 
privatinternationalen Doktrin weit mehr auf der Mangelhaftigkeit 


1) Vor ausserordentlich grosse und wichtige Aufgaben wird die Inter- 
nationalrechts-Jurisprudenz am Schlusse dieses Krieges gestellt sein. 
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der dogmatischen als der historischen Grundlage beruhen«, wird 
Neumeyers grundgelehrtes, bedeutendes dogmengeschichtliches 
Werk freudig begrüssen. Darüber, wieweit die Ergebnisse Neu- 
meyers als gesichert angesehen werden können, kann Referent 
nicht urteilen, weil er auf diesem Gebiete keine eingehenden 
Spezialstudien gemacht hat. Jedenfalls ergibt aber eine gründ- 
liche Durcharbeitung des Neumeyerschen Werkes mit Sicherheit, 
dass dieses Werk sich auf weitgehende Durchforschungen in- 
ländischer und ausländischer Archive und Bibliotheken gründet 
und mit einer ganz ungewöhnlichen Beherrschung der Literatur 
und der Quellen geschrieben wurde, und dass es ferner Neumeyer 
gelungen ist, das Vorurteil, als sei Bartolus erst »der Vater des 
internationalen Privatrechts«, durch den Nachweis, dass Bartolus 
das meiste von seinen Vorgängern übernommen hat, zu zer- 
streuen. 

Das I. Stück des Neumeyerschen Werkes: »Die Geltung 
der Stammesrechte in Italien« erschien 1901. Es brachte nach 
einer Einleitung [Statutenkollision und persónliche Rechte. Grund- 
begriffe: a) Personalität, b) Territorialitat] in den beiden ersten 
Kapiteln die Entwickelung der Landesrechte von Ober- und 
Mittelitalien sowie die Entwickelung der persónlichen Rechte in 
Ober- und Mittelitalien, im dritten Kapitel den Rechtszustand in 
Unteritalien. Dieses I. Stück hat im Schrifttum eine sehr warme 
Aufnahme und hohe Anerkennung erfahren. 

Das II. (hier anzuzeigende) Stück: »Die gemeinrechtliche 
Entwickelung bis zur Mitte des dreizehnten Jahrhunderts« er- 
schien 1916.') Bei ihm hat Neumeyer sich gegenüber dem ur- 
sprünglichen Plane der Untersuchung empfindliche Beschränk- 
ungen auferlegen müssen. »Nur das Kernproblem des Gegen- 
standes: die Abgrenzung zwischen örtlichen Rechten unter Ab- 
stellung auf die Lehren der ältesten Legisten und Kanonisten, 
denen die Praxis ihrer Zeit gegenübergestellt wird«, ?) ist hier er- 
órtert. Die Erörterung wurde beschränkt auf die Zeit bis 1250. 
Auch das II. Stück enthält sehr viel Wertvolles für die allgemeinen 
dogmatischen Grundlagen des Internationalen Privat- und Straf- 
Rechts. 

Es beansprucht das Interesse der Leser dieser Zeitschrift 

1) In der Zwischenzeit hat der Verfasser sehr beachtenswerte dogma- 
tische und historische internationalrechtliche Arbeiten veröffentlicht, unter 
denen der I. Band des »Internationalen Verwaltungsrechts« besonders her- 
RE, Drei Kapitel: Die Praxis, Die Legisten, Die Kanonisten. 
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zunächst wegen der weitgehenden Heranziehung und Verwertung 
der Lehren der ältesten Kanonisten (S. 107—149). Sodann möchte 
ich nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, dass Neumeyers Werk 
auch Material für eine — soweit ich sehe — bislang noch fehlende 
Arbeit enthält, die sich die schöne Aufgabe stellen würde, das 
dem International?- oder Interlokal?-Privatrecht entsprechende 
innerecclesiale*) Recht der katholischen Kirche (Darstellung der 
Normen betreffend das Verhältnis des orientalischen zum lateini- 
schen Ritus, oder Normen, die den Geltungsbereich der ver- 
schiedenen Bräuche und Verordnungen der einzelnen Bistümer 
bestimmen), ?) darzustellen. 
Kónigsberg. Peter Klein. 


Literaturverzeichnis. 5 "-4) 
I. Rechtsphilosophie und Soziologie. 


Emge, C. A., Ueber das Grunddogma des rechtsphilosophischen 
Relativismus. Berlin, Rothschild, 1916. M 2,— 

Vierkandt, Machtverhältnis und Machtmoral. [Philos. Vorträge 
der Kantgesellschaft 13]. (64). Berlin, Reuther & Reichard, 
1916. M 1,60. 

Hedemann, J. W., Gedanken über Gerechtigkeit. Politische 
Betrachtungen eines Juristen, in: Archiv für Rechts- und 
Wirtschaftsphilosophie X, 160 ff. 

Klein, Fr, Die Moral in der Politik, in: Deutsche Revue März 
917, 294 ff. 

v. d. Pfordten, Otto, Noch einmal: Ethik und Politik, in: 
Die Grenzboten 10. Jan. 1917, 33 ff. 

Martin, Alfred von, Politik und Krieg in ihren Beziehungen 
zur Sittlichkeit, in: Preussische Jahrbücher April 1917, 1 ff. 

Grabinski, Bruno, Weltkrieg und Sittlichkeit. (VII u. 239). 
Hildesheim, Borgmeyer, 1917. M 

Cohn, Georg, Ethik und Soziologie. Wer u. 316). Leipzig, 
Ambros. Barth, 1916. M 10,—. 

Scheler, Max, Die christliche Gemeinschaftsidee und die gegen- 
wärtige Welt, in: Hochland März 1917, 641 ff. 

Fassbender, Martin, Des deutschen Volkes Wille zum Leben. 
Bevölkerungspolitische und volkspädagogische Abhandlungen 
über Erhaltung und Förderung deutscher Volkskraft. (XVIII 
u. 836). Freiburg i. B., Herder, 1917. M 13,50. 


1) Gegensatz zum interecclesialen — interkonfessionellen Recht [Zitel- 
mann, Internationales Privatrecht, I. 407 fg.; Giesker-Zeller, Die Rechtsanwend- 
barkeitsnormen, 1914, S. 57. 

2) Vgl. Neumeyer Stück II, 124; Otto Fischer, Jhering J. LXV, 126. 

3) Vom Herausgeber zusammengestellt. 

4) Wo das Format nicht angegeben, ist 89 zu ergänzen. 


Quellen- und Literaturkunde, Verfassungsredit. 347 


Fischer, Max, Die überstaatlichen Kräfte der Gegenwart, in: 
Hochland XIV, 2 S. 1 ff. 

Ryan, John A., Distributive Justice. The Right and Wrong of 
Our Present Distribution of Wealth. (XVIII u. 442). New- 
York, The Macmillan Co., 1916. 


Il. Quellen- und Literaturkunde. 


Davenport, E. H., The false decretals. (111). Oxford, Black- 
well, 1917. 4 Sh 6 d. | 

Hindringer, Rudolf, Eine Inkunabel der bayerischen Kirchen- 
und Rechtsgeschichte vom Jahre 716, in: Theol.-prakt. Monats- 
Schrift XXVI, 365 ff. 

Hilling, N., Die deutschen Reichsgesetze über religióse Toleranz 
und konfessionelle Parität. [Quellensammlung für das geltende 
Kirchenrecht 11]. (111). Bonn, Hanstein, 1917. M 1,60. 

von Hörmann zu Hörbach, Walter, Zur Würdigung des 
vatikanischen Kirchenrechts. (123). Innsbruck, Grabner, 1917. 

Müller, Georg, Visitationsakten als Geschichtsquellen, in: 
Deutsche Geschichtsblätter XVII, 279 ff. 

Sammlung der kirchenrechtlichen Verfassungsbe- 
stimmungen, Gesetze, Dekrete und Verord- 
nungen. Herausgeg. vom evang.-reformierten Synodalrat 
Ges = ntons Bern. (VIII u. 162). Bern, Francke, 1916. 

r 2,50. 


III. Verfassungsrecht. 


Lampen, W., Ter apologie van het celibaat, in: Nederlandsche 
Katholieke Stemmen 1916, 268 ff. 

Der Vatikan. Aufsätze verschiedener Gelehrter im Märzheft 1917 
der Süddeutschen Monatshefte. | 

Eitner, H. O., Zur Errichtung der 1000. Pfarrei in der Erzdió- 
zese Cöln, in: Kölner Pastoralblatt LI, 66 ff. (Enthält eine 
Statistik über die Entwicklung des Pfarrsystems im 19. Jahr- 
hundert und über die Titularpatrone der Pfarrkirchen.) 

Freisen, Jos., Die Jurisdiktion des preussischen katholischen 
und evangelischen Feldpropstes, in: Deutsche Zeitschrift für 
Kirchenrecht XXV, 271 ff. | 

Eberle, F., Die katholische Feldseelsorge im ae dr A TE 
bereich der 6. Armee 1914/16. München, Lentner, 1916. 

Stipberger, Georg, Die bayerische Feldseelsorge, in: Allge- 
meine Rundschau XIV, 151 f. (Besprechung der Schriften von 
Buchberger und Eberle.) 


IV. Verwaltungsrecht. 


Das Amotionsgesetz oder Die administrative Entfernung 
vom Pfarramte und vom Kuratbenefizium nach dem Dekrete 
des Papstes Pius X. vom 20. August 1910 in Deutscher 
Uebersetzung nebst Anmerkungen. (33). München, Verlag 
Veritas, 1916. M 1,20. 


23* 


348 Literaturverzeichnis 


Lisibach, Gustav, Rómischkatholisches und staatssolothurni- 
sches Benefizialrecht. Gedanken über Besetzung und Er- 
ledigung von Pfründen. Separatabdruck aus den »Monats- 
Rosen«, Jahrg. 59. Gossau-St. Gallen, Cavelti, 1915. 

Kunze, F., Pfarramtliche Gescháfts-Verwaltung. 2. Aufl. [Seel- 
sorger-Praxis, 6]. Paderborn, Schóningh, 1916. M 2,—. 

Schmid, Roman, Ein modernes Hilfsmittel der Seelsorge, in: 
Theol-prakt. Quartalschrift LXX, 80 ff. Handelt über Pfarr- 
zeitungen. 

Krose, H A., Die Inländische Mission der katholischen Schweiz, 
in: Stimmen der Zeit Febr. 1917, 519 ff. 

Gallacher, Ambrose, O. S. B., Is a Catholique Lay Union 
EEN and feasible? in: The Ecclesiastical Review LVL 
1 


Gennari, K., Ueber das Alter der Erstkommunikanten. Ueber- 
setzung von G. Rabl. (48). Freiburg i. S., Canisiusdruckerei, 
9 


1916. 

Höller, Joseph, C. SS. R., Kann eine in foro interno erteilte 
absolutio a censuris papalibus unter Umständen auch pro 
foro externo Geltung haben? in: Theol.-prakt. Monats-Schrift 
XXVII, 376 ff. 

Prümmer, D., Der neue Erlass des heiligen Offiziums über die 
Ge Reservatfälle, in: Theol.-prakt. Quartalschrift 


Hecht, Franz X., P. S. M., Die gewöhnlichen Ablassbeding- 
ungen, in: Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVI, 128 ff. 

Kühling, G., Die Buchung von Kriegsanleihe in den Kirchen- ` 
rechnungen, in: Kólner Pastoralblatt LI, 98 ff. 

Holtze, Friedrich, Zur kirchlichen Baulast in der Mark 
Brandenburg, in: Forschungen zur Brandenburgischen und 
Preussischen Geschichte X, 505 ff. (Enthält kritische Be- 
merkungen zu dem denselben Gegenstand betreffenden Auf- . 
satz von Georg Arndt unter Berücksichtigung der neuesten 
Judikatur des Kammergerichts.) | 


V. Staatskirchenrecht. 
(Verfassungs- und Verwaltungsrecht.) 


Weider, Emil, Der strafrechtliche Schutz der Religion. Eine 
kritische Studie zu den Entwürfen eines schweizerischen 
Straigesetzbuches mit einer historischen Einleitung. (99). 
Berner jur. Diss. St. Gallen, Schuppisser, 1916. 

Schultz, Ludwig, Beitráge zum Friedhofsrecht, in: Deutsche 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXV, 369 ff. 


VI. Eherecht. 


Beijersbergen, H., De voltrekking van een kerkelijk huwelijk, 
zonder dat de civiele ceremonien konden voorafgaan, in: 
Nederlandsche Katholieke Stemmen 1916, 360 fi. 


Ordensredit, Erziehungs- und Schulredht. 349 


Schmidt, Walter, Die Rechtsverhältnisse der Vermissten nebst 
der Bundesratsverordnung über die Todeserklärung Kriegs- 
verschollener. Vom 18. April 1916. Berlin, Vahlen, 1916. 
M 0,80. 

Zurburg, U., Die anglikanische Ehereform von 1907 und ihre 
Folgen, in: Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVI, 380 ff. 


VII. Ordensrecht. 


Albers, Bruno, Der Geist des h. Benediktus, in seinem Wesen 
und seinen Grundzügen dargestellt. (VII u. 111). Freiburg 
i. B., Herder, 1917. M 0,90. 

Adam, Willibald, Die Oblaten vom hl. Benedikt, in: Theol.- 
prakt. Monats-Schrift XXVI, 299 1f. 

Geist der Regel des hl. Dominikus. Von einem Mitgliede 
uri P ain herausgegeben. (56). Dülmen, Laumann, 


VIII. Erziehungs- und Schulrecht. 


Meyer, H. Th. Matth., Die Einheitsschule, Begriff und Wesen. 
Leipzig, Teubner, 1916. M 1,80. 

Hoberg, G., Die Einheitsschule. Freiburg i. B., Caritas-Verlag, 
1917. M 0,40. 

Kley, Otto, Deutsche Volksschullehrerschaft und Einheitsschule, 
in: Allgemeine Rundschau XIV, 40 f. 

Fink, Joh., Konfessioneller Friede und nationale Einheitsschule, 
in: Allgemeine Rundschau XIV, 104 ff. 

Credner, Karl, Der Kampf um die Einheitsschule, in: Kon- 
servative Monatsschrift Januar 1917, 302 ff. 

Soden, Hansvon, Die nationale Einheitsschule, in: Die christ- 
liche Welt XXXI, 71 ff. | 

Zacher, Frz. X., Zum Religionsunterricht in der Einheitsschule, 
in: Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVII, 365 ff. 

Eberl, Ludwig, Lehrer und Konfessionsschule, in: Allgemeine 
Rundschau XIV, 136. 

de Vries, Katholische Jugendfürsorge, Männer-Fürsorge-Verein, 
und Jugend-Vereine, in: Allgemeine Rundschau XIV, 41 f. 

Kämpfe, E., Der Streit um die Schulaufsicht. Beiträge zur Ge- 
schichte der Schulaufsicht vor 100 Jahren. [Pädagogische 
Forschungen und Fragen, herausg. von R. Stólzle, 5] (X u. 52). 
Paderborn, Schóningh, 1916. M 2,—. 

Report of the superintendent of Parish Schols-Dio- 
cese of Newark. 1915—1916. (126). 


IX. Missionsrecht. 


Hallfeld, M., Das Werk der Glaubensverbreitung im organi- 
schen Leben der Kirche, in: Die katholischen Missionen 
XLV, 73 ft. 

Streit, R., Der Missionsgedanke in seiner neuzeitlichen Ent- 
wicklung, in: Zeitschrift für Missionswissenschaft 1917, 1 ff. 


350 Literaturverzeichnis 


Facultates R. P. D. Ordinario Vicariatus Apostolici Daressa- 
lamensis a SSmo D. Benedicto Div. Prov. PP. XV. concessae. 
(19). St. Ottilien, Missionsdruckerei, 1915. 

Lóhr, J., Die neuen Missionsfakultäten der Apostolischen Vikare, 
in: Zeitschrift für Missionswissenschaft 1917, 20 ff. 

Jansen, J. L., De missieactie van den H. Stoel in het laatste 
nun: in: Nederlandsche Katholieke Stemmen 1916, 


Wehrmeister, Cyrillus, O.S.B., Die Benediktiner-Missionäre 
von St. Ottilien. (64). St Ottilien, Missionsverlag, 1916. 
Schmidlin, Josef, Die Missions- und Kulturverhältnisse im 

fernen Osten. (375): Münster i. W., Borgmeyer, 1916. M 5,—. 

Habrich, Georg, S. J., Die Entwicklung der katholischen 
Kirche in Britisch-Südafrika, in: Die katholischen Missionen 
Februar 1917, 99 ff. 

Jann, Adelhelm, O. M. Cap., Candidus Sierro aus dem 
Kapuzinerorden. Ein Indianer-Missionar. Ein Beitrag zur 
brasilianischen Missionsgeschichte. Mit Abbildungen. Stans, 
von Matt & Co., 1915. M 1,20. 

Schmidlin, J., Die Missionen im gegenwärtigen Weltkrieg, in: 
Zeitschrift für Missionswissenschaft 1917, 35 ff. ` 

Engelhardt, Zephyrin, The Missions and Missionaries of 
California. (186). San Francisco, H. Barry Co., 1916. 

Roussel, A. M, French Catholic Missionaries and the European 
War. New York 1916. 

Jahrbuch der vereinigten deutschen Missionskon- 
J e . nzen, herausgeg. von Jul. Richter und Strümpfel. (120). 


Jahrbuch der Sächsischen Missionskonferenz. (218). 
Leipzig, Wallmann, 1916. M 2,—. 
Kriele, Ed., 25 Jahre rheinischer Missionsarbeit im Amboland, 
in: Allgemeine Missions-Zeitschrift XXIV, 90 ff. 
Gehring, Die Seminare der Leipziger Mission in Indien, in: 
Se zur Allgemeinen Missions-Zeitschrift Febr. 1917 
1 


Glüer, Die Tagung der »Konferenz für Frauenmission« am 
SC E 1917, in: Allgemeine Missions-Zeitschrift XXIV, 

Schmidt, Martin, Die evangelische Mission in China im Jahre 
1915, in: Zeitschrift für Missionskunde und Missionswissen- 
schaft XXXII, 12 ff. 

— —, Die evangelische Mission in Japan in den Jahren 1914— 1916, 
in: Zeitschrift für Missionskunde und Religionswissenschaft 
XXXII, 48 ff. 

Hoffmann, K., P. M. S., Zionismus und katholische Juden- 
mission, in: Der Katholik 4. Folge XIX, 128 ff. 


Evangelisches Kirchenrecht, Kirchenpolitik. 351 


X. Evangelisches Kirchenrecht. ~ 


Rolffs, Ernst, Das kirchliche Leben der evangelischen Kirchen 
in Niedersachsen. [Evangelische Kirchenkunde 6]. (XXII u. 650). 
Mit einer Karte. Tübingen, Mohr, 1917. M 11,50. 

Statz, Karl, Die Zuständigkeit der preussischen Konsistorien 
als entscheidende Disziplinarbehórde erster Instanz über ihre 
SE in: Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht XXV, 


XI. Kirchenpolitik. 


d'Agnel, G. Arnaud, Benoit XV et le conflit europeen. 2 Bde. 
(338, 396). Paris, Lethielleux, 1916. 

Müller, Joseph, Die Haager Konvention vom 18. Oktober 
1907 über das Friedensvermittlungsrecht neutraler Staaten 
und die Frage der pápstlichen Vermittlung. (40). Freiburg 
i. S., Canisiusdruckerei, 1916. ; 

— —, La Convention de la Haye du 18. Octobre 1907 sur le 
droit de la mediation de la paix des Etats neutres et la 
mm d'une Mediation Pontificale. Discours prononcé au 

ercle catholique de Fribourg le 23 août 1916. (40). Fribourg, 
Imprimerie du B. P. Canisius, 1917. 

Seitz, Anton, Weltfriede und Papsttum, in: Allgemeine Rund- 
schau XIV, 70 f. Referat über die Schrift von Joseph Müller, 
Die Haager Konvention vom 18. Oktober 1907 usw. und die 
Frage der päpstlichen Vermittlung. 

Ehrle, Fr., Weitere Erórterungen zur rómischen Frage, in: Stim- 
men der Zeit Febr. 1917, 481 ff. 

v. Nostitz-Rieneck, Robert, S. J., Wie Neuitalien auf das 
Garantiegesetz kam, in: Stimmen der Zeit April 1917, 15 ff. 

— —, Zeitgeschichtliche Urkunden. Rom, Italien, Europa 1870 
(August bis Dezember), ebenda 72 ff. 

Jaeger, Eugen, Die Lage des Heiligen Vaters, in: Allgemeine 
Rundschau XIV, 99 ff. 

Welter, Heinrich, Die rómische Frage und Versuche zu ihrer 
Lósung, in: Der Katholik 4. Folge XIX, 45 it. 

Mulert, Hermann, Die Lage des Papstes, in: Die Christliche 
Welt XXXI, 30 ff. 

Bachem, Jul, Eine schreiende Verletzung des italienischen 
Garantiegesetzes, in: Allgemeine Rundschau XIV, 37 f. Betr. 
die Entfernung des diensttuenden päpstlichen Geheimkäm- 

.. merers Gerlach. 

Freyberg, K. Frhr. v., Die internationale katholische Konferenz 
in Zürich, in: Allgemeine Rundschau XIV, 135. 

Rats, J. C., De priester en de sociale actie. Rechtmatigheid der 
kerkelijke voorschriften omtrent de confessioneele organisatie, 
in: Nederlandsche Katholieke Stemmen 1916, 258 ff. 

Katholizismus, Liberalismus und Weltkrig, in: Histo- 
ES Blätter für das katholische Deutschland CLIX, 
27 fi. 


352 Literaturverzeichnis 


Bachem, Julius, Ein neues Stadium der Paritätsfrage, in: All- 
gemeine Rundschau XIV, 166. 

Weidel, Karl, Weltkrieg und Kirchenglaube. Zur Verstándigung 
über den Bekenntnischarakter der Kirche. (63). Magdeburg, 
Klotz, 1916. M 1,20. 

Baudrillart, Alfred, La France, les Catholiques et la Guerre. 
Paris, Bloud et Gay, 1917. fr 0,60. 

Hauck, Albert, Deutschland und England in ihren kirchlichen 
Beziehungen. (IV u. 135). Leipzig, Hinrichs, 1917. M 3,50 

Heilmaier, Ludwig, Die »Anglokatholiken« und die Katho- 
liken Englands. Ein Beitrag zur englischen Friedensbewegung, 
in: Allgemeine Rundschau XIV, 38 f. 

Guthke, À., Wird England katholisch werden? in: Die Grenz- 
boten LXXVI, 1 S. 385 ff. 


XII. Orientalisches Kirchenrecht. 


Sehling, E., Beitráge zum Rechte der griechisch-orthodoxen 
Kirche im allgemeinen und demjenigen in Rumänien, Bul- 
garien und Griechenland im besonderen, in: Neue Kirch- 
liche Zeitschrift 1916, 843 ff. 

Leitner, Martin, Bulgarien und die katholische Kirche, in: 
Theol.-praktische Monats-Schrift XXVII, 119 ff. 

Grimm, Wilhelm, Die religiös-politische Lage Livlands unter 
russischer Oberhoheit, in: Süddeutsche Monatshefte XIV. 
Jahrg. 5. Heft S. 531 ff. 

Müller, Emilie, Die Entstehung des kirchlichen Schisma 
(Raskol) in Russland. (IIl u. 46). Berner phil. Diss. Bern, 
Gustav Grunau, 1916. 

Graf, Zur Geschichte der Maroniten, in: Theol.-prakt. Monats- 

' Schrift XXVII, 237 ff. | 


XIII. Verfassungs- und Rechtsgeschichte. 
a) Verhältnis von Kirche und Staat. 


Moog, G., Die kirchliche Reform Josefs II., in: Internationale 
Kirchliche Zeitschrift N. F. VII, 83 ff. (Ausführliches Referat 
über die Schrift Georgine Holzknechts, Ursprung und Her- 

E Reformideen Kaiser Josefs Il. auf kirchlichem Ge- 
biete. 

Bastgen, Hubert, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik in 
Deutschland.  [Veróffentlichungen der Görres- Gesellschaft, 
Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 30.] (X u. 370). 
Paderborn, Schöningh, 1917. M 12,—. 

Bastgen, Dokumente zu Dalbergs Kirchenpolitik, in: Historisch- 
politische Blatter CLIX, 95 ff. Betr. die Koadjutorie Feschs. 


b) Einzelne Kirchen und kirchliche Territorien. 


Steinberger, Ludwig, Bemerkungen zu den Regesten der 
Bischöfe von Eichstätt, in: Beiträge zur bayerischen Kirchen- 
geschichte XXIII, 109 ff. 


Verfassungs- und Rechtsgeschichte. _ 353 


Podlaha, Anton, Libri Erectionum archidioecesis Pragensis 
saeculo XIV. et XV. Liber VI, Fasciculus. 3. (97—144). 
Pragae, archiep. officina, 1916. K 1,50. 

Regesten zur Schweizergeschichte aus den pápst- 
lichen Archiven, 1447—1513. Gesammelt und herausgeg. 
vom Bundesarchiv in Bern. Heft 5: Das Pontificat Inno- 
centius’ VIII., 1484—-1492. Bearbeitet von Caspar Wirz. 
Bern, 1915. 

Holtzmann, Walther, Die Gründung des Bistums Samaiten. 
Ein Beitrag zur Geschichte des Konstanzer Konzils, in: 
Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins N. F. XXXII, 
70 ff. 

Sandalgi, Paul J., Catholicity in the Baltic provinces, in: The 
Ecclesiastical Review LVI, 10 ff. 


c) Einzelne hierarchische Beamte und Rechtsinstitute. 


Mack, Eugen, Die kirchliche Steuerfreiheit in Deutschland seit 
der Dekretalengesetzgebung. [Kirchenrechtliche Abhandlungen 
88.] (XII u. 288). Stuttgart, Enke, 1916. M 11,40. 

Büchi, Albert, Zwei bischófliche Visitationsberichte aus dem 
Anfang des XVI. Jahrhunderts, in : Zeitschrift für Schweizerische 
Kirchengeschichte XI, 45 íf. 

Veit, Andreas Ludwig, Die Eidesform des tridentinischen 
Glaubensbekenntnisses vom 13. November 1564 und ihre 
Aufnahme im Mainzer Domkapitel, in: Historisch-politische 
Blätter für das katholische Deutschland CLIX, 462 ff. 

Duhr, B., S. J., Eine alte Marianische Kongregation mit grossen 
sozialen Aufgaben, in: Stimmen der Zeit März 1916, 716 ff. 
(Betr. die Herrenkongregation an der Jesuitenkirche in Neapel 
während des 17. Jahrhunderts.) 

Duhr, Bernhard, S. J., Zur Geschichte der deutschen Volks- 
missionen in der 2. Hälfte des 17. Jahrhunderts, in: Histori- 
sches Jahrbuch der Görres-Gesellschaft XXXVII, 593 ff. 

Schubert, Fr., Die Generalseminarien als persönliche Schöpfung 
Josefs IL, in: Theologie und Glaube IX, 22 ff. 

Dresen, Arnold, Die Vikariebenefizien St. Katharina und 
St. Hubertus in Ratingen. Düsseldorf, Lintz, 1916. 

Fischer, Wilhelm, Personal- und Amtsdaten der Erzbischófe 
von Salzburg (798—1519). (103). Greifswalder phil. Diss. 
Anklam, R. Poettke, 1916. 

Schópp, Natalie, Papst Hadrian V. (Kardinal Ottobuono 
Fieschi) [Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und 
neueren Geschichte, 49.] (VII u. 359). Heidelberg, Winter, 
1916. M 11,60. 

Jegel, Welche Stellung gewähren die Verträge und fürstlichen 
Erklärungen des siebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts 
den adeligen Lehensleuten des Markgrafentums Kulmbach- 
Bayreuth in den dörflichen Kirchengemeinden? in: Beiträge 
zur bayerischen Kirchengeschichte XXXIII, 87 ff. 


354 Literaturverzeichnis 


Habermacher, Anton, Zwei Rheinauer Schulordnungen, in: 
Zeitschrift für Schweizerische Kirchengeschichte X, 293 ff. 


d) Finanz- und Vermógensrecht. 


Reymond, Maxime, Un róle de cens pour le chapitre de 
Lausanne en l'an mille, in: Zeitschrift für Schweizerische 
Kirchengeschichte XI, 18 ff. | 

Fischer, F., Die Wirtschaftsgeschichte des Prämonstratenserinnen- 
erer? nn (152). Münster i. W., Coppenrath, 
1916. ‚60. 


e) Ordensrecht. 


Schüpferling, Michael, Der Tempelherrenorden in Deutsch- 
land. Freiburger (i. S.) Diss. Bamberg, J. Kirsch, 1915. 
Hirschmann, Die Tempelherren in Deutschland, in: Historisch- 
Tee Blätter CLIX, 131 if. Besprechung der Schrift von 
. Schüpferling, Der Tempelherren-Orden in Deutschland. 

Dunckens, H., De stichting der Dominicaner-Orde naar historie 
or legende, in: Katholiek 1916, 401 ff. 

Mulder, W., Het zevende eeuwfeest van de Orde der Predik- 
heeren, in: Studiën 1916, 527 ff. 

Ziesemer, Walter, Das Marienburger Aemterbuch. Herausge- 
Ce mit Unterstützung des Vereins für die Herstellung und 

usschmückung der Marienburg. Danzig, Kafemann, 1916. 

Nebel, Arthur, Die Anfänge und die kirchliche Rechtsstellung 
des Augustinerchorherrenstifts St. Peter auf dem Lauterberge. 
(Petersberg b. Halle). (74). Haller phil. Diss. Halle, Gebauer- 
Schwetschke, 1916. Auch in: Thüringisch-Sächsische Zeit- 
schrift für Geschichte und Kunst VI, 113 ff. 

Huyskens, Albert, Die Klóster der Landschaft an der Werra. 
Begesten und Urkunden. [Veróffentlichungen der Historischen 
Kommission für Hessen und Waldeck. IX: Klosterarchive. 
Regesten und Urkunden Bd. 1. (XXV u. 882). Marburg, 
Elwert, 1916. M 37,40. 

Mötefindt, Hugo und Nicolai, Hans, Das Nonnenkloster 
des hl. Laurentius zu Calbe, in: Geschichtsblätter für Stadt 
und Land Magdeburg XLIX/L, 319 ff 

Knieb, Ph., Zur Geschichte des Cisterzienserinnen-Klosters 
Teistungenburg, in: Unser Eichsfeld XI, 1 ff. 

Richter, Gregor, Kriegsleistungen des Klosters Fulda im 
frühen Mittelalter, in: Weihnachtsgabe der Professoren des 
Fuldaer Priesterseminars an die Alumnen im Felde 91 ff. 

Laveille, Mer, Le Bienheureux Louis-Marie Grignion de Mont- 
fort et ses familles religieuses. (XX u. 441). Mit Illustrationen. 
Tours, Mame et fils, 1916. 

Eschbach, A., La vie et l'oeuvre de Claude-Frangois Poullart 
des Places, fondateur de la société du Saint-Esprit, pré- 
curseur du vénérable Frangois-Marie-Paul Libermann. 16°. 
(126). Rome, Institut Pie IX., 1916. 


Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Büdher. 355 


f) Evangelisches Kirchenrecht. 


Pischel, Felix, Die ersten Armenordnungen der Reformations- 
zeit, in: Deutsche Geschichtsblätter XVII, 317 ff. 

Ischer, Theophil, Die Gesandtschaft der protestantischen 
Schweiz bei Cromwell und den Generalstaaten der Nieder- 
lande, 1652/54. (IV u. 113). Berner phil. Diss. Bern, Gustav 
Grunau, 1916. 


Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher. 3 


Bastgen, Hubert, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik in 
Deutschland. [Veröffentlichungen der Görres-Gesellschaft, 
Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 30] gr. 8°. 
(X u. 370). Paderborn, Schóningh, 1917. M 12,—. 

Domanig, M., Heilandsworte. 12°. (VII u. 185). Innsbruck, 
Tirolia, 1917. 

Facultates R. P. D. Ordinario Vicariatus Daressalamensis a 
SSmo D. Benedicto Div. Prov. PP. XV. concessae. 8? (19). 
St. Ottilien, Missionsdruckerei, 1915. 

Hilling, N., Die deutschen Reichsgesetze über religióse Toleranz 
und konfessionelle Paritát. [Quellensammlung für das geltende 
Kirchenrecht, 11]. 8° (111). Bonn, Hanstein, 1917. M 1,60. 

von Hórmann zu Hórbach, Walter, Zur Würdigung des 
a Kirchenrechts. 89 (123). Innsbruck, Grabner, 

917. 

Mack, Eugen, Die kirchliche Steuerfreiheit in Deutschland seit 
der Dekretalengesetzgebung. [Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
herausgegeben von Ulrich Stutz, 88]. 8° (XII u. 288). 
Stuttgart, Enke, 1916. M 11,40. 

Müller, Joseph, La Convention de la Haye du 18 Octobre 
1907 sur le droit de la mediation de la paix des Etats neutres 
et la question d'une Mediation Pontificale. Discours prononcé 
au Cercle catholique de Fribourg le 23 août 1916. 8° (40). 
Fribourg, Imprimerie du B. P. Canisius, 1917. 

Nebel, Arthur, Die Anfánge und die kirchliche Rechtsstellung 
des Augustinerchorherrenstifts St. Peter auf dem Lauterberge. 
(Petersberg b. Halle). 8? (74). Haller phil. Diss. Halle, Ge- 
bauer-Schwetschke, 1916. 

Ortner, Matthias, Tiroler Helden ohne Namen. 12° (250). 
Innsbruck, Tirolia, 1917. M 2,—. 

Richter, Gregor, Kriegsleistungen des Klosters Fulda im frühen 
Mittelalter. Sonderabdruck aus der Literarischen Weihnachts- 

abe der Professoren des Fuldaer Priesterseminars an die 
lumnen im Felde. 12° (S. 91—110). 


1) Die Bücher, die das Kirchenrecht berühren, werden besprochen, so- 
weit der verfügbare Raum ausreicht. Eine Rücksendung ist in allen Fällen 
ausgeschlossen. 


356 Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher. 


Taschen-Atlas aller Kriegsschauplätze im Westen, Osten, 
Balkan, Italien, Orient, enthaltend 24 Uebersichts- und Son- 
derkarten. Berlin, L. Schwarz & Comp., 1917. M 0,25. | 

Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsge- 
schichte Bdd. u. XXXVII, Kanonistische Abteilung 
V u. VI. Herausgeg. von U. Stutz und A. Werminghotft. 
8° (V u. 560; XI u. 493). Weimar, H. Böhlaus Nachfolger, 
1915 u. 1916. 


357 


I. Abhandlungen. 
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l. Die materiellen Quellen des Missionsrechtes. 
Von P. Theodor Grentrup S. V. D. in Mödling bei Wien. 


Die materiellen Quellen für das Missionsrecht sind denen . 
des gemeinen Kirchenrechts teils gleich, teils analog. Sofern sie 
gleich sind, ist hier nichts Besonderes über sie zu sagen, und 
werden sie bloß der Vollständigkeit halber kurz erwähnt. | 

Es gibt Rechtsquellen, die für das gesamte Missionsgebiet 
gelten und solche, die nur einzelne Teile desselben betreffen. 


I. Rechtsquellen des gesamten Missionsgebietes. 


Es sind: 

l. Das Naturrecht und die Heilige Schrift. Dass das Natur- 
recht auch beim Missionswerk zu befolgen ist, ist selbstverständ- 
lich. Der Befehl Christi: »Lehret alle Vólker« darf nur in den 
Grenzen der Gerechtigkeit und Nächstenliebe zur Ausführung 
gebracht werden. Die Hl. Schrift bietet nicht nur den Inhalt der 
Glaubensverkündigung, sondern dokumentiert auch Recht, Pflicht 
und Freiheit der Mission und gibt damit das tiefste Fundament 
zum Aufbau des Missionsrechtes. Auch die Missionsmethoden 
sind in ihrer Zulässigkeit zu kontrollieren an dem Geiste Christi, 
wie er sich durch Wort und Tat in der Hl. Schrift zeigt. 

Naturrecht und Hl. Schrift enthalten das jus divinum im 
Missionsrecht. | 

2. Der Papst. Kraft seines Primates gibt er für die ge- 
samten Missionsgebiete seine Gesetze, 

3. Die allgemeinen Konzilien. Tatsächlich haben sich neben 
dem Konzil von Vienne 1311!) nur die Vorarbeiten des Vati- 
kanischen Konzils mit den Missionen befasst. Unter dem Vor- 
sitze des Kardinals Barnabó wurde ein Schema über die Mis- 


1) Das Konzil von Vienne gab im Interesse der Orientmission ein 
Dekret über das Studium der orientalischen Sprachen. Clem. c. 1 De magistris 
(V 1) Veranlasst wurde das Dekret durch Raimundus Lullus. AR obert 
Streit O. M. J., Bibliotheca Missionum I, Münster i. W. 1916, S. ff. 
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sionen ausgearbeitet,!) das am 26. Juli 1870 an die Konzilsváter 
verteilt wurde mit dem Auftrage, es bis zum 20. August mit den 
etwaigen Zusätzen an den Konzilssekretär zurückgehen zu lassen. ?) 
Es umfasst 3 Kapitel: I. De Episcopis et de Vicariis Apostolicis, 
qui praesident in locis Missionum. II. De Missionariis Aposto- 
licis. III. De mediis adhibendis ad sacras Missiones rite obeundas. 
Dazu kommen 10 Adnotationes. Wegen vorzeitiger Aufhebung 
des Konzils kam das Schema nicht zur Verhandlung. 


4. Die Römische Kurie, vor allem die Propagandakongre- 
gation. Das Gesetzgebungsrecht im strengen Sinne, d. h. die 
Vollmacht, selbstándig neue Gesetze zu erlassen, kommt nach 
der Kurialreform Pius' X. durch die Konstitution »Sapienti con- 
silio« 1908 keiner der Kardinalskongregationen zu,?) was immer 
hinsichtlich einiger derselben vor diesem Datum bestanden haben 
mag. Durch die genannte Konstitution wurde auch die Zuständig- 
keit der römischen Kurie für die Missionsgebiete wesentlich ge- 
ändert. Nach gegenwärtigem Recht sind folgende Kongrega- 
tionen für die Missionsländer kompetent: die Kongregationen 
des Hl. Offiziums, der Riten, der ausserordentlichen kirch- 
lichen Angelegenheiten und der Zeremonien in vollem Umfange, 
ausserdem die Sakramentenkongregation in Ehesachen und die 
Religiosenkongregation in Angelegenheit des regularen Lebens 
der Ordensmissionare; die übrigen Kongregationen werden durch 
die Propagandakongregation ersetzt. +) Die Gerichtshöfe der Pöni- 
tentiarie, Rota und Signatura gelten für die Missionsländer genau 
so wie für die anderen Gebiete. | 


5. Die Gewohnheit. Ihr kommt für das Missionsrecht wegen 
der unfertigen religiösen und häufig auch bürgerlichen Verhält- 
nisse in den Missionen eine erhöhte Bedeutung zu. 


1) Acta et Decreta S. oecumenici Concilii Vaticani. Friburgi 1892. Col- 
lectio Lacensis Tom. VII 682 ss. Th. Grentrup, Die Missionen auf dem Vati- 
kanischen Konzil, Zeitschr. f. Missionsw. VI (1916) 30 ff. 

2) Acta et Decreta 762. 


3) A. Monin, De Curia Romana, Lovanii 1912, p. 261 ss. A. Vermeersch 
S. J., De Religiosis, supplementa et monumenta periodica IV (ed. altera) 254, 

4) Näheres darüber siehe bei N. illing, Die rechtliche Stellung der 
Propagandakongregation nach der neuesten Kurialreform Pius' X., Zeitschr. für 
Missionswissenschaft I (1911) 147 ff. Th. Grentrup, Die rechtlichen Be- 
" ziehungen der Missionsländer zur römischen Kurie in der Gegenwart, in diesem 
Archiv 98 (1913) 277 fi. 
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IL Rechtsquellen einzelner Missionsgebiete. 
1. Die Missionsoberen mit vollkommener Jurisdiktionsgewalt. 


Diese sind: der Diózesanbischof, der Apostolische Vikar und 
der Apostolische Präfekt. Dem Diözesanbischof kommt natürlich 
auch in den Missionsländern die Gesetzgebungsgewalt jure pro- 
prio zu. Die übrigen Missionsoberen besitzen diese Vollmacht 
nur kraft päpstlicher Delegation. 

Die gesetzgeberische Vollmacht wird den Apostolischen 
Vikaren in den Rechtsquellen nirgends ausdrücklich und allgemein 
beigelegt. Sie lässt sich aber leicht aus folgendem erschliessen: 
a) Die Apostolischen Vikare haben ihr Gebiet in Unterordnung 
unter den Papst und die römische Kurie unabhängig von allen 
sonstigen Prälaten zu verwalten. In Ostindien haben die benach- 
barten Bischöfe, besonders der Primas von Goa häufig versucht, 
sich in die Verwaltung der Apostolischen Vikariate einzumischen, 
dem gegenüber Rom stets die Selbständigkeit der Apostolischen 
Vikare betont hat. Zin Zeugnis im Wortlaut genüge: Nullus 
Episcopus aut alius Ordinarius, quantumvis metropolitana seu 
primatiali aut alia quacunque dignitate praefulgens in praefatis locis 
Vicarii Apostolici curae commissis, ullo modo se ingerere possit 
aut debeat. S. C. de Propaganda Fide 14. Febr. 1702.1) Die 
selbstándige Verwaltung des Vikariats aber fordert praktisch die 
gesetzgeberische Vollmacht. b) Den Apostolischen Vikaren ist 
die volle Jurisdiktionsgewalt pro foro interno und foro externo 
gleich den Diózesanbischófen übertragen worden. Einer der ersten 
Apostolischen Vikare Pallu interpretiert das von Alexander VII. 
am 9. September 1659 für ihn ausgestellte Breve?) so, dass er 
dadurch empfangen habe »plenam in utroque foro jurisdictionem, 
non ordinariam quidem, sed ab Apostolica Sede delegatam«. 5) 
Benedict XIV. sagt in dem Breve Apostolicum ministerium vom 
30. Mai 1753,*) dass die Apostolischen Vikare die gleiche Auto- 
rität besássen, wie die Diózesanbischófe: $ 4. Sed ut ad Vicarios 
Apostolicos revertamur, praeter eam omnem auctoritatem, quae 


1) Collectanea de Propaganda Fide, Romae 1907, I n. 253. Ausserdem 
Jus Pontificium de Prop. Fide I 450, II 160. 161. 167. 316, V 136. 353, VI 1 
p. 80. 59. 113. 166. 167. 169. 

2) Jus Pontificium de Prop. Fide I 313. 

3) In seiner Brevis et perspicua expositio eorum, quae Romae gesta 
sunt in instituenda stabiliendaque missione Vicariorum Apostolicorum Chinae, 
Tonkini, Cochinchinae, bei Adr. Launay, Documents historiques relatifs à la 
Société des Missions-Etrangéres, Paris 1906, p. 142 ss. 

4) Jus Pontificium II] 529 ff. 
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ipsis communis est in propriis confiniis cum quolibet Ordinario 
in sua civitate et dioecesi . . . . Ebenso $ 10.1) Also muss 
ihnen auch das Recht der Gesetzgebung zukommen. c. Einige 
Punkte der Gesetzgebung sind ihnen gelegentlich ausdrücklich 
zugestanden, z. B., dass sie Bestimmungen treffen kónnten über 
die Festtage, über die Fasten und kirchlichen Riten,?) ferner über 
die Predigt und das Beichthóren. ?) 

. Das Gesetzgebungsrecht der Apostolischen Vikare findet seine 
Grenze an dem gemeinen Kirchenrecht, soweit es überhaupt für 
die Missionen gilt. Dieses abzuändern steht ihnen an sich nicht 
zu. Dem gemeinen Kirchenrecht sind in dieser Hinsicht jene 
gesetzlichen Bestimmungen gleichzusetzen, die für die gesamten 
Missionsländer gegeben sind, einerlei, ob sie eine Ergänzung 
oder eine Abänderung des gemeinen Kirchenrechts enthalten. 
Die Abschaffung der allgemein gültigen Missionsgesetze ist des- 
halb den Missionsoberen ebenso unstatthaft, wie die Abschaffung 
des gemeinen Kirchenrechts dem Diözesanbischof. Dem Apo- 
stolischen Vikar steht es z. B. nicht zu, die allgemein verpflich- 
tenden Gesetze über die Einsetzung eines Provikars aus irgend 
welchem Grunde aufzuheben oder das Pfarrsystem, das mit 
päpstlicher Gutheißung in allen Missionen fehlt, auf eigene Autorität 
einzuführen, obwohl dies dem gemeinen Kirchenrecht entspräche. 
Die Tatsache, dass ein Gesetz oder die Ausnahme von einem 
Gesetze auf alle Missionen ausgedehnt ist, bekundet deutlich den 
Willen des Apostolischen Stuhles, dass in diesem Punkte aus 
wichtigen Gründen Einheit herrschen soll. Gegen den Willen 
des Apostolischen Stuhles kann aber offenbar der Apostolische 
Vikar, der nur als Mandatar des Papstes handelt, gültigerweise 
nichts bestimmen. | 

Die Verpflichtung zur Befolgung des jus commune ist eben- 
falls im Willen des Papstes begründet, der aber in dieser Be- 
ziehung für die Missionsländer weniger stringent ist, als für die 
Provinzen des Apostolischen Stuhles. Denn den Missionsländern 
ist grundsätzlich eine weitgehende Ausnahmestellung gegenüber 
dem jus commune zugebilligt worden. Daraus muss logischer- 
weise gefolgert werden, dass den Apostolischen Vikaren und 


Präfekten in erweiterter Form die Ausübung jener Rechte zusteht, 


1) Derselbe Benedikt XIV. lehrt, dass den Apostolischen Vikaren »om- 
nimoda Pastoralis auctoritas« mitgeteilt sei. De synodo dioecesana 1. Il 


c. 10 n. 8. 
2) S. C. de Prop. Fide 13. Aug. 1669 Collectanea I n. 182 ad 4. 
3) S. C. de Prop. Fide 28. Aug. 1678 Collectanea I n. 217. 
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die es dem Diözesanbischof ermöglichen, eine Abänderung des 
gemeinen Kirchenrechts zu erwirken. Diese Rechte sind: a) Die 
Bitte beim Apostolischen Stuhl, ein Kirchengesetz für eine be- 
stimmte Mission aufzuheben. Für häufiger vorkommende Fälle 
ist durch die Verleihung der Missionsfakultäten vorgesehen, aber 
auch darüber hinaus könnten sich unter Umständen weitere Not- 
wendigkeiten ergeben. b) Die Befugnis, aus dringenden und 
schwerwiegenden Gründen eine Vorschrift des gemeinen Rechtes 
abzuändern und nachträglich um die päpstliche Genehmigung 
einzukommen.!) c) Das sog. Remonstrationsrecht gegen neue 
päpstliche Gesetze. Sooft der Apostolische Vikar nach reiflicher 
Überlegung zu der Erkenntnis kommt, dass ein allgemein ge- 
gebenes Gesetz für sein Gebiet wegen der besonderen Verhält- 
nisse eher Schaden als Nutzen stiften würde, ist es sein Recht, 
in geeigneter Form beim Apostolischen Stuhle dieserhalb vor- 
stellig zu werden.?) Die ganz anormalen Verhältnisse in den 
Missionen lassen den Gebrauch dieses Rechtes besonders wichtig 
erscheinen. Wenn es schon nicht leicht ist, die verschieden- 
artigen Verhältnisse in den europäischen Staaten immer richtig 
einzuschätzen und beim ersten Wurf ein Gesetz zu bringen, das 
allen gerecht wird, um wieviel schwieriger muss es dann sein, 
von Rom aus die kirchlichen Notwendigkeiten, wie sie z. B. im 
Innern Afrikas oder Chinas existieren, entsprechend zu berück- 
sichtigen! Weil der Apostolische Vikar für das Wohl und Wehe 
der Missionskirche verantwortlich ist, hat er sogar die Pflicht, 
gegebeneníalls von dem Remonstrationsrecht Gebrauch zu machen. 

Bei Erörterung der Stellung des Apostolischen Vikars zum 
jus commune ist noch folgende Frage zu stellen: Kann der 
Apostolische Vikar zum gemeinen Kirchenrecht zurückkehren, 
wenn er dieses mit Zustimmung des Papstes abgeändert hatte? 

Die Frage ist analog einer andern, ob nämlich ein Bischof 
ein mit päpstlicher Zustimmung erlassenes Diózesangesetz auf- 
heben könne. Eine positive Gesetzesentscheidung liegt auch über 


1) Benedictus XIV, De synodo dioecesana, lib. XIII c. 1 n. 16. 


2) c. 5 X De rescriptis I 3, worauf sich das Remonstrationsrecht der 
Bischöfe gründet, muss seinem materiellen Inhalt nach auch auf die Apostoli- 
schen Vikare und Präfekten ausgedehnt werden. Das Entscheidende in dem 
angeführten Kap. ist, dass jemand eine päpstliche Verfügung durchführen soll, 
dem schwere Bedenken entgegenstehen, nicht aber, dass es gerade ein Bischof 
ist, den dieses trifft. Darum sagt auch das Summarium ganz allgemein: Is, 
ad quem rescriptum Papae dirigitur etc. Vgl. auch J. Haring, Das bischôf: 
liche Vorstellungsrecht gegenüber dem Apostolischen Stuhl, in diesem Archiv 
Bd. 91 (1911) 111 ff. Suarez, De legibus 1. IV c. 16 n. 4 u. 5 
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diesen Fall nicht vor, 11 es muss deshalb aus anderweitigen An- 
haltspunkten, besonders aus der Analyse des Aktes selbst eine 
Lósung gesucht werden. Wenn der Apostolische Vikar vom 
Papste ermächtigt wird, eine Verordnung gegen das gemeine 
Recht zu erlassen, so liegt in der Ermáchtigung keineswegs die 
Verpflichtung, sondern nur die juridische Möglichkeit, das Recht, 
sie zu erlassen. Die Ausübung dieses Rechtes steht ganz im 
freien Willen des Apostolischen Vikars. Gebraucht er sein Recht 
überhaupt nicht, so handelt er nicht ungesetzlich, obwohl die er- 
betene Erlaubnis dann zwecklos ist. Gibt er aber das Gesetz, 
so hängt die Form desselben wiederum vollkommen von ihm ab. 
Je nachdem er es für gut findet, kann er z. B. ein befristetes Ge- 
setz oder ein Gesetz mit dem ausdrücklichen Vorbehalt des Wider- 
rufes wählen. Das ist aber gleichbedeutend mit der Befugnis, das 
so erlassene Gesetz später beliebig rückgängig zu machen. Also 
unterliegt ein mit päpstlicher Ermächtigung herausgegebenes Ge- 
setz contra jus commune der freien späteren Abänderung des Apo- 
stolischen Vikars, und zwar kann er es gültiger Weise ohne jeden 
Grund, erlaubter Weise nur dann abändern, wenn die Umstände, 
die zu diesem Gesetze führten, nicht mehr vorhanden sind. . 

Ebenso verhält es sich mit einem Gesetz contra jus com- 
mune, das der Apostolische Vikar erlassen, und wofür er nach- 
tráglich die Bestätigung des Papstes erbeten hat: auch in diesem 
Falle kann der Apostolische Vikar es beliebig abändern. Die 
päpstliche Bestätigung beseitigt nur den juridischen Mangel des 
Gesetzes, stösst aber den ursprünglichen Charakter desselben 
nicht ohne weiteres um. 

Auch die lokalen Gewohnheiten contra jus commune sind 
nach dieser Richtung hin ähnlich zu beurteilen, selbst dann, wenn 
von Rom aus erklärt worden ist, sie könnten toleriert werden, 
z. B. die Gewohnheit in China, mit bedecktem Haupte zu zele- 
beren, Derartige lokale Gewohnheiten bleiben der Gerechtsame 
der Missionsoberen unterworfen, denn die besagte Erklärung von 


1) Friedr. Schulte.lehrt, der Bischof könne es wieder aufheben, sobald 
die besonderen Umstände, die zu diesem Gesetze geführt hätten, in Wegfall 
gekommen wären. Der primäre Wille des Papstes sei ja stets, dass das jus 
commune möglichst zur Geltung käme. Das kath. Kirchenrecht, Giessen 1860, 
I 117 f. R. v. Scherer löst die Frage wie folgt: »Die päpstliche Bestätigung 
von gegen das gemeine Recht laufenden Diözesanstatuten entzieht diese nur 
dann der späteren beliebigen Aenderung seitens des Ordinarius, wenn sie als 
der Diözese gewährte Privilegien erscheinen«. Handbuch des Kirchenrechts, 
Graz 1886, I 147. Die oben dargelegte und begründete Auffassung deckt sich 
weder mit der einen noch mit der andern Meinung. 
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Rom macht sie nicht zu einem päpstlichen Gesetze, sondern hat 
nur den Zweck, den legitimen Bestand derselben zu beurkunden 
und das Gewissen der Missionsoberen zu beruhigen. 

Wesentlich anders liegt die Sache, wenn der Papst motu 
proprio ein Gesetz für eine Mission oder ein bestimmtes Missions- 
land erlässt, sei es nun contra oder juxta jus commune. Ein 
solches Gesetz kann. der Missionsobere nicht aufheben, dies um- 
soweniger, wenn es ein Privileg zugunsten der Bekehrten enthält. 

Was bezüglich der gesetzgebenden Vollmacht vom Aposto- 
lischen Vikar gesagt wurde, gilt analog auch für den Aposto- 
lischen Präfekten. Er hat ebenso wie der Apostolische Vikar 
vollkommen unabhängig von den Nachbarbischöfen seine Präfektur 
zu verwalten, muss deshalb auch alle jene Jurisdiktionsrechte 
besitzen, die nach gegenwärtigem Brauche mit einer solchen 
Stellung verknüpft werden. Dazu gehört die Legislativgewalt. ') 
Arthur Vermeersch S. J. zieht die gesetzgeberische Vollmacht des 
Apostolischen Präfekten in Zweifel und meint, dass mit dem 
Scheiden desselben all’ seine Verordnungen ohne weiteres hin- 
fällig würden.?) Er begründet es, wie folgt: a) Diese Vollmacht 
werde ihm nirgends in den Quellen beigelegt. Darauf wäre 
zu antworten: Direkt allerdings nicht, wohl aber indirekt, dadurch 
nämlich, dass ihm die selbständige Leitung eines Missionsbezirkes 
übertragen wurde. b) Die gesetzgebende Gewalt sei in den un- 
entwickelten Verhältnissen der Missionskirche (in territorio inchoatae 
ecclesiae) nicht notwendig, dort genüge es, »praecepta« zu geben. 
Dagegen ist zu bemerken: Folgerichtig müsste dann in den 
Missionslándern überhaupt die Vollmacht, Gesetze zu erlassen, 
fehlen. Ferner ist nicht einzusehen, warum Gesetze beim Beginn 
der kirchlichen Entwicklung weniger notwendig seien, als in 
einem spáteren Stadium. Man kónnte sogar mit gutem Grunde 
behaupten, dass die Kontinuität in den Verordnungen, die nur 
durch Gesetze, aber nicht durch bloße Vorschriften erreicht wird, 
in der Missionskirche von grósserer Bedeutung ist, als anderswo. 

1) So haben auch die Praelati Nullius, obwohl sie nicht jenes Maß von 
Selbständigkeit besitzen, wie die Apostolischen Präfekten (vgl. Franz X. Wernz, 
Jus Decretalium? lI 2 p. 662) und die Kapitelsvikare das Recht der Gesetz- 
gebung. | dë 
2) De religiosis et missionariis supplementa et monumenta periodica. 
Tom. VII (42). Der Autor fügt ausdrücklich hinzu: Res haec tamen dubio non 
vacat. Jos. Löhr scheint dem Apostolischen Präfekten die gesetzgebende Ge- 
walt beilegen zu wollen, indem er allgemein über ihn schreibt: »Der wesent- 
. liche Unterschied liegt (verglichen mit dem Apostolischen Vikar) nicht auf 


dem Gebiete der Jurisdiktion, sondern auf dem der Weihegewalt«. Beiträge 
zum Missionsrecht, Paderborn 1916. S. 28. . | | 
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Endlich erwartet die Propagandakongregation von den Präfekten 
ebenso wie von den Apostolischen Vikaren die Einführung eines 
»directorium regularum et usuum«. Damit ist wohl angedeutet, 
dass die Verfügungen in den Apostolischen Präfekturen einen 
dauernden Charakter besitzen sollen. 

Was die Form der Gesetzgebung betrifft, so kann der 
Apostolische Vikar seine Gesetze auf einer Synode, deren feier- 
liche Abhaltung ihm zusteht, !) erlassen oder ausserhalb derselben. 
Den Apostolischen Präfekten verneint A. Vermeersch?) das Recht, 
feierliche Synoden abzuhalten, ihm folgt Jos. Löhr.) Als Grund 
führt Vermeersch an: »quia majora censentur et communi ad- 
ministrationi non necessaria, dignitatem episcopalem supponere 
videntur.« Ohne die Frage entscheiden zu wollen, sei auf 
folgendes hingewiesen: Die Kapitelsvikare haben auch ohne 
bischöflichen Charakter das Recht, eine Diözesansynode zu feiern, 
wenn nur das obligate Jahr seit der letzten Synode verflossen 
ist.) Ferner sei aufmerksam gemacht auf die Instruktion der 
Propagandakongregation vom 23. Nov. 1845 de clero indigena, 5) 
die gerichtet ist an omnes Archiepiscopos, Episcopos, Vicarios 
Apostolicos aliosque Missionum praesides, also auch an die 
Apostolischen Präfekten. Dort heisst es n. 8: Operam denique 
impendant quotquot sunt Missionum praesides, ut quod ad foven- 
dam fidei ac disciplinae unitatem plurimum interest, syrodales 
saepe conventus celebrentur. »Quotquot»: mithin alle Missions- 
oberen, wenn nicht etwa ein spezielles Gesetz sie ausdrücklich 
ausschliesst, wie dies bei den Praelati Nullius zutrifft. 

Beim Erlass neuer Gesetze muss der Apostolische Vikar 
die Ansicht seines amtlichen Rates (consilium missionariorum) 
hören, soweit überhaupt seine Einführung verpflichtend  ist.9) 


1) Collectanea I n. 454, n. 1002 (8) p. 545. Benedictus XIV, De synodo 
dioecesana 1. II c. 10 n. 8. 
A. a. O. (49). 

3) A. a. O. 28. 
Sé 4) Franz Xav. Wernz, Jus Decretalium 2 JJ 2 p. 609 mit den zit. Beleg- 
stellen. 

9) Collectanea I n. 1002. 

6) Ueber das consilium missionariorum s. Th. Grentrup, in diesem Archiv 
Bd. 96 (1916) 546 ff. Dass die Gesetzgebung zu den res graviores gehört, in 
denen das genannte consilium allgemein zuständig ist, ist zweifellos. — Zu 
dem zitierten Aufsatz ist noch hinzuzufügen, dass häufig die Spezialstatuten 
für die Missionen bestimmter Orden allen ihren Missionsoberen die Einsetzung 
des consilium missionariorum vorschreiben. Z. B. Statutum auctoritate S. Pon- 
tificis a S. C. de Propaganda Fide definitive approbatum pro missionibus ordini 
Minorum Capuccinorum commissis. Romae 1893, p. 15; Statutum pro missio- 
nibus Societatis Divini Salvatoris, Romae 1914, p. 12. 
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Ausserdem wird den Missionsoberen von der Propagandakongre- 
gation sehr empfohlen, sich des Rates sämtlicher Missionare zu 
bedienen und so oft als möglich Zusammenkünfte zu veran- 
stalten, um aus der Erfahrung der einzelnen kennen zn lernen, 
welche Maßnahmen dem Wohle der Mission am meisten dienlich 
seien.!) Dadurch wird auch ein freudiges Zusammenwirken und 
einheitliches Vorgehen der Missionare erzielt. Diesem Zwecke 
dient auch die ernste Mahnung der Propaganda, dass die Missions- 
oberen die geltenden Regeln und Gewohnheiten unter Mit- 
wirkung der Missionare in einem Direktorium oder Manuale zu- 
sammenstellen sollen. Ein Exemplar davon muss der Propaganda- 
kongregation übersandt werden. ?) 


2. Die Provinzial- und Regionalsynoden. 


Die Provinzialsynoden in den Missionsgebielen mit voll- 
kommen eingerichteter Hierarchie (Indien, Philippinen, Japan, 
Neu-Seeland, Australien) unterliegen den allgemeinen Regeln, wie 
sie auch sonst gelten. Es kommt aber vor, dass für sie ver- 
einzelt besondere Bestimmungen getroffen werden. Ein Beispiel 
dafür bieten die Provinzialkonzilien Ostindiens, die als erste nach 
der im Jahre 1886 eingeführten Hierarchie abgehalten wurden. 
Das Rundschreiben der Propagandakongregation vom 28. Aug. 1893 
verordnete, dass zwischen November 1893 und April 1894 in den 
einzelnen Kirchenprovinzen Ostindiens ein Provinzialkonzil statt- 
finden müsse, und dass mit Zustimmung des Hl. Vaters der 
Apostolische Delegat in Ostindien Ladislaus Zaleski auf denselben 
den Vorsitz mit Stimmrecht zu führen habe. *) 

Reglonalsynoden, die in den Gebieten ohne Hierarchie die 
Provinzialkonzilien ersetzen, sind nur für Ostasien vorgeschrieben 
worden. In China wurden mit Dekret der Propaganda vom 
23. Juni 1879+) die gesamten Missionsbezirke in 5 Regionen ein- 


1) Instructio ad Vicarios App. Indiarum orientalium 8. Sept. 1869. Col- 
lectanea II n. 1346 Abs. 9. 

2) Zit. Instruktion an die Apost. Vikare Ostindiens Abs. 8. Dazu Frage- 
bogen 43) den Rechenschaftsbericht der Missionsoberen n. 13. (Collectanea 

n. S 

3) SSmus Düus probavit, ut pro hac tantum vice singulis Conciliis pro- 
vincialibus primo in Indiis celebrandis ipse R. P. D. Ladislaus Zaleski, Archiep. 
Thebarum, S. Sedis Delegatus praesideat cum jure suffragii in omnibus eorun- 
dem Conventuum sessionibus. Collectanea II n. 1848. 

. 4) Der Schluss des Dekretes in Collectanea II. n. 1524 Die Einteilung 
selbst bei H. Cordier, Histoire des relations de la Chine avec les puissances oc- 
cidentales, Paris 1901 f. Tom. III 472 ss. Die Regionaleinteilung wurde revi- 
diert durch Schreiben der Propaganda v. 17. April 1884, wodurch ferner für 
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geteilt und jede derselben zur Abhaltung von Synoden verpflichtet. 
Die erste Synode musste innerhalb eines Jahres vom Datum des 
Dekretes gerechnet von dem ältesten (a die consecrationis) Apo- 
stolischen Vikar einberufen werden. Zeit, Ort, Einberufer sowie 
Vorsitzenden der folgenden Synoden sollten die Synodalen selbst 
bestimmen. Jeder Apostolische Vikar ist gehalten, bei der Regional- 
synode zu erscheinen, im Verhinderungsíalle hat er seinen Koad- 
jutor oder Provikar zu schicken. Die gefassten Beschlüsse und 
Dekrete müssen der Propagandakongregation eingesandt werden, 
doch hindert dies nicht, dass sie sofort publiziert und zur Aus 
führung gebracht werden. !) | 
Infolge dieser Verfügung sind in Ostasien eine stattliche 
Zahl von Missionssynoden abgehalten worden. 
1880 in allen 5 Regionen Chinas je 1 Synode. 
. 1885 Synodus Il. regionis secundae Sinensis. 
1886 Synodus II. regionis primae Sinensis. 
1887 Synodus II. regionis tertiae Sinensis. 
1890 Synodus I. regionis Japoniae et Coreae. 
1891 Synodus III. regionis secundae Sinensis. 
1891 Synodus II. regionis quintae Sinensis. 
1892 Synodus III. regionis primae Sinensis. 
1895 Concilium provinciale Tokiense I. 
1900 Synodus I. regionis Tunchinensis. 
1906 Synodus IV. regionis primae Sinensis. 
1908 Synodus IV. regionis secundae Sinensis. 
| 1909 Synodus III. regionis quintae Sinensis. 
Die genannten Synodalbeschlüsse sind grósstenteils in China selbst 
im Druck erschienen, zumeist in Hongkong und Peking. Eine 


die ausserchinesischen Gebiete Ostasiens 4 weitere Regionen errichtet wurden 
und zwar: 1. Kochinchina und Kambotscha, 2. Tonking, 3. Malacca, Ost-Siam 
und Birmanien, 4. Japan und Korea. Analecta juris Pontificii 23. série p. 1021 ss. 


1) Ad S. C. de Prop. Fide quaelibet Synodi resolutiones et decreta 
deferantur et, si opus fuerit, approbationem obtineant, earum interea executione 
minime retardata. Collectanea Il. n. 1524. Darnach bedürfen die Verordnungen 
der Regionalsynoden im allgemeinen keiner weiteren Genehmigung, um rechts- 
kräftig zu werden. Nur »si opus fuerit«, sollen sie die Approbation erhalten, 
das heisst wohl, wenn etwas gegen das allgemein geltende Recht verordnet 
wurde. In diesem Falle wäre allerdings die Gutheissung des Apostolischen 
Stuhles zur Sanierung des Gesetzes erforderlich. Indem die Propaganda sagt, 
dass die allenfalls notwendige Approbation gegeben werde, hat sie indirekt 
den Grundsatz ausgesprochen, dass die Missionsoberen aus schwerwiegenden 
Gründen das gemeine Recht abändern dürfen unter der Voraussetzung, dass 
sie die nachträgliche Gutheissung des Apostolischen Stuhles erbitten. — Die 
Kurialreform Pius X. hat die Revision der Missionssynoden der Propaganda: 
kongregation belassen. C. Consistorialis 12. Nov. 1908 ad VIL, Acta Aposto- 
licae Sedis I (1909) 148 ff. , 
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Generalsynode für ganz China war vor dem Kriege in Vor- 
bereitung. - 

Neben diesen offiziellen Synoden sind die mehr zwanglosen 
gelegentlichen oder periodisch wiederkehrenden Konferenzen der 
Missionsoberen ähnlich im Gebrauch, wie hierzulande die Bischofs- 
konferenzen, wenn erstere auch den Verhältnissen entsprechend 
nicht so oft stattfinden.!) 


à. Die Autonomie. 


Von den autonomen Kórperschaften kommen für das Missions- 
recht fast nur die religiösen Orden und Kongregationen in Be- 
tracht. Diese allerdings in weitem Maße. Die Rechtsstellung 
der Religiosen-Missionare ist ebenso durch die Ordensoberen wie 
durch den Missionsobern (Apostolischen Vikar usw.) bestimmt. 
Man kann darüber streiten, wer von beiden den grösseren Ein- 
fluss ausübt, der Missionsobere, dem die Missionare qua mis- 
sionarii oder der Ordensobere, dem sie qua religiosi unterstehen. 
Der Ordensobere hat in der Leitung: der Missionare zunächst 
die Ordensregel in Anwendung zu bringen. Die Missionsgenossen- 
schaften im engeren Sinne bestimmen durch ihre Regel im wesent- 
lichen auch die besonderen Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder 
in den Missionen. Gemäß der Regel und den Bestimmungen 
des Apostolischen Stuhles kann der Ordensobere weitere Statuten 
aufstellen. Es dürfen aber den Religiosen keine Verpflichtungen 
auferlegt werden, die ihre Tätigkeit im Dienste der Mission schä- 
digen. Denn zunächst ist es ein allgemeines Prinzip, dass gegen 
das Wohl der Kirche, in unserem Falle gegen das Wohl der 
Missionskirche, keine gültigen Statuten aufgestellt werden können, 
ferner hat der Missionsobere das Recht, den ungehinderten 
Missionsdienst von seiten der Religiosen-Missionare zu verlangen, 
folglich auch das Recht, gegen jede Beeinträchtigung desselben 
zu protestieren. Die Propagandakongregation hat sogar aus- 
drücklich erklärt, dass bei einem Konflikt zwischen dem missio- 
narischen vom Apostolischen Vikar vertretenen und dem religiösen 
von der Ordensregel sowie den Ordensoberen wahrgenommenen 
Interessen, das erstere obsiegen müsse. Zwei durchschlagende 
Gründe macht sie für die innere Berechtigung ihrer Entscheidung 
namhaft: 1. Es sei wohl merkwürdig, wenn der Gehorsam gegen 


1) 1914 hielten die Missionsoberen der deutschen Südsee eine Konferenz 
ab, worauf der Beschluss gefasst wurde, alle 3 Jahre eine solche zu veran- 
stalten. Natürlich hatte man mit dem Kriege nicht gerechnet. Jos. Sdimidlin, 
Missions- und Kulturverhältnisse im fernen: Osten, Münster i. W. 1914 S. 65. 
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die Ordensoberen dem Gehorsam gegen die hóchste kirchliche 
Autorität, den Apostolischen Stuhl, — dessen Vertreter der Aposto- 
lische Vikar ist — vorgehen würde. 2. Die regulare Disziplin 
sei ein partikuläres Gut, wogegen die Missionspflicht das grösste 
öffentliche Interesse besitze, und von ihr das ewige Seelenheil 
vieler abhänge. !) | 

In neuerer Zeit dringt die Propaganda darauf, dass die 
Ordensleitung den ganzen Komplex der Bestimmungen für die 
Missionare, im besonderen ihre Rechtsstellung einerseits zum 
Orden und anderseits zum Missionsobern, sowie die Normen über 
das Recht der Berufung zu den einzelnen Ämtern und über die 
Scheidung des kirchlichen Vermögens in die Ordensgüter und 
die Missionsgüter, in einem eigenen Statut organisch zusammen- 
fasse. Dasselbe erhält die Approbation des Apostolischen Stuhles, 
um etwaigen Schwierigkeiten, die sonst dagegen erhoben werden 
kónnten, von vornherein zu begegnen. So entstanden u. a.: 
Statutum auctoritate Summi Pontificis a S. Congregatione de Propa- 
ganda Fide definitive approbatum pro missionibus Ordini Minorum 
Capuccinorum commissis. Romae 1893. Statutum seu modus 
vivendi servandus in missionibus Congr. SS. Cordium Jesu et 
Mariae necnon Adorationis perpetuae SS. Sacramenti Altaris. 
Romae 1907. Statutum .... pro missionibus Congregationi Ob- 
latorum B. M. V. Immaculatae concreditis. Romae 1912. Statutum 
pro missionibus Societatis Divini Salvatoris: Romae 1914. Das 
vom Papst approbierte Statut soll offenbar nicht dem Privat- 
interesse, sondern dem öffentlichen Interesse der Mission dienen: 
es bezweckt in erster Linie das friedliche ungestórte Zusammen- 
wirken der beteiligten Faktoren zugunsten der Glaubensverbreitung. 
Darum kann es auch ohne päpstliche Genehmigung nicht ab- 
geändert werden. 


4. Der Staat. 
Die staatliche Gewalt kann der Mission in ihren kirchlichen 
Angelegenheiten ebensowenig Gesetze geben, wie der Kirche 


überhaupt. Praktisch ist aber in dem einen wie dem andern 
Falle die Gesetzgebung des Staates von Bedeutung. | 


principali e gravissimi di missionario, ed il bene particolare al publico, ed 
alla salvezza eterna di moltissime anime afidategli. Collectanea I n. 1033 p. 562. 


i 
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Die Heidenmission hat es entweder mit selbstándigen nicht- 
christlichen Staaten oder mit christlichen Kolonialstaaten zu tun. 

Die nicht-christlichen Staaten China und Japan beschränken 
sich gegenwärtig darauf, die Freiheit der Mission anzuerkennen, 
im übrigen befasst sich die Gesetzgebung kaum mit ihr. Im Türki- 
schen Reich ist nach Aufhebung der Kapitulationen und damit 
des Protektorats für die Zukunft eine Neuordnung der Missions- 
verhältnisse zu erwarten. | 

Die älteren katholischen Kolonialmächte Spanien, Portugal 
und Frankreich haben sich sehr eingehend mit der Tätigkeit der 
Missionen beschäftigt, m. a. W. sie besassen ein ausgedehntes 
Kolonialkirchenrecht. Verhältnismäßig am besten orientiert sind 
wir über das Kolonialkirchenrecht in dem vormals spanischen 
Amerika, wenigstens sind seine literarischen Quellen nicht allzu 
schwer zugänglich.!) Eine neuere Darstellung desselben bietet 
G. Zamora O. P., Regio patronato Espanol e Indiano, Madrid 
1897.?) Das portugiesische Kolonialkirchenrecht der älteren 
Periode ist, wie es scheint, in seinen ersten und maßgebenden 
Quellen vorläufig noch vollkommen unerreichbar.*) Die fran- 
zösische Gesetzgebung über die ältere Kolonialmission ist in den 
allgemeinen Gesetzessammlungen enthalten, hat aber bisher noch 
keine literarische Verarbeitung gefunden. 4) 

Die neueren Kolonialmächte besitzen durchgehends ein wenig 
ausgebildetes Kolonialkirchenrecht. 

Vereinbarungen zwischen Kirche und Staat über die Mission 
unterliegen den allgemeinen Regeln. Zu erwähnen wäre nur, dass 
den Apostolischen Vikaren und Präfekten in dieser Beziehung 


1) Robert Streit, Bibliotheca Missionum 1., Münster i. W. 1916, unter den 
entsprechenden Stichwörtern. 

Von den älteren Autoren haben das Thema umfassend behandelt: 
Solorzano Pereira, De Indiarum jure, ed. Ill. Matriti 1777 (über die ver- 
schiedenen Ausgaben dieses Werkes vgl. Rob. Streit, Bibliotheca Missionum) 
und Petrus Frasso, De regio patronatu Indiarum, ed. II. Matriti 1775. Aus 
der neueren Missionsliteratur ist noch zu nennen: Ant. Freitag S. V. D., Spanische 
Missionspolitik im Entdeckungszeitalter, Zeitschr. f. Missionswissenschaft III 
(1913) 11 ff. Ders., Die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse im vormals 
spanischen Amerika während der ersten zwanzig Jahre der grossen Entdeckungen, 

istorisch-politische Blätter Bd. 153 S. 260 ff. 

3) Auch die Bibliotheca Missionum v. Rob. Streit enthält darüber nichts. 
Die kirchlichen Erlasse für die portugiesischen Kolonien sind verschiedentlich 
in Sammelwerken herausgegeben worden, wozu verglichen werden kann: 
P. Adelhelm Jann O. M. e Die katholischen Missionen in Indien, China und 
Japan, Paderborn 1915. 

4) Die Bearbeitung des umfangreichen Sammelwerkes, in welchem auch 
der bekannte Code noir von Ludwig XIV. 1685 zu finden ist: Recueil general 
des anciennes lois françaises, Paris 1829 ss. würde gewiss zu befriedigenden 
Resultaten führen. In der Bibliotheca Missionum fehlt das Werk. 
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dasselbe Recht zukommt, wie den Bischófen, d. h. dass sie in 
minder wichtigen Angelegenheiten im Rahmen des jus commune 
und des allgemeinen Missionsrechtes für ihr Gebiet Abmachungen 
mit den staatlichen Behörden treffen können. Denn dieses Recht 
liegt bei den Bischófen offenbar nicht in ihrer Eigenschaft als 
Ordinarii begründet, als vielmehr in ihrer Stellung als oberste 
kirchliche Lokalbehórde. 

Mit heidnischen Staaten sind bisher keine Konkordate ab- 
geschlossen worden. 

Von den Kolonialmächten besass cheden Portugal austühr- 
liche Konkordate für seine Kolonien in Ostindien und China über 
die kirchliche Organisation und das Patronatsrecht: Conventio 
1857 und 1886. Ein kleines Konkordat kam 1886 mit Frankreich 
über das Apostolische Vikariat (jetzt Bistum) Pondichery zustande. 
Den Charakter eines  ausgesprochenen modernen Missions- 
konkordates trágt die Konvention des Apostolischen Stuhles 
mit dem Kongostaat vom 26. Mai 1906.1) Es ist das einzige 
in seiner Art. 

In den Konkordaten mit den Staaten des lateinischen Amerika 
findet sich durchgehends eine allerdings nur allgemein gehaltene 
Bestimmung über die Förderung der Mission. So lautet Art. 21 
der Konvention mit der Republik Costarica 1853: Gubernium 
Reipublicae Costaricensis opportuna praebebit subsidia ad fidei 
propagationem et ad infidelium in suo territorio existentium con- 
versionem procurandam et omnem praestabit favorem institutioni 
et progressui sacrarum Missionum, quae ad hunc laudabilem 
finem illuc auctoritate S. Congregationis Propagandae Fidei mittentur. 
Ebenso oder ähnlich ist zu lesen im Konkordat mit Bolivia 1851 
Art. 22, Guatemala 1853 Art. 22, Ecuador 1862 und 1881 Art. 22, 
Nicaragua 1861 Art. 21, Honduras 1861 Art. 22, Venezuela 1862 
Art. 26, Columbia 1887 Art. 31. 

Auch in internationalen Staatsvertrügen wurde häufiger 
der Missionen gedacht. Dahin gehören u. a. die Staatsverträge, 
auf die sich das Missionsprotektorat in der Levante und in China 
stützt. Ihren Inhalt des näheren darzulegen, gehört nicht zu dem 
hier gestellten Thema. 


1) Acta Sanctae Sedis XXXIX 535 ff. 
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2. Das Recht des Staates bezüglich der Aufstellung trennender 
Ehehindernisse nach der Lehre der französischen und 
deutschen Regalisten. 


Von Dr. Andreas Freiherrn Di Pauli in Innsbruck. 
(Fortsetzung; vgl. I. Quartalheft 1917, 44 ff., II. Quartalheft 220 ff.) 


UL Die französischen Regalisten. 


2. Die Diskussion über Launoys Schrift. 


Wie wir schon erwáhnten, fand Launoys Werk über die 
kónigliche Gewalt in Ehesachen bei seinen Zeitgenossen eine 
begeisterte Aufnahme. Die von Launoy dort vorgetragenen Lehren 
waren zwar in ihren Grundgedanken nicht neu. An der Pariser 
theologischen Fakultät wurden ja schon seit Jahren, lange vor 
dem Erscheinen der Schrift Launoys, dieselben Grundsátze über 
die Gewalt der weltlichen Fürsten rücksichtlich der Ehehinder- 
nisse gelehrt'), die Launoy in seinem Werke in langatmigen 
Deduktionen darlegt; ich verweise in dieser Hinsicht nur auf 
Jacques Hennequin, den Lehrer Launoys. _ . 

Es war also nicht die Neuheit der Lehre, die Launoys Buch 
diesen Erfolg verschaffte, sondern die Tatsache, dass in ihm die 
sozusagen in der Luft liegenden, da und dort kurz ausgesprochenen 
Anschauungen über die Rechte der Fürsten hinsichtlich der Ehe 
zum erstenmale einen entsprechenden wissenschaftlichen Ausdruck 
fanden. Launoy hat seine Schlüsse bis ans Ende geführt und 
er sagte vieles, was vor ihm Manche nur anzudeuten wagten.. 
Dieser Freimut der Meinungsäusserung und nicht zuletzt die 
Persönlichkeit des Verfassers gaben Launoys Werk die grosse 
Bedeutung. | 
. Im Jahre 1676 erschien zu Rom unter dem Titel »Eccle- 
siastica in matrimonium potestas?) eine von Dominicus Galesius, 


S 1) S. Boileau in Launoii Op. om. IV. P. Il. p. 335. 

2) Ecclesiastica in Matrimonium Potestas Dominici Galesii Rubensium 
Episcopi sacrae olim Congregationis Indicis Consultoris, et in Romanae 
Sapientiae Universitate Sacrorum Canonum Professoris. Apologema pro 
vestustissima, universalissima, et Catholica doctrina de jure Ecclesiae in 
sanciendis legibus Fidelium matrimonium impedientibus, et dirimentibus, 
nec non in ipsis dispensandi Contra Joannis Launoii, Singularem novam, 
improbabilem, et omnium Oecumenicorum Conciliorum decretis, Sacrisque 
Canonibus repugnantem doctrinam, expressam in Opere ab ipso Typis 
edito Anno 1674, Inscripto Regia in matrimonium potestas ... Romae 1676. 
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Bischof von Ruvo in Italien und ehemaligem Professor des kano- 
nischen Rechtes an der Sapienza in Rom verfasste und gegen 
Launoy gerichtete Streitschrift, die eine vóllige Negation der 
Lehren Launoys ist; überdies werden diesem noch Textverfälsch- 
ungen und Sinnverschiebungen theologischer Autoren zum Vor- 
wurf gemacht. Galesius sagt, dass die Kirche allein das Recht 
habe, in essentialibus matrimonii verbietende und trennende Hinder- 
nisse aufzustellen, und nur sie von ihnen dispensieren könne; hier- 
mit stünde auch die jederzeitige Lehre der Kirche in Einklang. 
Die gegenteilige Behauptung Launoys jedoch, dass der christ- 
liche Herrscher die Ehen der Gläubigen trennende Gesetze er- 
lassen könne, widerspreche der Praxis der Kirche, den Ökumeni- 
schen Konzilien, den Aussprüchen der Kirchenváter und der Lehre 
aller Kanonisten und Theologen und entbehre jeder Wahrheit. 

Launoy erwiderte die Streitschrift Galesius' 1677 mit einer 
den Generaladvokaten Denis Talon und Chrétien François 
Lamoignon gewidmeten Entgegnung, ') in der er auf angebliche 
zahllose Irrtümer, Textverdrehungen und missverstandene Inter- 
pretationen Galesius' hinweist. 

Inzwischen hatte sich ein Fall ereignet, der die bisherige, 
rein theoretische Bedeutung der Streitfrage über die Macht- 
befugnisse der Fürsten bezüglich der Ehe zu einer eminent 
praktischen machte und das Interesse der weiten Öffentlichkeit an 
dieser Frage wachrufen musste. 

Jacques Leullier, Pfarrer von St. Louis in Paris, hatte am 
8. Juni 1676 in einem Vortrage an der Sorbonne die These ver- 
treten: »Quod Ecclesia statuere possit impedimenta matrimonium 


dirimentia citra haeresim negari non potest post hanc Tridentini 


Concilii definitionem: si quis dixerit Ecclesiam non potuisse 
constituere impedimenta matrimonium dirimentia, aut in eis con- 
stituendis errasse, anathema sit. Ibi nomine Ecclesiae, nemo, 
modo sit sanus, intellexerit Principes saeculares. Non audiendus 
igitur quisquis hanc potestatem Ecclesiae tot canonibus asser- 
tam, tot saeculorum usu confirmatam ipsi eripit ut Prin- 
cipibus saecularibus contra s. Thomae et omnium Theolo- 
gorum sententiam ascribat.« Diese These war von Gaston 
Chamillard, Doctor der Theologie, als Syndikus der Sorbonne 
mitunterzeichnet. Es erging nun an beide über Parlaments 

1) Joannis Launoii, Constantiensis, Parisiensis Theologi Socii Navarraei, 
Contentorum in Libro sic inscripto: Dominici Galesii Ecclesiastica in matri- 


monium potestas, erratorum index locupletissimus. Parisiis 1677 (Op. om. I. 
P. II. p. —1000 
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beschluss vom 31. Juli 1676 die Vorladung vor das Parlament, 
um sich wegen der These, die gegen die Lehre der Kirche, die 
Autorität des Königs und gegen die Anschauung der theologischen 
Fakultät verstosse, zu rechtfertigen. Gaston Chamillard gab hier- 
auf in seinem und Leulliers Namen folgende Erklärung ab: »Nous 
déclarons à la Cour, que le Sr. Leullier Docteur en Sorbonne en 
composant sa These et moi comme Syndic en la souscrivant, 
n'avons point eu d'autre doctrine que celle que les conciles géné- 
raux nous ont enseignée, touchant la matiére du mariage, sans 
prétendre déroger à l'autorité que nous reconnoissons appartenir 
aux princes séculiers, de déclarer les mariages non valablement 
contractés, lorsqu'ils se font au préjudice des loix civiles et des 
ordonnances regues dans leurs états.« !) 

Nach dieser Erklärung hielt Denis Talon ein Plaidoyer zu 
gunsten der staatlichen Jurisdiktionsbefugnisse über die Ehe, in- 
dem er Leulliers These in schärfster Weise bekämpfte.?2) Seine 
Rede bewegt sich in den Gedanken der Launoyschen Schrift. 5) 


1) S. den Text der These und der Deklaration in Défense des Senti- 
ments de Mr. de Launoy (Op. om. I, 1023). Launoy sagt 1. c. von der Dekla- 
ration, »que c'est plutót une illusion étudiée qu'une sincére déclaration faite 
à la Cour du Parlement, tant il y a peu de respect entre la thése et la décla- 
ration, de Sieurs Chamillard et Leullier«. Vgl. auch Code Matrimonial p. 905 
über den Hergang dieser Affaire. 

2) So sagte Talon: »La thèse soutenue par Jacques Luillier . . . . est 
contraire à l'autorité du roi et aux droits de la couronne, et détruit tacitement ` 
toutes les ordonnances anciennes et modernes faites sur cette matière, et les 
arrêts qui se rendent tous les jours en exécution de ces ordonnances«. 
(Code Matrimonial p. 905 s.) 

3) Wir geben sie in den wichtigsten Teilen nach Code Matrimonial 
905 ss. wieder: ».. . car comme les mariages par leur nature, par leur objet 
et par leur fin sont des contrats civils, aussi ne peuvent-ils étre établis que 
par une puissance, qui soit souveraine: rendre ce contrat légitime ou invalide, 
rendre les personnes qui contractent habiles ou inhabiles au mariage, c'est 
l'effet d'un pouvoir souverain sur le temporel: il n'y a que le législateur et 
le prince qui donne la force aux contrats, et qui en puisse prononcer la vali- 
dité ou la nullité. Si donc l'église représentée par les conciles, par le pape 
et par les évéques, a le droit d'établir les empéchements qui annullent le ma- 
riage, elle aura pouvoir de faire des loix civiles qui regardent purement le 
temporel, ce qui causeroit un renversement et une confusion des puissances 
ecclésiastique et séculiére . . . (p 907) La distinction subtile qu'ont faite les 
nouveaux théologiens, entre la cause et les effets civils, pour dire que les 
princes ont pouvoir seulement sur les effets civils, est sans aucun fondement, 
parceque l'on ne peut pas séparer l'un d'avec l'autre. La cause du mariage 
est le contrat civil, ce qui n'est autre chose que le consentement réciproque 
des parties, donné suivant les loix. Le pouvoir qu'ont les princes sur les 
effets civils, vient tellement du pouvoir qu'ils ont sur la cause qui les prouit, 
que s'ils n'avoient aucune autorité sur la cause qui est le contrat, ils ne la 
pouroient avoir sur les effets . . . (p. 909) Nous savons que les docteurs mo- 
dernes ont voulu distinguer dans le mariage deux sortes de contrats, l'un 
civil, dont ils avouent que les princes peuvent déterminer les conditions et 
les effets; l'autre naturel, qu'ils disent n'étre point de leur ressort, ne dé- 
pendre que de la volonté des contractans, et sur lequel l'église exerce son 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVIL 3. 25 
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Talon hebt hervor, dass über die Ehe als bürgerlichen Vertrag 
nur die weltliche Gewalt entscheiden könne; denn die bürger- 
lichen Verträge erhalten ihre Kraft vom Gesetzgeber oder dem 
weltlichen Fürsten, die auch über Gültigkeit oder Ungültigkeit 
derselben zu entscheiden hätten. Dies beweise auch die geschicht- 
liche Entwicklung des Rechts, trennende Ehehindernisse aufzu- 
stellen, das ursprünglich im alleinigen Besitze der römischen 
Kaiser gewesen sei, ohne dass die Konzilien oder die Bischöfe 
darauf Anspruch erhoben hätten. Ersi im Laufe der Zeit habe 
die Kirche begonnen, in Ehesachen zu entscheiden und zwar 
über Wunsch der weltlichen Fürsten, damit die kirchlichen In- 
teressen mit den weltlichen Gesetzen in Einklang stünden. Wenn 
also die Bischöfe in Ehesachen entscheiden, so haben sie diese 
Gewalt nur von den Fürsten; sie üben sie nur in Abhängigkeit 
von diesen aus und sie kann ihnen bei Missbrauch entzogen 
werden. Infolgedessen sei der Schluss durchaus zulässig, dass 
nicht nur über die bürgerlichen Wirkungen des Ehevertrages, 
sondern auch über dessen Gültigkeit oder Ungiiltigkeit die welt- 
lichen Fürsten zu entscheiden hátten. 


Ähnlich äusserte sich Lamoignon, der nach Talon das 
Wort ergriff; auch er weist auf die Tatsache hin, dass die Kirche 
lange Zeit hindurch die Ehegesetze der rómischen Kaiser beob- 
achtet habe und dass ihre Ehegesetzgebung immer in Abhängig- 
keit von diesen gestanden sei. 


Mit diesen beiden offiziellen Kundgebungen zugunsten der 
staatlichen Ehejurisdiktion fand die an sich unbedeutende Episode 
ihren Abschluss, der jedoch in Hinsicht auf die weitere Entwick- 


autorité, depuis qu'il est élevé à la dignité de sacrement. Mais cette distinction 
subtile ou plutót chimérique, n'a point de fondement; et s'il est vrai qu'il y 
ait des contrats qui soient purement du droit naturel, le Fils de Dieu n'a point 
attribué aux Apötres ni à leurs successeurs le pouvoir d'en juger la validité, 
à l'exclusion des princes et des magistrats ... (p. 910) ... et nous supplions 
la cour d'avertir le syndic d'étre plus exact à l'avenir, en souscrivant les 
théses, et de ne pas souffrir qu'il s'y glisse aucunes propositions contraires à 
l'autorité du roi, aux droits de sa couronne et aux libertés de l'église galli- 
cane.« Gerade letzterer Satz lässt erkennen, wie sehr die von Launoy ver- 
tretene Lehre von oben aus in Schutz genommen wurde. 


1) S. den Text derselben in Code Matrimonial p. 919 ss.; wie Talon 
empfiehlt auch Lamoignon dem Syndikus besonders darauf zu achten, »qu'à 
l'avenir on ne mit plus dans les thèses des propositions semblables, qui re- 
streingnent le pouvoir des rois purement aux effets civils, ou qui ont un sens 
équivoque, et qui peuvent former des doutes contre la saine et veritable 
doctrine, laquelle n'ôtant rien à l'église de ce qui appartient, conserve aussi 
an rois ce que Dieu seul leur a donné, avant méme qu'il eüt formé son 

glise«. 
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lung der Diskussion über jene Frage aus dem Grunde eine grosse 
Bedeutung beizumessen ist, weil die Lehre Launoys über die 
alleinigen Jurisdiktionsbefugnisse der Fürsten in Ehesachen gleich- 
sam eine offizielle Bestátigung erfuhr, der gegenteiligen An- 
schauung jedoch der Stempel der Staatswidrigkeit aufgedrückt 
wurde. !) 

Im J. 1678 erschien eine anonyme Streitschrift?) gegen 
Launoy, als deren Verfasser man Leullier nennt.*)  Launoy 
wird dort in der schärfsten Weise angegriffen und ihm zum 
Vorwurf gemacht, die Texte vieler Autoren verstümmelt und ihre 
Lehren zu Gunsten seiner Behauptungen entstellt zu haben; 
ferner wird er des Plagiates an Marcus Antonius de Dominis 
beschuldigt, dessen Werke »De republica ecclesiastica« er die 
Grundgedanken seiner Schrift entnommen habe, so dass Launoys 
»Regia in matrimonium potestas« nichts anderes als eine »para- 
phrasis, commentarius aut amplificatio« jenes über die Ehe han- 
delnden Teiles der Schrift de Dominis' sei. Launoy war es nicht 
vergönnt, diese schweren Anschuldigungen persönlich zurückzu- 
weisen, da er am 11. März 1678 starb; jedoch wurde seine 
Verteidigung von einem seiner Freunde, dem gleich zu nennen- 
den Jacques Boileau, übernommen. 

Nach Launoys Tode flaute die Diskussion über jene Frage 
zunächst ab; erneuert wurde sie erst im J. 1690 durch eine 
Schrift‘) des J. Gerbais, Doktor der Theologie, über die der 


1) Launoy selbst wandte sich in mehreren Schriften gegen die These 
ei 1005) la puissance des Empéchemens du Mariage (Op. om. I. P. Il 
; — 1005). 

j Observations sur l'acte de Vesperies de Monsieur Leullier Licencié 
en Theologie, qui a été soutenu dans les Echoles du College de Sorbonne 
l'an 1676 le 8. Juin. (Op. om. I. c. p. 1005—1020.) 

Défense des sentiments de Mr. Launoy, touchant les empeschemens du 
mariage. (Op. om. I. c. p. 1020—1029.) | 

Cinq lettres sur la question touchant le pouvoir-souverain à l'égard 
du mariage. 


2) In librum magistri Joannis Launoii Theologi Parisiensis qui 
inscribitur Regia in matrimonium potestas Observationes 1678. 


3) So P. le Long in Bibliothéque historique de la France (nouv. éd.) t. I 
n. 7394; die Autorschaft Leulliers wird auch durch die Tatsache wahrscheinlich 
gemacht, dass der Inhalt dieser Schrift nahezu identisch mit seiner These, ja 
eigentlich nur eine erweiterte Ausführung derselben ist. 


4) Traité pacifique du pouvoir de l'église sur les empéchemens du 
mariage, avec la pratique des empéchemens qui subsistent aujourd'hui. 
Par M. Gerbais, docteur en théologie. Paris 1690. — Jean Gerbais war ge- 
boren i. J. 1629 zu Rupois (Reims), studierte in Paris, woselbst er das Doktorat 
der Sorbonne erwarb; vom 10. Oktober 1660 bis 23. März 1661 war er Rektor 
or N rs Er starb am 14. April 1689. Vgl. über ihn Schulte, Quellen 

A . 621. 
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Kirche wie dem Staate zustehende Befugnis hinsichtlich der tren- 
nenden Ehehindernisse. Gerbais nimmt eine zwischen den An- 
schauungen Launoys und Galesius’ vermittelnde Stellung ein; er 
weist darauf hin, dass Galesius' nicht minder ungerecht gegen die 
weltlichen Fürsten sich zeigt, als Launoy gegen die Kirche. Um. 
nun eine Vereinigung dieser beiden Extreme durchzuführen, greift 
Gerbais auf die Lehre des Petrus de Soto!) zurück und sagt, 
dass die Befugnis, trennende Ehehindernisse aufzustellen, den 
Fürsten in gleicher Weise zukomme wie der Kirche. Tatsächlich 
hátten jene in früheren Zeiten von diesem Rechte, ohne dass es 
zu Mißstimmigkeiten gekommen wäre, Gebrauch gemacht. Wenn 
auch heute die Kirche im Besitze des Rechts sei, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen, und die Mehrzahl der weltlichen 
Fürsten sich zufrieden gebe, über. die bürgerlichen Wirkungen 
der Ehe zu verfügen, so sei dies keineswegs darauf zurückzu- 
führen, dass die Kirche die Fürsten eines von Natur aus ihnen 
zustehenden Rechtes beraubt hätte; vielmehr besitze die Kirche 
jene Befugnis ex pietate et condiscentia principum, wie Petrus 
de Soto sagt, was füt die Kirche ein genügend rechtskráftiger 
Titel sei, um sich im Besitze jener Gewalt zu erhalten, in dem sie 
sich jetzt schon seit vielen Jahrhunderten befindet und der sie 
vor jeder Anfechtung ihres Besitzes schütze, Dies sind in kurzem 
die Grundgedanken der Gerbais'schen Schrift. Der Versuch der 
Lösung der Streitfrage durch Vereinigung und Vermischung der 
bisher in derselben zu Tage getretenen Gegensätze fand jedoch 
keineswegs den Beifall der Theologen; in der Tat war er auch 
wenig geeignet, die beiderseitigen Gegner zu befriedigen. *) 
Gegen Gerbais wandte sich nun Jacques Boileau?) in seinem 
Werke: 7raité des empéchements du mariage.*) Vor allem über- 


1) Petrus de Soto, De Institutione Sacerdotum; De Matrimonio lect. IV: - 
die fragliche Stelle ist oben S. 65 Anm. 2 zitiert. 

2) So kritisierte JacquesBoileau, Traité des empéchemens du mariage, 
(Launoii, Op. om. IV, p. II, 304) den Versuch Gerbais’ folgendermaßen: »On peut 
dire que cet auteur a fait voir fort clairement dans la premiére partie du son 
traité que l'evéque de Rubo avait raison, et dans la seconde que M. de Launoy 
n'avait pas tort: de sorte qu'il a trouvé le moyen, pour accomoder toutes 
choses, de les laisser dans l'état op elles sont«. 

3) J. Boileau, den 16. März 1635 zu Paris geboren, war durch 25 Jahre 
hindurch Generalvikar und Offizial von Sens. Er starb am 1. August 1716 
als Kanonikus der Sainte-Chapelle zu Paris. S. über ihn Schulte, Quellen III, 
1, 625 und Reusch, Index II, 422. 

. 4) Traité des empédiemens du mariage: ou l'on fait voir que le droit 
qu'ont les rois et les princes d'en établir à l'égard de leurs sujets, n'a pu 
leur être 6té par violence ou par AU par un professeur en théologie 
Cologne 1691. (Launoii, Op. om. IV. P. II p. 302—336.) 
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nahm er die Verteidigung Launoys gegenüber den schweren 
Anwürfen Leulliers, deren Bedeutung für die wissenschaftliche 
Reputation Launoys er wohl ermisst.!) Boileau verfolgt ausser- 
dem mit seinem Werke den Nachweis, dass die Lehre Launoys 
keineswegs vereinzelt ist, sondern sich mit den Anschauungen 
hervorragender Theologen der Sorbonne decke; vor allem beruft 
er sich auf /7ennequin,?) den Lehrer Launoys, dessen Vorlesungen 
in demselben Geiste gehalten waren, ohne dass jemand gewagt 
hätte, ihn der Háresie zu bezichtigen. ! 

Wenn auch Boileau die Verteidigung Launoys mit warmen 
Worten führt, so identifiziert er sich doch nicht gänzlich mit 
seinen Anschauungen. In seiner Beweisführung geht er vielmehr 
eigene Wege. Launoys System baut sich auf der Trennung von 
Ehesakrament und Ehevertrag auf, in der Weise, dass letzterer die 
Voraussetzung des ersteren ist. Boileau hingegen legt seiner 
Untersuchung die scharfe Trennung staatlicher und kirchlicher 
Gewalt zugrunde und zieht aus dieser Feststellung die Schlüsse 
für die Beurteilung des gegenseitigen Verhältnisses von Staat und 
Kirche hinsichtlich der Ehe. 

Er geht von dem Grundsatz aus, dass alle Gewalt auf Erden, 
auch die der Kónige und Fürsten, auf die Einsetzung durch Gott 
zurückzuführen ist, die in dieser Hinsicht als Depositäre zu be- 
trachten sind,*) und also nicht diese von Gott empfangene 


1) So sagt Boileau 1. c. p. 303 bezüglich des Vorwurfes, dass Launoy 
sich der Textverfälschung schuldig gemacht habe: »... Si cet Anonyme avoit 
bien executé ce qu'il prétend, il est certain, que le livre de Monsieur de Launoy 
seroit en poudre; mais toutes ces corruptions ne sont en effet qae des pré- 
tentions de cet écrivain, ny ayant pas un seul passage cité par Monsieur de 
Launoy ou il se trouve ny addition ny omission d'aucune parole ny d'aucuns 
termes. On sçait que l'idée qu'a eué Monsieur de Launoy dans toutes ses 
Livres, a été de faire Dg Ce ce qu'on appelle, des argumens ad hominem; 
et de faire voir que les Autheurs qui sont les plus opposés aux sentiments 
qu'il défend, n'ont pas pü s'empécher de parler quelque fois comme s'ils le 
tenoient . . . . Mais il faut bien prendre garde que cette maniére de critique 
est quelque chose de bien different de corrompre des Passages .... Mais on 
ne trouvera jamais que Monsieur de Launoy ait rien fait de semblable; car 
tous les passages qu'il rapporte se trouvent en propres termes dans les Au- 
theurs qu'il cite. Si on prétend qu'il les faut entendre autrement qu'il ne fait, 
et qu'on le prouve; cela fera voir qu'il n'a pas raison de les citer en faveur 
de son sentiment; mais cela ne prouvera jamais qu'il les ait corrompus«. 


2) S. o. S. 58 A. 1 das Zitat aus den Vorlesungen Hennequins. 


3) Boileau L c. p. 305: »Dieu ayant établi l'autorité des Princes legie 
times, ils n'en sont que les dépositaires et à moins que de changer leur état 
de renverser l'ordre que Dieu a établí, a deo enim ordinatae sunt, ils ne 
peuvent pas abandonner leur autorité à d'autres, demeurant dans l'état et la 
dignité de Rois et de Princes, et il faut ou qu'ils se déposent et qu'ils de- 
viennent sujets, ou bien qu'ils demeurent dans la possession de l'autorité que 
Dieu, leur a confiée, et dont il leur a donné l'exercice«. | 
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Autorität anderen überlassen und dennoch Könige und Fürsten 
bleiben können, außer wenn sie zu einfachen Untertanen würden. Aus 
dieser vorläufigen Feststellung, dass also kein Fürst seine ihm von 
Gott verliehene Gewalt einem anderen abtreten könne, folgert Boileau 
sodann, dass auch niemand das Recht habe, diese Gewalt ihm 
zu entziehen, selbst die Kirche nicht, die ja nicht zerstören kann, 
was auf góttlichem Rechte aufgebaut ist. Wie also die Könige 
und die Staaten eine souveräne Autorität göttlichen Ursprungs 
über die zeitlichen Dinge besitzen, so besitzt auch die katholische 
Kirche eine gleiche über die geistigen und religiösen Angelegen- 
heiten; und wie jene Autorität über die weltlichen Angelegen- 
heiten durch die Minister und Obrigkeiten der Fürsten ausgeübt 
wird, so übt die Kirche die ihrige durch ihre Minister und Obrig- 
keiten aus, die da sind der Papst, die Bischöfe, überhaupt alle 
jene, die Teil haben an der Ausübung der kirchlichen Jurisdiktions- 
gewalt, die Gott geradeso eingesetzt hat wie die Könige und die 
Fürsten. | 

Diese von Gott kommende Gewalt der Kirche ist in gleicher 
Weise unveräusserlich, d. h. die Kirche kann, will sie wirklich 
Kirche bleiben, diese Gewalt nicht den weltlichen Fürsten ab- 
treten; so kann z. B. die Verwaltung der Sakramente und alles 
jenes, was das Geistig-Religiöse betrifft, nicht Gegenstand der 
Usurpation sein, noch von der Kirche abgetreten werden. 

Wie es also Angelegenheiten rein weltlicher Natur gibt, die 
der Gewalt der Fürsten unterstehen, z. B. das Recht über Leben 
und Tod, die Verträge etc., so gibt es auch rein geistige Dinge, 
die der Gewalt der Kirche unterliegen, wie das Sakrament der 
Taufe, der Firmung, der Buße etc. 

Von diesen Prinzipien aus muss man nach Boileau die Frage 
über das gegenseitige Verhältnis von Staat und Kirche rücksicht- 
lich der Ehe beurteilen'). Boileau sagt ferner, dass für die Lösung 
der Frage, ob den Fürsten das Recht zukomme, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, es gänzlich gleichgültig ist, ob der con- 
tractus civilis wie nach Launoy oder der contractus naturalis wie 
nach Gerbais die Materie des Sakramentes bildet; worauf es an- 
kommt, das ist die Legitimität dieses die Materie oder die Form 
des Sakramentes ausmachenden Aktes. Nun ist es aber nicht zu 
leugnen, dass alle diese Akte der Willensübereinstimmung der 
Kontrahenten, die Kontrahenten selbst, der Zivil- oder Natural- * 


1) Boileau 1. c. p. 305. 
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kontrakt nur auf Grund des Willens der Fürsten gültig und wahr- 
haftig sind.!) Denn das Recht, Verträge zu schliessen, ist ein 
natürliches, und gerade auf diesem natürlichen Rechte bauen sich 
alle bürgerlichen Verträge auf, die nichtig sind, wenn sie nicht 
die zum Wohle des Staates gesetzten Bedingungen erfüllen, die 
beizusetzen die Fürsten von Gott die Gewalt erhielten. Obgleich 
man das natürliche Recht besitzt, einen Vertrag zu schliessen, 
so ist derselbe nichtig, wenn man in Missbrauch dieses Rechtes 
einen Wuchervertrag schliesst. Wer kann also die Fürsten hindern, 
Gesetze bezüglich der Verträge zu erlassen und sie für gültig 
oder ungültig zu erklären? Unzweifelhaft können die weltlichen 
Fürsten, so lange die Willenseinigungen und die Personen ihrer 
Gewalt unterliegen, ihnen Bedingungen beifügen, welche immer 
sie wollen; sie können dies für die Eheverträge geradeso wie 
für den Kauf-, Mietvertrag etc.; infolgedessen können sich alle 
diese Personen und Akte nicht als Materie des Sakramentes eig- 
nen, soweit sie auf Grund der Gewalt der Fürsten für die Ehe- 
verträge ungültig sind. Daran ändert auch nichts die Tatsache, 
dass die Ehe zur Würde eines Sakraments durch Christus er- 
hoben wurde; die Kirche hat irotzdem nicht das Recht, darüber 
zu judizieren; sie hat nur das Recht, die Eheleute zu trennen 
und Ehen für ungültig zu erklären, denen die gültige Materie 
des Sakraments mangelt. Die Gültigkeit oder Ungültigkeit der- 
selben bestimmt sich jedoch nach den Hindernissen, die nur die 
Fürsten aufzustellen das Recht haben. Es liegt also nicht in der 
Macht der Kirche, zu bewirken, dass die Personen fähig oder 
unfähig zum Abschluss des Ehevertrages sind oder dass diese 
Verträge gültig oder ungültig sind, sondern sie kann nur ent- 
scheiden, dass wenn diese Verträge ungültig sind, sie nicht die 
Grundlage eines Sakramentes bilden können. ?) 


1) Boileau |. c. p. 316: »Comme l'Eglise ne prend l'eau pour matière du 
Baptéme qu'en tant qu'elle est saine et naturelle la contrition parfaite ou im- 
parfaite n'est matiére de la Penitence qu'en tant qu'elle est surnaturelle; le 
pain et le vin ne sont la matière de l’Eucharistie qu'en tant qu'ils sont du 
vrai pain de froment du vrai vin, jus de la grappe de la vigne. Ce principe 
étant supposé, je soutiens qu'on ne peut pas nier que tous ces actes de 
consentement des contractans, ces contractans mémes, le contract civil ou 
naturel qui lui sert de base, ne peuvent étre ni vrais ni legitimes, ni valides, 
que selon la volonté du Prince . . .« 


2) Boileau l. c. p. 317: »Ce n'est pas l'Eglise qui fait l'eau naturelle et 
valide pour servir de matiére au Baptéme; mais c'est elle qui juge qu'on ne 
se ir pas servir d'autre eau que de celle qui est naturelle pour le Sacrement 
de Baptéme. Ce n'est pas l'Eglise qui fait la contrition telle qu'elle doit étre, 
remplie d'un amour de Dieu commencé, pour étre la matiére du Sacrement de 
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Die Kirche nimmt somit aus den Händen der Fürsten diese 
Materie des Ehesakramentes, so wie jene sie bilden, ‚gerade so 
wie sie das Wasser nimmt, so wie die Natur es ihr für die Taufe 
bereitet, die Reue, so wie sie der Sünder für das Sakrament der 
Beichte zeigt; Brot und Wein, so wie die Erde sie für die 
Eucharistie hervorbringt. Und wie sie keinen Einfluss auf die 
Macht der Natur bezüglich des Wassers, auf den Pónitenten bezüg- 
lich seiner Reue, auf die Erde bezüglich Brot und Wein nehmen 
kann, so kann sie auch nicht die Gewalt der Fürsten beeinflussen 
oder usurpieren, um sich eine eigene gültige Materie des Sakra- 
mentes der Ehe zu schaffen. 


Es ist somit ganz offenkundig, dass die Fürsten befugt sind, 
. trennende Ehehindernisse aufzustellen auf Grund ihrer Gewalt, : 
die sie von Gott empfingen und durch deren Gebrauch sie keines- 
wegs das Heilige der Ehe antasten. !) 


Boileaus Schrift richtet sich vor allem gegen die Lehre des 
Petrus de Soto und deren Weiterentwicklung durch Gerbais, die 
ja beide den tatsächlichen Besitz des Rechtes der Kirche, 
trennende Ehehindernisse aufzustellen, auf die ex pietate et con- 
discentia principum erfolgte Verleihung dieser Gewalt zurück- 
führten;?) aber diese Pietas der Fürsten besteht gerade, wie 
Boileau einwirft, darin, die ihnen von Gott verliehene Autoritàt 
als Depositäre zu bewahren, wie die der Kirche, sie ohne aus- 
drücklichen Befehl nicht zu usurpieren. °) 


Penitence; mais c'est elle qui juge sans cette sorte de contrition la pénitence 
est nulle et de nul effet. Ainsi ce n'est pas l'Eglise qui fait que les personnes 
sont habiles ou inhabiles à contracter, que les consentements sont vrais ou 
faux, en un mot, que les contracts sont valides ou invalides: mais c'est elle 
qui juge et qui enseigne que.si ces contracts, ces consentements, ou ces per- 
sonnes ne sont valides ou légitimes, ils ne peuvent servir de rien pour la 
production ou composition du Sacrement de Mariage.« 
1) Boileau 1. c. p. 317. 


2) S. o. S. 376. 


3) Boileau l. c. p. 322; Boileau sagt ferner bezüglich dieser piété 1. c. 
P 323: »Monsieur Gerbais a beau dire que cette piété des Princes qui leur a 
ait abandonner ce droit, est la cause unique et veritable qui en a mis l'Eglise 
en possession, puisqu'on n'en peut pas assigner d'autre; et que les Princes 
n'ont pü étre forcez de renoncer à l'exercice d'un pouvoir qu'ils ont recu de 
Dieu, que par les mouvemens de leur propre devotion. Car je puis lui dire 
au contraire qu'ils ne pourroient être entrez dans ce sentiment: que par une 
indevotion effroyable, et par un trés grand manquement de piété, n'y ayant 
pas de devoir plus important à un Prince, et auquel la Religion l'engage davantage 
qu'à conserver les droits que l'Eglise reconnoít elle méme que Dieu lui a donnez, 
et aux quels elle a souvent eu recours pour l'exécution de ses Canons. Il est 
encore plus incompréhensible que l'Eglise ait interdit aux Princes l'usage de 
l'autorité qu'ils avoient originairement pour mettre des empéchemens dirimens 
et qu'elle s'en soit fait une reserve, comme Sanchez l'enseigne et plusieurs 
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Wann übrigens die Übertragung des Rechts, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, von Seite der Fürsten an die Kirche er- 
folgt sei, ist nach Boileau nicht nachweisbar; somit entbehre die 
Lehre Gerbais’- jeder tatsächlichen Grundlage. Es wäre ver- 
nünftiger gewesen anzuerkennen, dass die Kirche von jeher gemein- 
sam mit den weltlichen Fürsten gewisse Ehehindernisse auf- ` 
stellte, geradeso wie diese gemeinsam mit der Natur selbst, die 
unabhängig von Kirche und König die Ehehindernisse des Irrtums, 
des Unvermógens, der Blutsverwandtschaft im ersten Grade er- 
richtet hat. | 

Die Hindernisse des Raubes, des Verbrechens, der Bedingung 
wurden durch die Fürsten, die anderen durch die Kirche gesetzt. 

Boileau betont sodann, dass man einen scharfen Unterschied 
zwischen dem Rechte, trennende Ehehindernisse aufzustellen, und 
dem Entscheidungsrecht der hinsichtlich des Subjektes des Ehe- 
sakramentes entstehenden Streitigkeiten machen müsste. Bezüg- 
lich der bürgerlichen Wirkungen der Ehe kann kein Zweifel be- 
stehen, dass sie zur Kompetenz der weltlichen Fürsten gehóren; 
diese haben also geradeso wie die Kirche das Recht, in diesen Be- 
lang Hindernisse aufzustellen, indem sie ihre Untertanen für unfähig 
zum Vertragsschluss erklären.!) Die Frage aber, ob jene, die trotz 


autres: Car cela s'appelle deviner, si on ng marque bien positivement en quel 
temps et comment elle a fait cette reserve. Il n'y a guéres de choses impor- 
tantes dans la discipline de l'Eglise, et particulièrement ce qui concerne son 
autorité, qu'on ne justifie par quelque titre véritabie ou supposé: ceux qui 
ont composé les fausses Lettres des Papes et tant de pièces fausses qui se 
trouvent dans les recueils des Conciles n'ont rien oublié. Comment donc se 
peut-il faire que l'acte par lequel l'Eglise a interdit ce pouvoir aux Princes, 
par lequel elle se l'est reservé ne se trouve nulle part? Comment se peut-il 
aire que personne n'en parlc, et qu'il n'y en ait pas le moindre vestige dans cet 
amas de piéces fausses et vraies que nous avons de l'antiquité? C'est donc 
un parti qu'il faut absolument abandonner, et qui n'est fondé que sur des con- 
jectures qui sont elle-mêmes sans raison et sans fondement.« | 
1) Boileau |. c. p. 323 s.: »Il paroitroit bien plus raisonnable de recon- 
noitre qu'à l'égard de quelques empéchemens, l'Eglise de tout temps est 
demeurée en possession d'en mettre conjointement avec les Princes, comme 
les Princes avec la nature méme, qui Indépendament de l'autorité de l'Eglise 
et des Rois a établi l'empéchement d'erreur, d'impuissance, de consanguinité 
au premier degré. Ils seroit assez aisé de faire voir que les Princes ont établi 
l'empêchement de rapt, de crime et de condition, et que les autres ont été 
établis par l'Eglise: Car comme Dieu a donné à tous les hommes et aux 
femmes mêmes le droit de pouvoir en cas de nécessité administrer le Baptême; 
que les contractans peuvent aussi dans le sentiment ancien des Théologiens 
et des Canonistes administrer le Mariage: quel inconvenient y a-t-il qu'il ait 
donné à la nature, aux Princes et à l'Eglise, chacun dans son ressort et par 
rapport à la fin, le droit d'établir des empéchemens de Mariage et que sans 
contestation la nature l'ait regardé comme contract naturel, les Princes comme 
contract civil, et l'Eglise comme Sacrement? et qu'entre les fidéles et les 
gens baptisez, le Mariage étant un Sacrement et une affaire de Religion, le 
droit soit resté à l'Eglise seule de juger de sa validité ou de son invalidité.« 
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eines Ehehindernisses die Ehe schlossen, das Sakrament empfingen 
oder nicht, kann jedoch nur von der Kirche entschieden werden. !) 

Mit Boileaus Schrift endete vorläufig die Diskussion über 
Launoys Werk. Wir haben bisher die Entwickelung der Streit- 
frage betreffs der den Fürsten zustehenden Rechte über die Ehe 
geschildert, wie sie vom theoretischen und akademischen Stand- 
punkte aus geführt wurde. Dass diese Polemik mehr als ein 
Professorengezünk war, dessen Bedeutung nicht die Schwelle 
der Universitäten und gelehrten Zirkel überschritt, sondern dass 
der ganzen Streitfrage eine eminent praktische Bedeutung inne- 
wohnte, mag aus den Aussprüchen und Darlegungen mehrerer 
gleich zu nennender hervorragender Praktiker des Rechts ersehen 
werden, die symptomatisch genannt werden dürfen für die in 
den Juristenkreisen Frankreichs herrschenden Anschauungen be- 
züglich der staatlichen Rechte über die Ehe. 

Unter diesen Kundgebungen bedeutender Juristen ist in 
erster Linie der Brief des Kanzlers Pontchartrain vom 
3. September 1712 an den Präsidenten des Parlamentes von 
Besangon zu nennen.?) Pontchartrain geht von dem Grundsatze 
aus, dass die Ehe gleichzeitig Ehevertrag und Ehesakrament ist ; 5) 
mithin unterliege sie in gleicher Weise beiden Gewalten, selbst 
rücksichtlich der Gültigkeit des Ehebandes. Der Ehevertrag 
untersteht ausschliesslich der weltlichen Gewalt; das Sakrament 
nur der kirchlichen. Und wie es keine gültige Ehe gibt, die nicht 


1) Boileau 1. c. p. 324 führt sodann weiter aus: »... il en est de méme 
que du Baptéme et des autres Sacrements, quoi que l'eau soit produite par 
la nature, que les Princes ayent si on veut droit de la detourner de son cours 
naturel et de sa source; il est certain que s'il y avoit contestation pour savoir 
si le e Ge seroit valide ou non, il faudroit s'en rapporter à l'Eglise. Tout 
le monde a droit de prononcer la forme du Baptéme, une Sage femme comme 
un Prétre dans un cas de nécessité: s'il arrivoit qu'on fit quelque contestation 
sur cette forme, par rapport au Sacrement: nul autre que le juge d'Eglise n'en 
pourroit juger. Je puis dire la méme chose de tous les autres Sacremens; 
et ainsi il faut qu'il demeure pour constant que les affaires de Mariage, entant 
qu'il est question de chose sacrée, de chose de conscience, et de Religion doivent 
étre referées aux juges d'Eglise quoi que la matiére separée du Sacrement 
puisse étre valide ou invalide et illegitime par l'autorité du Prince. Parceque 
comme l'eau peut étre corrompue et detournée par l'industrie de qui que ce 
soit; les Sujets d'un Prince peuvent étre déclarez et rendus inhabiles à contracter 
Mariage par son autorité.« 


2) Code Matrimonial p. 192 ss. 


3) Code Matrimonial p. 193: ». . . Je ne crois pas qu'il soit nécessaire 
d'observer ici que par le terme de contrat, je n'entends pas parler des con- 
ventions matrimoniales, qui ne regardent que les biens, la dot, le douaire, la 
communauté, les donations à cause de noces, etc. J'entends ici, sous le nom 
de contrat le consentement réciproque, la foi mutuelle des parties, en un mot, 
ce qui forme entre elles un lieu et un engagement indissoluble . . .« 
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Sakrament ist, so liegt auch dort kein Sakrament vor, wo kein 
gültiger Vertrag vorhanden ist; mithin ist es klar, dass Kirche 
und Staat in gleicher Weise ihre Gewalt tiber die Ehe als Ver- 
trag und Sakrament ausüben. | 

Die Gewalt des Fürsten ist eine direkte über den Vertrag; 
indirekt ist sie hinsichtlich der Verwaltung des Sakramentes und 
zwar ersteres deshalb, weil der Fürst allein die Natur und die 
Bedingungen des Vertrages regeln kann, letzteres aber aus dem 
Grunde, da der Vertrag die Materie des Sakramentes ist, im Falle 
der Nichtigkeit desselben jedoch die Materie mangelt. 

Die Gewalt der Kirche ist ihrer Natur nach einzig auf das 
Sakrament beschränkt; die christlichen Fürsten jedoch dulden 
nicht, dass ihre katholischen Untertanen eine Ehe schliessen, 
welche nicht auch Sakrament sei; somit folgt daraus, dass die 
Ungültigkeit des Vertrages das Zustandekommen des Sakramentes 
hindert, wie auch der Mangel der von der Kirche für den Em- 
. pfang des Sakramentes vorgeschriebenen Bedingungen hindert, 
dass der Vertrag zustande kommt; nur in dieser Hinsicht also 
kónnte man von einem pouvoir indirecte der Kirche über den 
Vertrag sprechen. Auf diesen Prinzipien, sagt Pontchartrain, habe 
sich die Lehre aller Parlamente des Königreiches aufgebaut, dass 
nämlich der weltliche Fürst das Recht habe, nicht nur ver- 
bietende, sondern auch trennende Ehehindernisse aufzustellen, 
und zwar rücksichtlich des Wesens und des Inhaltes, der Ehe. !) 


1) Pontchartrain 1. c.: »Ce sont les principes reçus en France par ceux 
méme qui ont écrit avec le plus de moderation, sur ces matiéres et qui ont 
témoigné plus de respect et de déférence pour la jurisdiction ecclésiastique. 
Cest sur ces principes qu'est fondée la doctrine constante de tous les parlemens 
du royaume, que le prince a droit d'établir des empéchemens de mariage, non 
seulement prohibitifs, comme parlent les canonistes mais méme dirimans . . .« 
sl ne faut pas croire que ces empéchemens ne regardent que les effets 
civils du contrat; ils regardent l'essence et la substance du mariage; ils tombent 
sur la validité du consentement par lequel les deux parties s'engagent l'une à 
l'autre par un noeud que la mort seul peut rompre. Sans cela, il n'y auroit 
jamais. eu de contestation entre les partisans aveugles de la puissance ecclé- 
siastique, et les defenseurs éclairés des droits des souverains; puisqu'aucun 
docteur, quelque prévenu qu'il füt en faveur de la jurisdiction ecclésiastique, 
n'a jamais osé nier que les effets civils du mariage ne fussent soumis à l'au- 
torité du roi.« 

Wie die Ehejurisdiktion von Seite der Parlamente gehandhabt wurde 
und auf welchen formellen Voraussetzungen sie beruhte, illustrieren gut 
folgende Worte Pontchartrains: »C'est par cette raison, que tous les parle- 
mens du royaume ne craignent point de prononcer sur la validité du mariage 
par rapport au consentement considéré en lui-même et indépendamment des 
effets civils. La forme et la maniére de prononcer a varié: tantót, comme je 
viens de l'observer, on s'est contenté de déclarer le mariage non valablément 
contracté; tantót on a suivi la forme ordinaire des arréts qui interviennent sur 
les appellations comme d'abus, et on a dit qu'il avoit été mal, nullement et 
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Ähnliche Gedanken enthält das Plaidoyer des General- 
advokaten de la Chalotais ") Er sagt, dass es schon vor der 
Offenbarung und der Einrichtung des Priestertums Ehen und 
eine gesetzmäßige Regierung gegeben habe; die Offenbarung und 
das Priestertum hätten keine Aenderung der Gesellschaft bewirkt. 
Christus hat zwar die Ehe zum Sakrament erhoben, aber hiermit 
keineswegs deren Natur wie Bedingungen geändert; das Sakra- 
ment ist etwas Akzidentelles. Die Kirche hat nur die Gewalt 
über die Ehe, die ihr Christus gegeben hat; sie hat nur Gewalt 
über das Spirituelle. Über alles jenes, was die weltliche Seite 
der Ehe betrifft, hat die Kirche keine jurisdictio externa; sie kann 
zwar Rat erteilen; aber sie kann nicht anullieren, was Gott nicht 
verdammt hat und was die bürgerlichen Gesetze für erlaubt 
erklárten. ?) 


Damit wolle aber nicht gesagt sein, dass die Kirche gar 
keine Gewalt habe: sie hat unzweifelhaft die Gewalt über das 
Religióse in der Ehe, d. h. über das Sakrament; sie hat das Recht, 
als trennendes Ehehindernis all das zu erkláren, was dem Natur- 
recht oder dem göttlichen Rechte widerspricht; sie kann ferner 
manchmal auch andere Gesetze betreffs der Ehe erlassen auf 
Grund der Konzession der Gesellschaft oder des Fürsten. 


Dergleichen halboffiziöse Kundgebungen zu Gunsten der 
staatlichen Ehejurisdiktion liessen sich noch mehrere anführen; 


abusivent procédé à la célébration du mariage; tantót enfin or a réuni ces 
deux prononciations; et en déclarant le contrat de mariage nul, on a en méme 
temps déclaré la célébration abusive. Mais de quelque maniére que l'on ait 
concu le dispositif des arréts, le fond de la décision démeure toujours main- 
tenus dans la possession d'exercer, dans les cas particuliers, le méme pouvoir 
que le prince exerce dans les lois générales sur les empéchemens du mariage.« 
Vgl. auch Esmein, Le Mariage I (Paris 1891) p. 36 ss. 


1) Journal du parlement de Bretagne liv. Ill chap. 49 »1l est donc vrai 
et incontestable qu'il appartient essentiellement à la société, et par conséquent 
au chef de la société, des statuer sur les conditions du mariage: c'est-à-dire, 
de faire à cet égard des empéchements dirimans.« 


2) Journal du parlement 1. c.: »L'eglise dans le commencement ne 
faisoit pont de loix irritantes sur le mariage; elle se conformoit à cet égard 
aux loix de la société qu'elle trouvoit établies, pourvu qu'elles ne fussent pas 
contraires au droit divin ou naturel. 

Les empereurs étant devenus chrétiens, l'eglise adopta les loix qu'ils 
avoient faites sur les mariages, elle y joignit les peines spirituelles. La con- 
noissance des causes matrimoniales lui fut attribuée ensuite; elle se crut en 
droit de faire des loix irritantes, et s'en mit ensuite en possession par la 
tolérance des princes. Ce qu'il est difficile de justifier, c'est que par la suite 
quelques ecclésiastiques ont prétendu exclure entiérement la puissance tempo- 
relle des droits dont elle les laissoit jouir par tolérance. Cependant les princes 
sont toujours restés en droit, et en possession de statuer sur ce qui concerne, 
le contrat civil et naturel.« 
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ich glaube aber, dass die angeführten Beispiele!) genügen werden, 
um darzutun, wie die Lehren Launoys und seiner Anhünger 
gerade in den Juristenkreisen starken Anklang fanden; es ist 
nicht zuviel gesagt, dass sich wohl schwerlich ein Gerichts- 
hof in Frankreich anführen liesse, der nicht nach den 
Grundsätzen der Regalisten in Ehesachen entschieden hätte; 
davon gibt Zeugnis das im Code Matrimonial?) gesammelte 
Material. 

Gerade die Behandlung der Eheaffaire des Borach-Mendel- 
falls hat gezeigt, wie sehr die Anschauung von dem alleinigen 
Entscheidungsrechte der weltlichen Fürsten über die Ehe und 
der Notwendigkelt eines vom kirchlichen Rechte unabhängigen 
selbständigen staatlichen Eherechtes verbreitet war. | 

Die Lehren der Regalisten fanden aber nicht nur bei 
den Gerichtshöfen sinngemäße Anwendung; auch an den Uni- 
versitäten wurden sie offiziell aufgenommen. Dies beweist 
folgender Fall. Im Jahre 1761 vertrat ein Doctor der Universität 
Caen zur Erlangung einer Lehrkanzel die These, dass die Causae 
matrimoniales für gewöhnlich zur geistlichen Gerichtsbarkeit ge- 
hören, wie dies ja schon die Geschichte lehre. 5) 


1) Erwähnt sei noch das Plaidoyer des General-Advokaten de Saint- 
Martin; er sagt: »dans le mariage le contrat civil est la matiére du sacrement; 
que le sacrement ne sauroit donc subsister sans le contrat civil; et que ce 
contrat civil est un étre physique et politique tout ensemble, sujet, sous ce 
regard, à differentes loix« (Code Matrimonial p. 296). 


2) Die Entscheidung des Falles ging dahin, dass ein Christ gewordener 
Jude die Auflósung seiner vor der Konversion geschlossenen Ehe nicht be- 
gehren kónne, selbst wenn sich seine Frau weigern würde ihm zu folgen und 
mit ihm zu wohnen; s. die náhere Darlegung dieses Falles Code Matrimonial 
p. 450 ss., woselbst auch die interessanten Gutachten und Plaidoyers im Aus- 
zuge abgedruckt sind. Bemerkenswert sind die Worte des General-Advokaten 
Seguier: »Ce contrat appartient autant à l'état politique qu'à la religion; les 
princes en peuvent régler les effets et les conditions. Quand méme donc 
l'église auroit toléré le scandale de remarier un Juif converti e abandonné par 
sa femme infidéle, la loi civile et les magistrats pouvoient et devoient rejetter 
cet usage« (Code Matrimonial p. 456). 


3) Wir geben hier die einzelnen Punkte der These wieder nach Code 
Matrimonial p. 669: 

V. Sed quia matrimonii causae regulariter sunt fori ecclesiastici, Ludo- 
vicum VIII, Galliae nostrae regem, rogavit idem summus pontifex (Honorius III) 
ut natalium causam ad suum judicium remitteret. 

VI. Superioribus enim saeculis hoc ita jus obtinuerat, ut nunquam judicis 
saecularis notionis essent causae matrimonii. 

VII. Postea tamen ab eo jure recessum est, et hodiernis moribus, na- 
talium quaestio in judicium civile veluti petitionem hereditatis incidens, non 
ab ecclesiastico, sed saeculari judice est definienda. 

VIII. Quia etiam judicum laicorum notionis fiunt principales causae ma- 
trimonii per provocationem velut ab abusu emissam, quod matrimonium 
contra canones aut regni constitutiones fuerit initum. 
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Da diese Thesen den in Frankreich gangbaren Anschauungen 
über die Rechte des Staates rücksichtlich der Ehe zu wider- 
sprechen schienen, frug man bei der Rechtsfakultät der Pariser 
Universität über deren Zulässigkeit an; es erschienen nun hierüber 
mehrere Gutachten hervorragender Rechtslehrer, die einstimmig 
die Unzulässigkeit derselben und deren Gegensätzlichkeit mit den 
herrschenden Rechtsanschauungen aussprachen. Hervorzuheben 
ist der avis doctrinal des Professors und Syndikus der Pariser 
Rechtsfakultät Zorry, der mit den schärfsten Worten die Thesen 
tadelle und sie als den Rechten des Königs und den An- 
schauungen des Reiches entgegenstehend bezeichnete. ') 

Lorry betont nachdrücklich, dass die kirchlichen Richter 
nur infolge der Konzession der Könige über das Eheband ein 
Urteil fällen können. 

Nicht minder scharf sprachen sich mehrere Advokaten des 
Pariser Parlamentes gegen obige Thesen aus, die nach ihnen 
»une doctrine répréhensible et tout-à-fait contraire aux saines 
maximes« enthielten und deren unbedingte Unzulässigkeit sie 
hervorhoben. ?) 


1) So sagt er in seinem Code Matrimonial p. 669a abgedruckten Gut- 
achten: »Quae delatae sunt ad me ex Cadomensis juris utriusque facultate ad 
cap. 3 extra de ordine cognitionum, eae falso omnino mihi visae sunt, regis 
regnique juribus adversae, sed et plane temerariae: in quibus etiam autor 
ipsarum manifeste veri canonici juris ignorantiae reum sese passim demonstrat, 
ne quid amplius dixerim, ut et mirum mihi videatur quod facultas juris in 
universitate Cadomensi, quae doctis viris non caret, eas positiones typis man- 
dari siverit, permiserit in scholis suis EE "a e Quae cum ita sint, 
censeo Cadomensem utriusque juris facultatem debere compellere autorem 
praedictae theseos, ut positiones hasce quatuor publice et in auditorio facul- 
tatis retractet ni fecerit, eum a consortio candidatorum et spe cathedrae va- 
cantis excludere. Nihil medium hic, nullo pretextu theses generis excusari 
possunt, imo ipsae sunt judicio facultatis condemnandae: quae si ad regii 
tsenatus examen deferrentur, supprimendae forent et abolendae, non sine au- 
oris censura et facultatis in qua propugnatae sunt dedecore«. 


2) Code Matrimonial p. 673: »Il est donc constant que les règles par 
lesquelles nous fixons la compétence des juges d'église par rapport au mariage, 
appartiennent au droit public du royaume; qu'elles sont fondées sur des prin- 
cipes dont il n'est pas permis de s'écarter; et que si dans les siécles d'igno- 
rance les juges d'église attiroient tout à leur tribunal, méme sur les plus fri- 
voles prétextes, il est intolérable que dans nos écoles publiques, on représente 
l'usage de ces siéles, comme l'ancien droit, comme le droit véritable, le seul 
régulier et légitime en soi, et que si l'on paroft reconnoitre que nous suivons 
d'autres maximes, ce soit, non pour rendre hommage à la lumiére et à la 
exactitude de nótre jurisprudence; mais pour la faire envisager comme une 
espéce d'innovation blämable puisqu'on l'oppose au droit et au droit primitif. 

So heisst es in dem von Texier, Maultrot, Lalourgé, Aubri und anderen 

ezeichneten Gutachten Code Matrimonial 676: »Quand la faculté de droit de 
aen ne seroit pas animée du désir de remplir ce qu'elle doit à l'église et à 
l'état et de prévenir la censure des tribunaux, son propre honneur ne lui per- 
mettroit pas de garder la silence. Quelle idée faudroit-il prendre d'un corps 
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Auch die weiteren Gutachten hervorragender französischer 
Rechtslehrer und Staatsmánner betonen die Staatsgefährlichkeit 
dieser Thesen mit dem Bemerken, dass sich unmóglich die 
Rechtsfakultát von Caen mit ihnen identifizieren kónne. 

Die wissenschaftlichen Erórterungen über das Recht der 
Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen, fanden, wie wir 
bereits erwähnten, mit Boileaus Schrift ihr vorläufiges Ende. 
Was nach ihm in der Literatur über diese Frage sich vorfindet, 
kann mit wenigen Ausnahmen nicht den Anspruch erheben, neue 
Gesichtspunkte hierüber beigebracht zu haben. Grösstenteils be- 
wegen sich die Erörterungen der französischen Juristen in den 
von Launoy und seinen Anhängern gewiesenen Bahnen. Erst 
später wurde die Diskussion wieder neu aufgenommen und mit 
mehr oder weniger Feuereifer geführt. 

Der bedeutendste unter diesen Epigonen der Regalisten ist 
Le Ridant,1) dessen Werk?) an wissenschaftlicher Bedeutung dem 
Launoys nicht nachsteht. Le Ridant setzt sich in seiner Schrift 
vor allem mit Gerbais und dessen Lehre von der abgeleiteten 
Gewalt der Kirche rücksichtlich der Ehe auseinander und ver- 
teidigt im Prinzip Launoys Anschauungen. Der Grundgedanke 
der Lehre Le Ridants ist, dass man keineswegs Ehe und Ehe- 
sakrament in einem Atemzuge nennen dürfe; die Ehe sei an sich 
überhaupt nicht sakramental; man dürfe also nicht von einem 
Sakrament der Ehe sprechen, sondern von der Ehe, die durch 
das Sakrament geheiligt werde. Nach ihm ist also das Sakra- 
ment etwas ganz von der Ehe zu Trennendes, etwas durchaus 
Akzessorisches.*) Die Rückwirkung dieser scharfen Unter- 
scheidung auf die Beurteilung des Machtverhältnisses von Kirche 


où l'on enseigneroit, publiquement et impunément, des principes aussi 
dangereux ?« 

` 1) Le Ridant war Advokat am Parlament zu Paris; er starb am 28. No- 
vember 1768. 

2) Examen de deux questions importantes sur le mariage. Com- 
ment la puissance civile peut-elle déclarer des Mariages nuls, sans entre- 
prendre sur les droits de la puissance Ecclésiastique? Quelle est en con- 
sequence, l'étendue du pouvoir des souverains sur les empéchemens diri- 
mans le mariage? 

3) Le Ridant l. c. p. 2 s.: »Je ne crains pas d'avancer que l'erreur sur 
cette matiére, vient de ce qu'on confond mal à propos le Mariage avec le 
Sacrement du Mariage, ou avec le Sacrement que Jésus-Christ a établi dans 
son Eglise, pour bénir et sanctifier le Mariage. Le Mariage existoit avant 
Jésus-Christ. Il est aussi ancien que le monde. Notre divin Législateur n'en 
a pas changé la nature. Il a seulement établi dans son Eglise un Sacrement 
pour le sanctifier et pour répandre des gráces sur ceux qui se marient. En 
distinguant bien ces deux choses, toutes les difficultés s'évanouissent. La 
Puissance Séculiére conserve ses droits, et la Puissance Ecclésiastique les siens.« 
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und Staat hinsichtlich der Ehe ist bedeutend.!) Le Ridant sieht 
in dieser Trennung beider Begriffe grosse Vorteile gegenüber 
den Lehren Launoys, Galesius', Gerbais'. ?) 

Le Ridant argumentiert im Anschluss hieran folgender- 
maßen: Erklärt die bürgerliche Gewalt die Ehe oder den Ehe- 
vertrag für nichtig, so liegt kein Sakrament vor, weil ja ein Sakra- 
ment, das zur Heiligung der Ehe eingesetzt ist, nicht ohne Ehe 
zustande kommen kann. Man kann nicht das Brot benedizieren, 
wenn kein Brot vorhanden ist; so kann man auch nicht eine 
Ehe benedizieren, wenn keine Ehe besteht. Infolge einer solchen 
Ungiiltigkeitserklarung einer Ehe durch die bürgerliche Gewalt 
werde also, nachdem ja kein Sakrament vorliegt, die Jurisdiktion 
der Kirche keineswegs angetastet. ?) 


1) Die Nachteile der Unterlassung dieser Trennung schildert Le Ridant 
l. c. p. VI folgendermaBen: »En identifiant le Mariage avec le Sacrement du 
Mariage on a confondu la nature des deux Puissances et l'objet de leur Ju- 
risdiction. Si le mariage. est tout à la fois Contrat et Sacrement de la loi 
nouvelle; il est de la Jurisdiction des Puissances temporelle et spirituelle. 
L'une ne peut pas déclarer nul, sans l'autre. Tant que la Puissance temporelle 
ne prononcera que sur le contrat, qui est seul de sa Jurisdiction; le Sacrement 
subsistera toujours; et les Parties pourront dire suivant d'un Ecrivain bur- 
lesque: Nous serons donc décontractés et néansmoins nous resterons toujours 
sacramentése. Si l'Eglise prononce seule, elle ne pourra prononcer que sur 
le Sacrement; parce qu'elle n'a pas de jurisdiction sur le Contrat. Ainsi les 
Parties pouront dire: »Nous serons donc désacramentés et cependant nous 
resterons toujours bien contractés«. — Le Ridant scheint diese Distinktion von 
Melchior Canus übernommen zu haben; so sagt er l. c. p. 497 mit Rücksicht 
auf Canus Loci theol. 1. VIII c. 5: »Matrimonium cum sacris ceremoriiis, cum 
sacra materia cum sacra forma et sacro Ministro administratum, quemadmodum 
in Ecclesia Romana semper usque ab Apostolis administratum est; c'est-à-dire 
en bon frangais, que ce n'est par le Mariage en lui-méme qui est le Sacrement 
institué par Jésus-Christ, mais le riet extérieur que le Ministre de l'Eglise em- 
ploye pour sanctifier et pour conférer la grace«. 


2) Le Ridant I. c. p. XIV: ».... Tant qu'on ne partira pas de cette 
Maxime fondamentale, on se trouvera toujours accablé par des difficultés 
insurmontables, soit qu'on soutienne avec M. de Launoy le Pouvoir exlusiv 
des Souverains soit, qu'on adopte avec Galesius le Pouvoir exclusiv de la 
Puissance Ecclésiastique, soit quon se place avec M. Gerbais dans le systéme 
mitoyen qui partage entre les deux Puissances le droit d'apposer des Em- 
péchemens dirimans au Mariage; et qu'on dise avec lui, que les Empéchemens 
ui regardent le contrat civil appartiennent à la Puissance Séculiére, et que 
l'Eglise a droit de revendiquer ceux qui concernent le Sacrement. En sup- 
osant que le Mariage soit un Sacrement de la Loi nouvelle, institué par 
ésus-Christ, chacun de ces trois sentimens peut se soutenir par des raisons 
trés-fortes, et peut-étre combattu par des objections aussi victorieuses.« 

3) Le Ridant 1, c. p. VII: »On ne peut pas bénir du pain, si on n'a pas 
du paln. On ne peut pas de méme bénir un Mariage, s'il n'y a pas de Mariage. 
On peut bien faire les cérémonies du Sacrement sur deux personnes qu'on 
croit mariées, pendant qu'elles ne le sont pas réellement. Mais en ce cas il 
n'y a pas de Sacrement de Baptéme quand on fait toutes les cérémonies du 
Baptéme sur un monstre qu'on croit faussement étre un homme. S'il n'y a 
pas eu de Sacrement, la Puissance Civile en déclarant certains mariages nuls, 
ne touche point à la Jurisdiction de l'Eglise.« 
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Le Ridant folgert sodann aus der Trennung von Sakrament 
und Ehe in seinem Sinne, dass nur der Priester der Minister 
sacramenti sein kann; das Sakrament komme nur durch die Seg- 
nungen des Priesters zustande, gerade so wie die Ehe nur durch 
den Vertrag beider Parteien Wesenheit erhalte.) Wollte man 
aber die Willensáusserung der beiden Kontrahenten, den Kontrakt 
als Materie des Sakramentes auffassen, müssten notwendigerweise 
die Kontrahenten die ministri sacramenti sein. 


Weiterhin folgt aus dieser Unterscheidung, dass nur die 
Fürsten das Recht besitzen, trennende Ehehindernisse aufzustellen, 
weil diese nur den Vertrag betreffen. Wenn auch heute die Kirche 
im Besitze dieses Rechtes ist, so übt sie dasselbe kraft der Gewalt 
der Fürsten aus und nicht kraft der Gewalt, die sie von Christus 
empfing. | 

Gegen die Behauptung einiger Theologen, dass die Kirche 
in dem Besitze dieses Rechtes durch eine gegen die Fürsten 
laufende Verjährung geschützt sei und dass sie dieses Recht heute ` 
jure suo ausübe, bemerkt Le Ridant, dass die Rechte, die zur 
Wesenheit der Souveränität gehören, unverjáhrbar sind; eine 
Teilung dieser Rechte mit der Kirche sei ausgeschlossen, denn 
dadurch würde ihr ein pouvoir temporel übertagen, das je- 
doch mit dem Wesen und dem Objekte der rein geistigen 
Jurisdiktion der Kirche unvereinbar sei. Übrigens kónne man 
von einer Präskription eines Besitzstandes nur dort sprechen, 
wo animus domini vorliegt. Geradeso wie die Parlamente des 
Königreiches, die die Gewalt des Königs seit mehreren Jahr- 
hunderten ausüben, keine Präskription gegen dieselbe erwerben 
kónnen, ebensowenig konnte die Kirche eine solche dadurch er- 
werben, dass sie trennende Ehehindernisse aufstellte, nachdem 


1) Le Ridant l. c. p. 17 findet folgende Vorteile in dieser Beweisführung : 
»En soutenant cette verité contre la foule des Théologiens Scholastiques, on plaide 
la cause du clergé méme. Car si les contractans sont eux-mémes les Ministres 
du Sacrement, comme ce que les Théologiens appellent ordinairement le Con- 
trat civil, n'est certainement pas de la jurisdiction de l'Eglise; il s'ensvidra 
que le Mariage sera à tout égard étranger au ministére Ecclésiastique, et par 
consequent on aura tort de se plaindre que les Parlements du Royaume entre- 
prennent sur la Jurisdiction Ecclésiastique, en déclarant nuls certains Mariages; 
ces plaintes n'étant fondés que sur ce que la connoissance des Sacremens 
appartient à l'Eglise. Car la connoissance des Sacremens n'appartient à l'Eglise, 
que parce qu'elle les confère par ses Ministres. Ainsi si les Prétres ne sont 
as les Ministres du Sacrement de Mariage on a bien de la peine à deviner 
quel titre la connoissance pourroit lui en appartenir à lexclusion de la 
Puissance Séculiére, qui est intéressée d'une maniére spéciale à veiller sur le 
Mariage des Citoyens qui composent l'Etat«. 
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sie dies ja nur im Namen des Souverains und in Ausübung seiner 
Gewalt tat.) . 

Die Gewalt der Kirche über die Ehe erstrecke sich nur so- 
weit, als die Ehe etwas Geistiges und Geheiligtes ist, d. h. als 
sie ein durch Christus eingesetztes Sakrament ist. Nun sei aber 
die Ehe nicht ein durch Christus eingesetztes Sakrament, sondern 
Christus hat in seiner Kirche ein Sakrament eingesetzt, um die 
Ehe zu heiligen. Mithin besitze also die Kirche kein Recht über 
die Ehe, die nur bürgerlicher Natur ist und unzweifelhaft der Juris- 
diktion der weltlichen Gewalt unterliege. Infolgedessen habe die 
Kirche auch kein Recht von Christus erhalten, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen. ?) 

Das Sakrament gehóre zur Jurisdiktion der Kirche; aber die 
Ehe unterscheide sich ebenso von dem Sakrament wie das Wasser 
sich von der Benediktion unterscheide, die diesem gegeben werde. 
Wenn aber ein Herrscher Ehen, die gegen das góttliche Recht 
sind, in seinem Staate als gesetzlich zulässig erklären wollte, 
dann hätte die Kirche das Recht, ja die Pflicht, gegen dergleichen 
Ehen auf das schärfste vorzugehen und ihnen die Benediktion 
zu verweigern. Daraus aber ein Recht der Kirche, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, abzuleiten, sei lächerlich, geradeso 
als wenn man behaupten wollte, dass Brot und Wein der Gewalt 
der Kirche unterstehen, weil ihr das Recht zukomme, sie zu 
benedizieren. 3) | | 


1) Le Ridant 1. c. P IX: »En effet, les Droits qui caractérisent essen- 
tiellement la Souveraineté sont impréscriptibles. Les diviser, ce seroit altérer 
la nature de la Puissance civile. Les partager avec l'Eglise, seroit lui transférer 
un pouvoir Temporel qui répugne à l'essence et à l'objet de la Jurisdiction 
qui est purement spirituelle. D'ailleurs on ne peut préscrire que ce qu'on 
posséde animo domini. Les Parlements du Royaume, qui exercent l'Autorité 
du Roi depuis plusieurs siécles, ne pourront jamais la préscrire; parce qu'ils 
l'exercent au nom de sa Majesté; et dans mille ans ils n'auront pas un dégré 
de prescription de plus qu’ils n'en ont aujourd'hui: Il en est de méme de 
l'Eglise. Si elle a apposé des Empéchemens dirimans, au Mariage, c'est au 
nom des Souverains, et en exerçant leur Autorité.« 

2) Le Ridant 1. c. p. 77 s. | 

3) Le Ridant 1. c. p. 78: »Mais conclure delà que l'Eglise ait droit d'ap- 
poser des Empéchemens dirimans au Mariage, c'est un sophisme aussi ridicule, 
que si on prétendoit que le pain et l'eau qui sont dans le Royaume, sont 
sous la Puissance de l'Eglise, parce qu'elle a droit de les bénir; ou qu'elle a 
droit de faire des Loix pénales et de police, contre les jeux, les cabarets, les 
Assemblées profanes, les danses, les bals etc., par la raison que les Chrétiens 
y commettent souvent de grands péchés qui sont en eux des obstacles à re- 
cevoir dignement les Sacrements qu'elle leur confère. Ce que l'Eglise peut 
faire sur ces objets, c'est de parler contre de pareils désordres, d'implorer 
lautorité de la Puissance Séculiére pour les réprimer, et de refuser le Sacre- 
mens à ceux qui ne s'en retireront pas«. ; 
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. Die Kirche, führt Le Ridant weiter aus, kann und soll 
von denen, welchen sie das Sakrament der Ehe spendet, bestimmte 
geistige Voraussetzungen fordern, die sie in Stand setzen, dasselbe 
ohne Sünde zu empfangen. Aber die Ehe an sich unterliegt der 
weltlichen Gewalt. Die Kirche hatte niemals und kann auch 
nicht irgendeine gesetzliche Jurisdiktion über die Ehe haben, um 
so weniger, als sich die Fürsten nicht derselben zu ihren Zwecken 
begeben, noch auch deren Ausübung durch sie stillschweigend 
dulden. Ferner kann dieses Recht aus dem Grunde nicht an die 
Kirche übergehen, weil dasselbe einen unveräusserlichen Teil der 
Souveränitätsrechte bildet. Die Kirche kann nicht die Fürsten dieses 
Rechtes berauben oder dasselbe mit ihnen teilen, wie sie ja auch 
nicht die Fürsten jener Autorität berauben kann, die sie zu 
Herren ihrer Untertanen macht. 

Le Ridants Darlegungen blieben nicht unwidersprochen ; !) 
gegen sie wandte sich Lorry, Professor der Rechte an der Sor- 
bonne, der vor allem die Grundlehre Le Ridants von der Scheidung 
von Sakrament und Ehe bekämpft; er sucht in seiner Schrift?) 
darzutun, dass man in der Ehe der Gläubigen den Vertrag nicht 
vom Sakrament trennen könne. Nach Lorry sei es gerade der 
contract civil, der durch Jesus Christus zum Sakramente erhoben 
werde und die Basis des Sakramentes bilde; es sei also die ge- 
äusserte Willensübereinstimmung, die die Gnade des Sakramentes 
verleihe.*) Dieser Vertrag sei eben die Materie des Sakramentes ; 
die Form bestehe in den Worten, durch die er zustande komme; 
die Kontrahenten selbst spenden sich gegenseitig das Sakrament. 
Mit dieser seiner Lehre gibt Lorry die Anschauungen der grossen 
Mehrzahl der scholastischen Theologen über die Natur der Ehe 


1) Gegen Le Ridants Unterscheidung schrieb zuerst ein Anonymus 
eine Dissertation sur la tolérance des Protestans (ohne Angabe von Zeit 
und Druckort) betitelte Entgegnung, dessen Meinung dahin geht, dass in der 
katholischen Kirche die von Le Ridant durchgeführte Trennung vom Ehever- 
trag und Ehesakrament praktisch ausgeschlossen sei. Ausserhalb der Kirche 
kónne diese Unterscheidung bestehen. Betreffs des Rechtes, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, vertritt der Autor die Ansicht, dass der Staat hinsicht- 
lich des Ehevertrags die Kirche jedoch rücksichtlich des Ehesakramentes im 
Besitze dieses Rechtes sei. 

2) Essai de dissertation, ou Essai sur le mariage en sa qualité de 
contrat et de sacremeut; à l'effet de prouver que dans le mariage des 
fidéles ou ne peut réparer le contrat du sacrement. Paris 1760. 

3) Lorry L c. p. 33: »Ce consentement donné suivant les loix ou le 
contrat, confére la grace ex opere operato, sans qu'il soit nécessaire qu'il inter- 
vienne aucun autre rit extérieur, lorsque la loi nen exige aucune. Für das Zu- 
standekommen des Sakramentes ist sonach die benedictio nuptialis unwesent- 
lich; die Materie ist der Konsens, die Form sind die Worte, durch die er zum 
Ausdruck gelangt, die ministri sind die Kontrahenten. 

26" 
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wieder... In den Schlussfolgerungen kommt er jedoch zu Auf- 
stellungen, die sich schlecht mit seiner oben dargelegten Lehre 
über die Ehe vereinen lassen. 

Lorry sagt nämlich, dass der Kontrakt nur dann rechts- 
wirksam ist, wenn er den Gesetzen gemäß eingegangen sei; 
kommt aber kein Kontrakt zustande, dann kann man auch nicht 
von einem Sakramente sprechen, da ja der Kontrakt die Basis 
des Sakramentes ist. 

Lorry weist den Fürsten das primáre Recht zu, über die 
. Gültigkeit oder Ungültigkeit einer Ehe zu entscheiden; diese 
hátten also das Recht, trennende Ehehindernisse aufzustellen. !) 
Die Kirche jedoch kann nur solche trennende Ehehindernisse 
aufstellen, die im góttlichen Rechte begründet sind; es kommt 
ihr aber nicht das Recht zu, neue Ehehindernisse zu schaffen. 
Nur von diesem Gesichtspunkte aus kónne man also von einem 
Rechte der Kirche, trennende Ehehindernisse aufzustellen, sprechen.?) 
Die Gewalt der Kirche über die Ehe ist eine rein innerliche und 
geistige; sie kann keinen Einfluss auf die bürgerliche Ordnung 
nehmen, es sei denn, dass der weltliche Fürst ihr hierzu die Macht 
verleiht. $) 

Unter den späteren Regalisten ist auch noch Jacques Pothier *) 
zu erwähnen, der sich in allen Punkten Launoy anschliesst. Nach 
seiner Meinung ist das Recht der weltlichen Fürsten, trennende 


1) Lorry I. c. p. 191: »Les princes ont droit d'établir des empéchemens 
dirimans du mariage; ce droit suit évidemment du pouvoir législativ qu'ils ont 
recu de Dieu . . . Le magistrat civil a essentiellement le droit de prononcer 
la nullité du mariage, s'il n'est pas contracté conformément aux loix, à moins 
que les loix ne lui défendent den connoitre«. 


2) Lorry 1. c. p. 191: »Si l'on entend au contraire par ces termes établir 
de nouveaux obstacles au mariage, autres que ceux qui sont établis par le 
droit naturel et divin, ou bien introduits par les loix des princes; il est cer- 
tain que l'église n'a jamais eu ce pouvoir, elle n'a jamais pu prétendre, et de 
fait elle n'a jamais prétendu ce droit.« 


3) Gegen Lorrys Darlegungen wandten sich die Herausgeber des 
Journal des Savans (Paris 1761) p. 771, die ihm den Vorwurf der Inkonse- 
quenz machten, indem er einerseits ein weitgehendes Recht der Fürsten über 
die Ehe lehre, andrerseits wieder diese seine Anschauungen mit den Lehren 
der Scholastiker über die Natur der Ehe in Einklang zu bringen versuche. 


4) J. Pothier, Traité sur le mariage (Paris 1775): »Le mariage n'étant 
soumis à la puissance ecclésiastique qu'en tant qu'il est sacrement, et n'étant 
aucunement soumis à cette puissance en tant que contrat civil, les empéche- 
ments que l'Eglise établit, seuls et par eux-mémes, ne peuvent concerner que 
le sacrement et ne peuvent seuls et par eux-mêmes donner atteinte en con- 
trat civil. Mais lorsque le prince, pour entretenir le concert qui doit étre 
entre le Sacerdoce et l'Empire, a adopté et fait recevoir dans les Etats les 
canons qui y établissent ces empêchements l'approbation que le prince y 
donne, rend les empêchements, établis par les canons empêchements dirimants 
de mariage, méme comme contrat civil«. 
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Ehehindernisse aufzustellen, zweifellos, nicht nur bezüglich der 
bürgerlichen Folgen der Ehe, sondern selbst in Hinsicht auf das 
Eheband, und zwar in der Weise, dass es nicht als Fundament 
des Ehesakramentes dienen kónne. Der Kirche kommt nach 
Pothier gleichfalls das Recht zu, trennende Ehehindernisse zu er 
richten, aber nur soweit, als sie das Sakrament betreffen; darüber 
hinaus, d. h. dass sie auch in Hinsicht auf den contrat civil 
wirksam seien, ist die Genehmigung der Fürsten erforderlich. 
Bezeichnend für die grosse Bedeutung, die man der Frage 
nach dem Rechte der Fürsten, trennende Ehehindemisse aufzu- 
stellen, noch allenthalben beilegte, ist folgende Episode: lm Juni 
1783 vertrat Dr. J. Fr. Van de Velde in Löwen die These" 
dass die Kirche jure proprio et divino das Recht, trennende Ehe- 
hindernisse auízustellen, besitze, ein Recht, das dogmatische Be- 
státigung durch das Konzil von Trient erfahren habe. Die Re- 
gierung betraute nun die Fakultät zu Löwen mit der Vertretung 
der gegenteiligen These, auf die Dr. Van de Velde am 10. De- 
zember mit einer weiteren These antwortete des Inhaltes, dass, 
obgleich die Ansicht, die der weltlichen Macht das aus- 
schliessliche Recht der Aufstellung trennender Ehehindernisse zu- 
spreche, schwer mit den Bestimmungen des Konzils von: Trient 
zu vereinbaren sei, man doch: nicht die Vertreter dieser Ansicht 
als Häretiker ansehen könne, bis nicht die Kirche sie für solche er- 
klärt habe. Es ging nun an Dr. Van de Velde der Befehl, sich 
über seine ausweichende Antwort zu äussern. Man. stellte in einer 
3. These die Behauptung auf, dass das Konzil von Trient nichts 
über diesen Punkt beschlossen und sich nur darauf be- 
schränkt habe, den Irrtum der Protestanten zu verdammen; es 
sei eine Kühnheit, die daraufbezüglichen Kanones als Dogma zu 
erklären. Da Meinungsverschiedenheiten über diesen letzteren 
Punkt entstanden, wandte man sich an die theologische Fakultät 
von Paris, um ihre Ansicht hierüber einzuholen. Die Fakultät 
hielt esjedoch für angezeigt, sich in diesen Streit nicht einzumischen, 
beauftragte aber ihren Syndikus zur Abgabe folgender Er- 
klárung: »que, quoique les docteurs admissent pour dogmatique 
l) Die These war gegen die Schrift des Löwener Professor J. Le Plat, 
De sponsalibus et impedimentis matrimoniorum (Lovanii) 1783: gerichtet; 
Le Plat antwoftete in den Vindiciae diss. can. de sponsalibus et impedimentis 
matrimoniorum adversus thesim etc. — Im 14. seiner Lettres d'un Théologien- 
Canoniste à N. S. P. le Pape Pie VI. au sujet de la Bulle Auctorem fidei 
porani condamnation d'un grand nombre de Popas ion: tirées des Synode de 


istoie de l'an 1786. (Bruxelles 1796,) vertritt Le Plat ähnliche. Ansichten. über 
das Recht der Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen. 


304 . - Frhr. Di Pauli : 


le quatriéme canon de la vingt-quatriéme session du concile de 
Trente, puisqu'on n'y dit pas d'ou vient le pouvoir de l'église, 
on ne peut pas dire, que ce soit un dogme de foi qu'elle a ce 
pouvoir de droit divin«. Diese Antwort liess somit die Frage 
nach der wirklichen Lehre der Kirche über diesen Punkt offen. 
Aus der Erklärung des Syndikus ist nur soviel zu entnehmen, 
dass der Frage kein dogmatisches Interesse beigemessen wurde; 
denn sonst hätte sich die Fakultät unbedingt bestimmter aus- 
sprechen müssen, um jedes Missverständnis auszuschliessen. Die 
Folgerung aus dem Gutachten der Fakultät ist jedoch zulässig, 
dass man das Recht der Kirche, trennende Ehehindernisse auf- 
zustellen, leugnen kónne, ohne sich: der aetati: als Häretiker er- 
klärt zu werden, auszusetzen. 1) | 


3. Anhänger Launoys in Italien. 


Die Lehren Launoys und seiner Anhänger wurden in den 
' Ländern italienischer Zunge vorzüglich durch die Theologen der 
1774 durch die österreichische Regierung errichteten theologischen 
Fakultät an der Universität von Pavia propagiert. Dass die Kirche 
nicht das ausschliessliche Recht besitze, trennende Ehehindernisse 
aufzustellen und davon zu dispensieren,*) war einer der hervor- 
ragendsten Lehrsätze der Theologen von Pavia. Der bedeutendste 
unter ihnen war Pietro Tamburini,*) zuerst Professor im Seminar 
zu Brescia, dann zu Rom. In seinen Schriften tritt er als ttber- 
zeugter Gallikaner und Febronianist auf; seine Darlegungen über 
die Ehe und die Befugnisse dés Staates (über diese sind günz- 
lich im Geiste Launoys gehalten. $) 

Einen mehr versóhnlichen Standpunkt nimmt das Scipio 
Ricci gewidmete Werk des Mailänder Ehrenkanonikus Luigi Litta 5) 


1) S. über diese Diskussion Relation fidèle de la dispute élevée entre 
les docteurs de théologie de Louvain, sur le pouvoir d apposer des em- 
pechements dirimants au contrat de mariage. Lille 1785. 

2) S: hierüber die anonyme Schrift: Dubbii proposti alli Signori Pro- 
fessori della Facoltà di Pavia. Roma 1790 (verfasst von dem ehemaligen 
Jesuiten Rocco Bonola); dagegen schrieb anonym Tamburini: E di 
Frate Tiburzio M. R. allievo della Regia Università di Pavia, ai Dubbii . 
della Facoltà teol. della undesima. Pavia 1790. 

3) S. über ihn Reusch, Index, II, 957 ff. P. Tamburini geb. 1737 zu 
Brescia, war anfangs Professor im Seminar zu Brescia. 

4) Die Mehrzahl seiner Schriften steht ihrer Tendenz wegen auf dem 
Index. S. Reusch a. a.: O. 957. 

9) Luigi Litta, Del diritto di stabilire impedimenti dirimenti il matri- 
monio e di dispensarne. Pavia 1782 (2. Ed. 1783, 2 vol). — L.Litta starb 
zu Mailand den 23. Juni 1785, erst 32 Jahre alt. S. über die durch ihn ver- 
_ anlassten Kontroversen Reusdi.a. a. O. 965. 
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ein. Seine Lehre geht dahin, dass im Belang der Aufstellung. 
trennender Ehehindernisse Staat und Kirche zusammen zu gehen 
hätten.!) Gegen Litta wandten sich der spanische Jesuit Franz 
Xaver Llampillas?) und Francesco Antonio Zaccaria?), eben- 
falls der Gesellschaft Jesu angehórend. 

Als weitere Vertreter der regalistischen Theorien sind zu 
nennen 7komas Nesti*) der den Nachweis versucht, dass alle 
trennenden Ehehindernisse durch die bürgerliche Gewalt auf- 
gestellt wurden; ferner Giorgio Biffignandis*) und ein Napoli- 
taner Anonymus. 9) | 

Den streng kirchlichen Standpunkt vertraten entgegen den 
regalistischen Doktrinen Romualdo Biagi") und Hyacinthe Sigis- 
mond Gerdil.*) | | 

Einen markanten und in gewisser Hinsicht offiziellen Aus- 
druck fanden die.im Klerus verbreiteten Ansichten Launoys über 


1) Litta 1. c. I, 23 s. argumentiert folgendermaßen: »E primieramente 
se la Chiesa puó fare impedimenti dirimenti (siccome & definito poterlo) 
questa annullazione deve necessariamente cadere sul contratto civile, mentre 
il Sacramento, (al dir de' Teologi, materia, forma, ministro, e intenzione): 
non & piü annullabile da podestà umane. Quindi o dovrà dirsi non poter 
la chiesa anullare il matrimonio, o dovendosi dir, che lo possa, bisogna 
anche riconoscere, che l'annullazione di lei cada sul contratto civile. 
Cosi pure i Sovrani colle loro leggi dirimenti il matrimonio hanno annullato 
propriamente il contratto civile: ne pud interpretarsi, che la loro annullazione 
sia caduta sugli effetti civili soltanto; altrimenti un tal matrimonio sarebbe 
stato valido, come validi pur sono in Francia que' de' minori senza il con- 
senso de' parenti, quantunque privi di effetto civile. La ció risalta, che lo 
stesso contratto civile del matrimonio è sirmultaneamente sottoposto ad ambe 
le Podestà, per una diversa ragione bensi, ma la cose & identicamente la 
stessa. Divenne questa soggetta alla Chiesa coll’ essere stata sollevata a ma- 
teria Sacramentale, ma restò a’ Sovrani intieramente, sottoposta, come prima, 
perché contratto. civile. Ora come postra mai concepirsi essere lo stesso con- 
tratto a due Podestà simultaneamente sogetto, senza che anche le Podestà 
debban necessariamente insieme concorre per annullarlo ?« 

2) Lettera . . ... intorno al libro del Sign. L. Litta sopra il diritto di 
stabilire impedimenti dirimenti il matrimonio e di dispensarne. Genova 1784. 

) In seinem Werke: Le storte idee raddirizzate, osia esame teologico 
e canonico di certe nuove dottrine intorno la podesta costrettiva della Chiesa e 
alcuni principalissimi punti di ecclesiastica Giurisprudenza. Foligno 1784. 
S. über ihn Schulte Quellen, III, 1 519 ff. 

4) Th. Nestius pistoriensis, De dirimentibus matrimonium impedimentis 
liber singularis. Florentiae 1785 et Napoli cum additionibus 1786. 

5) De jure principis circa nuptias oratio inauguralis habita a Don Petro 
Giorgio e Biffignandis. Mantuae 1788. 

6) Parere dei teologi de corti di S. M. siciliana. Napoli 1789. — Weitere 
ipie in dieser Streitirage macht Hurter, Nomenclator lit. V, 1, 521 ss. 
namhaft. i 

7) Petrus Diodatus Nicopolitanus, Defensio Trid. canonum de ecclesiae 
potestate in dirimentia matrim. impedimenta adv. Launoium.. Acc. anonymi 
diss., qua contra quosdam theologos propugnatur pontificia auctoritas in eadem 
impedimenta. Hierapoli (Rom.) 1786. 

8) Trattato del matrimonio osia confutazione dei sistemi contrarii all’ 
autorità della chiesa circa il matrimonio... Roma. 1803. (Opera posthuma). 
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die Ehe in der von Scipio Ricci!) einberufenen Synode von 
Pistoja.?) Die gegen deren Lehrsátze erlassene Bulle »Auctorem 
fidei« Pius VI. vom 28. August 1794 erklärt ausdrücklich als 
häretisch die Ansicht, dass lediglich der bürgerlichen Gewalt das 
Recht zukomme, trennende Ehehindernisse aufzustellen. ®) 


1) S. über ihn Reusch, Index II. 967 ff. 

2) Atti e decreti del Concilio diocesano di Pistoja dell' anno 1786. 
sess. V »Decreto del Matrimonio« S 7: »Onde non dubitiamo di asserire, che 
alla suprema civil Potestà di pieno diritto appartenga il prescrivere quelle 
leggi a tutti i contratti, ed in modo più singolare al contratto matrimoniale, 
le quali giudica expedienti per la tranquillità, per il vantaggio, e per il decoro 
delle famiglie nei proprie dominii. E di qui deduciamo, che ad essa soltanto, 
originariamente si aspetti l’apporre al contratto del matrimonio quella sorta 
dimpedimenti che lo rendono nullo, e si dicono dirimenti. Perció protestiamo 
di non riconoscere un sacramento nel sacro rito destinato alla santificazione 
del matrimonio in quei casi, nei quali esso contratto fosse dichiarato nullo 
dalle leggi sovrane, ma sivvero un attentato, ad una sacrilega profanazione« 
— ib. $ 4: »Con ragione pertanto il medesimo (sc. tridentino) sacrosanto con- 
cilio proponendosi di reprimere la temerità di coloro, i quali col togliere il 
matrimonio dal numero dei sacramenti, toglievano ancora alla chiesa una 
porzione della spirituale potestà accordatale dal suo divino Fondatore, poté 
dichiarare, che le controversie vertenti intorno alla validità, efficacia e decente 
amministrazione del matrimonio, in quanto é sacramento, come pure intorno 
alle disposizioni per degnamente riceverlo, siano di competenza de Giudici 
Ecclesiastica«. | 

3) Auctorem fidei LIX (Richter, Corp. iur. can. II, Ap. 148): »Doctrina 
Synodi asserens, ad supremam civilem potestatem dumtaxat originarie spectare 
contractui matrimonii opponere impedimenta eius generis, quae ipsum nullum 
reddunt dicunturque dirimentia; quod jus originarium praeterea dicitur cum 
jure dispensandi essentiale connexum, subjungens, supposito assensu vel con- 
niventia principum potuisse ecclesiam juste constituere impedimenta diri- 
mentia ipsum contractum matrimonii quasi ecclesia non semper potuerit ac 
possit in christianorum matrimoniis jure proprio impedimenta constituere, 
quae matrimonium non solum impediant, sed et nullum reddunt quoad vin- 
culum, quibus christiani obstricti teneantur etiam in terris in fidelium, in 
eisdem dispensare . . . Canonum 3. 4. 9. 12. sess. XXIV conc. Trid. evasiva, 
haeretica «. 

(Schluss folgt.) 
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3. Die Reformen des Papstes Pius X, auf dem Gebiete 
der kirchenrechtlichen Gesetzgebung. 


Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Bonn. 


(Fortsetzung; vgl. Bd. 95 S. 78 ff, 283 ff, 457 ff., 639 ff., Bd. 96 S. 60 ff., 
244 ff., 408 ff, 550 ff. und Bd. 97 67 ff., 245 ff.) 


| | XXIV. 
Liturgische Vorschriften.) 

Die in dem vorigen Abschnitte behandelte Wiederherstellung 
des gregorianischen Chorals, sowie die früher erörterte Reform 
des Rómischen Breviers und des kirchlichen Festkalenders, Ab- 
schnitt XVIII, sind natürlich auch für die Liturgie, d.i. die gottes- 
dienstliche Feier, der katholischen Kirche von grósstem Belange. 
Da jedoch diese Gegenstände um ihrer selbständigen Bedeutung 
willen bereits in je einem eigenen Abschnitt ausgiebig dargestellt 
wurden, erübrigt es, an dieser Stelle darauf zurückzukommen. Das 
gleiche gilt von der Reduktion der gebotenen kirchlichen Feier- : 
tage, Abschnitt XXI, die mit der katholischen Liturgie in einem 
äusserlichen Zusammenhange steht. Hier sollen daher nur die 
von Pius X. und der Römischen Kurie erlassenen liturgischen 
Einzelbestimmungen zusammengestellt und kurz besprochen 
werden. 

Das bedeutendste Gesetz, das unser Papst auf dem er- 
wähnten Gebiete der katholischen Liturgie erliess, ist die Aposto- 
lische Konstitution »Tradita ab antiquis«?) vom 14. September 
1912 mit der Überschrift »de sanctissima eucharistia promiscuo 
ritu sumenda«. Sie betrifft demnach das interlokale Kirchen- 
recht und regelt die Frage, wann und unter welchen Umständen 
die Gläubigen des lateinischen und orientalischen Ritus nach 
dem Ritus der anderen Kirche die hl. Kommunion empfangen 
dürfen. Nachdem bereits Leo XIII. in der berühmten Konstitution 
»Orientalium dignitas Ecclesiarum«*) vom 30. November 1894 
das Verbot Benedikts XIV., nach wechselndem Ritus zu kommuni- 
zieren, wesentlich gemildert hatte, hat jetzt sein EE das 


2 À. W. Wijtenburg, Pius X en de Liturgie, in: Katholiek 1914, 348 ff. 
2) Acta Apostolicae Sedis IV, 609 ff. 
3) Acta Sanctae Sedis XXVII, 257 ff. 
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Recht des wechselseitigen Gebrauches des lateinischen und 
griechischen Ritus beim Empfange der hl. Eucharistie noch erheb- 
lich erweitert. Im einzelnen bestimmt die Konstitution »Tradita« 
nach voraufgegangenen dogmatischen und historischen Aus- 
führungen folgendes: 

l. Die Priester dürfen sich bei der Konsekration und Aus- 
spendung der. hl. Eucharistie des wechselseitigen Ritus nicht be- 
dienen, sondern jeder muss nach seinem Ritus konsekrieren und 
austeilen. - 

2. In dringenden Notfällen darf der orientalische Priester 
die Eucharistie in ungesäuertem Brote spenden und umgekehrt 
der lateinische in gesäuertem ; jedoch soll jeder den eigenen Ritus 
. der Re beobachten. 

. Alle Gläubigen dürfen die hl. Kommunion ` devotionis 
causa in jedem Ritus empfangen. E 

4. Für den Empfang der pflichtmäßigen Osterkommunion 
ist die Kommunion in der eigenen Pfarrkirche und nach dem 
eigenen Ritus beizubehalten. 

.". 5. Das gleiche gilt für den Empfang der hl. Wesseling: 
jedoch. darf in Notfällen ein anderer Priester das Mancam hach 
seinem Ritus spenden. E 

6. Jeder Gläubige bleibt bei seinem E Ritus, 
auch wenn er lange Zeit hindurch die Gewohnheit hatte, in einem 
anderen Ritus zu kommunizieren. Ein Wechsel des Ritus ist nur 
aus wichtigen und gesetzmäßigen Gründen, über die die Propa- 
gandakongregation pro DESS Orientalium entscheidet, ge- 
stattet. 
| Aus den aufgeführten Beshamiuneen ergibt sich von selbst, 
dass Pius X. den Gläubigen das Recht des interrituellen Verkehrs 
beim Empfange der hl. Kommunion im weitestgehenden Maße 
zugestanden hat, während die konsekrierenden und austeilenden 
Priester, wie bisher, an ihren eigenen Ritus. gebunden bleiben. 
Der Hl. Vater hat, wie er in den Motiven des Gesetzes hervor- 
hebt, dem katholischen Volke das Recht des Kommunionempfangs 
ritu promiscuo verliehen, um 1) den Orientalen dadurch die täg- 
liche oder häufige Kommunion gemäß dem Dekrete »Sacra Tri- 
dentina Synodus« zu ermöglichen und 2) die Einigkeit zwischen 
der lateinischen und orientalischen Kirche zu stärken. So weit- 
gehende Absichten sind unter den auf den ersten Blick schein- 
- bar unbedeutenden liturgischen Vorschriften verborgen, und nach 
dem Zeugnisse der Kirchengeschichte darf man vielleicht an- 
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nehmen, dass unser Papst durch seine weitherzige Toleranz. ein 
geeignetes Mittel aufgefunden hat, um die Trennung zwischen 
der katholischen und der schismatischen Kirche am ehesten zu 
überbrücken. 

Aus dem zuerst erwähnten Grunde — ‚Förderung der häu- 
figen Kommunion — wurde auch das früher bestehende Verbot, 
wonach die. kl. Kommunion: am ersten Ostertage nicht in den 
Nichtpfarrkirchen, namentlich nicht in den Klosterkirchen !) aus- 
geteilt werden durfte, durch Erlass der Konzilskongregation vom 
. 28. November 1912?) aufgehoben. 
| Ferner brachte die Ritenkongregation durch Resolution vom 

28. April 19145) eine alte Entscheidung vom 22. März 1806, 
Decr. n. 2561, in Erinnerung, dass die Austeilung der kl. Kom- 
munion während und nach der Messe des Karsamstags ge- 
stattet sei. 

Am 1. August 1907) erteilte der Hl. Vater durch Vermitt- 
lung der Congr. S. Officii das Indult, dass in allen Frauenklóstern 
mit Klausur und in anderen religiösen Instituten, frommen An- 
stalten und den Klerikalseminarien, die ein Öffentliches oder 
privates Oratorium besitzen, in denen das hl. Sakrament be- 
ständig aufbewahrt wird, während der Nacht des Weihnachts- 
festes drei oder eine hl. Messe gefeiert werden und die Teil- 
nehmer an derselben die hl. Kommunion empfangen dürfen. 
Da nach Erlass dieses Dekrets Zweifel bezüglich der Teilnahme 
auswärtiger Personen auftauchten, entschied die Hl. Kongregation ` 
des Offiziums am 26. November 1908,*) dass die Oratorien der 
genannten Anstalten während der hl. Messe verschlossen bleiben 
müssen und das Privileg nicht auf Klosterkirchen, die für den 
öffentlichen Gebrauch bestimmt sind, ausgedehnt werden darf. - 
Den Streit um den Gebrauch der altslavischen oder glago- 
litischen Sprache in der Liturgie der österreichischen Küstenländer 
(Görz, Zara und Agram) suchte das Dekret der Ritenkongregation 
. vom 18. Dezember 19065) zu schlichten, indem es die bereits 
im Jahre 18985) erlassene Verfügung erneuerte, dass ein Index 
aller Kirchen, in denen seit dem Jahre 1868, d. i. 30 Jahre vor 


1) Nur im Privatoratorium oder in der Klosterkirche bei chien 
Türen war die Austeilung an die Klosterpersonen gestattet. Decr. 31. Aug. 
1839 n. 4870. 

2) Acta Apostolicae Sedis IV, 726. 

3) Acta Apostolicae Sedis VI, 196 f. 

4) Acta Apostolicae Sedis I, 146. 

9) Acta Apostolicae Sedis I, 911 ff. 

6) Acta Sanctae Sedis XXXI, 310 ff. ` 
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dem Dekrete der Ritenkongregation vom 5. August 1898, die 
glagolitische Sprache ununterbrochen gebraucht worden sei, an- 
gefertigt werden solle. Ausserhalb der in diesen Index auf- 
genommenen Kirchen wurde der Gebrauch der glagolitischen 
Sprache unter Strafe der von selbst eintretenden Suspensio a 
divinis verboten. Ferner schärfte die Ritenkongregation die im 
Jahre 1898 über den Gebrauch der glagolitischen Sprache er- 
lassenen Regeln unter geringfügiger Modifikation von neuem ein. 


In einem Briefe an den Erzbischof Ludwig Ernst Dubois 
von Bourges sprach Pius X. am 10. Juli 1912") den Wunsch aus, 
dass die Franzosen in der kirchlichen Liturgie die römische 
Aussprache des Lateinischen anwenden möchten. Er betonte, dass 
diese Sitte der Wiederherstellung des gregorianischen Chorals 
sehr zu statten kommen und ausserdem die Verbindung der fran- 
zösischen Kirche mit der römischen stärken werde. 


= Da es in den letzten Jahren häufiger vorgekommen war, 
dass in den Kirchen kinematographische und Lichtbilderdarstel- 
lungen aufgeführt wurden, sah sich die Konsistorialkongregation 
am 10. Dezember 1912?) veranlasst, diesen Gebrauch als mit der 
erhabenen und übernatürlichen Zweckbestimmung. der Gottes- 
häuser unvereinbar zu verbieten. | 


Die Ritenkongregation erneuerte durch Dekret vom 28. März 
19143) das Verbot, dass für Kirchen und Statuen keine un- 
gewöhnlichen Titel gebraucht werden dürfen. Insbesondere wurde 
der Titel »Sacratissimum Cor Jesu eucharisticum« für unzulässig 
erklärt. Da von gewisser Seite gegen die letzte Entscheidung 
Bedenken laut wurden, hat die Hl. Kongregation am 15. Juli 1914 4) 
das obige Dekret unter der Klausel In decisis et amplius von 
neuem bestátigt und nochmals betont, dass der Titel »Cor Jesu 
eucharisticum« niemals in der Liturgie gebraucht werden dürfe. 
Nur für die unter diesem Titel approbierten Bruderschaften dürfe 
der weitere Gebrauch geduldet werden. Endlich hat der Kardinal- 
sekretär des Hl. Offiziums, Merry del Val, in einem Schreiben 
vom 3. April 19155) erklärt, dass das genannte Verbot haupt- 
sächlich deswegen erlassen sei, um beim gewöhnlichen Volke 
unrichtigen Auffassungen vorzubeugen. Die Verehrung des 


1) Acta Apostolicae Sedis IV, 577 f. 

2) Acta Apostolicae Sedis IV, 724. 

3) Acta Apostolicae Sedis VI, 146. 

4) Acta Apostolicae Sedis VI, 382 f. 

5) Acta Apostolicae Sedis VII, 205 ff. 
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»heiligsten eucharistischen Herzens Jesu« sei vom Apostolischen 
Stuhle nicht verboten, vielmehr ófters positiv anerkannt worden. 

Im Anschlusse an mehrere voraufgegangene Resolutionen !) 
hat die Ritenkongregation in dem Dekrete »Expostulatum«?) vom 
24. Juni 1914 die geltenden Vorschriften über den Gebrauch des 
elektrischen Lichtes in Kirchen kurz zusammengefasst. Hiernach 
ist das elektrische Licht nicht nur über dem Altare neben den 
Kerzen verboten, sondern auch an Stelle der Kerzen oder Lichter, 
die vor dem hl. Sakramente oder den Reliquien vorgeschrieben 
sind. Für andere Orte der Kirche und die übrigen Fälle ist es 
nach dem klugen Ermessen des Bischofs gestattet, wofern nur 
die+ernste Würde gewahrt wird, die die Heiligkeit des Ortes und 
die Erhabenheit der heiligen Liturgie erfordern. Da dieses bei 
den buntfarbigen Lichtern nicht zutrifft, ist ihr Gebrauch in den 
Kirchen gänzlich untersagt. Ebenso ist es nicht gestattet, während 
der Aussetzung den inneren Teil des Ziboriums (Tabernakels) 
durch im Innern angebrachte elektrische Flammen zu erleuchten, 
damit das Hochwürdigste Gut besser von den Gläubigen erblickt 
werden könne. | | 

Laut einer Erklärung des Bischöflichen Ordinariats zu Brixen ?) 
ist unter dem eingangs erwähnten Ausdruck »über dem Altare« 
nur die Leuchterbank des Altares zu verstehen, nicht die Altar- 
wand (Hinterbau, Hochbau), da letztere nicht zum Altare im 
liturgischen Sinne gerechnet wird. Hiernach ist die Anbringung 
von weissfarbigen elektrischen Lampen an der Altarwand gestattet. 

Was die Teilnahme der Frauen am Kirchengesange betrifft, 
so ist davon bereits bei der Wiederherstellung des gregorianischen 
Chorals die Rede gewesen.*) Durch die daselbst erwähnte Ent- 
scheidung der Ritenkongregation in Causa Angelopolitana vom 
17. Januar 19085) ist die disciplina vigens zu Gunsten der Teil- 
nahme der Frauen am Kirchengesange gemildert worden. In 
erster Linie sollen zwar Männer und Knaben zum Choral heran- 
gezogen werden; jedoch sind die Frauen und Mädchen nicht 
ausgeschlossen, namentlich wenn an geeigneten männlichen 
Sängern Mangel vorhanden ist. Aus dringender Ursache kann 
sogar ein ausschliesslich weiblicher Chor geduldet werden. Durch 


1) Siehe die Resolutionen der Ritenkongregation vom 22. November 
1907 (A. S. S. XL, 750) und vom 28. Juli 1911 (A. A. S. III, 396). 

2) Acta Apostolicae Sedis VI, 352 f. 

3) Sieh dieses Archiv XCVI, 81 ff. 
4) Sieh oben S. 256 A. 1. 
9) Acta Sanctae Sedis XLI, 114 ff. 
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Erlass vom 18. Dezember 1908!) hat die Ritenkongregation ge- 
fordert, dass die männlichen und weiblichen Chorsänger von 
einander getrennt sind und alles Unziemliche von dem ge- 
mischten Chore ferngehalten werde. 

Für die Bewilligung von Privatoratorien hat die Sakra- 
mentenkongregation am 7. Februar 1909?) neue Regeln erlassen, 
die für die Bittsteller von Bedeutung sind. Als Gründe für die 
Bewilligung eines solchen Privilegs werden angegeben: Krank- 
heit, beschwerlicher Weg zur Kirche, besondere Verdienste des 
Bittstellers um die Religion u. à. Die Verleihung geschieht ent- 
weder auf eine bestimmte Zeitdauer oder auf Lebenszeit des 
Bittstellers. Das einfache Privileg gilt nur für eine Tagesmesse, 
und nur die Indultare kónnen durch die Beiwohnung der hl. Messe, 
ausgenommen an 12 (in Frankreich 4) Feiertagen, dem Kirchen- 
gebote Genüge leisten. Durch sog. »Extensiones« kann das 
Privileg sowohl bezüglich der Erfüllung des Kirchengebotes wie 
der Zahl der hl. Messen erweitert werden. Auch erhalten die 
Bischöfe die Vollmacht, für 10 Fälle das Privileg des Privat- 
oratoriums an alte und kranke Priester, die aber arm sein müssen, 
zu verleihen. Vermögende Priester, die die Taxen zahlen können, 
sind stets auf die Sakramentenkongregation angewiesen. 

Durch Resolution vom 20. Dezember 1912°) hat die Sakra- 
mentenkongregation entschieden, dass die Bischöfe aus gerechter 
Ursache 1) in einzelnen Fällen die Lesung der hl. Messe in einem 
Privathause, aber ausserhalb des Schlafgemachs, 2) die Taufe der 
Kinder zu Hause, auch wenn keine Todesgefahr oder grosse 
Schwäche vorhanden ist, und 3) die unfeierliche Spendung der 
Andachtskommunion zu Flause gestatten können. Im letzten Falle 
muss der spendende Priester gemäß der Vorschrift Benedikts XIV. 
wenigstens eine Stola unter den Kleidern tragen und von einer 
Person begleitet sein. 

Mit den bereits früher besprochenen Reformen Pius’ X. be- 
züglich des Breviergebets, des kirchlichen Festkalenders und des 
Kirchengesanges steht endlich die Neuausgabe zahlreicher liturgi- 
scher Bücher in Verbindung. Ausser dem neuen Breviere*) und 
den neuen Choralbüchern,°) die bereits erwähnt wurden, veran- 
staltete unser Hl. Vater eine neue Edition des Martyrologium 

1) Acta Apostolicae Sedis I, 175. 

2) Dieses Archiv XCI, 161 1 ff, 

2 Acta Apostolicae Sedis IV, 725. 


Sieh dieses Archiv Bd. XCVI, 563. 
5) Sieh oben S. 258 Anm, 2. 
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Romanum?!) und des Rituale Romanum.?) Eine Neuausgabe 
des Missale Romanum ist in Vorbereitung. 

- "Wenngleich die in diesem Sammelabschnitte behandelten 
liturgischen Erlasse auch keineswegs die grosse Bedeutung haben, 
die den früher erörterten Reformen des Breviers, des Festkalenders, 
der Feiertagsordnung und des Kirchengesanges zukommt, so be- 
weisen die doch das unablässige Bemühen des praktischen Seel- 
sorgepapstes, den Ernst der hl. Liturgie und die Würde des Gottes- 
hauses zu bewahren, den Empfang der hl. Kommunion zu er- 
leichtern und die Einigkeit unter den Katholiken der verschiedenen 
Riten und Nationen zu fördern. 


XXV. 
Päpstliche Ehrentitel und Orden.°) 


Auf den ersten Blick erscheint es wohl manchem befremd- 
lich, dass wir der obengenannten Titelüberschrift in den Reformen 
eines Pius’ X. begegnen. In der Tat legt sein ganzes persön- 
liches Verhalten Zeugnis davon ab, dass er die Titel und Aus- 
zeichnungen dieser Welt für seine Person gar nicht gesucht und 
sehr gering eingeschätzt hat. Auch als Papst hat er jeden un- 
nötigen Prunk verschmäht und mit der grössten Schlichtheit und 
Einfachheit seines Amtes gewaltet, so dass es fast schien, der 
Vatikan habe aufgehört, ein päpstliches Hoflager zu sein. Den- 
noch konnte es dem praktischen Sinne unseres Papstes nicht 
verborgen bleiben, dass die Verleihung von Titeln und Orden 
ein wirksames Mittel sei, um die Verdienste der Priester und 
Laien zu belohnen, sie zur Fortsetzung ihres Eifers zu ermuntern 
und andere zur Nachfolge ihres Beispiels anzuspornen. Gerade 
das eifrige Bestreben Pius’ X., in unserer bedrängten Zeitlage die 
Kräfte des Klerus und der Laienwelt für den Dienst der Religion 
und Kirche aufs höchste anzuspannen, macht es begreiflich, dass 
er die Zahl der päpstlichen Ehrentitel und Orden sogar noch 
vermehrt hat. 

I. Das Motu proprio Pius’ X. »Inter multiplices« ) vom 
21. Februar 1905 hat neue Bestimmungen über die Insignien 


1) Dekret der Ritenkongregation vom 23. April 1913. A. A. S. V, 278. 

2) Dekret der Ritenkongregation vom 11. Juni 1913. A. A. S. V, 434. 

8) Paulus Mice, De protonotariis apostolicis. Breslauer Diss. 1866. 
Ders., Die Apostolischen Protonotare, in diesem Archiv XX, 1 ff. A. Trom- 
betta, De iuribus et privilegiis praelatorum Romanae Curiae, Sorrento ? 1911. 
Frezza di San Felice, Dei Camerieri ara e d’Onore, Romae 1884. 

4) Acta Sanctae Sedis XXXVII, 4 
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und Privilegien der Apostolischen Protonotare, der päpstlichen 
Hausprälaten und anderer Würdenträger, die einige Privilegien 
der Prälaten besitzen, getroffen, die das geltende Recht kodi- 
fizieren. Wie in der Einleitung hervorgehoben wird, geht der 
Hauptzweck dieses umfangreichen Erlasses dahin, die speziellen 
Prärogativen der Bischöfe in bezug auf Kleidung und Insignien 
zu schützen und das hier und da hervorgetretene Bestreben der 
Ehrenprälaten, sich eigenmächtig höhere Privilegien und grössere 
Vorrechte anzueignen, in die gebührenden Schranken zurückzu- 
weisen. Aus diesem Grunde werden die Rechte und Privilegien 
der sog. praelati inferiores in dem Motu proprio »Inter multiplices« 
genau umschrieben. 

Zunächst hat der päpstliche Gesetzgeber die Rangverhält- 
nisse der Apostolischen Protonotare neu geregelt und dieselben 
in vier verschiedene Klassen eingeteilt. Die erste Klasse bilden 
die Protonotarii Apostolici de numero participantium, d. h. die 
wirklichen Apostolischen Protonotare, die zu einem Kollegium 
von sieben Mitgliedern, an deren Spitze der Dekan steht, ver- 
einigt sind und für die Beurkundung von gewissen päpstlichen 
Akten im Konsistorium und bei der Heiligsprechung hinzuge- 
zogen werden. Neuerdings ist ihnen durch die Konstitution 
»Sapienti consilio« vom 29. Juni 1908 an Stelle der früheren 
Abbreviatores de parco maiori auch die Signierung der päpst- 
lichen Bullen übertragen worden. Zur zweiten Klasse gehóren 
die Protonotarii Apostolici supranumerarii, die ausserhalb des er- 
wähnten Kollegiums stehen und daher als »überzählig« bezeichnet 
werden. Diese Würde wird nicht als rein persónliche Auszeich- 
nung verliehen, sondern ist stets mit gewissen Ämtern (den 
Kanonikaten an den drei rómischen Patriarchalbasiliken [St. Johannes 
im Lateran, St. Peter und St. Maria Maggiore] und einigen anderen 
Dignitáten und Kanonikaten in den hervorragenden Kapiteln ausser- 
halb Roms)') verbunden, denen der Apostolische Stuhl die Pri- 
. vilegien der Protonotare de numero verliehen hat. Infolge dessen 
dürfen die Protonotarii Apostolici supranumerarii ihre Privilegien 
nur bei kollegialischem Auítreten und nicht einzeln gebrauchen, 
es sei denn, dass sie zu päpstlichen Hausprälaten ernannt worden 
sind und die Urkunden ihrer Ernennung zu Kanonikern und Haus- 
prälaten dem Kollegium der wirklichen Protonotare eingereicht, 


1) So die Kathedralkapitel von Concordia, Florenz, Görz, Padua, Treviso, 
Udine und Venedig. Siehe »Annuario Pontificio«. 
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den vorgeschriebenen Eid vor dem Dekan des Kollegiums der 
wirklichen Protonotare geleistet und ihren Bischot hiervon in Kennt- 
nis gesetzt haben. Alsdann werden sie in das Verzeichnis der 
Apostolischen Protonotare eingetragen.!) An dritter Stelle folgen 
die Protonotarii ad instar participantium und zuletzt die Proto- 
notarii Apostolici titulares seu honorarii (extra Urbem). In die 
beiden letzten Klassen kónnen sowohl einzelne Geistliche von 
hervorragenden Verdiensten wie die Dignitäre und Kanoniker be- 
rühmter Domkirchen collegialiter aufgenommen werden.?) Das 
Ernennungsrecht der Titularprotonotare ist ferner kein ausschliess- 
liches Recht des Apostolischen Stuhles, wie bei den drei hóheren 
Klassen, sondern auch das Kollegium der Protonotare de numero 
und die Apostolischen Nuntien kónnen diese Auszeichnung ver- 
leihen. Während ihrer Amtsdauer sind die General- und Kapitular- 
vikare eo ipso Protonotarii titulares. Die persónlich ernannten Proto- 
notare ad instar sind von selbst Prálaten des pápstlichen Hauses 
und daher Angehörige der päpstlichen Familie; alle Protonotare 
sind Mitglieder der päpstlichen Kapelle. 

Die Kleidungsvorschriften des Motu proprio »Inter multi- 
plices« erstrecken sich: 1) ‘auf den sog. habitus praelatitius d. i. 
die feierliche Prálatenkleidung, die nur bei den gottesdienstlichen 
Funktionen getragen wird, und 2) den habitus pianus, benannt 
nach Pius IX., der diese Tracht anstatt der früheren kurzen 
Kleidung (abito corto d'abate) einführte. Letzterer wird bei den ` 
feierlichen Audienzen und anderen kirchlichen und weltlichen 
Festlichkeiten ausserhalb des Gottesdienstes getragen. Es erübrigt 
an dieser Stelle auf die einzelnen Detailvorschriften, die die 
Kleidung, Insignien und Rechte der Protonotare und Prälaten be- 
treffen, näher einzugehen. Als besonders charakteristisch sei nur 
erwähnt, dass Pius X. in art. 5 die Rechte der Protonotare be- 
züglich des Gebrauches der Pontifikalien extra Urbem etwas ein- 
geschränkt hat, so dass jetzt in allen Fällen die Erlaubnis des 


1) Die Ritenkongregation entschied am 24. Mai 1911 (A. A. S. III, 317), 
dass die Mitglieder der Kapitel kein Anrecht darauf haben, zu päpstlichen 
Hausprálaten ernannt zu werden, sondern die Ernennung allein von dem Gut- 
dünken des Hl. Stuhles abhángt. Um jedoch den Unterschied zwischen den 
Angehörigen desselben Kollegiums äusserlich nicht zu sehr hervortreten zu 
lassen, gestattete das Motu proprio »In litteris nostris« vom 22. Dezember 
1913 (A. A. S. V, 545), dass die nicht zu Hausprälaten ernannten Kanoniker 
auch einzeln das Prälatenkleid tragen und gemäß dem Mandate des Bischofs 
nach Art der Prälaten die hl. Messe lesen dürfen. Diese beiden Befugnisse 
gelten jedoch nur für den Bereich der eigenen Diózese. 

Nach dem »Annuario Pontificio« sind die Kanoniker der Kathedral 
kirchen von Cagliari, Malta und Gran Protonotare »ad instar durante munere« 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 3. 97 
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Ortsbischofs eingeholt werden muss. Ebenso hat er Art. 78 den 
Hausprälaten den früher gewohnheitsrechtlich üblichen Gebrauch 
des Kanonbuches bei der hl. Messe untersagt, dagegen den Ge- 
brauch der Handkerze (Palmatoria) ausdrücklich gestattet. 

^ Der Schlussartikel 81 des Motu proprio »Inter multiplices« 
legte den Bischöfen die Pflicht auf, dass sie die päpstlichen Pri- 
vilegien der Kapitel binnen zwei Monaten einfordern und im 
dritten Monate nach Rom einsenden sollten, damit sie dort von 
der Ritenkongregation geprüft und mit dem neuen Erlasse in 
Einklang gebracht würden. Ein spáteres Dekret der Ritenkon- 
gregation vom 14. Mai 1906!) hat jedoch diese Verpflichtung 
nachgelassen und erklärt, dass alle Privilegien, die dem Motu 
proprio »Inter multiplices« entgegengesetzt seien, als unbedingt 
abgeschafft gelten müssten, non obstantibus quibuscumque etiam 
speciali mentione dignis. Bei etwaigen Zweifeln sollen die 
Bischöfe bei der Ritenkongregation anfragen. ?) 

II. Fast gleichzeitig mit der Neuordnung der Ehrentitel hat 
Pius X. eine Reform des päpstlichen Ordenswesens vorgenommen. 
Am 7. Februar 1905 erschien das Apostolische Breve »Multum 
ad excitandos«,3) das die Überschrift trägt: De equestribus Pon- 
Lificiis ordinibus S. Silvestri, Militiae auratae et Militiae Jesu 
Christi. Die Einleitung begründet kurz die Existenzberechtigung 
der päpstlichen Orden mit den Worten: »Multum ad excitandos 
ad egregia facinora hominum animos, praemia virtuti reddita va- 
lent, quae dum ornant egregios bene de re sacra vel publica 
meritos viros, ceteros exemplo rapiunt ad idem laudis honorisque 
spatium decurrendum. Hoc quidem sapienti consilio Romani 
Pontifices Decessores Nostri Equestres Ordines, quasi gloriae 
stimulos, singulari studio prosequuti sunt, horumque alios insti- 
tuere, alios eam institutos, vel pristino decori restituerunt, vel 
novis ac potioribus privilegiis ditarunt«. 

Der Hauptgegenstand des Erlasses betrifft die Wiederher- 
stellung des Ordens der vergoldeten Miliz oder vom goldenen 
Sporn (Militiae auratae sive ab aureo calcari), den Gregor XVI. 
im Jahre 1831 mit dem neugegründeten St.-Silvesterorden ver- 


1) Acta Sanctae Sedis XXXIX, 121 f. 

2) Vgl. die Entscheidung der Ritenkongregation in Causa Gaudisiensi 
circa quaedam privilegia seu insignia Praelatorum propria vom 1. Februar 1907 
(A. S. S. XL, 242 ff.) und in Causa Romana circa privilegia seu insignia Cap- 
NOTER communium Cappellae Pontificiae vom 16. März 1907. (A. S. S 

3) Acta Sanctae Sedis XXXVII, 565 ff. 
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einigt oder vielmehr in diesen umgewandelt hatte. Pius X. hat 
nun den alten, nach der Legende von Papst Silvester I. ge- 
stifteten Orden der vergoldeten Miliz und den neueren Silvester- 
orden wieder von einander getrennt und für beide neue Insignien 
und Dekorationen festgesetzt. 

Da der Apostolische Stuhl bisher noch keinen der hl. Jung- 
frau geweihten päpstlichen Orden besass, ist der im Jubiläums- 
jahre der Unbefleckten Empfängnis restituierte Orden der ver- 
goldeten Miliz dem besonderen Schutz der Immaculata unterstellt. ' 
Seine Verleihung ist an die gewóhnliche Rangordnung der Orden 
nicht gebunden und kann sowohl an Personen, die keinen päpst- 
lichen Orden besitzen, wie diejenigen, die bereits mit dem hóch- 
sten Christusorden ausgezeichnet sind, vorgenommen werden. 
Daher hat der Orden auch nur eine einzige Klasse, die der 
Ritter, und ihre Zahl darf hundert nicht überschreiten, »ne dignitas 
ex frequentia minuatur«. Damit ferner das Ansehen der Ritter 
von der vergoldeten Miliz nur auf dem persónlichen Verdienste 
beruhe, hat unser Papst das früher mit dem Orden verbundene 
Adelsprivileg und den Titel eines Comes Palatinus aufgehoben. 

Der St.-Silvesterorden záhlt wie der Gregorius- und Piusorden 
künftighin drei Klassen, der Ritter, Komture und der Inhaber des 
Grosskreuzes, von denen die letzte Klasse neu hinzugefügt wurde. 

Dem päpstlichen Christusorden, der im Jahre 1318 vom 
Könige Dionysius I. von Portugal!) gegründet und vom Papste 
Johannes XXII. bestätigt wurde, hat der Hl. Vater seinen höchsten 
Rang von neuem bestätigt und ihn durch Verleihung neuer In- 
signien ausgezeichnet. Er hat ebenfalls nur einé Klasse, die der 
Ritter. 

Während das vorhin erórterte Breve vom 7. Februar 1905 
sich zugleich mit drei päpstlichen Orden beschäftigte, nimmt der 
hier gleichfalls zu erwähnende Brief Pius’ X. an den lateinischen 
Patriarchen von Jerusalem vom 3. Mai 1907?) nur auf den Orden 
vom Hi. Grabe allein Bezug. Letzterer nimmt unter den päpst- 
lichen Orden insofern eine Sonderstelllung ein, als er nicht vom 
Papste selbst, sondern bis 1847 von den Franziskanern als den 


1) Nach H. Finke, Papsttum und Untergang des Templerordens I (1907) 
S. 380, wurde der Christusorden, dem sämtliche portugiesischen Güter des 
Templerordens zufielen, im März 1319 gestiftet und von König Diniz am 
5. Mai desselben Jahres bestätigt. Vgl. auch Adelhelm Jann O. Min. Cap., 
Die katholischen Missionen in Indien, China und Japan (1915) S. 13 ff.: Die 
Umwandlung der portugiesischen Templerpräzeptorei in die Christusmiliz. 


2) Acta Sanctae Sedis XL, 323 f. 
27 * 


4 08 Hilling, Reformen Pius’ X. in der kirchl. Gesetzgebung. 


Hütern des Hl. Grabes!) und seitdem von den lateinischen Pa- 
triarchen zu Jerusalem kraft päpstlicher Ermächtigung verliehen wird. 
Der Papst hat zwar die Würde eines Ordensmeisters für sich bei- 
behalten, aber den Patriarchen von Jerusalem zu seinem ständigen 
Stellvertreter ernannt. - | 

Pius X. hat in dem neuesten Schreiben dem Patriarchen 
die Befugnis eingeräumt, für die einzelnen Länder besondere 
Stellvertreter zu ernennen, die die Geschäfte des Ordens in seinem 
‘Namen wahrnehmen, und während der Vakanz des Patriarchen- 


stuhls soll der römische Stellvertreter unter der Oberaufsicht des 


päpstlichen Kardinalstaatssekretärs die dringenden allgemeinen 
Angelegenheiten erledigen. Ferner hat der Papst bestimmt, dass 
in Zukunft alle Ritter der drei verschiedenen Klassen (Grosskreuz, 
Komtur und Ritter) dasselbe Ordenskostüm tragen sollen. 


1) Die Entstehung des Ordens ist wahrscheinlich auf die im 14. Jahr- 
hundert sicher bezeugte Sitte zurückzuführen, dass adelige Jerusalempilger am 
Hl. Grabe zu Rittern geschlagen wurden. Mit Unrecht wird Papst Alexander VI. 
als der Stifter des Ordens bezeichnet. Er hat aber wahrscheinlich 1496 den 
Franziskanern in Jerusalem mündlich das ausschliessliche Recht übertragen, 
Ordensritter vom Hl. Grabe zu kreieren. Vgl. J. Hermens, Der Orden vom 
e 21870 S. 48 ff. C. Couret, L'ordre du Saint-Sépulcre de Jerusalem, 


(Schluss folgt.) 
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4. Franzósische Kultusvereine 
und preussische Kirchengemeinden. 


Von Kaplan Dr. iur. Karl Neundörfer in Mainz. 


Das Gesetz vom 9. Dezember 1905, welches die Trennung 
von Staat und Kirche in Frankreich einführte,?) enthält bekannt- ` 
lich eingehende Bestimmungen über Kultusvereine, d. h. »asso- 
ciations formées pour subvenir aux frais, à l'entretien et à l'exer- 
cice public d'un culte« (Art. 18). Auf solche Vereine sollten 
nach Artikel 4 innerhalb eines Jahres nach Veröffentlichung des 
Gesetzes die beweglichen und unbeweglichen Güter der bischóf- 
lichen Mensen, Kirchenfabriken, Presbyterialräte, Konsistorien und 
anderer Öffentlicher Kultusanstalten übertragen werden, soweit 
diese nicht als »vom Staate herstammend«, durch Artikel 5 ein- 
gezogen wurden. Für den Fall jedoch, dass es an einem den 
gesetzlichen Vorschriften genügenden Kultusverein fehlen sollte, 
wurden durch Artikel 9 die genannten Güter den Gemeinde- 
anstalten für Armenpflege und Wohltätigkeit überwiesen, die inner- 
halb des beteiligten kirchlichen Bezirkes gelegen sind. 

Es hing also von der Bildung gesetzlicher Kultusvereine ab, 
ob die Kirche ihre Güter völlig verlieren, oder wenigstens die 
durch Artikel 5 des Trennungsgesetzes nicht berührten behalten 
sollte. Begreiflicherweise entspann sich alsbald ein reger Mein- 
ungsaustausch im katholischen Lager über die Frage, ob katho- 
lischerseits solche Kultusvereine gebildet werden könnten oder 
nicht, a Eine der bedeutsamsten Äusserungen, welche für die 
Bildung von gesetzlichen Kultusvereinen eintraten, war eine 
Denkschrift des Erzbischofs Fuzet von Rouen, welche sich be- 
titelte: »Les associations cultuelles en Allemagne. Législation 
et documents relatifs à l'attitude pris par le St.-Siège et par 
lépiscopat«.?) Diese Abhandlung lag zuerst als »Mémoire con- 
fidentiel« der Plenarversammlung des franzósischen Episkopates 
vor, welche sich Ende Mai 1906 mit der Stellungnahme zum 


M^ J. B. ner” Die Trennung von Kirche und Staat. In dieser 

Zeitschiift d. 86 (1906). S. 195—252. Separat Mainz 1907. Nach letzterer 

Ausgabe wird im folgenden zitiert. 

-— A Ein grosser Teil dieser Literatur ist angeführt bei SERIA a. O. 
. 37 Anm 

3) Vgl. Sägmüller a. a. O. S. 44 Anm. 1. 
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Trennungsgesetz befasste. Später erschien sie auch im Buch- 
handel.) Unter dem Titel: »Les associations cultuelles en 
Prusse. Législation et documents relatifs à l'attitude prise par le 
Saint-Siége et l'Episcopat en mai 1875«, wurde diese Denkschrift 
von Fuzet auch in die Sammlung seiner »Instructions pastorales, 
Lettres et Discours« aufgenommen, welche er 1913 veröffent- 
lichte.5) Die Kurie hat sich Fuzets Standpunkt gegenüber dem 
französischen Trennungsgesetz bekanntlich nicht zu eigen ge- 
macht. Da dieser Standpunkt aber seinerzeit von nicht wenigen 
führenden franzósischen Katholiken geteilt wurde, ist es schon 
von geschichtlichem Interesse, ihn näher kennen zu lernen. Fuzets 
Ausführungen sind aber auch für die grundsätzliche Beurteilung 
des franzósischen Trennungsgesetzes wie des preussischen Kirchen- 
vermógensrechtes bedeutsam. Und gerade der Umstand, dass 
dieKurie gegenüber den franzósischen Kultusvereinen einen anderen 
Maßstab zur Anwendung brachte, als gegenüber den preussischen 
Kirchengemeinden oder, genauer gesagt, den preussischen Kirchen- 
vermógen-Verwaltungsorganen, lässt besonders klat hervortreten, 
von welchen grundsätzlichen Erwägungen Rom sich in solchen 
Fragen leiten zu lassen pflegt. 

Die Denkschrift Fuzet’s beginnt mit folgender Angabe des 
Beweisgegenstandes: »La législation prussienne, depuis 1875, a dé- 
possédé l'Eglise de l'administration de ses biens temporels et l'a 
remise à des Conseils d’Eglise et à des assemblées paroissiales. Ces 
Conseils d'Eglise et assemblées paroissiales sont semblables aux 
associations cultuelles établies chez nous par la loi de Séparation, 
avec des circonstances aggravantes, ces deux entre autres: 1? les 
membres des Conseils d'Eglise et des assemblées paroissiales sont 
élus par tous les habitants catholiques de la commune; 2? en 
cas de conflit entre ces Conseils et assemblées et l'autorité épi- 
scopale, ce sont les président et président supérieur de la pro- 
vince ou le ministre des Cultes qui tranchent. 

Néanmoins, aprés avoir protesté contre la loi, qu'ils décla- 
raient »violer les droits essentiels et inaliénables de l'Eglise, 
mettre l'autorité religieuse sous la dépendance d'associations 

4) Diese. Ausgabe ist angeführt bei J. B. Kifling, »Geschichte des 
Kulturkampfes im Deutschen Reich« Bd. III. Freiburg i. B. 1916 S. 56 Anm. 1 
unter dem Titel: »Les associations cultuelles en Prusse. Législation et docu- 
ments”. Paris (s. a.). 

9) Mgr. Fuzet, Archevéque de Rouen, »Premiéres Années de la Sépa- 
ration. Instructions Pastorales, Lettres et Discours«. Paris 1913 2. vol. 


p. 49—109. Die Denkschrift ist hier ohne eigenes Datum eingereiht zwischen 
eine Ansprache vom 13. Mai 1906 und einen Brief vom 8. November 1906. 
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laiques et du pouvoir civil«, les évéques de Prusse s'y soumirent, 
pratiquement, avec l'autorisation du Souverain Pontife.« 

Solche tatsächliche Unterwerfung bei grundsätzlichem Pro- 
test hält Fuzet darum auch gegenüber dem französischen Tren- 
nungsgesetz für möglich und angebracht. Er vertritt damit einen 
ähnlichen Standpunkt, wie die 23 hervorragenden französischen 
Katholiken, die sich im Frühjahr 1906 ebenfalls mit einer Denk- 
schrift an den französischen Episkopat gewandt hatten. 9) | 

Nach einem Überblick über die Geschichte der preussischen 
Gesetze von 1875 hebt Fuzet hervor, warum die Kurie durch 
Schreiben des Kardinals Antonelli an den Erzbischof von Köln 
vom 3. Mai 1875 ihr »tolerari potest« gegenüber dem preussi- 
schen Gesetz über die kirchliche Vermögensverwaltung ausge- 
sprochen habe: »On remarquera la raison qui engagea Pie IX à 
tolérer l'établissement des associations cultuelles en Prusse: ad 
avertenda graviora mala«. 

Gar schwere Schäden habe aber auch die französische 
Kirche zu befürchten, wenn sie sich weigere, gesetzliche Kultus- 
vereine zu bilden: »On n'a pas seulement à craindre la perte de 
la jouissance temporaire des évéchés, des presbytéres, des sémi- 
naires, la fermeture ou l'aliénation des églises, la cessation du 
culte public, l'obligation pour les jeunes prêtres . . . de compléter 
leurs années de service militaire, les tracasseries sans fins pour 
les réunions privées et publiques du culte . . ., l'insécurité de 
ses réunions livrées sans défense à tous les perturbateurs«. Man 
müsse auch mit dem Verlust aller Meßstiftungen und aller Renten 
für die Seminarien rechnen. Ohne die seitherigen Seminarien 
werde aber ein genügender geistlicher Nachwuchs kaum zu er- 
zielen sein. Und der drohende Verlust der Mefstiftungen sei 
auch für die preussischen Bischöfe 1875 ein gewichtiger Grund 
für die praktische Unterordnung unter das kirchenfeindliche 
Staatsgesetz gewesen: »Peut-on, en conscience, renoncer & faire 
acquitter les messes dont on a reçu le capital, . . . . dont on a 
accepté la charge? Ne doit-on pas, en conscience, employer le 
seul moyen légal qui reste de se libérer de cette obligation, 
quand ce moyen n'a rien de contraire, en soi, à la conscience? 
C'est la raison invoquée par les évéques prussiens«. Fuzet ver- 
weist dabei auf das vertrauliche Schreiben, welches der Erzbischof 
von Köln unter dem 27. Juli 1875 an die Pfarrer seiner Diözese 


6) Vgl. die ausführliche Inhaltsangabe dieser Denkschrift bei Sägmüller 
a. a. O. S. 38—41. , 
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` richtete, um ihnen wegen der Wahlen der Kirchenvorsteher und 
Gemeindevertreter Weisungen zu geben.") In diesem Schreiben 
ist nun allerdings von Meßstiftungen nicht ausdrücklich die Rede. 
Aber es wird auf die »drohende Gefahr« hingewiesen, »dass im 
Falle einer Nichtbeteiligung der Gläubigen an jenen Wahlen oder 
ihrer Weigerung, die auf sie fallenden Wahlen anzunehmen, die 
Verwaltung des von unseren Vorjahren der Kirche zugewandten 
Vermögens durchweg in den Händen unkirchlich oder gar kirchen- 
feindlich gesinnter Gemeindeglieder oder möglicherweise sogar 
in die von Akatholiken geraten würde«. Und es wird mit dieser 
Befürchtung begründet, dass »die katholischen Bischöfe Preussens 
einstimmig es nicht nur für zulässig erachtet haben, die Gläubigen 
zur Vornahme und Annahme jener Wahlen zu ermächtigen, son- 
dern es auch für nötig halten, dass die Gläubigen sich von den- 
selben nicht enthalten«. Insofern also der drohende Verlust der 
Meßstiftungen für ein grosses Übel gehalten wird, das, wenn 
irgend möglich, verhütet werden müsse, kann sich Fuzet schon 
auf die preussischen Bischöfe berufen. Die Frage ist nur, ob 
die praktische Unterwerfung unter das Trennungsgesetz in gleicher 
Weise wie unter das preussische Maigesetz moralisch möglich war, 
um dieses Ziel zu erreichen. Doch werden wir darauf noch näher 
zu sprechen kommen. 

Neben materiellen Verlusten befürchtet Fuzet auch solche 
moralischer Art, wenn man sich nicht praktisch dem Tren- 
nungsgesetz füge: »Sans les associations cultuelles, il sera im- 
possible d'avoir dans les diocèses une administration régulière, 
et sans une administration réguliére, fortement basée sur des 
statuts canoniques, comment gouverner un diocése? C'est, Ja 
multitude‘ livrée à elle méme, c'est le ‚troupeau‘ commandant au 
pasteur, c'est le clergé à la solde et à la remarque d'un parti 
politique. 

Il ne faut pas songer à substituer aux associations cultuelles 
légales des associations similaires créées par l'autorité ecclésia- 
stique seule. Dans les campagnes surtout, on ne trouvera pas 
de catholiques qui veuillent faire partie de ces associations 
illégales, qui les exposeraient à toute sorte de responsabilités. 
Ce sera donc la débandade administrative et l'anarchie dans 
tous les diocéses de France.« 

Unter allen diesen Gesichtspunkten hält Fuzet die »prak- 


7) Nikolaus Siegfried: Aktenstücke betreffend den preussischen Kultur- 
kampf. Freiburg i. Br. 1882 S. 292 f. 
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tische Notwendigkeit gesetzlicher Kultusvereine« für gegeben. 
Dieser Notwendigkeit könne aber die Kirche Rechnung tragen, 
da gesetzliche Kultusvereine, unbeschadet ihrer grundsätzlichen 
Verwerflichkeit, doch auf kanonischer Grundlage gebildet werden 
könnten. Zum Erweise dessen beruft Fuzet sich auf Artikel 30 des 
Dekretes vom 16. März 1906,8) welcher lautet: »Les associations - 
cultuelles se constituent, s’organisent et fonctionnent librement 
sous les seules restrictions résultant de la loi du 9 décembre 
1905«. Diese gesetzlichen Anforderungen an die Kultusvereine 
bezógen sich aber nur auf deren Bildung und Finanzverwaltung ; 
»Ces conditions regardent la formation légale et la gestion 
financiére; pour tout ce qui touche au culte proprement dit, les 
évéques peuvent leur imposer une constitution, une organisation, 
un fonctionnement conformes à la plus stricte observation des 
lois de l'Eglise«. Das gehe namentlich auch aus dem Bericht 
hervor, den die mit der Ausarbeitung des genannten Dekretes be- 
traute Kommission dem Staatsrat unterbreitet habe. In diesem, 
von Fuzet ausführlich wiedergegebenen, Schriftstück heisst es 
nämlich mit Bezug auf den angeführten Artikel 30: »Cette inde- 
pendance complete que le législateur a entendu à accorder, le 
projet de Réglement la respecte scrupuleusement, en laissant 
chaque culte s'organiser avec ses régles et ses traditions propres, 
et s'il est permis à telle Eglise, s'inspirant d'une conception 
démocratique, de poursuivre ses destinées en maintenant une 
égalité plus en moins compléte entre ses membres, telle autre 
Eglise, de beaucoup la plus nombreuse dans notre pays, pourra, 
par des clauses insérées dans ses statuts, maintenir la hiérarchie 
des pasteurs et leur autorité sur les fidéles; c'est là un point 
capital qu'il importait de préciser.« 

Gegen diese innere Freiheit der Kultusvereine, welche ihre 
kanonische Einrichtung ermógliche, werde nun allerdings der 
Artikel 8 des Trennungsgesetzes vom 9. Dezember 1905 ange- 
führt. Der 3. Absatz dieses Artikels bestimmt nämlich: »Dans 
le cas oü les biens attribués en vertu de l'article 4 et du para- 
graphe 1° du présent article seront, soit dés l'origine, soit dans 
la suite, réclamés par plusieurs Associations formées pour l’exer- 
cice du méme culte, lattribution qui en aura été faite par les 
réprésentants de l'établissement ou par decret pourra étre con- 
testée devant le Conseil d'Etat statuant au contentieux, lequel 


8) Sägmüller a. a. O. LXVII ff. 
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prononcera en tenant compte de toutes les circonstances de faits. 
Danach scheine es ziemlich ins Belieben des Staatsrates ge- 
stellt, ob er im Streitfalle die Kirchengüter einem rechtgläubigen 
oder einem schismatischen Kultusverein zuerteilen wolle. 

Eine solche Auslegung des Artikels 8 will Fuzet jedoch nicht 
gelten lassen. Denn mafgebende Redner in der Kammer, wie 
Briand und Jaurés, der Kultusminister Bienvenu-Martin in einer 
Senatsrede und angesehene Kommentatoren des Trennungsge- 
setzes, wie Lamarzelle, Taudière, Lagesille, versicherten einstim- 
mig, dass der Staatsrat in dem von Artikel 8 vorgesehenen Fall 
an eine strikte Beobachtung von Artikel 4 des Trennungsgesetzes 
gebunden sei. Dieser Artikel aber lasse eine Zuerteilung von 
Kirchengütern nur an solche Kultusvereine zu, welche sich ge- 
mäß den Bestimmungen des Gesetzes gebildet hätten »en se 
conformant aux régles d'organisation generale du culte dont 
elles se proposent d'assurer l'exercice«. Damit sei eine Über- 
tragung von Kirchengütern an schismatische Kultusvereine aus- 
geschlossen, da solche nicht »den Regeln der allgemeinen Or- 
ganisation« des katholischen Kultus entsprechend seien. Artikel 8 
des Trennungsgesetzes sei also kein Hindernis für den sicheren 
und kanonischen Bestand katholischer Kultusvereine; er sei im 
Gegenteil eine Garantie dieses Bestandes: »Qui ne voit le secours 
que l'autorité ecclésiastique peut trouver dans cet art. 8, en cas 
où une association cultuelle, d'abord canoniquement instituée, 
viendrait à se révolter contre les decisions de ladite autorité? Il 
suffirait de constituer une autre association cultuelle, de lui 
donner un prétre approuvé et des statuts canoniques, puis de lui 
prescrire de s'adresser au Conseil d'Etat pour se faire transmettre 
les biens possedés par l'association révoltée . . ... Or, lié par 
l'art. 4, le Conseil d'Etat ne pourrait que confirmer les décisions 
de l'autorité ecclésiastique, de qui dépend l'organisation générale 
du culte catholique.« 

So kommt Fuzet also zu folgendem Schluss: »La politique 
de raison nous dira qu'il faut profiter des rares avantages qu'offre 
la loi pour organiser les associations cultuelles, éviter les désordres 
religieux et civils, que leur absence engendra fatalement, et, ap- 
puyé sur cette organisation administrative, travailler, par toutes 
les voies légales, à conquérir les libertés nécessaires. Seules, la 
politique d'illusion et la politique de violence conseilleront une 
résistance pleine des plus désastrenses conséquences.« 

Wenn man aber eine solche »politique de raison« befolge 
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tue man nichts anderes, als was auch die preussischen Bischöfe 
im Kulturkampf getan hätten: »La formule de la soumission pas- 
sive nous est donnée par les évêques de Prusse: Se servir des 
droits reconnus aux régles d'organisation générale du culte catho- 
lique, ce qui implique la reconnaissance de la hiérarchie sacrée, 
et maintenir énergiquement la condamnation doctrinale.« 

Als Beleg für diese Berufung sind der Denkschrift folgende 
Aktenstücke, die deutschen in französischer Übersetzung, bei- 
gegeben: 

1) Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875. °) 

2) Wahlordnung zur Ausführung dieses Gesetzes. 1°) 

3) Königliche Verordnung über die Ausübung der Aufsichts- 
rechte des Staates bei der Vermógensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 27. September 1875.11) 

4) Eingabe an das preussische Abgeordnetenhaus seitens des 
Erzbischofs von Köln im Namen der übrigen preussischen Bischöfe 
gegen den Gesetzentwurf über die kirchliche Vermögensverwaltung, 
datiert vom 10. März 1875.7) 

5) [Unediertes] Schreiben des Kardinals Antonelli an den 
Erzbischof von Köln vom 3. Mai 1875 die praktische Anerken- 
nung des Gesetzes über die kirchliche Vermögensverwaltung be- 
treffend. !3) | 

6) [Unediertes] Schreiben des Kardinals Antonelli an die- 
selbe Adresse in der gleichen Angelegenheit vom 15. Mai 1875. 

7) Schreiben des Erzbischofs von Köln an den Oberpräsi- 
denten der Rheinprovinz vom 27. Juli 1875 bezüglich Unter- 
werfung unter das Gesetz. 14) 

8) Konfidentielles Schreiben des Erzbischofs von Köln an 
die Pfarrer der Erzdiözese vom 27. Juli 1875 betreifend die ge- 
setzlichen Wahlen der Kirchenvorsteher und Gemeindevertreter 
mit einer Zirkularverfügung an sämtliche Pfarrer der Erzdiözese 
von demselben Datum.) 

9) [Unediertes] Schreiben des Erzbischofs von Köln an 

9) Text bei Siegfried a. a. O. S. 281 ff. 

10) Siegfried a. a. O. S. 290 f. 

11) Siegfried a. a. O. S. 291 f. 

12) Siegfried a. a. O. S. 280. ` 

13) Dieses, sowie das unter 6 und 9 genannte Schreiben war bis jetzt 
— nach einer persónlichen Mitteilung von Dr. J. B. Kifling — nur im Pro- 
tokoll der Fuldaer Bischofskonferenz als Manuskript gedruckt. 

M. Th. Dumont Sammlung kirchlicher Erlasse, Verordnungen und 


Bekanntmachun en für die Erzdiözese Köln. 2. Aufl. Köln 1891. S. 486. 
15) Siegfried a. a. O. S. 292 ff. 
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Kardinal Antonelli vom 19. August 1875 tiber obige Instruktion 
des Klerus. 

Mit dieser Dokumentensammlung schloss das ursprtingliche 
»Mémoire confidentiels, wie es der Plenarversammlung der 
französischen Bischöfe vorlag. In der nachträglichen Veröffent- 
lichung desselben fügte Fuzet noch eine »Conclusion« an, um 
auf verschiedene Einwdnde zu erwidern, die gegen seine Gleich- 
stellung französischer Kultusvereine und preussischer Kirchenge- 
meinden erhoben worden waren. Den Haupteinwand formuliert 
Fuzet selbst wie folgt: »La loi prussienne est plus favorable à 
la constitution de l'Eglise dont elle respecte la hiérarchie, tandis 
que la loi française l'ignore complétement.« 


Fuzet hält dem ein Urteil von M. Saleilles, Professor der 
vergleichenden Rechtswissenschaft an der Universität in Paris, 
entgegen. Er hatte diesem Gelehrten die Bestimmungen des 
preussischen Gesetzes vom 20. Juni 1875 unterbreitet, welche 
ihm am meisten der kanonischen Autorität der Bischöfe entgegen 
zu sein schienen.) Saleilles hält nun das preussische Gesetz 
für »beaucoup plus rigoureux« als das französische Trennungs- 
gesetz, und dies aus folgenden Gründen: Nach dem preussischen 
Gesetz (besonders $ 50) mische sich die Regierung bis ins Ein- 
zelnste in die kirchliche Verwaltung; das französische Trennungs- 
gesetz sei in dieser Hinsicht sehr liberal. Das preussische Ge- 
setz unterwerfe ferner in allen Koniliktsfällen die bischöfliche 
Autorität schlechthin der staatlichen: »On reconnait officiellement 
l'évéque, mais c'est pour le soumettre au préfet, ou à ce qui, en 
_ Prusse, répresente le préfet«. Das Trennungsgesetz gebe dagegen 
dem Bischof viel mehr tatsächliche Bewegungsfreiheit: »La loi 
de 1905 ne parle pas de l’évêque, mais c'est pour lui accorder 
la liberté. Elle n'en parle pas, mais c'est pour qu'il soit le maitre. 
La loi de 1905 ne parle pas de l'évéque, mais elle le rend om- 
nipotent. La loi prussienne en parle officiellement, mais c'est 
pour l'asservir; voilà toute la différence.« Schliesslich enthalte 
das preussische Gesetz eine ganz antikanonische Kontrolle der 
kirchlichen Autorität durch eine gewählte Laienversammlung: 
»C'est le suffrage universel introduit dans l'Eglise; l'assemblée 
générale de tous les laics de la paroisse ayant le pas sur le 
curé, sur la Fabrique, en attendant que le SES ait le pas sur 
l'évéque«. 


16) Es sind das die SS 5, 14, 25, 26, 30, 37, 38, 43, 46, 48, 49, 50, 52, 53. 
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Saleilles gibt allerdings zu, »que la loi prussienne ne de- 
pouille pas l'Eglise de ses biens, qu'elle conserve à la propriété 
ecclésiastique son caraciere«, während das französische Gesetz 


von 1905 in diesen Punkten mit dem kanonischen Rechte im 


Widerspruch stehe und eben deshalb vom Papste verurteilt worden 
sei: »Elle (la loi de 1905) est fondée sur une théorie juridique 
anticanonique. Elle substitue l'idée d'association à celle de 
fondation ou d'établissement«. Deshalb sei aber das Gesetz 
von 1905 noch nicht an sich häretisch oder schismatisch. Auf 
jeden Fall könne aber die Kirche tatsächlich nur nach geltendem 
staatlichen Recht Eigentum besitzen, so sehr sie grundsätzlich an 
ihrer Eigentumstheorie festhalten móge. Weigere die Kirche sich 
aber, gesetzliche Kultusvereine zu bilden, so kónne sie in Frank- 
reich nur nach dem Vereinsgesetz von 1901 Vermógen besitzen. 
. Diese Rechtsform sei aber in Hinsicht auf die hierarchische Ord- 
nung der Kirche noch viel bedenklicher als die, welche das 
Trennungsgesetz den Kultusvereinen zur Verfügung stelle: »Cette 
fois, ce sera le régime de l'association pure; les membres de 
l'association, les fabriciens, par exemple, auront le droit de dire: 
Tout cela est à nous. Rien de tout cela n'appartient à l'Eglise, 
étre moral; mais tout cela appartient à nous, fabriciens, membres 
d'une association constituée sur le modèle de 1901‘. Si donc 
la Fabrique se révolte contre le curé ou l’évêque, ... elle chas- 
sera le curé et gardera les biens«. 

Demgegenüber seien doch die Kultusvereine des Trennungs- 
gesetzes vorzuziehen, »parce que l'association de 1905 a gardé 
un élément essentiel de l’idée de fondation et d'affectation, et 
cet élément est synthétisé dans l'article 4. L'association de la 
loi de 1905 est une association qui ne peut étre que catholique, 
et catholique orthodoxe, d'aprés l'article 4«. 

Nach diesem, noch weiter ausgesponnenen Rechtsgutachten 
des Professors Saleilles schliesst Fuzet seine Denkschrift mit den 
Worten: »Nous n'ajouterons rien à cette démonstration péremptoire, 
si non que le dernier mot dans ce débat appartient au Souverain 
Pontife. Quelle que soit sa décision prochaine, elle fera taire - 
toutes les divergences, car nous reconnaissons tous en lui, avec 
Bossuet, Je Chef de la parole et de la conduite'«. 

Bekanntlich fiel die Entscheidung des Papstes nicht im 
Sinne Fuzets aus. In seiner Enzyklika »Gravissimo officii mu- 
' nere« vom 10. August 190617) bestimmte Pius X. »hinsichtlich 


17) Sagmüller a, a. O. S. LXXXIV ff. 


420 Neundörfer 


der betreffenden Kommune bezw. des kirchlichen Bezirks. (Art. 19 
Abs. 1.) Dagegen gibt das Gesetz niemanden ein Recht auf 
Mitgliedschaft in einem bestimmten Kultusverein und überlässt 
dadurch die Auswahl derer, die auf jener »Assemblée générale« 
die kirchliche Vermógensverwaltung zu kontrollieren haben, ganz 
dem Belieben der kirchlichen Autorität. Es wäre danach gesetz- 
lich durchaus móglich, dass etwa der Bischof mit 24 seiner Geist- 
lichen für seine ganze Diözese einen Kultusverein bildete. !8) 

Mit dieser relativen Freiheit der franzósischen Kultusvereine 
oder gar mit den kanonischen Bestimmungen (über die kirchliche 
Vermögensverwaltung verglichen enthält jenes preussische Gesetz 
vom 20, Juni 1875 allerdings sehr eingreifende und ganz un- 
kanonische Beschránkungen der kirchlichen Freiheit. Es wurde 
gegen den Entwurf dieses Gesetzes denn auch in den schärfsten 
Ausdrücken seitens der Katholiken protestiert. So sagte Windt- 
horst bei der Debatte im Abgeordnetenhaus am 16. Februar 1875, 
das Gesetz oktroyiere der katholischen Kirche das protestantische 
Gemeindeprinzip und greife daher in die inneren Verhältnisse der 
durch feierliche Verträge anerkannten Kirche em. "91 Und der 
Erzbischof von Köln schrieb im Namen aller preussischen Bischöfe 
in der schon erwähnten Eingabe an das Abgeordnetenhaus: »Über- 
haupt werden durch das im Entwurf vorliegende Gesetz in mehr- 
facher Beziehung wesentliche und unveräusserliche Rechte der 
katholischen Kirche verletzt«. 2°) 

Anderseits hatte aber doch schon bei der Debatte im Ab- 
geordnetenhaus der geistliche Abgeordnete Dauzenberg darge- 
legt, dass die Vorlage im Unterschied zu den Maigeseizen das 
innere Gebiet der Kirche nicht, wenigstens nicht direkt betrete. 2") 
Auf diesen Standpunkt stellte sich dann auch der preussische 
Episkopat im Einvernehmen mit dem Heiligen Stuhl. In dem 
Schreiben, welches der Erzbischof von Kóln am 27. Juli 1875 an 
seinen Klerus richtete, heisst es darüber: »Da das allegierte Ge- 
setz schon in seinem Entwurf vielfache Verletzungen wichtiger 
Rechte der katholischen Kirche enthielt und namentlich die ihr 
von Rechts wegen gebührende und seither durch die Staatsver- 
fassung in Preussen garantierte Befugnis selbständiger Verwaltung 
ihres Vermógens durch dasselbe ihr entzogen wird, so hat der 

18) Vgl. K. Rothenbücher, Die Trennung von Staat und Kirche, München 
1908 S. 289 f., 298. 

19) Kifling a. a. O. Bd. III. S. 51 f. 


20) Siegfried a. a. O. S. 280. 
21) Kißling a. a. O. Bd. III. S. 51. 
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Episkopat der katholischen Kirche in Preussen sich für verpflichtet 
erachtet, dagegen Rechtsverwahrung einzulegen . . . Dieses Ge- 
setz stimmt mit den früheren kirchenpolitischen Gesetzen darin 
überein, dass es einseitig vom Staate, ohne irgend welche Be- 
ratung oder Mitwirkung der Kirche, über kirchliche Angelegen- 
heiten erlassen worden ist. Es unterscheidet sich aber von den- 
selben dadurch, dass eines Teiles der Gegenstand desselben nicht 
die höchsten und heiligsten Rechte der Kirche, sondern die Ver- 
waltung der zu ihrem Bestande und ihrer Wirksamkeit freilich 
unentbehrlichen irdischen Güter betrifft, und dass andererseits 
die von den Gläubigen geforderte Mitwirkung zur Ausführung 
des Gesetzes nichts enthält, was an und für sich als durch das 
Gewissen unter allen Umständen verboten betrachtet werden 
müsste, und deshalb jene Mitwirkung im vorliegenden Falle 
von der Kirche toleriert werden kann. Die Bischöfe sowohl als 
die Priester können demnach von den Rechten, deren Ausübung 
jenes Gesetz ihnen ermöglicht, Gebrauch machen und den Mit- 
gliedern der katholischen Kirchengemeinden mit Rücksicht auf 
die obwaltenden Umstände gestatten, an der Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens den SEENEN des Gesetzes gemäß 
sich zu beteiligen«. 2%) 


In der Tat war auch durch jenes Gesetz die Sfellung der 
kirchlichen Hierarchie an sich nicht angetastet, vielmehr offiziell 
anerkannt; nur ihre Bewegungstreiheit in Sachen der Vermögens- 
verwaltung eingeschränkt. Das Gesetz rechnet stets und aus- 
drücklich mit der bischóflichen Behórde; nur ordnet es einseitig 
und im unkanonischen Sinn deren vermögensrechtliche Befug- 
nisse. Es zwingt der Kirche zwar eine gewisse demokratische 
Gemeindeorganisation auf, schránkt aber andererseits die Rechte 
der Kirchenvorstánde und Gemeindevertretungen auf eine Mit- 
wirkung bei der kirchlichen Vermógensverwaltung ein. Das franzó- 
sische Trennungsgesetz dagegen weist nach der Enzyklika »Ve- 
hementer nos« entgegen allen kirchlichen Grundsätzen »die Ver- 
waltung und den Schutz des öffentlichen Kultus nicht der von 
Gott eingesetzten Hierarchie, sondern einer Vereinigung weltlicher 
Personen zu. Dieser Vereinigung gibt es die Gestalt und das 
Wesen einer juristischen Persönlichkeit und betrachtet sie in allen 
Angelegenheiten, welche den religiösen Kultus betreffen, als allein 
im Besitz der bürgerlichen Rechte befindlich und als mit der 


22) Siegfried a. a. O. 292 f. 
Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 3. | 28 
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Verantwortlichkeit betraut ... Über die Hierarchie wird absolutes 
Stillschweigen beobachtet«. Eine indirekte Anerkennung derselben 
durch Artikel 4 des Trennungsgesetzes glaubt die genannte En- 
zyklika, im Gegensatz zu Fuzet, nicht annehmen zu können: 
»Wenn das Gesetz vorschreibt, dass die Kultusvereinigungen 
entsprechend den Grundbestimmungen des Kultus gebildet werden 
sollen, dessen Ausübung sie zu dienen bestimmt sind, so beeilt 
man sich andererseits zu erklären, dass in allen Streitfragen, 
welche betreffs der Vermögensverwaltung entstehen könnten, nur 
der Staatsrat kompetent sein werde. Diese Kultusgenossenschaften 
werden also gegenüber der bürgerlichen Gewalt in einem solchen 
Abhängigkeitsverhältnis sich befinden, dass die kirchliche Behörde 
offenbar über sie keine Autorität haben wird... Und das um so 
mehr, als das Gesetz in bezug auf diesen Punkt nicht in klare 
und präzise Ausdrücke gefasst ist, sich vielmehr in einer sehr 
vagen Weise ausspricht und leicht eine willkürliche Deutung er- 
fahren kann.« 

Während also Fuzet die durch Artikel 8 des Trennungs- 
gesetzes erregten Bedenken durch Hinweis auf Artikel 4 desselben 
Gesetzes zu beschwichtigen sucht, sieht der Papst in Artikel 8 
eine starke Gefährdung wenn nicht Aufhebung des in Artikel 4 
in sehr vagen Ausdrücken gemachten Zugeständnisses. Auf jeden 
Fall hält er die gottgewollte Stellung der kirchlichen Hierarchie 
in Kultusvereinen des französischen Trennungsgesetzes nicht für 
genügend gesichert. Denn hauptsächlich damit begründet er sein 
Verbot solcher Vereine. 

Im übrigen hat auch Fuzet in späteren Stücken seiner »In- 
. structions Pastorales, Lettres et Discours« sich durchaus loyal 
diesen päpstlichen Standpunkt zu eigen gemacht. So erkennt 
er in einem Briefe an den Superior der »Institution ecclésiastique 
d'Yvetot« vom 23. August 1908 vollkommen an, dass in dem 
Trennungsgesetz Bestimmungen enthalten sind, »qui, contraire- 
ment aux principes constitutifs de notre culte, faisaient passer 
l'autorité administrative de la communauté catholique des mains 
de ses chefs hiérarchiques dans celles dés fidéles et du pouvoir 
civile, 2°) 


23) »Les premiéres années etc.« vol. I p. 359. 
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Il. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Die neuen Missionsfakultáten der Propaganda 
vom Jahre 1915. !) 
(Nach P. Dominicus Enshoff, Facultates R. P. D. Ordinario Vicariatus Aposto- 


lici Daressalamensis a SSmo. D. Benedicto Div. Prov. PP. XV. concessae, Typis 
Ottiliensibus 1915, S. 3—13.) 


Prot. 853/915 A. Facultates F. I. 


Concessae a Ss. D. N. Benedicto Div. Prov. 
PP. XV. referente infrascripto S. Congregationis de Propaganda 
Fide Secretario, in Audientia diei 31. Maji 1915 
R. P. D. Ordinario Vicariatus Apostolici Daressalamensis. 


l. Conferendi Ordines extra tempora, et non servatis inter- 
stitiis usque ad presbyteratum inclusive, si Sacerdotum necessitas 
ibi fuerit. 

2. Dispensandi in quibuscumque irregularitatibus, excepta 
irregularitate fidelium qui in crimen haeresis vel apostasiae inci- 
derint, vel sacros ordines ab Episcopis haereticis, schismaticis 
aut apostaticis receperint, et clericorum qui in sacris ordinibus con- 
stituti matrimonium quomodocumque attentaverint, quae Supremae 
Congregationi S. Officii reservantur, atque insuper exceptis illis 
quae vel ex bigamia vera, vel ex homicidio voluntario proveniunt. 

3. Dispensandi super defectu aetatis unius anni ob operariorum 
penuriam, ut promoveri possint ad sacerdotium, si alias idonei fuerint. 

4. Dispensandi et commutandi vota simplicia in alia pia opera, 
et dispensandi ex rationabili causa in votis simplicibus castitatis 
et religionis. 

5. Absolvendi et dispensandi in quacumque simonia; et in 
reali, dimissis beneficiis, et super fructibus male perceptis, iniuncta 
aliqua eleemosyna vel poenitentia salutari arbitrio dispensantis, 
vel etiam retentis beneficiis, si fuerint parochialia et non sint qui 
parochiis praefici possint. 

6. Dispensandi in 3? et 4? consanguinitatis et affinitatis gradu 
simplici et mixto tantum, et in 2? 3? et 4^ mixtis, tam in con- 


1) Vgl. J. Löhr, Die neuen Missionsfakultäten der Apostolischen Vika re 
in: Zeitschrift für Missionswissenschaft 1917, 20 ff.) 
28* 
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tractis quam in contrahendis ; et etiam quoad contracta, in secundo 
solo, dummodo non attingat primum, cum iis qui ab haeresi, vel 
schismate, vel infidelitate convertuntur ad fidem catholicam, datis, 
si una pars tantum convertatur, cautionibus ab Ecclesia praescriptis, 
et in praefatis casibus prolem susceptam declarandi legitimam. 

7. Dispensandi super impedimento publicae honestatis justis 
ex sponsalibus proveniente. 

8. Dispensandi super impedimento criminis, neutro tamen 
conjugum machinante, et restituendi ius amissum petendi debitum. 

9. Dispensandi in impedimento cognationis spiritualis, prae- 
terquam inter levantem et levatum, baptizantem et baptizatum. 

10. Hae vero dispensationes matrimoniales videlicet 6? 7? 
8? et 9* non concedantur, nisi cum clausula: dummodo mulier 
rapta non fuerit, vel si rapta fuerit, in potestate raptoris non 
existat; et in dispensatione tenor huiusmodi facultatum inseratur, 
cum expressione temporis ad quod fuerint concessae. 

11. Conficiendi olea sacra cum Sacerdotibus, quos potuerit 
habere; et si necessitas urgeat, etiam extra diem Coenae Domini. 

12. Delegandi simplicibus Sacerdotibus potestatem benedi- 
cendi paramenta et alia utensilia ad Sacrificium Missae necessaria, 
ubi non intervenit sacra unctio; et reconciliandi Ecclesias pollutas 
aqua ab Episcopo benedicta; et in casu necessitatis, etiam aqua 
non benedicta ab Episcopo. 

13. Largiendi ter in anno indulgentiam plenariam contritis, 
confessis, ac sacra communione refectis. 

14. Absolvendi ab haeresi et apostasia a fidè et a schismate 
excepta irregularitate, de qua supra numero 2°, quoscumque etiam 
ecclesiasticos tam saeculares quam regulares; non tamen eos qui 
ex locis fuerint ubi sanctum Officium exercetur, nisi in locis mis- 
sionum in quibus impune grassantur haereses deliquerint, nec 
illos qui judicialiter abjuraverint, nisi isti nati sint ubi impune 
grassantur haereses, et post judicialem abjurationem illuc reversi 
in haeresim fuerint relapsi, et hos in foro conscientiae tantum. 

15. Absolvendi ab omnibus censuris etiam speciali modo in 
Bulla Apostolicae Sedis moderationi diei 12. Octobris 1869 Ro- 
mano Pontifici reservatis, excepta absolutione complicis in pec- 
cato turpi. 

16. Concedendi Indulgentiam Plenariam primo conversis ab 
haeresi, atque etiam fidelibus quibuscumque in articulo mortis 
saltem contritis, si confiteri non potuerint. 

17. Concedendi Indulgentiam Plenariam in oratione XL ho- 
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rarum ter in anno indicenda diebus Episcopo benevisis, contritis, 
et confessis et sacra communione refectis, si tamen ex concursu 
populi et expositione sanctissimi Sacramenti nulla probabilis 
suspicio sit sacrilegii ab EE et infidelibus, aut offensionis 
a magistratibus. 

18. Lucrandi sibi easdem Indulgentias. 

19. Singulis secundis feriis non impeditis officio 9 lectionum, 
vel eis impeditis, die immediate sequenti, celebrando Missam de 
requie in quocumque altari etiam portatili, liberandi animas se- 
cundum eorum intentionem a purgatorii poenis per modum suf- 
fragii. 

20. Tenendi et legendi, non tamen aliis concedendi, praeter- 
quam, ad tempus tamen, iis sacerdotibus sive laicis quos praecipue 
idoneos atque honestos esse sciat, libros prohibitos, exceptis operi- 
bus de obscoenis et contra Religionem ex professo tractantibus. 

21. Praeficiendi parochiis regulares eisque suos deputandi 
vicarios in defectu saecularium, de consensu tamen suorum su- 
periorum. 

22. Celebrandi bis in die, si necessitas urgeat, ita tamen ut 
in prima Missa non sumpserit ablutionem, per unam horam ante 
auroram et aliam post meridiem sine ministro et sub divo et sub 
terra, in loco tamen decenti, etiamsi altare sit fractum vel sine 
reliquiis Sanctorum, et praesentibus haereticis, schismaticis, infide- 
libus et excommunicatis, si aliter celebrari non possit. Caveat 
vero, ne praedicta facultate seu dispensatione celebrandi bis in 
die aliter quam ex gravissimis causis et rarissime utatur, in quo 
graviter ipsius conscientia oneratur. Quod si hanc eamdem fa- 
cultatem alteri sacerdoti juxta potestatem inferius apponendam 
communicare, aut causas ea utendi alicui, qui a sancta Sede hanc 
facultatem obtinuerit, approbare visum fuerit, serio ipsius con- 
scientiae injungitur, ut paucis dumtaxat, iisque maturioris pru- 
dentiae ac zeli et qui absolute necessarii sunt, nec pro quolibet 
loco, sed ubi gravis necessitas tulerit, et ad breve tempus ean- 
dem communicet, aut respective causas approbet. | 

23. Deferendi sanctissimum Sacramentum occulte ad infirmos 
sine lumine, illudque sine eodem retinendi pro eisdem. infirmis, 
in loco tamen decenti, si ab haereticis aut infidelibus sit pericu- 
lum sacrilegii. 

24. Induendi se vestibus saecularibus, si aliter vel transire 
ad loca eorum curae commissa, vel in eis permanere non poterunt. 

25. Recitandi rosarium vel alias preces, si breviarium secum 
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deferre non poterunt, vel divinum officium ob aliquod legitimum 
impedimentum recitare non valeant. 

26. Dispensandi, quando expedire videbitur, super esu 
carnium, ovorum et lacticiniorum tempore jeiuniorum et quadra- 
gesimae, non tamen per generale Indultum sed in casibus parti- 
cularibus. | | 

27. Praedictas facultates communicandi, non tamen illas quae 
requirunt ordinem episcopalem, vel non sine sacrorum oleorum 
usu exercentur, Sacerdotibus idoneis qui in eorum dioecesibus 
laborabunt, et praesertim tempore sui obitus, ut sede vacante sit 
qui possit supplere, donec Sedes Apostolica certior facta, quod 
quamprimum fieri debebit per delegatos vel per unum ex eis, 
alio modo provideat: quibus delegatis auctoritate apostolica fa- 
cultas conceditur, sede vacante et in casu necessitatis, consecrandi 
calices, patenas et altaria portatilia sacris oleis ab Episcopo tamen 
benedictis. 

28. Ordinarius praedictas facultates gratis et sine ulla mer- 
cede exerceat nec illis utatur extra fines suae jurisdictionis. 

Datum Romae ex Aedibus S. Congregationis de Propaganda 
Fide, die et anno praedictis 

L. S. sign. C. Laurenti S. 
Gratis quocumque titulo. 


B. Facultates Extraordinariae T. major. 
Prot. N. 853/915 
Ex audientia SSmi habita die 31. Maji 1915. 
Ssmus Dominus noster Benedictus Divina providentia PP. XV. 
referente me infrascripto S. Congregationis de Propaganda Fide 
Secretario sequentes 
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benigne concessit ad decennium R. P. D. Ordinario 
Vicariatus Apostolici Daressalamensis. 


l. Dispensandi cum utriusque cleri diaconis suae iurisdictioni 
subjectis super defectu aetatis octodecim mensium, ut eo non 
obstante ad sacrum Presbyteratus ordinem promoveri possint, 
dummodo idonei sint, et nullum aliud eis obstet canonicum im- 
pedimentum. 

2. Promovendi ad sacros Ordines titulo Missionis Clericos 
sibi subditos dummodo pariter idonei sunt ac praestito ab iis 
prius juramento Missionibus, ad quas ipsi pertinent, perpetuo in- 
serviendi. 
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3. Dispensandi super impedimento primi gradus affinitatis 
in linea collaterali, ex copula licita provenientis. 

4. Dispensandi super impedimento secundi gradus con- 
sanguinitatis vel affinitatis admixti cum primo, in linea transversali. 

5. Dispensandi super impedimento secundi gradus con- 
sanguinitatis vel affinitatis in linea transversali aequali. 

6 Dispensandi cum Catholicis praedictis super impedimento 
cognationis spiritualis inter levantem et levatum. 

7. Dispensandi super promulgatione bannorum, justa occur- 
rente causa. 

8. Dispensandi in. casibus sive publicis sive occultis super 
primo et secundo gradu simplici et mixto affinitatis ex copula 
illicita provenientis, in linea sive collaterali sive etiam recta, 
in matrimoniis contractis, dummodo, si de linea recta agatur, 
nullum subsit dubium quod coniux possit esse proles ab altero 
contrahentium genita; in contrahendis vero urgente tantum ne- 
cessitate, et si tempus non suppetat recurrendi ad S. Sedem. 

9. Dispensandi super impedimento criminis in matrimoniis 
contractis, in casibus tam publicis quam occultis; necnon in 
matrimoniis contrahendis in casibus tantum occultis, altero vel 
utroque contrahentium machinante et etiam morte a machinatione 
secuta, gravissima tamen occurrente causa; necnon restituendi jus 
amissum petendi debitum. 

10. Dispensandi justis gravibusque accedentibus causis, super 
impedimento disparitatis cultus, quatenus sine contumelia Creatoris 
fieri possit, et dummodo cautum omnio sit conditionibus ab ec- 
clesia praescriptis, e£ ipse ordinarius moraliter certus sit easdem 
impletum iri, videlicet de amovendo a catholico coniuge per- 
versionis periculo, de conversione alterius coniugis ab illo pro 
viribus curanda, ac de universa prole utriusque sexus in catho- 
licae religionis sanctitate omnino baptizanda et educanda, eaque 
lege, ut neque ante neque post matrimonium coram parocho ca- 
tholico initum partes adeant ministrum falsi cultus, et excepto 
casu matrimonii cum viro vel muliere judaeis vel mohametanis. 
Quod si actu in concubinatu vivant, per aliquod tempus ab ipso 
Ordinario pro suo prudenti arbitrio determinandum, quatenus sine 
gravi damno aut scandalo fieri possit, sponsi separentur, ut pars 
catholica ad gratiam Dei recipiendam rite disponatur; praevia in- 
super absolutione a censuris partis catholicae eique impositis 
poenitentiis salutaribus, si matrimonium jam forte attentatum fuerit 
coram ministro falsi cultus. In reliquis standum Instructionibus 
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alias datis, litteris praesertim Eminentissimi Card. Antonelli die 
15. Nov. 1858. In singulis autem casibus expresse fiat mentio 
apostolicae delegationis, et elapso quovis trienno Ordinarius referat 
quot in casibus dispensaverit. 

11. Dispensandi cum iisdem Catholicis, iustis tamen gravi- 
busque accedentibus causis, super impedimento impediente mixtae 
Religionis, dummodo cautum omnino sit conditionibus ab Ecclesia 
praescriptis prout in superiore N. 10. 

12. Dispensandi in matrimoniis mixtis jam contractis, non 
item in contrahendis, super gradibus consanguinitatis et affinitatis 
super quibus apostolicam facultatem pro Catholicis iam obtinuit, 
quatenus pars catholica praevia absolutione ab incestus reatu et 
censuris, cum parte acatholica rite et legitime matrimonium con- 
trahere de novo possit; prolemque susceptam ac suscipiendam 
legitimam declarandi, dummodo cautum omnino sit conditionibus 
ab Ecclesia praescriptis prout in superiore numero 10. 

13. Sanandi in radice matrimonia contracta quando comperitur 
adfuisse impedimentum dirimens, super quo ex Apostolicae Sedis 
indulto dispensare ipse possit, magnumque fore incommodum 
requirendi a parte innoxia renovationem consensus, monita tamen 
parte conscia impedimenti de effectu huius sanationis. 

14. Convalidandi litteras dispensationis ab apostolica Sede 
expeditas super quovis canonico impedimento, quae nullae factae 
fuerint ob errorem nominis. vel cognominis contrahentium in ma- 
trimoniis tam contrahendis quam contractis. 

15. Exigendi modicas mulctas tam a divitibus quam a pau- 
peribus iuxta vires, in elargiendis dispensationibus matrimoniali- 
bus, exceptis tamen ab hoc mendicis; et dummodo mulctae sic 
exactae in pios usus fideliter omnino erogentur. 

16. Assignandi pensiones parochis, vel Missionariis ex infir- 
mitate resignantibus Paroecias seu missiones, in quas per decem 
annos incubuerunt, solvendam annuatim a successore, non exce- 
dentem tertiam partem fructuum quolibet modo provenientium 
ex Paroeciis vel missionibus; necnon permittendi Parochis sibi 
subjectis, dummodo justa et legitima causa concurrat, ut iis diebus 
festis quibus fideles apostolica auctoritate soluti sunt ab obligatione 
missam audiendi, ab applicanda missa pro populo abstinere valeant, 
dummodo pro eodem populo in eiusmodi missa specialiter orent. 

17. Impertiendi quater in anno intra fines suae jurisdictionis 
in solemnioribus festis Benedictionem Papalem juxta formulam 
typis impressam atque insertam cum Indulgentia Plenaria ab iis 
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lucranda, qui vere poenitentes, confessi et sacra Communione 
refecti eidem Benedictioni interfuerint, Deumque pro S. Fidei 
propagatione et S. R. Ecclesiae exaltatione oraverint. 

18. Impertiendi indulgentiam plenariam singulis ex clero, 
qui per quinque saltem dies Ss. exercitiis interfuerint, ad sacro- 
sanctum Missae sacrificium celebrantes vel saltem ad sacram 
Synaxim accedentes pias ad Deum preces effuderint pro S. Fidei 
propagatione et juxta mentem Sanctitatis suae, et eiusdem Indul- 
gentiae applicationem per modum suffragii animabus in purgatorio 
detentis permittendi. 

19. Impertiendi benedictionem cum indulgentia plenaria om- 
nibus Christi fidelibus in articulo mortis constitutis juxta formam 
praescriptam; et permittendi, ut grassantibus epidemicis vel con- 
tagiosis morbis, praedicti fideles eandem indulgentiam lucrari 
possint Christi Crucifixi EE vel crucem ad hoc benedictam 
osculando. 

20. Ut in actu visitationis parochiarum et - Missionum, et 
etiam communitatum, tam saecularium quam regularium lucrari 
possint ipse Ordinarius, totus clerus ac Christifideles omnes, in- 
dulgentiam plenariam pro una vice tantum, in qualibet paroecia 
seu Missione aut districtu, dummodo ii, qui presbyteri sunt 
celebrent S. Missae Sacrificium, et alii contriti, confessi ac sacra 
communione refecti pias ad Deum preces fuderint pro S. Fidei 
propagatione et juxta mentem Sanctitatis suae. 

21. Celebrandi per mare Missam super altare portatili, idque 
permittendi suis Missionariis, dummodo mare sit tranquillum et 
cauto, ne quid irreverentiae Ss. Sacramento obveniat; et celebrandi 
Missam ex rationabili causa una hora post mediam noctem etiam 
super altare portatili, in omnibus locis suae jurisdictionis et extra 
in diversis itineribus ubi non sunt oratoria et ecclesiae. 

22. Permittendi bis in hebdomada, extra Quadragesimam 
Missam privatam de Requie, diebus ritus duplicis maioris et mi- 
noris, exceptis Dominicis nec non feriis, vigiliis octavisque pri- 
vilegiatis, in ecclesiis suae jurisdictionis. 

23. Elargiendi Indulgentiam XL dierum in missa pontificali 
diebus Nativitatis D. N. I. C., Epiphaniae, Paschatis, Ascensionis, 
Pentecostes, Corporis Christi, Assumptionis B. M. V., Omnium 
Sanctorum et Patroni principalis. 

24. Lucrandi, servatis servandis, Indulgentiam plenariam in 
primae Communionis et in s. Confirmationis administratione, pro 
ipso celebrante et pro Christifidelibus ad s. Communionem vel 
Confirmationem rite accedentibus. 
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25. Celebrandi tres Missas statim post mediam noctem Na- 
tivitatis Domini, idque permittendi in Ecclesiis suae jurisdictioni 
subjectis, cum potestate administrandi fidelibus s. Communionem; 
cauto tamen ut omnia cum debita reverentia fiant. 

26. Permittendi ut functiones Sabbati Sancti in locis suae 
jurisdictioni subjectis, ex rationabili causa, peragantur absque 
cantu, et omissa etiam lectione prophetiarum. 

27. Permittendi, si expedire in Domino censuerit, ut prae- 
cepto paschali satisfieri possit a feria IV Cinerum ad Festum 
SSmae Trinitatis. 

28. Permittendi in diebus festis et duplicibus missam vo- 
tivam B. M. V. et in ferialibus non exceptis missam defunctorum, 
iis qui ob defectum oculorum aliamque infirmitatem legere nequeant 
missas singulis diebus occurentes juxta Missalis Romani rubricas. 

29. Erigendi Confraternitates a S. Sede approbatas, Confra- 
ternitate SSmi Rosarii excepta, iisque adscribendi Christifideles, 
ac benedicendi coronas et scapularia earundem Confraternitatum 
propria, cum applicatione omnium Indulgentiarum et Privilegio- 
rum, quae Summi Pontifices iisdem Confraternitatibus impertiti 
sunt. Benedicendi coronas precatorias, Cruces et s. Numismata, 
eisque applicandi Indulgentias juxta folium typis impressum et 
insertum. 

30. Erigendi pium exercitium Viae Crucis in locis suae juris- 
dictioni spirituali subjectis, dummodo non adsint Franciscales, 
cum applicatione omnium indulgentiarum quae huiusmodi exer- 
citium peragentibus a summis pontificibus impertitae sunt, et 
applicandi easdem Indulgentias Christi Crucifixi imaginibus et 
Crucibus, quibusdam in casibus prudentia et judicio Ordinarii 
seligendis. 

3l. Permittendi ut licite valideque confirmationis sacramen- 
tum administrare possit unus ex Missionariis in quamcumque 
regionem longe a sua residentia dissitam missis, servata in- 
structione. 

32. Concedendi Missionariis facultatem benedicendi aquam 
baptismalem ea breviori formula qua Missionariis Peruanis apud 
Indos Summus Pontifex Paulus III. uti concessit. Nec non utendi 
in adultis sacro fonte abluendis, breviori formula pro baptismate 
infantium in Rituali Romano praescripta, pro casu tamen necessitatis. 

33. Delegandi benedictionem campanarum quandocumque 
eam ipse absque gravi incommodo perficere nequeat sacerdotibus 
sibi benevisis, servato ritu Pontificalis Romani atque adhibitis 
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oleis et aqua ab Episcopo benedictis, nec non etiam sine aqua 

ab Episcopo benedicta, si gravis causa concurrat. 

| 34. Deputandi aliquem sacerdotem in locis sibi subjectis 
cum [facultate consecrandi juxta formam in Pontificali Romano 

praescriptam calices, patenas et altarium lapides, adhibitis tamen 

sacris oleis ab Episcopo Catholico benedictis, nec non benedi- 

cendi alia sacra utensilia. 

35. Declarandi privilegiatum in qualibet Ecclesia suae juris- 
dictionis unum altare, dummodo aliud privilegiatum non adsit, 
pro cunctis Missae sacrificiis quae in eodem Altari celebrabuntur 
a quocumque Presbytero saeculari vel cuiusvis Ordinis regulari. 

96. Recitandi privatim, legitima concurrente causa, matutinum 
cum laudibus diei sequentis, statim elapsa una hora post meri- 
diem, eamdemque facultatem ecclesiasticis viris sive saecularibus 
sive regularibus communicandi. 

37. Retinendi ac legendi libros ab Apostolica Sede prohibitos, 
etiam contra Religionem ex professo agentes, ad effectum eos 
impugnandi, quos tamen diligenter custodiat, ne ad aliorum manus 
perveniant, exceptis astrologicis, indiciariis, superstitiosis ac ob- 
scoenis ex professo, eamdemque facultatem aliis concedendi, 
parce tamen et dummodo prudenter praesumere possit nullum 
eos ex huiusmodi lectione detrimentum esse passuros. | 

38. Permittendi Catholicis sibi subjectis ut feriis sextis, sab- 
batis, aliisque diebus, quibus carnium esus vetatur, acatholicis si 
in eorum mensa esse contigerit, carnes praebere valeant, dum- 
modo tamen absit ecclesiasticae legis contemptus, et eiusmodi 
facultate sobrie multaque circumspectione utantur ne scandalum 
in Catholicos vel heterodoxos ingeratur. 

Voluit autem Sanctitas sua, ut Ordinarii praedictas facultates 
gratis et sine ulla mercede exerceant, ut illis uti nequeant extra 
lines suae jurisdictionis et in iis exercendis expressam mentionem 
facere debeant Apostolicae delegationis, nec non epocham adjun- 
gere factae sibi concessionis. 

Datum Romae ex Aedibus S. Congregationis de Propaganda 
Fide, die et anno praedictis 

L. S. sign. C. Laurenti S. 
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C. Facultates speciales. 
l. Facultas cumulandi in imp. matrim. 


Prot. 853/915. 

Ex audientia SSmi habita die 31. Maji 1915 SSmus Dominus 
Noster Benedictus Divina Providentia PP. XV. referente me in- 
frascripto S. Congregationis de Propaganda Fide Secretario, R. P. 
D. Ordinario Vicariatus Apostolici Daressalamensis benigne in- 
dulsit, ut facultatibus ab Apostolica sede ei tributis dispensandi 
super quibusdam impedimentis matrimonium dirimentibus singil- 
latim sumptis uti etiam possit in casibus, in quibus duo vel plura 
simul concurrant ex praedictis impedimentis, necnon concurrente 
quoque impedimento mixtae communionis, si etiam pro huius 
dispensatione concedenda facultatem iam obtinuerit, accedentibus 
tamen iustis iisque gravibus causis, et in urgentioribus casibus, 
pro quibus tempus non suppetat recurrendi ad Sanctam Sedem, 
et dummodo singulae facultates, sive primitus ab eo obtentae 
sive ei renovatae, adhuc perdurent, et si agatur de facultatibus 
pro certo casuum numero taxative eidem concessis, hunc nume- 
rum non excedat. Contrariis quibuscumque non obstantibus. 

Datum Romae ex Aedibus S. SES de Propaganda 
Fide, die et anno ut supra. 

L. S. sign. C. Laurenti S. 
Gratis quocumque titulo. 


Suprema Sacra congregatio N. P. 853/1915 
Sancti Officii. M. F. 6. 
2. Facultas prima circa privilegium Paulinum. 


Feria V. die 10. Junii 1915. 
SSmus D. N. Benedictus Div. Prov. PP. XV. in audientia 
R. P. D. Adsessori S. Officii impertita R. P. D. Ordinario Dares- 
salamensi facultatem benigne concedere dignatus est dispensandi 
cum gentilibus et infidelibus plures uxores habentibus, ut post 
conversionem et baptismum quam ex illis maluerint, si etiam ipsa 
fidelis fiat, retinere possint, nisi prima voluerit converti. 
In singulis autem casibus expressa fiat mentio Apostolicae 
delegationis. Praesentibus valituris ad quinquennium. | 
Contrariis quibuscumque non obstantibus. 
L. S. sign. Aloysius Castellano S. R. et U. I. 
Notarius. 
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Suprema Sacra Congregatio | M. F. 7. 
Sancti Officii. | 
3. Facultas secunda circa Privilegium Paulinum. 


Feria V. die 10. Junii 1915. 


SSmus D. N. Benedictus Div. Prov. PP. XV. in audientia 
R. P. D. Adsessori S. Officii impertita R. P. D. Ordinario Dares- 
salamensi facultatem benigne concedere dignatus est dispensandi 
conjugem fidelem super interpellatione conjugis in infidelitate re- 
licti, siquidem adhibitis antea omnibus diligentiis etiam per 
publicas ephemerides, ubi fieri possit, certo constiterit, saltem 
summarie et extrajudicialiter, coniugem infidelem omnino reperiri 
nequivisse, aut inventum legitime interpellari non posse, aut in- 
terpellatum infra tempus in interpellatione praefixum suam volun- 
tatem non significasse. 

In singulis autem casibus expressa fiat mentio Apostolicae 
delegationis. Praesentibus valituris ad quinquennium. 

Contrariis quibuscumque non obstantibus. 

L. S. sign. Aloysius Castellano S. R. et U. I. 
Notarius | 


Suprema sacra congregatio . M. F. 8. 
Sancti Officii. 


4. Facultas tertia circa privilegium Paulinum. 


Feria V. die 10. Junii 1915. 


SSmus D. N. Benedictus Div. Prov. PP. XV. in audientia 
R. P. D. Adsessori S. Officii impertita R. P. D. Ordinario Dares- 
salamensi facultatem benigne concedere dignatus est dispensandi 
super interpellatione conjugis in infidelitate relicti, siquidem certo 
constiterit, saltem summarie et extrajudicialiter, interpellationem 
fieri non posse sine evidenti gravis damni aut conjugi iam ad 
lidem converso aut Christianis inferendi periculo. 

In singulis autem casibus expressa fiat mentio Apostolicae 
delegationis. Praesentibus valituris pro viginti casibus. 

Contrariis quibuscumque non obstantibus. 

L. S. sign. Aloysius Castellano S. R. et U. I. 
Notarius. 
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Prot. 853/1915. 
9. Asserv. SS. Euch. Sacramenti in Oratoriis Communitatum. 
Ex Audientia SSmi habita die 31. Maji 1915. 

SSmus D. N. Benedictus Div. Prov. PP. XV. referente me 
infrascripto S, Congregationis de Propaganda Fide Secretario fa- 
cultatem tribuit R. P. D. Vicario Apostolico Daressalamensi per- 
mittendi ut in unico Oratorio religiosarum Communitatum in suo 
Vicariatu existentium dummodo sex ad minus personae ibidem 
habitualiter commorentur, SSmum Eucharistiae Sacramentum as- 
servari possit; servatis praescriptionibus SS. Rituum Congregationis, 
ac praesertim ut una saltem lampas coram SSmo Sacramento die 
noctuque colluceat, clavis ab aliquo presbytero retineatur, et Sa- 
crosanctum Missae Sacrificium semel saltem in hebdomada in 
Oratorio eodem celebretur, salvis juribus parochialibus ad decen- 
nium. Contrariis quibuscumque non obstantibus. 

Datum Romae ex Aedibus S. Congregationis de Propaganda 
Fide, die et anno praedictis. Sign. C. Laurenti S. 

L. S. Gratis quocumque titulo. 


Prot. 781/1915. 
6. Benedictio in fine Missionum. 
Ex Audientia SSmi habita die 17. Maji 1915. 

SSmus D. N. Benedictus Div. Prov. PP. XV. referente iníra- 
Scripto S. Congregationis de Propaganda Fide Secretario omnibus 
ac singulis utriusque sexus Christifidelibus qui spiritualibus exer- 
citiis seu sacris missionibus, de consensu Ordinarii loci, peragendis 
a R. P. D. Thoma Spreiter Ep. tit. Thaenitano, Vicario Apost. 
Daressalamensi ultra medietatem interfuerint et benedictioni cum 
Cruce in fine postremae concionis impertiendae vere poenitentes, 
confessi ac sacra communione refecti adstiterint, atque Ecclesiam 
in qua conciones huiusmodi habebuntur devote visitaverint, ibique 
per aliquod temporis spatium pias ad Deum preces effuderint 
pro sanctae fidei propagatione et ad mentem Sanctitatis Suae, 
Apostolicam Benedictionem cum Plenaria Indulgentia, applicabili 
quoque per modum suffragii animabus in Purgatorio detentis, 
benigne concedit atque in Domino misericorditer impertitur. 

Valituris praesentibus ad septennium. 

Datum Romae ex Aedibus S. Congregationis de Propaganda 
Fide, die et anno praedictis. sign. C. Laurenti S. 

L. S. Gratis quocumque titulo. 
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2. Motu proprio „Alloquentes“ betr. die Überweisung der 
Bücherzensur an das Hl. Offizium und des Ablasswesens 
an die Hl. Poenitentiarie, vom 25. März 1917. 

(Acta Apostolicae Sedis IX, 162.) 


Alloquentes proxime in Consistorio Sacrum Cardinalium 
Collegium, ediximus, consilium esse, ut ordinationem Romanae 
Curiae, praeclarum opus Decessoris Nostri fel. rec. Pii X per- 
ficeremus in ea quoque parte cui is ob quaedam rerum adiuncta 
supersedisset, id est Ss. Congregationes coniungendo Indicis et 
. S. Officii. Inspecta enim natura utriusque Congregationis, quum 
censura librorum, quod esset munus unius, contineretur munere 
tutandi doctrinam fidei et morum, quod esset alterius, ex eis 
Congregationibus unum fieri omnino apparebat oportere, vel ad 
praecavendas de competentia controversias, quae facile inter eas 
orirentur. Nunc igitur id exsequentes consilium, Motu proprio 
haec constituimus et sancimus: 

1. S. Congregatio Indicis iam nunc non erit. 

2. Quod fuit usque adhuc proprium munus S. Congregationis 
Indicis, erit posthac S. Officii de libris ceterisque scriptis 
censuram facere. 

3. Ad ministeria, quae sunt apud S. Officium, accedat pe- 
culiaris Sectio de Indice; eique addicantur Officiales, qui 
exstinctae Congregationi ministrabant. Rationem autem 
eius Sec'ionis ordinandae S. Congregatio S. Officii de- 
finiet, Nocisque probandam proponet. 

4. Ne autem S. Officii negotiorum moles nimis hac acces- 
sione crescat quidquid ad Indulgentias pertinet, omne iam 
esto Poenitentiariae apostolicae: quae quidem pro suo 
instituto iudicabit de omnibus, quae spectant ad usum et 
concessiones Indulgentiarum, salvo iure S. Officii videndi 
ea, quae doctrinam dogmaticam circa novas orationes et 
devotiones respiciunt. 

5. Sectio de Indulgentiis, quae est apud S. Officium, cum 
suis officialibus, ad Poenitentiariam apostolicam transfera- 
tur: quam ipsam Sectionem Cardinalis Poenitentiarius 
Maior, Nobis consultis, ordinandam curabit. 

Haec statuimus et praecipimus, contrariis quibuslibet, etiam ` 

speciali mentione dignis, non obstantibus. 

Datum Romae apud S. Petrum, die XXV. Martii MCMXVII, 
in festo Incarnationis Dominicae, Pontificatus Nostri anno tertio. 

Benedictus PP. AV. 
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3. Dekret der Konsistorialkongregation für Italien, 
betr. die Weihe der im Militárdienst stehenden oder ihn 
bald antretenden Geistlichen, vom 2. Januar 1917. 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 15.) 


Ut ius certum omnibusque perspicuum statuatur circa ordi- 
nationem clericorum, qui, bello hoc perdurante, militare coacti 
sunt, Sanctissimus D. N. Benedictus Pp. XV, de consulto pe- 
culiaris coetus S. R. E. Cardinalium, declaravit et statuit: 

1. Vetitum omnino esto, gravissimis de causis, quemlibet 
clericum, qui militaria stipendia faciat vel ad militiam mox voca- 
turus praevideatur, etsi aliunde dignum et idoneum, ad sacrum 
subdiaconatus ordinem promovere; et super huius prohibitionis 
observantia omnium, ad quos spectat, conscientia graviter oneretur ; 

2. quod vero attinet ad ulteriorem ordinationem eorum, qui 
in sacris iam sint constituti, si in eisdem ut supra adiunctis ver- 
sentur, recurrendum est ad respectivas Sacras Congregationes, 
quae in casibus singulis, necessitate aut alia gravissima causa 
intercedente eaque comprobata, legitimo insuper studiorum cursu 
ab ordinando emenso et proprio Dioecesis aut Religionis Ordi- 
nario postulante, opportune providebunt; semper tamen sub con- 
ditione, ut candidatus congruum temporis spatium obtinere queat, 
quo per spiritualem recollectionem ad sacram ordinationem digne 
se disponere valeat; 

3. hisce omnibus servatis, ad petitionem Ordinarii loci aut 
Religionis qui ordinandi sit proprius, fas esto Ordinario Castrensi 
clerico, ratione militiae sibi subdito, testimoniales litteras elargiri. 

Haec porro Sanctissimus D. N. publici iuris fieri et ab om- 
nibus ad quos pertinet servari iussit, contrariis quibuslibet minime 
obstantibus. 

Sacra autem Congregatio, praesentis decreti publicatione 
usa, universos sacrorum per ltaliam Antistites monet ac vehe- 
menter hortatur, ut clericos, qui ad militiam vocati sunt vel erunt, 
diligentissima sollicitudine ac vigilantia prosequantur iuxta Lit- 
teras circulares a se datas die 16. Iunii 1916. ') 

Datum Romae, ex S. Congr. Consistoriali, die 2. Ianuarii 1917. 

1 C. Card. De Lai, Episcopus Sabinen., Secretarius. 
L. + S. 1 V. Sardi, Archiep. Caesarien., Adsessor. 


1) Vgl. oben S. 131 f. und Acta Apostolicae Sedis VIII, 266 ff. 
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4. Resolution des Hl. Offiziums betr. die Sanierung ungültiger 
klandestiner Mischehen,') vom 22. Dezember 1917. 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 13.) 


Ordinarius Dioecesis N., obtenta jam facultate sanandi in 
radice matrimonia mixta, nulla ex capite clandestinitatis quia non 
celebrata ad normam Decreti Ne temere, quando pars acatholica 
renuit se sistere coram parocho catholico, quaerit nunc: 

1. Utrum quando pars acatholica non renuit se sistere coram 
parocho catholico, renuit tamen praestare debitas cautiones, pro- 
videndum sit per dispensationem et renovationem consensus coram 
parocho catholico passive se habente, vel potius per sanationem 
in radice: et quatenus providendum sit per sanationem in radice, 

2. Utrum facultas sanandi in radice in hoc secundo casu 
comprehensa censenda sit nec ne in facultate iam obtenta sanandi 
in radice matrimonia mixta, nulla ex capite clandestinitatis, vel 

3. Utrum peti debeat an non nova facultas a S. Sede. 

In plenario conventu Supremae Sacrae Congregationis Sancti ` 
Officii habito feria IV, die 20. Nov. 1912, propositis supradictis 
dubiis Emi ac Rmi Dni Cardinales in rebus fidei et morum In- 
quisitores Generales, omnibus mature perpensis, respondendum 
decreverunt : ; 

Ad 1"™ Negative ad primam partem, affirmative ad secundam. 

Ad 21m Non comprehendi. 

Ad 3"" Provisum in secundo. Et supplicandum Ssmo ut 
sanare dignetur in radice matrimonia ex hoc capite nulla quae 
usque adhuc invalide ab Episcopis sanata fuerint. ` 

Et sequenti feria V, die 21 eiusdem mensis, Ssmus D. N. D. 
Pius divina providentia PP. X. in solita audientia R. P. D. Ad- 
sessori eiusdem Supremae Sacrae Congregationis impertita Emo- 
rum Patrum resolutionem benigne adprobare et confirmare et 
sanationem in radice matrimoniorum quae ex hoc capite nulla usque 
adhuc invalide ab Episcopis forte sanata fuerint largire digna- 
tus est. 

Contrariis non obstantibus quibuscumque. 

Datum Romae, ex Aedibus S. Officii, die 22 Decembris 1917. 

Aloisius Castellano, S. R. et U. I. Notarius. 


1) Vgl. oben Kirchenrechtliche Chronik S. 144 (Fakultäten der nord- 
amerikanischen Bischófe). 
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5. Resolution des Hl. Offiziums betr. die Gewinnung des 
Toties-quoties-Ablasses am Allerseelentage, 
vom 13. Dezember 1916. 
(Acta Apostolicae Sedis IX, 179 f.) 


Huic Supremae Congregationi S. R. et U. Inquisitionis, ex 
parte R. P. D. Joannis Bapt. Fallize, Episcopi tit. Elusan., Vicarii 
apostolici Norvegiae, dubium exhibitum fuit: Utrum decretum 
Supremae S. C. S. Officii, d. d. 25. Julii 1914,!) respiciens In- 
dulgentiam plenariam »éoties quoties«, lucrandam quotannis die 
2. Novembris, in favorem animarum in purgatorio degentium, ita 
intelligi debeat, ut eadem indulgentia sit perenniter affixa enun- 
ciato diei, an vero Commemorationi omnium fidelium defuncto- 
rum, quae iuxta Rubricas contingat etiam alia die celebrari? 

Emi DD. Cardinales Inquisitores generales, in. consuetis 
comitiis, habitis feria IV. die 13. Decembris 1916, responderunt: 
Negative ad Imam partem; Affirmative ad Ildam partem. 

Quam resolutionem SSmus D. N. D. Benedictus divina pro- 
videntia PP. XV., in audientia Rmo P. Commissario generali S. O. 
impertita feria V., die 14., iisdem mense et anno, benigne appro- 
bavit ac publici iuris fieri mandavit. Contrariis non obstantibus 
quibuscunque. 

LS. R. Card. Merry del Val, Secretarius. 
Fr. Dominicus Pasqualigo, O. P., Commis. gen. S. O. 


6. Entscheidung der Ritenkongregation betr. die Trinations- 
messen an Allerseelen, vom 28. Februar 1917. 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 186.) 


A Sacra Rituum Congregatione pro opportuna declaratione 
postulatum est: An ex tribus Missis de Requie in Commemora- 
tione omnium fidelium defunctorum a Constitutione Apostolica 
diei 10 augusti 1915?) permissis: I. Sacerdos unam vel duas tan- 
tum Missas celebrare queat, et II. in utroque casu quaenam Missae 
ex descriptis in decreto Sacrorum Rituum Congregationis Urbis 
et Orbis diei 11 augusti 1915} legendae sint, ac demum III. pro 
quibus eaedem applicandae? 

Et Sacra Rituum Congregatio, exquisito specialis Commis- 
sionis suffragio, omnibus perpensis, ita rescribendum censuit: 

1) Siehe dieses Archiv 94, 649 und A. A. S. VI, 378. 


2) Siehe dieses Archiv 96, 74 ff. und A. A. S. VII, 401 ff. 
3) A. A. S. VII, 422 f. 
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Ad I. Affirmative ad utrumque. 

Ad II. Prima Missa ex supradescriptis semper legenda est; 
altera erit secunda. 

Ad IIl. In utroque casu una Missa ad intentionem cele- 
brantis, in secundo tamen casu, altera ex duabus Missis pro om- 
nibus fidelibus defunctis applicanda est. 

Atque ita rescripsit et declaravit de mandato Sanctissimi, 
die 28 februarii 1917. 

1 A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae, S. R. C. Pro-Praefectus. 
Lis: Alexander Verde, Secretarius. 


7. Erlass des Bischóflichen Ordinariats zu Limburg a. d. Lahn, 
Zusammensetzung der Landkapitel betr., vom 19. Februar 1917. 


(Amtsblatt des Bistums Limburg 1917, 24.) 


Nach § 1 cer »Dienstinstruktion der Landkapitel und Dekane« 
bilden die Pfarrer und übrigen Benefiziaten eines jeden Dekanates 
die kirchliche Korporation eines Landkapitels (Amtsblatt 1870. 
S. 38). .Nachdeim nun seit einer Reihe von Jahren eine grössere 
Anzahl selbständiger Seelsorgestellen (Pfarrvikarien) errichtet 
worden ist, bestimmen wir, dass künftighin ausser den /nhabern 
von Pfarreien und anderen Benefiziaten auch die Pfarrvikare 
dem Landkapitel als vollberechtigte Mitglieder angehören. 

Die anderen nichtinstituierten Seelsorgsgeistlichen sind eben- 
falls zu der Teilnahme an den Dekanatskonferenzen verpflichtet, 
haben aber kein Stimmrecht und weder aktives noch passives 
Wahlrecht. 

Limburg, den 19. Februar 1917. 

Bischöfliches Ordinariat. 
Ex. Off. N. O. E. 840. Dr. Höhler. vdt. Góbel. 


8. Verordnung des Bischóflichen Generalvikariats zu Trier 
betr. das Halten von Pensionáren im Píarrhause, 
vom 19. Márz 1917. 


(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1917, 47.) 


Es ist uns von verschiedenen Seiten berichtet worden, dass 
eine Anzahl von Geistlichen Gymnasiasten oder sonstige junge 
Lernbeflissene in das Pfarrhaus aufnehmen zum Zwecke des 
Unterrichtes und der Erziehung. Wir verkennen die mannig- 

29 * 
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fachen Vorteile dieser Tätigkeit der Geistlichen nicht, besonders 
kónnen wir es nur billigen, wenn die Herren Pfarrer talentvollen, 
braven Knaben Unterricht erteilen und sie im Studium unter- 
stützen, besonders wenn dieselben spátern priesterlichen Beruf 
hoffen lassen. Auf diese Weise ist durch selbstlose Tätigkeit 
von Priestern manche tüchtige Kraft dem priesterlichen Stande 
gewonnen worden. Wir sind aber nicht ohne ernste Bedenken, 
wenn durch Zeitungsanzeigen, sogar in nichtkatholischen Blättern, 
dieses Halten von Pensionären den Anschein geschäftsmäßigen 
Betriebes erwecken kann. Jedenfalls müssen wir uns in jedem 
einzelnen Falle die Prüfung vorbehalten, inwieweit diese Neben- 
tätigkeit mit den seelsorgerlichen Pflichten vereinbar ist. Wir 
ordnen deshalb hiermit an, dass diejenigen Pfarrer, welche solche 
Pensionäre ins Haus aufgenommen haben, uns bis zum 1. April 
ds. Js. Zahl und Personalien derselben und. Dauer des Auf- 
enthaltes mitteilen und dass in Zukunft die Aufnahme von 
Pensionären in jedem einzelnen Falle unserer Genehmigung bedarf. 

Das Unterrichten von eigenen Pfarrkindern im Pfarrhause 
wird durch diese Verfügung nicht berührt. 

Trier, den 19. März 1917. 


Bischöfliches General-Vikariat. 


9. Mitteilung des Erzbischöflichen Generalvikars zu Coin 
betr. pápstliche Dispensation für binierende Priester vom 
ieiunium eucharisticum, voin 14. Márz 1917. 


(Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Cöln 1917, 43.) 


Coloniae, die 14. Martii 1917. 


Sanctissimus Dominus Noster Benedictus PP. XV. ab Emo 
ac Rmo Domino nostro Archiepiscopo rogatus paratum se decla- 
ravit, cum sacerdotibus mala valetudine affectis, qui duo sacra 
eodem die celebrare tenentur, super lege ieiunii eucharistici 
dispensare, dummodo celebratio secundae missae necessaria sit, 
ut fideles praeceptum "audiendi sacrum adimplere possint, nec 
alius sacerdos adsit, qui absque tali dispensatione secundam mis- 
sam litare valeat — et casu, quo secunda missa celebranda sit 
alio in loco quam prima, locorum distantia sit magna. Velint 
igitur RR. DD. sacerdotes, qui hanc dispensationem desiderant, 
nobis porrigere litteras supplices exponendo supra dictas circum- 
stantias, in specie numerum fidelium, qui absque secunda missa 
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praecepto ecclesiastico satisfacere nequeunt, additoque testimonio 
medici. 
Vicarius Archiepiscopi Generalis. 


10. Erlass des Fürstbischofs von Breslau betr. die Feststellung 
des Todes eines verschollenen Ehegatten behufs Wieder- 
verheiratung des Uberlebenden,') vom 26. April 1917. 


(Verordnungen des Fürstbischóflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau 1917, 
57 f.) 


Breslau, den 26. April 1917. 

Der Bundesrat hat am 11. April 1916 die bürgerliche Todes- 

erklärung von Kriegsvermissten dahin erleichtert, dass dieselbe 

bereits dann erfolgen kann, wenn von dem Vermissten ein Jahr 

lang keine Nachricht eingegangen ist. 

| I. Demgegenüber wolle die Hochwürdige Seelsorgsgeist- 

lichkeit nach klugem Ermessen die Gläubigen belehren, dass zur 

Eingehung einer neuen kirchlichen Ehe die bürgerliche Erklärung 

des Todes des ersten — im Kriege vermissten — Mannes nicht 

genügt. Vielmehr kann nie zur Trauung geschritten werden, 
wenn nicht 

entweder der Beweis des Todes des vermissten Ehegatten 

erbracht ist durch einen authentischen, amtlichen Toten- 

schein, der auf Grund des kirchlichen oder standesamt- 

lichen Sterberegisters, der Sterbeliste eines Krankenhauses 

oder der Militärbehörde ausgestellt ist, — in welchem 

Falle eine Mitteilung an die Behörde nicht erforderlich 

ist, 2) — oder durch die kirchliche Behörde die Gewissheit 

des Todes eines Vermissten ausgesprochen ist. Diese Be- 

hörde ist in der Breslauer Diözese das Fürstbischöfliche 

Konsistorium I. Instanz. Dieses entscheidet endgültig, 

wofern es nicht gemäß kirchlicher Vorschrift zweifelhafte 

Fälle dem Urteil des Heiligen Stuhles unterbreiten muss. 

2. Wenn daher eine Frau, deren Mann vermisst und bürger- 

lich tot erklärt ist, eine neue Ehe eingehen will, so hat der Pfarrer, 

falls nicht ein einwandsfreier authentischer Totenschein vorliegt, 

eine möglichst umfassende Beweisaufnahme zu veranstalten. Aus 


1) Vgl. dieses Archiv 95, 160 ff.: Kriegsverschollenheit und Eheschliessung. 

2) Ausgenommen von vorstehender Regel bleibt der Fall, dass die 
Todesurkunde sich nur auf die bürgerliche Todeserklärung von Vermissten 
stützt, die für das kirchliche Forum nicht genügt. 
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der »Instructio supremae sacrae Congregationis S. Officii ad pro- 
bandum obitum alicuius coniugis vom 13. Mai 1868 (cfr. Acta 
Apost. Sedis II, 1910, p. 199—203) kommen besonders folgende 
Beweismomente in Frage: 

a) Ist eine authentische Sterbeurkunde nicht beizubringen, 
so kann der Beweis erbracht werden durch Aussagen 
wenigstens zweier, beeidigter, glaubwürdiger Zeugen, die 
den Verstorbenen gut gekannt haben und deren Aus- 
sagen auf eigener Anschauung beruhen und bezüglich 
des Ortes, der Todesursache und der wesentlichen Um- 
stände übereinstimmen. Bei Kriegern werden besonders 
die nächsten Kameraden in Betracht kommen. 

b) Findet sich nur ein derartiger Zeuge, und ist dieser durch- 
aus einwandfrei, und wird seine Aussage durch andere 
wichtige Momente unterstützt, so kann ein Zeuge ge- 
nügen. Dasselbe gilt auch beim Fehlen aller anderen 
äusseren Beweismomente, wofern nur die Angaben des 
einen Zeugen nichts Widersprechendes und Unwahr- 

= Scheinliches enthalten. 

c) In Ermangelung unmittelbarer Zeugen kann die Aussage 
glaubwürdiger mittelbarer Zeugen für den Beweis des 
Todes als hinreichend erachtet werden, wenn solche be- 
zeugen, vom Tode des Ehegatten zu einer keinen Ver- 
dacht erregenden Zeit von anderen gehórt zu haben, die 
selbst nicht vernommen werden kónnen, weil sie entweder 
nicht erreichbar oder tot sind. Jedoch müssen diese Aus- 
sagen mit sonstigen ermittelten Umständen oder Indizien 
übereinstimmen. Hierbei móge folgendes beachtet werden. 
In Zeiten, wo Todesfälle unter Häufung erschütternder 
Ereignisse und mörderischer Schlachten sich ins Unge- 
heure vermehren, wird das Wahrnehmungs- und Prüfungs- 
vermögen zahlloser Menschen infolge der Aufregungen, 
Plötzlichkeiten und Gerüchte oft so sehr beeinflusst, dass 
die Zuverlässigkeit der Berichte gar häufig durch irrtüm- 
‚liche Auffassung und unverschuldete Täuschung stark 
herabgemindert wird. Daher ist Vorsicht in der Bemessung 
der Glaubwürdigkeit von Aussagen singulärer Zeugen 
geboten. 

d) Beim Fehlen aller Zeugen muss ein Indizienbeweis ge- 
führt werden, der die Familienverhältnisse des angeblich 
Verstorbenen, sein Alter, Gesundheit usw. berücksichtigt. 
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Bei Kriegsvermissten wird vor allem bei der Militär- 
behórde bezw. dem speziellen Truppenteil nachzuforschen 
und zu ermitteln sein, was über den Vermissten festge- 
stellt ist, insbesondere ob er an einem Kampfe teilge- 
nommen, in Gefangenschaft geraten, sich vom Truppen- 
teil entfernt hat, auf gefährlichen Posten stand. Die Er- 
mittelungen des bürgerlichen Aufgebotverfahrens, die 
Auskünfte der Kriegsgefangenenstellen sind heranzuziehen. 


Dasselbe gilt von vermissten Angehörigen der Marine. 


3. Die Pfarrer werden angewiesen, nach dieser Instruktion 
Beweismittel zu sammeln, auch, wenn die Zeit sehr drängt, die 
Zeugen eidlich zu vernehmen, unter Zuziehung eines Protokoll- 
führers, und das Material so frühzeitig dem Fürstbischöflichen 
Konsistorium einzureichen, dass dieses in der Lage ist, die Be- 
weiskraft aller Beweismomente zu prüfen und nötigenfalls noch 
weitere Beweiserhebungen anzuordnen. Erst wenn das Fürst, 
bischöfliche Konsistorium bezw. der Hl. Stuhl erklärt hat, dass 
der Tod des Verschollenen als sicher anzunehmen sei, darf zur 
kirchlichen Trauung geschritten werden. 


+ Adolf, Fürstbischof. 
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Ill. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Deutsches Reichsgesetz, betr. die Aufhebung des Gesetzes 
über den Orden der Gesellschaft Jesu vom 4. Juli 1872, 
vom 19. April 1917. 


(Reichsgesetzblatt 1917, 362.) 


Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Kónig von Preussen etc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


§ 1. 
Das Gesetz, betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu, 
vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. S. 263) wird aufgehoben. 


$ 2. 
Die zur Ausführung und zur Sicherstellung des Vollzugs des 
im $ 1 genannten Gesetzes erlassenen Anordnungen verlieren 
ihre Gültigkeit. 
| S 3. 
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Ver- 
kündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrücktem Kaiserlichen Insiegel. 
Gegeben Grosses Hauptquartier, den 19. April 1917. 
(Siegel) Wilhelm. 
d Dr. Helfferich. 


2. Entscheidung des preussischen Kultusministers 

' betr. die kommissarische Vermögensverwaltung wegen Be- 

schlussunfähigkeit des Kirchenvorstandes infolge des Krieges, 
vom 29. Márz 1917. 


(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Osnabrück und die Norddeutschen 
Missionen Bd. XI, 287 f.) 


Nach § 17 Abs. 2 des Gesetzes über die Vermögensver- 
waltung in den katholischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 


Kommissarische Kirchenvermögensverwaltung in Preussen. 415 


ist zur Gültigkeit jedes Kirchenvorstandsbeschlusses erforderlich, 
dass mindestens die Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorstandes 
an der Abstimmung teilgenommen hat. Für die Berechnung »der 
Hälfte« ist die durch S 6 des genannten Gesetzes vorgeschriebene, 
nicht die zurzeit vorhandene tatsáchliche Mitgliederzahl ent- 
scheidend. In einzelnen Gemeinden ist, wie wir aus vorgelegten 
Protokollausfertigungen feststellen konnten, mehr als die Hälfte 
der gewáhlten Kirchenvorstandsmitglieder zum Heeresdienst ein- 
gezogen. Zufolge einer Entscheidung des Herrn Ministers der 
geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten vom 29. März d. J. 
— G II Nr. 209 — ist 


»der Fall, wo eine Beschlussunfähigkeit des Kirchenvor- 
standes durch Einberufung der Mehrzahl der gewählten 
Kirchenvorstandsmitglieder zu den Fahnen herbeigeführt 
wird, entsprechend dem Falle zu behandeln, wo eine ge- 
nügende Anzahl wählbarer Mitglieder überhaupt nicht 
vorhanden ist und dadurch die Bildung eines beschluss- 
fahigen Kirchenvorstandes unmóglich gemacht wird. Für 
einen solchen Fall gibt der $ 46 des Gesetzes vom 
20. Juni 1875 dem Regierungspräsidenten das Recht der 
Anordnung einer kommissarischen Besorgung der kirch- 
lichen Vermögensangelegenheiten.« 


Dazu bemerkt der Herr Minister, dass mit der kommissari- 
schen Vermögensverwaltung zweckmäßig der Pfarrer als Vorsitzen- 
der des Kirchenvorstandes zu beauftragen sein werde. 


Die Herren Vorsitzenden der infolge des Krieges z. Zt. be- 
schlussunfähigen Kirchenvorstände der Diözese und der Provinz 
Schleswig-Holstein werden hierdurch veranlasst, uns unter Angabe 
der Zahl der zum Heeresdienste einberufenen Mitglieder alsbald 
Mitteilung zu machen, damit wir wegen der Anordnung einer 
kommissarischen Vermögensverwaltung mit dem zuständigen Re- 
gierungspräsidenten in Verhandlung treten können. 


Osnabrück, den 16. April 1917. 
Das Bischöfliche Generalvikariat. 
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Mindestbetrag von 1000 24 bekleidet, bis ihm Ende 1910 von 
der Beklagten auf 1. April 1911 gekündigt und die Weiterbe- 
zahlung seiner Gebühren verweigert wurde. Unter der Behauptung, 
dass er lebenslánglich angestellter Beamter der Beklagten sei, 
verlangte er mit der Klage die Feststellung der Unwirksamkeit 
der Kündigung und die Verurteilung der Beklagten zur Fort- 
zahlung der Gebühren bis zur freiwilligen Amtsniederlegung oder 
seiner disziplinaren Entlassung. Nachdem in dem rechtskräftigen 
Urteil des Berufungsgerichts vom 3. Februar 1912 der Rechts- 
weg für zulässig erklärt worden ist, hat das Landgericht die Klage 
abgewiesen; das Berufungsgericht hat jedoch gemäß dem Klag- 
antrag erkannt. Die Revision der Beklagten hatte keinen Erfolg. 


Aus den Gründen: 


Der Kläger, der, ohne jemals Kirchenvorsteher der Beklagten 
zu sein, im Jahre 1875 durch Beschluss des Kirchenvorstands 
als Rendant der Beklagten angestellt worden ist, ist Kirchen- 
beamter der Beklagten. Gemäß S 10 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Vermógensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden 
vom 20. Juni 1875 gehórte er zu den Kirchendienern im Sinne 
des Gesetzes vom 12. Mai 1873. Nun ist allerdings durch Art. 6 
des Kirchengesetzes vom 21. Mai 1886 unter Beseitigung des 
S 1 des Gesetzes vom 12. Mai 1873 bestimmt worden, dass als 
Kirchendiener im Sinne dieses Gesetzes nur die Personen 
anzusehen seien, die die mit einem geistlichen oder jurisdiktio- 
nellen Amte verbundenen Rechte und Verrichtungen ausüben. 
Damit ist aber lediglich ausgesprochen, dass die Kirchenrendanten 
nicht zu den Kirchendienern im Sinne des Gesetzes vom 12. Mai 
1873 zu rechnen seien; ihre Eigenschaft als Kirchenbeamte haben 
sie dadurch nicht verloren. 

Die Lebenslänglichkeit der Anstellung des Klägers, der nach 
der einwandfreien Annahme des Berufungsgerichts zunáchst nur 
Kündigungsbeamter war, folgert das Berufungsgericht ohne Rechts- 
irtum aus den Vorgängen vom März 1902. Gemäß den Fest- 
stellungen des Berufungsgerichts hat der Kirchenvorstand der Be- 
klagten in seiner Sitzung vom 11. März 1902 den Beschluss ge- 
fasst, den Kläger mit Rücksicht auf seine 26jährigen treuen Dienste 
und zur Ermóglichung seiner Aufnahme in die Pensionskasse der 
Kreise, Stádte und anderer Korporationen in der Provinz West- 
falen »definitiv« als Rendanten anzustellen; dieser Beschluss ist 
dem Kläger sofort vom damaligen Vorsitzenden des Kirchenvor- 
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stands, Pfarrer T., unter dem Verlangen eröffnet worden, dass 
der Kläger sich verpflichte, die Beiträge zur Pensionskasse selbst 
zu zahlen und an die Beklagte keine Pensionsansprüche zu er- 
heben, und der Kläger hat diese Erklärungen abgegeben. Gegen 
die Annahme des Berufungsgerichts, dass unter der definitiven 
Anstellung die Verleihung der Lebenslänglichkeit zu verstehen 
sei, bestehen keine Bedenken. Die Verleihung der Lebensläng- 
lichkeit bedurfte auch nicht der Genehmigung der bischöflichen 
Behörde, wie diese selbst in ihrer dem Berufungsgericht abge- 
gebenen Äusserung anerkannt hat. Nach $ 1 des Vermögens- 
verwaltungsgesetzes vom 20. Juni 1875 sind die kirchlichen Ver- 
mögensangelegenheiten durch den Kirchenvorstand und die Ge- 
meindevertretung zu besorgen und nach $ 10 Abs. 2 daselbst 
erfolgt die Anstellung des besonderen Rendanten durch den 
Kirchenvorstand. Der bischöflichen Behörde stehen Einwirkungen 
auf die Geschäftsführung des Vorstandes nur insoweit zu, als 
das Gesetz sie ihr beimisst. Auch der Einwand der Beklagten, 
dass der Kirchenvorstand die lebenslängliche Anstellung von der 
bischöflichen Genehmigung abhängig gemacht habe, ist vom Be- 
rufungsgericht ohne Rechtsverstoss zurückgewiesen worden. Von 
einer solchen Bedingung ist weder im Sitzungsprotokoll des 
Kirchenvorstands noch in dem Eröffnungsbriefe des Pfarrers die 
Rede. Der Umstand, dass der Pfarrer nachträglich bei der bischöf- 
lichen Behörde um die Genehmigung nachgesucht hat, ist kein 
Beweis dafür, dass die Bewilligung der Lebenslänglichkeit von 
einer solchen Bedingung abhängig gemacht wurde; denn einmal 
handelt es sich nur um eine Erklärung des Pfarrers, nicht um 
eine solche des Kirchenvorstands als der anstellenden Behörde, 
und weiterhin besteht die Möglichkeit, dass der Pfarrer die Ge- 
nehmigung für notwendig oder wünschenswert halten mochte. 
Keineswegs rechtsirrtümlich sind auch die Ausführungen des Be- 
rufungsgerichts, womit es den Einwand der Beklagten zurück- 
weist, dass der Kirchenvorstand im Gegensatz zu der Fassung 
des Protokolls in Wahrheit nicht den Willen der lebenslänglichen 
Anstellung des Klägers gehabt habe, dass vielmehr der sämt- 
lichen Beteiligten bekannte Zweck des Verfahrens lediglich der 
gewesen sei, dem Kläger den Eintritt in die Pensionskasse zu 
ermöglichen. Die prozessuale Rüge der Revision, dass der von 
der Beklagten benannte Zeuge J. nicht vernommen worden sei, 
ist unbegründet. Das Berufungsgericht hat unterstellt, dass dieser 
Zeuge die von der Beklagten behauptete Tatsache bekunden 
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wie es billig ist, den gesetzgebenden Kórperschaften hoch an- 
rechnen, dass sie sich von der Erfüllung ihre: Rechtspflichten 
gegenüber der katholischen Kirche nicht durch die mehrfach ge- 
äusserten Widersprüche eines grossen Teils der evangelischen 
Konfession, die in unserem Vaterlande die Majorität besitzt, haben 
abbringen lassen. Dass diese Widerstände keineswegs gering an- 
zuschlagen sind, hat noch jüngst die Stellungnahme der politischen 
und religiösen Organe aus dem evangelischen Lager, die nach 
der Aufhebung des Jesuitengesetzes erfolgte, deutlich genug be- 
wiesen. 

Wir begrüssen es deshalb mit ungeteiltem und unein- 
geschränktem Dank, dass namentlich die im Bundesrate reprä- 
sentierten Bundesregierungen endlich den Mut gefunden haben, 
gewissermaßen als Schützer der austeilenden Gerechtigkeit auf- 
zutreten und den beiden Konfessionen von Staats wegen einen 
gleichen Anteil von Luft und Licht zuteil werden zu lassen. Es 
ist sicher, dass durch diesen Akt der staatlichen Gerechtigkeit 
“nicht nur die innere Verbindung der katholischen Staatsbürger 
mit dem deutschen Vaterlande, das uns durch den gleichen 
Heldenmut der Söhne seiner beiden Konfessionen in diesem 
Weltkriege gleichsam von neuem wieder geschenkt worden ist, 
gestärkt, sondern auch das Ansehen des Reiches nach aussen 
gefördert werden wird. In der letzten Hinsicht ist der eine Be- 
schluss des Deutschen Bundesrats vom 19. April 1917 mehr wert, 
als alle apologetischen Erörterungen, die die katholischen Ge- 
lehrten in den drei letzten Jahren zur Abwehr unberechtigter 
feindlicher Angriffe auf unsere kirchenpolitischen Verhältnisse ge- 
pflogen haben. 

Ein Wort des speziellen Dankes gebührt noch der Regierung 
des katholischen Königs Ludwig III. von Bayern, die durch den 
bekannten Erlass vom 11. März 1912 die Jesuitenfrage zuerst . 
wieder angeregt hat. Die wohlwollende Haltung, die die Re- 
gierung des überwiegend katholischen Landes gegenüber der 
katholischen Kirche eingenommen hat, erinnert lebhaft an jene 
grosse Vermittlerrolle, die einst vor nahezu 80 Jahren der Gross- 
vater des jetzigen Bayernkónigs, Ludwig I., im Kölnischen Kirchen- 
streite gespielt hat. - Beides soll den deutschen Natholken un- 
vergesslich bleiben. 

Nach den Ausserungen des Dankes mége man mir gestatten, 
an die deutschen Mitbürger evangelischen Glaubens eine Bitte 
zu richten. Mógen sie nach und nach dem Beschlusse des 
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Bundesrates auch innerlich beitreten; nicht weil ihnen die katho- 
lischen Orden und die Jesuiten sympathisch sind — denn diese 
Frage beantwortet sich nach den Grundsätzen ihrer eigenen Kon- 
fession, auf die ich mich jeder Einwirkung enthalte —, sondern 
weil die Katholiken die Entfaltung ihres gesamten geistlichen 
Korporationswesens, also mit Einschluss des kirchlich approbierten 
Jesuitenordens, auf Grund der konfessionellen Paritätsgrundsätze 
als ein ihnen zustehendes Recht fordern. Nachdem der Gesamt- 
wille des deutschen Volkes und der deutschen Bundesregierungen 
uns dieses Recht zugestanden hat, zógert nicht, Euch diesem 
Beschlusse zu unterwerfen! Was gerecht ist, ist auch klug. Der 
konfessionelle Friede, der für uns Deutsche eine Lebensírage ist, 
wird nicht durch die Unterdrückung der einen Religionspartei 
durch die andere, sondern durch gegenseitiges Gewährenlassen 
und nachbarliche Verständigung befestigt. 

Zum Schlusse sei den aus der Verbannung heimkehrenden 
Vätern der Gesellschaft Jesu der herzlichste Willkommengruss 
dargebracht. Móge ihnen, die noch in den letzten Jahren durch 
die ehrenvollsten Zeugnisse der deutschen Bischófe!) und des 
Oberhauptes unserer Kirche?) ausgezeichnet wurden, in dem 
deutschen Vaterlande eine bleibende und ewig dauernde Wohn- 
stätte bereitet werden, auf dass ihr Vertrauen auf ihre gute Sache 
und den friedlichen Gerechtigkeitssinn des deutschen Volkes nicht 
zuschanden werden. Ihr kommt, so möchte ich Euch zurufen, 
zu einer Zeit, wo ihr für den Dienst unserer Kirche am dringend- 
sten notwendig seid, zu einer Zeit, wo der Krieg die Zahl der 
Arbeiter im Weinberge des Herrn erheblich vermindert und die 
seelsorglichen Aufgaben ins Ungemessene gesteigert hat. Drum 
segne Gott Eueren Eintritt in unsere Mitte und Euere Mitarbeit 
am Erbe Jesu Christi! 

Bonn. N. Hilling. 


2. Die náchsten Aufgaben 
der Amtsstelle des Wiener Ordinariats für Kirchenmusik. 


(Denkschrift des Referenten der Amtsstelle für Kirchenmusik am f. e. Ordi- 


. mariate zu Wien Matthias Heumann, in: Wiener Diözesanblatt 1917, 37—40.) 


Mit grosser Freude haben sicherlich alle, denen die würdige 
künstlerische und praktische Pflege der Kirchenmusik am Herzen 
N Vgl. dieses Archiv 93, 160 ff. 


2) Vgl. das Glückwunschschreiben Pius' X. zur SE der 
Wiederherstellung des Jesuitenordens, in diesem Archiv 94, 523 
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liegt, von dem bedeutsamen Entschluss Sr. Eminenz erfahren, 
eine Amtsstelle für Kirchenmusik bei dem f. e. Wiener Ordinariate 
zu errichten. Untersteht doch die Kirchenmusik als wichtiger 
Bestandteil der gottesdienstlichen Feier und als Mittel zur Ver- 
herrlichung Gottes und zur Erbauung der Gläubigen in erster 
Linie kirchlichen Bestimmungen und somit der Fürsorge der 
kirchlichen Behórden. Es unterliegt für den Betrachter der kirchen- 
musikalischen Verhältnisse bei uns keinem Zweifel, dass, obgleich 
an vielen Orten ein löblicher Eifer in der Pilege der heiligen 
Tonkunst herrscht, an manchen anderen Orten noch vieles Not- 
wendige und Wünschenswerte erst in Angrift genommen werden 
muss, um den Musikbetrieb in der Kirche nach den wichtigsten 
kirchlichen und künstlerischen Anforderungen zu gestalten. 

Zunächst erscheint es als eine der ersten Aufgaben der neu- 
geschaffenen Amtsstelle, dass alle Kräfte, welche für den Auf- 
schwung der Kirchenmusik in Betracht kommen und zur Mitarbeit 
geeignet sind, gesammelt, geordnet und in zweckdienlichste Ver- 
bindung gesetzt werden zu gedeilichem Zusammenwirken. Jeder 
gute ehrliche Wille soll dabei begrüsst und gefördert werden, so- 
fern das grosse erhabene Ziel angestrebt wird, das nach den Be- 
stimmungen der Kirche zu verwirklichen ist. Glücklicherweise 
haben wir durch das grundlegende Motu proprio Pius X. vom 
22. November 1903 !) ein jeden Zweifel ausschliessendes Programm 
für die Aufgaben, die der Lósung harren. Dass dieses Programm 
erst allmählich in stetiger, nicht überhasteter Arbeit durchgeführt 
werden kann, liegt in der Natur der Sache. 

Wie bei allen Arbeiten und Unternehmungen von bleiben- 
dem Wert gilt es auch für unser Gebiet, auf dem wertvollen Be- 
stehenden aufzubauen, den Zusammenhang mit dem tatsáchlich 
Vorhandenen zu suchen, das bereits Geleistete zu erweitern, die 
Kräfte und Mittel, die zur Verfügung stehen, richtig abzuschätzen. 
Es wird darum nicht als überflüssig erscheinen, wenn zur Ge- 
winnung eines wenigstens im allgemeinen richtigen Bildes der 
an den verschiedenen Orten oft so verschiedenen Verhältnisse 
die Beantwortung notwendiger Anfragen erwartet wird. Die hoch- 
würdigen Pfarramter und Kirchenvorstehungen werden zur Aus- 
fülung eines Fragebogens eingeladen werden, welcher móglichst 
genau und vollstándig — vielleicht auch unter Zurateziehung des 
Regenschori — beantwortet an die Amtsstelle des f. e. Ordinariates 
einzusenden wäre, 


1) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 329 ff. 
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Als nüchste Arbeitsangelegenheit wurde der Amtsstelle die 
Regelung des kirchlichen Volksgesanges überwiesen. Die Grund- 
lage für ein einheitliches und gleichmäßiges Vorgehen ist durch 
das unter Mitwirkung des Wiener Katechetenvereines vom Ordi- 
nariate herausgegebene Gesangbuch und das dazugehórige Orgel- 
buch gegeben. Um die zur praktischen Handhabung dieser vor- 
geschriebenen Bücher geeignetsten Maßnahmen zu finden, ist 
eine móglichst enge Verbindung der Amtsstelle mit allen für die 
Volkskirchengesangsirage maßgebenden Kreise wünschenswert. 
Die in der Praxis der Seelsorge stehenden Priester, die Schul- 
männer und Kirchenmusiker werden aus dem reichen Schatz ihrer 
Erfahrungen und Kenntnisse in sachlichen Beratungen manchen 
gangbaren Weg in den Garten des blühenden Kirchenliedes zu 
zeigen wissen. Sehr viel ist dabei von zwanglosen Konferenzen 
der Seelsorger zu erwarten; gelingt es dann noch, was bei der 
wohlwollenden Einschätzung der Angelegenheit seitens der Schul- 
behörden zu hoffen ist, der Amtsstelle die Unterstützung eines 
fachkundigen Beirates von Schulmännern zu sichern und so auch 
die Mitwirkung der Schule lebendiger und allgemein zu gestalten, 
und gelingt es weiters, die unentbehrliche Mitarbeit der Organisten 
auch auf eine bessere materielle Grundlage zu stellen, so sind 
die wichtigsten Vorbedingungen für den Aufschwung des kirch- 
lichen Liedes gegeben. | 

Als eines der notwendigsten Mittel, um einen schönen Volks- 
gesang zu erzielen, wird wohl jeder einigermaßen Kundige die 
Volksübungen!) bezeichnen. Ihre Durchführung erscheint aber 


1) Die von Oesterreich duy Sas eon Bewegung, den Volksgesang durch 
Einübung von Kirchenliedern zu fördern, hat auch schon im Deutschen Reiche 
Anklang und Nachahmung gefunden. Das Schlesische Pastoralblatt 1917 
S. 83 f. bringt den Bericht eines Breslauer Pfarrers über den von ihm ge- 
machten »Versuch einer praktischen Einübung der »Einheitslieder«.« Zur Ein- 
führung hat der hochwürdigste Ordinarius der Diözese Breslau folgende warme‘ 
Empfehlungsworte voraufgeschickt: »Als ich bei der österreichischen Bischofs- 
konferenz Ende November in Wien weilte, hatte ich besonderes Interesse an 
der praktischen Methode, wie dort ein deutsches Kirchenlied nach dem andern 
mit dem versammelten Volke in den Kirchen eingeübt wurde. Es war abends 
7 Uhr in der Kirche St. Maria an der Stiege. Die Kirche war gefüllt von Er- 
wachsenen. Auf der Kanzel stand ein Geistlicher, der ein Kirchenlied erklärte 
und dann mit markierender Akzentuierung langsam dem Volke Satz für Satz 
vorsprach. Dann sprach zunächst das Volk, durch die Erläuterung mit 
dem Sinne vertrauter geworden, mit gleicher Betonung den Vers langsam 
nach. Nun wurde die Melodie ebenso vorgesungen, dann vom Volke wieder- 
holt. Mängel im Vortrage wurden sofort korrigiert und so das Ohr geschärit. 
Einzelne Sätze wurden dreimal, viermal repetiert, bis der Vorsingende zu- 
frieden war. Man hörte nun es dem Klange an: es war nicht gedankenloses 
Absingen, sondern es lag Verständnis und Andacht drin und ein freudiger 
Schwung. Unwillkürlich fiel mir der Satz ein: Qui bene cantat, bis orat. Und 


30 * 


456 Heumann 


manchen schwieriger, als sie in Wahrheit ist. Um entgegenstehende 
Vorurteile zu beseitigen und ihre Abhaltung zu erleichtern, ist die 
Herausgabe eines Handbüchleins für Volksübungen geplant. Als 
Ergänzung hiezu wird allerdings immer noch praktische Beratung 
und Unterweisung der Übungsleiter willkommen sein. Die Ab- 
haltung von Volkskirchengesangstagen an verschiedenen geeigneten 
Orten der Erzdiözese wird nicht nur Wetteifer und Freude am 
heiligen Liede erwecken, sondern auch Einblick in die einfache 
Methode solcher Übungen gewähren. An vielen Orten wird die 
Einrichtung von Singschulen (für Kinder oder auch Erwachsene) 
möglich sein, um einen geeigneteren kleineren Gesangskörper für 
das Vorsingen in den Übungen zur Verfügung zu haben. Für 
Wien wäre die Einrichtung einer Domsingschule, welche von 
einer möglichst grossen Anzahl von Knaben besucht würde und 
zur Ausbildung zahlreicher Kirchensánger beitragen könnte, auch 
ein Gewinn in bezug auf den Volksgesang und das bei den 
Übungen wünschenswerte Vorsingen. Auf dem Lande werden 
sich solche Singschulen vereinigen lassen mit den Chorsänger- 
schulen, manchmal auch mit einer Gruppe eines katholischen 
Vereines. 

Es soll auch die gelegentliche Abhaltung von Organisten- 
kursen in Erwägung gezogen werden, um das Orgelspiel in Ein- 
klang mit den neuen Aufgaben des Volkskirchengesanges zu 
bringen. | 

Auch die so wünschenswerte Teilnahme der Gebildeten an 
der Pflege des Volkskirchenliedes darf nicht übersehen werden 
und es ist selbstverständlich, dass die studierende Jugend in 
verhängnisvollster Weise vom Volke getrennt würde, wenn sie 
die im Volksgottesdienste gebräuchlichen Lieder nicht rechtzeitig 
erlernte. So wenig die Kirche ihren Gottesdienst für die ver- 
schiedenen Stände abstuft und verschieden gestaltet, so wenig 
dürfte man sich mit einem nur den Studenten eigentümlichen 
kirchlichen Volksgesange an den Mittelschulen begnügen. Darum 


als ich dieses Gefallen des Volkes am freudigen, schönen Vortrag des Liedes 
mitfühlte, dachte ich: Wieder ein Beitrag zum Kapitel »Mehr Freude« ! 


Leise sagte ich zum Bischof von Triest: ob wohl meine Breslauer auch 
so viel Freude an solchem schulmäßigen Einüben finden? Ganz sicher, er- 
widerte er; es kommt auf den Versuch an! — Nun, ich erzählte es einem 
Pfarrer, der mir sofort sagte: »Ich mache den Versuch mit den Einheitsliedern«. 


Hierüber handelt der nachstehende Bericht, der vielleicht für manche 
Leser des Pastoralblattes Interesse hat. Denn wie viel ist in unserer Diözese 
Doch 3 den Volksgesang zu tun nötig! + Adolf, Fürstbischof. (Anm. des 

erausg. 
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muss die volle Teilnahme der studierenden Jugend an der Volks- 
kirchengesangserneuerung erstrebt werden durch Erlernung der 
Kirchenlieder des Volkes. 

In der grossen Anzahl führender Mitarbeiter, auf welche 
bei der Neuordnung des kirchlichen Volksgesanges gerechnet 
werden muss, finden sich sicherlich viele, welche hervorragende 
Eignung besitzen, durch Mitarbeit in der katholischen Presse, 
sowohl in der Tages- und Provinzpresse wie in der Fachpresse, 
die grosse Sache zu fördern. Literarisch ist ja das Kirchenlied, 
zumal das österreichische, noch wenig bearbeitet. Inhaltlich, ge- 
schichtlich, heimatgeschichtlich, kunstgeschichtlich, musikalisch 
und methodisch ergibt sich dem, der näher zugreift, der reichste 
Stoff, aus dem er auswählen kann. Und die Erfahrung mit und 
in dem singfreudigen Volk gibt Anlass genug, um auf dem Wege 
der Presse vielen zu nützen und viele anzueifern und anzuregen. 

* * 
* 

"Wir haben oben das Motu proprio Pius’ X. als kirchen- 
musikalischen Gesetzkanon genannt. Die kirchenmusikalische 
Amtsstelle der obersten kirchlichen Diözesanbehörde muss es auf 
das freudigste begrüssen, dass an der musikalischen Hochschule 
Wiens, an der k. k. Akademie für Musik und darstellende Kunst 
seit einigen Jahren eine Airchenmusikalische Abteilung einge- 
richtet ist, welche eben jenes Motu proprio als die Grundlage 
ihrer künstlerischen Lehrtätigkeit betrachtet, und ebenso ist von 
grösster Bedeutung das Bestehen einer kirchenmusikalischen Kom- 
mission im Kuratorium der k. k. Akademie unter dem Vorsitze 
Sr. Eminenz. Fügen wir noch hinzu, dass in unserer Erzdiözese 
die vornehmste kirchenmusikalische Zeitschrift, die »Musica 
divina«, erscheint, welche in. engster Verbindung steht mit einer 


freien Vereinigung von Kirchenmusikern, der »Schola Austriaca«, _ 


und mit ihr die Verwirklichung der Forderungen des Motu proprio 
erstrebt, so darf sich wohl die Amtsstelle des f. e. Ordinariates 
von Seite der genannten Stellen die verständnisvollste Förderung 
ihrer Aufgaben erhoffen. 

Es ist hier nicht möglich, auf die einzelnen Programm- 
punkte, die das Motu proprio gibt, genauer einzugehen. Nur 
einiges möge hervorzuheben gestattet sein. Als Maßstab für Wert 
und Würde der Kirchenmusik wird in demselben der Choral und 
der Geist des Chorals aufgestellt. Die Erfahrung zeigt, dass die 
Kenntnis und Pflege des Chorals noch grossen Aufschwunges 
bedarf. Eine weitergehende Schulung des heranwachsenden Klerus 
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und der Kirchenmusiker, eine allgemeine Hebung der kirchen- 
musikalischen und liturgischen Bildung auch der Kirchenmusiker 
ist notwendig. Viel Nutzen kónnte da auch die Abhaltung von 
kirchenmusikalischen und Choralkursen stiften. 

Obwohl das Motu proprio Choral und klassische Polyphonie 
als die hóchsten Vorbilder der Kirchenmusik bezeichnet, aner- 
kennt es ausdrücklich den Fortschritt der Künste und die Be- 
rechtigung auch des modernen Stiles in der Kirchenkomposition, 
sofern er den liturgischen Gesetzen und Anforderungen nicht 
widerspricht. Es wird also auch der Pflege der Heimatkunst, 
immer in den von der Kirche gebotenen Schranken, ein reges 
Augenmerk zuzuwenden sein. Damit hángt die Zusammen- 
stellung der kirchenmusikalischen Programme und diese wieder 
mit dem Bestande der Archive auf den Kirchenchóren zusammen. 
Die Amtsstelle wird einschlägige Auskünfte und Vorschläge be- 
reitwilligst erteilen. 

Zu einer Lebensfrage der Kirchenmusik ist bereits auch die 
Organisation und Hebung der materiellen Lage der Kirchen- 
musiker geworden. Es wird eine wichtige Sorge der Amtsstelle 
sein müssen, für die Lebensstellung der Kirchenmusiker eine 
würdigere und und ausreichendere Grundlage zu suchen. 

Schon in diesen wenigen Punkten zeigt sich ein so weites 
Arbeitsfeld für die Amtsstelle, dass nur die bereitwilligste Mit- 
arbeit und Unterstützung vieler zu einer gedeihlichen Lósung 
aller dieser Fragen führen kann. Anregungen und Vorschläge 
werden stets auf das dankbarste begrüsst und gewissenhaft ge- 
prüft und erwogen werden. Dass nicht mit einem Schlage die 
vielen brennenden Wünsche in Erfüllung gehen können, liegt 
auf der Hand. Das möge nicht dem Amte zur Last gelegt 
werden, sondern möge in der Schwierigkeit der Verhältnisse, 
welche der Krieg noch gesteigert hat, seine Entschuldigung 
finden. Die Geduld wird nach dem Apostelworte auch hier Be- 
währung wirken, die Bewährung aber zu den schönsten Hoff- 
nungen berechtigen. 


3. Kirchenrechtliche Chronik. 
Vom 1. Januar bis zum 30. Juni 1917. 


Mitten unter den gewaltigen Wirren des Weltkrieges hat ein 
Friedenswerk der Kirche seinen Abschluss gefunden, das mit 
Recht den grössten Leistungen der Kultur beigezählt zu werden 
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verdient, der von Pius X. im Jahre 1904 in Angriff genommene 
Codex iuris canonici. Am 28. Juni, der Vigil von St. Peter und 
Paul, überreichte der Kardinalstaatssekretär Pielro Gasparri, Präsi- 
dent der Kommission für die Kodifikation des kanonischen 
Rechts, in feierlicher Audienz dem Hl. Vater ein kostbar ge- 
bundenes Exemplar des neuen Gesetzbuches der Kirche, wobei 
er in Anwesenheit von vielen Prälaten und Bischöfen und 
26 Kardinälen die folgende Ansprache hielt: »Dank der Zusam- 
menarbeit aller dieser Kräfte (der Kardinäle und Konsultoren) 
kann Euere Heiligkeit heute, während die Menschheit sich in 
einem Kriege zerfleischt, der seinesgleichen in der Geschichte 
nicht kennt, der Kirche ein Gesetzbuch geben, das sie von nun 
an zu beobachten hat. Wieder ein glänzender Beweis für die 
geschichtlich erwiesene Tatsache: die Kirche, von der göttlichen 
Vorsehung mitten in die ruhelosen Kämpfe dieser Welt gestellt, 
setzt heiter und unberührt ihre Mission der Liebe und des Wohl- 
tuns fort und lässt sich in ihr nicht beirren durch alle irdischen 
Stürme. Euere Heiligkeit haben in einer jüngsten Konsistorial- 
ansprache der Überzeugung Ausdruck gegeben, dass der neue 
Kodex das Studium und die Beobachtung der Kirchendisziplin 
und dadurch die Heiligung und das ewige Heil der Seelen fördern 
werde. Möge es Gott geben in seiner unendlichen Barmherzig- 
keit! Das ist der einzige Lohn, den wir mit dem apostolischen 
Segen für unsere Mühen wünschen.«!) Hierauf erwiderte Papst 
Benedikt XV. in längeren Ausführungen, die ein Gegenstück zu 
der Konsistorialallokution vom 4. Dezember 1916?) bilden, mit 
folgenden Worten: 


»Im Leben der Kirche wechseln Freude und Leid sich ab: ja, in diesem 
mystischen Garten pflegt der Wohlgeruch der Blumen nur zu bald im Brausen 
des Sturmwindes dahinzuschwinden. Keinen darf dies wundernehmen, denn ` 
wenn die Christen ihre Augen zu dem gekreuzigten Jesus emporheben, so 
denken und sagen sie: Wenn das Haupt mit Dornen gekrónt ist, dann steht 
es den Gliedern nicht an, sich mit Rosen zu schmücken. Aber die Erórterung 
des Lebens der Kirche, oder die des vorwiegend darin enthaltenen Kummers 
schliesst nicht aus, die Freuden zu kosten, die bisweilen den Kümmernissen 
folgen; im Gegenteil, es hat den Anschein, als ob solch seltene Freuden, die 
mehr das Gefühl Unserer Erkenntlichkeit gegen den ausdrücken, a quo cuncta 
procedunt, Uns um so kóstlicher dünken. 

Uns, ehrwürdige Brüder, bietet dieser Augenblick einen erfreulichen 
_ Beweis hierfür, denn woht können Wir sagen, dass vom Anbeginn Unseres 
Pontifikates und im schnellen Verlauf desselben keine balsamischen Lüfte, 


1) Schweizerische Kirchen-Zeitung 1917, 214. 
2) Siehe oben S. 138 ff. 
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wohl aber die heftigsten Sturmwinde das Leben der Kirche bewegt haben. 
Heute aber ist reinste Freude in Unser Herz eingezogen. Endlich ist das 
grosse Werk der Kodifikation des Kirchenrechts zu Ende gebracht worden. 
Wir halten den sichtbaren Beweis hierfür in dem Uns überreichten Bande in 
Händen. Durch Darbringung dieses Bandes hat der Präsident der Kommission 
für die Kodifikation würdig das Werk gekrönt, das Unser verehrungswürdiger 
Vorgänger Uns anvertraut hat. Deshalb beeilen wir Uns, ihm die Gefühle 
Unseres dankbaren Herzens auszudrücken, und in ihm danken Wir allen Kon- 
sultoren, allen Bischöfen und vor allem den erlauchten Kardinälen, die zur 
Vervollkommnung des Werkes beitrugen durch das Licht ihres Wissens, durch 
die Früchte ihrer Erfahrung, durch die Flamme ihres Eifers, für alles das, was 
zum Ruhme Gottes und für die Errettung der Seelen diente. 

Aber ganz besondere Freude bereitet Uns das hehre Ereignis, weil da- 
durch die Erreichung des hochedlen Zieles, das Pius X. erstrebte, bezeugt 
wird, da er die vorbereitenden Studien zur Kodifikation des kanonischen 
Rechts anordnete. Als jener Papst liebwerten und seligen Andenkens das 
Motu proprio »Arduum sane munus« veröffentlichte und einer päpstlichen 
Sonderkommission den Auftrag erteilte, alle vorhandenen Disziplinargesetze 
der Kirche zu vereinigen, da begrüsste einheitlicher Beifall die zweckmäßige 
Vorkehrung, da es allseitiger Wunsch war, sämtliche bzw. die alleinigen Ge- 
setze kennen zu lernen, die heute die Kirche regieren. Sämtliche — weil es 
ohne Kenntnis aller Gesetze keine völlige Beobachtung der Pflichten gibt, die 
alleinigen — weil die Erinnerung an die für nichtig erklärten und ausser Ge- 
brauch geratenen Gesetze wohl der Rechtsgeschichte nützlich ist, nicht aber 
der Praxis des Lebens dient, die dadurch erschwert und unsicher wird. 

Heute aber ist der Wunsch in Erfüllung gegangen, mit dem sich die 
Gelehrten des Kirchenrechts so lange Zeit befassten; heute ist die gemein- 
same Sehnsucht aller für das individuelle und soziale Wohl besorgten Söhne 
der Kirche befriedigt worden, und Unsere Pflicht ist es, dem Urteilsspruch 
vorzugreifen, den der Präsident der Kardinalskommission für die Kodifikation 
nach seiner Aussage der Nachwelt überlassen wollte. In seiner Bescheiden- 
heit wollte er sich den Lobeserhebungen, deren wesentlicher Anteil ihm in- 
folge der Anerkennung des inneren Wertes des neuen Rechtskodexes gebührt, 
entziehen, aber die Demut darf sich nie dem Triumph der Wahrheit entgegen- 
stellen; daher kann kein auch noch so lobenswertes Motiv persönlicher Be- 
scheidenheit Uns hindern, schon heute dem Herrn ein Danklied anzustimmen, 
dass er Uns vergönnte, den Stempel Unserer Autorität einem Werk aufzu- 
drücken,. das nach Unserem Dafürhalten sich als höchst segensreich für das 
Interesse der Kirche erweisen wird. Nur allein bekümmert Uns der Gedanke, 
dass Unser erhabener Vorgänger nicht mit seiner Hand das von ihm begonnene 
Werk krönen konnte. 

Das Wort des Evangeliums: Alii laboraverunt et vos in labores eorum 
introistis wurde nie mit so viel Grund ausgesprochen, als Wir Uns jetzt ge- 
nötigt sehen, es gegen Uns selbst zu richten. 

Es tröstet Uns jedoch die Hoffnung, dass Pius X. im Himmel sich über 
sein Werk erfreuen wird und dass durch seine Fürsprache immer besser die 
Frucht heranreife. Wir als Erben seines Geistes übernehmen den neuen Kodex, 
wie er Uns aus seinen Händen zugekommen ist; als Erben seiner Autorität 
nehmen Wir Uns vor, die getreue Beobachtung des Gesetzes zu betreiben, 
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und verschliessen das Ohr vor jedem Verlangen irgendwelcher Ungültigkeits- 
erklärung, Der unaussprechliche Nutzen der Heiligung der Einzelwesen, der 
Eintracht und des Friedens der religiósen Gemeinschaft macht es allen offen- 
bar, dass am Tage der Veróffentlichung des neuen Kodex des kanonischen 
Rechts eine ungewóhnliche Freude den nicht ungewohnten Kummer des 
Hauptes der Kirche mildert. 

Möge der Segen Gottes Unser Gelübde bestätigen und möge er gleich- 
zeitig der Belohnung vorausgehen, auf die die Kardinäle, die Mitglieder des 
katholischen Episkopats und die Konsultoren der Kodifikation infolge ihres 
Wetteifers bei Herstellung des heute glücklich vollendeten Werkes vollen An- 
spruch haben.«1) 

An demselben Tage publizierte der »Osservatore Romano« 
die pápstliche Promulgationsbulle »Providentissima Mater Ecclesia« 
für den neuen Kodex, die vom Plingstfeste 1917 datiert ist. 
Bereits einige Tage vorher war die für die Verteilung am Feste 
Peter und Paul bestimmte Jahresgedächtnismünze Benedikts XV. 
fertiggestellt worden, die die Erinnerung an das wichtigste Er- 
eignis des abgelaufenen Pontifikatsjahres darstellt, Sie trägt auf 
der Vorderseite das Bildnis des Papstes mit der Umschrift Bene- 
dictus XV Pont. Max. a. III. Auf der Rückseite ist der Abschluss 
der Kodifikation sinnbildlich dargestellt. Auf den Stufen des 
Thrones steht der Papst, der den Anwesenden ein Exemplar des 
Kodex zeigt. An den Stufen knieen ein Weltpriester, eine Nonne 
und eine verschleierte Dame mit einem Kinde; an der Seite stehen 
der Kardinalstaatssekretär Gasparri, zwei Prälaten, ein Dominikaner, 
ein Kapuziner, unten weiter rückwärts ein päpstlicher Nobel- 
gardist. Unterhalb der bildlichen Gruppe liest man die Inschrift: 
Novo Ecclesiae legum codice publicato. 

Das neue kirchliche Gesetzbuch enthält im ganzen 2414 
Canones und acht apostolische Konstitutionen. Seine Geltung 
beginnt mit dem Pfingstsonntage des Jahres 1918. 

Während das Oberhaupt der katholischen Kirche in dem 
verflossenen Halbjahre mit dem Abschlusse des grossen Werkes 
der kirchlichen Gesetzgebung beschäftigt war, hat es nicht aui- 
gehört, fortgesetzt an der Herbeiführung des Friedens und der 
Linderung der immer grösser werdenden Kriegsnöten zu arbeiten. 
Die Friedensbestrebungen Benedikts XV. fanden, abgesehen von 
den in Rom veranstalteten Gebetsgottesdiensten für die Erflehung 
des Friedens, vor allem einen deutlichen Ausdruck in dem 
Schreiben, das der Kardinalstaatssekretär Pietro Gasparri im 


1) Nach der Kölnischen Volkszeitung Nr. 513 vom 3. Juli 1917 Abend- 
Ausgabe. | 
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im Namen des Hl. Vaters am 2. März 1917 an den Vorsitzenden 
der internationalen Züricher Konferenz katholischer Parlamen- 
tarier und Politiker, Ständerat Adalbert Wirz, richtete. Dasselbe 
lautet nach der in der Schweizerischen Kirchen-Zeitung 1917, 
S. 121 mitgeteilten deutschen Übersetzung : 


Sehr geehrter Herr! 


Der Hl. Vater hat das schóne Huldigungsschreiben empfangen, das von 
der kürzlich abgehaltenen internationalen Konferenz katholischer Mitglieder 
der Parlamente und Parteien von Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Polen und 
der Schweiz, unter Zustimmung führender Katholiken auch aus andern Ländern, 
einstimmig beschlossen und am 19. Februar ds. Js. an Seine Heiligkeit abge- 
sandt wurde. - 

Dem erhaltenen angenehmen Auftrage entsprechend, teile ich Ihnen, 
sehr geehrter Herr, als Vorsitzendem dieser Konferenz, mit, dass der Papst 
mit grosser und aufrichtiger Freude von der Huldigung und den dankbaren 
und ergebenen Gesinnungen gegen Seine geheiligte Person Kenntnis genom- 
men hat, die in jenem Schreiben ausgesprochen werden. Aus demselben 
leuchtet auch die kindliche, dankbare Anerkennung jener erbarmenden Liebe 
hervor, die dem gemeinsamen Vater der Gläubigen Beweggrund und Leitstern 
war bei all Seinen umfassenden Bemühungen, die Leiden des Krieges zu lin- 
dern und die Kriegführenden zum Frieden zu ermahnen. 

Im Hinblick auf das Ziel, das die genannte Konferenz in ihren Arbeiten 
verfolgt — nämlich die Wiederannäherung der Völker Europas nach dem 
Kriege im Geiste der wahren Liebe — bat Seine Heiligkeit Sich auch ge- 
würdigt, der väterlichen Genugtuung und einer innersten Erleichterung Seines 
Herzens Ausdruck zu geben. Denn Er sieht daraus, dass in die -ungeheure 
Glut des Hasses, die gegenwártig Sachen wie Personen in schrecklicher Weise 
ergriffen hat, sich jetzt nach edler christlicher Art eine kühlende. Welle er- 
giessen soll, entsprungen aus der hóchsten Quelle unserer góttlichen Religion, 
die eine Religion der Liebe und des Friedens ist. Das Christentum, das zum 
ersten Male auf Erden das Gesetz der Bruderliebe gegen alle Menschen auf- 
gestellt hat — ohne selbst die Feinde davon auszunehmen —, kann ja fürwahr 
nicht gestatten, auch während ein so grausiger Krieg wie der gegenwärtige 
noch wütet, dass ein himmliches Gebot gewissermafen ausser Kraft gesetzt 
und der Hass, der gewiss mit Recht gegen das Bóse sich wendet, auch auf die 
Personen ausgedehnt werde, denen man als Urhebern und Werkzeugen die 
Schuld daran zuschreibt. Und wenn dieses für die Zeit des Krieges wahr 
bleibt, so gilt es noch viel mehr für spáter, wenn sich die kriegführen- 
den Staaten in gemeinsamem und feierlichem Übereinkommen wieder geeinigt 
haben. Denn dann wird es sicherlich von der hóchsten Bedeutung sein, alle 
ihre noch übrigen Kräfte zusammenwirken zu Jassen, nicht zur Verewigung 
einer bitteren und unedlen Gesinnung, aus der voraussichtlich wieder neue 
Kriege und neues Unglück erwachsen würden, sondern zur möglichst freudigen 
und grossherzigen Wiederherstellung .der gestórten óffentlichen und gesell 
schaftlichen Ordnung auf den Grundlagen der Religion und der Gerechtigkeit 

Diese einfachen Erwägungen beweisen zur Genüge, wie sehr mit Recht 
die Zürcher Konferenz sich bemüht, jene Bestrebungen zu fördern, die gleich- 
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zeitig so echt christlich und so höchst dienlich für das öffentliche Wohl er- 
scheinen. Deshalb wünscht der Hl. Vater, dass dieselben sich weiter aus- 
dehnen und an Wirksamkeit gewinnen, und Er empfiehlt sie sehr gerne der 
Mitarbeit aller. Er segnet diejenigen, die sich in wirksamer Weise an ihnen 
beteiligen. 

Ich bitte Sie, sehr geehrter Herr, den Mitgliedern der Konferenz die 
obigen wohlwollenden Gesinnungen Seiner Heiligkeit bekannt zu geben, und 
ich hoffe, dass alle Wünsche, die sie ausgesprochen haben, dank der gött- 
lichen Hilfe, eine glückliche Verwirklichung finden werden. 

Mit Freuden ergreife ich die Gelegenheit, Sie, sehr geehrter Herr, meiner 
vorzüglichen und aufrichtigen Hochschätzung zu versichern. 


Ihr ergebenster 
(gez.) P. Card. Gasparri. 


Am 5. Mai 1917 verfügte der Hl. Vater in einem Briefe an 
den Kardinalstaatssekretär,!) dass die früher gestattete?) Invo- 
kation »Regina pacis, ora pro nobis« vom 1. Juni dieses Jahres 
an dauernd in die Lauretanische Litanei aufgenommen werde. 
Er sprach dabei die Hoffnung aus, »dass der ersehnte Tag, an 
dem alle Menschen, Kinder des gleichen himmlischen Vaters, 
sich wieder als Brüder betrachten werden, nicht mehr fern ist. 
Die Leiden der Völker, die fast unerträglich geworden sind, haben 
den allgemeinen Friedenswunsch noch heisser und mächtiger 
werden lassen«. Während viele die Friedensmahnungen des ge- 
meinsamen Vaters der Christenheit mit grosser Dankbarkeit an- 
genommen haben, hat die Welt in ihrer Gesamtheit leider noch 
nicht erkannt, was ihr zum Heile dient; Caritas adhuc in 
mundo frigescit. 

Um so erfolgreicher war der regierende Papst bestrebt, ein- 
zelne im Kriege aufgerissene Wunden zu heilen. Für die mit 
am schwersten heimgesuchte Bevölkerung Litauens spendete er 
persönlich die Summe von 20000 Franken. Ausserdem erteilte 
er dem Bischofe von Samogitien mit der Residenz in Kowno die 
Vollmacht, die Bischöfe der ganzen katholischen Welt zur Veran- 
staltung eines feierlichen Gebetsgottesdienstes mit Abhaltung einer 
frommen Kollekte zugunsten der hart bedrängten Litauer auf- 
zufordern. Die in der vorigen Chronik erwähnte Initiative des 
Hl. Stuhles, eine Anzahl gefangener Familienvdter auf dem 
neutralen Boden der Schweiz zu internieren, ist in diesem Früh- 
jahre zu ihrer ersten Ausführung gelangt. Am 4. April 1917 
wurden die ersten hundert französischen Familienväter in der 
Schweiz interniert, denen am 20. April hundert deutsche nach- 


1) Siehe Schweizerische Kirchen-Zeitung 1917, 153 und 161. 
2) Vgl. dieses Archiv 96, 478. 
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folgten. Prinz Alfons von Bayern, det im verflossenen Maimonat 
die reichsdeutschen Internierten in der Schweiz besuchte, drückte 
in seiner Ansprache zu Davos im Auftrage des bayerischen Königs 
dem Papste und den schweizerischen Behórden den Dank für ihre 
gemeinsame Arbeit zur Linderung des Loses der Kriegsgefangenen 
aus, indem er ausführte: »Wir haben den Anregungen und den Be- 
mühungen Sr. Heiligkeit des Papstes und dem hochherzigen und 
opferfreudigen Entgegenkommen der Schweiz zu verdanken, dass 
ein Austausch von Verwundeten und Kranken zustande kam, 
dass Ihr in diesem schönen Lande mit seiner reinen, stärkenden 
Luft eine Freistátte gefunden, dass Ihr hier unter der Euch zu- 
teil werdenden liebevollen Pflege der Gesundung entgegengehen 
könnt. Ich spreche hier an dieser Stelle Sr. Heiligkeit dem 
Papste, der schweizerischen Bundesregierung, den weltlichen und 
kirchlichen Behörden und dem ganzen biederen Schweizervolke 
unseren wärmsten Dank aus«.') 

Auch zugunsten der nach Deutschland deportierten  bel- 
gischen Arbeiter legte der Hl. Stuhl eine Intervention ein, die 
dank dem Entgegenkommen der obersten deutschen Reichs- 
regierung erfolgreich war. Seit Mitte Februar wurden die Depor- 
tationen eingestellt und im April die Deportierten wieder in ihre 
Heimat entlassen. *) 

Grosses Aufsehen erregte die Verurteilung des aus Italien 
ausgewiesenen diensttuenden päpstlichen Geheimkämmerers 
Msgr. Gerlach zu lebenslänglicher Zwangsarbeit, die vom römi- 
schen Militärgerichte nach mehr als zwei Monate dauernden Ge- 
richtsverhandlungen ausgesprochen wurde. Da die Verhand- 
lungen hinter geschlossenen Türen unter Ausschluss der Oeffent- 
lichkeit geführt wurden, ist es zur Zeit nicht möglich, zu dem 
Urteil Stellung zu nehmen. Eine Mitschuld des Vatikans ist auf 
alle Fälle ausgeschlossen, da die Urteilsbegründung ausdrücklich 
betont: »Der Hl. Stuhl steht den Tatsachen, die den Gegenstand 
des Prozesses bilden, absolut fern.« Der »Osservatore Romano« 
hat in seiner Nummer vom 26. Juni den römischen Militär- 
richtern für die »Rechtlichkeit und billige Denkungsart«, die in 
dieser Erklärung zum Ausdruck kämen, seine Anerkennung aus- 
gesprochen. Wie die Schweizerische Kirchen-Zeitung 1917, S. 210 
berichtet, hat sich Monsig. Gerlach bereit erklärt, nach dem 


1) Schweizerische Kirchen-Zeitung 1917, 161. 
2) Siehe die Mitteilungen in der Schweizerischen Kirchen-Zeitung 1917, 
S. 31, 121 und 147. 
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Kriege, wenn die Leidenschaften sich gelegt, sich den Gerichten 
zu einer Wiederaufnahme des Verfahrens zu stellen. 

Wie in den früheren Berichtsperioden, so ist auch im ver- 
flossenen Halbjahr die Kriegsfürsorgetätigkeit des HI. Stuhles von 
den nachgeordneten Behörden eifrig nachgeahmt worden. An 
der Spitze der kirchlichen Veranstaltungen im Deutschen Reiche 
steht die von Bischof Dr. Karl Josef Schulte angeregte und im 
Januar 1915 von den deutschen Bischöfen begründete »Kirch- 
liche Kriegshilfstelle« in Paderborn. Sie hat beim Eintritte in 
das dritte Jahr ihres Bestehens einen Bericht über ihre bisherige 
Tätigkeit herausgegeben, dem wir folgendes entnehmen: 


In der Abteilung »Deutsche Vermisste« belaufen sich die bisherigen 
Anfragen nach Vermissten auf 109341. Die Zahl der erteilten Auskünfte be- 
trägt 28902. Davon sind 25437 Vermisste als lebend ermittelt. Diese Erfolge 
beruhen vor allem auf dem System der Suchlisten, das von Anfang an ange- 
wandt wurde. Die Anfragen über im Westen Vermisste werden an die von 
Bischof Bovet in Freiburg gegründete »Schweizerische Katholische Mission«, 
eine Schwesterorganisation der Paderborner Stelle, in Kartothekform weiter- 
gegeben. Dort werden die Anfragen zu Vermisstenlisten von je etwa 400 
Namen zusammengestellt und an alle Gefangenenlager in Frankreich und Eng- 
land versandt. So können unsere Vermissten selbst sich melden oder es 
können ihre Kameraden Aufschluss über deren Schicksal geben. Bisher sind 
130 Listen mit etwa 52000 Namen veröffentlicht. | 

In Russland waren die Nachforschungen lange Zeit sehr schwierig. 
Seit einiger Zeit nun ist es — nach langen Verhandlungen — gelungen, den 
Listen unserer im Osten Vermissten Eingang in die russischen Gefangenen- 
lager zu verschaffen. Um die Nachforschungen zu vereinheitlichen, hat die 
Paderborner Kriegshilfe mit den Landesvereinen vom Roten Kreuz in Ham- 
burg, Frankfurt, Dresden und Leipzig ein Abkommen getroffen, laut welchem 
bei genau begrenztem Arbeitsfeld auch alle beim Roten Kreuz angemeldeten 
Vermissten des Ostens auf die Paderborner Listen gesetzt werden. So arbeiten 
diese verschiedenen Stellen Hand in Hand. Anfangs August vorigen Jahres 
ging die erste Liste nach Russland, bis zum 1. Januar 1917 sind es 30 Listen 
mit etwa 15000 Namen geworden. An jedes Gefangenenlager geht eine Liste 
und eine Anzahl vorgedruckter Postkarten, auf denen die Gesuchten bzw. deren 
Kameraden etwaige Auskünfte erteilen können. Am 10. Oktober 1916 kam 
die erste Antwortkarte; bis Ende des Jahres beläuft sich die Zahl der Aus- 
künfte aus Russland — man bedenke die russischen Verhältnisse! — auf 800. 
Hoffentlich wird diese Zahl bald betráchtlich noch hóher werden! Bei allem 
ist hier zu beachten, dass es sich bei Anfragen an die Kirchliche Kriegshilfe 
sehr oft um schwierige Fälle handelt, in denen andere Stellen sich schon ver- 
geblich bemüht haben. 

Auch das Gebiet der Gefangenenfürsorge fand eingehende Beachtung. 
Dabei wurden die religiós-sittlichen Bedürfnisse der katholischen Gefangenen 
in die erste Linie gestellt, aber auch den andern Nóten aller Gefangenen 
wurde volle Aufmerksamkeit gewidmet. 

Nach Frankreich und England wurde eine grosse Anzahl Bücher, be- 
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sonders religióse Literatur, verschickt. — Daneben ging auf Kosten der Kriegs- 
hilfe an die franzósischen Gefangenenseelsorger wóchentlich eine deutsche 
Predigt (Auflage 600) und an die katholischen Gefangenen selbst wurde die 
eigens von der Hilfsstelle Paderborn ins Leben gerufene Zeitschrift »Kirchen- 
glocken« (monatlich zweimal je 30000) versandt. 

Der mit der Hilfsstelle in engster Verbindung stehende Schweizerische 
Delegierte, Pater von Courten aus Einsiedeln, stand nach dem Besuch der 
hauptsächlichsten Lager in Frankreich im Begriffe, nach Algier und Marokko 
auf Anregung von Paderborn hin weiterzureisen, konnte aber darauf ver- 
zichten, da die deutschen Gefangenen von dort endlich nach Frankreich über- 
geführt wurden. Daher setzte er seine Rundreise in franzósischen Lagern und 
Lazaretten fort. Die Geldmittel — bis Ende 1916 über 100000 Franken — 
stellte ihm Paderborn zur Verfügung. Von seinen Besichtigungen sandte er 
stets eingehende Berichte, in denen er sich über die Lage der Gefangenen, 
ihre geistigen und leiblichen Bedürfnisse, die sanitären Lagerverhältnisse, bei 
Katholiken auch über die religiöse Versorgung, äusserte. Viele Gefangene be- 
nutzten die Gelegenheit des Besuches von Pater von Courten, um durch 
Paderborns Vermittlung ihren Angehörigen Nachricht zukommen zu lassen. 

In Russland lagen die Dinge — besonders auch in religiöser Beziehung — 
viel schlimmer. Seit längerer Zeit bestand daher der Plan, auch nach dort geeignete 
Priester zum Besuch der Lager zu entsenden. Nach vielen Schwierigkeiten 
und langen Verhandlungen, in denen sich Mitglieder des deutschen Episkopates 
und verschiedene Ordensobere neutraler Länder (Schweiz, Dänemark, Holland) 
bemüht haben, ist nun Aussicht vorhanden, dass in kurzer Zeit die Ange- 
legenheit zu einem günstigen Abschluss kommt. Hoffentlich wird der Besuch 
reiche Früchte tragen. Auch nach Russland wurde viel Lesestoff versandt. 
Neue Sendungen an bekannte Einzeladressen sind begonnen. — Nachdem 
jetzt in russischen Lagern 300 Lagerbüchereien eingerichtet werden dürfen, 
hat die Kirchliche Kriegshilfe die Beschaffung der katholischen religiösen 
Bücher für vorläufig 10000 4 übernommen. Eine grosse Anzahl deutscher 
Gefangener in Russland wurde mit Geld unterstützt, vielfach auch die Über- 
sendung von Geld besorgt. Für deutsche Gefangene wurden bisher veraus- 
gabt: an Unterstützung ganzer Lager 231449 M, an Unterstützung einzelner 
Gefangener 17959 A in allen Fragen und Angelegenheiten lieh die Hilfs- 
stelle gern ihre Kraft (Austausch, Internierung, Nachrichtenvermittlung, Paket- 
und Briefübermittlung, Ehepapiere, Sterbeurkunden u. a., Grabschmücken und 
Photographieren). 

Neben der »deutschen Abteilung« besteht noch eine Abteilung für 
feindliche Vermisste und Gefangene. Ähnlich wie jene die deutschen, so 
sucht diese die feindlichen Vermissten. Suchlisten werden von Paderborn an 
alle Gefangenenlager Deutschlands geschickt (bisher 145467 Anfragen, 15800 
Auskünfte, davon als lebend ermittelt etwa 6000). Für die feindlichen Ge- 
fangenen wird besonders in religiöser Beziehung eifrig gesorgt. Eine eigne 
Zeitschrift »Dieu et l'église« wurde regelmäßig in 40000 Exemplaren verteilt. 
Dazu trat neuerdings noch das Bedürfnis nach französischen Predigten für die 
Gefangenen-Seelsorger; daher gibt die Kirchliche Kriegshilfstelle Paderborn 
eine Sammlung von solchen Predigten heraus (Auflage 1500), die eine inten- 
sivere Seelsorge erleichtern. Die Lagerbüchereien vieler Lager wurden neu 
versorgt und aufgefüllt, französische, englische und flämische Gebetbücher 
etwa 35000 verteilt. 
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So hat die Paderborner Kirchliche Kriegshilfe eine grosse Ausdehnung 
erfahren. Das ständige Personal beläuft sich — neben vielen zu jeder Ge- 
legenheit zur Verfügung stehenden Hilfskräften — auf über 50 Kräfte, darunter 
fünf Geistliche. 

Die Leistungen des österreichischen Episkopats und Klerus 
auf dem Gebiete der Kriegsfürsorge und Kriegshilfe sind an dieser 
Stelle bereits wiederholt in unserer Zeitschrift gewürdigt worden; 
sie stehen in keiner Weise hinter denen der reichsdeutschen 
Amtsbrüder zurück. Um so mehr musste es überraschen, als die 
Schweizerische Kirchen-Zeitung in Nr. 5 vom 1. Februar 1917 
die Kunde veröffentlichte, der Fürstbischof Dr. Coelestin Endrici 
von Trient sei von der österreichischen Regierung im Stifte 
Heiligkreuz interniert worden. Über die Gründe dieser Maß- 
regel, die natürlich tief in die Verwaltung des Bistums eingreift, 
ist bislang nichts Näheres bekannt geworden. 


Bezüglich der in der vorigen Chronik erwähnten Tessiner 
Bistumsangelegenheit ist noch ergänzend nachzutragen, dass der 
vom Amte zurückgetretene Apostolische Administrator Peri- 
Morosini unter dem Datum des 29. Dezember 1916 folgendes 
Schreiben vom Hl. Vater erhielt: »Venerabilis Frater, salutem et 
apostolicam benedictionem. Administrationem apostolicam Luga- 
nensem, quam diu gessisti, tu, sponte tua, deponere desideras; 
Nosque, ut id sinamus, enixe postulasti. Optatis tuis obsistere 
nequaquam volumus; quam ob rem, ut memorata administratione 
te abdices, ultro permittimus. Quod quidem dum damus, libet 
simul solatium Nostrum testari, quod alter Cardinalium coetus, 
quem ad causam tuam secundo cognoscendam destinavimus, te 
iniustis accusationibus impetitum pronuntiarit. Adsit tibi Deus 
consolationibus suis, Nos vero coelestium gratiarum auspicem 
apostolicam benedictionem tibi peramanter impertimus«. !) 


Aus Anlass des dreihundertjáhrigen Bestehens der von Fürst- 
bischof Theodor von Fürstenberg gegründeten Paderborner Hoch- 
schule, die bis 1818 den Namen »Universität« und seitdem 
»Philosophisch-theologische Lehranstalt« führte, hat der Bischof 
von Paderborn unter Zustimmung des preussischen Kultusministers 
am 16. März 1917 verordnet, dass die bisherige »Lehranstalt« 
fortan die Bezeichnung »Bischöfliche philosophisch-theologische 
Akademie» führen soll 21 Wir beglückwünschen die durch ihre 


1) Acta Apostolicae Sedis IX, 101. 
2) Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Paderborn und das Apostolische 
Vikariat Anhalt LX, 55. 
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wissenschaftlichen Leistungen bekannte Paderborner Hochschule 
zu dieser Auszeichnung, die ihrer inneren Bedeutung entspricht. 

Bei den Verhandlungen des preussischen Landtages gab 
der Minister des Innern voz Lóbell in seiner am 14. Februar 1917 
gehaltenen Etatsrede bedeutungsvolle Erklärungen über die innere 
Regierungspolitik der Monarchie ab, die am Schlusse auch das 
Kapitel der Parität berührten. Bezüglich des zuletzt genannten 
Gegenstandes heisst es in dem von der Kólnischen Volkszeitung 
Nr. 130 vom 16. Februar 1917, Morgen-Ausgabe, mitgeteilten 
Stenographischen Berichte wörtlich: 

»Dass für die Auswahl der Beamten nur Tüchtigkeit der 
Leistungen und Bewährung maßgebend sein dürfen, und dass 
unbedingt Parität zu wahren ist, erachte ich für eine Staatsnot- 
wendigkeit, aber auch für eine Selbstverständlichkeit. (Bravo.) 
Ich werde die tüchtigen Beamten nehmen aus jedem Stande und 
aus jedem Berufe, woher ich sie bekomme. Ich werde die Tüch- 
tigkeit ganz gewiss nicht nach dem Wert der Examina beurteilen, 
nein, meine Herren, nach der Leistung, der Beweglichkeit des 
Geistes und nach der Festigkeit des Charakters. Das sind die Prüf- 
steine für einen guten Beamten. So hoffe ich, dass die preussische 
Verwaltung zur Trägerin der persönlichen Freiheit wird, die die 
Verwaltung und Gesetzgebung in Preussen sicherstellt. Der 
Abg. Linz ist noch in beweglichen Worten auf die, wie er meint, 
ungleiche Behandlung der katholischen Beamten gegenüber den 
evangelischen gekommen. Auch ich stelle mit Bedauern fest, 
dass die Zahl der katholischen höheren Beamten verhältnismäßig 
zu niedrig ist; sie entspricht nicht dem Verhältnis der katholischen 
Bevölkerung zu der evangelischen. Ich will mich hier nicht auf 
eine Reihe von Zahlen einlassen, aber ich will auch anerkennen, 
dass bei 61,8 Proz. evangelischen und 36,3 Proz. katholischen 
Einwohnern die Prozentzahl der mir unterstellten Beamten nur 
10,6 Proz. beträgt, mit den Referendaren 10,9 Proz. Dieses Ver- 
hältnis ist ungünstig und muss verbessert werden. Ich werde mir 
alle Mühe geben, es zu verbessern, und habe in dieser Beziehung 
schon Anordnungen gegeben, die ich mündlich und schriftlich 
stets in Erinnerung halten werde. Zu meiner Freude hat sich 
das Verhältnis der zur Beförderung gelangten katholischen Be- 
amten in den letzten Jahren etwas verbessert. Seitdem ich die 
Ehre habe, das Ministerium des Innern zu leiten, also seit dem 
l. Mai 1914, sind im ganzen befördert worden: In der inneren 
Verwaltung 109 Beamte, darunter befanden sich 17 oder 15,6 Proz. 
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katholische Beamte; in Berücksichtigung des vorher erwähnten 
Verhältnisses von 10 Proz. war es dennoch ein leidlich günstiges 
Verhältnis, das ich hier wenigstens zur Kenntnis des Hohen Hauses 
bringen möchte. Ich spreche es nochmals offen aus, dass die 
grössere Heranziehung katholischer Beamten durchaus wünschens- 
wert, ja notwendig ist, und dass ich alles dazu tun werde, um 
dieses Ziel zu erreichen — dass ich ganz gewiss die katholischen 
Beamten nicht irgendwie zurücksetzen werde.« 

Diese von ebenso grosser politischer Weisheit wie offener 
Gerechtigkeitsliebe zeugenden Worte des aktiven preussischen 
Staatsmannes erinnern an das paritätische Glaubensbekenntnis, das 
der ehemalige deutsche Reichskanzler Fürst von Bülow in seinem 
1916 erschienenen Buche »Deutsche Politik« abgelegt hat. Es 
möge mir gestattet sein, auch diesen Abschnitt S. 218 ff. hierher 


zu setzen: 

»Das Zentrum ist die starke Bastion, die sich der katholische Teil des 
deutschen Volkes geschaffen hat, um sich gegen Übergriffe von seiten der 
protestantischen Mehrheit zu schützen. Die Vorgeschichte des Zentrums liesse 
sich weit zurückverfolgen, bis in die Zeit, wo im alten Reich dem Corpus 
evangelicorum das Corpus catholicorum gegenüberstand. Während aber im 
alten Reich Katholizismus und Protestantismus sich annähernd die Wage hielten, 
ist im neuen Reich der Katholizismus in die Minderheit geraten, dem alten 
katholischen Kaisertum ist im neuen Reich ein protestantisches gefolgt. Da- 
mit soll dem Kaisertum der Hohenzollern selbstverständlich nicht ein kon- 
fessioneller Charakter vindiziert, sondern nur darauf hingewiesen werden, dass 
im alten Reich alle aufeinander folgenden Träger der Kaiserkrone, und insbe- 
sondere das Haus Habsburg, das länger als ein halbes Jahrtausend die Krone 
des Heiligen Römischen Reiches trug, der katholischen Kirche angehörten, 
dass im neuen Reich das Haus der Hohenzollern evangelischer Konfession ist, 
und dass diese Tatsache nach der Schöpfung des neuen Reiches in dem katho- 
lischen Teile des deutschen Volkes Besorgnisse hervorrief. Je mehr das Hohen- 
zollernhaus, das erste europäische Herrscherhaus, das mit dem Grundsatz der 
Parität Ernst machte, gezeigt hat, dass konfessionelle Einseitigkeit ihm ganz 
fern liegt, und je länger es sein hohes Amt im Sinne wahrer Gerechtigkeit 
und Duldsamkeit ausübt, um so sicherer werden solche Befürchtungen der 
katholischen Minderheit verschwinden. Allerdings hat diese Minderheit gegen 
über der protestantischen Mehrheit den grossen Vorteil innerer Einheit und 
Geschlossenheit. Selbst guter Protestant, bestreite ich doch nicht, dass, wenn 
die Protestanten nicht selten mit Grund über mangelndes Verständnis von 
seiten der Katholiken klagen, andererseits auch in protestantischen Kreisen 
vielfach nicht die wünschenswerte Duldsamkeit gegenüber den Katholiken 
herrscht. Mein alter Regimentskommandeur, der spätere Generalfeldmarschall 
Freiherr von Loë, ein guter Preusse und guter Katholik, sagte mir einmal, in dieser 
Beziehung würde es nicht besser werden, bis der bekannte Grundsatz des 
französischen Rechts que la recherche de la paternité est interdite für uns da- 
hin variiert würde, que la recherche de la confession est interdite. In diesem 
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Sinne antwortete er einer auslándischen Fürstin auf die Frage, wie hoch sich 
der Prozentsatz der protestantischen und katholischen Offiziere in seinem 
Armeekorps belaufe: »Ich weiss, wie viele Bataillone, Schwadronen und Bat- 
terien ich befehle, aber ich kümmere mich nicht darum, welcher Kirche meine 
Offiziere angehóren.« So wird in der Armee gedacht, so auch in der Diplo- 
matie, und eine solche Denkweise muss auch an allen übrigen Stellen maß- 
gebend sein. Beide Konfessionen haben allen Grund, das schöne Wort von 
Görres zu beherzigen: »Wir alle, Katholische und Protestantische, haben in 
unseren Vätern gesündigt und weben fort an dem Webe menschlicher Irrsal, 
so oder anders. Keiner hat das Recht, sich in Hoffart über den anderen 
hinauszusetzen, und Gott duldet es von keinem, am wenigsten bei denen, die 
sich seine Freunde nennen.« In diesem Kriege haben Katholiken und Pro- 
testanten gewetteifert an Heldenmut und Opfersinn, in völliger und gleicher 
Hingabe an das Vaterland. Wie die evangelische zeigte die katholische Ca- 
ritas ihre ganze Grösse. Wie die Diakonissinnen haben die grauen Schwestern 
in stillem Heldenmut Unvergängliches geleistet. Eine grosse Anzahl Ordens- 
geistlicher, darunter mehrere Jesuiten, erhielten für ihre Haltung im Felde die 
höchste militärische Auszeichnung. Gegenüber ungeiechten Angriffen aus 
katholischen Lagern des Auslandes führen unsere katholischen Mitbürger in 
geradezu vorbildlicher Weise den Kampf für die deutsche Sache. Und die vom 
Geiste wahren Christentums, edler Menschlichkeit und hoher Weisheit ge- 
tragenen Kundgebungen Benedikts XV. sind in Deutschland auf allen Seiten 
mit gleicher Dankbarkeit entgegengenommen worden. Jeder Patriot muss 
hoffen und wünschen, dass in der künftigen Friedenszeit die konfessionellen 
Gegensätze so wenig geltend gemacht werden wie heute in der Not des 
Krieges. Das wird um so leichter erreichbar sein, wenn volle Parität unser 
geistiges wie unser Öffentliches Leben durchdringt. Das Gefühl der Zurück- 
setzung, das vielfach noch in katholischen Kreisen herrscht, kann nur über- 
wunden werden durch eine wahrhaft paritätische Politik, durch eine Politik, 
für die es, wie ich es einmal im Abgeordnetenhause ausgesprochen habe 
(Reden II, 99), weder ein katholisches noch ein protestantisches Deutschland 
gibt, sondern nur die eine und unteilbare Nation, unteilbar in materieller, 
und unteilbar in ideeller Beziehung.« 


Einen erfreulichen Beweis für die wirkliche Durchführung 
der koniessionellen Parität erblicken wir in der am 19. April dieses 
Jahres erfolgten Aufhebung des Jesuitengesetzes für das Deutsche 
Reich, durch die ein von den Katholiken als drückend empfundenes 
Ausnahmegesetz gegen das katholische Ordenswesen beseitigt 
wurde.!) Das kümmerlichste Dasein scheint die Parität zur Zeit 
an den Universitäten zu fristen, da während des letzten Winter- 
semesters die katholisch-theologischen Fakultáten an der (tschechi- 
schen) Universität zu Prag und zu Straßburg im Elsass bei der 
Rektorwahl übergangen wurden. Bereits früher, im Jahre 1912, 
ist die katholisch-theologische Fakultät in Bonn von dem gleichen 
Schicksal betroffen worden. 


1) Vgl. oben S. 444 und 451 ff. 
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Endlich ist auf dem Gebiete der innerpolitischen Fragen, 
die mit Religion und Kirche in einem nahen Zusammenhange 
stehen, auch der Kampf um die deutsche Einheitsschule zu er- 
wähnen. Der bislang den politischen und konfessionellen Parteien 
überlassene Streit hat bereits eine Hochflut von Schriften, 
Broschüren und Zeitschriften- und Zeitungsartikeln hervorgerufen, 
die in dem Literaturverzeichnis unserer Zeitschrift reichliche Spuren 
zurückgelassen hat. Noch stehen sich aber so viele Sonder- 
interessen in der Schulfrage unvermittelt gegenüber, dass von einer 
einheitlichen Lósung des Problems keine Rede sein kann. 


Personalnachrichten. 


Am 9. Februar 1917 verschied der Bischof von Veszprim 
in Ungarn Kardinal Baron Karl von Hornig. In München starben 
fast unmittelbar nacheinander der Erzbischof Kardinal Franziskus 
von Bettinger (Y 12. April) und der Apostolische Nuntius Josef 
Aversa (f 13. April). — Als Nachfolger des zuletzt genannten be- 
rief der Hl. Stuhl den bisherigen Sekretär der Kongregation der 
ausserordentlichen kirchlichen Angelegenheiten Zugen Pacelli. 
Zum Erzbischof von München und Freising nominierte der König 
von Bayern am 26. Mai den bisherigen Bischof von Speyer 
Michael von Faulhaber. Den infolge dessen vakant gewordenen 
Bischofsstuhl von Speyer wird der Domkapitular Dr. Ludwig 
Sebastian in Bamberg einnehmen. Don Aurelio Bacciarini, 
Generaloberer der Kongregation der Servi della carità und Pfarrer 
an S. Giuseppe in Rom wurde vom Hl. Stuhl als Administrator 
des Tessin und Titularbischof von Daulia berufen. 

Die katholisch-theologische Fakultát zu Strassburg i. E. ver- 
lor am 9. Mai 1917 durch den Tod den ordentlichen Professor 
der Moraltheologie (früher des Kirchenrechts) Dr. theol. et iur. 
can. Karl Böckenhoff, der in früheren Jahren auch an dieser 
Zeitschrift mitgearbeitet hat. Zu Leipzig starb am 16. Mai der 
ordentliche Professor und Geheime Rat Dr. theol. et iur. Rudolph 
Sohm, Verfasser bekannter kirchenrechtlicherSchriften und berühmter 
Hochschullehrer. — Der bisherige a. o. Hochschulprofessor für 
Kirchenrecht in Regensburg Dr. theol. et phil. Georg Schreiber 
wurde zum ordentl. Professor für Kirchengeschichte in Münster 
i. W. ernannt, wo er früher Privatdozent für Kirchengeschichte ge- 
wesen war. Der ordentliche Professor für deutsches und Kirchen- 
recht zu Freiburg i. B. Geheime Hofrat Dr. iur. Alfred Schultze er- 
hielt für die gleichen Fächer einen Ruf an die Universität Leipzig. 
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Rezensionen und Referate. 


l. Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Bd. 
XXXVI, Kanonistische Abteilung VI. Herausgeg. von U. Stutz 
und A. Werminghoff. 8? (XI u. 493). Weimar, H. Bóhlaus 
Nachfolger, 1916. | 


Der sechste Band der Kanonistischen Abteilung der Zeitschrift 
der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte beginnt mit einem 
warmen Nachruf auf den verstorbenen Grazer Kanonisten Friedrich 
Thaner ($ 29. Nov. 1915) aus der Feder Heinrichs Singer in Prag. 

Letzter eröffnet auch die Reihe der Abhandlungen mit der 
eindringenden Studie Das c. Quia frequenter, ein nie in Geltung 
gewesenes »Papstwahldekret« Innocenz' IV. Zugleich ein Beitrag 
zur Frage der Selbstwahl im Konklave. Das den Gegenstand der 
Untersuchung bildende capitulum »Quia frequenter« Innocenz’ IV. 
wurde im Jahre 1867 von J. F. Schulte aus einer Prager Hand- 
schrift veröffentlicht. Neben dieser echten, allerdings durch 
Schreibfehler verderbten Fassung existiert eine interpolierte 
Fassung, die am Anfange des 16. Jahrhunderts entstand und 
später von Kardinal Pinelli in den Liber septimus Clemens’ VII. 
aufgenommen wurde. Von den kanonistischen Quellenforschern 
wurde bislang die Interpolation des Pinellischen Textes nicht er- 
kannt, so dass noch jüngst G. J. Ebers denselben in der Samm- 
lung »Der Papst und die Römische Kurie I« [Quellensammlung zur 
kirchlichen Rechtsgeschichte und zum Kirchenrecht, herausgeg. von 
E. Eichmann 3] S. 67 abdruckte. Das capitulum bestimmt nach 
seinem echten Wortlaute: 1) dass die Papstwahl sofort an dem 
Orte, an dem der letzte Papst verstorben und beerdigt ist, von 
den anwesenden Kardinälen vorgenommen werden soll, ohne 
dass sie auf die abwesenden Kardinäle warten, 2) dass die Kar- 
dinäle, die den Wahlort verlassen, des Wahlrechts für dieses Mal 
verlustig gehen und 3) dass bei der vorgeschriebenen Zweidrittel- 
mehrheit der für die Wahl erforderlichen Stimmen die Stimme des 
Gewáhlten nicht mit in Anrechnung gebracht werden darf. Der 
Pinellische Text hat die erste Vorschrift dahin abgeändert, dass 
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die Wahl »statutis a iure temporibus absentibus fratribus expec- 
tatis« stattfinden soll. 

Erwähnt wird das capitulum Innocenz’ IV. bereits in dem 
Dekretalenkommentar Berhards von Compostella und in dem 
Kommentar Wilhelm Durantis zur Konklaveordnung Gregors X. 
»Ubi periculum«. Beide Gewährsmänner geben aber nicht die 
geringste Andeutung, dass der neue Wahlkanon auf dem ersten 
allgemeinen Konzil von Lyon 1245 promulgiert worden sei, wie 
zuerst Panvini um die Mitte des 16. Jahrhunderts behauptete. 
Singer weist den konziliaren Ursprung entschieden zurück und stellt 
ausserdem die Ansicht auf, dass das capitulum wahrscheinlich 
überhaupt nicht ordnungsmäßig publiziert sei und daher keine 
Gesetzeskraft erlangt habe. Zum Beweise führt er an, dass das 
capitulum weder in der späteren Thorie noch Praxis beachtet 
worden sei. Der innere Grund für diese Ausserachtlassung sei 
darin zu erblicken, dass die beiden ersten Bestimmungen den 
Kardinälen höchst bedenklich erscheinen konnten, weil sie die 
Gefahr einer schismatischen Wahl in sich bargen. Soviel über 
den Hauptinhalt der Singerschen Forschungen, deren Ergebnisse 
um so wichtiger sind, als sie zahlreiche irrige Meinungen zeit- 
genóssischer Autoren korrigieren. Allerdings scheint mir die 
Frage nach der rechtlichen Bedeutung des capitulum »Quia 
frequenter« noch nicht völlig gelöst zu sein. Bernhard von Com- 
postella und Wilhelm Durantis haben es offenbar für eine rechts- 
gültige Dekretale gehalten, während andere Kanonisten ihm diesen 
Charakter absprachen. Auf welchen Rechtsgrund sich die Ab- 
lehnung stützte, wird leider nicht gesagt. 

Der Wiener Kanonist Eduard Eichmann sucht im Anschlusse 
an seine früheren Studien über die Ordines der rómischen Kaiser- 
krónung in dem Aufsatze Die römischen Eide der deutschen 
Könige die rechtliche Natur dieser Eide festzustellen. Er kommt 
zu dem Resultate, dass in dem kaiserlichen Eid für den Papst 
nur ein Schutz- und ein Treu- oder Sicherheitseid zu erblicken 
sei. Ersterer sei auf den Schutzvertrag von Ponthion im Jahre 
754 und letzterer auf den in demselben Jahre zu St. Denis ab- 
geschlossenen Bündnisvertrag zwischen Papst Stephan III. und 
König Pippin zurückzuführen. Wenn später, seit dem 13. Jahr- 
hundert, die kanonistische Doktrin in dem Kaisereide einen Va- 
salleneid gesehen habe, so sei dieses hauptsächlich dem Einfluss 
der Konstantinischen Schenkung zuzuschreiben. Ob dieser Ein- 
fluss aber nicht auch auf die rechtliche Geltung des Eides selbst 
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von Bedeutung gewesen ist? Man wird ferner die kanonistische 
Doktrin doch wohl auch als rechtsbildenden Faktor mit in Rech- 
nung stellen müssen. Ebenso ist es nicht ausgeschlossen, dass 
entsprechend der Wandlung des Verhältnisses zwischen Sacer- 
dotium und Imperium auch die Bedeutung des Eides eine Wand- 
lung erfahren hat. 

Nicht minder anregend als die beiden ersten Abhandlungen 
ist die dritte, die der Bonner Historiker Justus Hashagen beige- 
steuert hat. Sie trägt den Titel Zur Charakteristik der geistlichen 
Gerichtsbarkeit vornehmlich im späteren Mittelalter und erörtert 
folgende Probleme: I. Zur Motivierung des Kampfes der Landes- 
herren gegen die geistliche Gerichtsbarkeit, II. Vorzüge der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit, II. Epoche und Gründe des Verfalls, 
IV. Strafen und Strafpraxis, V. Sonstige Schäden und Gegen- 
wirkungen. Ausblick. Muss es schon als ein Verdienst des Autors 
betrachtet werden, dass er die in dem letzten Jahrzehnt er- 
schienenen Einzeluntersuchungen über die kirchliche Gerichts- 
barkeit des Mittelalters im In- und Auslande zusammengefasst 
hat, um aus ihnen das allgemeine kirchenpolitische Fazit zu 
ziehen, so verdient die gründliche Art der kritischen Forschung 
nicht weniger Anerkennung. Ich muss es mir versagen, bei dieser 
allgemeinen Übersicht auf Einzelheiten näher einzugehen. Jedoch 
möge es mir gestattet sein, zwei allgemeine Punkte herauszu- 
greifen, bei denen ich mit dem Verfasser nicht ganz überein- 
stimme. Der erste betrifft die Motive des landesherrlichen Kampfes 
gegen die geistliche Gerichtsbarkeit. Ich halte es nicht für glück- 
lich, dass Hashagen bei dieser Untersuchung nach dem Vorgange 
Redlichs, dessen Ansichten über die Jülich-Bergische Kirchen- 
politik die Veranlassung zu diesem Aufsatze geboten haben, die 
kirchliche Zivil- und Strafgerichtsbarkeit mit einander verquickt. 
Meines Erachtens muss scharf zwischen beiden unterschieden 
werden, da die territorialen Regierungen zu ihnen eine ver- 
schiedenartige Stellung eingenommen haben und einnehmen 
mussten. Sie suchten die weltliche Zivilgerichtsbarkeit mehr 
oder weniger ganz an sich zu ziehen, während sich ihr Verhalten 
gegenüber der kirchlichen Strafgerichtsbarkeit in erster Linie auf 
das Verbot von Missbräuchen bei der Ausübung des Bannes und 
Interdikts erstreckte. Legt man diese Unterscheidung zu Grunde, 
so kann man trotz der Ausführungen von Hashagen wohl an der 
herrschenden Meinung festhalten, dass der Kampf der Landes- 
herren gegen die weltliche Zivilgerichtsbarkeit der Kirche und 
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ebenso gegen deren Strafgerichtsbarkeit, so weit sie sich auf 
weltliche Gegenstände erstreckte, auf politischen Motiven be- 
ruhte. Sowohl der gesamte Entwicklungsprozess der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit seit Konstantin d. Gr. wie namentlich die allge- 
meine kirchenpolitische Lage des Mittelalters sprechen für diese 
Hypothese. Wenn H. dagegen auf die von Fürst und Volk 
wiederholt betonte Abstellung von Missbräuchen der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit hinweist, so sind in diesen Äusserungen m.-E. 
mehr die Anlässe und Vorwände zum Einschreiten gegen die 
Gerichtsbarkeit der Kirche enthalten als die wirklichen Motive. 
Ganz ähnlich verhält es sich mit dem Investiturstreit, der in ge- 
wisser Beziehung ein Gegenstück zu dem staatlichen Kampfe um 
die Wiedereroberung der weltlichen Gerichtsbarkeit darstellt. Wir 
motivieren jenen grossen kirchenpolitischen Kampf des 11. und 
12. Jahrhunderts mit dem Bestreben der Kirche, ihre Rechte auf 
die Besetzung der bischöflichen Stühle und der niederen Bene- 
fizien wiederzugewinnen, während der Ausbruch des Kampfes 
durch die Missbräuche der Simonie jedenfalls mit veranlasst 
wurde. Jedoch soll mit dieser Gegenüberstellung keineswegs 
gesagt sein, dass die Missbräuche der kirchlichen Zivilgerichts- 
baıkeit am Ausgang des Mittelalters ebenso gross waren, wie die 
Missbräuche der königlichen Bistumsbesetzungen vor Ausbruch 
des Investiturstreites. Um dieses zu beweisen, müsste man sich 
viel mehr auf Tatsachen stützen, als auf die Äusserungen der be- 
teiligten Personen, die nicht selten tendenziös zugespitzt sind 
und sich bei tieferem Eingehen als bloße Vorwände erweisen. 
Was den anderen Punkt, die kirchliche Strafgerichtsbarkeit, 
angeht, so stimme ich den Ausführungen des Verfassers über die 
grosse Reformbedürftigkeit der kirchlichen Praxis in der Anwendung 
des Bannes und Interdikts am Ausgange des Mittelalters bei. Am 
schädlichsten wirkte die missbräuchliche Handhabung des Inter- 
dikts, so dass die deutschen Bischöfe hiergegen mit aller Schärfe 
einschreiten mussten. Der Administrator des Bistums Halber- 
stadt, Herzog Ernst von Sachsen, führt z. B. in der Reformation 
der Halberstädtischen Gerichtsordnung vom 21. August 1499 
art. 11!) aus: »Aliam rursus inter ceteras gravissimam et maxim- 
opere ad reformationem anhelantem reperimus abusionem, inter- 
dicta strictissima ecclesiastica sine ulla discretione temporum aut 
causarum, sine etiam iudicis scientia vel decreto, etiam in causa 


E D Sammelband des Landeshaupt-Archivs zu Wolfenbüttel VII. C. 18 
. 102 f. 


476 Rezensionen und Referate 


nullius estimationis, ad libitum cuiuslibet partis sive procuratoris 
admittentem, per quam sic tali indiscreto usu terra interdictis ob 
causas minimas repletur, ecclesieque multe per diocesim resparse 
clauduntur et per hoc deo laudes debite et Christi fidelibus etiam 
innocentibus officia divina et ecclesiastica sacramenta subtrahuntur, 
sicque consequenter Christi fidelium nostre cure subiectorum de- 
votio tepescit, censure ex quotidiano abusu contempnuntur et 
vilipenduntur, parvuli non in fide aut sacramentis instruuntur, sed 
potius ad sordidam censuras sustinendi proterviam proclivi et 
obstinati redduntur, suspicioque heresis pullulat apud infinitos ad 
annum, duos, decem, viginti aut plures in censuris persordescentes, 
sic quoque ex tam multiplici et indistincta assuefactione inter- 
dictorum talique eius quotidiano usu adeo interdicta vilipendi et 
vilescere ceperunt, nihilipenduntur et inviluerunt, ut nulla inter 
ipsa et alias censuras leviores differentia videatur, et ubi tandem 
in causis arduis et ob delicta graviora, ob que instituta sunt, po- 
nuntur, dicta assuefactione et nihilipendio causante pro nihilo 
quodammodo reputantur et sic in nostra diocesi reperiuntur mul- 
tiplicata, ut vix sacerdotes in tam indiscreta in suas ecclesias in- 
terdictorum confluentia, nisi ecclesias suas prorsus clausas habere 
voluerint, irregularitatis periculum possint evitare, in et ex quibus 
omnibus superius enarratis infinita et maxima tam apud subditos, 
quam apud sacerdotes imminent pericula animarum; nos igitur 
attendentes hanc interdicti strictissimi censuram, qua post excom- 
municationem graviorem non habemus, non pro delicto unius private 
persone, non etiam pro minimis aut levibus, sed pro gravibus delictis, 
de quibus alias satisfactio haberi non potest, fore institutam, unde et 
rursus sanctissimus quondam dominus Bonifatius papa octavus vo- 
lens prenarratis malis animarumque periculis ex interdictis exortis oc- 
curere, ipsam in pecuniarum causis ad loca poni sua constitutione !) 
prohibuit, prout et huiusmodi prohibitio apud iurisperitos existit re- 
cepta, attendentesque nobis, qui et canones sanctorumque patrum 
decreta in nostra diocesi observare et animarum periculis occurrere 
tenemur, pariter incumbere premissa reformare, huiusmodi precipitem 
et indiscretum interdicti usum tollere et per hoc ecclesias, ne sic 
ob nullius estimationis causas indifferenter claudantur, revelare, 
abusionem huiusmodi et tam precipitem et indiscretum usum, 
tanta mala parturientem, veluti corruptelam extirpamus, volumusque 
quod ecclesiastica interdicta strictissima in ecclesias et loca per 
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iudices non nisi cum magna gravitate, maturitate causeque tru- 
tinatione et masticatione et non pro levi, sed gravi et ardua causa 
vel delicto, de quo alias satisfactio haberi non potest, deinceps 
ponantur. In causis quoque pecuniarum ac censuum, reddituum, 
proventuum sive decimarum et aliorum creditorum tam clericis, 
ecclesiis, monasteriis et capellis, quam etiam privatis personis de- 
bitorum talia interdicta ad ecclesias aut loca tunc et non alias 
poni permittimus, cum debitor excommunicatus in communitate 
toleratus censuras sustinet usque ad annum, nisi forte dictus de- 
bitor excommunicatus sit dominus temporalis opidum, castrum, 
villam vel locum sibi temporaliter subiectum habens nec alias 
possit ad satisfactionem compelli; huiusmodi nostram constitutio- 
nem violantes ultra expensarum condemnationem punientur.« Es 
ist aber zu weit gegangen, wenn H. das interdictum generale über 
eine Stadt nicht nur als unter Umständen bedenklich und schäd- 
lich, sondern als »unerhórt« bezeichnet, da auch Unschuldige von 
dieser Maßregel betroffen würden. Hiergegen spricht doch schon 
der Umstand, dass das interdictum generale vom gemeinen kano- 
nischen Rechte anerkannt und noch jüngst von Pius X. über die 
italienischen Städte Adria (am 30. Sept. 1909; A. A. S. I, 765 f.) 
und Galatina (am 10. Dez. 1913; A. A. S. V, 517 f.) verhängt 
wurde. Bei einem näheren Eingehen auf das Wesen des Interdikts 
und den Zweck seiner Verhängung — Suspension des Gottes- 
dienstes und Unterwerfung der Ungehorsamen unter die Gebote 
der Kirche — wird man unschwer erkennen, dass von einer Un- 
gerechtigkeit desselben keine Rede sein kann. Ich habe diesen 
Punkt herausgegriffen, um zu zeigen, dass eine Kritik der mittel- 
alterlichen Strafgerichtsbarkeit der Kirche eine sorgfältige Analyse 
der juristischen Begriffe nicht ausser acht lassen darf. Sobald 
dies nicht genügend beachtet wird, ist stets die Gefahr vorhanden, 
dass die wirkliche Kenntnis und gerechte Würdigung fremdartiger 
Verhältnisse nicht gefördert, sondern geradezu erschwert wird. 
Die folgenden drei Aufsätze haben Gegenstände mehr spe- 
zieller Art behandelt, so dass ich über sie rascher hinwegehen 
kann. Paul Haas verbreitet sich über das Salvatorium Papst 
Eugens IV. (1431—1447) vom 5. Februar 1447. Er vertritt mit 
Recht die in katholischen Kreisen herrschende Ansicht, dass das 
Salvatorium nicht notwendig gewesen sei, um eine Anerkennung 
der Basler Beschlüsse durch Eugen IV. zurückzunehmen. Denn 
die das Basler Konzil betreffenden päpstlichen Erlasse seien so 
sorgfältig verklausuliert, dass sie der Autorität des Hl. Stuhles 
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von vornherein unpräjudizierlich gewesen wären. Wenn daher das 
Salvatorium trotzdem ergangen sei, so hätte es nur den Zweck 
gehabt, gewissermaßen den Faden einer zweideutigen päpstlichen 
Diplomatie weiter fortzuspinnen. Die Ansicht, dass das Salvatorium 
bloß zur privaten Gewissensbeschwichtigung Eugens habe dienen 
sollen, lehnt der Verfasser ab, da ersteres durch die Eintragung 
in die Bullenregister eine amtliche Bedeutung erlangt habe. 
Fritz Kern erörtert im Anschlusse an die jüngst erschienene Schrift 
von Karl Müller das Thema Luther und das Widerstandsrecht. 
Anfangs, so lautet das Resultat dieser Untersuchung, habe Luther 
bloß den Grundsatz von dem passiven Widerstandsrechte gelehrt. 
Auch später habe er daran für seine Person festgehalten, aber 
zugleich das Recht einer selbständigen politisch-juristischen Be- 
urteilung anerkannt. Endlich liefert Johann Dorn einen etwas 
fragmentarischen Beitrag zur Geschichte der Personalpfarreien. 
Nach einer kurzen Ausführung über die italienischen parocchie 
gentilizie hat er die auf die Personalpfarreien bezüglichen Nach- 
richten und Urkunden aus mehreren deutschen Städten zusam- 
mengestellt. Am Schlusse leitet er aus dem gewonnenen Materiale 
vorläufige Vermutungen über die Entstehung der Personal- 
pfarreien ab. In den Miszellen bringt Wilhelm Levison interes- 
sante Notizen zur Vorgeschichte der Bezeichnung Servus servorum 
Dei und über eine Aufzeichnung über Kölner Kirchen aus dem 
11. Jahrhundert. In dem ersten Beitrage bestätigt er auf Grund 
einer von Germain Morin neuentdeckten Predigt des hl. Augustinus 
die Ansicht von Schmitz, !) dass der Kirchenlehrer von Hippo den 
zweiten Teil der Devotionsformel »servus Christi servorumque 
Christie mit Rücksicht auf seine amtliche Stellung als Bischof 
gebraucht habe. Der zweite Beitrag teilt einzelne Stellen aus 
einer Handschrift des Britischen Museums, Harley Nr. 2805, mit. 
In dem folgenden Artikel Jus patronatus weist Johann Dorn 
nach, dass die von Ludwig Wahrmund, Das Kirchenpatronats- 
recht und seine Entwicklung in Österreich, I (1894) S. 54, für 
die Zeit von 1076 bis 1198 angegebenen acht Stellen, in denen 
der Ausdruck Jus patronatus gebraucht wird, teils gefálscht und 
teils in einer viel spáteren Zeit abgefasst sind. Für die Ent- 
stehungsgeschichte des kirchlichen Patronatsrechts ist diese Fest- 
stellung sehr zu beachten. Friedrich Heyer hat über die Persón- 
lichkeit des Petrus Collivacinus von Benevent, der die sog. Com- 
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pilatio tertia verfasst hat, interessante biographische Notizen bei- 
gesteuert, die zahlreiche literarische Irrtümer verbessern. Am 
Schlusse dieser Abteilung hat der erste Herausgeber U. Stutz 
unter der Rubrik Parochus, Reste des Eigenkirchenrechts in der 
Epistola de miseria curatorum seu plebanorum und in der Re- 
formation Kaiser Sigmunds seine Forschungen über das früheste 
Vorkommen des Ausdrucks »parochus« fortgesetzt und auf ge- 
wisse petrofakt gewordene Erscheinungen des frühmittelalterlichen 
Eigenkirchenwesens in den genannten Schriften des 14. Jahr- 
hunderts hingewiesen. 

In der letzten, der Literatur gewidmeten Abteilung finden 
sich 20 Bücherbesprechungen vereinigt, die sich mit den wich- 
tigsten Neuerscheinungen auf dem Gebiete der kirchlichen Rechts- 
geschichte beschäftigen. Am eindringendsten sind die kritischen 
Rezensionen von L. Kaas über J. Freisen, Verfassungsgeschichte 
der katholischen Kirche in der Neuzeit und von H. Lietzmann 
über P. Leder, Acht Vorträge über das älteste Synodalrecht. 

Bonn. N. Hilling. 


2. Preussisches Pfarrarchiv. Unter Mitwirkung von v. Strauss 
und Torney u. v. Doemming herausgeg. von Kurt von Rohr- 
scheidt. VII. Jahrgang. 8° (VIII u. 359). Berlin, Vahlen, 
1916. Bezugspreis für den Jahrgang M 6,—. 


Von dem Zwecke, dem Charakter und der Einrichtung des 
Preussischen Pfarrarchivs ist bereits im vorigen Bande dieser 
Zeitschrift 96, 496 f. die Rede gewesen. Der neue Jahrgang 
stimmt in den genannten Punkten mit den voraufgehenden völlig 
überein und hat wie diese ein ebenso praktisches wie aktuelles 
Gepräge. | 

An Abhandlungen enthält der vorliegende Band folgende: 
1. Konsistorialrat Hain in Breslau erörtert die disziplinarrechtliche 
Frage: Ist Voraussetzung der Straffreiheit eines sonst als Dienst- 
vergehen nach dem Kirchengesetz vom 16. Juli 1886 betr. die 
Dienstvergehen der Kirchenbeamten usw. (KGVBI. S. 81) zu 
strafenden Verhaltens, dass der Kirchenbeamte zur Zeit des Ver- 
haltens sich in einem Zustande krankhafter Störung der Geistes- 
tätigkeit befand, durch welchen seine freie Willensbestimmung 
ausgeschlossen war (RStrGB. $ 51), oder genügt zur Straffreiheit 
eine krankhafte Störung der Geistestätigkeit, durch welche die 
freie Willensbestimmung nur beeinträchtigt war? Mit Rücksicht 
auf die freiere Stellung des Disziplinargerichts zu dem Gesetze 
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entscheidet er sich für die zweite Alternative. 2. Provinzialkon- 
servator und Landesbaurat /7iecke in Halle a. d. Saale gibt in 
seinem Aufsatze »Fragen kirchlicher Denkmalpflege« beachtens- 
werte technische Winke für die Pflege, Ausbesserung und Er- 
weiterung kirchlicher Baudenkmäler. 3. Konsistorialrat v. Doem- 
ming in Magdeburg setzt in einem guten Überblick die Rechts- 
verhältnisse der Anstaltsparochien auf Grund der $$ 76—79 des 
À. L. R. II, 19 auseinander. 4. Stadtsekretär Gerling in Guben 
bespricht das Interesse der preussischen Kirchengemeinden an 
der Lösung der Frage des gemeindlichen Steuerausgleichs. Er 
erklärt sich für einen Ausgleich auf partiellem Gebiete d. i. be- 
züglich bestimmter kirchlicher Lasten und stellt als Paradigma 
den Ausgleich zwischen zwei Kirchengemeinden auf, von denen 
der einen infolge der im Gebiete der anderen sich befindlichen 
technischen Anlage höhere Auslagen erwachsen. Bislang hat nur 
das Kommunalabgabengesetz, nicht das Kirchensteuergesetz einen 
Ausgleich für diesen Fall vorgesehen. 5. Pofessor Dr. iur. Friedrich 
Giese in Frankfurt a. M. handelt in eindringender Untersuchung 
über die kirchliche Steuerpflicht der Militärpersonen. Seine Er- 
gebnisse stimmen mit der Entscheidung des preussischen Ober- 
verwaltungsgerichts vom 22. Juni 1915 (Siehe dieses Archiv 96, 
302 ff.) und der vorwiegenden Meinung der Literatur (Hundt 
und Schoen) überein. 6. Oberpfarrer A. Schowalter in Witten- 
berge schlägt in dem Artikel »Kirchliche Finanzreform« eine direkte 
Veranlagung der Kirchengemeinden zu den landeskirchlichen 
Steuern ohne den Umweg der Provinzialsynode vor. 7. Endlich 
gibt Dr. Th. Vorster in Magdeburg einen Bericht über die Ver- 
teilung der landeskirchlichen Abgaben (Synodalkosten) in der 
Kreissynode Magdeburg vom 4. September 1916. 


Auf die abgedruckten Gesetze, Verordnungen und Gerichts- 
entscheidungen will ich dieses Mal nicht näher eingehen. Durch 
die bequeme Zugängigmachung hat sich das Preussische Pfarr- 
archiv ein grosses Verdienst erworben. Bei den Quellen, die 
das katholische Kirchenrecht betreffen, ist wiederholt auch das 
Archiv für katholisches Kirchenrecht benutzt worden. Jedoch 
fehlt leider jeder Hinweis auf diese Benutzung, so dass die Leser 
den Eindruck empfangen, das Pfarrarchiv habe die betreffenden 
Urkunden direkt aus den Bischöflichen Amtsblättern übernommen. 


Bonn. | N. Hilling. 
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3. Walther von Hörmann zu Hörbach, Zur Würd igung des 
vatikanischen Kirchenrechts. 8° (123). Innsbruck, Grabner, 
1917. 


Akademische Gelegenheitsreden, zu denen die vorliegende 
Rektoratsschrift gehört, werden in der Regel über ein aktuelles 
Problem aus dem Wissenschaftsgebiete des Redners gehalten. 
Der zeitige Prorektor der Universität Innsbruck, der in der juri- 
stischen Fakultät das Fach des Kirchenrechts vertritt, hat von 
dieser Sitte einen sehr glücklichen Gebrauch gemacht, indem er 
das vatikanische Kirchenrecht zum Gegenstande seiner Rektorats- 
rede machte. Seine im verflossenen Wintersemester 1916/17 dar- 
gebotenen Ausführungen bilden ein zeitgemäßes Präludium zu 
dem Erscheinen des neuen Codex iuris canonici, der durch die 
Bulle »Providentissima Mater Ecclesia« vom Pfingstieste des Jahres 
1917 promulgiert wurde. 

v. Hörmann hat sich in seiner Festrede das Ziel gesetzt, 
die Hörer mit dem Geiste der neuen kirchlichen Gesetzgebung, 
die mit der neuesten Zeitperiode seit der grossen französischen 
Revolution und der grossen Säkularisation anhebt und vor allem 
in der Reformgesetzgebung der beiden letzten Päpste Leo XIII. 
und Pius X. ihren Ausdruck gefunden hat, bekannt zu machen. 
Er erblickt das wesentlichste Merkmal dieser Rechtsperiode, die 
er als die vatikanische bezeichnet, in Übereinstimmung mit Ulrich 
Stutz und dem Unterzeichneten in der Spiritualisierung des 
Kirchenrechts. Den Prozess der Spiritualisierung, der sich zum 
grossen Teil mit dem Willen, zum Teil aber auch gegen den 
Willen des Papsttums und der nachgeordneten kirchlichen Be- 
hörden vollzog, hat er sodann eingehend nach den drei Haupt- 
richtungen: 1) der inneren Kraftsteigerung, 2) der Erhöhung des 
äusseren Ansehens und Einflusses der Kirche, des geistlichen 
und sittlichen Wertes ihrer Organe und 3) des Hervortretens der 
religiösen Tätigkeit geschildert. | | 

Wie wir es bei den Arbeiten des gelehrten Innsbrucker 
Kanonisten gewohnt sind, ist auch diese Rede durch eine ebenso 
tiefe Gründlichkeit der allgemeinen Gedanken wie exakte Aus- 
führung der einzelnen Belege ausgezeichnet. Besonders wertvoll 
sind die Anmerkungen, die trotz des Kleindrucks mehr als die 
Hälfte des ganzen Buches (S. 61—123) ausmachen und die ge- 
samten Quellen- and Literaturnachweise über die päpstliche 
Gesetzgebung in den letzten 40 Jahren enthalten. Das hier auf- 
gehäufte immense Material ist mit der inzwischen vollzogenen 
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Promulgation des neuen kirchlichen Gesetzbuchs keineswegs ver- 
altet, sondern hat seine hohe aktuelle Bedeutung nach einer 
Richtung hin vollkommen bewahrt. Die Interpretationsregeln des 
neuen Codex schreiben ausdrücklich vor, dass seine Bestimmungen 
auf Grund des alten Rechts ausgelegt werden sollen. Daher wird 
die Hörmannsche Schrift den zukünftigen Kommentatoren des 
Codex iuris ecclesiastici eine vortreffliche Handreichung leisten, 
auf die niemand verzichten darf. Mit dem Titel des Buches 
»Vatikanisches Kirchenrecht«, gegen den ich mich bereits an 
einer anderen Stelle dieser Zeitschrift Bd. 94, 332 ausgesprochen 
habe, kann ich mich allerdings auch jetzt noch nicht befreunden. 
Man möge mir gestatten, nochmals in aller Kürze auf meine 
-Gegengründe zurückzukommen. Der Urheber der Bezeichnung 
»Vatikanisches Kirchenrecht«, Sfutz, hat dieselbe offenbar in An- 
lehnung an das tridentinische Kirchenrecht geprägt. Nun wird 
aber dadurch die Vorstellung erweckt, dass beide Rechtssysteme 
die Schöpfung einer konziliaren Tätigkeit seien, was jedoch für 
das sog. Vatikanische Kirchenrecht keineswegs zutrifft. Dieses 
ist vielmehr ausgesprochenermaßen ein Werk des Papsttums, da 
die gesetzgeberischen Leistungen des Vatikanischen Konzils nicht 
über die Vorarbeiten hinausgekommen sind. Was ferner die ma- 
terielle Seite des neuen Rechts anbetrifft, so beruht die Haupt- 
uisache für die Spiritualisierung keineswegs in der vatikanischen 
Definition von der Unfehlbarkeit und dem Universalepiskopate 
des Papstes, sondern in der Preisgabe des mittelalterlichen Feudal- 
systems und der vom Zeitgeiste geforderten Loslósung der welt- 
lichen Jurisdiktion von dem Rechtssystem der katholischen Kirche. 
Beides sind charakteristische Strómungen der neuesten Zeitperiode, 
die ganz unabhängig von dem Vatikanischen Konzile in die Er- 
Scheinung getreten sind. Da die Kirche infolge dieser neuen 
Zeitlage nicht nur von den lästigen Fesseln des alten Staats- 
kirchentums befreit wurde, sondern auch einen wirksamen Schutz 
des Staates einbüsste, sah sie sich genótigt, die gewonnene Frei- 
heit vor allem zur Herstellung einer starken innerkirchlichen Ein- 
heit und zur Pilege und Förderung der religiösen und sittlichen 
Kräfte zu benutzen, damit sie durch geistige Kräfte ersetze, was 
sie an physischen verloren hatte. Ein hervorragendes Mittel zum 
Zwecke der Festigung der kirchlichen Einheit waren auch die 
genannten Vatikanischen Beschlüsse; aber man darf m. E. dieses 
eine Mittel nicht so in den Vordergrund stellen, dass darüber 
die treibenden Grundkräfte im Schatten stehen bleiben. 
Bonn. | N. Hilling. 
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4. Arturo Carlo Jemolo, L’Amministrazione Ecclesiastica. 
[Estratto dal primo trattato completo di Diritto Amministra- 
tivo Italiano a cura di V. E. Orlando, Vol. X parte Il] gr. 8° 
(VIII u. 419). Milano, Società Editrice Libraria, 1916. 


Dieses Buch ist ein Sonderabdruck aus der grossen Samm- 
lung V. E. Orlandos »Diritto Amministrativo Italiano« und hat 
das geltende italienische Staatskirchenrecht zum Gegenstande. 
Der jetzige italienische Minister Francesco Ruffini, früher Pro- 
fessor des Kirchenrechts in Turin, hat dazu ein kurzes Vorwort 
geschrieben, in dem er auf die charakteristische Eigenart desselben 
hinweist. Er bemerkt sogleich im ersten Satze: »Dr. Arturo Je- 
molo hat ein Unternehmen vollendet, das vor ihm noch nicht in 
Italien versucht worden war: die Beziehungen des Staates zu 
den veschiedenen in seinem Gebiete existierenden kirchlichen 
Gesellschaften vom Standpunkte der staatlichen Verwaltungstätig- 
keit aus zu betrachten, In Deutschland hat F. Geigel bereits 
vor dreissig Jahren dasselbe Thema im 54. und 55. Bande dieser 
Zeitschrift behandelt und die ausführlichen Abhandlungen 1886 
in Buchform unter dem Titel »Das italienische Staatskirchenrecht 
auf Grund der neuesten Rechtsprechung systematisch erläutert« 
herausgegeben. 

Die Arbeit Jemolos ist wissenschaftlich gut durchgearbeitet. 
Sie beschränkt sich nicht auf die Darstellung des positiven Staats- 
kirchenrechts, sondern hat auch die theoretischen Grundlagen 
desselben ausgiebig erórtert. Ich verweise als Beispiel auf das 
instruktive Einleitungskapitel »Le Fonti« (S. 17—43), in dem die 
Quellen des Staatskirchenrechts (Kirchenrecht, Staatsgesetz, König- 
liche Dekrete, Ministerialdekrete, Gesetzliche Bestimmungen der 
aufgehobenen Staaten, Konkordate, Gewohnheitsrecht) besprochen 
werden. Literatur und Rechtsprechung sind allerdings nur in be- 
schranktem Umíange herangezogen; jedoch ist das Maß für die 
Darstellung in einem Sammelwerk wohl ausreichend. Ausser der 
katholischen Kirche sind auch die jüdische Kultusgemeinschaft, 
die der Verfasser etwas eigentümlich als »Confessione israelitica« 
bezeichnet, die Waldensische Kirche, die griechisch-schismatische 
und griechisch-orthodoxe Kirche und die anderen Koniessionen 
behandelt. Allerdings sind den nichtkatholischen Kirchen- und 
Kultusgemeinschaften nur 31 Seiten (S. 380—410) gewidmet. 

Der Standpunkt des Autors ist der katholischen Kirche an 
manchen Stellen nicht ungünstig. So verteidigt er z. B. S. 18 
gegenüber Scaduto und Arangio-Ruiz den öffentlichen Charakter 
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des katholischen Kirchenrechts. S. 97 vertritt er die Ansicht, 
dass die Kardinäle das Recht haben, als gerichtliche Zeugen in 
ihrer Wohnung vernommen zu werden, da sie den Rittern des 
Annunziatenordens im Range vorgehen. Ebenso erklärt er sich 
im Gegensatze zu Scaduto S. 148 fi. für die Unverjährbarkeit der 
dem Hl. Stuhle im Garantiegesetz vom 13. Mai 1871 zuerkannten 
Jahresrente von 3!/, Million Lire, während er allerdings die be- 
reits fällig gewordenen Jahresraten für verjährbar hält. S. 312 ff. 
pflichtet er bezüglich des Exequatur, d. i. der Königlichen Be- 
stätigung der Bischofsernennungen, zwar nicht der Ansicht bei, 
dass sich dasselbe nur auf den Usus fructus der bischöflichen 
Mensalgüter erstrecke, wie Giustiniani in der Rivista di diritto 
- ecclesiastico I, 497 ff. nachzuweisen suchte. Er lehnt aber auch 
die Meinung derjenigen ab, die behaupten, dass alle Handlungen 
des nichtplazetierten Bischofs staatsrechtlich ungültig seien. Nach 
Jemolo sind vielmehr alle Handlungen gültig, bezüglich deren 
der Staat sich als disinteressiert erklärt hat, wie die Lehre des 
Glaubens, die Erklärung des göttlichen Gesetzes und die Ver- 
waltung der Sakramente und der Liturgie. Die Vornahme dieser 
Akte hat auch dann als gültig zu gelten, wenn damit bestimmte 
Rechtsfolgen verknüpft sind, wie das z. B. bei der Priesterweihe 
der Fall ist. Man ersieht aus den genannten Beispielen, wie die 
italienische Jurisprudenz der Gegenwart nicht mehr den ultra- 
liberalen und ultraregalistischen Standpunkt vertritt, den vor 
mehreren Jahrzehnten namentlich Scaduto verfocht. Wenigstens 
teilweise dürfte diese Änderung der eifrigen Teilnahme der katho- 
lischen Juristen und Kanonisten an den literarischen Arbeiten des 
italienischen Staatskirchenrechts zuzuschreiben sein. Seit dem 
Jahre 1903 existiert ein eigenes Organ, die Rassegna giuridica 
ecclesiastica, worin neben dem Kirchenrecht auch das Staats- 
 kirchenrecht gepflegt wird. 

Irrtümlich behauptet der Verfasser S. 97, dass das Kardinals- 
kollegium während der Vakanz des Apostolischen Stuhles die 
interimistische Verwaltung der Kirche führe. Die Konstitution 
»Vacante Sede Apostolica« vom 25. Dezember 1904 sagt Tit. I 
cap. I art. 1 ausdrücklich: »Sedis Apostolicae vacatione durante, 
S. Collegium Cardinalium in iis, quae ad Pontificem Maximum 
dum viveret pertinebant, nullam omnino potestatem aut iuris- 
dictionem habent, neque gratiam, neque iustitiam faciendi, aut 
factam per Pontificem mortuum executioni demandandi; sed ea 
omnia futuro Pontifici reservare teneatur.« Acta Pii X vol. III, 241. 

Bonn. : N. Hilling. 
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5. B. v. Bonin, Die Bestimmungen über das Bekenntnis der 
Kinder. gr. 8° (42). Berlin, Verlag des Ev. Bundes, 1916. 
M 0,50. - | 


6. Besig, Die religiöse Erziehung der Kinder insbesondere. in 
Mischehen im Gebiete des Allgemeinen Landrechts nach der 
Rechtsprechung des Kammergerichts. 8° (30). Berlin, Verlag 
des Ev. Bundes, 1917. M 0,50.  : 


Von diesen beiden Quellenheften enthält das erste nach einer 
kurzen Einleitung über die allgemeinen Grundzüge des geltenden 
Rechts der konfessionellen Kindererziehung (Gebiete mit unsicherer 
Rechtslage, Die anderen Rechtsgebiete, Die geltenden Grundsätze) 
die das konfessionelle Erziehungsrecht betreffenden Abschnitte aus 
den geltenden Gesetzen des Deutschen Reiches, der einzelnen 
deutschen Bundesstaaten mit Einschluss der Reichslande Elsass- 
Lothringen, ferner Österreichs und der Schweiz. Der Herausgeber 
hat demnach den territorialen Rahmen seiner Sammlung móglichst 
weit gespannt. Bei der starken Bevólkerungsbewegung unserer 
Tage ist diese Eigenschaft des Heítes nicht ohne grossen prak- 
tischen Nutzen. 


Bei dem zweiten Hefte beruht dagegen der hauptsächlichste 
Wert auf der intensiveren Beleuchtung des Themas. Es erstreckt 
sich nur über den Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts 
für die Preussischen Staaten, hat aber dessen Bestimmungen mit 
.den späteren Nachträgen von 1803 und 1825 kasuistisch zerlegt 
und ihre Anwendung besonders durch die Judikatur des preussi- 
schen Kammergerichts erläutert. Man wird daher zu diesem Hefte 
greifen, wenn man sich über einzelne Detailfragen des A. L.-R. 
bezüglich der konfessionellen Kindererziehung unterrichten will. 
. Besonders dankenswert ist, dass der Herausgeber sich auch ein- 
gehender mit den Rechtsverhältnissen der dem Auslande oder 
einem anderen deutschen Bundesstaate angehórigen Kinder, die 
sich im Gebiete des A. LR aufhalten, beschäftigt hat. 


Obwohl die Herausgabe dieser Sammlung vom Präsidium 
des Evangelischen Bundes angeregt ist, kann sie wegen ihres 
objektiven Inhalts auch den katholischen Seelsorgsgeistlichen mit 
bestem Gewissen empfohlen werden. Gute Dienste leistet aber 
auch das vom Vorsitzenden der katholischen Schulorganisation 
Wilhelm Marx herausgegebene Heft, Die Grundsátze des Kammer- 
gerichts betreffs der religiösen Kindererziehung, Düsseldorf, 1915, 
das ebenfalls zum Preise von 50 Pfennigen erhältlich ist. Leider 
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-ist bei der Schriftleitung dieses Archivs von dem zuletzt genannten 
Hefte kein Rezensionsexemplar eingereicht worden. 
Bonn. N. Hilling. 


7. Johannes Linneborn, Die kirchliche Baulast im ehemaligen 
Fürstbistum Paderborn. gr. 8° (VIII u. 299). Paderborn, 
Schóningh, 1917. M 12,—. 


Der Verfasser, der sich in den letzten Jahren wiederholt mit 
einzelnen Fragen der kirchlichen Baulast im Bereiche der heutigen 
Diözese Paderborn beschäftigte, !) legt in seinem neuesten Buche 
eine überaus gründliche und abschliessende Untersuchung über 
die kir chliche Baulast im ehemaligen Fürstbistum Paderborn, dem 
Kernlande der heutigen Diózese Paderborn, vor. 

Diese Arbeit verdient nach zwei Seiten hin als eine muster- 
gültige bezeichnet zu werden. Der um die Paderborner Diózesan- 
geschichte hochverdiente Autor hat 1) die Entstehungsgeschichte 
der Pfarreien und der kirchlichen Baulast aufs genaueste darge- 
legt und 2) bezüglich des geltenden Rechtszustandes der Baulast 
die Urkunden und Akten des Archivs des Bischóflichen General- 
vikariats zu Paderborn, des Staatsarchivs zu Münster und des 
Archivs der Kóniglichen Regierung in Minden in grósstem Um- 
fange herangezogen. Infolge dieser tiefschürfenden Forschungs- 
methode ist ein Werk zustandegekommen, das sich nicht nur 
durch seinen grossen Umfang, sondern vor allem durch die im- 
mense Fülle des bearbeiteten Materials auszeichnet und eine der 
wertvollsten Spezialuntersuchungen über die Frage des lokalen 
kirchlichen Baurechts bildet. 

Nachdem L. die Gründungsgeschichte der ältesten Pfarr- 
kirchen, die er sachgemäß in Königliche, Bistums-, Bischöfliche, 
Kloster- und grundherrliche Kirchen einteilt, und der Kapellen 
an der Hand der urkundlichen und erzählenden Quellen darge- 
legt hat, stellt er für die erste bis zum Jahre 1231 reichende 
Periode fest, dass die Gründer und das Gründungsgut für den 
Unterhalt der Kirchen und Kapellen haften. Eine subsidiäre 
Baulast der Gemeinden macht sich noch nirgendwo bemerkbar 
(S. 43). 

Erst in der folgenden Periode bis zum Ende des Dreissig- 


1) Die Kirchenbaupflicht der Zehntbesitzer im früheren Herzogtum West- 
falen, Paderborn 1915. Zur kirchlichen Baupflicht im früheren Herzogtum West- 
falen, in: Theologie und Glaube IX (1917), 239 ff. Zur Geschichte der Inkor- 
poration, ebenda VII (1915), 208 ff. Die vermögensrechtlichen Folgen der = 

orporation für die Pfarreien, ebenda VII (1915), 288 ff. 
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.jährigen Krieges, in deren Anfang die Kircheninkorporationen 
und vor allem die Entstehung der Pfarreien in den neugegründeten 
Städten fallen, tritt die subsidiäre Baupflicht der bürgerlichen Ge- 
meinden in die Erscheinung. Den ältesten Beleg für eine Land- 
gemeinde erblickt L. in dem Kirchborchener Weistum vom Jahre 
1370. Jedoch erscheint mir diese Urkunde nicht als durch- 
schlagend beweiskräftig, da nur von einer Verteilung der Bau- 
last auf die drei zum Kirchspiel gehörigen Dörfer die Rede ist. 
Damit ist noch nicht gesagt, dass die politischen Gemeinden 
Subjekte der Baupflicht sind; man kann den Text auch dahin 
interpretieren, dass die Parochianen selbst die Lasten der auf ihr 
Dorf fallenden Quote zu tragen haben. Ebenso sind die vom 
Verfasser für die städtischen Kirchen gesammelten Belegstellen 
m. E. viel zu spärlich und unsicher, so dass ein schlüssiger Be- 
weis dafür, dass schon während dieser Periode die politischen 
Gemeinden kraft allgemeinen Gewohnheitsrechts baupflichtig ge- 
wesen seien, nicht erbracht worden zu sein scheint. 
| Um so sicherer ist die Baulast der politischen Gemeinden 
für die folgende Periode (1648—1803) nachweisbar. S. 116 ff. 
stellt der Verfasser eine Liste von nicht weniger als 61 Pfarreien 
‚auf, deren Baubedürfnisse während des 17. und 18. Jahrhunderts 
von der politischen Gemeinde befriedigt worden sind. Gegen 
. diese »nubes testium« ist schlechterdings nicht anzukommen, zu- 
mal da Gegenbeweise, die für die Baupflicht der Kirchengemeinde 
sprechen, nicht vorhanden sind. Auch hat L. durch den Hinweis 
auí die strenge konfessionelle Einheit der Gemeinden in dem 
ehemaligen Fürstbistum Paderborn und die Verquickung kirch- 
licher und weltlicher Gescháfte in der Verwaltung der damaligen 
städtischen und ländlichen Kommunen den inneren Grund für die 
‚Entstehung oder Fortbildung dieses Rechtszustandes dargelegt. 

Wahrend der letzten Periode (1803 bis zur Gegenwart) ist 
die frühere Observanz in Geltung geblieben. Nur für kurze Zeit, 
namentlich von 1841 bis 1855, bekämpfte die Preussische Re- 
gierung das Paderborner Gewohnheitsrecht; jedoch war diesen 
Bestrebungen ein Erfolg nicht beschieden, da sie mit den gelten- 
den Gesetzen nicht in Einklang standen. Der Verfasser führt da- 
her am Schlusse eine Liste von 78 politischen Gemeinden an, 
die seit dem Jahre 1800 die Lasten für die kirchlichen Bauten 
getragen haben. !) 

1) Vgl. auch Josef Freisen, Drei Rechtsgutachten zum rheinischen und 
westfälischen Provinzialrecht, in: Rheinische Zeitschrift für Zivil- und We 
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- Da nach dem Paderborner Partikularrecht die politische Ge- 
meinde allein die subsidiarische Baupflicht bei der Defizienz des 
Fabrikvermógens hat, weicht ersteres von dem gemeinen Kirchen- 
rechte (X III, 48 de ecclesiis aedificandis vel reparandis; Trid. 
‘Sess. XXI de ref. c. 7) auch darin ab, dass die Nutzniesser des Kirchen- 
"vermógens, die Benefiziaten und Zehntherren, von der Baulast 
"gimzlich befreit sind. Es wäre interessant, den Gründen für diese 
Eigentümlichkeit nachzuforschen. Vielleicht hängen sie mit der 
:» Verweltlichung« der Kirchenbaupflicht zusammen. 
|. Bonn. 3 N. Hilling. 


. 8. Hubert Bastgen, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik in 
| Deutschland.  [Veróifentlichungen der Görres - Gesellschaft, 
. Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, herausgeg. von 

. Konrad Beyerle, Emil Göller und Godehard J. Ebers, 30]. 
gr.8° (X u. 370). Paderborn, Schóningh, 1917. M 12,—. 


Es war eine der kompliziertesten und merkwürdigsten Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der alten deutschen Reichs- und Kirchen- 
verfassung, als durch $ 25 des Reichsdeputationshauptschlusses 
vom Jahre 1803 der Erzstuhl des hl. Bonifatius und die damit 
verbundene Würde eines Kurerzkanzlers von Mainz nach Regens- 
‘burg übertragen wurde. Insbesondere traten die verwickelten 
Verhältnisse in der kirchlichen Verfassung hervor, da beide Diö- 
‘zesen noch einen Bischof und ein eigenes Domkapitel besassen 
und ausserdem der franzósische Anteil der Erzdiózese Mainz mit 
der Residenzstadt bereits vorher in ein Bistum des franzósischen 
Reiches umgewandelt worden war. Durch den bald nach dem 
Reichsdeputationshauptschlusse eintretenden Tod des Bischofs von 
Regensburg (t 4. April 1803) wurden zwar die Schwierigkeiten 
bezüglich der Besetzung des Erzbischóflichen Stuhles in Regens- 
burg beseitigt, aber die der Konstituierung des neuen Domkapitels 
daselbst blieben bestehen. Sowohl das Mainzer wie das Regens- 
burger Kapitel erhoben Anspruch auf ihre alleinige Fortexistenz, 
wührend von anderer Seite die Bildung eines ganz neuen Kapitels 
als rechtsnotwendig betrachtet wurde. 

Noch mehr Aufsehen als die erwähnte Translation des Erz- 
stuhls von Mainz nach Regensburg erregte die im Jahre 1806 
erfolgende Ernennung des Kardinals Pesch zum Koadjutor des 


recht III (1911), 314 ff. Ders., Die kirchliche Baupflicht in den Pfarreien des 
ise ee Paderborn, in: Deutsche Zeitschrift fiir Kirchenrecht XXV 
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Erzbischofs und Kurerzkanzlers Dalberg mit dem Rechte der 
Nachfolge. Denn dadurch wurden die beiden höchsten kirchlichen 
und weltlichen Ämter des Deutschen Reiches einem französischen 
Geistlichen und Oheim Napoleons in die Hände gespielt. | 

Um jene beiden Ereignisse von 1803 und 1806, die aus der 
Not der Stunde heraus geboren wurden, um den völligen Unter- 
gang des Deutschen Reiches zu verhüten, ist die vorliegende 
Arbeit gruppiert. Sie zeigt uns auf Grund eines ausführlichen 
Aktenmaterials den Verlauf der politischen und kirchenpolitischen 
Verhandlungen, die zunächst über die Erhaltung des Kurfüsten-. 
tums Mainz als des einzigen geistlichen Kurfüstentums im Reiche, 
sodann über die Ausführung des Translationsbeschlusses — ins- 
besondere bezüglich der Herstellung des neuen Metropolitan- 
kapitels in Regensburg — und endlich. über die Koadjutorfrage 
geführt wurden. Mit der Darstellung dieser Einzelpunkte sind 
Betrachtungen allgemeiner Art verwoben, die sich hauptsächlich 
auf die kirchenpolitischen Bestrebungen im deutschen Reiche 
— Abschluss eines Reichs- und -Rheinbundkonkordats — und 
die allgemeine Staats- und Kirchenpolitik Napoleons erstrecken. 
Mit dem Jahre 1810, in dem Napoleon das Mainzer Kurfürsten- 
tum in das Grossherzogtum Frankfurt verwandelte, hört die Unter- 
suchung im wesentlichen auf. | 

Wenngleich die beiden Hauptziele der hier behandelten 
Kirchenpolitik Dalbergs — die Errichtung eines neuen. Metro- 
politankapitels und die Wahl eines Koadjutors — vóllig scheiterten, 
so ist dennoch die Darstellung dieser wichtigen Episode aus dem. 
Ende der alten deutschen Staats- und Kirchenverfassung von 
grossem Werte. Sie zeigt vor allem, wie schwer. die Hand des 
franzósischen Kaisers damals auf dem Deutschen Reiche und der. 
deutschen Kirche lastete. Selbst die gróssten Opfer, die von 
deutscher Seite gebracht wurden, waren nicht imstande, ihren 
Untergang auízuhalten. 

Dem darstellenden Teile des Buches ist ein Anang von 
37 Aktenstücken beigegeben, die grösstenteils ungedruckt sind und 
dem geheimen Haus-, Hof- und Staatsarchiv in Wien und dem 
Kreisarchiv in Würzburg entstammen. Für die Geschichte der 
Kirchenpolitik in Deutschland am Anfange des vorigen Jahr- 
hunderts sind der Dalberg'sche Entwurf eines Reichskonkordates 
vom 20. Oktober 1804 (Nr. 13) und die Dalberg'sche Denkschrift 
über die kirchenpolitischen Verhältnisse in Deutschland an den 
Papst (Nr. 15) die wichtigsten. Letztere enthält in der Einleitung 
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eine ausführliche Darstellung der Übergriffe der Landesherren in 
die kirchlichen Verhältnisse. Leider ist der Druck dieser beiden 
Aktenstücke nicht ohne Fehler. S. 306 Z. 8 von oben ist zu 
lesen: volentes (st. dolentes), Z. 5 v. u. eligantur (st. elantur), 
S. 308 Z. 7 v. o. Urbani VIII. (st. V), S. 311 Z. 6 v. o. autho- 
rizabilem (st. authorigabilem), Z. 26 v. o. sugestu (st. sugesta), 
S. 312 Z. 10 v. o. concessione (st. concessioni), S. 312 Z. 13 v. 
O. episcopatuum (st. episcopatum), Z. 25 v. o. fecerunt (st. sece- 
runt). Warum S. 313 Z. 23 v. o. dem Worte pedo = dem Krumm- 
stab ein (I) beigefügt ist, konnte ich nicht feststellen. 
Bonn. N. Hilling. ` 


9. Missionswissenschaftlicher Kursus in Köln für den dewiscien 
Klerus vom 5. bis 7. Sept. 1916. Vorträge und Referate 
nebst Bericht herausgeg. von Univ.-Prof. Dr. J. Schmidlin. 

"er, 89 (XIV u. 2: Münster i. W. 1916, Aschendorif. 

^M 5,50. 


Was in ruhigen Friedensjahren oft gewünscht und erstrebt 
worden war, durch besondere Kurse den Klerus und andere 
Stánde für die Aufgaben, Fragen und Probleme des kath. Missions- 
wesens zu interessieren, in der Kriegszeit, der Hochspannung 
aller geistigen und körperlichen Kräfte, ist es glungen, den Klerus 
durch eine grosszügig angelegte Missionsveranstaltung drei Tage 
lang mit Reden und Vorträgen zu fesseln. Das begeisterte Echo 
dieser Tagung in Zeitungen und Zeitschriften ist verhallt; aber 
als bleibende Erinnerung und zur Nutzbarmachung des mannig- 
faltigen Stoffes in weitesten Kreisen des Klerus gab der Haupt- 
' veranstalter des Kursus, Univ.-Prof. Dr. Schmidlin in Münster, 
einen Sammelband der Vortráge und Referate heraus, der in ver- 
schiedenen Teilen für kirchenrechtliche Fragen orientierend heran- 
gezogen werden kann. 

Noch immer hat es die junge Missionswissenschaît nôtig, 
für ihre Ziele und Aufgaben, fast móchte man sagen, apologetisch 
einzutreten. Ihr erster Vertreter unterzieht sich diesem Thema 
im ersten Vortrag der »Allgemeinen Einführung« mit der ihm 
eigenen gründlichen Behandlung des Stoffes. Wie die wissen- 
schaftliche Erfassung der Erscheinungen des Missionswesens auf 
die Literatur einwirkt, zeigt P. Rob. Streit O. M. I., der Heraus- 
geber der »Bibliotheca Missionum«, während P. Schwager S. V. D. 
mit dem reichen Schatze seiner historischen und missionstechni- 
schen Kenntnisse die »Erfahrungen der kath. Weltmission im Welt- 
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kriege« unter anerkennenswerten Gesichtspunkten behandelt. Diese 
kritische und scharfe Beobachtung der zuweilen recht bitteren Er- 
fahrungen im Weltkrieg kann der Entwicklung der Heidenmission 
nur von grósstem Nutzen sein. Die grundlegende Missionstheorie 
ist auf katholischer Seite noch wenig bearbeitet. Um so wertvoller 
sind die Gedanken und Beweise, die Univ.-Prof. Dr. Esser in einem 
Vortrag über die »Dogmatische Begründung der Missionsaufgabe 
und Missionspflicht« heranzieht. Ebenso gründlich fasst der be- 
reits auf diesem Gebiete schriftstellerisch hervorgetretene Univ.- 
Prof. Dr. Meinertz das Thema »Die Hl. Schrift und die Mission: an. 

Aus dem Abschnitte über »Missionsgeschichte«, wo zunächst 
der Vortrag des Dillinger Hochschulprofessors Dr. Bigelmair über 
»Die altchristliche und mittelalterliche Mission im Vergleich mit 
der gegenwärtigen« und die überaus sachkundigen Ausführungen 
des Jesuiten P. Huonder über »Die Frage des einheimischen 
Klerus« verzeichnet sind, greifen wir den letzten Vortrag. von 
Prof. Dr. Pieper-Hamm über »Das heimatliche . Missionswesen« 
als den für kirchenrechtliche Gesichtspunkte wichtigsten Beitrag 
des vorliegenden Bandes heraus. Prof. Dr. Pieper ist schon in 
mehreren Zeitschriften mit Arbeiten über Erscheinungen des 
heimatlichen Missionswesens hervorgetreten und darf wohl als 
einer der besten Kenner desselben angesprochen werden. 

An der Spitze des gesamten heimatlichen Missionswesens 
steht der Papst, in dessen Auftrage an der römischen Kurie als 
besondere Missionszentrale »gleichsam als Missionsministerium« 
die »Sancta Congregatio de propaganda fide« steht. Historisch 
und rechtlich wird die Propaganda vom Verfasser in kurzen, aber 
klaren Worten geschildert, wobei er die neuesten durchgreifenden 
Reformen Pius' X. übersichtlich darstellt. Die Entwicklung des 
heimatlichen Missionswesens — heimatlich im Sinne von euro- 
päisch gefasst — bietet ein fesselndes Bild. Die Mission, in 
früheren. Jahrhunderten gewissermaßen ein Privileg der geistlichen 
und weltlichen Aristokratie, wird langsam zu einer katholischen All- 
gemeinangelegenheit. Mit besonderer Liebe zeichnet P. den Anteil 
des deutschen Katholizismus in seinen mannigfaltigen Verästel- 
ungen. Der Vortrag, an dieser Stelle mit Angaben des besten 
Quellenmaterials versehen, stellt infolgedessen eine wahre Fund- 
grube für das Studium religiös-kirchlicher Strömungen im 19. Jahr- 
hundert dar. Am glänzendsten stand das deutsche Missionswesen 
kurz vor dem Kriege. Im Kriege sind zahlreiche Kräfte an der 
Arbeit, die Schäden des Weltbrandes zu heilen und die unter- 
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brochene Tätigkeit mit erhöhtem Eifer fortzusetzen. Eine mit 
reichem statistischem Material versehene Übersicht über die Mis- 
sionsarbeit der übrigen Länder Europas bildet den letzten Teil 
des Vortrages, der es verdiente, als Sondernummer oder Flugblatt 
weitesten Kreisen bekannt gemacht zu werden. 

Aus dem übrigen Inhalt des Bandes heben wir noch die 
Missionsschau über die »wichtigsten Misionsfelder«, Deutsche 
Kolonien, (P. Provinzial Acker von Knechtsteden), Orient 
(P. Guardian Lemmens O. F. M.) und Ostasien (Univ.-Prof. Dr. 
Schmidlin) hervor. Aus dem letzten Abschnitt »Praktische Mis- 
sionspflege« verdienen die Referate über »Die Heidenmission in 
der Schule« besonders Interesse. 

Die in den letzten drei Jahrzehnten ständig gestiegene Buch- 
literatur des katholischen Missionswesens ist durch den vorliegenden 
Band um ein bedeutendes Werk vermehrt worden. Der Vorschlag 
eines deutschen Generalvikars, das Werk in allen Pfarrbibliotheken 
einzustellen, kann nicht kräftig genug unterstützt werden. 


Aachen. P. Louis. 
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l. Abhandlungen. 


———— — 


l. Studien zur Geschichte der kirchlichen Verwaltung 
des Erzbistums Mainz im spáteren Mittelalter. 


Von Dr. phil. Karl Bauermeister in Strassburg im Elsass. 


1. Die Archidiakone. 


In der Mainzer Erzdiózese war wie in andern Diózesen ein 
grosser Teil der bischóflichen Rechte, soweit sie die potestas 
jurisdictionis — die jurisdictio administrativa und iudiciaria — an- 
gingen, in früher Zeit an die Archidiakone tibergegangen.') Die 
Archidiakone, deren Amt schon früh mit der Propstei bestimmter 
Kollegiatstifter verbunden war, übten kraft einer auctoritas ordi- 
naria selbst oder durch Offiziale*) (officiales, vices gerentes, ju- 
dices praepositurae, judices ecclesiae) den gróssten Teil der kirch- 
lichen Verwaltung aus. Gegen diese ausgedehnten Befugnisse 
der Archidiakone gingen überall die Bischöfe bald vor. Die 
Mainzer Erzbischófe nahmen den Archidiakonen einen grossen 
Teil ihrer Rechte ab durch die Einsetzung des Iudicium s. sedis 
Moguntinae, von dem im 14. Jahrhundert das Erfurter Provinzial- 
gericht abgesondert wurde. Noch schärfer kam die Opposition 
der Erzbischófe gegen die Archidiakone in der Einsetzung des 
Generalvikars (vicarius generalis in spiritualibus) zum Ausdruck: 
am gefährlichsten für die Macht der Archidiakone aber wurde 
die Einführung der Kommissare. Jeweils mehrere Archidiakonate 
wurden zu einem Kommissariatsbezirk unter einem »Kommissar 
und Richter« zusammengefasst, welcher der ordentliche Stellver- 
treter seines Herrn in allen ihm durch seine schriftliche Kom- 
mission zugewiesenen Geschäften war. Die Erzbischófe ent- 


1) L. Veit, Kirchliche Reformbestrebungen im ehemaligen Erzstift Mainz 
unter Erzbischof Johann Philipp von Schönborn, 1910, S. 15 ff., B. Krusdi, 
Studie zur Geschichte der geistlichen Jurisdiktion und Verwaltung des Erz- 
stifts Mainz... (in: Zeitschr. d. Hist. Ver. f. Niedersachsen 1897), 113 ff. und 
besonders E. Baumgartner, Geschichte und Recht des Archidiakonates der 
oberrheinischen Bistümer . . . 1907, wo S. 97 ff. eine vollständige Liste der 
Mainzer Archidiakonate; S. 137, 140 über das Verhältnis von Archidiakonat, 
Propstei und Archipresbyterat. - 

2) Einzelne Archidiakonate hatten mehrere Offiziale; in Aschaffenburg 
werden stets die judices ecclesiae genannt. 
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sandten ursprünglich Kommissare mit Spezialauftrágen, bald aber 
wurde das Amt dauernd. Wie die Generalvikare hatten die Kom- 
missare im Gegensatz zu den Archidiakonen eine jurisdictio 
delegata. 

Für die Geschichte des Archidiakonats liegen zweierlei formale 
Quellen vor: archidiakonale und erzbischófliche. Zu den ersteren 
sind die Kommissorien der Archidiakone an ihre Offiziale und 
ebenso bei der Verbindung von Archidiakonat und Propstei einer- 
seits und Domkapitel anderseits auch die erzbischóflichen Wahl- 
kapitulationen zu rechnen, zu den letzteren die Statuten und Er- 
lasse der Erzbischöfe.!) Beide Quellengattungen reichen nicht 
aus, um die tatsächliche Entwicklung sicher erkennen zu lassen. 
Sie geben in erster Linie Ansprüche wieder, nicht die wirklichen 
Verhältnisse; es ist irreführend, wenn Baumgartner?) aus ihnen 
folgert, dass die Archidiakone »tatsächlich« im Besitze der be- 
anspruchten Rechte waren. Umso wertvoller sind die tatsäch- 
lichen Quellen: die zahlreichen Urkunden über den Vollzug kirch- 
licher Verwaltungsakte. Sie sind zum gróssten Teile in vollem 
Wortlaute überliefert und gestatten eine genaue Feststellung über 
die Beteiligung der Archidiakone an der kirchlichen Verwaltung. 
Bei den Akten, bei denen der Archidiakon unmittelbar mitwirkt, 
wie z. B. der Investitur von Klerikern, ist bei dem etwaigen 
Fehlen des Archidiakons — wenn z. B. der Kleriker einem andern 
als dem Archidiakon präsentiert wird — der Schluss auf Be- 
seitigung des archidiakonalen Rechtes sicher. Dasselbe ist auch 
bei den Akten der Fall, die vom Erzbischof vorgenommen wurden, 
aber der archidiakonalen Zustimmung bedurften. In den Zeiten ihrer 
ungebrochenen Macht stellten häufig nicht nur die Archidiakone 
eine besondere Konsensurkunde aus, sondern der Bischof berief 
sich auch in einer eigenen Urkunde auf die Zustimmung des 
Archidiakons.*) Fehlt also in einer Urkunde aus jüngerer Zeit 
die Erwáhnung des archidiakonalen Konsenses, so ist auf die 
Nichtbeachtung dieses Konsensrechtes zu schliessen. Ausser diesen 
Urkunden haben sich noch einige sehr wertvolle Quellen kleineren 
Umfanges erhalten, eine summarische Notiz über die Einnahmen 


1) Diese sind übersichtlich verzeichnet bei J. Wo/f, Historische Abhand- 
lung von den geistlichen Kommissarien im Erzstifte Mainz . . . 1797, 32 ff. 

2) S. 221 ff. deutet er in diesem Sinne die Aschaffenburger Kommissorien 
von 1522 (Würdtwein, Dioecesis Moguntina . . . I, [1768], 523 ff. und 1526 
(a. a. O. 526 ff), obwohl schon die wórtliche Uebereinstimmung des Frank- 
urter Kommissoriums von 1531 (a. a. O. II, 477 ff.) mit dem Aschaffenburger 
von 1522 hätte bedenklich machen können. 

3) Baumgartner, 184 ff. 
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des Aschaffenburger Archidiakons,!) ein Einnahmeregister des 
Sendgerichts im Archidiakonat Aschaffenburg von 1502,?) und 
eine Aufzeichnung über die Dompropstei aus dem 14. Jabr- 
hundert. °) | | 

Die tatsächlichen Quellen zeigen für das spätere Mittelalter 
eine sehr starke Minderung der archidiakonalen Gewalt. Ein 
Zeichen gekürzter Bedeutung der Archidiakone war es schon, 
dass nur noch wenige von ihnen dem Domkapitel angehörten. 
Erzbischof Balduin hatte 1328 in seiner Wahlkapitulation dem 
Domkapitel den Anspruch auf die Propsteien zugestanden, 4) 
ebenso Erzbischof Heinrich 1337.5) Noch in der Wahlkapitulation 
Bertholds von Henneberg 1485 fand sich hergebrachtermaßen 
diese Bestimmung; unter den Artikeln, deren Erfüllung der Erz- 
bischof am Schlusse seiner Kapitulation summarisch versprach, 
findet sich: item de preposituris ad capitulum spectantibus.*) In 
Wirklichkeit aber lässt sich nur für wenige Archidiakonate die 
Besetzung der Propstei mit Domherrn feststellen. Ausschliesslich 
domkapitulare Própste hatte ausser dem Archidiakonat der Dom- 
propstei selbst nur das Archidiakonat von S. Johann in Mainz, 
dessen Propstei etwa 1189 der Dompropstei inkorporiert worden 
war.") Alle anderen Archidiakonate aber waren, soweit sich das 
feststellen lásst, nur zum Teil mit domkapitularen Própsten besetzt: 

1) S. Moriz in Mainz®): unter 15 genannten Própsten von 
1320— 1501 sind 5 Domherren; seit etwa 1420 keiner mehr. 

2) S. Peter in Mainz?): unter den 12 Própsten seit 1337 
ist bis 1451 kein Domherr, von da an folgen ununterbrochen 
3 Domherren. 


1) Würdtwein, Dioecesis 1, 527 f. enthält ein Verzeichnis der Einkünfte 
des Aschaffenburger Archidiakonats. Es ist undatiert, stammt aber aus der 
Zeit Albrechts II. (1514—45); es wird darin das Hanauer Kollegiatstift erwähnt, 
das erst seit 1493 bestand, ferner wird der Erzbischof als Kardinal bezeichnet. 
Nach dieser Auístellung hat der Propst die jura sigilli für commendae, absen- 
tiae, institutiones beneficiorum. Die Landkapitel Montad, Rotgau, Taubergau 
und das Stift Hanau zahlen für die Absenzen ein Pauschale. Der Propst hat 
die accusata, doch hat der Erzbischof dem Erzpriester verboten, Geldstrafen 
zu erheben. In Eheprozessen und andern Prozessen kommt fast nichts ein. 

2) Gudenus, Codex diplomaticus Il, 417 ff. 

3) Vgl. S. 516 Anm. 6. 

4) M. Stimming, Die Wahlkapitulationen der Erzbischófe und Kurfürsten 
von Mainz, 1909, S. 31. 

9) a. a. O. 139 Anm. 8. 

6) Kreisarchiv Würzburg, Wahlkapitulation Bertholds von Henneberg 
vom 18. März 1485. 

7) Gudenus, Codex Ill, 853 ff. 
8) Liste der Pröpste bei Gudenus Ill, 915 ff. 
m) Liste bei Joannis, Volumen II. Rerum Moguntiararum . . . . [1722] 


S 
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3) S. Stephan in Mainz'): unter den 11 Própsten seit etwa 
1350 3 Domherren. 

+ 4) S. Viktor in Mainz?): unter den 10 Pröpsten seit etwa 
1320 4 Domherren. | 

5) B. M. V. ad gradus in Mainz?): unter den 7 Própsten 
seit etwa 1360 ist erst 1478—1507 ein Domherr. 

6) B. M. V. in campis*): unter den 11 Própsten von etwa 
1330—1504 ist nur ein Domherr. | 

7) SS. Peter-Alexander in Aschaffenburg’): 1262 verord- 
nete Erzbischof Werner, dass das Kapitel nur einen Domherrn 
zum Propste wählen dürfe, doch wurde von Papst Martin V. diese 
Bestimmung wieder aufgehoben. Unter den 10 Própsten von 
1317—1512 befinden sich 2 Nicht-Domherren; der 1487 auf Ver- 
wenden des Erzbischofs durch päpstliche Provision erhobene 
Propst Heinrich von Henneberg war nicht Domherr. 

8) S. Bartholomaeus in Frankfurt a. M.9): unter den 17 
Própsten von 1338—1508 sind 8 Domherren; die andern sind fast 
alle Kuriale. Einer der 8 Domherren (Engelbert von Nassau) 
wurde 1476 Propst, aber erst 1481 Domherr. 

9) S. Peter in Fritzlar”): unter den 12 Própsten seit etwa 
1323 sind 8 Domherren. 

10) SS. Aureus-Justinus in Heiligenstadt‘): unter den 9 
Própsten seit etwa 1320 ist der erste Domherr Heinrich Reuß 
von Plauen, der um 1500 Propst war. 

11) Nórten?): seit etwa 1350 kein Domherr mehr. 

12) B. M. V. in Erfurt!9): unter den 9 Pröpsten seit etwa 
1311 sind nur 3 Domherren. 

13) S. Severus in Erfurt !!): unter den 4 seit 1326 genannten: 
Pröpsten ist ein Domherr. 

1) Liste bei Joannis Il, 548 ff. 

2) Liste a. a. O. 614 ff 

3) Liste a. a. O. 666 ff 

4) Liste bei Gudenus, Codex II, 702 ff. 

9) Liste bei A. Amrhein, Die Prälaten und Canoniker des ehemaligen 
Collegiatstiftes St, Peter und Alexander zu Aschaffenburg (in: Archiv d. hist. 
Ver. von Unterfranken XXVI), 57 ff. 

6) Liste bei A. A. v. Lersner, Der ... Stadt Franckfurt am Mayn Chro- 
nica. 1706. 2. Buch S. 110. 

7) Liste in der Series Dominorum prepositorum... ecclesiae ad S. Petrum 
Frideslariae. 1758. 

8) Liste bei J. Wolf, Commentatio de Archidiaconatu Heiligenstadiensi, 


1809, S. 11 ff. | 
9) Liste bei J. Wolf, Commentatio de Archidiaconatu Nortunensi 1810, . 


10) Liste bei J. A. von Falckenstein, Civitatis Erffurtensis Historia ., . 
1739, II, 2, 989 ff. | 
11) Liste a. a. O. 1004 ff. 
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14) Hl. Kreuz in Nordhausen!): unter den 9 seit 1305 ge- 
nannten Própsten sind 2 Domherren. 3) 

Wenn auch die Propstlisten manchmal Lücken aufweisen, 
so ist doch die Verdrángung der Domherren aus den Propsteien 
und grade aus einem grossen Teile der wichtigsten unverkenn- 
bar. Es ist nicht anzunehmen, dass die Erzbischófe, die zuweilen 
auch nach ihrer Erhebung noch Propsteien beibehielten,?) diese 
Entwicklung besonders gefördert hätten; eher ist zu vermuten, 
dass päpstlicher Einfluss hier wirksam gewesen sei 7 Gegen- 
bemühungen des Domkapitels blieben ohne sichtbaren Erfolg. 5) 

Die Minderung der archidiakonalen Rechte äusserte sich in 
verschiedener Form. An einzelnen Stellen hatte der Propstarchi- 
diakon dem Erzpriester die archidiakonalen Rechte ganz oder 
teilweise übertragen. So hatte in der Stadt Mainz und dem um- 
liegenden Bezirke der Dompropst seine archidiakonalen Befug- 
nisse dem Erzpriester der Mainzer Kathedrale übergeben, der für 
diesen Bereich das Recht der Investitur und Visitation und den 
Sendbann erhielt;*) in Bingen hatte der vom Propst ernannte 
Erzpriester, der gleichzeitig Pleban von Bingen war, die Iudi- 
katur über die Exzesse der Laien in der Stadt mit Ausnahme 
der Sendgerichtsbarkeit.") Zuweilen gestaltete sich die Über- 
tragung an andere Organe zu einer vólligen Aktivexemtion ein- 
zelner Stifter und Klöster aus, 8) die dadurch an Stelle des Propstes 


me e Liste in: Historische Nachrichten von der Stadt Nordhausen, 1740, 
S. 

2) Von den Própsten zu Bingen fehlt eine Liste. Nach dem Statut des 
Stiftes übertrug der Erzbischof die Propstei einem Domherrn (Würdtwein, 
Subsidia diplomatica II, 345), doch kommen auch Pröpste vor, die nicht Dom- 
herrn waren; z. B. 1505 Konrad von Liebenstein (Joannis II, 225). 

3) Rheingraf Konrad behielt auch als Erzbischof (1419 —34) bis zu seinem 
Tode die seit 1414 besessene Propstei von S. Bartholomaeus in Frankfurt bei; 
Berthold von Henneberg hatte bis 1490 die Verwesung der Dompropstei inne 
(Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Neuregestierte Urkunden K 1574, 1585, 1611), 
da der Dompropst, der Kardinal Joh. Jak. Sclafenati, Bischof von Parma, ab- 
wesend war. 

4) Ueber den Einfluss der päpstlichen Reservationen und der an der 
Kurie geschehenen Resignationen auf die Verdrángung der Domherrn aus den 
oun vgl. J. Wolf, Diplomat. Gesch. des Peters-Stiftes zu Nörten. 1799, 

. 79 ff. 


5) Mainzer Domstiftsprotokolle (Kreisarchiv Würzburg) Bd. II, fol. 240 
(ad a. 1486): Domherr Truchseß wird nach Rom beurlaubt. Er soll auch ver- 
suchen, Signatura auf etliche Propsteien zu erhalten: Dompropstei, S. Alban, 
S. Viktor (beide in Mainz), Aschaffenburg, Fritzlar, Erfurt. — Die Besetzung 
der Dompropstei war zu dieser Zeit zwischen der Kurie und dem Domkapitel 
strittig. 

"a Würdtwein, Dioecesis I, 16 ff. 

7) a. a. 0.59. | 

8) Bei der Gründung des Klosters Konradsdorf 1191 wurde bestimmt, 
dass nicht der Archidiakon, sondern der Klosterpropst das jus synodale in der 
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zum archidiaconus loci wurden.) Am häufigsten war Passiv- 
exemtion, deren Träger ganz oder teilweise der archidiakonalen 
Verwaltung und Gerichtsbarkeit enthoben wurden. Eine allgemeine 
Exemtion der Ritterschaft scheint in der Mainzer Erzdiözese 
wenigstens im späteren Mittelalter nicht bestanden zu haben; ?) da- 
gegen erfreuten sich viele Gemeinden, wie unten zu zeigen sein 
wird, der Passivexemtion. Weniger durch förmliche Erlasse, als 
durch die Praxis ging ein sehr grosser Teil der archidiakonalen 
Befugnisse an den Erzbischof oder dessen delegierte Organe über. 

Unter den administrativen Konsensrechten der Archidiakone 
hatte sich am besten das Mitwirkungsrecht bei der Bestellung 
der präsentierten Geistlichen, das Investiturrecht und die damit 
verbundene Oboedienzpflicht der Benefiziaten gegenüber dem Archi- 
diakon °’) erhalten.) Ob dabei Präsentation durch den Patron, 
Wahl durch die Gemeinde oder collatio pleno jure vorlag, 5) war, 
soweit das archidiakonale Investiturrecht nicht schon überhaupt 


Kirche zu Glauburg haben sollte, (Hartzheim, Concilia III, [1760] 790). 1354 
bestátigte Erzb. Gerlach dem Kloster Hasuugen das Privileg Erzb. Christians 
von 1170, worin dem Kloster alle Archidiakonatsrechte über die Kirche zu 
Ehlen gegeben wurden (Regesten der Mainzer Erzbischófe, hrsg. von Vogt 
und Vigener [1913] Il, 1, 62 Nr. 246). 1444 machten der Se e von B. M. V. 
ad gradus und der Abt von Selbold ab, dass der Abt den Send in Selbold, 
Gelnhausen und den benachbarten Dörfern abhalten sollte; dagegen sollte die 
Gerichtsbarkeit ausserhalb des Sendes dem Propst verbleiben mit Ausnahme 
der Jurisdiktion über die Pfründen, für welche dem Abte die Instifution zu- 
stehen sollte. Die Bestätigung des Propstes in einem benannten Nonnen- 
kloster sowie das jus visitandi, corrigendi et emendandi eundem prepositum 
et moniales sollte dem Abte zustehen. Die Investitur des Vikars in Geln- 
hausen sollte der Propst vornehmen (Wärdtwein, Diocesis Ill, 198 ff.). 1447 
erlangte der Abt gegen eine jährliche Zahlung von 12 fl. vom Propste das 
Recht, an dessen Stelle kommissarisch und bis auf Widerruf in einer Reihe 
benannter Orte die jurisdictio ordinaria über Klerus und Laien auszuüben 
(a. a. O. 202 ff.). 

1) Der Abt von Selbold wird 1426 als loci archidiaconus in Mittelau 
bezeichnet (Würdtwein, Diocesis III, 220 ff); 1472 wird eine Präsentation an 
ihn als den archidiaconus territorii Selboldensis gerichtet (a. a. O. 224 f.). 

2) Darauf deutet das Widerstreben der Ritterschaft gegen den Send hin 
(vgl. S. 514 Anm. 6). Vgl. auch Baumgartner 148 f. 

3) Vgl. S, 509 Anm. 4. 

4) Dompropstei: Würdtwein, Diocesis I, 129 (1481), 129 f. (1515), 
Glasschröder, Urkunden zur Pfälzischen Kirchengesch. im MA. 1903. S. 268 f. 
Nr. 658. S. Moriz: Kreisarchiv Würzburg, Geistlicher Schrank, Lade 10, Nr. 142 
(1498), Lade 11, Nr. 4 (1503), dazu die Bescheinigung des Präsentierten (1506), 
dass er vom Pfarrer die Possessio des Altars erhalten hat. S. Viktor: Geistl. 
Schrank, Lade 7, Nr. 176 (1489). B. M. V. in campis: Würdtwein, Diocesis I, 
192 ff. (1518). S. Peter: Würdtwein, Diocesis II, 82 f. (1479). B. M. V. ad 

radus: Würdtwein, Diocesis UI. 816 (1501). Aschaffenburg: Würdtwein, 
iocesis I, 825 ff. (1493). B. M. V. in Erfurt: Würdtwein, Thuringia 316 
(1501). — Eine Uebersicht über den ganzen Hergang bei F. Hea, Kirchen. 
wesen der Stadt Hanau (in: Zeitschr. d. Ver. für hessische Gesch. 46), 14 ff 

9) Vgl. auch J. Lóhr, Die Verwaltung Kólnischen Gross-Archidiakonats 

Xanten am Ausgange des MA. 1909, S. 68 f. 
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an den Erzbischof verloren gegangen war, nicht von Belang. 
Auch bei inkorporierten Pfründen blieb häufig das Investiturrecht 
des Archidiakons gewahrt," doch wurde es zuweilen nicht mehr 
als notwendige Bedingung angesehen.?) Vielfach aber war auch 
das Investiturrecht den Archidiakonen schon verloren gegangen, >) 
nicht nur bei Vikarien, Altarien und Stiftspfriinden, sondern auch 
bei Pfarreien.*) Auch das archidiakonale Prüfungsrecht hatte Ein- 


1) Geistlicher Schrank, Lade 11, Nr. 60, 63, 67, 69, 76 über die dem 
Kloster Seligenstadt 1429 (Würdtwein, Diocesis I, 591 ff.) inkorporierte Pfarrei 
Stock stadt 

2) 1501 setzte das Kapitel von S. Viktor in der ihm inkorporierten 
Pfarrei Oestrich einen Vikar ein (instituit), übertrug ihm curam, regimen et 
omnimodam dicte ecclesie disposicionem und präsentierte ihn in habundantem 
cautelam dem Archidiakon (Würdtwein, Diocesis Il, 301 f.). 

3) 1480 übertrug Erzb. Diether N. einen Altar in Aschaffenburg, dessen 
Collatio usw. dem Erzbischof zustand, und investierte ihn (Würdtwein, Dio- 
cesis I, 538 ff.). 1500 bestätigte Erzb. Berthold die Gründung einer Kaplanei 
in Erfurt. Die Präsentation sollte durch den Erfurter Vitztum oder den 
Schultheissen erfolgen, die Institution durch die Iudices generales (Würdtwein, 
Subsidia diplomatica IX, 382 ff.). 1499 bestätigte er die Umwandlung einer 
Stiftung in ein Benefizium und erteilte dem ersten Benefiziaten die kanonische 
Investitur. Die künftige Verleihung steht dem Pfarrkollator zu (Ingrossatur- 
buch 47, 123; Glasschröder, Urkunden 271 Nr. 669). 1496 befahl er dem 
Heiligenstadter Kommissar, den dem Erzbischof als ordinarius loci von den 
Patronen eines Altars in Einbeck prásentierten N., für den die Patrone um 
Provision kraft auctoritas ordinaria baten, auctoritate nostra ordinaria zu in- 
vestieren (Kreisarchiv Würzburg, Geistlicher Schrank, Lade 10, Nr. 136. 1493 
providierte er N. auf eine Vikarie, deren Kollation an ihn nach den Bestim- 
d des Lateranense genen ist Kanon 8 des Lateranense, vgl. G. J. Ebers, 
Das Devolutionsrecht 1906, S. 173) durch Fristversäumnis devolviert sei und 
befahl Propst und Scholasticus von S. Sever in Erfurt, N. einzuführen (Würdt- 
wein, Diocesis V, 314 f). 1499 providierte und investierte er N. auf Präsen- 
tation der Universität auf eine Pfründe an S. Viktor (Geistlicher Schrank, 
Lade 2, Nr. 58, Ingrossaturbuch 47, 96 f., gedr. Gudenus, Codex IV, 528 f.). 
1493 verliehen Pfalzgraf Alexander und der Pastor zu N. als Patrone eine 
Altarpfründe (Glasschröder, Urkunden 270 Nr. 662). Der Archidiakon ist nicht 

enannt. 
j 4) 1404 Mi ar Erzb. Johann das Abkommen zwischen dem Propst- 
archidiakon von B. M. V. ad gradus und dem Propst zu Ilbenstadt, wonach ` 
(Art. 2) der Klosterpropst das Recht des instituere et destituere des Rektors 
der Píarrkirche zu J. hat; der Rektor wird vom Erzbischof investiert. Die 
andern Benefiziaten und Rektoren im Klosterbezirk werden auf Prásentation 
des Klosterpropstes vom Archidiakon investiert (Würdtwein, Diocesis II, 
112 ff). 1425 übertrug das Kapitel zu Aschaffenburg die Pfarrkirche zu X., 
deren collacio, provisio, presentacio seu alia Jude disposicio ihm zustand, 
an N. (tibi auctoritate nostra ordinaria . . . conferimus et assignamus ac pro- 
videmus de eadem curam et regimen ejusdem ecclesie tibi plenarie commit- 
tendo, investitum te per bireti traditionem investimus . . . mandantes . . . 
omnibus et singulis plebanis, viceplebanis et presbiteris nobis subjectis . . . 
quatenus requisiti fuerint . . . te . . . ad possessionem corporalem, realem et 
actualem ... auctoritate nostra ordinaria inducat (Würdtwein, Diocesis. I, 641 ff.). 
Das Stift S. Martin in Kassel hatte das Recht, seine Pfarrkirche selbst zu be- 
setzen und entsetzen (J. Schultze, Klöster... der Stadt Kassel 1913 = Veröff. 
d. Hist. Kommission für Hessen u. Waldeck IX [zit.: Schultze, Klosterarchive] 
388 Nr. 1024, 389 Nr. 1030). — Nach J. Feldkamm, Das Bischöfl. Geistl. Ge- 
richt zu Erfurt (in Mitt. d. Ver. für d. Gesch. u. Alt. von Erf. XXX. 1909) 26 
hatte seit Erzb. Adolf II. der Erfurter Siegler die Investitur fast aller Pfarrer. — 
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bussen erlitten, !) insbesondere das Recht, die Geistlichen auf ihre 
Kenntnisse zu prüfen.?) Dabei wirkten mehrere Ursachen zu- 
sammen: ausser den Aktivexemtionen einzelner kirchlicher Kórper- 
schaften, die sich bisweilen eine auctoritas ordinaria zuschrieben, 
Bestrebungen der Kurie?) und der Patrone waren besonders die 
Bemühungen der Erzbischöfe dem archidiakonalen Investiturrecht 


abtrágig. Nicht nur durch Statuten und Erlasse*) schädigten die ` 
Erzbischófe die Befugnisse der Própste, sondern vor allem durch. 


die Praxis, die Investitur durch Delegierte oder selbst vorzu- 
nehmen, wobei sie aus ihrer allgemeinen auctoritas ordinaria ihren 
besondern Charakter a!s ordinarius loci ableiteten oder auf Grund 
von Konzialstatuten oder allgemeiner kanonischer Bestimmungen 
das archidiakonale Devolutionsrecht 5) sich selbst zueigneten. 
Andere Konsensrechte der Archidiakone hatten sich noch 
viel weniger erhalten. Das Recht, die nicht Residierenden zu 
dispensieren, scheint sich auf die Erhebung von Absenzgeldern 
beschränkt zu haben o) Nur aus dem Aschaffenburger und Mainzer 


Die Ausführungen von F. Künstle, Die deutsche Pfarrei und ihr Recht zu 
Ausgang des MA. 1905, 51 ff. sind abzulehnen; vgl. auch Schäfer, Zur Kritik 
mittelalterl. kirchl. Zustánde (in: Róm. Quartalschrift 1906), 133 Anm. 2. 

1) Bei der Inkorporation der Pfarreien Krumbach und Stockstadt an 
Kloster Seligenstadt (1396, Weltlicher Schrank Lade 65, Nr. 139, von Innocenz VII. 
1404 erneuert: Geistlicher Schrank, Lade 11, Nr. 60) wurde bestimmt, dass der 
vicarius ein Weltgeistlicher sein sollte. Trotzdem präsentierte das Kloster 1470 
und 1493 einen Konventualen, der vom Propste ohne Widerspruch investiert 
wurde (Geistlicher Schrank, Lade 11, Nr. 63, 70). 

2) 1486 verordnete Erzb. Berthold die Einrichtung eines Examens für 
die Priesteramtskandidaten vor dem Siegler, den Kommissaren und Spezial- 
deputierten (Ingrossaturbuch 46, 105). Der Befehl Erzb. Uriels 1511 an den 
Generalvikar und die Kommissare zu Aschaffenburg, Fritzlar u. a., die ihnen 
unterstellten Geistlichen auf ihre Kenntnisse zu prüfen, schaltete die Archi- 
diakone ganz aus (Gudenus, Codex III, 576 f.). 

3) Vgl. W. Wolff, Die Säkularisierung und Verwendung der Stifts- und 
Klostergüter in Hessen-Kassel . . . 1913, 46 f 

) Auf ältere Vorschriften zurückgehend bestimmte das Provinzialkonzil 
von 1310: Keiner sollte eine Pfründe annehmen oder aufgeben sine superioris 
sui auctoritate (/Zartzheim, Concilia IV [1761] 177) ; Keiner sollte sich vom Patron 
investieren lassen, sed potius presentatus ab eo ab episcopo vel loci archi- 
diacono investituram recipiat ab altero eorundem, cui id de jure vel de con- 
suetudine competit approbata (a. a. O. 190). 1318 bestimmte ein Statut, dass 
der Erzbischof die Investitur vornehmen sollte, wenn der Archidiakon sie über 
einen Monat verschöbe (a. a. O. 26). 1429 setzte Erzb. Konrad für die Zeit 
seiner Abwesenheit den Domdekan zum Commissarius specialis ein videlicet, 
quod tu nostri in absencia omnia et singula nostra beneficia curata et non 
curata ad collacionem nostram spectantia ... que nostri pro nunc in absencia 
vacare contigerit, personis habilibus et ydoneis auctoritate nostra conferre 
ipsasque litteris tuis petentibus vel alias personaliter prout requiritur, investire 
nec non eis prout congruit providere ymmo eciam in permutacionibus com- 
missiones, consensus pariter et assensus dare, concedere et prestare debeas et 
valeas (Würdtwein, Nova Subsidia diplom. VII [1786], praef. XLIII ff.]. 

) Vgl. Lóhr, Xanten 68 f. 

6) Die Zahlung von Pauschalen durch die Landkapitel an die Archi- 

diakone ohne Rücksicht auf die Zahl der Nichtresidierenden (ausser dem 
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Register ist eine Beteiligung der Archidiakone an dem Absenz- 
.wesen zu erschliessen. In Übereinstimmung mit den Statuten !) 
haben wohl die Archidiakone auf das Recht des Dispenses zu 
Gunsten von erzbischóflichen Kommissaren und Spezialdeputierten 
verzichten?) und sich ohne Rücksicht auf die wirkliche Zahl der 
nicht Residierenden mit der Zahlung von Pauschalgeldern be- 
scheiden müssen. Ebenso hatte das archidiakonale Konsensrecht 
bei Inkorporationen, Unionen und Translationen?) und bei der 
Errichtung von Landkapitel-Statuten ^) starke Einschránkungen er- 


Aschaffenburger Register vgl. auch die Aufzeichnungen tiber die Dompropstei 
aus dem 14. Jahrhundert S. 516 Anm. 6) lässt darauf schliessen. Vgl. auch die 
Ausführungen bei Löhr, Xanten 109 Anm. 1. Auch der Umstand, dass an den 
Aschaffenburger Propst auch das Stift Hanau Absenzgelder zahlt, obwohl sie 
ursprünglich nur von Kuratbenefizien fällig waren (Löhr, Xanten 83), legt 
diesen Schluss nahe. 

1) Das Statut von 1318, dass kein Benefiziat, der Seelsorge habe und 
ohne erzbischöfliche Erlaubnis nicht residiere, seine Einkünfte beziehen solite 
(Hartzheim, Concilia IV, 266), nahm den Archidiakonen praktisch den Absenz- 
dispens. Aehnlich verbot das Statut von 1854 (Regesten der Mainzer Erz- 
bischöfe II, 1, 65, Nr. 264) Art. 23: Die Archidiakone sollten sich nicht an- 
maßen, solche zu dispensieren, die ihre Benefizien nicht in gehöriger Weise 
erlangt haben oder deren Einkünfte zu Unrecht geniessen. Nach Art. 17 zählen 
dazu auch Nichtresidiende. In einer Stiftungsbestätigung von 1497 verordnete 
Erzb. Berthold, dass der Benefiziat sein Versprechen bezüglich der Residenz 
nicht in die Hände der Patrone, sondern des Erzpriesters als des Vertreters 
des Erzbischofs geben sollte; der Propst war also ganz ausgeschaltet (Ingrossa- 
turbuch 47, 74, Glasschröder, Urkunden 271 Nr. 666). Ueber die Erteilung 
der Absenzdispens durch einen Erfurter geistlichen Richter in den thüringischen 
Propsteien vgl. S. 533 Anm. 2. 

2) Ueber die erzbischóflichen Absenzgelder vgl. S. 524. 

3) Die Praxis dieses Rechtes ist schwankend. 1323 Inkorporation durch 
den Erzbischof (Würdtwein, Diocesis III, 88); Konsens des Domkapitels (a. a. 
O. 89), des Archidiakons (a. a. O.). 1343 Inkorporation durch den Erzbischof 
ohne den Archidiakon mit Konsens des Domkapitels (Würdtwein, Thuringia, 
239 f). 1345 Konsens des Archidiakons zu einer Inkorporation durch den 
Erzbischof (Würdtwein, Diocesis I, 415 f.). 1438 Transmutation durch den 
Erzbischof mit Konsens des Archidiakons und des Domkapitels (Würdtwein, 
Diocesis III, 205 f). 1438 Inkorporation durch den Erzbischof ohne den Archi- 
diakon (der Vorbehalt aliis nostris archidiaconalibus juribus et cuiuscunque 
alterius semper manentibus bezieht sich auf die Abgaben) (Würdtwein, Thuringia 
231 f). 1495 Inkorporation durch den Erzbischof ohne Konsens des Archi- 
diakons (Ingrossaturbuch 47, 54 v., Würdtwein, Subsidia diplom. VI, 58 ff.); 
ebenso 1485 (Glasschröder, Urkunden 266 Nr. 652), 1495 (Würdtwein, Subsidia 
diplomatica Vl, 58 ff.); 1504 mit Konsens (Ingrossaturbuch 47, 179). Die Fest- 
setzung der Einkünfte von Vikaten an inkorporierten Kirchen, die ehedem 
gleichfalls dem archidiakonalen Konsens unterlegen hatte (Baumgartner 188), 
vollzog der Erzbischcf allein: Würdtwein, Diocesis I, 620 (1313), II, 302 (1501). 
Vgl. auch S. 510 Anm. 1. 

4) Die Statuta capituli Monthad sind vom Kapitel aufgestellt und von 
Erzbischof Diether 1481 bestätigt. Der Archidiakon ist nicht genannt (Würdt- 
wein, Diocesis I, 643 ff.). Die Statuten des Kapitels Taubergau (1485, Würdt- 
wein, Diocesis I, 732 ff.) sind approbata et conclusa per . . . . commissatios 
auctoritate reverendissimi domini .... ac judicum ecclesie Aschaffenburgensis 
nomine domini prepositi, de consilio et consensu dictorum decanorum, came- 
rariorum at diffinitorum (es handelt sich indes nicht um eigentliche Kapitel- 
statuten, sondern um Bestimmungen über die Gebühren bei geistlichen Hand- 
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littten. Auch hier wirkte nicht nur das Bestreben der Erzbischófe, 
sondern ebenso der Kurie den archidiakonalen Befugnissen ent- 


gegen. !) 

Vóllig verloren gegangen war das archidiakonale Konsens- 
recht bei der Abtrennung von Kirchen, ?) der Stiftung und Dotation 
von Pfründen,?) der Veränderung des Stiftungszweckes,*) der 
Übertragung von Patronaten, 5) bei Permutationen*) und bei Ver- 
käufen von Pfründengut,?) sowie das Recht, die Landdekane 
zu ernennen®) und die Resignation der Benefiziaten anzu- 


lungen u. dgl.). Die Statuta sedis Castellensis von 1490 (Wardtwein, Diocesis 
II, 148 ff.) und mit Konsens des Propstes von S. Peter errichtet und vom Erz- 
bischof bestátigt. — Nach den Kasteler Statuten schwóren die Plebane und 
Altaristen dem Erzbischof und Propst oboedientia und fides, dem Erzpriester 
und Kämmerer reverentia und honor (a. a. O. 148 LL 


1) Besonders lehrreich für die kuriale Praxis ist ein Akt von 1498: 
Erzb. Berthold verkündet als ordinarius loci die von Alexander VI. vollzogene 
Inkorporation Oestrichs an S. Victor und setzt die Einkünfte des Vikars fest. 
Der Papst hatte die reae ung dem ordinarius loci übertragen (Würdtwein, 
Diocesis II, 293 ff.). — Andere Inkorporationen durch den Papst werden durch 
Spezialdeputierte ohne archidiakonalen Konsens ausgeführt: Würdtwein, Dio- 
cesis I, 591 ff. (1429), I, 356 f. (1479). 

2) Würdtwein, Diocesis III, 176 f. (1464), III, 149 (1489). Bei dem zweiten 
Beispiel nimmt der Erzbischof die Selbständigmachung ohne Nennung des 
Archidiakons auctoritate ordinaria vor. | 

3) 1360 Stiftung der Frühmesserei zu Hallgarten (Würdtwein, Diocesis 
II, 303 ff), der Erzbischof bestätigt sie auctoritate ordinaria (a. a. O. 306 f.). 
Bestätigungen durch Spezialkommissare bei Wolf, Archidiaconatus Heiligenst., 
Dipl. Nr. 55 (1433), 60 (1450), Würdtwein, Thuringia 312 f. (1493, durch den 
Siegler zu Erfurt als commissarius ad iníra scripta generaliter deputatus); 
durch den Erzbischof Würdtwein, Diocesis 1, 581 ff. (1472), I, 354 ff. (1477), 
III, 81 (1489, auctoritate nostra ordinaria), Thuringia 311 f. (1492; schon 1413 
durch den Erfurter Provisor als Spezialkommissar bestätigt), I, 685 ff., 692 ff. 
(1504). 1488 verbot Erzb. Berthold, ne dicti praepositi archidiaconi aut eorum 
officiales deinceps licentiam erigendi ecclesias, capellas, altaria easque vel ea 
diruendi vel transferendi, aut aliter de his disponendi quovis modo concedant, 
decernant auctoritatemve interponant (Ingrossaturbuch 46, 108 v., gedr. K. Dahl, 
Beschreibung d. Fürstentums Lorsch 1812, UB. 29). 

4) 1499 bestätigt Erzb. Berthold die Umwandlung einer Stiftung in ein 
Benefizium (Ingrossaturbuch 47, 123, Glasschröder, Urkunden 271 Nr. 669). 

8) Würdtwein, Subsidia diplom. IX, 373 (1489). 

6) Die volle Erkenntnis des Sachverhaltes ist dadurch erschwert, dass 
Würdtwein bei Permutationsurkunden fast stets nur Regesten gibt. Ein Per- 
mutationsauftrag des Erzbischofs von 1464 erwähnt den archidiakonalen Kon- . 
sens nicht (a. a O. II, 719 ff). Vgl. auch die Kommission Erzb. Konrads von 
1429 (S. 508 Anm. 4). Dagegen findet sich in einer Kommission von 1499 
(Würdtwein, Diocesis I, 12 5 die Bemerkung: dummodo . . . consensus pa- 
tronorum et aliorum, quorum interest, ad id accedat, was sich wohl auf den 
archidiakonalen Konsens bezieht. 

7) Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Lehenbücher 7, 313 v.: der Patron 
einer Kaplanei verkauft einen zur dg dones gehórigen Hof; der Erzbischof als 
ordinarius bewilligt es (1489). Der Archidiakon ist nicht genannt. 

8) Nach den Statuten des Landkapitels Montad von 1481 wurde der 
Dekan vom Kapitel gewählt und gab sein Amt in dessen Hände zurück. 
1290 hatte dem Archidiakon das Ernennungsrecht zugestanden (Gudenus, 
Codex I, 844). 
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nehmen.!) Auch die finanziellen Gerechtsame der Archidiakone 
hatten Einbusse erlitten. ?) 

Wie die Verwaltungsrechte hatten auch die jurisdiktionellen 
Rechte der Archidiakone ursprünglich eine weite Ausdehnung 
gehabt. Sie erstreckten sich sachlich über Fälle der freiwilligen, 
streitigen und Strafgerichtsbarkeit, personal über Klerus und Laien. 
Auf dem Gebiete der streitigen Gerichtsbarkeit hatten die Archi- 
diakone eine sehr ausgebreitete Gerichtsbarkeit ausgeübt, ihrem 
Forum unterlagen Prozesse über Zehnt- und Patronatsrechte, um 
kirchliche Benefizien, kirchliches Vermögen, kirchliche Abgaben, 
über Testamentssachen, Eheprozesse.*) Schon seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts waren die Erzbischöfe und ebenso 
die weltlichen öffentlichen Gewalten bestrebt, die Gerichtsbarkeit 
der Archidiakone sachlich einzuschränken. Umfassende Bestim- 
mungen traf zuerst das Mainzer Provinzialkonzil von 1310, das 
nach dem Vorbild früherer Bestimmungen den Archidiakonen 
verbot, de causis super matrimoniis, ecclesiis, investituris et usuris 
über einen Streitwert von mehr als 20 sol. zu richten,*) sich in 
rein weltliche Prozesse einzumischen 5) und die Appellationen zu 
verhindern. ) Die beschränkenden Bestimmungen wurden immer 
wieder erneuert, ?) nicht ohne dass die Erzbischófe selbst einzelnen 


1) 1406 resignierte der Pfarrer zu Biblis vor einem Notar in die Hände 
des Erzbischofs, dem die Kollation der Pfarrei zustand. Der Archidiakon ist 
nicht genannt (Würdtwein, Diocesis I, 443 ff.). 1429 resignierte ein Altarist 
zu Külsheim vor einem Notar in die Hände des Erzbischofs zu Gunsten eines 
andern (a. a. O. 670 f.). 1493 resignierte der Konventuale N. auf die Pfarrei 
Stockstadt in die Hände des Abtes von Seligenstadt (Geistlicher Schrank, 
Lade 11, Nr. 68). Die Pfarrei war dem Kloster, das zuerst Patron gewesen 
war, seit 1404 inkorporiert (a. a. O. Nr. 60), der Verweser war ad nutum 
amovibilis (a. a. O. Nr. 63). — Inwieweit die verschiedene Rechtsgrundlage 
der Verleihung oder die Art der Resignation eine Rolle spielte, ist bei dem 
geringen Umfang des Materials nicht festzustellen. | 
2) Erzbischof Balduin gestand den Archidiakonen während seiner Ver- 
waltung der Erzdiözese 1328—37 das privilegium exuviae (Sterbegeld) zu (Feld- 
kamm, Geistliches Gericht 22). In der Propstei Heiligenstadt aber durfte der 
Archidiakon keine exuviae erheben von den Priestern und Klerikern, die in der 
Propstei starben (Urkunde von 1440 bei Wolf, Archid. Heiligenstad , Diplom. 
Nr. EE in die Statuta eccles. colleg. Heiligenstad. de Praeposito 
a. a. O. .). 

` 3) Baumgartner 168 ff. 

4) Hartzheim, Concilia IV, 178 f. Die Bestimmung erneuerte ein Ver- 
bot Erzb. Werners. 

5) Dieses Verbot war für alle geistlichen Gerichte bestimmt. 

6) Hartzheim, Concilia IV, 178. Das Verbot wandte sich allgemein an 
die Bischöfe, Archidiakonen und Prälaten. 

Die Synode von 1318 setzte den Höchstsatz des Streitwertes auf 
2 Mark Silbers fest (Hartzheim, Concilia IV, 265, 597), dieselbe Bestimmung 
wurde 1319 (Regesten der Mainzer Erzb. I, 1, 411 Nr. 2020) und 1354 (a. a. O. 
685 Nr. 264 Art. 22) erneuert. 1453 verbot Erzb. Dietrich den thüringischen 
und eichsfeldischen Archidiakonen, über einen Streitwert von mehr als 
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Archidiakonen Ausnahmen zugestanden. !) Eine weitere Beschränk- 
ung der archidiakonalen Gerichtsbarkeit brachten die zahlreichen 
Aktiv- und Passivexemtionen. Vereinzelt war die archidiakonale 
Gerichtsbarkeit ganz oder zum gróssten Teile auf andere Organe 
übergegangen, häufiger wenigstens die Sendgerichtsbarkeit. Öfter 
noch begegnen Passivexemtionen. Die Stifter, denen die Archi- 
diakone als Própste angehórten, waren zuweilen von deren Juris- 
diktion eximiert;?) auch andere Stifter und Klóster?) sowie Pfarr- 
kirchen?) erfreuten sich dieser Freiheit. Noch ausgedehnter war 
die Exemtion von der Sendgerichtsbarkeit allein. 


Ein grosser Teil der archidiakonalen Gerichtsbarkeit wurde 
in den Senden ausgeübt, doch hatte diese archidiakonale Be- 
fugnis schon erhebliche Minderungen erfahren. Das Recht, den 
Send abzuhalten, stand den Archidiakonen von Anfang an nicht 
ausschliesslich zu. Der Erzbischof, der in früheren Jahrhunderten 
den Send selbst gehegt hatte, hatte das Recht gewahrt, ihn in 


20 Schillinge zu richten; gleichzeitig nahm er ihnen die Jurisdiktion über die 
excessus (Würdtwein, Nova subsidia diplomatica VIII [1786], XLV). 1486 ver- 
bot Erzb. Berthold den Própsten, Erzpriestern, Archidiakonen und ihren Offi- 
zialen, über mehr als 20 sol. zu richten; die Própste von S. Sever in Erfurt 
und von Langensalza, wohin 1472 das Archidiakonat Dorla verlegt worden 
war, wurden von diesem Verbote ausgenommen (Kreisarchiv Würzburg, Mainzer 
Neuregestierte Urkunden K 1570, Mainzer Ingrossaturbuch 46, 107 v.). 1488 
UB. 29). er das Verbot (Ingrossaturbuch 46, 108 v., gedruckt Dahl, Lorsch 


1) 1381 erhöhte Erzb. Adolf für den Propst zu Jechaburg die Streitsumme 
auf 20 Mark (Gudenus, Codex Ill, 544); für Erzb. Berthold vgl. vorige Anm. 


2) 1408 bestátigte Erzb. Johann die Exemtion des Stiftes zu Heiligen- 
stadt von der Jurisdiktion des Propstes. Visitatio, correctio et punitio de ex- 
cessibus, criminibus et delictis ipsorum decani, scolastici et canonicorum ac 
capituli necnon vicariorum perpetuorum in ecclesia predicta ad archiepiscopum 
... pertinet (J. Wolf, Archid. Heiligenstad. ... Diplom. Nr. 47, aufgenommen 
in das Statut über die Heiligenstadter Propstei a. a. O. 10). 


3) 1147 privilegierte Erzb. Heinrich den Propst des Zisterzienserinnen- 
klosters Ichtershausen, dass er de fratribus suis et sororibus sive de cura regi- 
mini suo commissa nulli archipreposito aliquid habeat respondere; mache er 
sich schuldhaft, so unterliege er dem Gerichte des Erzbischofs (Stumpf, Ur- 
kunden zur Geschichte des Erzbist. Mainz 1863, S. 38 Nr. 34). Das Kollegiat- 
stift zu Amöneburg wurde bei seiner Aufrichtung (1360) a jurisdictione et 
omnimoda subjectione des Archidiakons eximiert (Gudenus, Codex Ill, 438). 


4) 1318 bestätigte Erzb. Peter der Lorenzkirche in Erfurt die Exemtion 
von der Jurisdiktion aller dem Erzbischof unterstehenden Prälaten und behielt 
sich die Einsetzung, Investitur und Korrektur der Plebane bevor (Reg. der 
Mainzer Erzb. I, 1, 377 Nr. 1986). 1490 eximierte Erzb. Berthold Dekan und 
Kapitel zu Aschaffenburg mit ihrer familia von der Jurisdiktion des Propstes 
und unterstellte sie seiner eigenen Gerichtsbarkeit; sie sollten nur unter dem 
Erzbischof oder dem Generalvikar oder den commissarii a nobis generaliter 
vel specialiter pro tempore deputati stehen (Ingrossaturbuch 46, 124 f.). Die 
Reformstatuten des Kardinals Branda von 1422 hatte diese Exemtion verboten 
(S 50) (J. P. de Ludewig, Reliquiae manuscriptorum XI [1737], 406). 
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jedem Schaltjahre abzuhalten.') Dies finanziell wichtige Recht, 
das die Sendweistümer dem Erzbischof zusprachen, wurde vom 
Erzbischof auch tatsächlich ausgeübt;?) wo er es aufgegeben 
hatte, war es nicht zugunsten der Propstarchidiakone, sondern 
zugunsten von Stiftern?) geschehen. Auch in den Gemein- 
jahren war der Archidiakon nicht ausschliesslicher Inhaber der 
Sendgerechtigkeit; vielfach hatte er es an die Vertreter von 
Klöstern,*) an Erzpriester und Pfarrer verloren. Soweit der Erz- 


1) Die Alternation der Sendhaltung zwischen Erzbischof und Archidiakon 
geht aus den Sendweistümern hervor: Sendweistum von Ginsheim (A. M. Kó- 
niger, Quellen z. Gesch. der Sendgerichte in Deutschland [1910] 132 f.; hier 
ohne zureichenden Grund auf etwa 1521 angesetzt), von Gótzenbach (a. a. O. 
133 f), S. Stephan in Mainz (a. a. O. 141), Nierstein (a. a. O. 145 ff.), Sens- 
weiler (a. a. O. 152 ff), Simmern u. D. (a. a. O. 154 ff). Die Sendabgaben 
(synodaticum, Stuhlrecht, Kirchenlosung) standen im Schaltjahre dem Erzbischof 

anz zu; der Archidiakon erhob in den Gemeinjahren nur die Hälfte; das 
chaltjahr hiess auch exitus archiepiscopi (Würdtwein, Diocesis II, 11: super 
juribus et proventibus synodalibus exercendis et percipiendis . . . . in anno 
. bissextili, qui annus vulgariter exitus Domini archiepiscopi Moguntini vocatur; 
1296). Baumgartner 220 scheint anzunehmen, dass das erzbischöfliche Send- 
pu erst spáter aufgekommen sei (S. 147 drückt er sich vorsichtiger aus). 

s handelt sich aber doch wohl um einen Rest der alten erzbischôflichen Send- 
gerichtsbarkeit. 

2) Nach der Aufzeichnung über die Einkünfte des Aschaffenburger 
Propstes erhebt im Schaltjahr der Erzbischof die synodalia cum cathedratico. 
Auch die Synodalkommissionen für die Kommissare beweisen dies: 1495 Com- 
missio synodalis für den Mainzer Kommissar und Siegler Heilmann, die syno- 
dalia et cathedralia, die im Schaltjahr dem Erzbischof zustehen, einzuziehen 
und dem Send vorzusitzen (Mainzer Neuregestierte Urkunden O 709, Ingrossa- 
turbuch 47, 48 f.). 1499 für Dr. Andreas Eler und Heilmann (Ingrossaturbuch 
47, 187 v. f), 1503 für Eler und Heilmann (a. a. O. 188) und für den Dom- 
herrn Nothafft und den Siegler Dr. lvo Wittich (Kreisarchiv Würzburg, Geist- 
licher Schrank, Lade 21, Nr. 6), 1507 für den Domherrn Truchseß und Wittich 
(a. a. O. Lade 21, Nr. 7), 1511 für den Domherrn Hattstein und den Siegler 
Westhausen (a. a. O. Lade 21, Nr. 10). Nach diesen Synodalkommissionen 
wurde das Synodatikum auch von den Klerikern erhoben, war also nicht nur 
das Sendgeld der Laien (anders Baumgartner 207). | 

3) 1195 überliess Erzbischof Konrad dem Stift S. Peter das Cathedraticum 
anno, qui vulgariter exitus noster vocatur, im Bereiche seines Archidiakonates 
für seine Kirchenfabrik (Würdtwein, Diocesis Il, 9 f); Ansprüche des Propstes 
darauf werden zu Gunsten des Stiftes abgewiesen (a. a. O. 10 f.; 1296). Weiteres 
darüber a. a. O. 12 f., 13 ff., 16 ff., 22, 23 ff., Joannis II, 482. Das Kapitel 
übte dies Recht noch im ausgehenden MA. aus. — Das gleiche Recht hatte 
S. Moriz erworben (die Urkunde von 1386 bei F. J. Bodmann, Rheingauische 
Altertümer 1819, S. 855, Anm. SL — Auf ein Jahr überliess Erzb. Christian 
1170 dem Propst zu Aschaffenburg die Abhaltung des erzbischóflichen Schalt- 
jahrsendes mit der Erhebung des Cathedraticum, vulgariter vero kirclose (Gu- 
denus, Codex I, 260). | | 

4) 1420 bestätigte Erzb. Johann das Abkommen zwischen dem Propst 
B. M. V. ad gradus und dem Propst des Klosters zu Ilbenstadt, wonach der 
Klosterpropst in terminis dicti monasterii den Send abhalten und alle causae 
und accusationes matrimoniales, usurarum sive civiles vornehmen sollte wie 
seine Vorgänger; de aliis vero causis extra ipsam synodum in dictis terminis 
matrimoniales, usurarum sive civiles sollte er keine Befugnis haben (Würdt- 
wein, Diocesis III, 112 ff). Uber den Erwerb der Sendgerichtsbarkeit durch 
den Abt zu Selbold vgl. S. 505 Anm. 8. 
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priester oder Landdekan den Send hegte, tat er es vereinzelt als 
Beauftragter des Archidiakons,!) meist aber selbstándig.?) Wo 
der Pleban den Send abhielt,*) war dies gewöhnlich dem Ein- 
greifen der weltlichen Gewalt zuzuschreiben; *) stellenweise hatte 
der Pfarrer eine synodale Gerichtsbarkeit neben der des Propstes 
inne.5) In den nicht auch politisch zu Mainz gehörigen Teilen 
der Erzdiözese hatte die archidiakonale Sendgerichtsbarkeit be- 
sondere Einbussen erlitten; hier war der Send oft radikal be- 
seitigt worden.*) Wie bei den administrativen Konsensrechten 


1) So der Mainzer Erzpriester; vgl. S. 505. Umgekehrt hatte der Erz- 
priester zu Bingen dem Propst die Strafgerichtsbarkeit über die Laien abge- 
nommen mit Ausnahme der Sendgerichtsbarkeit (Würdtwein, Diocesis I, 59 t.). 

2) Die Ausübung der Sendgerichtsbarkeit schon in früher Zeit zeigt das 
S. 512 Anm. 3 angezogene Privileg für Ichtershausen, das nach den ange- 
führten Worten fortfährt: Ceterum archidiaconus sive archipresbiter secundum 
Mogontine ecclesie instituta in populo ibidem manente ius suum habeat et 
synodalis iudicii causa cum prudenti illius (des Klosterpropstes) consilio 
studeat; nach einem Zeugnis von 1149 wird in Sódel der Send vom Erzpriester 

efeiert (Gudenus, Codex I, 193). Dasselbe ist in Miltenberg (Miltenberger 
Stadtbuch Nr. IX von 1440/59 in Oberreinische Stadtrechte J [1898 ff.] , 342) 
und in Seligenstadt (J. Grimm, Weistümer I [1840], 507) der Fall. 

3) So in Orb (Würdtwein, Diocesis III, 9). 

4) 1272 bestimmte Landgraf Heinrich I. in dem Privileg für Grünberg, 
dass kein Prälat in der Stadt ein Sendgericht halten dürfe; excessus qui fuerint 
in spiritualibus sollten vom Pleban mit Rat der Schóffen gerichtet werden 
(O. Grotefend, Zeen d. Landgrafen von Hessen I [1909], 61 Nr. 165, wo 
die Drucke der Urkunde verzeichnet sind); die gleiche Sendfreiheit wurde 1294 
Frankenberg erteilt (C. Ph. Kopp, Msc der Geistl. u. Zivilgerichten in 
den Fürstlich-Hessen-Casselschen Landen I [1769], 174 f. und 1857 Marburg 
bestätigt (a. a. O. 183). 

) In Frankfurt hatte der Pleban mit Geschworenen eine Gerichtsbar- 
keit über die Handwerker wegen Sonntagsentheiligung ausgeübt, musste sie 
aber 1283 den Stadtschöffen überlassen (Böhmer-Lau, UB. der Reichsstadt 
u I, 228 Nr. 478, J. G. C. Thomas, Der Oberhof zu Frankfurt 1841, 

0 


6) 1279 gestand Erzb. Werner dem Landgrafen zu, dass er künftig in 
den hessischen Städten weder selbst noch durch Beauftragte einen Send ab- 
halten wollte (E. Vogt, Mainz und Hessen im späteren MA. S. 26 in: Mit- 
teilungen des Oberhess. Geschichtsvereins 1911 nach W. Gerstenbergs Landes- 
chronik. Die Friedensurkunde selbst ist nicht vorhanden; vgl. Grotefend, Re- 
gesten 91 Nr. 243. Kopp I, 176 f. deutet die Bestimmung anders. In dem 
endgiltigen Frieden zwischen Mainz und Hessen 1282 ist keine Rede vom 
Send; Vogt 29. Die Urkunde bei Grotefend 91 Nr. 243; J. P. Kref, Er- 
láuterung des Archidiaconal-Wesens . . . in... Oßnabrück . . . 1725, 48 f. 
berichtet ohne Quellenangabe, dass 1413 das Sendwesen in Hessen überall 
aufgehoben worden sei, und dass 1520 die fránkische und rheinische Ritter- 
schaft beschlossen habe, auf keinen Send mehr zu gehen und auch ihren 
Nachbarn, soviel móglich. nicht zu gestatten, wie bisher zu rügen, sondern 
selbst untereinander zu strafen. Vgl. auch S. 516 Anm. 6. — 1418 bestätigte Erzb. 
Johann den Bürgern von Hanau, wo »seit langem« kein Send gehalten worden 
war, die Freiheit vom Send (Gudenus, Codex IV, 121) — Nach einer Auf- 
zeichnung des Frankfurter Bartholomaeusstiftes von 1476 (Stadtarchiv Frank- 
furt, Bücher von S. Bartholomaeus, Serie VI, Nr. 20, S. 48 f., gedr. bei Würdt- 
wein, Diocesis II, 475 [mit der falschen Jahreszahl 1529] wurde bis 1370 der 
Send vom Propst oder seinem Offizial gehalten, »verum post annum domini 
Ve SE reperi ex aliquibus registris sinodum sanctam plus fuisse cele- 

ratam«). i 
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der Archidiakone taten auch bei der Sendgerichtsbarkeit die erz- 
bischóflichen Kommissare den Própsten Eintrag. 

Über die sachliche Zuständigkeit des Sendes im ausgehen- 
den MA. unterrichtet eine wertvolle Quelle für das Archidiakonat 
Aschaffenburg.) Danach wurde auf dem Send gerichtet über 
Unzuchtvergehen aller Art, über Beleidigungen,?) Zehntvergehen, 
Versäumnis der ósterlichen Pflicht, Verharren in der Exkommuni- ` 
kation, Nichterfüllung des Eheversprechens, Verlassen der Ehe- 
frau, Wucher. Von der ehemals weit ausgedehnten Zuständigkeit 
des Sendgerichts*) aber ist zu dieser Zeit keine Rede mehr; an 
seine Stelle war vielfach das weltliche Gericht oder die Polizei- 
gewalt getreten. *)) Eine weitere Einschränkung kam dadurch zu- 


D Das Einnahmeregister des Offizials des Aschaffenburger Propstes von 
1502 (Gudenus IL 417 ff). Der Send wurde also wenigstens stellenweise von 
den Archidiakonen noch wirklich SE die allgemein gehaltene Angabe 
bei J. Lohr, Methodisch-kritische Beitiäge zur Gesch. d. Sittlichkeit d. Klerus 
1910, 26 ist danach zu berichtigen. 

2) Die Behandlung von Injurienklagen vor den Sendgerichten zeigt auch 
eine Urkunde von 1488 im Ingrossaturbuch 43, 54 f.: Erzb. Berthold ent- 
scheidet in einer Beleidigungsklage, in der das Miltenberger Sendgericht keinen 
Rat wusste. 

3) Das Peterweiler Sendweistum z. B. (Würitwein, Diocesis II, 26 ff., 
von A. M. Königer, Quellen z. Gesch. d. Sendgerichte [1910] 138 dem 15. Jahr- 
hundert, von P. Hinschius, Kirchenrecht V, 443 und Baumgartner 154 Anm. 1 
irrtümlich dem Jatıre 1487 zugewiesen) zeigt noch den ganzen Umfang der 
dem Sendgericht unterworfenen Vergehen. Aehnliche Ansprüche erhebt die 
Aufzeichnung über die Rechte des Frankfurter Propstes (Stadtarchiv Frankfurt, 
Bücher von S. Bartholomaeus, Serie VI, Nr. 20, S. 4 f.): Iura pertinencia pre- 
positure: Item sinodi celebracio in opido Franckfurdt . . . Item estimacio pon- 
deris spectat ad prepositum oppidi Franckfordensis. Item estimacio mensurarum 
rerum aridarum, liquidarum. Eine andere Aufzeichnung (a. a. O. 1 f): sino- 
dum celebret, omnes mensuras examinet, excedentes in eisdem corrigat in 
opido prenotato. Auch die S. 514 Anm. 6 erwáhnte Aufzeichnung von 1476 führt 
eine Reihe von Vergehen als dem Sende zuständig an. 

4) Miltenberger Stadtbuch 1440/59 Nr. IX (Oberrheinische Stadtrechte I, 
S. 341 f.: Gewohnheit des geistlichen Sendes: Art. 2: Gerügt werden nur ehe- 
liche und geistliche Sachen (Ehebruch, Zauberei, Zehntvergehen, »was dan 
Ped sach angehet«, Wucher). Alle andern Sachen, die der Erzpriester 
ordert zu rügen, steht dem städtischen Haingericht zu büssen zu, wie zu 
kleines Gewicht, Elle und Maß; Dieberei, Raub, Mord, Brennen, Schwóren, 
Marksteine ausgraben, Fischerei als grosse Sachen steht des Erzbischofs Amt- 
leuten und der Stadt zu büssen zu und »gar nit dem Erzpriestere. Das Send- 
weistum von Seligenstadt (1390) nennt als zu bestrafende Delikte Wucher und 
Unzucht; die Geldstrafen dafür bekommt der Erzpriester (Grimm, Weistümer 
I, 503 f). 1435 Uess sich Seligenstadt von den Oberhof zu Aschaffenburg 
weisen, dass nicht der Pfarrer, sondern die Bürgermeister Entheiligung der 
Sonn- und Feiertage durch die ee zu strafen hätten (a. a. O. S. 507). 
1429 wurde am Send gewiesen, dass Zehntvergehen zu strafen dem Propst 
zustánde, ebenso falsche Anschuldigungen des Zehnters (a. a. O. 507 f.). Nach 
dem Weistum von 1423 sollen Spiel, Schelten, Fluchen, Schlägereien usw. in 
Schenken den Bürgermeistern angezeigt werden (a. a. O. 509) — Stadt- 
ordnung von Walldürn 1447 (Oberrhein. Stadtrechte I, 244) Artikel 32: das 
Spiel erlaubt und straft der Zentgraf oder Bürgermeister. Ordnung von 1492, 
Art. 77: Wenn der Pfarrer glaubt, dass jemand die Feiertage nicht hält, so 
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stande, dass die Sendschóffen vom Rate gesetzt und ihre Rügen 
vorher vom Rate auf ihre Zulässigkeit geprüft wurden.!) Die 
Erzbischófe taten nichts, um diese Entwicklung zu hemmen. Wenn 
sie auch Versuchen der Pfarrer und Landdekane, ihre Gerichts- 
barkeit zu erweitern, entgegentraten,?) so fórderten sie doch die 
Beschränkung der archidiakonalen Sendgerichtsbarkeit. 3) Sie über- 
liessen aber die ludikatur über die Sendvergehen nicht den Ge- 
meinden ausschliesslich, sondern gaben auch ihren eigenen welt- 
lichen. Beamten Anteil daran. 

Ausserhalb des Sendes hatte die archidiakonale Gerichts- 
barkeit ebenso starke Einbussen erlitten. Die Archidiakone hatten 
ursprünglich die Strafgerichtsbarkeit über den Klerus auf den 
archidiakonalen Synoden ausgeübt, die neben der Publizierung 
der Diózesan- und Provinzialstatuten hauptsáchlich diesem Zwecke 
gedient hatten. +) Diese Art von Strafgerichtsbarkeit erlitt mancher- 
lei Einschránkungen, obwohl die archidiakonalen Synoden als 
solche sich erhalten zu haben scheinen.*) Die Visitation stand im 
Schaltjahre wie beim Laiensend dem Erzbischof zu;*) die archi- 


soll er es an die Heiligenmeister, diese an den Rat bringen, der dann straft ' 
(a. a. O. 257 f.); Art. 162: Keller, Bürgermeister und Rat erlauben das Spiel; 
Art. 163: Während Messe und Hochamt darf nicht gespielt werden; gestraft 
wird von Keller und Bürgermeister; Art. 166: Fluchen bestrafen Keller und 
Bürgermeister (a. a. O. 267). Aehnlich die Stadtordnung für Amorbach von 1528 
Art. 12, 14 (a. a. O. 231 f). 

1) Miltenberger Stadtbuch IX, Artikel 1 (Oberrhein. Stadtrechte I, 341). 

2) Mainzer Provinzialkonzil von 1261 (Hartzheim, Concilia III, 601), 
1310 (a. a. O. IV, 207) und Statut Erzb. Gerlachs von 1354 Nr. 28 (Regesten 
der Mainzer Erzb. I, 2, 65 Nr. 264). — Das Kölner Statut von 1551 (Löhr, 
Archidiakonat Xanten 202 f.), das die gleiche Tendenz verfolgt, ist wohl auch 
schon früheren Ursprungs ; die Ausführungen Löhrs bedürfen daher wohl 
einiger Einschränkung. 

3) Das S. 511 Anm. 7 erwähnte Mandat Erzb. Bertholds von 1488 verbot 
den Archidiakonen ferner: neque de causa violationis sacrorum locorum aut 
rerum sive de injuriis in personas sacras commissis cognoscere praesumant. 
Auch diese Vergehen unterlagen ursprünglich der Sendgerichtsbarkeit. Die 
Sendgerichtsbarkeit über Haeretiker schränkte Berthold 1488 durch Einsetzung 
von Kommissionen gegen homines haereticae pravitatis ein (für Mainz In- 
grossaturbuch 46, 136, für Thüringen a. a. O. 111 v., 135 v. f., gedr. Gudenus, 
Codex IV, 480 f.). ; 

4) Löhr, Archidiakonat Xanten 61 ff., Glasschröder, Das Archidiakonat 
in der Diözese Speier während des MA. 123, in: Archival. Zeitschr. 1902. 

5) Würdtwein, Diocecis III, 112 ff. (1420; für Archidiakonat B. M. V. 
ad gradus). Vgl. ferner die Synodalkommissionen. Dagegen dürfte es sich 
bei den in den Domkapitelprotokollen mehrfach erwähnten synodi sanctae 
(Prot. II, 301 v., Ill, 71) um Diózesansynoden handeln, da auch das Dom 
kapitel und die Kollegiate an ihnen teilnahmen. 

6) Nach den Aufzeichnungen über die Mainzer Dompropstei 1364—67 
(hrsg. von F. Vigener in den Quellen u. Forschungen z. hess. Gesch. I [1913]) 
bestanden für die 5 Sedes der Dompropstei jährlich 3 Kapitelversammlungen 
in Mainz (S. LV, 15). Der Erzpriester eines jeden Landkapitels gab dem Dom- 
propst die accusationes et crimina clericorum delinquencium an, nisi in anno- 


Kirchliche Verwaltung des Erzbistums Mainz im Mittelalter. 517 


diakonale Befugnis beschránkte sich aber auch in den übrigen 
Jahren an manchen Stellen auf die Erhebung von Gebühren. !) 
Zuweilen umfasste die archidiakonale Strafgewalt nur mehr eine ` 
mit dem Laiensend verbundene Aufsicht über die Amtsführung 
der Pfarrer;*) andern Orts war ein Teil der Strafgerichtsbarkeit 
der Archidiakone an die Landkapitel?) übergegangen. Viele Pfarr- 
kirchen waren auch durch Exemtion der Gewalt des Archidiakons 
entzogen.‘) Während diese Einschränkungen von Ort zu Ort 
wechselten, kürzte allgemein die archidiakonalen Befugnisse die 
Übertragung der Ausführung der Provinzialstatuten d. h. der Kor- 
rektion der Kleriker und der Strafgewalt über die Geistlichkeit 
an den Generalvikar und die Kommissare. Dagegen hatte sich 
im Gegensatz zur Strafgerichtsbarkeit über die Kleriker in weitem 
Umfange die Ehegerichtsbarkeit’) sowie die streitige und frei- 
willige Gerichtsbarkeit der Archidiakone erhalten. In Prozessen 
der streitigen wie der freiwilligen Gerichtsbarkeit standen Kleriker 


bissextili, in quo traduntur domino archiepiscopo, quia illo anno debetur sibi 
visitatio clericorum et laycorum in tota sua dyocesi (vgl. auch die Synodal- 
statuten von 1355 in Beitr. zur hess. Kirchengesch. 2 [1905], 319, 330). Es 
finden jährlich 2 Synoden der Erzpriester und anderen Kleriker der Propstei 
statt in civitate Moguntina in curia dicte prepositure (S. 16). Jeder Erzpriester 
zahlt auf jeder Synode pro absenciis presbiterorum suorum, si fuerint eis con- 
cesse, 3 & Heller an den Propst, qui habet eis concedere absencias, si a do- 
mino archiepiscopo predicte absencie dictis archipresbiteris fuerint concesse 
(S. 16). Im Schaltjahre steht dem Erzb. in der ganzen Diözese die Visitation 
über Kleriker und Laien zu (S. 16). Item in secundo anno debetur correctio 
clericorum domino preposito et nichil domino archiepiscopo; et illo anno ar- 
chipresbiteri dant solum domino preposito accusationes clericorum delinquen- 
tium; illo anno layci non visitantur per aliquem, quia non est de more nec 
nobiles prepositure permittunt hoc fieri, et sic visitatio non potest fieri illo 
anno nec arrendari, quia layci visitari non possunt (S. 17). Item tercius et 
quartus annus visitacionis tam clericorum quam laycorum per totam preposi- 
turam Moguntinam debentur libere domino preposito. Diese Visitation pflegt 
er den Erzpriestern zu verpachten. Et habet locare dominus prepositus visi- 
tacionem suis archipresbiteris, quia nobiles prepositure non permittunt, quod 
sui layci ab aliis visitarentur nisi ab archipresbiteris He (S. 17). 

1) Ausser der Zahlung von Pauschalsummen durch die Landkapitel für 
die Absenzen (vgl. vorige Anm. und S. 509) vgl. auch die Bestimmung Erzb. . 
Bertholds bei der Erhebung der Hanauer Pfarrkirche zum Kollegiatstift 1497 
(Würdtwein, Diocesis I, 830 ff.). 

2) Vgl. die einleitenden Fragen über die Aufbewahrung der Eucharistie 
usw. in dem Peterweiler Sendweistum (Königer, Quellen 139). Dass daraus 
keine archidiakonale Strafgewalt über den Klerus gefolgert werden darf, be- 
merkt Hinschius, Kirchenrecht V, 443. 

3) Das Landkapitel Montad richtete nach seinen Statuten von 1486 selbst 
über leichte Vergehen der Mitglieder (Würdtwein, Diocesis I, 648 f.), ebenso 
über StreitigReiten der Mitglieder untereinander (a. a. O. 650). 

4) Würdtwein, Diocesis III, 204 Anm. bemerkt: in registris archidia- 
conalibus omittuntur plerumque ecclesiae parochiales in collegiatas erectae aut 
monasteriis jure plenissimo incorporatae sicque a visitationibus archidiacono- 
rum liberae. 

5) Ueber Eheprozesse vgl. das Aschaffenburger Register. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 4. 34 
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wie Laien!) vor dem archidiakonalen Gerichte zu Recht; im be- 
sonderen unterlagen ihm Prozesse von Klerikern unterein- 
. ander um Pfründen ?) und Prozesse von Klerikern mit ihren zins- 
baren Leuten.?) Die Archidiakone übten aber diese Arten der 
Gerichtsbarkeit nicht ausschliesslich aus. Neben der Konkurrenz 
der weltlichen Gerichte, besonders in den nicht zum Kurfürsten- 
tum gehörenden Teilen der Erzdiözese, war vornehmlich die Tätig- 
keit des erzbischóflichen Hofgerichtes*) und die Kommissare den 
Befugnissen der Archidiakone abträgig. 


2. Die erzbischóflichen Kommissare. 


Die Untersuchung der tatsächlichen Zustände hat erwiesen, 
dass im Gegensatz zu den immer noch hoch gespannten Ansprüchen 
der Archidiakone deren wirkliche Bedeutung sehr erheblich zu- 
rückgegangen war. Es zeigte sich, dass ein sehr grosser Teil 
der kirchlichen Verwaltung nicht mehr von den Archidiakonen 
ausgeübt wurde, sondern von anderen Organen, deren wichtigster 
Teil die erzbischóflichen Kommissare waren. 

Die Amtsbriefe, welche den Kommissaren *) zugingen, gaben 


—— —— 


1) Eine Beleidigungsklage zweier Aschaffenburger Bürger vor dem Offi 
zial der Propstei Aschaffenburg, die dann Erzb. Berthold an sich zog, Ingross 
aturbuch 44, 195 f. (1495). 1425 eine testamentarische Stiftung vor dem zu 
stándigen Archidiakon von S. Moriz (Würdtwein, Diocesis II, 180 ff.) 1488 be- 
urkundete der Offizial der Fritzlarer Propstei den Verkauf eines Zinses auf 
Wiederkauf (Staatsarchiv Marburg, Urkunden von Fritzlar; Schultze, Kloster- 
Archive 595 Nr. 1625). — Dagegen ist die Schenkung eines Patronats im 
Archidiakonat von S. Viktor 1340/41 an S. Johann in Mainz nicht vor dem 
Archidiakon vollzogen, sondern vor einem Notar (Würdtwein, Diocesis I, 
381 ff.). 
A Urteile der Archidiakonatsoffiziale um den Besitz von Pfründen: 
Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Neuregestierte Urkunden O 678, gedr. Würdt- 
wein, Diocesis I, 426 ff. (1497), Würdtwein, Diocesis III, 138 (1465), III, 139 ff. 
(1489); von dem letzten Urteil kompromittieren die Parteien auf den Erz- 
bischof, der das archidiakonale Urteil bestätigt (a. a. O. III, 145 ff); ein Urteil 
um die Kompetenz (Einkommen) des Pfarrers a. a. O. Il, 74 ff. (1482). 1495 
verhörte der Offizial der Propstei Fritzlar notariell Zeugen wegen Rasuren, 
welche nach der Klage der sich geschädigt fühlenden Vikare der Kasseler 
Dechant in den Kapitelsstatuten vorgenommen haben sollte (Schultze, Kloster- 
archive 405 Nr. 1077). 

3) Nach den Heiligenstadter Kapitelsstatuten (nach 1440) musste der 
Propst den Mitgliedern des Stiftes gratis citationem, monitionem et singulos 
processus contra ecclesiae nostrae censuales nobiscum censum negligentes 
geben (Wolf, Arch. Heiligenstad. 10). 

4) Vgl. meine in Kürze erscheinende Arbeit über die landesfürstliche 
Tätigkeit Bertholds von Henneberg. 

5) Die Kommissariate sind aufgezählt bei Krusd: 133 f. Das Mainzer 
Kommissariat war mit 2 Beamten besetzt, von denen der eine gleichzeitig der 
Siegler des geistlichen Gerichtes war (vgl. die Kommission von 1502 im In- 
Bu nen 47, 188 f.), in Erfurt war seit 1477 das Kommissariat mit dem 

iegleramt des dortigen geistlichen Gerichtes verbunden (Krusm 184). Die 
häufige Erwähnung eines archidiakonalen Kommissariats Aschaffenburg (z. B. bei 
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diesen Verwaltungs- und gerichtliche!) Befugnisse, die zum Teil 
mit den archidiakonalen Rechten konkurrierten, zum Teil aber 
über diese hinausgingen. Ausserhalb der archidiakonalen Be- 
fuguisse lag z. B. der Auftrag an die Kommissare, die Vorsteher 
von Klöstern zu bestätigen, zu päpstlichen Erlassen das Vidimus 
zu geben; in Konkurrenz mit ihnen stand die Kommission, Ab- 
senzen zu erlauben und die finanziellen Gerechtsame des Erz- 
bischofs zu wahren. Die judiziellen Auftráge der Kommissare 
standen alle in Konkurrenz mit den archidiakonalen Ansprüchen 
und gingen gleichzeitig über diese hinaus. Die Gerichtsbarkeit 
der Kommissare, die bis zum Ende des 15. Jahrhunderts nach 
den -Kommissionen meist noch auf die Strafgerichtsbarkeit be- 
schränkt gewesen war, wurde von Erzb. Berthold auch auf die 
streitige und Ehegerichtsbarkeit ausgedehnt. Von nun an war 
die gesamte Gerichtsbarkeit der Archidiakone, die streitige wie 
auch die Strafgerichtsbarkeit über. Kleriker und Laien gleichzeitig 
den Kommissaren zugewiesen; der Umfang der Gerichtsbarkeit 
der Kommissare war aber dadurch grósser, dass die Kommissare 
bei der Strafgerichtsbarkeit nicht an bestimmte Termine gebunden 
waren, sondern zu jeder Zeit einschreiten konnten und nicht wie 
die Archidiakone auf einen bestimmten Streitwert beschränkt waren. 

Das Anwachsen der Befugnisse der Kommissare, soweit es 
in den Kommissionen zum Ausdruck kommt, vollzog sich nicht 
gleichmäßig. Am deutlichsten lässt es sich in den folgenden 
‚Kommissionen beobachten: 

1449 Kommission für Heiligenstadt, Nórten und Einbeck ?): 

Der Kommissar erlaubt Absenzen, schreitet gegen excessus et 
delicta der Geistlichen und Laien ein, erhebt den Ferto und zieht 
die bona intestata °) ein, | 


Amrhein 46, 113), das angeblich erst nach dem Tridentinum erzbischóflich 
wurde, beruht auf einer Verwechslung. Der Erzbischof ernannte hier schon 
lange vorher den Kommissar (ausser Krusch 132 Anm. 1 und 133 vgl. die 
Kommissionen von 1497 in Ingrossaturbuch 47, 78 v. ff. und von 1508 in 
Geistlicher Schrank, Lade 21, 5). 


1) Die Kommissare waren oft Dekane von Stiftern; wieweit die gericht- 
dichen Befugnisse der Kommissare im Zusammenhang mit der Dekanats- 
EES stehen (über sie Hinschius Il, 272 ff.) bedarf noch der Fest- 
stellung. 

5) Krusdi 230. | | 

3) Der Ferto ist die Legierung eines Viertels Silbers (Vierdung, Ferto) 
durch den testierenden Kleriker an den Erzbischof zum Schutze des Testamentes. 
Der Ursprung dieser Abgabe ist in dem bischöflichen Spolienrecht an dem 
Nachlasse des Klerikers zu suchen (E. Friedberg, Kirchenrecht 6 1909 S. 600 f.), 
auf welches in Mainz der Erzbischof schon in den ältesten Privilegien für den 
Klerus verzichten musste. Er erhielt sich nur in dem Anspruch des Erzbischofs 
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1461 Kommission für Heiligenstadt, Nórten und Einbeck !): 

Der Kommissar hat Macht excessus, defectus et crimina 

. clericorum et laycorum . . . non exemptorum ... corrigendi 

et ... puniendi, die Provinzialstatuten auszuführen, bei den Bene- 

fiziaten auf Residenz, bei den Religiosen auf Klausut zu achten, 

die Testamente der Kleriker und Laien zu prüfen, den Ferto ein- 

zuziehen, gegen Kumulation einzuschreiten, die biennales?) zu 
erheben. 

Diese Formel war noch 1533 in Gebrauch. 1487 wurde sie 
aber erweitert.. Aus diesem Jahre sind zwei Kommissionen er- 
. halten; während die eine,*) die einfach übernommen wurde, mit 
der älteren übereinstimmt, trägt die zweite*) den Zusatz: judicia- 
. liter praesidendi omnesque et singulas causas matrimoniales . . . 
audiendi, cognoscendi, decidendi et fine debito terminandi. 

1488 Kommission für das neu eingerichtete Kommissariat 
Göttingen (Propsteien Nórten und Einbeck)*): 

Praesideas ad audiendum, cognoscendum, decidendum et 
fine debito terminandum omnes et singulas causas tam civiles 
quam prophanas nec non spirituales, matrimoniales, beneficiales 


‘auf den Nachlass der ohne Testament verstorbenen Kleriker, die bona intestata 
(vgl. darüber die Synodalbestimmungen von 1310 bei Hartzheim, Concilia IV, 
196 und von 1354 in den Regesten der Mainzer Erzb. IL, 1, 65 Nr. 264 Art. 15), 
womit der archidiakonale Anspruch auf exuviae konkurrierte. Nach Stimming, 
Wahlkapitulationen 114 war der Klerus erst im 16. Jahrhundert zur Entrichtung 
des Ferto verpflichtet, doch ist die Abgabe viel älter. 1382 macht ein Priester 
zu Lorch mit seinem Sohne und dessen Frau eine Stiftung (Würdtwein, Dio- 
cesis II, 202 ff.), ohne des Erzbischofs zu erwähnen; 1389 widerruft er sie und 
macht ein neues Testament, worin er zunächst zum Schutze des Testaments 
dem Erzbischof einen Vierdung Silbers legiert (a. a. O. 213 ff.). Beispiele von 
1357 und 1363 in Regesten der Mainzer Erzb. II, 1, 169 Nr. 724 und 362 
Nr. 1607. Zu Ausgang des MA. war das Institut völlig durchgedrungen. Das 
Privileg Erzb. Bertholds für den Mainzer Klerus 1 (Ingrossaturbuch 46, 
116 ff., gedr. Wardtwein, Nova Subsidia diplomatica X, praef. XX ff.) sagt zu, 
dass der Ferto nicht über die Taxe erhoben werden solle: bis 50 fl. 1/2 fl, 
70—100 fl. 1 fl., dann für je 100 fl. 1 fl, von 500 fl. ab für je 100 fl. 1/2 fl. 

1) Krusch 230 ff. 

2) Die fructus biennales wurden von den Erzbischöfen ursprünglich kraft 
ide. Privilegs erhoben (Wolf, Kommissare 29, Wolf, Peters-Stift zu 

örten 55, Regesten der Mainzer Erzb. II, 1, 23 Nr. 88) und unter Erzb. Ger- 

lach auf den halben Ertrag der beiden ersten Jahre fixiert (Dürr, De capitulis 
clausis 1763, 33). Diese Taxe wurde beibehalten: 1414 freite Erzb. Johann 
das Stift S. Leonhard: in Frankfurt auf ewig a solucione mediorum fructuum 
primi et secundi anni der vakanten Kanonikate und Präbenden; die Kom- 
missare dürfen nichts mehr fordern (Stadtarchiv Frankfurt, Bücher von S. Leon- 
hard Nr. 43, S. 38 f.). — Ueber die Geschichte der biennales in Mainz vgl. auch 
Krusch 159 f. 

3) Ingrossaturbuch 46, 132 v. f. .Mit ihr stimmt überein die Kommission 
von 1484 in Ingrossaturbuch 46, 64. 

4) Ingrossaturbuch 46, 157 f. 

9) Krusdi 234 f. 
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et mixtas ad forum ecclesiasticum . . . . pertinentes . . . . inter. 
quoscunque praelatos, conventus, capitula, collegia, universitates 
necnon singulares personas, clericos et laycos ... per viam sim- 
plicis querelae; ferner soll der Kommissar die Provinzialstatuten- 
ausführen; de criminibus . . . excessibus et delictis per viam in- 
quisitionis, denuntiationis vel accusationis inquirendum et proce- 
dendum ac personas quascunque, qualescunque excessus et cri- 
mina perpetrantes corrigendum . . . Endlich soll er Absenzen er- 
lauben, den Ferto, bona intestata und biennales einziehen, die 
Testamente prüfen und zu päpstlichen Erlassen das Vidimus. 
geben. 

Diese Kommission wurde am 25. Sept. 1488 erlassen, !) zu- 
gleich mit einer deutschen Instruktion,?) und 1490 nach der Be- 
seitigung des Widerstandes der Stadt Góttingen?) gegen die Ein- 
richtung eines neuen Kommissariats wiederholt.^ Schon die 
lateinische Kommission von 1488 enthält die nach Krusch 235 
erst nach 1490 hinzugefügten Worte: tam civiles quam prophanas 
nec non spirituales; dagegen geschah die Zuweisung der causae 
beneficiales erst 1490. Die Kommission war. 1533 noch in Ge- 
brauch. Die Erweiterung der Kommissariatsjurisdiktion nach der 
Seite der streitigen Gerichtsbarkeit war eine Neuerung und wurde 
nicht in alle Kommissionen übernommen.) Wohl hatten einzelne 
Kommissare schon vorher jurisdiktionelle Befugnisse — so der 
Aschaffenburger Kommissar von 14315) — doch waren noch 1477 
dem Erfurter Kommissar,") der mit dem Siegler, dem Vorsitzen- 
den des dortigen geistlichen Gerichts identisch war, nur Ver- 
waltungsbefugnisse aufgetragen worden. 8) 

Die gleiche Erweiterung der Rechte der Kommissare zeigen 
die Spezialkommissionen. Ursprünglich übten die Kommissare - 
den grössten Teil ihrer Tätigkeit auf Grund solcher Spezialkom- 
missionen aus, sodass häufig eine genaue Scheidung, ob es sich 


1) Ingrossaturbuch 47, 82 f. 

2) Ingrossaturbuch 46, 163, gedr. Krusch 232 f. 

3) Krusch 138 f. 

4) Ingrossaturbuch 46, 162 v. | 

5) Die in den Worten: praesideas bis corrigendum erwähnten Voll- 
machten sind der Kommission für die Erfurter Richter (bei Xrusch 215) ent- 
nommen. 

6) Krush 132 Anm. 1. 

Krusch 226 f., 1499 erneuert (Ingrossaturbuch 47, 101 f.). 

8) Ausser den angeführten Kommissionen ist aus dem Ende des 15. Jahr- 
hunderts noch erhalten die Kommission für den Fritzlarer Kommissar (1488 
PENES 46, 134 v. f), dazu die »Abrede« des Kommissars zu Fritzlar 
a. a. O. : 
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um wirkliche Kommissare oder um Spezialdeputierte handelt, un- 
möglich ist. Bis zu Ausgang des 15. Jahrhunderts waren indes 
eine Reihe von Spezialkommissionen der Kommissare so regel- 
mäßig geworden, dass man auch die kraft dieser Sonderaufträge 
vollzogenen Handlungen dem Geschäftsbereich der Kommissare 
zuweisen kann. 

Zu diesen beiden Quellenarten, den Kommissionen und den 
Spezialkommissionen, treten noch die Zeugnisse über tatsächliche 
Amtshandlungen der Kommissare, welche zusammen mit den 
Spezialkommissionen die wirkliche Erfüllung der in den Kom- 
missionen übertragenen Obliegenheiten erkennen lassen. Sie 
zeigen, dass der Amtsbereich aller Kommissare durchaus nicht 
einheitlich war, sondern dass einzelne von ihnen eine bevorzugte 
Stellung einnahmen. 

Regelmäßig war der Anteil der Kommissare an der Rechts- 
pflege, der zumeist durch die Appellationsurteile des erzbischöf- 
lichen Hofgerichts überliefert ist. Die Kommissare übten die 
streitige Gerichtsbarkeit aus,?) auch da, wo das weltliche Gericht 
zuständig gewesen wäre.3) Ferner handhabten sie die Korrektion 
und Strafgerichtsbarkeit über die Kleriker*) und die Laien.) An 


1) Dies gilt besonders für die von Wolf, Kommissare 52 ff. angeführten 
Beispiele. Die in den späteren Kommissionen übertragenen Geschäfte übten 
die Kommissare früher zum Teil kraft Spezialkommission aus; vgl. z. B. Re- 
gesten der Mainzer Erzb. Il, 1, 100 Nr. 397, 101 Nr. 398, 402 usw. 

2) 1488 Prozess zweier Bürger wegen eines Hofes vor dem erzb. Kom- 
missar zu Aschaffenburg (Ingrossaturbuch 43, 131 E). Der Streit kam wohl 
deshalb vor den Kommissar, weil der Hof an den Besitzer der Kapelle zu N. 
abgetreten werden sollte. 

3) 1488 Appellation an das erzb. Hofgericht gegen ein Urteil des 
Aschaffenburger Kommissars in einer Erbstreitigkeit. Vorher hatte schon das 
weltliche Gericht zu N. geurteilt; die eine Partei hatte aber die Sache vor 
den Kommissar gezogen, wohin der Prozessgegner folgte, »wiewol er des in 
eng: das die sachen weltlich, nit schuldig gewest were” (Ingrossaturbuch 
43, 159 f.). — 1491 Urteil des Aschaffenburger Kommissars zwischen 2 Bürgern 
wegen einer Kaufsumme (Ingrossaturbuch 43, 257 v. f.). 

4) Stadtordnung für Fritzlar (1493, Ingrossaturbuch 42, 110 f.): frevelnde 
Kleriker sollen von Schultheiß und Bürgern beim Verlassen der gefreiten 
Plátze gefasst und dem Kommissar ausgeliefert werden. — 1516 beklagte sich 
das Stift S. Martin in Kassel beim Kommissar zu Fritzlar, dass entgegen den 
Statuten des Stiftes, wonach Dechant und Kapitel die Mitglieder ihres Stifts 
zu strafen hätten, der Generalvikar etliche von ihnen wegen Uebertretungen 
vorgeladen hätte, und bat um die Fürsprache des Kommissars, dass die An- 
KE vor dessen Stuhl verwiesen wurde (Schultze, Klosterarchive 424 

r. 1146). — 1523 zitierte der Kommissar Rucker zu Aschaffenburg den Mil- 
tenberger Pfarrer Drach wegen Haeresie ex officio ad instantiam procuratoris 
fisci Rmi Domini und exkommunizierte ihn nach einer Verhandlung, an der 
auch der Fiskalprokurator teilnahm (F. Herrmann, Der Prozess gegen 
D. Johann Drach. . . in: Beiträge zur bayerischen Kirchengeschichte IX 
[1902], 194 f). — Stadtordnung für Krautheim-Ballenberg 1528 Artikel 49 
(Oberrheinische Stadtrechte I, 207): Kleriker, die mehr als sich gebührt, mit 
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der geistlichen Verwaltung waren nicht alle Kommissare gleich- 
mäßig beteiligt. Besonders bevorzugt war derjenige Mainzer 
Kommissar, der mit dem Siegler des Mainzer geistlichen Ge- 
richtes identisch war. . Er war das regelmäßige Organ des Erz- 
bischofs bei Permutationen.!) Neben andern Kommissaren ge- 
wann er Anteil an der Besetzung geistlicher Stellen.*) Die Vidi- 
mierung päpstlicher Bullen lag den Kommissaren als regelmäßige 
Pflicht ob,5) wie sie überhaupt für die geistliche Kanzlei tätig 
waren.*) Die Erhebung der geistlichen Einkünfte des Erzbischofs 
lag zum grossen Teile in ihrer Hand, der klerikalen Umlage 
(Subsidium)^) sowohl wie des cathedraticum und synodati- 


Wein, Frucht usw. handeln, sollen uns (dem Erzbischof) oder unsern geord- 
neten Kommissarien zur Bestrafung angezeigt werden. — Durch Spezialkom- 
mission wurde 1500 dem Aschaffenburger Kommissar ein Einschreiten gegen 
um jo P von S. Bartholomaeus übertragen (Würdtwein, Subsidia diplom. 
| 5) Der Schaltjahrsend, der dem Erzbischof zustand, wurde um die Mitte 
des 15. Jahrhunderts noch vom Generalvikar kommissarisch abgehalten (Gu- 
denus, Codex Ill, 333 f., 1459); zu Ausgang des 15. Jahrhunderts aber von 
Kommissaren (vgl. gleich unten). Für das 16. Jahrhundert ist die Strafge- 
richtsbarkeit der Kommissare über die Laien sichergestellt durch die von 
P. Tshaœert veröffentlichten Rechnungsbücher des erzb. mainzischen Kom- 
missars Johann Bruns aus den Jahren 1519—1531, in: Zeitschr. f. Kirchengesch. 
XXI [1901], 330 ff. Wann den Kommissaren die Strafgerichtsbarkeit über die 
Laien ausserhalb des Schaltjahrsendes zugefallen, lässt sich nicht sagen. 

1) Würdtwein, Diocesis I, 12, 13, 103. Nur einmal, wo der- Mainzer 
Kommissar und Siegler selbst beteiligt ist, wird der Dekan von B. M. V. ad 
gr. (Joh. Jak. a. weicher der andere Kommissar war, mit der Ausführung 
beauftragt (a. a. O. 303). Früher wurde auch diese Obliegenheit durch Spezial- 
kommission übertragen (Böhmer-Lau Il, 172 f. Nr. 214 [1323]). 
| 2) 1486 verfügte Erzb. Berthold die Einrichtung eines Examens für. die 
Priesteramtskandidaten vor dem Siegler, den Kommissaren und Spezialdepu- 
tierten (Ingrossaturbuch 46, 105). Vgl. auch S. 508, Anm. 2. Vereinzelt nahmen 
die Kommissare auch die Investitur vor: ausser dem S. 507 Anm. 3 erwähnten 
Fall aus dem Kommissariat Heiligenstadt (1496) vgl. aus dem 16. Jahrhundert 
ein Beispiel von 1523 aus dem Erfurter Kommissariat bei Wolf, Kommissare 
Beilage Nr. 5 und von 1531 aus dem Göttinger Komissariat bei Krusch 193. 

3) In Mainz vidimierte der Siegler, sonst die Kommissare (vgl. den Vidi- 
mierungserlass Erzb. Bertholds 1486 in Ingrossaturbuch 46, 104 v. f., gedr. 
J. Weiß, Berthold von Henneberg 1889, S. 62 ff.). Eine im Stadtarchiv Frank- 
furt (Urkunden von S. Leonhard Nr. 294) aufbewahrte päpstliche Bulle von 
1484 trägt den Vindimierungsvermerk des Mainzer Sieglers Heylmann von 1487 

4) Ein Schreiben des Wormser Bischofs von 1487 an Erzb. Berthold 
(Würzburg, Kreisarchiv, Weltlicher Schrank, Lade 24, Nr. 25!/z) ist nacu dem 
Randvermerk vom Mainzer Siegler registriert worden. 

9) Ueber das Subsidium vgl. meine Dissertation über Berthold von Henne- 
berg als Landesfürst 1913, S. 43 Anm. 1. Im 14. Jahrhundert wurde das Sub- 
sidium von wechselnden Spezialkommissaren erhoben (Regesten der Mainzer 
Erzbischöfe II, 1, 29, Nr. 113, 41 Nr. 166 usw.), im 15. Jahrhundert aber war im 
allgemeinen eine Stetigkeit zu Gunsten der Kommissare eingetreten, wenn 
auch immer noch ausschliesslich Spezialkommissionen erlassen werden: 

1476 erheben es 2 Domherrn und der Mainzer Siegler (Kommissar) Gans 
(Würzburg, Kreisarchiv, Urkunden des Domkapitels, Fasz. 56, Nr. 401). 

1481 2 Domherrn und Gans, commissarii ad infrascripta specialiter de- 
putati (Stadtarchiv Frankfurt, Urkunden von S. Bartholomaeus Nr. 3423). 
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cum,!) der fructus biennales,?) der Absenzgelder,5) des Ferto und 
der Einnahme aus den bona intestata. +) Diese Abgaben waren ur- 
sprünglich von wechselnden Spezialkommissaren erhoben worden; 
bis Ausgang des 15. Jahrhunderts aber war die Einziehung all 
dieser Einkünfte zum regelmäßigen Geschäftsbereich der Kom- 
missare getreten, wenn diese hier auch nicht ausschlieslich tätig 
waren und zum Teil auf Grund von Spezialkommissionen 
handelten. i 


1486 2 Domherrn (darunter der Generalvikar) und der Siegler Heilmann 
(Ingrossaturbuch 46, 128 ff.). 

1498 2 Domherrn (darunter der Generalvikar) und Heilmann (Stadt- 
archiv Frankfurt, Urkunden von Liebírauen Nr. 777, Kreisarchiv Würzburg, 
Ingrossaturbuch 47, 25 ff.). | 

1502 2 Domherrn (darunter der Generalvikar) und der Siegler Wittich 
(Ingrossaturbuch 47, 205 f.). 

1505 (Urkunden von Liebfrauen Nr. 363) und 1507 (Staatsarchiv Mar- 
burg, Urkunden von Fritzlar) desgleichen, ebenso 1508 (Kreisarchiv Würzburg, 
Geistlicher Schrank, Lade 16, Nr. 9). 

Noch 1547 werden 2 Domherrn und der Siegler beauftragt (Urkunden 
von Liebírauen Nr. 363). 

Für die Einzelbezirke wurden oft Unterkommissare bestellt: 

1488 Quittung des Heiligenstadter Kommissars über das »Contribut« 
von den Propsteien Einbeck und Heiligenstadt (Ingrossaturbuch 42, 146). 


1489 wurde für Nörten und Einbeck der Kommissar von Heiligenstadt be-: 


stellt, für Erfurt der Verwalter der erzbischöflichen grundherrlichen Besitzungen 
in Erfurt, der Küchenmeister (a. a. O. 148 f). Die Erträgnisse aus den beideri 
Propsteien lieferte der Heiligenstadter Kommissar an den erzbischöflichen 
Sekretär Ewald Wymar 1489 ab, von den beiden Stiftern zu Einbeck der Er- 
furter Küchenmeister an denselben (a. a. O. 148 f.). 

1490 wurde für Nórten und Einbeck der Erfurter Siegler bestellt (a. a. 
O. 136 v. f), 1495 für Hessen der Dekan und Kantor des Stifts zu Fritzlar 
(a. a. O. 47, 62 f.). 

à 3) Vgl. S. 513 A. 2. 1459 erhob es noch der Generalvikar (vgl. S. 522 
nm. 5). 

2) Ausser S. 520 Anm. 2 ein Beispiel von Erhebung der biennales 
und der taxa non residentiae durch die Kommissare 1512 bei Dahl, Lorsch 30. 

3) 1306 ee Papst Clemens V. dem Erzbischof die Einkünfte der 
nicht residierenden Pfarrer (Regesten der Mainzer Erzb. I, 1, 193 Nr. 1100); 
der Erzbischof beanspruchte fortan die ganzen Einkünfte (Synodalstatuten von 
1318 bei Hartzheim, Concilia 265, von 1355 und 1356 (Vigener, Synodal- 
Statuten des Erzbisch. Gerlach von Mainz von 1355 und 1356, in: Beitr. z. 
hess. Kirchengesch. II [1905], 326, 330). Bis zu Ausgang des MA. erhob er 
diesen Anspruch: in der Befreiung für den Schulmeister von B. M. V. ad 
gradus und S. Peter Adolf von Breithart von den Absenzgeldern ad dies vitae 
von der Pastorei Hofheim a. d. B. sprach Erzb. Berthold aus, dass von allen 
Pastoreien, darauf der Pastor nicht wohnhaft, dem Erzbischof jährlich Absenz 
gebühre (Ingrossaturbuch 41, 92). Ueber die Erhebung der Absenzgelder durch 
die Kommissare vgl. Anm. 2. — Wie sich die erzbischóflichen und archidia- 
konalen Absenzeinnahmen zueinander verhielten, lässt sich nicht sagen. 

4) 1451 macht ein Kasseler Kanoniker sein Testament und legiert darin 
dem Erzbischof oder seinen Kommissaren ein Viertel Silbers nach der Mainzer 
Gewohnheit zum Schutze seines Testamentes (Schultze, Klosterarchive 379 
Nr. 993). 1486 erkannte der Kommissar für die Propsteien Fritzlar und Geis- 
mar das Testament eines Kanonikers an, dessen Nachlass er arrestiert hatte; 
er hat den Ferto erhalten (a. a. O. 396 Nr. 1053). Vgl. ferner das Privileg 
Erzb. Bertholds für den Mainzer Klerus 1486 in Ingrossaturbuch 46, 116 ff., 
gedr. Würdtwein, Nova Subsidia diplom. X, praef. XXIII. g 
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Der grosse Umfang der Kommissariatsgeschäfte, der auch 
aus den erheblichen Einnahmen der Kommissare !) hervorgeht, 
wird für den Anfang des 16. Jahrhunderts durch eine sehr wert- 
volle Quelle bestátigt, deren Angaben nach dem Gesagten auch 
für die vorhergehenden Jahrzehnte angenommen werden dürfen. 
Es sind die Rechnungsbücher des Kommissars für Nórten und 
Einbeck aus den Jahren 1519/20 und 1520/21.?) Sie verzeichnen 
Einnahmen des Kommissars aus Prozessen, Absolutionen, Ur- 
teilen,*) aus Schreibgebühren und Siegelgeldern in freiwilliger 
Gerichtsbarkeit, aus dem Ferto, biennales, bona intestata, aus 
der Korrektur von Klerikern und aus Strafgeldern von Laien. 
Wenn auch manche dieser Einnahmen sich für die vorhergehende 
Zeit noch nicht nachweisen lassen, so ist doch zu beachten, dass 
für die früheren Jahrzehnte sich eine solch umfassende Quelle 
noch nicht vorgefunden hat, sodass ein Rückschluss nicht ohne ` 
weiteres abgelehnt werden kann. 


3. Der erzbischöfliche Generalvikar. Das Mainzer und das 
Erfurter geistliche Gericht. Das Gericht des Erzbischofs. - 


Die zentralen geistlichen Behórden wurden dargestellt durch 
den Generalvikar und die beiden geistlichen Gerichte. 

Der Generalvikar (vicarius generalis in spiritualibus) lässt 
sich für Mainz zum ersten Male 1391 nachweisen; aus diesem 
Jahre stammt die älteste bekannte Bestallung.*) Er nahm die 
Stelle ein, welche in andern Bistümern den bischóflichen Offi- 
zialen®) zukam; auch er führte neben seinem Titel als General- 
vikar zunächst den eines Offizials, 9 doch verlor er ihn bald an 
den Vorsitzenden des geistlichen Gerichts," der ihn aber auch 


1) 1488 quittierte Erzb. Berthold dem Kommissar von Heiligenstadt über 
84 fl. Einnahmen des letzten Rechnungsjahres (Ingrossaturbuch 42, 146). 
Eë 2) Der Text der Rechnungsbücher mit den Ueberschriften bei Tschackert 
34 


3) Die Art der Prozesse ist in den Rechnungsbüchern nicht angegeben. 
4) Gudenus, Codex Il, 422; vgl. ferner Krusd: 128 f. 

5) Ueber die Kontroverse um den Zweck der Einsetzung der Offiziale 
vgl. J. Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone im Bistum 
Würzburg, 1914, 47 Anm. 3. 

6) 1429 schreibt der Abt von Lich dem Archiepiscopo Maguntino ejusque 
in a et temporalibus vicario seu officiali generali (Würdtwein, Dio- 
cesis I, 591). 

7) 1449 wird genannt Joh. Schwert, lic. in jure can., scolasticus ecclesie 
s. Stephani, officialis Maguntinus prothonotariusque et judex generalis s. Ma- 
guntine sedis (Würdtwein, Diocesis III, 271). Ebenso wird 1478 der General- 
richter officialis generalis gan! (vgl. S. 528 Anm. 2). Die nach Krusch 
gemachte Bemerkung bei N. Hilling, Die Offiziale der Bischöfe von Halber- 
stadt im MA. [1911] 7 Anm. 5, dass der Name Offizial für die Mainzer Richter 
nicht vorkáme, ist danach zu verbessern. Vgl. auch S. 527 Anm. 3. 
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nicht lange führte.) Der Generalvikar hatte von Anfang an kraft 
seiner Kommission neben rein geistlichen Funktionen, wie Er- 
teilung von Dispensen und Absolutionen usw. auch schon eine 
Straf- und Disziplinargewalt über Klerus und Laien. Seine richter- 
lichen Befugnisse nahmen wie die der Kommissare zu; das seit 
1435 gebräuchliche Form seiner Kommission ?) teilte ihm zu die 
Bestrafung der Exzesse und Verbrechen von Geistlichen und 
Laien, die Gerichtsbarkeit in Pfründ-, Ehe-, Wucher- und Testa- 
mentssachen, die Beaufsichtigung des Klerus, dass dieser Residenz 
- halte und einen geistlichen Lebenswandel führe; ausserdem gab 
er ihm eine Reihe von Verwaltungsrechten, besonders die Ein- 
setzung von Vikaren in inkorporierten Kirchen und die Prüfung 
von Permutationen und Resignationen. In seinen richterlichen 
Funktionen wurde er unterstützt von einem Notar?) und dem 
auch beim geistlichen Gerichte tätigen Öffentlichen Ankläger, 
dem Fiskalprokurator. Schon im 15. Jahrhundert begegnet für 
das Vikariatsgericht der Name »consistorium«.*) Da die Geschäfte 
des Generalvikars überwiegend judizieller Natur waren, wurde er 
im 16. Jahrhundert schliesslich der Vorsitzende des geistlichen 
Gerichtes.*) Seit 1459 beanspruchte das Domkapitel die Stelle 
des Generalvikars für einen Domherrn;) diesem Verlangen tragen 
die Erzbischöfe durchweg Rechnung. " 


Für die wirkliche Tätigkeit des Generalvikars liegen nur 
spärliche Zeugnisse vor. Sein Anteil an der geistlichen Ver- 
waltung scheint gering gewesen zu sein,®) doch wurde er durch 


1) Wohl aber hielt er sich im nichtamtlichen Sprachgebrauch: zu einem 
Akt von 1506 (Geistlicher Schrank 11, 4) hat eine fremde Hand die Rückseite 
geschrieben: behut mich got hude vor des richters recht und vor den statt 
knecht und vor dem officiall und vor den bußrichter überall. 

2) Krusch 221 ff. 

3) Veit 17. 1489 quittierte Erzb. Berthold dem Notar Math. Eberhardi 
für die Einnahmen und Ausgaben des Vikariatsamtes von Trinitatis 1488 bis 
ebenda 1489 (Ingrossaturbuch 42, 147 v.); 1497 verschrieb er Eberhardi das 
Vikariatsnotarienamt lebenslänglich (Ingrossaturbuch 44, 123 v. ff.). 

4) Der S. 524 Anm. 3 genannte Adolf von Breithart wird 1486 eximiert ab 
.. . . potestate et jurisdictione etiam vicarii nostri in spiritualibus consistorio 
(Ingrossaturbuch 46, 115). Der Ausdruck ist aber allgemein: ein Entscheid 
des Spezialkommissars Reyff in Aschaffenburg geschieht 1495 in curia nostra 
in loco consistoriali (Kreisarchiv Würzburg, Geistlicher Schrank, Lade 11, 72). 

9) Veit 21 ff. Zuerst war 1538—39 der Generalvikar zugleich Richter 
des Mainzer Stuhles (Krusch 129). 

6) Stimming, Wahlkapitulationen 142. Es handelt sich um eine allge- 
meine Erscheinung, vgl. Hilling, Offiziale 76 f. 

7) Die Liste der Generalvikare bei Gudenus, Codex Il, 421 ff. 

8) Ueber die Prüfung der Geistlichen durch den Generalvikar und die 
Kommissare 1511 vgl. S. 508 Anm. 2. Ein Beispiel für den Konsens des 
Generalvikars zur Verlegung eines Spitals 1501 bei He, Hanauer Kirchen- 
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Spezialdeputation regelmäßig zur Erhebung der Subsidien be” 
rufen.) Die Einziehung des Cathedraticum und Synodaticum 
verlor er in der 2. Hälfte des 15. Jahrhunderts an die Kommissare. 3) 
Dagegen war er an der geistlichen Gerichtsbarkeit stärker be- 
teiligt. Diese übte er besonders gegen privilegierte Geistliche 
aus,?) gestützt durch den Erzbischof*) und nicht ohne Wider- 
spruch des Betroffenen.5) Die Tätigkeit des Generalvikars war 
indes keine ununterbrochene; nicht nur musste er beim Ableben 
des Erzbischofs sein Amt niederlegen,®) sondern er wurde auch 
zuweilen durch einen Stellvertreter ersetzt. ?). 

Das seit etwa 1220 fest organisierte Mainzer geistliche Ge- 
richt (Iudicium sancte sedis Maguntine) war in der älteren Zeit 
mit 2 ordentlichen Richtern besetzt, welche gleiche Rechte hatten. 
Später wurde das Richteramt mit dem Protonotariat verbunden 
und der Protonotar zugleich zum Generalrichter bestellt.) Damit 
war aber keine Vereinfachung der Organisation gegeben, das 
Personal wurde im Gegenteil vermehrt, das Gericht blieb kol- 
legial organisiert. Neben dem Protonotar und Generalrichter 
waren noch Spezialrichter tätig, für deren Bestallung das alte 


wesen 10. 1496 bestätigte er die reformierten Statuten des Frankfurter Lieb- 
frauenstifts (Stadtarchiv Frankfurt, Urkunden U. L. Fr. Nr. 830 


1) Vgl. S. 523 Anm. 5. 

2) Vgl. S. 523 f. 

3) 1495 beauftragte der Generalvikar Wolf von Bicken die Frankfurter 
Behórden, einen Kanoniker von S. Leonhard wegen Betrügereien zu verhaften 
und bis auf weitere Anweisung festzuhalten (unterschrieben: in quorum fidem 
sigillum nostri officii vicariatus presentibus est impressum) (Stadtarchiv Frank- 
furt, Urkunden von S. Leonhard Nr. 591). 1488 bekannte der Augustinerkonn 
vent zu Alzey, dass er dem Generalvikar (»Vikar«) des Erzbischofs versprocheis 
hätte, dem Erzbischof 100 fl. zu zahlen, wenn ihr Konventuale N., der ín 
Kirchen und anderswo gestohlen hatte, und den der Erzbischof in des Klostern 
Kerker gegeben hatte, entweiche (Ingrossaturbuch 43, 57 f.). 

4) 1494 setzte Erzbischof Berthold den Generalvikar als besonder- 
Richter gegen alle Geistlichen ein, welche den Zimmerleuten hartnáckig etwat 
schuldig blieben (Ingrossaturbuch 42, 113 v. f.). 

9) vgl. S. 522 Anm. 4. 

6) Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Domstiftsprotokolle II, 403 v.: Woo 
von Bicken, Kanonikus und vicarius in spiritualibus legt, da der Erzbischlf 
gestorben ist, sein Vikariat in die Hände des Domkapitels, das ihm das Am 
bis zur Wahl eines neuen Erzbischofs belässt (1504). — Ueber den hier wirk- 
samen allgemeinen Grundsatz vgl. Hinschius, Kirchenrecht II, 208. 

484 wird lic. jur. can. Joh. Fust, Propst an S. Walburg in Weilburg 
und Kanonikus an S. Stephan in Mainz, als officii vicariatus in spiritualibus 
eneralis locum tenens genannt (Würdtwein, Monasticon Palatinum [1796] V, 
9), 1487 als Licentiat unseres Vikariatsamtes (Ingrossaturbuch 43, 21). Der 
Generalvikar Bicken wurde erst 1487 ernannt (Ingrossaturbuch 46, 133 ff.). 
J. P. Schunk, Beytráge zur Mainzer Geschichte Il, [1789] 496 nennt (ohne 
Jahresangabe) Theoderich Gresemund als Protonotar und in ecclesiastibus pro- 
vicarius generalis. 
| 8) Krusch 113 f. 
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Formular beibehalten wurde, während für den Generalrichter eine 
bedeutend erweiterte Kommission gebraucht wurde. !)?) Es scheint, 
als ob gleichzeitig zwei Protonotare und Generalrichter neben- 
ander tätig gewesen seien.) Wann diese Personalvermehrung 
eingetreten, lässt sich nicht mit Bestimmtheit sagen, wahrschein- 
lich geschah es ungefähr 1478. Der Grund der Neuorganisierung 
dürfte in dem Bestreben der Erzbischöfe gelegen haben, den Ein- 
fluss des Domkapitels auf das geistliche Gericht zu vermindern. $) 


1) Das 1478 gebrauchte Formular (Krusch 211 f.) wurde 1496 in der Be- 
stallung des Domherrn Peter Nothafft zum Iudex ecclesiasticus ordinarius et 
specialis erneuert (Ingrossaturbuch 47, 70 f). Eine andere Kommission bekam 
Dr. Andreas Eler, scolast. B. M. V. in campis, bei seiner Bestallung zum 
Prothonotarius und judex generalis sedis Maguntine (1500, Ingrossaturbuch 47, 
188 v. f). Während die andere Kommission ausser der Exekution der Synodal- 
und Provinzialstatuten die Behandlung der causae tam criminales quam civiles 

uam mixtas, die per viam simplicis querelae aut per appellationem vor das 

ericht kommen, übertrug, gab die Kommission von 1500 umfangreichere Be- 
fugnisse. Eler sollte im geistlichen Gericht präsidieren und neben der Exekution 
der Statuten behandeln alle causas tam civiles quam criminales spirituales et 
temporales beneficiales ac prophanas ad forum ecclesiasticum pertinentes per 
viam appellationis vel simplicis querelae introductas seu devolutus. Eler war 
schon vorher am geistlichen Gerichte tätig; die Sachen, die er nicht mehr er- 
ledigen konnte und die unentschieden blieben, beneficiales, prophanae, ma- 
trimoniales, civiles, criminales et mixtae sollte er an Dr. Bernhard Groß über- 
tragen. Groß, scolast. s. Se aus Mörsen (Morschen bei Melsungen) war 
1457 Siegler (die Bestallung bei Krusch 212) und später Protonotar und judex 
generalis geworden; als solcher begegnet er oft in Akten aus den beiden 
o en des 15. Jahrhunderts (z. B. Ingrossaturbuch III, 176 ff., 

usw.). 

2) Krush 113 f. und ihm folgend Hilling, Offiziale 7 Anm. 5 und Krieg 
48 Anm. 4 haben aus der an 2 ludices gerichteten Kommission von 1368 (bei 
Krusch 209 ff.) und der an nur einen Iudex gerichteten Kommission von 1478 
(bei Krusch 211 f.) geschlossen, dass seit 1478 der Generalrichter ein Einzel- 
richter gewesen sei. Wenn auch aus der Fortdauer der Terminologie »ludices 
s. sedis« sich kein zwingender Schluss ergibt, da sie auch in solchen Diózesen 
beibehalten wurde, wo nur ein Einzelrichter fungierte (vgl. Hilling, Offiziale 
7; Riedner, Offizialatgericht 38 f.), so ist doch an dem Fortbestehen der kol- 
legialen Verfassung des Iudicium s. sedis kaum zu zweifeln. Die von Krush 
abgedruckte Kommission von 1478 wurde 1496 für Nothafft erneuert; die Kom- 
mission von 1500 aber ist von K/usdt nicht herangezogen. Dass die General- 
richter neben den Spezialrichtern weiterbestanden, geht daraus hervor, dass 
Groß sowohl vor der von Krusdt abgedruckten, am 2. Mai erlassenen Kom- 
mission, als s. sedis PONS et officialis generalis am 6. März erwähnt 
wird (Würdtwein, Diocesis III, 103) wie auch nach der Kommission für 
Nothafft noch als Generalrichter genannt wird (z. B. Ingrossaturbuch 47, 31 v. f.: 
Dr. decr. Bernhard Groß de Mórsen, scolast. s. Stephani, judex ac prothonotarius 
EC ; 1498); ebenso ist der 1500 bestellte Dr. Andreas Eler noch 1508 

otonotar und judex generalis, obwohl schon 1506 der Domherr Lorenz 
Truchseß von Pommersfelden ordentlicher geistlicher Richter geworden war 
(Kißling, Lorenz Truchseß von Pommersfelden 9, in: Katholik 1906, 1). 

3) Dies scheint aus dem Zusatze zu der Kommission von 1500 hervor- 
zugehen; auch die Erwáhnung eines weiteren Protonotars (Gresemund; vgl. 
S. 137 Anm. 7) deutet darauf hin. 

4) 1328 hatte Eb. Balduin versprochen, keinen Richter in dem Judicium 
anzustellen, der nicht Domherr sei. Durch die Neuorganisierung umgingen 
die Erzbischófe diese Zusage; nur der Spezialrichter war Domherr. 1555 wurde 
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Das weitere Personal des Iudicium s. sedis bestand aus dem 
Siegler, dem Fiskal, Prokuratoren, Schreibern, Pedellen und. Ge- 
richtsboten. Der Siegler hatte das erzbischófliche Gerichtssiegel 
zu verwahren und die Gefälle des Siegels zu vereinnahmen. ') 
Sein Amt war zuweilen die Vorstufe zu höheren Stellen und wurde 
durchweg mit sehr tüchtigen Männern besetzt;?) ausser seinem 
besonderen Amte war er gleichzeitig einer der beiden Mainzer 
Kommissare. Auch der Fiskal (Fiskalprokurator) war eine wichtige 
Persónlichkeit. Er führte die Strafuntersuchungen, beantragte die 
Strafen, sorgte für Beweismittel und zog die Strafgelder ein.) 
Die Prokuratoren, deren Zahl sehr bedeutend war, waren wie an 
andern geistlichen Gerichtshöfen Vertreter und Rechtsbeistände 
der Parteien.‘). Die Schreiber, welche gewöhnlich Notare waren, 
setzten die Protokolle über die Verhandlungen auf. 5) 

Einen ständigen Amtsraum scheint .das Gericht nicht gehabt 
zu haben.f) Das Prozessverfahren war beeinflusst von dem Ordo 


in der Wahlkapitulation ausgemacht, dass das Gericht ausser mit dem Proto- 
notar und dem Siegler noch mit einem kapitularen Richter besetzt sein sollte. 
Diese Bestimmung setzt die oben geschilderte Organisation voraus. 


1) Krusch 115, 212. 

2) Aus dem ausgehenden MA. sind als Siegler bekannt geworden: Dr. 
decr. Bernhard Groß (seit 1457), Christian Gans, Georg Heilmann gen. Pfeffer 
aus Frankfurt, Canon. s. Bartholomaei (über ihn Archiv für Frankfurts Geschichte 
und Kunst N. F. V, 365 ff., VIII, 290 ff), Dr. Ivo Wittich aus An Due 
Se Se EE des kanon. Rechts (über ihn Archiv für hess. Gesch. N. 

3) Vgl. die Bestallung für den bisherigen Prokurator Nikolaus Lapicida 
von Eltville 1493 (Ingrossaturbuch 47, 42 v. f. und für dessen Nachfolger, 
den bisherigen Prokurator Valentin Recker 1499 (Ingrossaturbuch 47, 43 e 

4) Der volle Titel der Prokuratoren war: in sede Maguntina causarum 
juratus procurator. Eine Reihe von Prokuratoren verzeichnet Ingrossaturbuch 
44, 187 f, ferner Herrmann, Häuserlisten 32 f., 50 f. 

9) Ein Appellationsurteil von 1489 (Bezirksarchiv StraBburg G 1614) ist 
protokolliert von Math. Eberhardi de Kunigsperg, cler. Herbip. dioc., publ. 
imp. auct. notarius sancteque Mag. sedis et huiusmodi cause coram dicte 
venerabilibus dominis eiusdem sedis judicibus scriba; die Protokollierung eines 
andern Appellationsurteils von 1491 (Bezirksarchiv Straßburg G 
lässt Eberhardi dureh Jodocus More, cler. Mag. dioc., publ. apost. et imp. 
auct. notarius dicteque s. Mag. sedis causarum scriba juratus ausführen. Ein 
Beispiel von 1405 bei Würdtwein, Diocesis Il, 361 ff. Auch bei Akten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit waren die Scribae als Gerichtsschreiber tätig: Joh. 
Frys, publ. not., s. Mag. sedis scriba kollationiert das Privileg Maximilians I. 
x ao Klerus 1494 (Kreisarchiv Wiirzburg, Urkunden von S. Alban 

asz. 13). 

6) Prozessakten von 1489 und 1491 nennen die curia scolastrie ecclesie 
s. Stephani nostre solite residentie (Bezirksarchiv StraBburg G 1614, G. 5453 
(11), dagegen wird eine Beurkundung 1495 in ambitu ecclesie B. M. V. ad 

us vorgenommen (Kreisarchiv Würzburg, Urkunden von S. Ferrucius 

‘asz. 5). 1489 und 1491 war der Scholaster von S. Stephan, B. Groß, General- 

ee Im Ueber Verlegungen des Gerichtes von Mainz nach andern Orten 
rus 17. : 
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judiciarius »Antequam«.!) Die Richter bedienten sich der Bei- 
hilfe sachkundiger Berater,?) die aber nicht als Beisitzer anzu- 
sehen sind.) Die meisten Gerichtspersonen waren Kleriker, doch 
waren manche von ihnen wie in spáterer Zeit clerici uxorati; 
manche waren auch Laien.*) , 

Über die Tätigkeit des geistlichen Gerichtes liegt nur ver- 
hältnismäßig geringes Material vor. Seine Behandlung von Pro- 
zessen der streitigen Gerichtsbarkeit war ziemlich ausgedehnt; 
die Prozesse sind zum Teil dadurch überliefert, dass sie durch 
Appellation oder Evokation an das erzbischöfliche Hofgericht 
kamen und dort entschieden wurden. ^) Als Forum der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wurde das Gericht häufig in Anspruch genommen. 
Besonders notarielle Akte, wie Transsumierung, Vidimierung und 
Verkündigung von Akten, wurden durch das Gericht vollzogen, 5) 
doch war hier oft der Siegler allein tätig.’) 

Das geistliche Gericht war nicht nur Gericht erster Instanz, 
sondern auch Appellationsgericht. Ob es den archidiakonalen 
Gerichten gegenüber als Appellationsinstanz fungierte, ist nach 
dem vorliegenden Material nicht zu sagen; als solche scheint 
das erzbischöfliche Hofgericht tätig gewesen zu sein. Dagegen 
war das geistliche Gericht Appellationsgericht für die Kirchen- 
provinz.*) Es war aber nicht die letzte Instanz 21 von dem 


1) Veit 15. Ueber diesen Ordo vgl. Riedner, Offizialatsgericht 94 ff. 
2) Das auf S. 529 Anm. 5 angeführte Appellationsurteil von 1489 ist ge- 
fällt de jurisperitorum consilio et assensu. 

e „gel allgemein darüber Riedner, Offizialatsgericht 70 f., Hilling, Of- 
iziale 123. 

4) Der 1514 verstorbene Prokurator Peter Staffel war verheiratet (Herr- 
mann, Häuserlisten 32 Anm. 18). Das Appellationsurteil von 1491 (S. 529 Anm. 5) 
ist gefällt in Gegenwart von Joh. Schmuck u. Nikol. de Berge, laico mag. 
dioc. testibus ad premissa vocatis specialiter et rogatis. 

: 9) Eine Anzahl solcher Prozesse aus dem Ende des 15. Jahrhunderts ist 
im Ingrossaturbuch 43 erhalten. Andere Beispiele bei Schultze, Klosterarchive 
‘348 Nr. 910 (1419), 351 Nr. 916 (1422), 394 Nr. 1047 (etwa 1480). Der Prozess- 
e war manchmal wie die Parteien rein weltlich: ein Prozess zwischen 
run und Arnold von Hoenwisel und der Gemeinde Stephanshausen (Rhein- 
gau) wegen der Atzung Ingrossaturbuch 43, 21 (1487). : 

6) Beispiele für diese Akte finden sich zahlreich in den Regesten der 
Mainzer Erzbischöfe (14. Jahrh.); aus dem 15. Jahrhundert Kreisarchiv Würz- 
burg, Urkunden von S. Alban Fasz. 12 (1482), Staatsarchiv Marburg, Urkunden 
von Fritzlar (1499), Schultze, Klosterarchive 404 Nr. 1075 (1499). Eine Ueber- 
e von Patronatsrechten vor den Iudices 1405 bei Würdtwein, Diocesis 

7) Vgl. S. 523. 

| 8) Zwei Appellationen aus der Speierer Diózese von 1464 und 1482 
verzeichnet Glasschröder, Archidiakonat 137; ein Appellationsurteil von 1491 
n But Prozess aus der Straßburger Diözese Bezirksarchiv Straßburg G 

9) Wie Glasschröder, Archidiakonat 123 sagt. 
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Mainzer Metropolitangericht konnte noch nach Rom appelliert 
werden, wenn auch das Iudicium s. sedis dies zu verhindern 
suchte. !) | 
Die Bedeutung des geistlichen Gerichtes wurde dadurch 
erweitert, dass es auch Verwaltungsbefugnisse erlangte.?) Auch 
dies hob seine Bedeutung, dass fast alle seine Beamten gleich- 
zeitig an andern Gerichten tätig waren. Weniger von Belang war 
es, dass der Fiskal gleichzeitig dem Generalvikar diente,*) und 
die Prokuratoren und Notare auch an den archidiakonalen Ge- 
richten und am Gerichte des Erzbischofs tátig waren;*) wichtiger 
‘war es, dass auch der oberste Beamte des Iudicium s. sedis, der 
Protonotar, ein fast regelmäßiges Mitglied des erzbischöflichen 
Hofgerichtes war. 5) | 

Nach dem Vorbild des Mainzer geistlichen Gerichtes ent- 


1) Sehr gut unterrichtet darüber Bezirksarchiv Straßburg G 1614 (4) 
— (52); diese Akten enthalten: 1) Urteil des Iudex curie Argentinensis (1486); 
2) Appellationsurteil der Iudices s. Mag. sedis (1489); die Iudices erklären zu- 
gleich die Appellation ad sedem apostolicam als hinfällig; 3) der Unterlegene 
appelliert trotzdem an den Papst (1490); 4) ee des Johannes, 
ep. Nucerinus, auditor s. palatii (1490). Ueber Johannes vgl. H. Eubel, Hier- 
archia catholica II [1901], 227, Hilling, Die rom, Rota 1908, 11 f. 
2) 1376 bat Landgraf Hermann die Iudices um Investitur eines Vikars, 
»als sich das uwir ampt rurit« und der Heiligenstadter Propst nicht zu er- 
langen sei (Schultze, Klosterarchive 308 Nr. 798); eine andere Präsentation 
von 1378 a. a. O. 570 Nr. 1544 
3) Die Bestallung des Fiskals wies ihn dem Generalvikar und dem Proto- 
notar zu. 
4) Würdtwein, Diocesis I, 133 ff. Prozess vor dem Offizial des Dom- 
D Prokuratoren der Parteien sind Lapicida und Recker, unter den 
eugen ad premissa vocati specialiter et rogati befindet sich u. a. Joh. Heim- 
bach, s. Mag. sedis causarum procurator juratus, Notar ist Petrus Fabri de 
Katzenelnbogen, s. Mag. sedis ac prepositure insignis ecclesie Mag. causarum 
notarius et scriba juratus (1516). Würdtwein, Diocesis I, 426 ff. Prozess vor 
dem Offizial des Propstes von St. Viktor. Prokuratoren der Parteien sind La- 
picida, Joh. Schmuck, Joh. Haselbaum, Recker, alles erzb. Prokuratoren. Eine 
Zitation geschieht durch den s. Mag. sedis cursor juratus. Notar ist Joh. Frys, 
publ. not. und causarum s. Mag. sedis et hujusmodi cause coram memorato 
domino officiali scriba (1497). Würdtwein, Diocesis Ill, 139 ff. Prozess vor 
dem Offizial des Propstes von B. M. V. ad gradus. Prokuratoren der Parteien 
sind die Prokuratoren des Mainzer Stuhles Michael Haym, Jak. Kuhorn, Lapi- 
cida; Zeugen ad premissa specialiter vocati et rogati Haselbaum und Petrus 
Staffel. Notar ist Eberhardi (1489). — In einem Urteile Erzb. Bertholds zwi- 
schen der Stadt Basel und einem Mainzer Bürger werden als Zeugen genannt 
Staffel, Recker, Phil. Oleatorius, Joh. Schnatzgarn, alle geschworene Proku- 
ratoren (Sachwalter) des Hi. Stuhles zu Mainz (Ingrossaturbuch 44, 187 ff. ; 
1498). Hasselbaum und Staffel werden später am weltlichen Gerichte in Mainz 
Richter (Herrmann, Häuserlisten 51 Anm. 11, 32 Anm. 18). 
Groß war sehr oft Beisitzer am erzbischöflichen Hofgerichte. Häufig 
erhielt er Kommissionen, Zeugen zu verhóren (z. B. 1490, Ingrossaturbuch 43, 
194 v. ff.) oder den Gerichtsbeschluss zur Exekution zu bringen (z. B. 1489, 
po arune 43, 176 ff). Auch als kaiserlicher Kommissar entschied er 
"ir Appellationsprozessen (1490, Ingrossaturbuch 43, 220 ff., 1491, 
a. O. : | 


In 
se 
a 
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stand im 14. Jahrhundert in Erfurt ein Provinzialgericht, das 
Thüringen, Sachsen, Hessen und das Eichsfeld umfasste (Iudices. 
generales per Thuringiam, Saxoniam, Hassiam et Eichsfeldiam 
generaliter deputati oder specialiter constituti). Seine Zuständig- 
keit war dieselbe wie die des Mainzer geistlichen Gerichtes, doch 
war es auf Klagen erster Instanz beschränkt. Auch das Erfurter 
Gericht war kollegial organisiert; den Vorsitz führte bis in die 
2. Hälfte des 15. Jahrhunderts der Provisor, dann der Siegler, 
da das Provisorat nunmehr mit einem Laien besetzt wurde. Die 
Pflichten des Erfurter Sieglers waren dieselben wie die des Mainzer 
Sieglers. Der zweite Richter hiess zuweilen auch Assessor. Neben 
den 4—7 Richtern war das Gericht noch mit einem Fiskalpro- 
kurator und einem Notar und Registrator besetzt. ') 

Die Organisation des Erfurter Gerichtes erhielt sich unver- 
ändert. Seine räumliche Kompetenz erfuhr zu Ende des 15. und 
Anfang des 16. Jahrhunderts erhebliche Erweiterungen, indem 
seinem Bereiche seit 1464 die Propsteien Dorla, Jechaburg, 
Heiligenstadt, Nörten, Einbeck und ganz Thüringen unterstellt 
wurden?) und einer Reihe von Städten und Korporationen das 
Privileg zugestanden wurde, nur vor das Erfurter Gericht mit 
Ausschluss des Mainzer geistlichen Gerichts zitiert zu werden. °) 
Seine sachliche Zuständigkeit aber, die sich wie beim Mainzer 
geistlichen Gericht auch auf Verwaltungsbefugnisse erstreckte, *) 
erlitt Einschránkungen. Erfurt und erst recht den politisch nicht 
zum Kurfürstentum gehórigen Gebieten gegenüber konnte die 
geistliche Gewalt sich nicht vóllig durchsetzen, und so mussten 
die Erzbischófe stellenweise die Exemtion weltlicher Prozesse von 
dem Forum des geistlichen Gerichtes zugestehen.*) . Trotzdem 


1) Krusch 117 ff. Zu verbessern ist die Angabe Kruschs, dass das Pro- 
‚visorat untergegangen sei. 

2) Joannis 1, 779. | | 

3) Schon 1318 erhielt Erfurt dieses Vorrecht, 1476 auch Heiligenstadt 
und Duderstadt (Krusch 124 f.) 1486 und 1497 erhielt es Mühlhausen auf je 
10 Jahre (Ingrossaturbuch 41, 91 v. f., 257 v. und 47, 14 f.), 1498 Nordhausen 
auf 6 Jahre (Ingrossaturbuch 44, 711 v. f., Würdtwein, Nova Subsidia diplom. 
X praef. XXXIX ff), 1516 auf 8 Jahre (Kreisarchiv Würzburg, Weltlicher Schrank, 
Lade 63, Nr. 251/3). Das Privileg Erfurts wurde 1497 erneuert (Ingrossatur- 
buch 42, 309 v., gedr. Falckenstein, Historia Erffurtensis, 1739, 442 ff.). 1490 
wurden die Stifter B. M. V. und S. Alexander in Einbeck von der Jurisdiktion 
des Generalvikars und des Mainzer Iudicium befreit und dem Erfurter Iudicium 
generale unterstellt (Ingrossaturbuch 46, 126 f.). 

4) 1500 pecie uds Erzb. Berthold die Gründung einer opa in Erfurt. 
Die Institution wird durch die Iudices generales vollzogen (Würdtwein, Sub- 
sidia diplomatica IX, 382 ff. Vgl. auch S. 507 Anm. 3. 

5) So in dem Amorbacher Vertrag mit Erfurt 1482 Art. 11 (Concordata 
und Vertrege, so zwischen... Mentz .. . und . . . Erffurt auffgericht . .. 
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blieb aber der Umfang seiner Geschäfte noch gross, wie seine 
ansehnlichen Einnahmen ausweisen.') Wie beim Mainzer Ge- 
richt wurden auch in Erfurt einzelne Mitglieder des Gerichtes 
durch Spezialkommission zu Funktionen ausserhalb ihres eigent- 
lichen Wirkungskreises herangezogen. ?) 

Zu den bisher geschilderten Gerichten gehörte in gewissem 
Sinne auch das Gericht des Erzbischofs. Der Erzbischof war wie 
in der weltlichen, so auch in der geistlichen Jurisdiktion die 
höchste Instanz. Sein Gericht konnte Appellations- oder Evo- 
kationsgericht wie auch Gericht besonders Privilegierter sein. Es 
trat als »Hofgericht«*) auf und ist daher nur mit Vorbehalt den 
geistlichen Gerichten anzureihen, doch wurde ein Unterschied 
weder in der Behandlung der Personen noch der Sachen ge- 
macht. Ohne Unterschied standen geistliche Personen und Kor- 
porationen vor dem Hofgericht zu Recht; soweit die Parteien 
nicht auf den Erzbischof kompromittierten, *) wurde die theoretische 
Exemtion des Klerus durch allgemeine Festsetzung) oder be- 
sondere Privilegierung,*) die sich gegen die ordentlichen geist- 


o. O. 1584) und in dem Privileg für Nordhausen 1498. Nach A. Kirchhoff, 
Weisthümer der Stadt Erfurt . . . [1870], 163 wurde die Zuständigkeit des Er- 
furter Gerichtes zu Beginn des 16. Jahrhunderts auf kirchliche Angelegen- 
heiten, Ehe- und Hexenprozesse beschränkt. — Die nach J. Feldkamm, Das 
Bischófl. Geistl. Gericht zu Erfurt (in Mitt. d. Ver. für d. Gesch. u. Alt. von 
Erfurt XXX [1909], 37 1487 erlassene Prozessordnung des Erturter Gerichtes 
ist mir nicht bekannt geworden. | 

1) 1488 quittierte Erzb. Berthold dem Siegler über 572 fl. (Ingrossatur- 
buch 42, 147), 1495 über die den letzten 5 Jahren eingenommenen 1036 fl. (In- 
grossaturbuch 44, 136). 

2) Der Richter (assessor) Joh. Dingelstedt erhielt 1484 die Kommission, 
innerhalb der Propsteien Fritzlar, Jechaburg, Erfurt, Dorla, Heiligenstadt, 
Geismar, Nordhausen, Einbeck und Bibra die Nichtresidierenden zu dispensieren 
(Ingrossaturbuch 46, 63). Der Siegler Dr. decr. Simon Voltzke, Propst in Pritz- 
walk und Kanonikus in Magdeburg (vorher Notar oder Prokurator der römi- 
schen Rota; vgl. Hilling, Róm. Rota 46) erhielt 1494 zugleich mit dem Er- 
furter Küchenmeister die Kommission, eine Appellation gegen ein Urteil des 
Erfurter Rates zu verhóren und an die Erzb. Kanzlei zu schicken (Geistlicher 
Schrank, Lade 21, Nr. 4), 1498 wurde er mit der Visitation eines Nonnen- 
klosters beauftragt (Ingrossaturbuch 47, 90 v. f.). 

3) Ich werde ausführlich darüber in meiner Arbeit über Berthold von 
Henneberg handeln. 

4) Ingrossaturbuch 43, 6 v. (1485), 7 v. ff. (1486), 20 v. f. (1487), Geist- 
licher Schrank, Lade 2, Nr. 54. 

9) Die Einung mit Würzburg 1489 (Kreisarchiv Würzburg, Würzburger 
Libri diversarum formarum 15, 44, Weltlicher Schrank, Lade 25, Nr. 441/2, 
Lade 26, Nr. 20) bestimmte für Fürsten, Prälaten, Geistlichkeit, Grafen, Herren 
und Ritterschaft als Eventualforum das Hofgericht. 

6) Privileg Erzb. Gerlachs 1354 für Kloster Hayn O. Cist. (Regesten der 
Mainzer Erzbischófe II, 1, 35 Nr. 139), 1493 von Erzb. Berthold erneuert (In- 
grossaturbuch 44, 248 f). 1486 Exemtion des Scolasticus von S. Peter ab om- 
nibus judicum et commissariorum nostrorum potestate et jurisdictione etiam 
vicarii nostri in spiritualibus consistoriis für causae civiles, criminales sive 
mixtae (Ingrossaturbuch 46, 115). 

Archiv für kath. Kirchenrecht, XCVII. 4. 35 
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lichen Gerichte so gut wie gegen die weltlichen Gerichte wandten, 
überwunden ; ebenso lieferte das Schutzverhältnis einzelner Klöster 
zum Erzbischof’) oder die Stellung des Erzbischofs als Konser- 
vator von Orden?) oder als Ordinarius?) die Rechtsgrundlage. 
Auch die häufige Machtlosigkeit der geistlichen Gerichte *) war 
von Belang. Zuweilen zitierte auch das Hofgericht die Parteien. 5) 
So wenig wie personal, machte das Hofgericht sachlich einen 
Unterschied.*) In all diesen Fällen ist ein Unterschied in der 
Organisation des Hofgerichtes nicht zu bemerken. Es war auch 
bei diesen Prozessen überwiegend mit Laien besetzt; nur zuweilen 
wurde in der Begründung der Kompetenz") oder in den äusseren 
Formen Rücksicht auf den Charakter der Prozesse und der Par- 
teien genommen. 9) 

Eine feste Abgrenzung der Kompetenz der einzelnen Ge- 
richte, kann ebenso wenig wie in der geistlichen Verwaltung 
gegeben werden. Nicht nur die Kommissionen der verschiedenen 
Funktionäre, sondern auch deren tatsächliche Amtshandlungen 
konkurrierten miteinander. Dieses Verhältnis wurde noch ge- 
steigert durch die Praxis der Erzbischöfe, durch Spezialkom- 
missionen einzugreifen. Am wenigsten geschah dies in der Ju- 
risdiktion,;°) aber auch hier umgingen sie zuweilen den ordent- 


1) Ingrossaturbuch 43, 27 (1487). Durch das Schutzverhältnis wurden 
auch solche Klóster der erzbischóflichen Jurisdiktion unterworfen, die zwar 
politisch, nicht aber auch kirchlich zu Mainz gehörten; das Kloster Amorbach 
z. B. (ein Urteil über dieses Ingrossaturbuch 43, 2 v.) gehörte zur Diözese 
Würzburg. 

2) Der Erzbischof war ludex et conservator des Deutschordens (Ingrossa- 
turbuch 47, 31 f), ein Urteil über den Marburger Komtur 1490 Ingrossatur- 
buch 48, 240 v. ff. 

3) Ingrossaturbuch 44, 229 ff. (1503). 

4) Ingrossaturbuch 43, 25 v. (1487), 121 (1487), Geistlicher Schrank, 
Lade 2, Nr. 54 (1491). 

9) Ingrossaturbuch 43, 24 ff. (1487). 

6) Prozesse um die Kompetenz oder die Präsenz: Geistlicher Schrank, 
Lade 2, Nr. 54 (1491), Ingrossaturbuch 43, 2 v. (1485), 20 v. f. (1487) ; um den 
Besitz einer Vikarie Weltlicher Schrank, Lade 48, Nr. 116 (1493). 

7) Ein Zitationsurteil zwiscnen Kapitel und Schulmeister des Stifts zu 
Nordhausen wegen der Einkünfte wird vom Erzbischof als ordinarius gefällt 
(Ingrossaturbuch 44, 229 ff.; 1508). 

8) Ein Entscheid zwischen zwei Klerikern wegen einer Vikarie ist »Cristi 
nomine invocato pro tribunali sedentes et solum deum pre oculis habentes« 
peau (Weltlicher Schrank, Lade 48, Nr. 116); diese Formel ist kanonischen 

rsprungs (Riedner, Offizialatsgericht 70 ff., Hilling, Offiziale 123). Auch ist 
die Urkunde in lateinischer Sprache abgefasst. 

9) Geistliche Entscheidungen durch den Erzbischof oder deputati, nicht 
durch das Iudicium s. sedis 1315 und 1316 bei Böhmer-Lau, Frankf. UB. Il, 
Nr. 7, 8, 30, 33, 34, 36, 37, 40, 50 ff. Aus späterer Zeit: 1495 entscheidet 
Heinr. Reyff, Propst zu Hünfeld und Custos zu Aschaffenburg, als Spezial- 
kommissar zwischen den Testamentariern des Primissars zu Wallstadt und N. 
(Geistlicher Schrank, Lade 11, Nr. 72). 
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lichen Gerichtsgang durch Sonderauftráge. In der Verwaltung 
aber spielte die Spezialkommission eine sehr bedeutende Rolle. !) 

Trotzdem ist eine gewisse Einheitlichkeit deutlich. Am 
stärksten fällt der Rückgang der archidiakonalen Gewalt auf, die 
nach Ausweis der taisáchlichen Quellen viel geringer geworden 
war, als die formalen Ansprüche der Archidiakone vermuten lassen. 
Die den Archidiakonen in Verlust geratenen Befugnisse waren 
nicht ausschliesslich an eine einzige Gruppe anderer Funktionäre 
übergegangen; wenn auch, besonders in der Verwaltung, die 
Kommissare den Grossteil ihres Erbes angetreten hatten, so war 
doch die Bedeutung auch anderer Organe sehr gestiegen. Das 
wesentliche Kennzeichen der Entwicklung liegt nicht darin, dass 
die Erzbischöfe bestimmte Funktionen bestimmten Beamten über- 
trugen, sondern dass sie sie überhaupt von ihrer Verleihung ab- 
hängig machten, dass arı Stelle der ordentlichen Gewalt der Archi- 
diakone eine mandierte Gewalt trat. Von hier aus gesehen, er- 
scheint auch die häufige Anwendung der Spezialkommission als 
Glied einer einheitlichen Entwicklung. Worauf es zunächst an- 
kam, war die Rückgewinnung vieler Rechte durch den Erzbischof; 
die neue Verteilung der Befugnisse auf Grund mandierter Gewalt 
an bestimmte Beamtenkategorien fiel der kirchlichen Verwaltungs- 
organisation des 16. Jahrhunderts zu. 


1) Permutationen wurden im 14. Jahrh. durch Spezialkommissare aus- 
geführt: vgl. Regesten der Mainzer Erzb. I, 1, 481 Nr. 2435, 105 Nr. 419, 216 
Nr. 963. Später oblag dies, wenn auch noch durch Spezialkommission, regel- 
mäßig dem Mainzer Siegler (vgl. S. 523). 1494—96 wurde Liebfrauen zu 
Frankfurt von Spezialkommissaren (Generalvikar Bicken, Joh. Fust [vgl. S. 527 
Anm. 7], Dompfarrer Dr. theol. Joh. Bertram, dem späteren Generalrichter Eler) 
visitiert und tam in temporalibus quam in spiritualibus reformiert (Stadtarchiv 
Frankfurt, Urkunden von Liebfrauen Nr. 825/29). In dem Zensuredikt von 1486 
wurden als Zensoren bestellt für Mainz Bertram, der Legist Alexander Dietherich, 
Theoderich Gresemund, Eler, für Erfurt das Mitglied des dortigen geistlichen 
Gerichts Dr. decr. Joh. Dingelstedt und Dr. med. Gengenbach (Ingrossaturbuch 
46, 104, Stadtarchiv Frankfurt Nr. 3493, gedr. Gudenus, Codex IV, 473). All- 
gemein über Spezialkommissionen vgl. oben passim. 
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2. Das Recht des Staates bezüglich der Aufstellung trennender 
Ehehindernisse nach der Lehre der französischen und 
deutschen Regalisten. 

Von Dr. Andreas Freiherrn Di Pauli in Innsbruck. 


(Schluss; vgl. Bd. 97, I. Quartalheft S. 44 ff., II. Quartalheft S. 220 ff., 
UL Quaitalheft S. 371 ff.) 


IV. Die deutschen Regalisten. !) 


Verhältnismäßig spät fanden die Lehren der Regalisten in 
den Ländern deutscher Zunge Eingang und Beachtung. Der 
Grund hierfür wird wohl in dem Umstande zu suchen sein, dass 
die Gesetzgebung keine oder doch nur sehr geringe Anregung 
bot, in die Diskussion über die Ehejurisdiktionsbefugnisse von 
Staat und Kirche einzutreten. In den protestantischen Staaten 
ist übrigens das Recht der weltlichen Fürsten, trennende Ehe- 
hindernisse aufzustellen, niemals bezweifelt worden, das als ein 
aus der Landeshoheit fliessendes Recht gehandhabt wurde. Luther 
hat ja auch in dieser Hinsicht dem Fürsten die weitgehendsten 
Befugnisse eingeräumt. 

Der Gallikanismus bezw. die regalistischen Doktrinen vom 
alleinigen Rechte des Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzu- 
stellen, sind offenbar aus den Österreichischen Niederlanden, wo 
Männer wie Van Espen, de Plat u. a. entschieden diese Theorien 
vertraten, nach Österreich gebracht worden. Schon die Entwick- 
lung des österreichischen Eherechtes weist eine auffällige Ähn- 
lichkeit mit der des französischen Staatseherechtes auf, wie wir noch 
sehen werden. Vor allen kehren in den Schriften der österreichi- 
schen Regalisten dieselben Argumente. zu gunsten der staat- 
lichen Befugnisse rücksichtlich der Ehehindernisse wieder, wie 
wir sie schon fast zum Überdruss in den Auseinandersetzungen 
der französischen Schriftsteller kennen lernten, eine Tatsache, die 
den erwähnten Zusammenhang offenkundig macht. — Die Dis- 
kussion über die Frage nach den Rechten des Fürsten rücksicht- 
lich der Ehehindernisse hat aber in Österreich bei weitem nicht 
jenen Umfang angenommen und es wurde ihr auch nicht jene 
Bedeutung beigemessen, wie es in Frankreich der Fall war; denn 
sie hat den Rahmen wissenschaftlicher Erörterung nicht verlassen; 
sie blieb auf akademischem Boden. 


1) Vgl. A. Rösch, Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung, in diesem 
Archiv 85, 29 ff. 
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Unter den österreichischen Kanonisten, die die Ehehindernis- 
frage im Sinne der französischen Regalisten behandelten, ragt 
hervor Dr. jur. Benedikt Oberhauser,') ein Mönch des Bene- 
diktinerklosters zu Lambach (Ober-Österreich) und ehemaliger 
Professor des kanonischen Rechtes. Er vertrat im J. 1763 zu 
Fulda die These: »Potestas Ecclesiae statuendi impedimenta diri- 
mentia est ex beneficio juris alieni«,?) weswegen ihm vom Bene- 
diktiner Ludwig Beck, Mönch des Klosters Schwarzach (Franken), 
der Vorwurf der Häresie gemacht wurde. Ludwig Beck verfocht 
nämlich im J. 1768 zu Fulda offenbar gegen Oberhauser den 
Satz: »Causas spirituales, ac proinde matrimoniales, sibi soli vin- 
dicat Ecclesia; Quisquis proinde Catholicorum impedimenta sta- 
tuendi facultatem ipsi abiudicat, vel ea beneficio alieno niti pro- 
nunciat, hunc heterodoxis principiis seductum deploramus:«. ?) 
Oberhauser suchte sich gegen diese Verdáchtigung durch zwei 
Schriften zu verteidigen und gleichzeitig die Richtigkeit seiner 
Lehre darzutun; 4^) er vermochte jedoch nicht seine Gegner 
umzustimmen. So  bezichtigte der Jesuit Anton Schmidt’) 
ihn neuerdings der  Háresie. Oberhauser antwortete auf 
diesen schweren Anwurf mit einer weiteren Streit- und Ver- 
teidigungsschrift,*) die grósstenteils auf den Argumenten Lau- 
noys basiert. Letztere Schrift wurde wiederum von einem 
Kapuziner aus Höchst, Marcus Antonius") angegriffen, gegen 


1) P. Oberhauser war geboren den 25. Jänner 1719 zu Waitzenkirchen 
(O. Oesterreich). Er war Professor des kanonischen Rechtes und der Kirchen- 
geschichte am bischöflichen Seminar in Gurk; später lehrte er kan. Recht an 
der Akademie zu Fulda. Seine freien Anschauungen trugen ihm eine Denun- 
ziation beim Kölner Nuntius ein, der ihm die Lehrbefugnis entzog. O. starb 
zurückgezogen den 20. April 1786 zu Lambach. Wie Wurzbach, Biogr. Lexikon 
XX, 453 erzählt, heisst es in seiner Grabschrift von ihm: »Idemque celebra- 
tissimus Canonis juris consultorum in Austria coryphaeus, Ultramontanistarum 
validissimus malleus«. S. über ihn Wurzbach a. a. O., Schulte, Quellen III, 1, 
224 ff., eusch, Index II, 945. | 

2) Oberhauser, Systema historico-criticum etc. Frankfurt 1771. p. 7. 

3) Oberhauser 1. c. p. 15. 

4) Der Titel dieser Schriften lautet: 1) Systema historico-criticum divi- 
sarum potestatum in legibus matrimonialibus impedimentorum dirimentium ex 
avitis principiis sanae theologiae et jurisprudentiae canonicae a P. Benedicto. 
Oberhauser, Benedictino Lambacensi in superiore Austria, J. V. D. et antehac 
SS. can. P. O. P. consil. eccles. Fuld. actual. Francofurti ad Moenum 1771. — 
2) Apologia hist-critica divisarum potestatum in leg. matrim. etc. wie 1. Fran- 
cofurti 1771. 2. Aufl. Wien 1778. | 

5) S. über ihn Schulte, Quellen III, 1, 248 ff. Schmidt bekämpfte Ober- 
hauser in seinen »Vindiciac adversus responsiones a Justino Febronio variis 
locis Institutionum juris ecclesiastici Heidelb. a. 1771 editarum oppositas. Hei- 
delberg 1773. | 

6) Causa decisa divisarum potestatum in legibus matrimonialibus. Fran- 
cofurti et Lipsiae 1777. | 

7) Disquisitio canonica causae decisae praeside Marco Antonio. Mo- 
guntiae 1780. | 
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welchen der Augustinermónch Alois Sandbichler !) in Verteidigung 
der Lehren Oberhausers seine »Pagellae volantes« schrieb. Ober- 
hausers Lehren wurden in Wien von Prof. Valentin Eybel ver- 
breitet, der sogar dessen oben erwähnte »Apologia historico-cri- 
tica« in Wien nachdrucken und am 5. Jänner 1776 an der Uni- 
versität Wien darüber Disputation halten liess.*) Eybel bezeich- 
nete diese Schrift »als ein Meisterstück des kanonischen Rechtes«. 

Oberhauser baut sein System offenbar in Anschluss an Boileau 
auf der Unterscheidung und scharfen Trennung von geistlicher 
und weltlicher Gewalt auf, die es ermöglicht, die Kompetenzge- 
biete der Kirche und des Staates hinsichtlich der Ehe genau ab- 
zugrenzen.?) Die Unterscheidung sei historisch begründet; denn 
ursprünglich als das civile imperium das forum justitiae allein für 
sich in Anspruch nahm, war die Jurisdiktion der Kirche auf das 
forum poenitentiae ausschliesslich beschránkt, so dass eine Ver- 
mengung beider Gewalten nicht móglich war; diese trat erst dann 
ein, als die Herrscher die Bischófe an dem civile imperium teil- 
nehmen liessen. Die Zurücknahme dieser Gewalt durch den Staat 
fand unter Ludwig dem Bayern statt, deshalb müsse die gegen- 
wärtige Gewalt der Kirche in Ehesachen als ihr ex beneficio 
Principum verliehen angesehen werden. $). 

Voraussetzung des Ehesakramentes, sagt Oberhauser, ist die 
Gültigkeit der Ehe in justitia contractus, da ja eine verbrecherische 
Ehe des Sakramentscharakters nicht würdig sein kann. Nach Auf- 
deckung der ursprünglichen Grenzen beider Gewalten ist es leicht 
ihre Kompetenzgebiete zu bestimmen, da ja in den Sakramenten, 
die kraft góttlicher Einsetzung aus sinnlich wahrnehmbaren und sinn- 

| 1) Pagellae volantes de causa decisa pe studio juris regii illustrandi. 
Francofurti et Lipsiae. Bei Schulte a. a. O. S. 226 figuriert diese Schrift als 
Werk Oberhausers, was natürlich unrichtig ist. 

2) C. Wolfsgruber, Kardinal Migazzi (Saulgau 1890) S. 354. Dort ist 
auch Migazzis Urteil über Oberhausers Schrift angeführt, nämlich, dass »ihre 
Dunkelheit, ihre Schreibart und Unordnung sie in der Reihe eines elenden 
Zeigs setze und dass sie ein bloß zusammengeschnittenes Wesen des Ketzers 
Marsilius von Padua, des berufenen Joannes von Janduno und des nieder- 
trächtigen Vocurnus sei«. S. dortselbst a. a. O. Migazzis weitere Ausführungen 
über Oberhausers Schrift. 

Systema historico-criticum p. 11: »Enimvero in systemate divisarum 
potestatum haec justa separatio apparet, ut sacramenti vel causas, vel effectus 
ad ecclesiasticam potestatem revocaturi, reliquos effectus omnes vel naturales, 
vel civiles juri imperii, ex suo genere, restituamus; quoniam omnes, quotquot 
sunt, matrimonii, qua contractus, proprii sunt«. 

4) Oberhauser unterscheidet dementsprechend drei Epochen in der Ent- 
wicklung staatlicher wie kirchlicher Ehejurisdiktion : 

I) Epocha divisarum potestatum in causa matrimoniali. 


II) Epocha confusarum potestatum in causis matrimonialibus. 
III) Epocha regii regressus in causas matrimoniales. 
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lich nicht wahrnehmbaren Dingen bestehen, das kórperliche vor dem 
geistigen kommen muss. Denn die Gewalt der Kirche oder ihre 
Freiheit in der Ausspendung der Sakramente äußert sich natur- 
gemäß entweder später und ist in der Weise übergeordnet, dass sie 
unterscheiden kann, wen sie mit einem so grossen Sakramente be- 
denke oder wen sie dessen beraube, weil ja dieeigentlichen Wirkungen 
dieser oder jener Sakramente sich auf übernatürliche Güter be: 
schränken, sodass die übrigen Güter oder Rechte, sowohl natürliche 
wie bürgerliche, den Getauften wie Ungetauften als gemeinsame 
und vollständige überlassen bleiben. Es ist somit Sache der óffent- 
lichen Gewalt, jene Vertragsbedingungen festzusetzen, die die Ehe als 
Vertrag und in der Wirkung einer Obligation als gültig erscheinen 
lassen, der sodann der Kirche den Sakramentscharakter verleihen 
soll. Es geht nun aber nicht an, dass die Kirche einen Vertrag, 
der durch die óffentlichen Gesetze als verbrecherisch bezeichnet 
wird, des Sakramentes für würdig erachten könne oder wolle. 
Das Urteil der Kirche tritt sonach in einem späteren Zeitpunkt in 
Erscheinung, sodass diese die Ehe, welche die Gesetze als einen Ver- 
trag stützen, mit der priesterlichen Segnung bedenken oder sie auch 
derselben berauben kann, weil die eigentlichen Wirkungen auch 
dieses Sakramentes sich auf die übernatürlichen Güter beschränken, 
demnach die übrigen natürlichen wie bürgerlichen Rechte dem 
Vertrag als solchem überlassen bleiben, an denen, nach Maßgabe 
der Gesetze Gläubige wie Ungläubige teilnehmen können. ') 
Auf Grund dieser vorläufigen Feststellungen kommt nun 
Oberhauser zu folgenden Schlüssen: Die Hindernisse beziehen 
sich auf die Ehe, soweit sie Vertrag ist, und schliessen die Un- 
fähigkeit in sich, in effectu naturalis civilisque obligationis zu kon- 
trahieren. Es ist nun ausschließlich Sache der bürgerlichen Gewalt, 
gewisse gesetzwidrige Ehen als öffentliche Verbrechen mit der 
Wirkung des trennenden Ehehindernisses zu bezeichnen. Denn 
es unterliegt keinem Zweifel, dass eine solche Mafregel Pflicht 
der Öffentlichen Gerechtigkeit ist, wodurch derlei Verbindungen 
der Wirkung der natürlichen wie bürgerlichen Verpflichtung be- 
raubt werden. Somit haben auch die Fürsten von jeher trennende 
Ehehindernisse unter dem Titel des öffentlichen Verbrechens kraft 


1) Systema historfeg-eriticum p. 17 s. Oberhauser gibt der Verweigerung 
der priesterlichen Benediktion den Charakter einer Zensur, und sucht diese 
seine Ansicht durch den Hinweis auf die in. der alten Kirche verbrecherischen 
Eheverbindungen gegenüber geübte Exkommunikationspraxis zu erhärten. S. hier- 
über Oberhauser, Apologia p. 18 und Causa decisa p. 36 ss. Gegen Ober- 
hausers Anschauung wendet sich vor allem Petzek, wie wir noch sehen werden. 
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eigener Autoritát aufgestellt. Die bürgerliche Gewalt verletzt aber 
dadurch keineswegs die Befugnisse der Kirche, da ja infolge 
der Ordnung der Machtverhältnisse die Gewalt der Kirche und 
ihre Freiheit in der Ausspendung der Sakramente der bürger- 
lichen Gewalt übergeordnet erscheint, weil ja die Kirche nur 
geistige Dinge für sich zu beanspruchen pflegt. !) 

i Die Aufstellung, Reduktion und Abolition der trennenden 
Ehehindernisse gehórt somit zum Wirkungskreise der bürgerlichen 
Gewalt. Ist nun durch die Dispens oder Abolition ein Hindernis 
behoben worden, so ist kein Grund mehr vorhanden, die priester- 
liche Benediktion zu verweigern. — Es ist Sache der staatlichen 
Gewalt, die dem Sakramente eigentümlichen Wirkungen von den 
übrigen Wirkungen des Kontraktes zu trennen. - 

Von grosser Bedeutung für die weitere Entwicklung der 
Streitfrage über die Jurisdiktionsbefugnisse von Kirche und Staat 
hinsichtlich der Ehe ist Joseph Anton Petzek,?) Professor des 
kanonischen Rechtes in Freiburg im Breisgau geworden. Er ver- 
trat in seiner Schrift über die Macht der Kirche bezüglich der 
Aufstellung trennender Ehehindernisse die extremste Richtung 5) 
was diesem Werke besondere Bedeutung verleiht, ist der Um- 
stand, dass dasselbe die Anschauungen der maßgebendsten Hof- 
kreise wiederzugeben schent 7 Ausserdem möge nicht uner- 
wähnt bleiben, dass jene Schrift Petzeks kurz nach dem berühmten 
Ehepatente Joseph II. v. 16. Jänner 1783 erschien; allerdings be- 
handelt Petzek die Frage ganz ohne Rücksicht auf diese ein- 
schneidenden Verordnungen Joseph ll. von einigen beiläufigen, 
auf dieselben sich beziehenden Bemerkungen abgesehen. 5) 


1) Systema historico-criticum p. 37. 
~- 2) Geb. im J. 1745 zu Trautenau in Böhmen. Er war Professor des 
kanonischen Rechtes zu Freiburg i. Br. und dann in Wien. Er starb am 
19. Juli 1804. 

3) Der vollständige Titel derselben lautet: Josephi Antonii Petzek, Juris 
ecclesiastici Professoris publici ac ordinarii in Academia Albertina Disser- 
tatio de potestate Ecclesiae in statuendis Matrimonii impedimentis luci 
publicae exposita anno 1783. Friburgi Brisgoviae. 
| 4) So berichtet Pefzek in seinen später zu erwähnenden »Vindiciaee 
p. 234 P. 111 von einem ihm zugegangenen kaiserlichen Dekrete vom 2. Sep- 
tember 1783 des Inhaltes: »dass die verfasste Dissertation de potestäte Ec- 
clesiae in statuendis matrimonii impedimentis nach: den Achten Grundsätzen 
in diesem Gegenstande mit vielem Fleisse verfertigt befunden worden, und 
das allerhóchste Wohlgefallen erhalten habe«. — , 

9) So schließt Petzek 1. c. p. 251 seine Dissertatio 


‘mit folgendem pium de- 
siderium: »Ea non longe ab hinc viximus tempora, queis dispensationem in im- 
pedimentis dirimentibus a Curia Romana non exiguo säepe pretio redimere cogeba- 
mur; sed illucescente sub augustissimi Josephi II. imperio clariori luce ab hoc onere 
liberati fuimus. Causa petendarum Romae dispensationum in terris Austriacis 


haereditariis finita est; utinam et finiatur error, quo creditur fideles impedi- 
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Gegen Petzek schrieb anonym Franz Georg v. Ditterich, 
Professor des kanonischen Rechtes in Strassburg.') Ditterich 
setzte vor allem den Deduktionen Petzeks seine Lehre vom con- 
tractus mixtus matrimonii entgegen, die auch die Grundlage 
seiner Ausführungen bildet. *) Nach ihm ist der Ehevertrag keines- 
wegs ein rein bürgerlicher Vertrag, sondern er enthält neben 
seinen zivilrechtlicher Qualitäten solche geistiger, sakramentaler 
Natur; eine Folge dieser Tatsache ist, dass die Anschauungen, 
welche der Kirche alle, den Fürsten keine Gewalt über die Ehe 
einräumen, sowie die gegenteiligen, die nur für die weltlichen 
Herrscher alle Gewalt beanspruchen, irrig sind. Die richtige An- 
sicht liegt zwischen diesen beiden Extremen. Ohne Zweifel kann, 
führt Ditterich aus, der weltliche Herrscher in seinem Reiche all 
das durch Gesetze vorschreiben oder verbieten, was zur Er- 
 reichung des Zweckes der bürgerlichen Gesellschaft und zur 
Wohlfahrt des Reiches nützlich oder notwendig ist. Er kann so- 
mit auch Gesetze betreffs des contractus conjugalis erlassen, 
quatenus civilis et politicus est, die dem öffentlichen Gemein- 
wohle, der Ehe und dem Frieden der Familie dienen. Unter 
diesem Gesichtspunkte hat also der weltliche Fürst das Recht, im 
Falle, dass das öffentliche Wohl es erheischt, gewisse seiner 
Untertanen als untauglich zur Schliessung eines Ehevertrages zu 
erklären, so dass sie pro foro externo einen gültigen Ehevertrag 
nicht schliessen können.?) Dies sind in kurzem die Grundge- 
danken der Ditterichschen Streitschrift, auf die Petzek mit seinen 
»Vindiciae« antwortete, die eigentlich Randglossen zu der Schrift 
Ditterichs sind. 4) 


mentis dirimentibus citra consensum Principis obligari utinam cordatus quisque 
Imperans intactis iis, quae iuris naturalis, divinique positivi sunt, impedimentis, 
ea solum valere iubeat, queis pudicitiae ob familiarem conversationem remo- 
veatur periculum«. 


1) Genuina Dissertatio de potestate ecclesiae in statuendis matrimonii 
impedimentis. Argentorati 1785. S. über ihn Schulte a. a. O. S. 280. 


2) Ditterich 1. c. S III—IV.: »Licet autem, uti mox videmus, matrimonium 
ad dignitatem Sacramenti elevatum fuerit, mansit illud tamen et hodiedum est 
verus civilisque contractus . . . Perfecta est et elevata a Christo contractus 
matrimonialis natura, non proprie mutata et in aliud, ut ita dicam, Esse con- 
versa. Verum ne inde inferas, contractum matrimonialem esse mere et unice 
civilem. Continet ille quidem temporale aliquid, civile et politicum; sed con- 
tinet, quoque aliquid spirituale, divinum et sacramentale, ita, ut contractus 
coniugalis mixtus dici omnino debeat et sub diverso respectu adspici possit». 


3) Ditterich 1. c. S VII ss. 


4) Joseph. Ant. Petzek, Vindiciae dissertationis de potestate ecclesiae 
in statuendis matrimonii impedimentis anno 1783 Friburgi ab eo editae 
contra binam dissertationem canonicam sub eodem titulo Argentorati 
XI Aprilis et XI Augusti 1785 praelo submissam. Friburgi Brisgoviae 1787. 
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Petzek sagt, es sei im Laufe der Jahrhunderte dahinge- 
kommen, dass ex indulgentia Principum christianorum die Aus- 
übung des Rechtes, trennende Ehehindernisse aufzustellen, der 
Kirche allein überlassen schien, sodass, obgleich die weltlichen 
Herrscher Ehehindernisse festsetzten, sie diese keineswegs bis 
zur Ungültigkeitserklärung der Ehe erstreckten, sondern nur um 
den Eintritt der bürgerlichen Wirkungen aus einer sonst gültigen 
Verbindung zu verhindern. Zweifellos?) kónnen somit die Kirche 
und ihre Bischöfe den Gläubigen Regeln geben, denen zufolge 
die Ehe der Christen nach den Gesetzen des Evangeliums ge- 
schlossen werden müsse, bei deren Ausserachtlassung sie sich der 
Früchte des Sakramentes berauben; ja sie können, wenn die Kon- 
trahenten sich gegen die bürgerlichen oder kanonischen Ehe- 
gesetze Öffentlich vergangen haben sollten, die priesterliche Bene- 
diktion verweigern, dies alles aber nur im Rahmen von verbie- 
tenden Hindernissen, denn nur solche kann die Kirche jure proprio 
aufstellen. 

Das trennende Ehehindernis muss entweder bewirken, dass die 
Gläubigen schon vor der Eheschliessung unfähig zum Empfang des 
Sakramentes gemacht werden, unbeschadet übrigens des bürger- 
lichen-Ehekontraktes oder aber, dass abgesehen von der genannten 
Unfähigkeit zum Sakramentsempfang die Ehe auch bezüglich des 
bürgerlichen Ehevertrages null und nichtig und auch pro foro 
externo ungültig sei. Das Recht der Herbeiführung jener erst- 
genannten Wirkung des trennenden Ehehindernisses erscheint für 
die Kirche überflüssig, weil es weder notwendig noch wirksam 
ist; das andere ist der bürgerlichen Herrschaft schädlich; somit 
kann keines von beiden von Gott seinen Ausgang genommen 
haben. Den Grund, warum der Kirche jenes erstere Recht zu- 
gesprochen werden soll, könnte man darin sehen, dass sie da- 
durch denen, die die Ehegesetze übertreten, die Früchte des 
Sakramentes entziehen und sie somit zur Befolgung der Gesetze 
verhalten könne. Aber aus diesem Grunde bedarf sie dieses 
Rechtes nicht, sondern es genügt der Kirche, gewisse Beding- 
ungen für den richtigen Empfang des Sakramentes vorzuschreiben, 
bei deren Nichtachtung das Sakrament ungültig empfangen wird. 
Da nämlich das Ehesakrament ein Sakrament der Lebendigen 
ist, somit zum Empfange der Früchte desselben ein reiner Geist 
erfordert wird, keiner aber, der sich einer Gesetzesverletzung 
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1) Petzek, Dissertatio p. 14. 
2) Petzek 1. c. p. 17 s. 
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schuldig gemacht hat, dieser Gnade teilhaftig werden kann, die 
Entziehung jener Gnade aber als Strafe für die Nichtachtung des 
Gesetzes schon durch impedimenta impedientia erreicht wird, so 
ist es daher nicht notwendig, jenes Recht der Kirche zuzuweisen. 

Dem Einwurfe,!) dass deshalb die Kirche das Recht tren- 
nende Ehehindernisse aufzustellen besitzen müsse, um verhüten 
zu kónnen, dass nicht jene die Vereinigung Christi mit der Kirche 
darstellen, welche die göttlichen Mysterien missbrauchen und 
deren Heiligkeit verletzen, begegnet Petzek mit der Feststellung, 
dass auch jene Missbrauch mit den heiligen Geheimnissen trieben, 
die eine Ehe trotz eines impedimentum impediens schliessen; 
solche Ehen werden aber von der Kirche trotzdem als gültig 
und die Vereinigung Christi mit der Kirche darstellend angesehen. 
Entweder ist auch diesen Ehen der Sakramentscharakter abzu- 
sprechen, was allerdings gegen die katholische Lehre ist oder 
aber man müsste sagen, dass aus diesem Grunde das Recht 
trennende Ehehindernisse in ratione sacramenti aufzustellen die 
Kirche für sich nicht beanspruchen könne. 

Das trennende Hindernis in ratione sacramenti scheint also 
in keinem Falle eine Wirkung zu äussern: denn es wird entweder 
den Eheschliessenden, die sich offen gegen die kanonischen 
Gesetze versündigen, die priesterliche Benediktion verweigert und 
dann bedarf man nicht des impedimentum dirimens, weil keine 
Anwendung der Form des Sakramentes auf die Materie stattfindet 
oder aber es wird geheim gegen die kirchlichen Gesetze eine 
Ehe geschlossen mit priesterlicher Benediktion: in diesem Falle 
sind sich entweder die Kontrahenten der Gesetzesübertretung 
bewusst oder sie sind doch wenigstens bezüglich deren Begehung 
vincibiliter ignorantes oder aber sie befinden sich in einer unüber- 
windlichen Unkenntnis des Vergehens : In den beiden ersteren Fällen 
nun berauben sich die Kontrahenten auch ohne Hinzutritt eines tren- 
nenden Ehehindernisses der Gnade, indem sie ein Sakrament der 
Lebendigen nicht im Zustand der Gnade empfangen; im letzten 
Falle aber können sie auch von der kirchlichen Gewalt der 
Früchte des Sakramentes nicht beraubt werden, weil das Straf- 
recht der Kirche nur gegen Wissende zusteht; daher ist also 
das Recht trennende Ehehindernisse aufzustellen in ratione Sacra- 
menti der Kirche weder notwendig, noch ist es wirksam, sondern 
überflüssig. 


1) Petzek 1. c. p. 21 s. 


544 Frhr. Di Pauli 


P. wendet sich sodann gegen die Lehre Oberhausers, der 
zufolge das Recht trennende Ehehindernisse aufzustellen der 
Kirche in ordine justitiae ex beneficio principum zugekommen 
sei, in ordine sacramenti aber dieses Recht der Kirche jure pro- 
prio zustehe, das dann den Charakter einer reinen Zensur habe, 
deren Anwendung den Verlust aller Sakramente und Gnaden 
nach sich gezogen habe. Petzek frägt nun, welche Ehen infolge 
dieser Zensur der Früchte des Sakramentes beraubt worden seien, 
ob jene, die gegen die Gesetze der Herrscher eingegangen wurden 
oder jene, die mit Wahrung dieser Vorschriften lediglich den 
kirchlichen Gesetzen entgegenstehen. Im ersten Falle aber sei 
die Zensur unnütz, weil ja da kein Sakrament vorhanden sein 
kann, wo der bürgerliche Ehevertrag nicht zu Recht besteht; im 
zweiten Falle jedoch sei die Zensur ipso iure nichtig, weil sie die 
Strafe vor Begehung des Deliktes auferlegt; denn das Delikt 
würde in dem schon geschlossenen verbotenen Ehevertrag be- 
stehen und es müsste sonach die Entziehung des Sakraments- 
charakters dem Vertrag vorausgehen, da ja das Sakrament sich 
nur auf eine geschlossene Ehe bezieht. 


Da also die Zensur der Kirche ebenso wie ein anderes 
Verbot nur das bewirkt, dass jene, welche gegen dieselbe eine 
Ehe schliessen, der Früchte des Sakramentes beraubt werden, so 
ist es ein vergebliches Beginnen, aus dem Titel einer reinen 
Zensur der Kirche das Recht trennende Ehehindernisse in ratione 
Sacramenti aufzustellen zuweisen zu wollen. 


Wollte *) man aber jenes angebliche Recht der Kirche soweit 
erstrecken, dass dadurch auch der bürgerliche Ehevertrag berührt 
werde, so käme dies einer Verletzung der beiderseitigen Gewalt- 
sphären gleich. Alle Verträge nämlich, welche eine Beziehung 
zum Staatszwecke haben, müssen der bürgerlichen Gewalt unter- 
liegen und zur Kompetenz der weltlichen Fürsten gehören, was 
ja schon aus dem Zwecke der bürgerlichen Gewalt erhellt; um- 
somehr gilt dies vom Ehevertrag, der ja bekanntlich für die ein- 
zelnen Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft von grösster Wich- 
tigkeit ist; kann nun die Kirche, deren Gewalt ex fine mere spiri- 
tuali zu bemessen ist und mithin mit weltlichen Geschäften gar 
keinen Zusammenhang hat, ohne Schaden der bürgerlichen Ge- 
walt für beide Rechtsbereiche gültige Regeln aufstellen, von denen 
die bürgerlichen Rechte der Sukzession und der Geburt abhängen 


1) Petzek 1. c. p. 28 s. 
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und zwar in der Weise, dass sie auch gegen den Willen der 
Fürsten verpflichtende Kraft besitzen und ihre Wirkung äussern? 
Die Frage ist unzweifelhaft zu verneinen. Daher kann die Kirche 
nicht ohne Verletzung der Rechte der weltlichen Herrscher sich 
mit zeitlichen Dingen befassen; denn das Recht der Kirche tren- 
nende Ehehindernisse ohne die Zustimmung der weltlichen 
Fürsten aufzustellen, ist der bürgerlichen Gewalt abträglich und 
ausserdem für die Kirche überflüssig. 

Wie alle Regalisten, so musste auch Petzek sich mit c. 4 !), 
sess. XXIV Conc. Trid. auseinandersetzen ; er schliesst sich hierauf 
bezüglich der Anschauung Van Espens an, dass nämlich das 
Konzil in diesem Kanon nicht definiert habe, ob die Gewalt 
trennende Ehehindernisse aufzustellen der Kirche kraft góttlicher 
Verleihung oder aber infolge stillschweigender oder ausdrück- 
licher Duldung der Fürsten zustehe.?) Nachdem aber die An- 
nahme eines aus der Einsetzung des Ehesakramentes durch Christus 
herzuleitenden göttlichen Rechtes weder durch die hl. Schrift 
noch durch die Tradition gerechtfertigt erscheint, so folgt, dass 
die Kirche trennende Ehehindernisse nicht in ihrem Namen und 
kraft eigenen oder von Gott ihr verliehenen Rechtes, sondern 
nur in fremden Namen, mit Duldung der Fürsten natürlich, auf- 
stellen könne. Die Fürsten besitzen mithin im Falle, dass sie es 
für notwendig erachten, die vollste Freiheit, die der Kirche ver- 
liehene Gewalt wieder an sich zu nehmen, ohne dass dagegen 
die Präskription geltend gemacht werden könnte; weiterhin folgt 
aus dem Salze, dass nur der Gesetzgeber vom Gesetze dispen- 


1) Ueber die dogmatische Bedeutung dieses Kanons äussert sich Petzek 
l. c. folgendermaßen: »... namque, etsi concessero, canone isthoc dogma, seu 
veritatem falli nesciam contineri, non tamen is de dogmate religionis revelatae, 
sed de iuris naturalis veritate erit accipiendus; cum enim Ecclesiae praeter ius 
determinandi librorum divinorum numerum, et si quod dubium oriatur, verum 
illorum sensum authentice interpretandi; praeter ius contestandi traditiones di- 
vinas, et dogmata cum iis connexa declarandi, ius quoque inviolatam iuris na- 
turalis doctrinam custodiendi atque eandem contra perversa ingenia defendendi 
ex fine religionis et Ecclesiae competat: dogmatum quoque instar trahenda 
sunt, quae illa de iuris naturalis sancit interpretatione; quum ergo Ecclesiae, 
uti ex ante dictis patet, potestas statuendi matrimonii impedimenta e beneficio 
En Dunt expresse partim tacite in eam consentientium obtigerit, eaque tem- 
pore Concilii Tridentini Saeculorum aliquot quieta fuerit possessione firmata, 
potestas vero concessa vel tacito aliorum consensu adquisita vera sit, ac legi- 
tima potestas, qua quisque secundum iuris etiam naturalis principia licite uti 
possit: iure quoque Concilium Tridentinum contra eos, qui hanc ei potestatem. 
abnegabant, anathema pronuntiare poterat; quod tamen anathema, si Principes 
uti juste possunt, cum nulla detur adversus iura maiestatica praescriptio, po- 
testatem hanc revocaverint, cessante ratione, ob quam vibratum est et ipsum 
suo carebit effectu.« 

2) Petzek 1. c. p. 123 s. 


546 Frhr. Di Pauli 


sieren kónne, dass der weltliche Herrscher allein von den von 
ihm oder von der Kirche in seinem Namen erlassenen Ehehinder- 
nissen dispensieren kann, so dass also eine Dispens von trennen- 
den Ehehindernissen, mag sie vom Papste oder von den Bischófen 
erteilt werden, nur ex Principum consensu vel indulgentia rechts- 
kráftig, eine gegen deren Satzungen erteilte Dispens jedoch null 
und nichtig ist. 

Die Lehre Petzeks stellt ein Extrem in den von den Regali- 
sten geäusserten Anschauungen über das Recht von Staat und 
Kirche trennende Ehehindernisse aufzustellen dar. Er spricht 
nicht nur wie alle Regalisten der Kirche das Recht ab, rücksicht- 
lich des bürgerlichen Ehevertrages trennende Hindernisse zu er- 
richten, sondern er steht nicht an zu behaupten, dass die Kirche 
selbst in Hinsicht auf das Ehesakrament keine trennenden Hinder- 
nisse aufstellen könne, sondern nur verbietende, unter dem Hin- 
weis auf den Umstand, dass bereits die verbietenden Hindernisse 
die von der Kirche gewünschte Wirkung, die Entziehung der 
Gnadenfrüchte des Sakramentes erzielen. Keiner der Regalisten 
ist in seinen Folgerungen soweit gegangen, obwohl die von Petzek 
vorgetragenen Lehren nur eine selbstverständliche Konsequenz 
aus ihren Lehren ist. 


V. Der Einfluss der Regalisten auf das josefinische Eherecht. 


Das österreichische Eherecht stand. von allem Anfange an 
unter dem Einfluss gallikanischer und regalistischer Doktrinen. 
Bis Maria Theresia kam in den österreichischen Erblanden reines 
kanonisches Recht zur Anwendung; nur in betreff der zivilrecht- 
lichen Wirkungen der Ehe wurde nach den bürgerlichen Gesetzen 
entschieden. Mit der Zeit nahm jedoch der Klerus auch die 
Kognition über die bürgerlichen Folgen der Ehe für sich in An- 
spruch; um diese Missbräuche abzustellen, verbot das Kaiserl. 
Patent vom 20. Oktober 1753!) den Behörden die Exekution 
derartiger Erkenntnisse geistlicher Behörden. Schon vorher hatte 
das Patent v. 12. April 1753,?) die ohne Einwilligung der gesetz- 


. 1) S. Michel, Beiträge zur Geschichte des österreichischen Eherechtes I 
(Graz 1870) S. 71. l 

2) Michel a. a. O. 77: »5to. Obwohlen die Verehelichung junger Leute 

nach denen geist- und weltlichen Rechten gleich nach denen annis pupertatis 

geschehen, ja die Eheverlóbnisse noch vor diesem mündigen Alter geschlossen 

werden kónnen, Wir auch der Freiheit dieses eigenwilligen Gescháftes un- 

billige Schranken zu setzen keinerdings gedenken, so mógen Wir noch in Er- 
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lichen Vertreter geschlossenen Ehen Minderjähriger für nichtig 
erklärt, eine Verfügung, die entschieden dem kanonischen Rechte 
widersprach. Natürlich waren beide Patente Gegenstand heftiger 
Remonstrationen seitens des Klerus, die anfänglich ohne Erfolg 
blieben, auf ein neuerliches Promemoria des Erzbischofs von 
Salzburg beabsichtigte Maria Theresia rücksichtlich der Ehen 
Minderjähriger sich in Verhandlungen mit der Kurie zu endgültiger 
Regelung dieser Angelegenheit einzulassen; dazu kam es jedoch 
nicht, da die k. k. Hofkanzlei die Inopportunität eines solchen 
Vorgehens der Kaiserin unter dem Hinweise darlegte, dass es 
der staatlichen Machtvollkommenheit nachteilig wäre, in direkte 
Verhandlungen mit der Kurie zu treten. Wir führen die haupt- 
sächlichsten Gründe, mit denen die Hofkanzlei ihre Vorstellung 
motivierte, im Wortlaute hier an: »Indessen findet diese tr. g. 
Hofkanzlei sich verbunden, Euerer Majestät a. u. vorzustellen, 
wie es a. h. dero Machtvollkommenheit nachteilig zu sein scheine, 
in gegenwärtiger Angelegenheit, wo E. h. Gerechtsame offenbar 
vor Augen liegt, die Sache nach Rom gelangen zu lassen, und 
andurch den Consistoriis gleichsam den Fingerzeig zu geben, in 
anderen dergleichen Vorfallenheiten den a. h. Verordnungen sich 
desto hartnäckiger und noch mehreres zu widersetzen«. 


»Ein jeder Landesfürst ist durch die ihm von dem aller- 
höchsten Gesetzgeber verliehene höchste Gewalt berechtigt, ohne 
Zutun eines Dritten zum Nutzen seiner Untertanen heilsame 
Gesetze zu verfassen, solche nach Beschaffenheit der Umstände 
und Zeitläufte abzuändern, und von den nachgesetzten geist- 
lichen und weltlichen Obrigkeiten in die genannte Erfüllung 
bringen zu lassen . ..... die Befugnis, dies zu tun, kann von 
Niemandem in der Welt, er sei geistlichen oder weltlichen 
Standes, in Zweifel gezogen werden, noch viel weniger dem 
Landestürsten aberkannt werden, cum omnia summo regnanti 
principi concessa sint, quae ad felicem reipublicae gubernationem 
necessaria sunt«. !) Ä 


wägung, dass sich die in der Minorennität stehende Jugend öfters aus unüber- 
legter Neigung zu unanständigen Heiraten verleiten lassen, nicht umhin, hiemit 
gesetzmäßig zu verordnen, dass ein Minderjähriger ohne Einwilligung seines 
Vormundes, Curatoris, und der vorgesetzten Obrigkeit keine sponsalia giltig 
contrahieren, noch weniger aber Eheberedungen abschliessen, sondern dass 
alle von Minderjährigen ohne solche Einwilligung und Genehmhaltung abge- 
schlossene Heiratskontrakte an und für sich selbst null und nichtig sein und 
darauf bei keinem Gerichte einige Reflexion gemacht werden soll«. 


1) Midel a. a. O. S. 78 f. 
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Diese Darlegungen der Hofkanzlei atmen ganz den Geist der 
Regalisten; so ist der Hinweis auf das Staatswohl zur Begründung 
eherechtlicher Maßnahmen seitens des Staates ein der regalistischen 
Doktrin geläufiges Argument. Zu Verhandlungen mit der römischen 
Kurie kam es also nicht, und auch das Gesetz betreffend die 
Verehelichung Minderjähriger wurde nicht aufgehoben; Josef II. 
übernahm es in sein Ehepatent und es ist dann auch in das 
Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch übergegangen.')  Berück- 
sichtigt man, dass es sich in diesem Gesetze um die Aufstellung 
eines trennenden Ehehindernisses durch die staatliche Gewalt 
in Gegensatz zu den Anschauungen der Kirche handelte,’ so 
berührt die nahezu, widerspruchslose Aufnahme desselben 
durch die Oeffentlichkeit etwas eigentümlich. Die Kämpfe 
und literarischen Streitigkeiten, die das Gesetz gleichen Inhaltes 
in Frankreich hervorrief, haben wir oben ausführlich geschildert ; 
in ihnen spiegelte sich der Streit eines mächtigen Staates mit 
einer starken Kirche wieder. Um so schärfer hebt sich die Gleich- 
gültigkeit ab, die dem Gesetz betreffs der Ehen Minderjähriger 
in Österreich entgegengebracht wurde. Die Gründe für diese 
bemerkenswerten und für die damaligen kirchenpolitischen Zu- 
stände überaus charakteristischen Tatsachen sind in den gänzlich 
geänderten Verhältnissen gelegen. Dem ins Ungemessene er- 
starkten Staat stand eine durch den Gallikanismus, Jansenismus, 
Febronianismus geschwächte Kirche gegenüber. Diese Ungleich- 
heit des Machtverhältnisses beider Gewalten hat auch die Durch- 
führung der josefinischen Kirchenpolitik ermöglicht. 

Zu weiteren einschneidenden Verfügungen hinsichtlich des 
Eherechtes kam es unter Maria Theresia nicht, wohl aus dem 
Grunde, dass der fromme Sinn der Kaiserin tiefgehende Eingriffe in 
die kirchlichen Rechte nicht billigen konnte, obgleich sie sonst 
durchaus nicht in ihrer Politik der Kirche gegenüber nachgiebig 
erschien. Die Tendenz der Zeit drängte jedoch entschieden zur 
Bildung eines selbständigen staatlichen Eherechtes, da man ja 
gerade in eherechtlichen Dingen ein Überwiegen der kirchlichen 
Machtbefugnisse als unvereinbar mit den staatlichen Hoheits- 
rechten über die Kirche?) nicht dulden zu können glaubte. Männer, 


1) Zu erwähnen ist auch, dass das Verbot der Verehelichung von Militär- 
personen ohne die schriftliche Erlaubnis ihrer Vorgesetzten ebenfalls in 
Geltung blieb. 

2) Michel a. a. O. sagt: »Obgleich, wie wir gesehen haben, die Kaiserin 
Maria Theresia die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen beibehalten 
und prinzipielle Aenderungen hierin nicht vorgenommen hat, war doch gegen 
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wie Rautenstrauch, Riegger, Eybel vertraten energisch in ihren 
Schriften den Standpunkt staatlicher Machtvollkommenheit auch 
in eherechtlichen Fragen, die ja bisher fast gänzlich von der 
Einflussnahme des Staates ausgeschieden waren. Anzeichen einer 
leisen Aenderung in dieser Richtung sind ja schon in den ehe- 
rechtlichen Verfügungen Maria Theresias zu bemerken, wenn auch 
die Kaiserin nicht so weit in der Wahrnehmung der staatlichen 
Befugnisse ging, wie die Doktrin es forderte. 

In den vom Direktor der Theologischen Studien, Domherrn 
Stock, 1769 verfassten 100 Sätzen, die den »Institutiones juris- 
prudentiae ecclesiasticae« des Wiener Universitätsprofessors Joseph 
Riegger entnommen waren und die bei óffentlichen Disputationen 
ausschliesslich gebraucht wurden und als »Normalthesen« in 
Geltung bleiben sollten!), lautete die 9. These »Impedimenta 
impedientia quam dirimentia matrimonium etiam Princeps saecu- 
laris statuere potest«. ` 

Im J. 1775 gab der Lektor bei den Paulanern in Wien, 
P. Dionys Kaltner, einige kanonistische Thesen heraus, die Prof. 
Eybel am 1. Sept. desselben Jahres an der Wiener Universität 
der öffentlichen Prüfung unterwarf. These 4 lautete: »Enim vero 
matrimonio tamquam contractui soli Principes statuere queunt 
impedimenta non impedientia tantum sed et etiam dirimentia 
atque statuta ab antiquis ecclesiae rectoribus impedimenta solum- 
modo sacramentalem gratiam impedientia fuerunt.« ?) 


Ende ihrer Regierung das Drángen nach radikalen Reformen in diesem Zweige 
der Legislation, wie auch sonst in den Beziehungen des Staates zur Kirche, 
ziemlich heftig und selbst in den hóchsten Regierungskreisen wahrnehmbar 
geworden. Das in den öffentlichen. Schulen gelehrte und wohl auch am 
kaiserlichen Hofe zu grossem Ansehen gelangte »Naturrecht« in der Anwendung 
auf den Staat vindizierte diesem nicht bloß das Recht, sondern auch die Pflicht, 
den in Eheangelegenheiten bisher von der Kirche ausgeübten Einfluss in solche 
Grenzen einzudámmen, als es eben der Zweck des modernen Staates erforderte. 
Die Verhältnisse hätten sich so wesentlich geändert, dass das Recht über die 
Giltigkeit der Ehe Gesetze zu geben und zu entscheiden, welches im Mittel- 
alter an die Kirche nur durch ein stillschweigendes Zugeständnis der Landes- 
fürsten gelangt war, zurückgenominen werden kónne und müsse. Lehrbücher 
des Kirchenrechtes, welche von der Regierung für alle hóheren Unterrichts- 
anstalten und darunter auch für die theologischen Schulen vorgeschrieben 
wurden, nämlich von Rautenstrauch (1770) und Riegger (1776) und viele andere 
. von der k. k. Censur zugelassene Bücher haben durch Verbreitung der Grund- 
sätze des Gallicanismus und Febronianismus auf ein ganz anderes Eherecht 
vorbereitet, als bisher in Geltung gewesen«. Vgl. J. Beidtel, Untersuchungen 
$849) < an Zustände in den Kaiserlich österreichischen Staaten (Wien 
1 : : | 
1) Wolfsgruber, Kard. Migazzi S. 342. 

- 2) Kardinal Migazzi remonstrierte gegen die These in einer Eingabe an 
die Kaiserin: »Folglich spricht der Paulaner mit Luther der Kirche platterdings 
die Gewalt ab, trennende Ehehindernisse zu setzen, denn der Ehe als einem 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 4. 36 
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Der Unterschied zwischen beiden Thesen ist ein offensicht- 
licher. Die Entwicklung der Doktrin bewegte sich jedoch im 
Sinne der letzteren These. 

Zum Zwecke einer einheitlichen Lehre des kanonischen 
Rechts an den erbländischen Universitäten erschien im Jahre 
1776 eine »Synopsis juris ecclesiastici publici et privati, quod per 
terras haereditarias aug. Imperatricis Mariae Theresiae obtinet«!); 
sie enthielt 253 Sätze, die nach den Prinzipien der Regalisten 
verfasst waren. Diese Schrift war nun Gegenstand einer scharfen 
Kontroverse zwischen Kardinal Migazzi und  Rautenstrauch. 
Maria Theresia entschied den Streit zu Gunsten Migazzis und 
ordnete die Herausgabe einer verbesserten, von den verpónten 
Lehrsätzen freien Synopsis an, die jedoch Rautenstrauch und 
seine Freunde zu hintertreiben wussten. Unbekümmert um die 
Stellungnahme der Kaiserin in dieser Frage liess Prof. Eybel sein 
zweibándiges Werk, »Introductio in jus eccles. Catholicorum« 
erscheinen, in dem er die aus der Synopsis auszumerzenden 
Thesen nachdrücklichst verfocht. Über Kardinal Migazzi's neuer- 
liche Beschwerde?) an die Kaiserin wurde Eybel's Lehrbuch ab- 
geschafft und er selbst seiner Professur enthoben. $) 


Hatte Maria Theresia in ihrer Politik der Kirche gegenüber, 


vor allem in Betreff der Ehesachen, die letzten Konsequenzen 
aus der dem Staate gebührenden Machtvollkommenheit in einem 
gewissen Konservativismus und in Pietät gegen die überkommenen 
Grundsätze nicht gezogen, so tat dies Josef IT. unter Ausseracht- 


lassung aller jener Motive, die seine Mutter von einer radikalen. 


Kirchenpolitik abhielten, in erhóhtem Mafe. 


Sakrament kann sie solches nicht thun, weil sie in der Wesenheit der Sakra- 
mente nichts ándern kann. Es seye weit von mir entfernt, dass ich denen 
Fürsten die Macht in Abrede stelle, die ihnen gebührt, allein wie kónnte ich 
gleichgültig zugestehen, dass man der Kirche jene Gewalt abspreche, welche 
man ohne des Bauns theilhaftig zu werden, nicht strittig machen oder in 
Zweifel ziehen kann. Van Espen, der doch nicht geneigt ist, der Kirche zu 
vieles einzuráumen, hat dennoch dieses gar wohl beobachtet«. 

1) Wolfsgruber, Kardinal Migazzi S. 356 ff., wo die Geschichte dieser 
Synopsis ausführlich dargestellt ist. 

2) Es heisst in derselben: »Ich kann es schon gar nicht glauben, dass 
dies ein Kunstgriff derjenigen sei, welche ihre in der Synopsi verworfenen 
Sätze auf solche Art gleichsam unvermerkt und indirekte dem Publico wiederum 
aufdringen wollten«. S. Wolfsgruber a. a. O. S. 373. 

3) Interessant ist das Urteil Josef II. über diese Verfügung seiner Mutter: 
»Es gibt nichts Neues hier, die Unordnung, die Inkonsequenz, die Intrigue ist 
immer dieselbe; die Studienangelegenheiten sind in einer Verwirrung, von der 
man keine Idee hat. Ihre Majestät mischt sich ausschliesslich hinein, kleine 
Leute berathen sie, drángen sie, sie weiss sich nicht zurecht zu finden, und 
beständige Aenderungen folgen zum grossen Schaden des Dienstes und Unter- 
richtes«. (Wolfsgruber, a. a. O. S. 384). 
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Die bedeutendste gesetzgeberische Tat Josef Il. war sein 
Ehepatent v. 16. Jánner 1783, das grundlegend — neben den 
Satzungen des preussischen allgem. Landrechtes — für die moderne 
Ehegesetzgebung geworden ist. Vorbereitet wurde das Patent 
durch zwei Verfügungen, die der kirchlichen Ehegerichtsbarkeit 
empfindlichen Abbruch taten; die eine ist das Hofdekret vom 
4. Sept. 1783 '), das Dispensationsrecht der Ordinarien betreffend, 
die andere das Patent vom 30. August 1782°), durch welches 
die Verbindlichkeit der Eheverlöbnisse zur Schliessung der Ehe 
aufgehoben wurde, »da die Eheverlöbnisse weder für den Staat 
noch für den Privaten nützlich, sondern vielmehr für beide in 
Rücksicht auf die gezwungenen Ehen schädlich sind.« 3) 

Trotz dieser einschneidenden Bestimmungen kann man in 


1) Schulte, Quellen III, 1, S. 112 hebt richtig die Tatsache hervor, dass nicht 
Josef Il. das System schuf, sondern dass er es schon vorfand und in die Praxis 
übersetzte: »Kaiser Joseph Il., welchen man für alle angeblich der Kirche in 
Deutschland geschlagenen Wunden als den Urheber des nach ihm bezeichneten 
System verantwortlich zu machen pflegt, schuf eine Gesetzgebung, welche sich 
von der seiner Mutter gtt durch eine andere Grundanschauung über das 
Recht des Regenten unterschied, sondern einmal dadurch, dass er die Kon- 
sequenzen zog aus dem von seiner Mutter klar gestellten Satze: der Staat ist 
von den Kirchengesetzen unabhängig, die Kirchengesetze haben nur die ihnen 
vom ersteren eingeräumte Wirkung .. . — Die Schwäche des Systems liegt 
darin, dass es über die staatliche Machtspháre hinausgeht«. — Die politischen 
wie doktrinären Voraussetzungen der josefinischen Kirchenpolitik schildert 
Beidtel a. a. O. S. 36 ff. folgendermaßen: »Da nach dem österreichischen 
Successionskriege (1740—1748) der grósste Theil von Schlesien nach Parma 
verloren gegangen war, Preussen den Rang einer Hauptmacht eingenommen 
hatte und für Oesterreich darum neue Stürme besorgt wurden, fand man es 
am Wiener Hofe notwendig, auf eine weit grössere Entwicklung der materiellen 
Staatskünste, als unter den Habsburgern stattgefunden hatte, bedacht zu sein. 
Wenzel Graf von Kaunitz bewirkte zugleich das früher für unmöglich Ge- 
haltene, nämlich eine Allianz mit Frankreich (1750—1789) und wurde dadurch 
der allvermögende Ratgeber der Kaiserin (Maria Theresia), dessen Wirkungs- 
kreis sich auch auf die inneren Angelegenheiten der Monarchie ausdehnte, 
wenn er auch von ihnen nur in der Hauptsache den Leiter machte. Dieser 
Minister huldigte den Ideen der französischen Philosophie ; der Hofadel brachte 
etwas von diesen ldeen aus Paris, wohin man der Mode wegen junge Leute 
zur Vollendung ihrer Erziehung sendete, zurück, und die Geringschätzung der 
Vaterländischen Einrichtungen kam dadurch in die höheren Klassen. Einzelne 
fähige Männer aus den niedrigeren Klassen bemerkten dies, sie schöpften an 
der französischen Literatur, und teilweise auch an der deutschen, deren Zentral- 
unkt unter Friedrich II. Berlin wurde, und die Abneigun gegen das Positive 
begann Man fand es bald notwendig, um die grossen Re ormpläne zur Er- 
hebung der Staatsmacht in Ausführung zu bringen die zerstreuten Elemente 
der gallikanischen, jansenistischen, protestantischen und philosophischen Partei 
zu begünstigen, und so begann anfangs langsam, dann aber in immer mehr 
beschleunigter Bewegung die Ausführung des Planes, an die Stelle des früheren 
Systems einen sehr entwiekelten Gallikanismus zu setzen, bei welchem dem 
Papste der Name des Oberhauptes der Kirche mit einigen unbedeutenden 
Rechten bliebe, das wahre Oberhaupt der Landeskirche der Regent sei«. 


2) S. hierüber Michel, Beiträge S. 11 ff. 
3) Midel a. a. O. S. 14. . 
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jenem Zeitpunkte von einem eigentlichen österreichischen Ehe- 
recht nicht sprechen; ersi das Ehepatent vom J. 1783 hat ein 
solches geschaffen und zwar auf der Grundlage der Trennung 
von Ehesakrament und Ehevertrag. Motiviert wurde dieses selb- 
stándige staatliche Eherecht mit folgenden den Gedankenkreisen 
der Regalisten entnommenen einleitenden Sátzen: »Die Wichtig- 
keit der Ehevertráge und ihr Einfluss sowohl auf das beste ein- 
zelner Familien als auf die allgemeine Wohlfahrt des Staates 
müssten den Blick einer aufmerksanien Gesetzgebung notwendig 
auf sich ziehen, und da wir gefunden haben, dass die über diesen 
Gegenstand bisher bestandenen Gesetze teils in ihren Quellen 
zerstreut, teils in ihren Folgen dem Wohlstande der Untertanen 
nicht durchgehends angemessen waren: also haben wir Uns ent- 
schlossen, aus Vollkommenheit landesfürstlicher Macht über die 
Giltigkeit oder Ungiltigkeit des Ehevertrages (Contractes), inso- 
ferne es die bürgerlichen Wirkungen desselben betrifít, folglich 
auch inwieferne die erzeugten Kinder für ehelich oder unehelich 
zu betrachten sind, genauere Grundsätze zu bestimmen und in 
gegenwärtige Verordnung zusammenzufassen«. Das Ehepatent 
enthielt folgende grundlegende Bestimmungen: $ 1. Die Ehe 
als ein bürgerlicher Vertrag, die daraus fliessenden und den Ver- 
trag errichtenden gegeneinander zustehenden bürgerlichen Gerecht- 
same und Verbindlichkeiten erhalten ihre Wesenheit, Kraft und 
Bestimmung ganz und allein von den landesfürstlichen Gesetzen. 
Daher gehórt die Entscheidung der hierüber entstehenden Streitig- 
keiten vor die landesfürstlichen Gerichtsstellen: S 2. Jedermann 
ist befugt, einen Ehevertrag einzugehen, der durch nachfolgende 
Anordnung dazu nicht für unfähig erklärt wird.« In diesen beiden 
Sützen liegt die gesetzgeberische Tendenz des Ehepatentes klar 
ausgedrückt: Vollstándige Trennung des bürgerlichen Ehever- 
trages vom Ehesakrament und ausschliessliche Zuweisung des 
ersteren an die weltliche Gesetzgebung. !) 

Die letzten und natürlichen Folgerungen aus dieser scharfen 
Trennung von Ehesakrament und Ehevertrag oder richtiger ge- 
sagt, aus dieser Ausmerzung des Wortes Ehesakrament aus der Ge- 
setzgebung erscheinen gezogen in einem anlässlich eines der vielen 
über das Ehepatent zwischen den Staatsbehörden und einigen 
Landesbischöfen ausgebrochenen Konfliktes in der k. k. geist- 


1) Kard. Migazzi sagte über das Ehepatent: »Diese Verordnungen in Ehe- 
sachen sind ganz darnach mer dass für das Sakrament nichts übrig 
bleibt«. Wolfsgruber a. a. O. S. 649. | 
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lichen Hofkommission von einer Minorität erstatteten Vorschlage 
des Inhaltes: »dass, um allen Einstreuungen vorzubeugen und 
am leichtesten aus der Sache zu kommen, ein ordentlicher 
blosser contractus civilis in der Ehe auctoritate publica festgesetzt, 
und einem jeden freigestellt werden sollte, sich bloss mit diesem 
ohne die gratia sacramentalis zu begnügen, oder wenn er wollte, 
solche dazu von dem ordinario zu verlangen«.') Die k. k. Hof- 
kanzlei sprach sich jedoch gegen diesen Vorschlag mit dem Hin- 
weise aus,?) dass durch solch einen Schritt der katholische Grund- 
satz, dass die Ehe ein Sakrament sei, zu sehr erschüttert werde. 

Die doktrináren und politischen Prinzipien, auf denen sich 
die josephinische Ehegesetzgebung aufbaut, sind in einer offi- 
ziellen Rechtfertigungsschrift, die im Jahre 1785 erschien und an 
deren Redaktion die Hofräte Horten und Sonnenfels hervor- 
ragenden Anteil hatten, dargelegt. Die leitenden Gedanken des 
Josefinischen Ehepatentes, so wie sie sich aus jener Schrift er- 
geben, sind wohl durchaus den. Werken der bedeutendsten Rega- 
listen entnommen; es kehren dieselben Argumente, dieselben 
Syllogismen zu Gunsten der staatlichen Gerechtsame über die Ehe 
wieder, wie sie in den Schriften der Launoy, Boileau, Le Ridant u.a. 
zu finden sind. 5) 


1) Der Abt von Braunau meinte, »dass man den nach civil. Vorschriften 

eingegangenen Ehekontrakt civiliter unterstützen und einem jeden freistellen 
solle, ob er das Sakrament empfangen wolle. Denn wenn man die simplen 
“Begriffe der Ehe nach dem Naturrecht und der nach dem jure positivo hin- 
zugetretenen Gnade zusammennimmt, das scholastische Gewebe gánzlich auf 
die Seite gesetzet und die weitere Betrachtung hinzufüget, dass ein hl. Thornas 
von Aquino zu seiner Zeit das Matrimonium nur »probabilius« pro Sacramento 
gehalten, so ist dieser Satz gewiss nicht periculose und leidet seine Anwendung 
in den katholischen Staaten«. S. Wolfsgruber a. a. O. S. 655. 
2) In ihrem Vortrage vom 30. Jánner 1784 an den Kaiser, wo es heisst: 
»Man fürchtete durch solch einen Schritt den katholischen Grundsatz, dass 
die Ehe ein Sakrament sei, zu sehr zu erschüttern, und zu der harten Frage 
Anlass zu geben: ob denn, wenn das Sacrament nicht nothwendigerweise mit 
dem durch beiderseitige Einwilligung eingegangenen Verbindniß verknüpft ist, 
‚solches erst und nur durch die priesterliche Einsegnung ertheilt werde? und 
wie, wenn das so angenommen wird, dieses Sacrament denn in der ersten Zeit 
der Kirche erhalten worden, da noch die in dem Tridentinischen Concilium 
erst hinzugesetzten Feierlichkeiten nicht waren? . . . Und endiich würde man 
über alles das durch Festsetzung dieser zweierlei Ehen (mit und ohne Sacra- 
ment) der Geistlickeit über alle jene Ehen, die mit dem Sakrament verknüpft 
wären, eine noch grössere Gewalt einzuräumen, als sie sich jetzt zu haben 
kaum selbst zu behaupten getraue, und der Landesfürst würde alle Macht 
darüber aus eben dem Grundsatze verlieren«. 

3) Ist es wahr, dass die k. k. Verordnungen in Ehesadwn dem Sa- 
kramente entgegenstehen? Wien 1785. — Den Zweck dieser Schrift tun die 
-einleitenden Zeilen dar, die wir wegen ihrer Bedeutung hichersetzen wollen: 
»S. 2: »Wer den Gegenstand der unterm 16. Jenner ergangenen k. k. Verord- 
nung in Ehesachen ansieht, der wird sich nicht wundern, dass diese Verord- 
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Die Trennung der Begriffe des Ehekontraktes und des Ehe- 
sakramentes bildet auch in dieser Schrifi den Ausgangspunkt für 
alle Erórterungen betreffs der dem Staat und der Kirche zu- 
stehenden Befugnisse über die Ehe;!) die Abgrenzung der beider- 
seitigen Hauptgebiete hat nach folgenden Erwágungen?) zu ge- 
schehen: erstens, dass die Würde eines Sakramentes, welche 
Christus den Ehen der Christen beigelegt hat, die Wesenheit des 
Ehekontraktes in nichts geändert hat; zweitens, dass mithin die 
Bestimmung alles dessen, was den Ehekontrakt betrifft, auch nach 
Erhebung der Ehe zum Sakramente, bloss von jenem abhängt, 
dem der Kontrakt der Ehe vor dieser Erhebung untergeben war, 
nämlich vom Landesfiirsten*); drittens,. dass aus eben diesem 
Grunde dem Landesfürsten das Recht zusteht, Vorschriften zu 
erlassen, wie die Ehen geschlossen werden sollen und ebenso 
viertens auch die Fähigkeit derer zu bestimmen, die eine Ehe 
mit einander zu schliessen berechtigt sein sollen. Wie ersicht- 
lich, sind diese Erwägungen zur Gänze dem Gedankenkreise 
Launoys entnommen, dessen Bestreben war, die vom Sakramente 


nung bisher so viele Gegner und Hindernisse gefunden hat. Eine Handlung, 
über die eine fremde Macht seit mehreren Jahrhunderten im ausschliessenden 
Besitze war, Gesetze zu erlassen, ist durch diese Verordnung unter die landes- 
fürstliche Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit zurückgezogen: Gesetze die von 
dieser fremden Macht erlassen, und bisher allgemein beobachtet worden, sind 
aufgehoben, und Missbräuche, die während diesem Zeitraume eingeschlichen 
waren und unter dem Schutze der fremden Gesetze sich eine ewige Dauer 
.versprachen, sind entdecket und abgestellet worden ...« S.5: ...»Durch die 
. Verordnung in Ehesachen so wenig, als durch eine einzige andere, sind die 
Gränzen der landesfürsstlichen Macht überschritten, und die von dem heiligsten 
Stifter unserer Religion der Kirche gegebenen Gerechtsamen beeintráchtiget 
worden. Vielmehr kann die Verordnung in Ehesachen in ihrem ganzen In- 
halte, und in ihrer wahren, aus der natürlichen Bedeutung der Worte fliessen- 
den Erstreckung bestehen, ohne dass Religion, Sitten, und die Gerechtsamen 
der Kirche im mindesten darunter leiden. Gegenwärtige Blätter sind bestimmt, 
diese Wahrheit mit mehrerem auszuführen . . .« 

1) a. a. O. S. 20: »Die Ehe, gleichwie sie einerseits ein bürgerlicher 
Kontrakt ist, so ist sie andererseits nach der katholischen Lehre ein Sakrament, 
und so gewiss es ist, dass die Bestimmung der bürgerlichen Kontrakte dem 
Landesfürsten gebühre, ebenso gewiss ist es, dass die Ausspendung der Sakra- 
mente und das Recht desfalls Anordnungen zu machen, nicht dem Landes- 
fürsten, sondern der Kirche zustehe«. va 

2) a. a. O. S. 21 f. 

3) a. a. O. S. 23: »Hat nun Christus durch sein Gnadengesetz dieser 
Kontrakt zur Würde eines Sakramentes erhoben, hat er ihm dadurch neue und 
besondere Gnaden mitgeteilet, so ist er doch um so weiter entfernt gewesen, 
den Staaten ihre bis dahin über den Kontrakt der Ehe gehabten Gerechtsamen 
zu benehmen, weil er nach seinem ausdrücklichen Worte kein Reich von 
dieser Welt stiften wollte. Wie liesse sich nun mit diesem Worte des heiligsten 
Stifters unserer Religion die Zumutung vereinigen, dass er durch sein Gnaden- 
geschenk den Staaten und ihren Fürsten einen ganzen Zweig ihrer Gesetz- 
gebung habe entreissen, und diesen seinen Aposteln, denen er die Ausspendung 
.der Sakramente anvertraute, zuwenden wollte ?« 
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unabhängige, selbständige Wirkung des Ehekontraktes darzutun. 
Wie die Verfasser dieser offiziellen Schrift zugeben, ist es gerade 
jener erste Satz, der die Hauptstütze der landesfürs:lichen Gerecht 
same bildete; von ihm aus werde am besten der Beweis für die 
den Fürsten betreffs der Ehe zustehenden Machtbefugnisse an- 
getreten. 

Jede Ehe muss, bevor von ihrer Erhebung zum Sakrament 
gesprochen werden kann, schon vorher ein wahrer rechtsgültiger 
Kontrakt sein. Somit ist die Gesetzgebung über die Ehe nach 
einem zweifachen Zeitpunkte zu betrachten: der erste Zeitpunkt 
ist jener, wo es sich darum handelt, wie die Ehe beschaffen sein 
müsste, um ein wahrer und rechtsgültiger Vertrag zu werden; die 
Gesetzgebung dieses Zeilpunktes gehört unleugbar der obersten 
Staatsgewalt allein, weil ja in diesem Zeitpunkte von einem 
Sakramente nicht die Rede sein kann; hat aber der Staat dem 
Kontrakte der Ehe seine Bestimmung gegeben, dass derselbe 
nunmehr für einen rechtsgültigen Kontrakt gehalten werden kann, 
daun ist erst der Zeitpunkt da, wo neben der Gesetzgebung des 
Staates auch zugleich die Gerechtsamen der Kirche eintreten! 

Eine natürliche Folge des Rechtes des Landesfürsten, über 
den Ehekontrakt Gesetze zu erlassen, ist das Recht, die hierauf 
bezüglich bisher beobachteten fremden Gesetze seiner Einsicht 
zu unterziehen, und deren Beibehaltung oder Aufhebung, ohne 
alle andere Rücksicht, bloss nach Maßgabe des guten oder schäd- 
lichen Einflusses anzuordnen, den sie auf den Wohlstand des 
Staates nehmen. !) 

Ein Fürst aber, der zwar Gesetze erlassen kónne, sich aber 
bebe nach den über eben diesen Gegerfstand bestehenden geist- 
lichen Gesetzen richten muss, hat bloß den Namen eines Gesetz- 
gebers; in sich wäre er ein Sklave der geistlichen Macht, sein 
Gesetz ein bloßer Nachklang fremder Gesetze, und seine Gesetz- 
gebung ein blofes Schattenwerk. Haben frühere Landesfürsten 
die bezüglich der Ehe bestehenden geistlichen Gesetze anerkannt, 


1) a. a. O. S. 30: ». . . Dieses ist in der Verordnung in Ehesachen ge- 
schehen. Jene geistlichen Gesetze, die entweder in sich dem allgemeinen 
Wohlstande schádlich, oder den jetzigen Zeiten und Umstünden nicht mehr 
angemessen waren, sind aufgehoben, andere hingegen, die etwas lóbliches und 
nützliches enthielten, sind beibehalten, und insbesondere ist der Bedacht ge- 
nommen worden, die in der katholischen Kirche zwischen dem Kontrakte und 
dem Sakramente bestehende Verbindung noch mehr zu befestigen, den Kon- 
trakt dem Sakramente zu nähern und durch die zur Gültigkeit des Kontraktes 
vorgeschriebenen Erfordernisse die Erteilung des Sakramentes zu erleichtern, 
folglich auch den Endzweck der Kirche zu fórdern.« 
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so stand es ihnen frei, dies zu tun; dieselbe Freiheit muss aber 
auch ihren Nachfolgern zugestanden werden, dass sie eben diese 
Gesetze wieder abändern können, wenn das Staatswohl es 
erheischt !) | 

Die Konsequenz ?) dieser Prámisse ergibt sich von selbst, dass 
nämlich die Landesfürsten auch jetzt noch im Genusse dieser 
Befugnisse sein müssen, nachdem sie ja ihnen durch die Religion 
nicht benommen wurden. Die Tatsache, dass einige Landes- 
fürsten aus übel verstandener Frómmigkeit oder aus anderen 
Gründen einige von den unter ihre eigene Gesetzgebung ge- 
hörigen Gegenständen einer fremden Gerichtsbarkeit überlassen 
haben, hat keinen Belang; denn durch eine derartige Zession 
sind diese Gegenstände niemals aus dem Inbegriffe der von Gott 
den Staaten gegebenen Gerechtsamen herausgerissen, noch der 
- fremden Gerichtsbarkeit eigentümlich eingeräumt worden. Die 
jeweiligen Landesfürsten haben die Ausübung ihres Rechts an 
andere übertragen, das Recht selbst aber nicht veräussern, und 
ebensowenig ihre Nachfolger in der Regierung verbinden können, 
das zu tun, was sie getan, und alle Sachen in eben dem Gesichts- 
punkte zu betrachten, in welchem sie selbe zu der damaligen 
Zeit betrachteten. Mithin befinden sich die Landesfürsten un- 
zweifelhaft im Besitze jener Rechte über die Ehe, die sie vor 
deren Erhebung zum Sakramente besaßen. 

Aus dem gegnerischerseits erhobenen Einwande, dass die 
Ausspendung des Sakraments der Ehe, wie aller anderen Sakra- 
mente der Kirche gebühre, werden folgende Schlüsse?) gezogen: 
Der Kirche steht das Recht zu, in Ansehung des Sakramentes 
der Ehe, wie der übrigen Sakramente Anordnungen zu erlassen; 
die Gerechtsame der weltlichen Fürsten beschränken sich nur auf 
den Kontrakt der Ehe, können aber auf das Sakrament nicht er- 
streckt werden; eine Abänderung der seitens der Kirche in An- 
sehung des Ehesakramentes gemachten Anordnungen durch die 
weltlichen Fürsten ist gänzlich ausgeschlossen; hingegen ist aber die 
Ansicht, als bestünden die durch die Verordnung in Ehesachen 
aufgehobenen geistlichen Gesetze mit Rücksicht auf das Sakra- 
ment der Ehe fort, falsch; denn die Kirche hat vermöge ihrer 
geistlichen Macht nur das Recht, von Personen, welche das Sakra- 
ment der Ehe empfangen wollen, solche Eigenschaften zu fordern, 
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oder ihnen die Erfüllung solcher Bedingungen vorzuschreiben, 
die sie in einen so guten und Gott gefälligen Zustand setzen, 
der sie der Segnungen des Sakramentes teilhaftig macht; die 
Kirche hat mit der ihr verliehenen geistlichen Macht keine andere 
Bestimmung von ihrem göttlichen Stifter empfangen, als für das 
geistliche Wohl ihrer Glieder zu sorgen. Die in Rede stehenden 
geistlichen Gesetze können aber noch nicht als von der Kirche 
vermöge ihrer geistlichen Macht und in Beziehung auf das Sakra- 
ment erlassen angesehen werden, da sie ja zu dem guten und 
Gott gefälligen Zustande jener, die das Sakrament der Ehe 
empfangen, nicht das mindeste beitragen. Somit muss die 
Interpretation der Worte der Verordnungen in Ehesachen: »über 
die Gültigkeit oder Ungültigkeit des Ehevertrages, insoferne es 
die bürgerlichen Stellungen desselben betrifft«, als wäre dadurch 
anerkannt worden, dass die in einigen Fällen neu eingeführte 
Unfähigkeit, die in anderen Fällen wieder hergestellte Fähigkeit, 
sowie die zur Schliessung der Ehe gegebenen Vorschriften sich 
-bloss auf den Kontrakt beschränkten, dass hingegen mit Rücksicht 
‚auf das Sakrament die geistlichen Gesetze noch allezeit zu be- 
-trachten wäre, als irrig bezeichnet werden, da sie auf einer Ver- 
kennung des Umfanges der landesfürstlichen Gerechtsame und 
der Grundsätze, auf denen sich die Verordnung in Ehesachen 
aufbaut, beruht. Der richtige Sinn obiger Stelle sei vielmehr, 
dass alle jene Fragen und Gegenstände, über die der Gesetzgeber 
in der fraglichen Verordnung entscheide, als solche anzusehen 
sind, die auf das Sakrament keinen Bezug haben, sondern ihrer 
Natur nach nur zur Bestimmung des bürgerlichen Kontraktes ge- 
hóren, mithin seiner gesetzgebenden Gewalt unterliegen. !) 

Dies sind in kurzem die leitenden Gedanken des Ehepatentes, 
so wie sie sich aus der Hortenschen Verteidigungsschrift er- 


1) An Literatur über die josefinische Ehegesetzgebung ist anzuführen: 
D'Outrepont, Des empéchements dirimans le contract de mariage dans les 
Pays-Bas Autrichiens selon l'édict de sa majesté l'empéreur et roi Joseph Il. 
du September 1784. Bruxelles 1784. 

F. J. Rick’s, Recht der Ehen in k. k. deutschen Erblanden. Wien 1789. . 

F. Er. Valentin, Abhandlungen über das Recht der Kirche trennende 
Ehehindernisse aufzustellen. Wien 1790. 

Fromberger. Von der Zulässigkeit der bürgerlichen Ehe 1786. 

Die oberste Gewalt des Staats in Rücksicht auf die Ehen. Ein Beitrag 
zur Verordnung Josephs Il. vom 16. Jan. 1783. Wien und München 1783. 

Theologisch-statistischer Versuch über die kirchliche Gewalt auf die Ehe- 
sachen in den katholischen Staaten von Paldophilo, einem Verehrer der alten 
Kirche. Frankfurt u. Leipzig 1791. 

Observationes in exaratam in causa matrimonii Caes. Reg. Constitutio- 
nem (Viennae 1783). 
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geben. Eines besonderen Hinweises auf die Tatsache, dass der 
Gedankengang und die Art der Beweisführung dieser Schrift den 
Werken der Regalisten entnommen sind, bedarf es wohl nicht; 
der Vergleich mit den oben dargestellten Anschauungen der Re- 
galisten wird diese Behauptung zur Genüge erhärten. Der Zusam- 
menhang des josefinischen Ehepatentes mit den Lehren der 
Regalisten erscheint durch die Tatsache ausser Zweifel gestellt. 

Über die- praktische Anwendung des Ehepatentes seien 
einige Worte gesagt: Nach dem Sinne des $ 1 des Ehepatentes 
dürfte die staatliche Gewalt nur über die Gültigkeitsbedingungen 
des bürgerlichen Ehevertrages (Civilkontrakts) entscheiden, in 
Belang des Sakramentes aber die Entscheidung der Kirche über- 
lassen. Die im Ehepatente ausgesprochene scharfe Trennung von 
Ehevertrag und Ehesakrament erscheint jedoch in der Praxis nirgends 
durchgeführt. Denn weder glaubte die staatliche Gewalt die 
Einflußsphäre auf das Sakramentale in der Ehe noch die Kirche 
die ihrige auf den bürgerlichen Ehevertrag aufgeben zu kónnen !) 
und demnach suchten beide Gewalten in ihrem Wirkungskreise 
ihrem Standpunkte Rechnung zu tragen. So verfügte das Hof- 
dekret vom 4. September 1783, »dass sámtlichen Ordinariis der 
Irrtum, als ob die durch das Ehepatent aufgehobenen Disciplinar- 
satzungen des geistlichen Rechtes bloss mit Rücksicht auf die 
Gültigkeit des Kontraktes aufgehoben, dahingegen selbe in Be- 
ziehung auf das Sakrament noch immer bestünden, und von 
katholischen Parteien zu beobachten seien, benommen und die 
Herren Bischöfe, wenn selbe mit einem gleichen Gesuche auf- 
treten würden, damit ab- und dahin angewiesen werden sollen, 


1) So sagt Kard. Migazzi in seiner Eingabe an den Kaiser: »Allein 
dieser Ehevertrag, der die bürgerlichen Wirkungen und Folgen unter- 
einstens vereiniget, ist von Jesus Christus zur Würde des Sakramentes er- 
hoben, dieser, wenn er einmal nach Vorschriit der Kirche eingesegnet 
ist, erhält die Wesenheit zu einem Sakramente bloß von der Kirche. 
Niemals werde ich mir beikommen lassen, die Macht in Zweifel zu ziehen, 
die ein Landesfürst in dem Ehevertrag, wenn er als ein bürgerlicher Kontrakt 
beirachtet wird, und in den aus diesem Vertrage herfliessenden bürgerlichen 
Gerechtsamen und Verbindlichkeiten ausüben kann. Doch kann ich nicht um- 
hin, Eure Majestät untertänigst zu erbitten, in nähere Betrachtung zu ziehen, 
dass in der katholischen Kirche das Sakrament, die Ehe von dem bürger- 
lichen Vertrage unzertrennlich seye und die katholischen Landesfürsten ihre 
Aufmerksamkeit in der gleichen Gesetzgebung dahin zu verwenden sich immer 
bestrebt hatten, dass, da sie in Rücksicht der Ehe als eines bürgerlichen Ver- 
trags einige Gesetze und Anordnungen machten, sie solche allezeit so genau 
bemessen und beschränket haben, dass sie mit den Anordnungen, welche die 
Kirche in Betteff der Ehe als eines Sakramentes bestimmet und festgesetzet, 
sich en und wechselseitige Unterstützung zusagen«. Wolfsgruber 
a. a. O. S. : | | 
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dass sie auch ohne Erlassung eines Hirtenbriefes das in Ehe- 
sachen publizierte Patent seinem ganzen Inhalte nach auf das 
genaueste zu beobachten, und sich sowohl in Betreff der in 
diesem Gesetze für ungültig erklärten, als auch vermóge dieses 
Gesetzes gültigen Ehen von aller Erregung einiger Collision auf 
das sorgfältigste zu hüten, und eben hiernach ihre Pfarrer, Seel- 
sorger und Prediger anzuweisen hátten«.!) Wird hier also ganz 
offenkundig eine Ingerenz auf das Religióse in der Ehe ge- 
nommen, ein Gebiet, das nach der durchgeführten Trennung von 
Ehevertrag und Ehesakrament ausschliesslich zur Kognition der 
Kirche gehóren sollte, so wird dennoch zu wiederholtenmalen 
in ganz unzweideutiger Weise versichert, dass das Ehepatent 
allein den bürgerlichen Kontrakt und nicht die Gültigkeit des 
Sakramentes betreffe.?) In der Praxis allerdings hat man sich 
nicht daran gekehrt, was ja sich leicht aus dem Umstande erklärt, 


1) Michel a. a. O. S. 82. Den für die Kirche aus der Trennung von 
Ehevertrag und Ehesakrament resultierenden Standpunkt schildert richtig 
Migazzi. In seinem Rundschreiben vom 18. Juli 1784 an den Klerus hebt er 
folgende Punkte hervor: »1. wird bei dessen (des Patentes) Durchlesung ihnen 
allsogleich auffallen, dass sich das Patent nur auf den bürgerlichen Ehevertrag 
und dessen bürgerliche Wirkungen beziehe und dass 2. in demselben die 
Kirchenzucht, insoweit selbe mit dem heil. Sakramente der Ehe verbunden ist, 
gar nicht berührt werde, mithin unverletzbar bleibe, daher werden 3. die Ehe- 
hindernisse, sie mógen gleich trennende oder bindende sein, welche durch die 
kanonischen Satzungen eingeführt worden und in der ganzen kath. Kirche be- 
stehen, so dieselben in dem erzbischöfl. Diözesan-Ritual angedeutet werden 
durch diese hóchste Verordnung, insoweit es um das Sakrament der Ehe 
zu thun ist, weder aufgehoben noch im geringsten entkráftet, sondern in 
ihren Eigenschaften und bisherigen Wirkungen vollkommen belassen. Da also 
die a. h. Verordnung blof den Ehevertrag (Zivilkontrakt), insoferne es die 
bürgerliche Wirkung desselben betrifft, zu ihrem Gegenstand hat, so ist die 
Folge, dass jeder Pfarrer und Seelsorger sich bei den Trauungen nach den 
bestehenden kanonischen Vorschriften und Ordinariatsverordnungen, wie selbe 
in dem erwehnten Diózesan-Ritual enthalten, insoweit es das Sakrament der 
Ehe betrifft, zu achten und zu benehmen habe«. Wolfsgruber a. a. O. S. 658 f. 


2) So entschied der Kaiser am 2. Nov. 1784 anlässlich eines konkreten 
Streitfalles: »Es ist unbegreiflich, dass wieder auf unnützen Grundsätzen weit- 
wendig herumgeirrt und das einfache und zweckmäßige dabei vernachlässiget 
wird. Das Ehepatent betrifft allein den bürgerlichen Contrakt und nicht die 
Gültigkeit des Sakramentes«. S. Wolfsgruber a. a. O. S. 665. Anlässlich des 
Referates über einen Hirtenbrief des Fürstbischofs von Lavant, bemerkt Heinke: 
»Doch da in solchem der Irrtum enthalten war, als ob die durch das Ehe- 

atent aufgehobenen Disziplinar-Satzungen des geistlichen Rechts bloß mit 
Rücksicht auf die Gültigkeit des Kontrakts aufgehoben seien, dahingegen selbe 
in Beziehung auf das Sakrament noch immer bestünden, und von katholischen 
Parteien zu beobachten wären, so wurde besagter Bischof über diesen Punkt 
zurecht und mit seinem Hirtenbrief abgewiesen . . .. Das Ehepatent hat nur 
den »bürgerlichen Vertrag« als etwas bloß »Weltliches« zum Gegenstande; 
pir kein Bischof zu erläutern und zu erklären hat«. Wolfsgruber a. a. O. 
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dass diese Trennung wohl theoretisch, aber nicht praktisch móg- 
lich ist. !) 

Die dem Ehepatente zugrunde liegende Tendenz blieb trotz 
allem bestehen und es mangelte auch nicht der Regierung an 
Gelegenheiten, ihren unveränderten, auf den Prinzipien der Re- 
galisten aufgebauten Standpunkt bekanntzugeben, wie folgende 
Episode zeigt. Als der Wiener Erzbischof beim Kaiser in einer 
Eingabe vom 26. Mai 1795 sich darüber beschwerte, dass wenige 
Tage vorher auf der Universität bei einer Doktordisputation 
-Offentlich der Satz ausgesetzt und gedruckt worden sei: »Die 
Kirche habe zwar das Recht, Ehehindernisse in der Linie des 
Sakramentes festzusetzen, dieselben kónnten aber nicht als tren- 
nende, sondern nur als hindernde angesehen werden,«?) erstattete 
das k. k. Direktorium am 22. Juli 1795 einen Vortrag hierüber, 
»um die Begriffe von der Ehe sowohl in der Eigenschaft eines 
bürgerlichen Vertrages als eines Sakramentes deutlich auseinander- 
zusetzen, und die Grenzen der Gesetzgebung in Ehesachen zwi- 
schen dem Staate und der Kirche genau zu bestimmen.« Der 
weltlichen Macht allein stehe das Recht zu, trennende Ehe- 
hindernisse zu statuieren. Zwar habe die Kirche ebenfalls dieses 
Recht durch mehrere Jahrhunderte ausgeübt, aber sich in den 
Besitz desselben nur ex conniventia vel delegatione der welt- 
lichen Landesfürsten gesetzt und erhalten. Wenn einmal durch 
den von den Landesgesetzen als gültig anerkannten bürgerlichen 
Vertrag die Materie des Sakramentes vorhanden wáre, kónne und 
solle die Verleihung und Ausspendung desselben an die Parteien 
von der Kirche nicht verhindert werden. Es würde von den 


1) Einer ganz analogen Ausflucht bediente sich ja auch König Ludwig 
hinsichtlich des Ausdrucks »non valablement contracté«.in Art. 40 des Edikts 
von Blois, wie wir oben gesehen haben. Aber auch in Frankreich hat sich 
die praktische Unanwendbarkeit der Trennung vom Ehesakrament und Ehe- 
vertrag, wie sie die Gesetzgebung verstand, erwiesen. 
| 2) Der Erzbischof sprach die Bitte aus, der Kaiser wolle diese Erinner- 
ungen nach seiner Weisheit und Frómmigkeit überdenken, »und einer in Wahr- 
heit ärgerlichen Lehre den gehörigen Einhalt thun, damit nicht das, was in 
der Zeit des Jubiläums durch die öffentliche Beispiele der Gottseligkeit auf- 
gebaut wurde, durch unächte einem allgemeinen Kirchenrechte widersprechende 
Lehren der Universität im Christentume und vorzüglich in der studierenden 
Jugend wieder niedergerissen werde«. Michel a. a. O. S. 38; Wolfsgruber 
a. a. O. S. 882 f. — In einer kais. Entscheidung über einen konkreten Streit- 
fall wird gesagt es sei »eine unter den bewährtesten Kanonisten beinahe all- 
gemein angenommene Lehre«, »dass das Recht, trennende Ehehindernisse zu 
Setzen, jure proprio der weltlichen Macht allein zustehe, die geistliche aber 
solches nur jure delegato ausgeübt habe, ferner dieser Satz auf allen erb- 
ländischen Universitäten seit vielen Jahren gelehrt werde, das Ehepatent sich 
auf denselben gründe und der Unterricht der Jugend mit der Gesetzgebung 
in keinem Widerspruch stehen kónnte«. Wolfsgruber a. a. O. S. 803. 
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widrigsten Folgen sein, wenn über den nämlichen Gegenstand 
eine zweifache verschiedene Gesetzgebung bestünde, und wenn 
das nämliche Band bald von der einen, bald von der anderen 
Seite als ungültig erklärt würde. Übrigens werde dasselbe seit 


Jahren an allen abendländischen Universitäten gelehrt usw. ') 


k 
* * 


Zu wissenschaftlichen Diskussionen über die Frage nach 
den Staat und Kirche zustehenden Rechten rücksichtlich der Ehe 
kam es in der Folge nicht mehr, nachdem ja die regalistischerr 
Grundsátze in der Ehegesetzgebung vollste Anerkennung ge- 
funden hatten. Die wissenschaftlichen Erórterungen über das 
Eherecht bewegten sich in den vom Ehepatent vorgezeichneten 
Bahnen, ohne neue Gesichtspunkte in der Behandlung dieser 
Materie beizubringen. | 

Es ist jedoch zu bemerken, dass die dem josefinischen 
Ehepatent zugrunde liegende Tendenz, vor allem die scharie 
Trenung von Ehesakrament und Ehevertrag in den auf das Patent 
zurückgehenden Ehegesetzen wohl im Prinzipe bestehen blieb, 
jedoch nicht mehr jenen bestimmten Ausdruck empfing, wie er 
in dem Ehepatente ersichtlich ist. So wird in dem vom Ehe- 
recht handelnden Teile des am 1. Jänner 1798 rechtskräftig ge- 
wordenen Galizischen Gesetzbuches die Ehe nicht mehr als eim 
bürgerlicher Vertrag bezeichnet, aber es entfällt auch jeder Hin- 
weis auf die sakramentale Natur der Ehe, wie auch der in S 1 
des Ehepatentes enthaltene Beisatz, dass dieser Vertrag und die 
hieraus fliessenden bürgerlichen Gerechtsame ihre Wesenheit, 
Kraft und Bestimmung ganz und allein von den landesfürstlichen 
Gesetzen erhalten. Somit erscheint äusserlich der dem Ehepatent 
zugrunde gelegte Satz von der Trennung des Ehesakramentes 
und des bürgerlichen Ehevertrages fallen gelassen. Hierin jedoch 
einen Wandel in den Anschauungen des Gesetzgebers erblicken 


1) Nach Michel a. a. O. I S. 38; auf diesen Vortrag kam das Direktorium 
in seinem Vortrag vom 18. Mai 1797 zurück: ». . . . Wie das Direktorium die 
Frage: Wem eigentlich das Recht trennende Ehehindernisse zu bestimmen ge- 
bühre? ansehe und wie dasselbe darüber denke; hiewegen glaubt man sich 
lediglich auf den a. a. Vortrag ddto 22. Juli 1795 zu beziehen, den man bei 
Gelegenheit erstattet hat, als der hiesige Cardinal-Erzbischof den auf der hie- 
sigen Universitát aus dem Kirchenrecht aufgestellten Satz: dass die Kirche 
zwar das Recht habe, Ehehindernisse in der Linie des Sacramentes festzusetzen, 
die aber nicht als trennende, sondern nur als hindernde angesehen werden 
kónnten — in einer hóchsten Orts überreichten Vorstellung bestritt . . . . In- 
dessen kómmt es auf die weitere Erürterung dieser scholastischen Frage, die 
unter älteren und neueren Schriftstellern soviele Vertheidiger für einen und 
anderen Theil gefunden hat, derzeit gar nicht an . ..« bei Michel a. a. O. S. 85. 
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zu wollen, wáre durchaus verfehlt; man wollte dadurch nur allen 
langwierigen Erórterungen (über diese Frage aus dem Wege 
gehen. Tatsächlich ist auch nicht eine Linderung der vom Staate 
rücksichtlich der Ehe gestellten Ansprüche erfolgt; die Tendenz 
des Galiz. Gesetzbuches unterscheidet sich in nichts von der des 
josef. Ehepatentes. 

Eine besondere Hervorhebung verdient der Umstand, dass 
die staatliche Omnipotenz rücksichtlich der Ehe sich nicht so 
sehr in der Aufstellung trennender Ehehindernisse äusserte, als 
vielmehr in dem ausschliesslich vom Staate für sich beanspruchten 
Rechte von diesen zu dispensieren . . . Während die Frage nach 
dem Rechte der weltlichen Fürsten trennende Ehehindernisse auf- 
zustellen in der Diskussion der Regalisten den Mittelpunkt bildete 
und das Dispensationsrecht nur eine untergeordnete Stellung ein- 
nahm, haben die regalistischen Grundsätze im österreichischen 
Eherecht mehr hinsichtlich des Dispensationsrechtes Anwendung 
gefunden. In Österreich hat gesetzgeberisch die Ehehindernis- 
frage nie jene Bedeutung erlangt wie in Frankreich, obwohl ge- 
rade das Ehepatent das möglichste in der Aufstellung neuer Hin- 
dernisse leistete und somit in dieser Hinsicht weit über die fran- 
zösische Ehegesetzgebung hinausging. Legislativ wurde dem 
Dispensationsrecht des Fürsten eine viel grössere Bedeutung bei- 
gelegt; in diesem fanden die staatlichen Machtbefugnisse über 
die Ehe ihren höchsten Ausdruck. 
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3. Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete 
der kirchenrechtlichen Gesetzgebung. 


Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Bonn. 


(Schluss; vgl. Bd. 95 S. 78 ff., 283 ff., 457 ff., 639 ff., Bd. 96 S. 60 ff., 244 ff., 
408 ff., 550 ff. und Bd. 97 S. 67 ff., 245 ff., 397 ff.) 


. XXVI. 
Prozess- und Strafrecht. 


Wenngleich Pius X. keine grósseren allgemeinen Gesetze 
über das kirchliche Prozess- und Strafrecht erlassen hat, so ent- 
halten seine Reformen: doch so viele einzelne Verbesserungen 
auf den genannten Gebieten, dass es sich lohnt, ihre Haupt- 
ergebnisse in einem eigenen Abschnitte zusammenzustellen. 

Die prozessrechtlichen Erlasse sind bereits im Voraufgehen- 
den sämtlich erwähnt worden. Am wichtigsten ist die Wieder- 
herstellung der beiden obersten Gerichtshófe, der Römischen 
Rota und der Apostolischen Signatur, und die damit verbundene 
Trennung des Justiz- und Verwaltungsgerichts an der Kurie, die 
in der Bulle »Sapienti consilio« vom 29. Juni 1908!) angeordnet 
wurde. In den beiden Prozessordnungen der Rota vom 4. August 
1910?) und der Signatur vom 6. März 19125) wurden neue Grund- 
sátze des Justizverfahrens niedergelegt, die dem modernen Rechts- 
empfinden und der verfeinerten Technik des Prozessverfahrens in 
mehreren Punkten entgegenkommen. Wir haben die Grundzüge 
dieser beachtenswerten Gerichtsordnungen bei der Neuorgani- 
sation der Römischen Kurie dargelegt.*) An derselben Stelle 
war auch die Rede von dem geltenden verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren der Rómischen Kurie, das durch die Normae peculiares 
der neuen Kurialverfassung in einigen Punkten abgeändert wurde. 5) 

Durch das Motu proprio »Quantavis diligentia«®) vom 
9. Oktober 1911 unternahm unser Papst den Versuch, den pri- 
vilegierten Gerichtsstand der Geistlichen in dem alten Umfange 


1) Acta Apostolicae Sedis I, 7 ff. 

2) Acta Apostolicae Sedis II, 783 ff. 
à Acta A ae Sedis IV, 187 ff. 
Siehe p f. und 480 f. 

5) Siehe Bd. 95 479 f. 
6) Acta Apostolicae Sedis III, 555 f. 
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der Zensurenbulle »Apostolicae Sedis« vom 12. Oktober 1869 
wiederherzustellen, indem er die restriktive Erklärung des HI. Offi- 
ziums vom 23. Januar 1886 aufhob. Der nähere Inhalt dieses 
Gesetzes und die sich daran anschliessenden Diskussionen sind 
in dem früheren Abschnite über die Standespflichten und Standes- 
rechte der Geistlichen eingehend besprochen worden. ') : 

Auf innerkirchlichem Gebiete erschien am 20. August 1910 
das Dekret der Konsistorialkongregation »Maxima cura«,?) das 
die Amtsenthebung der Pfarrer im Verwaltungswege zusammen- 
fassend regelte. Aus den »Gründen« der Amtsenthebung und 
den Vorschriften über die Behandlung des vpm Amte Enthobenen 
ist zu schliessen, dass diesem Dekrete wenigstens teilweise der 
Charakter eines Disziplinargesetzes zukommt, während ihm in der 
Hauptsache bloß die Bedeutung eines objektiven Feststellungs- 
verfahrens mit prozessualischen Formen innewohnt. Zur näheren 
Vergleichung verweise ich auf den voraufgehenden Abschnitt über 
die Amtsenthebung der Pfarrer im Verwaltungswege. ?) 

Endlich ist in diesem Zusammenhange noch des Dekrets 
der Religiosenkongregation »Quum singulae« 4) vom 16. Mai 1911 
zu gedenken, das ein neues Prozessverfahren bei der Ausstoßung 
oder Entlassung von Mitgliedern aus den Orden und religiösen 
Instituten vorschrieb. Man vergleiche hierüber den früheren Ab- 
schnitt über die religiösen Orden und Kongregationen. ) 

Der kanonische Eheprozess wurde von der Gesetzgebung 
Pius’ X. nicht besonders berührt. Es erklärt sich dieses daraus, 
dass bereits Leo XIII. durch die Instruktion des Hl. Offiziums an 
die Bischöfe des orientalischen Ritus vom Jahre 18835), die auf 
die gesamte Kirche ausgedehnt wurde, diesen Gegenstand den 
neuen Zeitverhältnissen entsprechend geregelt hatte. 

Weit grösser ist die Zahl der von unserem Papste getroffenen 
strafrechtlichen Bestimmungen, wenn sie auch vielleicht an Be- 
deutung hinter den prozessrechtlichen zurückbleiben. In einigen 
Fállen hat Pius X. die bisher geltenden kirchlichen Zensuren ein- 
geschránkt. Am 31. Januar 1904 hob das Motu proprio »Decessor 
Noster«") die Strafe der Excommunikation für die Kanoniker 


\ Siehe Bd. 95, 296 ff. 

2) Acta Apostolicae Sedis II, 636 ff. 

3) Siehe Bd. 96, 60 ff. 

3 Acta Apostolicae Sedis IIl, 235 ff. 

5) Siehe Bd. 96, 262 ff. 
6) Acta Sanctae Sedis XVIII, 344 ff. Vgl. Nikolaus. Hilling, Der kano- 

nische Eheprozess. [Quellensammlung für das geltende Kirchenrecht, 6 ] 1916. 
T) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 466. 
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von St. Peter in Rom auf, die früher auf das Betreten der Basi- 
lika ohne Chorkleidung gesetzt war. Es ist bereits in der Ein- 
leitung!) darauf gewiesen worden, dass diese an sich un- 
bedeutende Maßregel das Bestreben des Papstes, mit veralteten 
Gesetzesbestimmungen aufzuräumen, trefflich kennzeichnet. Durch 
das Schreiben Pius X. an den Kardinalvikar Respighi vom 
6. August 1905?) wurden die Bestimmungen des Dekrets der Kon- 
zilskongregation »Anteactis temporibus« ?) vom 22. Dez. 1894 über 
den Aufenthalt fremder Kleriker in Rom in einigen Punkten abge- 
andert und die auf ihre Übertretung gesetzte Strafe der suspensio 
ipso facto a divinis durch das Verbot des Messelesens zu Rom ersetzt. 

Jedoch bildet diese Milderung der Zensurgesetze keines- 
wegs ein Wesensmerkmal der strafrechtlichen Gesetzgebung Pius’ X. ; 
im Gegenteil, ihr charakteristischer Zug weist auf einen weiteren 
Ausbau der Strafgesetze und besonders der Zensuren hin. Von 
den zugleich zu erwähnenden 9 Zensurerlassen haben 7 eine 
neue Zensur eingeführt, während 2 die früheren Zensuren be- 
státiglen. 

1. Die Konstitution »Commissum Nobis«*) vom 20. Januar 
1904 über das staatliche Veto bei der Papstwahl verhängte die 
excommunicatio latae sententiae Summo Pontifici reservata über 
alle Kardinäle und Konklavisten, die die kanonischen Vorschriften 
über das Verbot des staatlichen Veto übertreten.^) 

2. Das Dekret der Konzilskongregation »Ut debita«*) vom 
11. Mai 1904 über die Persolvierung der Manualstipendien be- 
stätigte die Zensuren des Dekrets derselben Kongregation »Vigi- 
lanti studio«”) vom 25. Mai 1893 wegen Verletzung gewisser 
Stipendienvorschriften. Ein Priester wird mit der suspensio a divinis 
latae sententiae S. Sedi reservata, ein Kleriker, der noch nicht 
Priester ist, mit der gleichen suspensio latae sententiae von den 
empfangenen Ordines und der Inhabilität für den Empfang weiterer 
Ordines und ein Laie mit der excommunicatio Episcopo reser- 
vata bestraft. 9) 

1) Siehe Bd. 95, 83. 

2) Acta Sanctae Sedis XXXVIII, 67 ff. 

3) Acta Sanctae Sedis XXVII, 373 ff. 

4) Acta Pii X., vol. III, 289 ff. 

5) Diese Bestimmungen über das Veto bei der Papstwahl wurden in der 
Konstitution »Vacante Sede Apostolica« vom 25. Dezember 1904 wiederholt. 
Acta Pii X., vol. III, 282 f. 

6) Acta Sanctae Sedis XXXVI, 672 ff. 

T) Acta Sanctae Sedis XXVI, 56 f. 


8) Vgl. Abschnitt XVII, Die Persolvierung der Manualmessen, in diesem 
Archiv 96, 550 ff. 
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3. Das Rundschreiben des pápstlichen Kardinalvikars Respighi 
vom 10. August 1905 an die Pfarrer der Stadt Rom?) verhängte 
die suspensio a divinis latae sententiae für 'die Dauer von acht 
Tagen für alle Kirchenrektoren Roms, die in ihren Kirchen oder 
Oratorien fremde Prediger ohne die schriftliche Autorisation 
des Kardinalvikars zulassen. 

4. Die Enzyklika »Pieni l'animo«?) vom 28. Juli 1906 an 
den italienischen Episkopat über die Disziplin des Klerus ver- 
hängte die suspensio a divinis latae sententiae über alle Priester, 
die der Lega democratica nazionale beitreten. Kleriker, die noch 
nicht Priester sind, werden wegen des Beitritts mit der Inha- 
bilität für den Empfang der heiligen Ordines bestraft. 3) 

o. Das Dekret der Ritenkongregation vom 18. Dezember 1906 
über den Gebrauch der slavonischen Sprache in der hl. Liturgie *) 
verhángte die suspensio a divinis latae sententiae Apostolicae 
Sedi reservata für alle Priester, die ausserhalb der in den vor- 
geschriebenen Index aufgenommenen Kirchen die altslavische 
oder glagolitische Sprache gebrauchen.) 

6. Das Motu proprio »Praestantia Scripturae Sacrae« 6) vom 
18. November 1907 über die Entscheidungen der Bibelkommission 
und die Zensuren und Strafen wegen Missachtung der Vor- 
schriften gegen den Modernismus verhängte die Strafe der Ex- 
kommunikation über alle, die gegen das Dekret des Hl. Offi- 
ziums »Lamentabili sane exitu« und die Enzyklika »Pascendi 
Dominici Gregis« Widerspruch erheben.") 

7. Die Instruktion der Religiosenkongregation »Inter ea«*) 
vom 30. Juli 1909 über die Schuldaufnahme der Orden und 
Klöster verhängte die excommunicatio latae sententiae über alle, 
die die Vorschriften dieser Instruktion über die Einholung des 
Apostolischen Konsenses wegen Schuldaufnahme der Orden und 
Klöster verletzen.?) 


1) Acta Sanctae Sedis XXXVIII, 187. Vgl. Abschnitt XV, Die Ver- 

Kee des kirchlichen Lehramts, in diesem Archiv 96, 419 ff. 
Acta Sanctae Sedis XXXIX, 321 ff. 

3 Vgl. Abschnitt IV über die Standespflichten und Standesrechte des 
Klerus, in diesem Archiv 95, 291. 

4) Acta Apostolicae Sedis I, 577 ff. 

9) Vgl. oben S. 399 f. 

6) Acta Sanctae Sedis XL, 723 ff. 

7) Vgl. Abschnitt XIV über die Maßnahmen zur Bekámpfung des Mo- 
dernismus, in diesem Archiv 96, 412. 

5} Acta Apostolicae Sedis I, 695 ff. 

Vgl. Abschnitt XII über die religiðsen Orden und Kongregationen, 

in en rchiv 96, 257 f. 
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8. Das Dekret der Religiosenkongregation »Quum singulae« !) 
vom 16. Mai 1911 über das Verfahren bei der Ausstoßung und 
Entlassung der Religiosen bestätigte die bereits in dem Dekrete 
»Auctis admodum« vom 4. November 1892 verhängte Strafe der 
suspensio a divinis latae sententiae über alle Religiosen der 
höheren Weihegrade, die definitiv aus dem Orden ausgestoßen 
oder entlassen «worden sind, bis sie nach eingetretener Lebens- 
besserung von der zuständigen Autorität dispensiert werden. Im 
Falle der bloß provisorischen Ausstoßung oder Entlassung gilt 
diese Suspension so lange, bis sie durch das rechtskráftige Urteil 
der ersten oder zweiten Instanz bestátigt oder verworfen wird. ?) 


9. Das Dekret der Konsistorialkongregation »Ethnografica 
studia«?) vom 25. März 1914 für die Priester, die nach Amerika 
und den Philippinen auswandern oder sich in fremden Ländern 
der Auswandererseelsorge widmen, verhángte die suspensio a 
divinis latae sententiae über alle Priester, die die Vorschriften 
über die Legitimation der auswandernden Geistlichen verletzen. 
Bei der Übertretung der Auswanderungsvorschriften für Amerika 
und die Philippinen ist die Lossprechung von der Zensur und 
der etwa nachfolgenden Irregularität der Konsistorialkongregation 
vorbehalten. *) 
| Wenngleich die erwähnten Zensurgesetze deutlich den Willen 
des Papstes bekunden, seinen Verordnungen die gebührende 
Nachachtung zu sichern, so ist ihre Zahl doch in Anbetracht der 
zahlreichen und tiefeingreifenden Reformerlasse keineswegs als 
auffallend hoch zu bezeichnen. Mit Ausnahme von drei Fällen 
(No. 1, 2, 6) betreffen ferner die Zensurvorschriften nur die Geist- 
lichen und Ordensleute, und ausserdem ist ihrer Geltung häufig 
auf selten vorkommende Gelegenheiten (Papstwahl) oder auf be- 
stimmte Territorien (Rom, Italien, Österreichische Küstenländer) 
beschränkt. Besondere Beachtung verdient, dass die unter Nr. 3 
erwähnte Suspension nur für die kurze Dauer von acht Tagen 
gilt. Endlich mag in diesem Zusammenhange noch bemerkt 
werden, dass sich Pius X. zweimal genötigt sah, das General- 
interdikt über zwei italienische Städte zu verhängen. 


1) Acta Apostolicae Sedis UL 235 ff. 

2) Vgl. Abschnitt XIII über die religiósen Orden und Kongregationen, 
in diesem Archiv 96, 264. 

3) Acta Apostolicae Sedis VI, 182 ff. 

4) Vgl. Abschnitt III über die Weihekompetenz der Bischöfe und die 
Auswanderungsvorschriften für Geistliche, in diesem Archiv 95, 286. 
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Am 30. September 1909 11 wurde die Stadt Adria (für 14 Tage) 
und am 10. Dezember 1913?) die Stadt Galatina mit dieser Strafe 
belegt, weil sich ein Teil der Bevólkerung zu einem sakrilegischen 
Angriff auf die Person des Bischofs bezw. Erzbischofs hatte hin- 
reissen lassen. 

Was die übrigen kirchlichen Strafen ausser den Zensuren 
betrifft, so hat das bereits im ersten Teile dieses Abschnittes er- 
wähnte Dekret »Maxima cura^ vom 20. August 1910 über die 
Amtsenthebung der Pfarrer im Verwaltungswege insofern auch 
eine Bedeutung für das materielle Strafrecht, als unter den neun 
Gründen der Amtsenthebung auch einige Disziplinarvergehen 
aufgezählt sind*). Dasselbe gilt von dem Dekret »Quum singulae« 
vom 16. Mai 1911 über das Prozessverfahren bei der Ausstoßung 
oder Entlassung der Religiosen, das Art. 18 vier Verbrechen an- 
gibt, mit denen die Strafe der Ausstoßung oder Entlassung ipso 
jure verbunden ist. 4) 

Eine Anzahl strafrechtlicher Bestimmungen sind in der 
Enzyklika »Pascendi« vom 8. September 1907 enthalten. Sie 
betreffen hauptsáchlich die sofortige Absetzung der modernistisch 
gesinnten Leiter und Professoren an den Seminaren und katho- 
lischen Universitäten, die Ungültigkeitserklärung des theologischen 
Doktorgrades ohne voraufgegangene Absolvierung des vorge- 
schriebenen Kursus der scholastischen Philosophie, das Ein- 
schreiten der Bischöfe gegen modernistische Schriften aller Art 
und die Einsetzung eines Überwachungsrates zur Aufdeckung und 
Bekämpfung des Modernismus. 5) 

Der römische Kardinalvikar Respighi teilte am 25. Januar 
1905 6) den Priestern der Stadt Rom mit, dass allen, die binnen 
drei Jahren nicht die vorgeschriebenen geistlichen Exerzitien 
machen würden, die Fakultät zu zelebrieren und Beicht zu hören, 
nicht erneuert werden würde.) Da alle Geistlichen ein Anrecht 
auf die Erlaubnis des Messelesens und des Beichthörens besitzen, 
ist die Vorenthaltung derselben als Disziplinarstrafe aufzufassen. 
Das Motu proprio »Doctoris Angelici« vom 29. Juni 1914®) über 
das Studium des hl. Thomas von Aquin an den katholischen 

1) Acta Apostolicae Sedis I, 765 f. 

2) Acta Apostolicae Sedis V, 517. 

3) Vgl. dieses Archiv 96, 63 f. 

4) Vgl. dieses Archiv 96, 265. 

5) Vgl. dieses Archiv 96, 414 ff. 

6) Acta Sanctae Sedis XXXVII, 421 ff. 


T) Vgl. dieses Archiv 95, 292. 
8) Acta Apostolicae Sedis VI, 336 ff. 


| 
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Universitäten und theologischen Lehranstalten Italiens erklärte 
diejenigen Anstalten des theologischen Promotionsrechtes für ver- 
lustig, die sich nicht binnen drei Jahren den Bestimmungen des 
päpstlichen Erlasses anpassen würden. !) 

Endlich mag noch erwähnt werden, dass gemäß dem Dekrete 
der Konsistorialkongregation »Recta«?) vom 30. März 1910 über 
die Besetzung der Bischöflichen Stühle in Nordamerika ein Diö- 
zesankonsultor, der das Wahlgeheimnis verletzt, sofort seiner Stelle 
enthoben werden soll. Ein stimmberechtigter Pfarrer verliert wegen 
desselben Vergehens für immer sein Stimmrecht. 5) 

' Man ersieht sofort, dass fast sámtliche Strafgesetze Pius' X. 

einen disziplinären Charakter haben. Auf die interessante Er- 
Scheinung, dass Pius X. die Vorenthaltung gewisser Vollmachten 
und den Entzug von Privilegien als Strafmittel angewandt hat, 
sei besonders hingewiesen. 


XXVII. 
Die Organisationsfrage der katholischen Arbeiter.*) 


Aus Anlass eines langwierigen Streites zwischen den beiden 
Hauptorganisationen der katholischen Arbeiter in Deutschland, 


1) Vgl. dieses Archiv 95, 107 f. 

2) Acta Apostolicae Sedis Il, 286 ‚ff. 

3) Vgl. dieses Archiv 95, 651. | 

4) Ghibellinus und Germanicus, 45 Thesen zur Gewerkschaftsenzyklika 
Singulari quadam, 1912. (Steht auf dem Index.) Leo Mergentheim, Zur Orien- 
tierung in der Enzyklika- und Gewerkschaftsfrage. Sonderabdruck aus den 
Mitteilungen für die Vorsteher der katholischen Gesellenvereine, 1913. Ferdinand 
Schönsteiner, Die Enzyklika des Papstes Pius X. »Singulari quadam caritatec 
vom 24. September 1912 über die katholischen und gemischten Arbeiterver- 
bände, in: Korrespondenzblatt für den katholischen Klerus Oesterreichs XXXII, 
74 ff. Die päpstliche Enzyklika über die Arbeiterorganisation, in: Historisch- 
pue Blätter für das katholische Deutschland CL, 713 ff. Bremer, Der 
nterkonfessionalismus im öffentlichen Leben, ebenda 830 ff. Kuckhoff, Neue 
innerpolitische Strómungen und christliche Gewerkschaften, in: Allgemeine 
Rundschau X, 895 f. A. Faulhaber, Die christliche Gewerkschaftsbewegung, 
1914. Theodor Brauer, Ein Wort zur Gewerkschaftsfrage, in: Hochland XI, 
2 S. 91 ff. A. Erdmann, Die christlichen Gewerkschaften, insbesondere ihr 
Verhältnis zu Zentrum und Kirche, 1914. A. Retzbad Die wirtschaftliche 
Organisation der Katholiken, insbesondere der katholischen Arbeiter, in: So- 
ziale Revue XIV, 1 ff. Theodor Wacker, Zentrum und kirchliche Autorität, 
in der Broschüre »Qegen die Quertreiber«, 1914. (Steht auf dem Index.) Her- 
mann Flamm, Kirchliches Lehramt und soziale Frage, in: Zeitschrift für Politik 
VII, 456 ff. Michael Gasteiger, Die christliche Arbeiterbewegung. [Frankfurter 
zeitgemäße Broschüren XXXII, 5.) 1914. Der Kölner Gewerkschaftsprozess. 
Die Grundsätze der christlichen Gewerkschaften, 1914. Yves de la Briére, 
L'encyclique »Singulari quadam« sur les syndicats confessionels et entrecon- 
fessionels, in: Etudes Nov. 5, 1913, 700 ff. Le unioni professionali nei docu- 
menti pontifici, in: La Civiltà Cattolica LXV, 2 S. 546 if. A. Vermeersc, De 
syndicaten en de christene leer, Antwerpen, 1914. Caissotti di Chiusano, Il 
sindicalismo cristiano in un articulo della Civiltà Cattolica, Torino 1914. 
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von denen die eine, die sog. Berliner Richtung, auf konfessioneller, 
die andere, die sog. Kölner Richtung, auf interkonfessioneller 
Grundlage beruht, sah sich Pius X. bewogen, zunächst mehrfach 
in beschwichtigender und ausgleichender Weise zwischen den 
streitenden Parteien aufzutreten.') Zuletzt nahm er in der be- 
deutungsvollen Enzyklika »Singulari quadam« ?) vom 24. September 
1912 grundsätzlich zu der Frage nach der Organisation der katho- 
lischen Arbeiter in Deutschland Stellung. 

Im ersten Teile dieses Rundschreibens betont der Hl. Vater 
im Anschlusse an die Enzykliken Leos XIII. »Rerum novarum« 


und »Graves de communi«, sowie das Hirtenschreiben der preussi- „ 
schen Bischofskonferenz zu Fulda vom 22. August 1900, dass 


die soziale Arbeiterfrage und die mit ihr verknüpften Probleme 
über Charakter und Dauer der Arbeit, die Lohnzahlung und den 
Arbeiterstreik nicht rein wirtschaftlicher, sondern in erster Linie 
_ Sittlicher und religiöser Natur seien und daher vornehmlich nach 
dem Sittengesetz und vom Standpunkt der Religion aus gelóst 
werden müssten. 

Von diesem Grundsatze ausgehend, erklärt er sich für 
kompetent, den deutschen Arbeitern Vorschriften über ihre beruf- 
liche Organisation zu geben, da die Katholiken nicht nur in 
ihrem Privatleben, sondern auch im gemeinsamen und ôffent- 
lichen Leben sich dem Urteile und dem Richteramte der Kirche 
unterwerfen müssten. Er erklärt, dass entsprechend seinen früheren 
Kundgebungen die auf konfessioneller d. i. katholischer Grund- 
lage errichteten Arbeiterorganisationen am meisten zu billigen 
seien. Diese verdienen besonders in katholischen Gegenden und 
allen anderen Gegenden, in denen anzuerkennen ist, dass sie den 
verschiedenen Bedürfnissen ihrer Mitglieder genügen, eifrig unter- 
stützt und gefördert zu werden. Hier wäre es in keiner Weise 
zu billigen, die gemischten Arbeiterorganisationen zu fördern und 
zu verbreiten. Dagegen steht nichts im Wege, dass sich die 
katholischen Arbeiterverbände mit den akatholischen in einem 
Kartellverhältnis zusammenschliessen, wenn dieses im Interesse 
der Verbesserung der sozialen Lage der Arbeiter wünschenswert 
erscheint. 

Mit Rücksicht auf die gegenwärtige Lage der katholischen 


—- 


1) Vgl. die Schilderung des Verlaufs des Gewerkschaftsstreites von 
J. Selbst im Kirchlichen Handbuch für das katholische Deutschland, herausgeg. 
von H. A. Krose, III, 102 f. und IV, 123 ff. 


2) Acta Apostolicae Sedis IV, 657 ff. 


— & A modem wegen ees = . 
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Arbeiter in Deutschland will der Papst aber auch die inter- 
konfessionellen Gewerkschaften nicht verbieten, sondern so lange 
dulden, als keine Umstände eintreten, die diese Duldung als un- 
zweckmäßig und ungerechtfertigt erscheinen lassen. Ferner müssen 
gewisse Kautionsvorschriften beobachtet werden, um die mit der 
Zugehörigkeit zu den interkonfessionellen Verbänden für die katho- 
lischen Mitglieder verbundenen Gefahren zu beseitigen. . Erstens 
ist dafür Sorge zu tragen, dass die katholischen Mitglieder der 
-. interkonfessionellen Gewerkschaften gleichzeitig den katholischen 
Arbeitervereinen angehören. Zweitens müssen sich die inter- 
konfessionellen Gewerkschaften als solche von allen Bestrebungen 
fern halten, die der katholischen Lehre oder den Befehlen der 
kirchlichen Autorität widerstreiten. Die Bischöfe haben hierüber 
zu wachen und angelegentlichst dafür zu sorgen, dass die Katho- 
liken aus ihrer Zugehörigkeit zu den gemischten Gewerkschaften 
keinen Schaden an ihrem Seelenheile erleiden. - 

.. Am Schlusse ermahnt das Oberhaupt der katholischen Kirche 
die deutschen Katholiken, allen Streitigkeiten und Anfeindungen 
unter einander ein Ende zu setzen und sich den Weisungen ihrer 
Bischöfe und des Apostolischen Stuhles, der die gegenwärtige 
Angelegenheit an sich gezogen hat, ehrerbietig zu unterwerfen. 

. Die deutschen Bischöfe haben die päpstliche Enzyklika ihren 
Diözesanen mitgeteilt und durch ein vom 5. November 1912 zu 
Fulda datiertes gemeinsames Hirtenschreiben !) erläutert. Als später 
Meinungsverschiedenheiten über ihre Auslegung entstanden, an 
denen die Bischöfe Kardinal Kopp von Breslau und Schulte von 
Paderborn beteiligt waren, erschien am 19. Februar 1914 das 
zweite Pastoralschreiben?) über die Enzyklika von Seiten der 
Bischöfe der Kölnischen Kirchenprovinz und der ihr angeschlos- 
senen Diözesen, das vom Hl. Stuhle ausdrücklich und unein- 
geschränkt gebilligt wurde. 5) 

In der Konsistorialallokution vom 27. Mai 19144) kam der 
Hl. Vater nochmals auf die Frage der interkonfessionellen Gewerk- 
schaften zurück und forderte die neuernannten Kardinäle auf, in 
ihrer Heimat für die Durchführung der in der päpstlichen Enzy- 
 klika erteilten Weisungen tätig zu sein. Einige Monate früher 
hatte der Kardinalstaatssekretar Merry del Val in einem Schreiben . 


1) Siehe dieses Archiv 93, 84 ff. 

2) Archiv 94, 279 ff. 

3) Vgl. dieses Archiv 95, 521. 

4) Acta Apostolicae Sedis VI, 260 ff, 
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an den Präsidenten des »Katholischen Volksbundes« in Österreich, 
Grafen Ferdinand von Trauttmansdorff, vom 26. Januar 1914!) 
sich gegen die Einführung von interkonfessionellen Arbeiter- 
organisationen in katholischen Gegenden ausgesprochen. 

Endlich ist noch zu erwähnen, dass der Streit um den 
Interkonfessionalismus, der früher bereits das Gebiet der schónen 
Literatur gestreift hatte, auch auf das politische Gebiet, die Organi- 
sation der deutschen Zentrumsparteien hinübergespielt wurde. 
Eine von dem badischen Pfarrer Theodor Wacker am 15. Februar 
1914 in Essen gehaltene und spáter gedruckte Rede wurde von 
der Indexkongregation reprobiert.?) Die bald darauf erfolgende 
Kundgebung in einem Hirtenbriefe des Bischofs Archi von Como 
drohte den Streit noch weiter auszudehnen, als ihm durch den 
Beginn des grossen europäischen Krieges ein plótzliches Ende 
gesetzt wurde. 

Das autoritative Eingreifen Pius’ X. in der Frage der deut- 
schen Arbeiterorganisation hat meines Erachtens eine doppelte 
Bedeutung: 1) eine theoretische und grundsätzliche, in dem es 
die unverjährbaren Rechte der kirchlichen Autorität auf die Ent- 
scheidung der religiósen und sittlichen Fragen in allen Angelegen- 
heiten des privaten und öffentlichen Lebens der Katholiken wahrte, 
und 2) eine praktische, indem es dem sozialen Wirken der Kirche 
durch katholische. Organisationen einen neuen und nachhaltigen 
Impuls gegeben hat. Nachdem die Streitigkeiten, die sich zum Teil 
aus der gemischten, d. i. weltlich-geistlichen Natur des Gegenstandes 
ergaben, hoffentlich für immer beigelegt sind, werden sich die 
günstigen Folgen der Gewerkschaftsenzyklika unseres Papstes bei 
der Neuorientierung der deutschen Katholiken nach dem Friedens- 
schluss bemerkbar machen. 


Schlusswort. 


Nach der langen Wanderung durch die Reformgesetzgebung 
Pius’ X. wird mancher Leser den Wunsch empfinden, dass ich 
die Ergebnisse der Darstellung am Schlusse in einigen Sätzen 
zusammenfasse. 

Fast könnte man versucht sein, auf die gesetzgeberische 
Tätigkeit unseres Papstes den Ausspruch der Hl. Schrift anzu- 
wenden: Ecce, nova facio omnia! Diese Worte sind insofern 


1) Acta Apostolicae Sedis VI, 129 f. 
2) Acta Apostolicae Sedis VI, 314. 
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zutreffend, als fast das ganze Gebiet des Kirchenrechts von der 
teformatorischen Hand Pius’ X. bertihrt worden sind. 

Die wenigsten grundsätzlichen Änderungen hat das kano- 
nische Strafrecht erfahren, wenngleich unser Gesetzgeber eine 
nicht unbedeutende Anzahl neuer Straf- und Zensurengesetze den 
bereits bestehenden hinzugefügt hat. Ebenso beschränken sich 
die Verbesserungen des Prozessrechts hauptsächlich auf die zeit- 
gemáfe Umformung der Prozessordnungen der Rota und der 
Apostolischen Signatur, die das allgemeine Prozessrecht nur in- 
direkt beeinflussen. 

. Die meisten Reformerlasse hat das Ordensrecht aufzuweisen, 
deren Zahl sich auf nicht weniger als 25 beläuft. Viele von ihnen, 
wie z. B. die Erlasse über die Erlaubnis des Hl. Stuhles für jede 
neue Kongregationsgründung, den Statusbericht der Generaloberen 
der päpstlichen Institute, das Alter der Laienbrüder für die Ab- 
legung der feierlichen Gelübde, die Einführung des Postulations- 
instituts für die Laienbrüder und die weiblichen Orden mit feier- 
lichen Gelübden, die Schuldaufnahme der Orden und Kloster, 
die Beichten der männlichen. und weiblichen Religiosen, sind 
von tief einschneidender Bedeutung. 

Nicht minder eifrig war unser Papst für die sittliche und 
intellektuelle Hebung des Weltklerus besorgt, wie seine zahl- 
reichen Gesetze über die Bildung und Erziehung des jungen 
Klerus, die klerikalen Standespflichten und -rechte beweisen. Dass 
er über der reformatio in membris die reformatio in capite nicht 
vergessen hat, zeigt das grosse Unternehmen der Neuordnung 
der römischen Kurie, das ihm für alle Zeiten den Ehrennamen 
eines Reformator curiae eingetragen hat. 

Der Seelsorge des Volkes waren die Gesetze über die Amts- 
enthebung der Pfarrer im Verwaltungswege und über die häufige 
und tägliche Kommunion der Gläubigen sowie die Erstkommunion 
der Kinder gewidmet, die ihre wohltätigen Folgen bereits allent- 
halben kundtun. Mit Nachdruck hat unser Papst ferner die reli- 
giöse Unterweisung der Jugend eingeschärft und sich der Seel- 
sorge der nur zu oft einsamen und verlassenen Auswanderer mit 
besonderer Vorliebe angenommen. | 

Ich erwähne endlich die Reformen des kanonischen Ehe- 
schliessungsrechtes, des Kirchengesanges, des Breviers und der 
Feiertagsordnung, um aus der Fülle des Stoffes nur das aller- 
wichtigste hervorzuheben. 

Mit einem Worte kann man die gesetzgeberische Tätigkeit 
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Pius’ X. dahin charekterisieren, dass er seit dem Konzil von 
Trient von allen Päpsten die meisten und besten Reformgesetze 
erlassen hat. Man möge mir gestatten, sein Werk mit den An- 
fangsworten seiner bekanntesten Erlasse zusammenzufassen: Ar- 
duum sane munus sapienti consilio, maxima cura suscepit et feli- 
citer absolvit. 


Zusammenstellung 
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Il. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Enzyklika ,Humani generis“ über die Predigt, 
vom 15. Juni 1917. Nebst den zugehórigen Normen der 
Konsistorialkongregation vom 28. Juni 1917. ') 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 305 ff. u. 328 ff.) 


I. 
Litterae Encyclicae de praedicatione divini verbi. 


BENEDICTUS PP. XV 
VENERABILES FRATRES SALUTEM ET APOSTOLICAM BENEDICTIONEM. 


Humani generis Redemptionem Iesus Christus in ara Crucis 
moriendo cum consummasset, velletque adducere homines ut, 
suis praeceptis obtemperando, compotes fierent aeternae vitae, 
non alia usus est via quam suorum voce praeconum qui, quae 
ad salutem credenda faciendaque essent, hominum universitati 
dentntiarent. Placuit Deo. per stultitiam praedicationis salvos 
facere credentes.*) Elegit igitur Apostolos, quibus cum per 
Spiritum Sanctum dona infudisset tanto muneri consentanea, 
Euntes, inquit, in mundum universum praedicate Evangelium.*) 
Quae quidem praedicatio faciem orbis terrae renovavit. Nam, 
si Fides christiana mentes hominum a multiplici errore ad veri- 
tatem, animosque a sordibus vitiorum ad omnium virtutum ex- 
cellentiam convertit, profecto ipsius praedicationis ope convertit: 
Fides ex auditu, auditus autem per verbum Christi. *) Quapropter, 
quoniam, Dei nutu, iisdem causis quibus procreatae sunt, res 
conservantur, patet praedicationem christianae sapientiae ad con- 
tinuandum aeternae salutis opus divinitus adhiberi; et eam in 
maximis gravissimisque rebus iure numerari: in quam propterea 
curae cogitationesque a Nobis praecipuae conferendae sunt, maxime 
si aliqua ex parte, a nativa integritate, cum suae efficacitatis 
detrimento, deficere videatur. 


1) Vgl. über die Erlasse Leos XIII. u. Pius X. N. Hilling, Die Ver- 
waltung des kirchlichen Lehramts. (Predigt und Katechese) [Quellensammlung 
für das geltende Kirchenrech, 8] 1916. 


2) 1 Cor., 1, 21. — 3) Marc., 16, 15. — 4) Rom., 10, 17. 
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Id enimvero est, venerabiles Fratres, quod ad ceteras miserias 
horum temporum quibus Nos ante alios sollicitamur, accedit, 
Etenim, si circumspiciamus quam multi sint qui verbo Dei prae- 
dicando dant operam, tanta occurret copia, quanta fortasse, num- 
quam fuit antea. Si autem consideremus, quo loco sint publice 
ac privatim mores atque instituta populorum, crescit in dies vulgo 
rerum quae supra naturam sunt, despicientia et oblivio; sensim 
a christianae virtutis severitate disceditur, maioresque ad probro- 
sam ethnicorum vitam quotidie regressus fiunt. 

Horum quidem malorum variae sunt multiplicesque causae: 
nemo tamen negaverit deplorandum esse quod eis malis a mini- 
stris verbi. non satis afferatur medicinae. Numquid sermo Dei 
talis esse desiit, qualis ab Apostolo dicebatur, vivus et efficax 
et penetrabilior omni gladio ancipiti? Num gladii huius aciem 
usus diuturnitas hebetavit? Vitio certe tribuendum est mini- 
strorum qui non tractant, quemadmodum oportet, hunc gladium, 
si is non omnibus locis vim suam exerceat. "Neque enim dici 
potest melioribus, quam nos, temporibus Apostolos usos esse, 
quasi tum aut plus esset docilitatis ad a aut minus 
contra divinam legem contumaciae. 

Omnino igitur, quod nos apostolici officii senecientis ad- 
monet duorumque proximorum Decessorum exemplum hortatur, 
huc summo studio, pro rei gravitate, incumbendum Nobis esse 
intelligimus, ut praedicationem divini verbi ad eam normam, ad 
quam Christi Domini iussu Ecclesiaeque statutis emgende: est, 
ubique revocemus. 

Principio, venerabiles Fratres,. quaeramus oportet, quas ob 
causas in hoc genere de via declinetur. Iam istae causae ad tres 
redire videntur: aut is ad praedicandum assumitur qui non debet ; 
aut id muneris non eo exercetur consilio quo debet; aut non eo 
modo quo oportet. 

Etenim praedicationis munus, ex Tridentinae Synodi doctrina, 
Episcoporum praecipuum est.‘) Apostoli quidem, quorum, in 
locum successere Episcopi, hoc maxime suarum partium esse 
duxerunt. Ita Paulus: Non enim misit me Christus baptizare, 
sed evangelizare.*) Ceterorum autem Apostolorum ea fuit sen- 
tentia: Non est aequum nos derelinquere verbum Dei, et mini- 
strare mensis.*) Etsi autem proprium id est Episcoporum, tamen, 
quoniam variis distenti curis in suarum gubernatione ecclesiarum, 


1) Sess. XXIV, De Ref., c. IV. — 2) 1 Cor., 1, 17. — 3) Act., 6,2. 
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nec semper nec usque quaque ipsi per se possunt, necesse est 
etiam per alios huic officio satisfaciant. Quare in hoc munére 
quicumque praeter Episcopos versantur, dubitandum non est 
quin, episcopali fungentes officio, versentur. — Haec igitur prima 
lex sanciatur, ut munus praedicationis sua sponte suscipere liceat 
nemini; sed ad illud exsequendum cuivis opus sit missione legi- 
tima, quae, nisi ab Episcopo, dari non potest: Quomodo prae- 
dicabunt, nisi mittantur? 1) Missi sunt enim Apostoli et ab Eo 
missi qui summus est Pastor et Episcopus animarum nostrarum ?); 
missi septuaginta duo illi discipuli; ipseque Paulus, quamvis 
constitutus iam a Christo vas electionis ut nomen eius coram 
gentibus et regibus portaret,*) tum demum iniit apostolatum 
quum seniores, Spiritus Sancti mandato Segregate mihi Saulum 
in opus (Evangelii)‘), obtemperantes, eum cum impositione 
manuum dimisissent. Id quod primis Ecclesiae temporibus per- 
petuo usitatum est. Omnes enim, vel qui in sacerdotum ordine 
eminebant, ut Origenes, et qui postea ad episcopatum evecti sunt, 
ut Cyrillus Hierosolymitanus, ut loannes Chrysostomus, ut 
Augustinus ceterique Doctores Ecclesiae veteres, sese ex sui 
quisque Episcopi auctoritate ad praedicandum contulerunt. 

Nunc vero, venerabiles Fratres, longe aliud venisse in con- 
suetudinem videtur. E sacris oratoribus non ita pauci sunt in 
quos apte cadere illud dixeris quod queritur Dominus apud lere- 
miam: Non mittebam prophetas, et ipsi currebant.") Nam eui- 
cumque vel ex ingenii indole vel aliis quibusvis de causis mini- 
sterium verbi suscipere libuerit, facile ei patet aditus ad suggesta 
templorum, tamquam ad palaestram in qua quivis suo arbitratu 
sese exerceat. [Itaque ut iam de medio tollatur tanta perversitas, 
vestrum est, venerabiles Fratres, providere; et quoniam de pabulo 
vestris gregibus praebito reddenda Deo Ecclesiaeque a vobis 
ratio est, ne sinite ut quis, iniussu vestro, in ovile se inferat, et 
oves Christi ad suum arbitrium pascat. Nemo igitur in dioece- 
sibus vestris, nisi vocatus probatusque a vobis, iam nunc sacras 
conciones habeat. 

Hic vero summa cum vigilantia attendatis volumus quibus 
munus tam sanctum demandetis. Qua in re Episcopis hoc tan- 
tum, Concilii Tridentini decreto, permittitur ut idoneos eligant, - 
id est qui possint officium praedicationis salubriter exsequi. 
Salubriter, dictum est- notate verbum quo rei continetur norma - 


1) Rom., 10, 15. — 2) 1 Petr., 2, 25. — 3) Act., 9, 15. — 5) Act. 13,2. 
— 5) lerem., 23, 21. 
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non eloquenter, non cum plausu audientium, verum cum ani- 
marum fructu, ad quem, tamquam finem, divini verbi admini- 
stratio pertinet. — Quod si pressius definiri a Nobis cupitis quos 
reaspe habeatis idoneos, eos dicimus in quibus divinae vocationis 
argumenta reperietis. Nam quod requiritur ut quis ad sacer- 
dotium admittatur: Nec quisquam sumit sibi honorem, sed qui 
vocatur a Deo), idem opus est ut quis ad praedicandum habilis 
aptusque iudicetur. Quae quidem vocatio haud difficile depre- 
henditur. Christus enim, Dominus et Magister Noster, cum in 
eo esset ut in caelum adscenderet, nequaquam dixit Apostolis 
ut illico, diversi abeuntes, praedicare inciperent: Sedete, inquit, 
in civitate, quoadusque induamini virtute ex alto.*) Hoc igitur- 
erit indicio quempiam divinitus ad id muneris vocari, si is vir- 
tute ex alto sit indutus. Quod cuiusmodi sit, licet ex iis colli- 
gere, venerabiles Fratres, quae in Apostolis, statim ut virtutem 
desuper acceperint, scimus evenisse. Ubi enim in eos Spiritus 
Sanctus descendit - ne mirifica, quibus aucti sunt, charismata 
attingamus - ex rudibus infirmisque hominibus docti perfectique 
evaserunt. Sit igitur sacerdos quispiam congruenti tum scientia 
tum virtute praeditus - modo ei dona naturae suppetant quae 
necessaria sunt ne tentetur Deus - recte ad praedicationem vocatus 
videbitur, neque erit cur ab Episcopo ad hoc munus non possit 
assumi. Quod ipsum vult Tridentina Synodus, cum edicit, ne 
quos Episcopus praedicare sinat qui non sint moribus et doctrina 
probati.*) Itaque Episcopi est eos, quibus praedicandi munus 
deferre cogitat, diu multumque experiri ut quae quantaque sit 
eorum et doctrinae copia et vitae sanctimonia cognoscat. Qui 
si remisse negligenterque se gesserit, is profecto in re gravis- 
sima deliquerit, et in eius caput culpa recidet vel errorum quos 
imperitus praedicator fuderit, vel offensionis malique exempli quod 
improbus dederit. 


Quo autem faciliores in hoc vestras, venerabiles Fratres, 
reddamus partes, volumus ut qui praedicandi potestatem petunt, 
non secus ac qui confessiones peccatorum excipiendi, de eorum 
moribus et eruditione posthac duplex severumque fiat iudicium. 
Quisquis igitur in alterutro mancus et claudicans repertus sit, 
nullo rei cuiusquam respectu, repellatur ab eiusmodi munere cui 
non esse eum idoneum constiterit. Postulat id vestra ipsorum 
dignitas, quorum vices a praedicatoribus geruntur, ut diximus; 


1) Hebr., 5, A — 2) Luc., 24, 49. — 3) Loc. cit. 
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flagitat Ecclesiae sanctae utilitas, quandoquidem sal terrae et 
lux mundi esse'), si quis alius, is debet qui in verbi ministerio 
versatur. 

His probe consideratis rebus, ultra progredi ad explicandum 
quem sacrae praedicationis et finem et modum esse opporteat, 
. supervacaneum potest videri. Nam si ad eam, quam memora- 
vimus, regulam sacrorum oratorum delectus exigatur, quid est 
dubii quin, congruis ornati virtutibus, dignam in praedicando et 
causam sibi proponant et rationem teneant? Sed tamen prodest 
haec duo illustrare capita, ut eo melius appareat, quare interdum 
boni praedicatoris forma in nonullis desideratur. 

Quid praedicatoribus debeat in suscepto munere exsequendo 
esse propositum, licet intelligere ex eo quod ii possunt ac debent 
de se idem, quod Paulus, affirmare: Pro Christo legatione 
fungimur.?) Si autem legati sunt Christi, illud ipsum velle 
debent in legatione peragenda quod Christus voluit in danda; 
immo quod ipse, dum vixit in terris, sibi proposuit. Neque enim 
Apostoli, et praedicatores post Apostolos, alio missi sunt atque 
Christus: Sicut misit me Pater, et ego mitto vos.*) Scimus 
autem cuius rei gratia Christus de caelo descenderit: aperte enim 
declaravit: Ego ad hoc veni in mundum, ut testimonium perhi- 
beam veritati*), Ego veni, ut vitam habeant.) 

Utrumque igitur persequantur oportet qui sacrae praedi- 
cationi dant operam, id est, ut traditae a Deo veritatis diffundant 
lumen et ut in iis qui audiunt, supernaturalem excitent alantque 
vitam; brevi, ut animarum quaerendo salutem, Dei promoveant 
gloriam. Quare, sicut perperam appelletur medicus, qui medi- 
cinam non faciat, vel alicuius artis doctor qui eam non doceat 
artem, sic qui praedicando non curat ad pleniorem Dei cog- 
nitionem et ad aeternae salutis viam homines adducere, eum decla- 
matorem vaniloquum appellari licet, praedicatorem evangelicum 
non licet. Atque utinam huiusmodi declamatores nulli sint! — 
Quid vero est quo ducuntur maxime? Alii quidem inanis gloriae 
cupiditate: cui scilicet ut satisfaciant: »Student magis alta quam 
»apta dicere, facientes apud infirmas intelligentias miraculum sui, 
»non ipsorum salutem operantes. Erubescunt humilia et plana 
»dicere, ne sola haec scisse videantur ... Erubescunt lactare par- 
»vulos«.9) Cumque lesus Dominus ex humilitate, auditorum 
ostenderet se eum esse qui exspectabatur: Pauperes evangeli- 


1) Matth., 5, 13, 14. — 2) 2 Cor., 5, 20. — 3) Ioan., 20, 21. — 4) Ibid. 
18, 37. — 5) Ibid., 10, 10. — Gillebertus Ab., /n Cant. Canticor. serm. XXVII, 2- 
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zantur,‘) quid non moliuntur isti, ut ex urbium celebritate atque 
ex primariorum dignitate templorum commendationem suis ser- 
monibus acquirant? Quoniam autem in rebus a Deo revelatis 
quaedam sunt quibus corruptae humanae naturae perterreatur 
infirmitas, quaeque ob eam causam accomodatae non sunt ad 
evocandam multitudinem, ab iis caute se abstinent eaque tractant 
in quibus, si loci rationem excipias, nihil est sacrum. Ac non 
raro contingit ut in media pertractatione rerum aeternarum la- 
bantur ad politica, praesertim si quid eius generis animos audien- 
tium vehementer teneat occupatos. Omnino unum hoc iis esse 
studium videtur, placere audientibus eisque morem gerere quos 
Paulus prurientes auribus?) dicit. Hinc ille gestus non sedatus 
et gravis, sed qualis in scaena aut in concione populari solet 
agi; hinc illae vocis vel remissiones molliores, vel contentiones 
tragicae; hinc illud orationis genus proprium ephemeridum; hinc 
sententiarum illa copia ab impiorum et acatholicorum petita 
scriptis, non a divinis Litteris, non a Sanctis Patribus; hinc de- 
nique illa et, quae ab eorum plerisque usurpatur volubilitas 
lanta verborum, qua obtundant quidem aures et admirationem 
moveant audientibus, sed nihil his boni afferant quod domum 
reportent. Iam vero mirum quantum praedicatores isti opinione 
falluntur. Habeant licet quem tanto cum labore nec sine sacri- 
legio petunt plausum imperitorum: num pretium est operae, 
quando simul subeunda eis est prudentium omnium vituperatio et, 
quod est maius, formidandum Christi severissimum iudicium? 

Quamquam, venerabiles Fratres, unice plausus quaerere 
praedicando non omnium est qui a regula normaque aberrant. 
Plerumque huiusmodi significationes qui captant, ideo captant 
ut eas ad aliud assequendum dirigant vel minus honestum. 
Nam, oblivioni dantes illud Gregorii: »Non praedicat sacerdos ut 
comedat, sed ideo ut praedicet, manducare debet«?) haud ita 
rari sunt qui, cum ad alia munera, quibus decenter alerentur, non 
se factos esse intelligerent, ad praedicationem se contulerunt, 
non ministerii sanctissimi rite exercendi, verum quaestus faciendi 
causa. Videmus igitur curas omnes istorum minime conversas 
esse ad quaerendum ubi maior sperari possit fructus animarum, 
sed ubi plus conficiatur praedicando lucri. 

lam vero, cum ab his nihil exspectare liceat Ecclesiae, nisi 
damnum et dedecus, summopere vobis, venerabiles Fratres, est 


1) Matth. 11, 5. — 2 Tim. 4, 3. — 3) In I Regum, lib. UL 
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vigilandum, ut, si quem inveneritis praedicatione ad suam gloriam 
vel ad quaestum abuti, eum sine cunctatione amoveatis ab officio 
praedicandi. Nam qui rem tam sanctam polluere non veretur 
tanta perversitate propositi, non sane dubitabit ad omnes indig- 
nitates descendere, ignominiae labem aspergens non sibi tantum, 
sed ipsi etiam sacro muneri, quod tam prave administrat. 

Eadem autem erit adhibenda severitas in eos qui quo decet 
modo non praedicent, propterea quod ea neglexerint, quae ad 
recte hoc ministerium obeundum necessario requiruntur. Haec 
vero quae sint, docet exemplo suo is qui ab Ecclesia cognomi- 
natus est Praedicator veritatis, Paulus Apostolus: cuius similes 
praedicatores utinam, Dei miserentis beneficio, multo plures ha- 
beamus. 

Primum igitur quod discimus a Paulo hoc est, quam bene 
paratus et instructus ad praedicandum venerit. Neque vero hic 
loquimur de. doctrinae studiis in quibus, Gamaliele magistro, di- 
ligenter versatus erat. Scientia enim in eo per revelationem in- 
fusa, obscurabat ac paene obruebat eam quam ipse sibi com- 
paraverat: quamquam hanc quoque non parum ei profuisse ex 
eius Epistolis apparet. Prorsus neccessaria est praedicatori scientia, 
ut diximus, cuius quidem luce qui caret, facile labitur, ex Con- 
cilii Lateranensis IV verissima sententia: »Ignorantia est mater 
cunctorum errorum.« Non tamen de qualibet rerum scientia 
volumus intelligi, sed de ea scilicet quae propria est sacerdotis, 
quaeque, ut in pauca conferamus rem, cognitione sui, Dei, et 
officiorum continetur: sui, inquimus, ut suas quisque utilitates 
omittat; Dei, ut, omnes ad eum et cognoscendum et diligendum 
adducat; officiorum, ut ea servet et servari praecipiat. Ceterarum 
rerum scientia, ista si desit, inflat nec quicquam prodest. 

Illud potius videamus, qualis in Apostolo praeparatio fuerit 
animi. Qua quidem in re tria sunt maxime consideranda. Pri- 
mum ut se totum Paulus divinae voluntati dediderit. Vixdum 
enim, cum iter faceret Damascum, lesu Domini virtute tactus 
est, edidit illam Apostolo dignam vocem: Domine, quid me vis 
facere?) Nam promiscua illi statim coeperunt esse pro Christo, 
sicut perpetuo fuerunt postea, laborare et quiescere, egere et 
abundare, laudari et contemni, vivere et mori. Non est dubium 
quin ideo in apostolatu tantum profecerit, quod se Dei voluntati 
pleno cum obsequio permisit. Quare similiter ante omnia ob- 
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sequatur Deo quisquis praedicator ad salutem animarum nititur ; 
ut nihil quidquam sit sollicitus quos auditores, quem successum, 
quos fructus habiturus sit: denique ut Deum dumtaxat, non se 
respiciat. 

Hoc autem tantum Deo obsequendi studium animum postu- 
lat adeo comparatum ad patiendum, ut nullum fugiat laboris 
molestiaeque genus. Quod alterum in Paulo fuit insigne. Nam, 
cum de eo dixisset Dominus: Ego ostendam illi, quanta oporteat 
eum pro nomine meo pati,') ipse deinde aerumnas omnes tanta 
cum voluntate complexus est ut scriberet: Superabundo gaudio 
in omni tribulatione nostra.*) lam vero haec laboris tolerantia 
in praedicatore si emineat, cum quicquid humani in eo sit, ab- 
stergeat, ac Dei gratiam ei ad fructum ferendum conciliet, tum 
incredibile est quam eius operam christiano populo commendet. 
Contra, parum ad permovendos animos ii possunt, qui quo- 
cumque venerint, ibi commoditates vitae plus aequo consectantur, 
ac dum suas conciones habeant, nihil aliud fere attingunt mini- 
Sterii sacri, ut appareat plus eos propriae servire valetudini, quam 
animarum utilitati. 

Tertio denique loco spiritum orationis qui dicitur, neces- 
sarium praedicatori esse intelligimus ex Apostolo; qui ut primum 
vocatus est ad apostolatum, Deo supplex esse instituit: Ecce 
enim orat.*) Etenim non copiose dicendo nec subtiliter disserendo 
aut vehementer perorando salus quaeritur animarum: qui hic 
consistat praedicator nihil est nisi aes sonans aut cymbalum 
tinniens.*) Id quo fit ut vigeant humana verba mirificeque valeant 
ad salutem, divina est gratia: Deus incrementum dedit.°) Dei 
autem gratia non studio et arte comparatur, sed precibus impe- 
tratur. Quare qui parum aut nihil orationi est deditus, frustra in 
praedicatione operam curamque consumit, cum coram Deo nec 
sibi nec audientibus quicquam proficiat. 

Itaque, paucis concludentes quae hactenus diximus, his 
Petri Damiani verbis utamur: »Praedicatori duo sunt permaxime 
»necessaria, videlicet ut sententiis doctrinae spiritualis exuberet, 
»et religiosae vitae splendore coruscet. Quod si sacerdos quis- 
»piam ad utrumque non sufficit, ut et vita clarus et doctrinae 
»facultate sit profluus; melior est vita procul dubio quam 
»doctrina ... Plus valet vitae claritas ad exemplum, quam elo- 
»quentia vel urbanitas accurata sermonum ... Necesse est ut 


1) Ibid., 9, 16. — 2) 2 Cor., 7, 4. — 3) Act., 9, 11. — 4) 1 Cor. 13, 1. 
— 9) Ibid., 3, 6. 
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»sacerdos, qui praedicationis officio fungitur, et doctrinae spiri- 


»tualis imbribus pluat, et religiosae vitae radiis splendeat:. 


»instar illius Angeli, qui natum Dominum pastoribus nuntians, 
»et splendore claritatis emicuit, et quod evangelizare venerat, 
»verbis expressite. !) 

Sed, ut ad Paulum redeamus, si quaerimus quibus de rebus 
consuevisset praedicando agere, ipse sic omnia complectitur: 
Non enim iudicavi me scire aliquid inter vos, nisi lesum Chri- 
stum, et hunc crucifixum.*) Eifficere ut lesum Christum homines 
magis magisque cognoscerent et quidem cognitione quae ad 
vivendum, non modo ad credendum, pertineret, hoc est quod 
omni apostolici pectoris contentione laboravit. Itaque Christi 
dogmata et praecepta omnia vel severiora sic tradebat ut nihil 
nec reticeret nec molliret, de humilitate, de abnegatione sui, de 
castitate, de rerum humanarum contemptu, de obedientia, de venia 
inimicis danda, de similibus. Nec vero timide illa denuntiabat: 
inter Deum et Belial eligendum esse cui serviatur, utrique non 
posse; omnes, ut e vivis excesserint, tremendum manere iudi- 
cium; cum Deo non licere transigi; aut vitam aeternam speran- 
dam, si universae obtemperetur legi, aut, si cupiditatibus indul- 
gendo deseratur officium, ignem aeternum esse exspectandum. 
Neque enim Praedicator veritatis unquam putavit abstinendum 
ab huiusmodi argumentis propterea quia, ob corruptionem tem- 
porum, nimis dura viderentur iis, ad quos loquebatur. — Apparet 
igitur quam non probandi sint ii praedicatores, qui quaedam 
christianae doctrinae capita, ne fastidio sint audientibus, non 
audent attingere. Num medicus quisquam inutilia remedia dabit 
aegrotanti, quia is ab utilibus adhorreat? Ceterum inde proba- 
bitur oratoris virtus et facultas, si, quae ingrata sunt, ea grata 
dicendo reddiderit. | 

Quae autem tractanda susceperat, quo modo Apostolus 
explicabat? Non in persuasibilibus humanae sapientiae verbis. $} 
Quanti refert, venerabiles Fratres, hoc omnibus esse exploratis- 
simum, cum videmus non paucos e sacris concionatoribus ita 
dicere ut Scripturas Sanctas, Patres Doctoresque Ecclesiae, theo- 
logiae sacrae argumenta praetermittant; nihil fere nisi rationem 
loquantur. Perperam profecto: neque enim in ordine super- 


naturali humanis tantum adminiculis quidquam proficitur. — At 


illud opponitur: praedicatori qui quae divinitus revelata sunt, 


1) Epp. lib. I, Ep. I ad Cinthium Urbis Praef. — 2) 1 Cor. 2, 2. — 
3) Ibid. 2, 4. 
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urgeat, non haberi fidem. — Itane vero? Sit sane apud acatho- 
licos: quamquam cum Graeci sapientiam, nimirum huius saeculi, 
quaererent, Apostolus tamen eis Christum crucifixum praedica- 
bat.!) Quod si oculos convertamus ad gentes catholicas, in his 
ii qui alieni sunt a nobis, fere Fidei radicem retinent: mentem 
enim obcaecantur eo quod animi corrumpuntur. 


Postremo qua mente praedicabat Paulus? Non ut hominibus, 
sed ut Christo placeret: Si hominibus placerem, Christi servus 
non essem.?) Cum animum gereret incensum caritate Christi, 
nihil quaerebat praeter Christi gloriam. O utinam qui in verbi ` 
ministerio elaborant, omnes vere lesum Christum diligant; uti- 
nam possint illa usurpare Pauli: Propter quem (lesum Christum) 
omnia detrimentum feci*); et Mihi vivere Christus est A 
Tantum qui amore ardent, ceteros inflammare sciunt. Quare 
S. Bernardus ita praedicatorem admonet: »Si sapis, concham 
te exhibebis et non canalem«;^) hoc est: quod dicis, eo plenus 
ipse esto, et ne satis habeas in alios transfundere. »Verum, ut 
idem Doctor addit, canales hodie in Ecclesia multos habemus, 
conchas vero perpaucas!« 6) 


Hoc ne eveniat in posterum, vobis omni ope atque opera 
enitendum est, venerabiles Fratres: quorum est et indignos 
repellendo, et idoneos eligendo, conformando, moderando, efficere 
ut praedicatores, qui sint secundum Dei cor, iam plurimi exsi- 
stant. — Respiciat autem misericors gregem suum Pastor aeter- 
nus, lesus Christus, Virgine Sanctissima quidem, ut Matre augusta 
ipsius Verbi incarnati et Regina Apostolorum, deprecante; ac 
spiritum apostolatus in Clero refovens, plurimos esse iubeat qui 
studeant »seipsos probabiles exhibere Deo, operarios inconfusi- 
biles, recte tractantes verbum veritatis.« ") 


Auspicem divinorum munerum ac testem benevolentiae 
Nostrae vobis, venerabiles Fratres, vestroque Clero ac populo 
apostolicam benedictionem peramanter impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum di XV iunii, in festo Sacra- 
tissimi Cordis Iesu, anno MCMXVII, Pontificatus Nostri tertio. 

BENEDICTUS PP. XV. 


1) 1 Cor., 1, 22, 23. — 2) Gal.. 1, 10. — 3) Philip., 3, 8. — 4) Ibid. 
1, 21. — 5) In Cant. serm. 18. — 6) Ibid. — 7) 2 Tim.. 2, 15. 
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II. 
Normae S. Congregationis Consistorialis pro sacra praedicatione 


Ut quae Beatissimus Pater nuper in Encyclicis Litteris Hu- 
mani generis redemptionem de sacra praedicatione docuit ac 
praestituit ad praxim facilius deducantur, Eminentissimi Patres S. 
C. Consistoriali praepositi, ipso Summo Pontifice plene adpro- 
bante, sequentes sancivere normas, quibus Rmi locorum Ordinarii 
uti debeant ut tuto in re tam gravi procedant; easque eadem 
Sanctitas Sua statim exsecutioni mandandas praecipit, quo scilicet 
quod Apostolus nominat ministerium verbi eos afferat fructus in 
tuitionem ac propagationem fidei christianaeque vitae custodiam, 
quales et divinus Magister Christus intendit et catholica Ecclesia 
sibi iure promittit. 


Caput I. 
A quibus et qua ratione praedicatores Verbi Dei sint eligendi. 


1. Rmi locorum Ordinarii illud ante omnia semper prae oculis 
habeant, quod Sacra Tridentina Synodus, anteriores praescripiones 
innovans ac perstringens, cap. IV, sess. 24, De Reform., sancit; 
ubi, postquam monuit praedicationis munus Episcoporum praeci- 
puum esse, sic sequitur: Mandat (S. Synodus) ut in Ecclesia sua 
ipsi (Episcopi) per se, aut, si legitime impediti fuerint, per eos 
quos ad praedicationis officium assument, in aliis autem Ecclesiis 
per parochos, sive, iis impeditis, per alios ab Episcopis (im- 
pensis eorum qui eas praestare aut tenentur vel solent) depu- 
tandos, in civitate aut in quacumque parte dioecesis censebunt 
expedire, saltem dominicis et solemnioribus diebus festis ..... 
sacras Scripturas divinamque legem annuntient. Nullus autem 
saecularis sive regularis, etiam in Ecclesiis suorum Ordinum, 
contradicente Episcopo, praedicare praesumat. 


Quod plane in novo ecclesiastico Codice confirmatur can. 
1327, 1328 et 1337. 


2. Cum igitur ad Episcopum loci Ordinarium praedicandi 
munus praecipue spectet, cumque ad eumdem pertineat assumere 
ac deputare qui ipsum substituant proque ipso suppleant in hoc 
gravissimo ministerio, etiam specifice in casu quo praedicationis 
impensae, aut ex iure aut ex consuetudine, ab aliis sint persol- 
vendae; nullus nec valide nec licite eligere aut advocare con- 
cionatorem quempiam etiam pro ecclesia propria; nullusque de 
clero sive saeculari sive regulari, huiusmodi inventionem licite 
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acceptare poterit, nisi intra limites ac modos in sequentibus arti- 
culis statutos. 

3. Parochi, vi missionis habitae in eorum electione, sicut ad 
confessiones excipiendas habilitantur, ita etiam facultate con- 
cionandi gaudent, salva quidem lege residentiae salvisque con- 
ditionibus ceteris, quas Ordinarius necessario vel utiliter apponen- 
das censuerit. Idem de Canonico Theologo dicendum quoad 
lectiones Scripturae sacrae. 

4. In reliquis casibus universis, ad praedicandum populo 
fidelium in publicis templis vel oratoriis, etiam regularium, et a 
sacerdotibus etiam regularibus, necesse est ut facultas obtineatur 
ab Ordinario dioecesis. 

o. Huiusmodi facultas, ad normam eorum quae in Codice 
praescribuntur can. 1341, $ 1 et 2, petenda est: 

a) a prima Capituli dignitate, audito tamen Capitulo, pro 
praedicationibus, quae ex lege vel voluntate Capituli fiant in 
ecclesia propria; 

b) a Superiore regulari, servatis respectivi Ordinis vel Con- 
gregationis regulis, pro ecclesiis religionum clericalium 

c) a parocho pro ecclesia parochiali eisque ecclesiis ab ea 
dependentibus; 

d) et si agatur de parocho ecclesiae spectantis ad Capitu- 
lum vel ad Ordinem religiosum, ab eodem parocho pro con- 
cionibus quae ab ipso pendent, secluso Capitulo vel religionis 
interventu ; 

€) a sacerdote primicerio vel capellano coníraternitatis cuius- 
libet pro ecclesia propria; 

f) a sacerdote ecclesiae rectore, quique sacras ibidem functio- 
nes de iure peragit, pro omnibus ecclesiis aliarum corporationum 
moralium non clericalium, aut religionum laicalium, monialium, 
privatorum. 

6. Ad tramitem decisionum S. C. Concilii in Sufrina, 8 maii 
1688, et in Ripana, 21 maii 1707, qui praedictam facultatem 
postulat, debet tantum concionatoris nomen proponere, idque 
subordinate ad beneplacitum Ordinarii, qui solus uti potest verbis 
eligimus et deputamus ad postulationem N. N., etc. 
| 7. Postulatio ad obtinendum concionatorem aliquem facienda 
. est tempore utili et opportuno, ut Ordinarius commode queat 
informationes necessarias de eiusdem persona habere (Codic., 
can. 1341, S 2): hoc autem tempus, generatim loquendo, haud 
erit inferius duobus mensibus, uti iam statuit S. C. Concilii in 
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Theanen., 19 aprilis 1728 et 30 aprilis 1729; salva tamen Episcopis 
facultate tempus aliud statuendi etiam brevius pro genere et gra- 
vitate praedicationis et pro qualitate concionatoris, dioecesani vel 
extradioecesani. 

8. Quicumque, obligatione petendi facultatem posthabita, 
sacerdotem quempiam ad concionandum invitaverit; itemque sa- 
cerdos quilibet, qui tali modo invitatus scienter acceptarit et con- 
cionatus fuerit, puniendi sunt ab Ordinario poenis eius arbitrio 
statuendis, non exclusa suspensione a divinis. 

9. Facultas praedicandi, quando agitur de concionatore extra- 
dioecesano, scripto tribuenda erit, designato etiam loco et genere 
praedicationis, pro quibus concessa fuerit. 

10. Ordinarii, onerata graviter eorum conscientia, facultatem 
concionandi nemini concedent, nisi prius ipsis constiterit de illius 
pietate, scientia et idoneitate, secundum praescriptiones quae se- 
quenti capite tradentur: si vero agitur de sacerdotibus extra- 
dioecesanis vel de religiosis cuiuscumque Ordinis, nisi prius 
respectivum Ordinarium et Superiorem interpellaverint ac respon- 
sionem favorabilem habuerint. 

11. Ordinarius et Superior regularis, qui ab alio Ordinario 
de informationibus interrogati fuerint circa pietatem, scientiam at- 
que idoneitatem ad praedicandum cuiuspiam eorum subditi, tenentur 
sub gravi eas pro veritate tradere, secundum scientiam et con- 
scientiam prout in can. 1341, $ 1, novi Codicis praescribitur. 
Ordinarius vero qui illas recipit, tenetur eisdem se conformare, 
secretum de acceptis notitiis absolute servando. 

12. Ordinarius qui, ob informationes ut supra acceptas aut 
aliam ob caussam, censuerit in Domino concionandi facultatem 
alicui denegare, sufficit ut idipsum petenti faculatem significet quin 
aliud addat, soli Deo rationem de sua sententia redditurus. 


Caput II. 
Quo pacto constare debeat de idoneitate concionatoria. 


13. Generatim loquendo, sicut ad tribuendam sacerdoti cuivis 
facultatem pro ministerio excipiendi fidelium confessiones Ordinarii 
arctissime obligantur certitudinem acquirere de eius idoneitate et 
culpa se innexos reputarent si ad tantum munus admitterent qui 
moribus foret indignus, vel scientiae debitae defectu incapax; ita 
et non aliter iidem Ordinarii debent se gerere, antequam aliquem 
assumant et destinent ad ministerium verbi. 

14. Medium ordinarium ad dignoscendam cuiuspiam idonei- 
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tatem ad praedicationis officium, praesertim quoad scientiam et 
quoad actionem, est examen a candidato voce et scripto sube- 
undum coram tribus examinatoribus, qui arbitrio Ordinarii possunt 
seligi vel inter examinatores synodales vel etiam inter sacerdotes 
extradioecesanos, aut etiam e clero regulari. 

Cognita autem idoneitate quoad scientiam et actionem, vel 
etiam in antecessum, haud minori studio, imo etiam maiori, in- 
quiret Ordinarius num idem candidatus pietate, honestate morum 
et publica aestimatione dignus sit qui verbum Dei evangelizet. 

15. Pro huiusmodi duplicis examinis exitu, poterit Ordinarius 
candidatum declarare idoneum aut generatim aut pro aliqua solum- 
modo praedicationis specie, ad tempus vel ad experimentum et 
certis sub conditionibus, aut absolute et non in perpetuum, dando 
illi pagellam praedicationis, ea omnino ratione qua datur pro con- 
fessionibus, vel ei facultatem praedicandi simpliciter denegando. 

16. Non prohibentur tamen Ordinarii, in casibus particulari- 
bus et per exceptionem, quominus aliquem ad praedicandum, sine 
praevio examine de quo supra, admittant, dummodo aliis iisque 
certis argumentis de eius idoneitate constet. 

17. Vetitum tamen absolute esto diplomata, ut aiunt, praedi- 
cationis subditis etiam propriis impertiri, vel subditis etiam propriis 
sed honoris titulo aut in aestimationis signum. 

18. Servata, pro regularibus et religiosis exemptis, eorum 
Ordinariis facultate deputandi subditos, quos secundum regulas et 
constitutiones Ordinis noverint dignos et idoneos, conformiter 
tamen semper ad praescriptiones Codicis, can. 1338, ad praedi- 
candum intra septa domus religiosae vel monasterii; si tamen 
destinare aliquem voluerint ad conciones habendas in publicis 
ecclesiis, non exclusis Ordinis propriis, tenentur illum coram 

ioecesauo loci Ordinario sistere ad examen subeundum iuxta 
superius disposita articulis 13, 14, 15. 


Caput III. | 
Quid in sacra praedicatione servandum sit vel vitandum. 


19. Quoniam sancta sancte tractanda sunt, nemo praedi- 
cationem suscipiat quin digne ac proxime se praeparaverit studio 
simul et oratione. 

20. Argumenta concionum sint essentialiter sacra (Cod. 
can. 1347). Quod si concionator alia arguumenta tractare voluerit 
non stricte sacra, semper tamen domui Dei convenientia, faculta- 
tem a loci Ordinario petere et obtinere debebit; qui quidem Or- 
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dinarius eam numquam concedet nisi re mature considerata 
eiusque necessitate perspecta. Concionatoribus tamen omnibus 
de re politica in ecclesiis agere omnino et absolute sit vetitum. 

21. Elogia funebria nemini recitare fas esto nisi praevio et 
explicito consensu Ordinarii, qui quidem, antequam consensum 
praebeat, poterit etiam exigere ut sibi manuscriptum exhibeatur. 

22. Concionator prae oculis semper habeat et in praxim 
deducat quae S. Hieronymus Nepotiano commendabat: Divinas 
Scripturas saepius lege: imo nunquam de manibus tuis sacra 
lectio deponatur ... Sermo presbyteri Scripturarum lectione con- 
ditus sit. Studio autem Scripturarum sacrarum iungatur studium 
Patrum ac Doctorum Ecclesiae. 

23. Citationes ac testimonia scriptorum aut auctorum pro- 
phanorum sobrietate summa adhibeantur, multoque magis dicta 
haereticorum, apostatarum et infidelium: nunquam vero personarum 
viventium auctoritates proferantur. Fides et christiana morum 
honestas non his egent adsertoribus ac defensoribus. 

24. Concionator ne plausus auditorum aucupetur, sed quaerat 
unice animarum salutem et commendationem a Deo atque Ecclesia. 
Docente te in ecclesia non clamor populi, sed gemitus suscitetur. 
Lacrymae auditorum laudes tuae sint (Hieron. ad Nepotian.) 

25. Usus, qui alicubi invaluit, ephemerides vel plagulas typis 
impressas adhibendi tum ad auditores aucupandos ante praedi- 
cationem, tum post praedicationem ad concionatoris merjtum ex- 
tollendum, reprobandus omnino est et damnandus, quovis id 
praetextu boni fiat. Curent Ordinarii, quantum poterint, ut ne id 
usuveniat. 

26. Quoad actionem in concionando nil melius praescribi 
potest quam quod S. Hieronymus Nepotianum admonebat: Nolo 
te declamatorem et rabulam garrulumque sine ratione, sed myste- 
riorum peritum et sacramentorum Dei eruditissimum. Verba 
volvere, et celeritate dicendi apud imperitum vulgus admiratio- 
nem sui facere, indoctorum hominum est.... Nihil tam facile 
quam vilem plebeculam et indoctam concionem linguae volubi- 
litate decipere, quae quidquid non intelligit plus miratur. 

27. Quamobrem concionator tam in ratiocinatione quam in 
linguae usu sese communi auditorum captui accomodet; quad vero 
actionem ac recitationem, eam observet modestiam et gravitatem, 
quae illi convenit qui pro Christo legatione fungitur. 

28. Caveat item semper ac diligentissime ne sacram praedi- 
cationem in quaestum vertat, quaerendo quae sua sunt, non quae 


über die Predigt. 991 


lesu Christi; ne sit igitur Zurpis lucri cupidus nec vanae gloriolae 
lenocinio se capi sinat. 

Nunquam vero ex animo permittat excidere quod, secundum 
Evangelii et Apostolorum doctrinam et Sanctorum exempla, idem 
Hieronymus Nepotiano suggerebat: Non confundant opera tua 
sermonem tuum; ne cum in ecclesia loqueris, tacitus quilibet 
respondeat: Cur ergo haec quae dicis, ipse non facis? — Deli- 
catus magister est qui, pleno ventre, de ieiuniis loquitur . .. Sacer- 
dotis os, mens manusque concordent. 


Caput IV. 
Cui et quomodo interdicenda praedicatio. 


29. Concionatores, qui praescriptiones superiori capite editas 
negligant si emendationis spem praebeant et graviter non offen- 
derint, prima alterave vice ab Episcopo moneantur ac reprehen- 
dantur. 

30. Si vero emendationem neglexerint aut graviter cum fide- 
lium scandalo peccaverint, Episcopus, ad tramitem Codicis, can. 
1340, SS 2 et 3. 

a) Si agatur de proprio subdito aut de religioso cui praedi- 
candi facultatem ipse dederit, concessam facultatem, nullo homi- 
num respectu, aut ad tempus revocet aut omnino abroget; 

b) si autem de sacerdote extradioecesano agatur vel de 
religioso cui non ipse pagellam impertiverit, praedicationem illi 
in dioecesi sua interdicat simulque de re moneat tam Ordinarium 
proprium quam eum qui praedicationis pagellam eidem con- 
cessit; in casibus, autem gravioribus ne omittat ad S. Sedem 
referre ; 

c) poterit etiam Episcopus, imo et debebit pro diversitate 
casuum, concionatore graviter peccante, coeptam praedicationem 
ipsi intercipere. 

3l. Interdici pariter praedicatione oportet, saltem ad tempus 
et pro aliquo loco, quicumque aut pro sua vivendi ratione aut 
quavis alia de causa, etsi inculpabiliter, publicam bonam existi- 
mationem amiserit, ita ut ministerium suum inutile vel damnosum 
evaserit. 

32. Ordinarii dioecesani commissionem vigilantiae pro prae- 
dicatione, unusquisque in sua dioecesi, instituent, quae iisdem 
sacerdotibus componi poterit ac commissio pro examine candi- 
datorum. 

33. Quia vero nec Episcopi nec commissio vigilantiae adesse 
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ubique in dioecesi poterunt; quum agetur de praedicationibus 
maioris momenti in locis dissitis, Ordinarii exigent his desuper 
a Vicariis Foraneis vel a parochis informationes peculiares et tutas 
iuxta normas superius traditas. 


Caput V. 
De praeparatione remota ad ministerium praedicationis. 


34. Ordinarii et Superiores religiosorum stricte obligantur 
proprios clericos ad sanctam salutaremque praedicationem ab ipsa 
iuvenili aetate formare studiorum tempore, tum ante tum post sus- 
ceptum sacerdotium. e 

35. Curabunt igitur ut dicti clerici, dum sacrae theologiae 
dant operam, de,variis praedicationum generibus doceantur; prae- 
que manibus habeant et gustent exemplaria insignia quae in omni 
concionum genere Sancti Patres reliquerunt, praeter illa quae in 
sacris Evangeliis, in Actibus et Epistolis Apostolorum ubique 
accesserunt. 

36. Studebunt item Ordinarii ut iuvenes instituantur de 
actione et pronunciatione in concionibus servandis, ut eam deinde 
gravitatem, simplicitatem et concinnitatem praeseferant, quae nihil 
histrionem sapiat, sed verbo Dei conveniat, probetque concio- 
nantem pro animi persuasione et ex corde loqui sublimemque 
spectare finem, qui ministerio suo est praestitutus. 

37. Haec dum in seminariis vel studiorum locis peragentur, 
Superiores scrutabuntur quod genus praedicationis singulorum 
alumnorum disposition! magis respondeat, ut deinde ea super re 
ad Ordinarium referant. 

38. Initialem autem institutionem, quam clerici in seminariis 
vel in studiorum domibus habuerunt, Ordinarii, etiam post sacros 
Ordines susceptos, perficiendam curabunt. 

39. Quamobrem, iuxta informationes de unoquoque habitas, 
eos facilioribus primum ac humilioribus praedicationibus occupa- 
bunt et exercebunt, ut in tradenda pueris christiana catechesi, 
Evangelio breviter explicando, iisque similibus. 

40. Poterunt demum Ordinarii suis clericis praescribere ut, 
aliquo annorum spatio, examen de praedicatione in curia quo- 
tannis subeant tam voce quam scripto, ea quidem methodo quae 
ipsis magis probabitur, conformiter scilicet ad praescriptiones 
Codicis pro examinibus annuis a clericis subeundis post sacer- 
dotii susceptionem. 
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Ex S. C. Consistoriali die 28 iunii, in pervigilio SS. App. 
Petri et Pauli anno 1917. 
1 C. Card. De Lai, Ep. Sabinen., Secretarius. 
L. + S. + V. Sardi, Archiep. Caesarien., Adsessor. 


2. Dekret des HL Offiziums über das Verbot der Teilnahme 
an den spiritistischen Sitzungen, vom 27. April 1917. 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 268.) 
De Spiritismo. 
Feria III, loco IV, die 24 aprilis 1917. 


In plenario conventu habito ab Emis ac Rmis Dnis Cardi- 
nalibus in rebus fidei et morum Inquisitoribus Generalibus, pro- 
posito dubio: »An liceat per Medium, ut vocant, vel sine Medio, 
»adhibito vel non hypnotismo, locutionibus aut manifestationibus, 
»Spiritisticis quibuscumque adsistere, etiam speciem honestatis vel 
»pietatis praeseferentibus, sive interrogando animas aut spiritus, 
»sive audiendo responsa, sive tantum aspiciendo, etiam cum pro- 
»testatione tacita vel expressa nullam cum malignis spiritibus par- 
»tem se habere velle«. — lidem Emi ac Rmi Patres responden- 
dum decreverunt: »Negative in omnibus«. 

Et Feria V, die 26 eiusdem mensis, Ssmus D. N. D. Bene- 
dictus Div. Prov. PP. XV relatam sibi Emorum Patrum resolutio- 
nem adprobavit. | 

Datum Romae, ex aedibus Sancti Officii, die 27 aprilis 1917. 

Aloisius Castellano. S. R. et U. I. Notarius. 


—— 


3. Entscheidung des HI. Offiziums über die Ergänzung der 
Spendungsformel der hl. Olung, vom 9. März 1917. +) 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 178.) 


In plenario conventu Supremae Sacrae Congregationis Sancti 
Officii, habito feria IV, die 31 ianuarii 1917, proposito dubio: 
»An administrato Sacramento Extremae Unctionis in casu neces- 
»sitatis unica Unctione in fronte adhibita, per verba: Per istam 
»sanctam Unctionem indulgeat. tibi Dominus quidquid. deliquisti. 
»Amen,« cessante periculo, singulae Unctiones, ad tenorem De- 


1) Vgl. M. Leitner, Ueber Materie und Form der letzten Oelung, in 
Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVII, 607 ff. 
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creti diei 31 ianuarii 1907 !) supplendae, sub conditione adhibendae 
sint vel non? Emi ac Rmi Dni Cardinales in rebus fidei et mo- 
morum Inquisitores Generales, omnibus mature perpensis, prae- 
habitoque RR. DD. Consultorum voto, respondendum decreverunt: 

Negative ad 1*" partem; Affirmative ad 22". 

Et sequenti feria V, die 1 februarii eiusdem anni, SSmus 
D. N. D. Benedictus divina providentia Pp. XV, in solita au- 
dientia R. P. D. Adsessori eiusdem Supremae Sacrae Congre- 
gationis impertita, Emorum Patrum resolutionem adprobavit et 
confirmavit. Contrariis non obstantibus quibuscumque. 

Datum Romae, ex Aedibus S. Officii, die 9 martii 1917. 

Aloisius Castellano, S. R. et U. I. Notarius. 


4. Resolution der Konsistorialkongregaiion über die Wahrung 
des Geheimnisses bei den Bischofspromotionen, 
vom 25. April 1917.°) 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 232 f.) 


Ad S. hanc Congregationem sequentia dubia pro solutione 
proposita fuerunt: 

L Num iis, qui sub secreto S. Officii de informationibus 
requiruntur circa personas ad episcopatum promovendas, liceat 
delatum sibi munus, qualibet de causa, etiam ad tutiores notitias 
hauriendas, aliis revelare? | 

II. Num, reticita commissione de qua supra, liceat ab aliis 
notitias requirere, quoties adsit periculum, etiam remotum, reve- 
lationis secreti ? 

II. Num datas informationes liceat, quacumque de causa, 
alteri, etiam secretissimo et intimo vel in ipsa sacramentali con- 
fessione, revelare d 

IV. Quibus poenis plectatur qui talia egerit in primo, vel 
secundo, vel tertio casu? 

V. Qui ignarus certae notitiae, eam ab alio vel aliis tutis- 
sime haurire valeat absque ullo periculo violationis secreti; num 
possit ex se, absque S. Congregationis licentia, hanc personam 
vel has personas interrogare ? | 

1) Allegatum decretum diei 31 ianuarii 1907 in Actis Sanctae Sedis non 
invenitur. Decretum de formula brevi in casu necessitatis adhibenda diei 
25. Aprilis 1906 vide in Actis Sanctae Sedis XXXIX, 278 s. Editor. 

2) Vgl. das Decretum »Recta« vom 30. März 1910 (A. A. S. II, 286 f.) 


und die Entscheidungen vom 2. Juli 1910 (A. A. S. II, 648) u. 28. April 1911 
(A. A. S. IIl, 182). 


——— am — 
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VI. Et si hoc fecerit, tenetur ne hanc personam vel has 
personas, a quibus notitias hausit, in suis informationibus S. Con- 
gregationi manifestare ? 

Et Sacra Consistorialis Congregatio, omnibus mature per- 
pensis, ad praedicta dubia respondendum censuit: 

Ad I, Il et III. In omnibus his casibus non licere. 

Ad IV. Excommunicatione, a quo nemo, nisi Ipse Romanus 
Pontifex, excluso etiam Emo Cardinali Maiori Poenitentiario, ab- 
solvere potest; aliisque poenis ferendae sententiae, quae contra 
violatores secreti S. Officii a iure statutae sunt. 

Ad V. Posse. 

Ad VI. Teneri. 

Quae solutiones cum ab infrasripto Cardinali Secretario ad 
Summum Pontificem, in audientia diei 20 huius mensis relatae 
fuissent, Sanctitas Sua eas approbavit et publicari mandavit. 

Romae, ex aedibus Sacrae Congregationis Consistorialis, 
die 25 aprilis 1917. 

1 C. Card. De Lai, Ep. Sabinen., Secretarius. 
L. TS. 1 V. Sardi, Archiep. Caesarien., Adsessor. 


5. Resolution der Religiosenkongregation betr. die Erklárung 
des Dekrets um de sacramentalibus“ über die Beichten der 
Ordensfrauen, vom 20. April 1917.) 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 276 f.) 


In articulo V Decreti Cum de Sacramentalibus diei 3 februarii 
1913?) statutum est: »Si qua religiosa ad animi sui quietem et 
»maiorem in via Dei progressum, aliquem specialem confessarium 
»vel moderatorem spiritualem postulet, erit facile ab Ordinario 
»concedendus; qui tamen invigilabit ne ex hac concessione 
»abusus irrepant; quod si irrepserint eos caute et prudenter eli- 
»minet, salva tamen conscientiae libertate«. 

Circa hunc articulum proposita sunt S. Congregationi de 
Religiosis sequentia dubia: | 

L An confessarius specialis seu spiritualis moderator pro 
aliqua religiosa daputatus iuxta art. V Decreti Cum de Sacra- 
mentalibus, valeat perpetuo in suo munere permanere, vel potius 
concedendus sit ad tempus praefixum. 

1) Vgl. die Erklärung der AE osen EE vom 3. Juli 1916, in 


diesem Archiv oben S. 87, und vom 21. Januar 1914, ebenda 270. 
2) Acta Apostolicae Sedis V, 62 ff. 
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I]. An deputari valeat in confessarium specialem seu con- 
scientiae moderatorem alicuius religiosae, qui in decurso triennio 
confessarii ordinarii communitatis munere functus sit, nondum a 
cessatione praedicti officii anno expleto. 

Emi Patres Cardinales huius S. Congregationis de Religiosis, 
tota rei ratione mature perpensa, in plenario coetu habito die 
20 aprilis currentis anni 1917 responderunt: 

Ad primum: Specialem confessarium seu moderatorem 
spiritualem concedendum esse non ad tempus praefixum, sed 
donec perduret iusta causa necessitatis vel utilitatis spiritualis re- 
ligiosae, quae postulaverit, ad normam Decreti Cum de Sacra- 
mentalibus, sub n. 13. 

Ad secundum: Affirmative. 

Facta autem de hisce omnibus relatione ab infrascripto Se- 
cretario Sacrae Congregationis, in audientia diei 22 eiusdem 
mensis aprilis, Sanctitas Sua Emorum Patrum sententiam benigne 
ratam habuit et confirmavit. 

I. Card. Tonti, Praefectus. 
L. t S. Adulphus, Ep. Canopitan., Secretarius. : 


6: Entscheidung der Hl. Ritenkongregation über den Gebrauch 
moderner Noten und Rhythmenzeichen beim Choralgesange, 
vom 23. Juni 1917. 


(Acta Apostolicae Sedis IX, 396 f.) 


A Sacra Rituum Congregatione sequentium dubiorum so. 
lutio expostulata est; nimirum: 

L An liceat in commodum cantorum, praesertim in ecclesiis 
ruralibus, adhibere cantum gregorianum notulis musicalibus mo- 
dernis descriptum ? 

II. An decretum super editione vaticana eiusque reproduc- 
tione quoad libros liturgicos gregorianos cum signis rythmicis, 
uti vocant, privata auctoritate adiectis, quod impressum quidem 
est sub n. 4263 et die 11 aprilis 1911, inter decreta authentica 
S. R. C. sed non insertum in Acta Apostolicae Sedis, maneat 
adhuc in suo vigore? 

Et Sacra eadem Congregatio, audito specialis Commissionis 
voto, propositis dubiis ita respondendum censuit: 

Ad I. Affirmative, iuxta decretum n. 4166 circa libros can- 
tus liturgici gregoriani, diei 11 augusti 1905 ad VII; relatum inter 
decreta authentica S. R. C. et Acta Apostolicae Sedis. 
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Ad II. Affirmative, in subsidium scholarum cantorum, iuxta 
tenorem eiusdem decre n. 4263.1) > j 
Atque ita rescripsit et declaravit die 23 iunii 1917. 
1 A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae, 
L. t S. S. R. C. Pro-Praefectus. 


Alexander Verde, Secretarius. 


7. Entscheidung der Hl. Poenitentiarie 
betr. die Applikation des Altarprivilegs, vom 6. Juli 1917. 
(Acta Apostolicae Sedis IX, 440.) 


Propositis S. Poenitentiariae Apostolicae dubiis: 

»1. An privilegium Altaris applicari possit pluribus defunctis, 
pro quibus Missa celebratur? 

»2. Àn recipi queant onera perpetua Missarum ad Altare 
privilegiatum celebrandarum ?«. | 

S. Tribunal, die 3 iulii, anno 1917, respondendum censuit: 

»Ad 1" Negative, prout iam decisum fuit a S. Congrega- 
lione Indulgentiarum, decretis dierum 29 februarii 1864 et 19 
iunii 1880; 

»Ad 2" Recipi possunt, dummodo numerus Missarum, tam 
fundatarum quam adventitiarum, sit talis, ut ei commodo satis- 
lieri possit«. 

Et in audientia, subsignata die, infrascripto Cardinali Poeni- 
tentiario Maiori impertita, SSmus D. N. D. Benedictus div. Prov. 
Pp. XV, has responsiones in omnibus approbavit, iussitque ut 
publici fierent iuris. 

Datum Romae, in S. Poenitentiaria, die 6 iulii 1917. 

Gulielmus Card. Von Rossum, Poen. Maior. 
L. 43$. F. Borgongini Duca, S. P. Secretarius. ` 


1) Decretum seu Declaratio super editione vaticana eiusque repro- 
ductione quoad libros Liturgicos Gregorianos. 


N. 4263. 


Cum postulatum fuerit, an Episcopi possint propriam approbationem 
donare libris cantus gregoriani, melodias Vaticanae editionis adamussim repro- 
ductas continentibus, sed cum signorum rythmicorum indicatione, privata 
auctoritate additorum, Sacra Rituum Congregatio ad maiorem declarationem 
Decreti n. 4259, 25 ianuarii vertentis anni, respondendum censuit: 

Editionibus in subsidium scholarum cantorum, signis rythmicis, uti vo- 
cant, privata auctoritate ornatis, poterunt Ordinarii, in sua quisque Dioecesi, 
apponere imprimatur, dummodo constet, cetera, quae in Decretis Sacrae Ri- 
tuum Congregationis iniuncta sunt, quoad cantus gregoriani restaurationem, 
fuisse servata. 

Quam resolutionem Sanctissimo Domino nostro Pio Papae X, per Sa- 
crorum Rituum o dr gae Secretarium relatam, Sanctitas Sua ratam ha- 
buit et probavit. Die 11 aprilis 1911. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 4. 39 


598 Genehmigung klösterlicher Niederlassungen. 


8. Erlass des Erzbischofs von Kóln betr. die kirchliche Ge- 
nehmigung zur Errichtung klösterlicher Niederlassungen, 
vom 30. April 1917. 


(Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Coin LVII, 67.) 


Cöln, den 30. April 1917. 
Wiederholt hat es zu Unzuträglichkeiten geführt, dass Ordens- 
genossenschaften bei der Kóniglichen Regierung die Genehmigung 
zur Errichtung einer neuen Niederlassung oder zur Erweiterung 
der Tätigkeit in einer schon bestehenden Niederlassung nach- 
suchten, ohne vorher die Zustimmung des Ordinarius erlangt zu 
haben. Da es Sache des Diózesanbischofs ist, zu prüfen, in 
welchen Pfarreien die Einführung einer Ordensgenossenschaft 
wünschenswert ist, und welche Aufgaben derselben zu übertragen 
sind, so verordne ich hiermit, dass alle weiblichen religiösen Ge- 
nossenschaften, die in der Erzdiözese Cöln eine Niederlassung 
gründen wollen, in allen diesen Fällen vor Einleitung irgend- 
welcher Verhandlungen zunächst meine Genehmigung einzuholen 
haben. 
(L. S.) | Der Erzbischof von Cöln. 
l F. Kard. v. Hartmann. 


9. Erlass des Bischofs von Linz betr. das Verbot von 
Kirchenkonzerten, ohne Datum. 


(Linzer Diözesanblatt LXII, 144.) 


Orgel und Musikchor sind nicht nur innerhalb des kirch- 
lichen Raumes gelegen, sondern auch ausschliesslich für kirch- 
liche, liturgische Zwecke bestimmt. Die Orgel erhält eine eigene 
»Benedictio instrumentorum Organi in Ecclesia«, in welcher der 
ausschliesslich religióse Kultuszweck durch die Worte hervorge- 
hoben wird: benedic, quaesumus, hoc instrumentum organi, 
cultui tüo dedicatum. 

Mit dieser streng kirchlichen, liturgischen Bestimmung der 
Orgel und des Musikchores stehen nicht im Einklang die an 
manchen Orten der Diózese zu gewissen Zeiten (Palmsonntag, 
Karwoche) üblichen oder aus bestimmten Anlässen (patriotische 
Gedenkfeier Aufführung religiöser Meisterwerke) versuchten 
ausserliturgischen, musikalischen Aufführungen in der Kirche wie 
Kirchenkonzerte, Grabmusik u. a. 

Es ergeht das allgemeine, ausnahmslose Verbot solcher 
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musikalischer Aufführungen in der Kirche ausserhalb der heiligen 
Messe oder einer anderen kirchlich-liturgischen Funktion, mögen 
solche musikalische Darbietungen unter was immer für einem 
Titel oder Vorwand auch seit längerer Zeit schon üblich sein. 


T Johannes Maria. 


10. Instruktion des Fürstbischöflichen General-Vikariat-Amtes 
zu Breslau, die Applikationspflicht der Pfarrer betr., 
ohne Datum. 


«Verordnungen des Fürstbischôflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau 1917, 
83 f.) | 


Wir sehen uns veranlasst, den fürstbischöflichen Erlass vom. 
13. Dezember 1902, betreffend Applikationspflicht, zu erneuern 
und Folgendes hinzuzufügen: Wenn der Pfarrer das Hochamt 
selbst abhält, so hat er pro populo zu applizieren. Hält er es 
nicht selber ab, so kann zwar der zelebrierende Priester eine 
Privatintention annehmen, es empfiehlt sich aber nicht, diese aus- 
drücklich bekannt zu geben. 

Der erwähnte Erlass lautet: Da hinsichtlich der Applikations- 
pflicht vielfach Zweifel und Unklarheiten obzuwalten scheinen, 
so sehe ich mich veranlasst, auf folgende Punkte aufmerksam 
zu machen: 

l. Zur Applikation der Messe pro populo an den Sonn- und 
Feiertagen (auch den aufgehobenen S. R. C. 14. Juni 1845) sind 
nicht nur die eigentlichen Pfarrer verpflichtet, sondern alle Geist- 
lichen, »qui animarum curam primariam exercent« (S. R. C. ut 
supra) wie die Pfarradministratoren, selbstándige Kuraten, Loka- 
listen, Kuratie- und Lokalie-Administratoren und überhaupt alle 
Geistlichen, welche als Seelsorger die cura primaria für einen 
bestimmten Bezirk ausüben, auch wenn dieser Bezirk nicht zu 
einer anerkannten Pfarrgemeinde erhoben ist. 

2. Die Applikationspflicht ist eine obligatio personali, d. h., 
sie muss durch den Verpflichteten selbst erfüllt werden. Nur in 
casu verae necessitatis et accedente justa et legitima causa cano- 
nica (S. R. C. 22. Julii 1848, 30. Martii 1867), z. B. gravis infir- 
mitas, legitima absentia, debita erga Episcopum obedientia, etc. 
kann der Verpflichtete gegen Entrichtung des justum dioecesanum 
seiner Applikationspflicht durch einen anderen Priester genügen 

Zu dieser Uebertragung berechtigen den Verpflichteten weder 

39* ` 
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eine Requiem-, noch Braut- und noch weniger eine Bruderschafts- 
messe. (S. C. C. 26. Jan. 1771.) Ueberhaupt ist festzuhalten, 
dass ftir jede Uebertragung der Applikationspflicht, falls sie nicht 
durch gravis infirmitas oder legitima absentia veranlasst ist, die 
bischófliche Genehmigung einzuholen ist. 

3. Die Applikationspflicht ist eine obligatio realis, d.h., sie 
erlischt nicht im Falle der Verhinderung (s. Nr. 2) des Verpflich- 
teten, sondern muss durch einen anderen erfüllt werden. (S. C. C. 
14. Dec. 1872.) 

4. Die Applikationspflicht ist eine obligatio /ocalis, d. h., sie 
muss in der Pfarrkirche erfüllt werden. Nur in casu legitimae 
absentiae kann der Verpflichtete seiner Applikationspflicht genügen, 
wenn er an seinem Aufenthaltsorte pro populo appliziert. Er 
darf jedoch in diesem Falle seine Pflicht auch durch einen anderen 
Priester erfüllen lassen, — es muss dann aber in der Pfarrkirche 
geschehen. (S. C. C. 14. Dec. 1872, G. V. Nr. 202, X., Samml. 
S. 133.) | 

5. Die Applikationspflicht ist eine obligatio diei annexa, d. h., 
sie muss an den Sonn- und Feierlagen (auch den aufgehobenen) 
selbst erfüllt und darf nicht ohne Indult auf einen anderen Tag 
verlegt werden. (S. C. C. 26. Jan. 1772.) Letzteres kann nur ex 
dispensatione Episcopi geschehen, und zwar nur in dem einzigen 
Falle, quando parochi redditus adeo tenues habent, ut ferme ex 
stipendiis vivere cogantur, und unter der Bedingung, dass der 
Applikationspflicht möglichst bald nachträglich genügt werde. 
(Bened. XIV »Cum semper oblatas« 17. Aug. 1744.) 

6a. Diejenigen, welche die cura primaria in zwei Pfarreien 
wahrnehmen, sind verpflichtet, an den Sonn- und Feiertagen (auch 
den aufgehobenen, cfr. Nr. 8) in jeder der beiden Pfarrkirchen je 
eine hl. Messe pro populo respectivo zu applizieren, und zwar 
persónlich, wenn sie die facultas binandi haben. 

b. Wenn sie die facultas binandi nicht besitzen, so müssen 
sie selbst ipso die in der einen Pfarrkirche applizieren und in der 
zweiten durch einen anderen Geistlichen applizieren lassen; oder, 
wenn letzteres nicht móglich ist, selbst ihrer Pflicht altera die infra 
hebdomadam nachkommen. (S. C. C. 9. Maji 1874, 27. Febr. 1875.) 

7. Sind die Verwalter zweier Pfarreien im Besitz der facultas 
binandi, so kónnen sie von dem Indult der hl. Konzilskongre- 
gation vom 24. Mai 1901 „acceptandi stipendium in casu binationis« 
(s. G. V. Nr. 381, I, Samml. S. 639, und 272, I, Samml. S. 160) 
Gebrauch machen; in diesem Falle braucht nur eine hl. Messe 
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in der einen Pfarrkirche pro populo utriusque paroeciae appliziert 
zu werden, für die zweite Pflichtmesse, welche in der anderen 
Pfarrkirche zu lesen ist, können sie ein Stipendium annehmen, 
welches zu dem in dem Indulte angegebenen Zwecke nach Maß- 
gabe der G. V. Nr. 272, I einzusenden ist. | 

Haben sie die facultas binandi nicht, so gilt die allgemeine 
Regel 6b, und findet das Indult selbstverständlich keine An- 
wendung. 

8. An den aufgehobenen Feiertagen, an welchen das Binieren | 
nicht gestattet ist, kónnen die Verwalter zweier Pfarreien von dem 
zweiten Indulte der hl. Konzilskongregation (s. o.) acceptandi 
stipendium in diebus festis supressis in der Weise Gebrauch 
machen, dass sie anstatt der beiden Messen pro populo zwei 
hl. Messen auf eine beliebige Intention lesen, oder eine hl. Messe 
pro populo utriusque parochiae applizieren und für die zweite 
Pflichtmesse ein Stipendium annehmen. Beide Stipendien, bezw. 
nur ein Stipendium ist dann nach Maßgabe der G. V. Nr. 272, I 
wie oben einzusenden. 

Machen sie von dem Indulte in keinerlei Weise Gebrauch, 
so gilt die allgemeine Regel 6b. 


[4 
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Ill. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


—— 


1. Erlass des Österreichischen Justizministers betr. die Ehe- 
licherklärung unehelicher Kinder gefallener oder verstorbener 
Krieger, vom 24. Mai 1917. 


(Wiener Diözesanblatt 1917, 102 ff.) 


Seine k. u.k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster 
Entschliessung vom 18. Mai 1917 den Justizminister beauftragt, 
Gesuche um Ehelicherklärung unehelicher Kinder gefallener oder 
an den Folgen von Kriegsstrapazen gestorbener Krieger, wenn 
der Vater erweislich die Absicht hatte, die Mutter des Kindes zu 
heiraten oder doch wenigstens das Kind wie ein eheliches zu 
behandeln, unter weitgehender Berücksichtigung der dafür spre- 
chenden Umstände zur Allerhóchsten Schlussfassung vorzulegen, 
soweit nicht schutzwürdige Interessen der ehelichen Kinder oder 
wichtige Bedenken vom Standpunkte der öffentlichen Sittlichkeit 
einer Ehelicherklärung im Wege stehen. 

Gleichzeitig haben Seine Majestät sich vorbehalten, aus 
Anlass solcher Ehelicherklärungen der Mutter unehelicher Kinder 
in rücksichtswürdigen Fällen die Annahme des Familiennamens 
des Vaters ihrer Kinder zu gestatten. 

Im Sinne dieser Allerhöchsten Entschliessung begründet der 
Tod eines Kriegers für das Vaterland an sich die Gnadenwürdig- 
keit, dagegen ist durch die Allerhöchste Entschliessung die Prü- 
fung jedes Einzelfalles in der Richtung nicht erlassen, ob die 
Ehelicherklärung dem Kinde zum Vorteil gereiche, ob der im 
S 162 a. b. G. B. geforderte Wille der Eltern wenigstens aus den 
Umständen erschlossen werden kann, ob etwa durch die Ehelich- 
erklärung die Interessen der ehelichen Kinder des verstorbenen 
Kriegers beeintráchtigt werden oder gewichtige Bedenken vom 
Standpunkte der óffentlichen Sittlichkeit bestehen. 

Die Gerichte haben daher, wenn Anträge auf Ehelich- 
erklärung von Kindern verstorbener Kieger gestellt werden, im 
allgemeinen die Gesuche nach den Vorschriften der SS 263 bis 265 
AusstreitG., $ 113 IN. unter Beobachtung der Andeutungen des 
Justizministerialerlasses vom 21. Februar 1913, Z. 5776, zu be- 


Ehelicherklärung der Kinder gefallener Krieger. 603 


handeln, sie haben insbesondere zu erheben, ob die Voraus- 
setzungen für eine besondere Berücksichtigung gegeben sind. Ist 
dies der Fall, so kónnen im allgemeinen weitere Erhebungen über 
die Gnadenwürdigkeit (über das sittliche oder staatsbürgerliche 
Verhalten der Eltern, ihren Ruf usw.) unterbleiben. 

Hiebei wáre folgendes besonders zu beachten: 

1. Unter Kriegern sind nicht bloß alle aktiven Militärdienst 
leistenden Personen des Heeres, der Kriegsmarine, der Landwehr, 
des Landsturmes und der Gendarmerie, sondern auch alle Per- 
sonen zu verstehen, die auf Grund des Kriegsleistungsgesetzes 
zur Kriegsdienstleistung herangezogen worden sind. 

2. Der Tod des Kriegers muss in oder bei Ausübung seines 
Kriegsdienstes eingetreten sein. Es ist hiebei gleichgültig, ob 
der Tod im Gefechte oder auf dem Schlachtfelde oder später in- 
folge einer Verwundung oder einer im Dienst zugezogenen Krank- 
heit, in einer Sanitätsanstalt oder anderwärts eingetreten ist. Ins- 
besondere genügt es, um die Gewährung der Begünstigung zu 
beantragen, wenn der Tod erst später im nicht aktiven Verhält- 
nisse oder nach Beendigung der Dienstpflicht eingetreten ist, 
woferne er nur durch eine im Dienst zugezogene Krankheit ver- 
ursacht worden ist. Dem militärischen Dienste steht in „dieser 
Hinsicht auch die Kriegsgefangenschaft gleich. Die besondere 
Berücksichtigung erstreckt sich somit auch auf Kriegsgefangene, 
die in der Gefangenschaft an Krankheiten, an Erschöpfung auf ` 
dem Transporte oder Marsche oder infolge von mangelhafter‘ 
Ernährung, schlechter oder harter Behandlung, vernachlässigter 
Wartung oder Pflege gestorben sind. 

.. Wenn die Mutter unehelicher Kinder eines gefallenen oder 
verstorbenen Kriegers gleichzeitig mit dem Gesuche um Ehelich- 
erklárung der Kinder um die Annahme des Familiennamens des 
Vaters ihrer Kinder ansucht, soll die Aufnahme dieses Ansuchens 
zu gerichtlichem Protokoll nicht verweigert und die schriftlich 
gestellte Bitte nicht zurückgewiesen, sondern eine Aeusserung 
der politischen Behórde I. Instanz über die Rücksichtswürdigkeit 
der Bitte und die etwa der Gewährung entgegenstehenden Be- 
denken eingeholt werden. 

Das Oberlandesgericht hat vor der Vorlage der Akten an 
das Justizministerium über die Befürwortung des Antrages auf 
Namensánderung das Einvernehmen mit der politischen Landes- 
behörde zu pflegen. 

Schliesslich wird den Gerichten zur eigenen Kenntnis und 
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zur Belehrung der Parteien bekanntgegeben, dass das Ministerium 
des Innern mit Erlass vom 24. Mai 1917, Z. 24646, die politi- 
schen Behörden angewiesen hat, Frauen und Mädchen, die mit 
gefallenen oder verstorbenen Kriegern verlobt waren, die Annahme 
des Familiennamens ihres Verlobten zu gestatten, wenn an der 
Tatsache des Verlöbnisses und der ernsten Verehelichungsabsicht 
kein Zweifel obwaltet und wenn nicht der Verehelichung ein 
Ehehindernis entgegengestanden wäre, von dem Nachsicht nicht 
erteilt zu werden pflegt, und wenn endlich rücksichtswürdige 
Gründe für eine solche Begünstigung vorliegen. 

Die Behörden sind angewiesen, Frauen, denen die Annahme 
des Namens eines gefallenen oder verstorbenen Kriegers gestattet 
worden ist, auch wenn sie nicht verheiratet waren, im münd- 
lichen und schriftlichen Verkehre nicht als »Fräulein«, sondern 
als »Frau« in allen Fällen zu bezeichnen, in denen eine solche 
Bezeichnung im gewöhnlichen Verkehr der Landessitte gemäß 


üblich ist. 
Schenk m. p. 


2. Beschluss des Kammergerichts zu Berlin betr. die Ein- 
schulung der Kinder aus gemischten Ehen, vom 12. Januar 1917. 


(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Paderborn und das Apostolische 
Vikariat Anhalt LX, 78 ff.) 


Königliches Kammergericht Berlin 
Zivilsenat I a. 
I a. X. 973. 16. 26. 
Beschluss. 


In Sachen des Königlichen Amtsgerichts Berlin-Mitte, be- 
treffend die religiöse Erziehung der minderjährigen F. E.!) 
(109 E. IX f. 1836) hat der Zivilsenat Ia des Königlichen Kam- 
mergerichts in Berlin in der Sitzung vom 12. Januar 1917, auf 
die von der Frau M. E. gegen den Beschluss der 38. Zivilkam- 
mer des Königlichen Landgerichts I in Berlin vom 28. November 
1916 eingelegte weitere Beschwerde beschlossen: 

Die weitere Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Gebühren und Auslagen des Beschwerdeverfahrens bleiben 
ausser Ansatz. 


1) Die Verfügung des Amtsgerichts Berlin-Mitte vom 21. Juni 1916, die 
es Erziehung anordnete, ist abgedruckt in diesem Archiv oben 


Betr. die Einschulung der Kinder aus gemischten Ehen. 605 


Gründe. 


Aus der Ehe des am 25. Februar 1912 gestorbenen Arbeiters 
A. E., welcher der evangelischen Religion angehörte, und dessen 
katholischer Frau M. geb. S., ist ausser verschiedenen anderen 
Kindern die am 2. November 1907 geborene Tochter Frieda 
Gertrud hervorgegangen, welche seit ihrer Einschulung eine 
evangelische Gemeindeschule in Berlin besuchte. Am 9. April 
1916 beantragte die Mutter des Kindes bei dem Amtsgerichte 
Berlin-Mitte als dem zuständigen Vormundschaftsgerichte eine 
Anordnung, dass das Kind in der katholischen Religion zu unter- 
richten sei. Diesem Antrage gab das Amtsgericht am 21. Juni 
1916 statt. Auf die Beschwerde des Pfarrers der Reformations- 
kirche in Berlin, zu deren Kirchspiel das von der Mutter des 
Kindes bewohnte Haus gehörte, hat das Landgericht I in Berlin 
durch den Beschluss vom 28. November 1916 die amtsgericht- 
liche Entscheidung aufgehoben und angeordnet, dass das Kind 
in dem evangelischen Glaubensbekenntnis zu erziehen ist. Gegen 
diese Entscheidung richtet sich die an sich statthafte, auch in 
der gesetzlichen Form eingelegte weitere Beschwerde der Mutter 
des Kindes. | 

Dem Rechtsmittel war der Erfolg zu versagen. 

Das Landgericht hat ausgeführt, dass das Kind nach den 
Grundsátzen der Deklaration vom 21. November 1803 in der 
evangelischen Religion des Vaters zu unterrichten sei, weil die 
in den SS 78, 82. II. 2. ALR. vorgesehenen Ausnahmefälle auf 
den vorliegenden Fall nicht zutráfen, indem der $ 78 sich nicht 
auf die Zeit nach dem Tode des Vaters bezieht. Diese Aus- 
führungen lassen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

Die gemäß Art. 134 EG.: BGB. bei dem Inkrafttreten des 
BGB. unberührt gebliebenen landesgesetzlichen Vorschriften über 
die religiöse Erziehung der Kinder (vgl. auch Art. 89 Nr. Ic. (AG.: 
BGB.) bilden eine Schranke für das im BGB. den Eltern zu- 
gewiesene Erziehungsrecht (KGJ. 25 A. 21). Dementsprechend ist 
der Grundsatz der Deklaration vom 21. November 1803 (NCC. XI. 
1931) in Kraft geblieben, dass eheliche Kinder jedesmal in der 
Religion des Vaters zu unterrichten sind. Von dieser Regel sind 
nur zwei Ausnahmen zugelassen. Der $ 78 II. 2 ALR. bestimmt, 
dass, solange die Eltern über den ihren Kindern zu erteilenden 
Religionsunterricht einig sind, kein Dritter ein Recht hat, ihnen 
darin zu widersprechen. Eine solche Einigkeit der Eltern hat im 
^" gegebenen Falle vorgelegen. Der Vater hat anlässlich der katho- 
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lischen Trauung der Eltern die katholische Erziehung versprochen, 
sodann die ihm geborenen Kinder katholisch taufen lassen und 
die älteren Töchter Auguste und Margarete katholische Schulen 
besuchen lassen. Allein eine solche Willenseinigung der Eltern 
kann naturgemäß nur so lange bestehen und wirksam sein, als 
beide Eltern noch am Leben sind, muss aber ausser Betracht 
bleiben, wenn der Vater vor Ablauf eines Jahres nach ihrer Ver- 
wirklichung durch Beginn des Religionsunterrichtes in der anderen 
Konfession (3 82 II. 2 ALR.) gestorben ist (KGJ. 5, 65; 6, 53; 
9, 47; 10, 77; 33. A. 81; OLG. 21, 250). Der letztgedachte 
Grundsatz ist in der weiteren Beschwerde unter besonderer Bezug- 
nahme auf einen Beschluss des Kammergerichtes vom 1. August 
1914 (la. X. 888, 14) mit dem Hinweis darauf bekämpft worden, 
dass bei dem Tode des Vaters des Kindes keine der früheren 
Einigung entgegenstehende Handlungen und Zulassungen vor- 
gelegen hätten und jene Einigung nicht mit dem Tode des Vaters 
ihre Bedeutung verloren habe. Diese Rügen entbehren der Be- 
gründung. Das Kammergericht hat in dem Beschluss vom 4. Juni 
1908 (KGJ 36 A. 48) und entsprechend in dem oben erwähnten 
Beschluss vom 1. August 1914 ausgesprochen, dass der $ 78 
auch für den Fall, dass die noch lebenden Eltern geschieden sind, 
gilt und, falls der geschiedene Vater in unbekannter Abwesenheit 
lebt, nach den konkreten Umständen darüber zu entscheiden ist, 
ob ein Einigsein der Eltern noch anzunehmen ist. Hierbei ist 
erwogen worden, dass die Willenseinigung der Eltern ein rein 
tatsächlicher Zustand ist, der erkennen lässt, dass die Eltern die 
Kinder in einer andern Religion als der des Vaters erziehen und 
unterrichten lassen wollen, und auch bemerkt worden, dass die 
einmal vorhandene Einigung fortdauert, indem eine Ánderung des 
Willens der Eltern nicht zu vermuten ist (auch KGJ. 10, 777). 
Allein diese Erwägungen treffen auf den vorliegenden Fall nicht 
zu, weil sie sich nur auf die Verhältnisse zu Lebzeiten des Vaters 
beziehen, ein Einigsein der Eltern aber naturgemäß wegfällt, so- 
bald der Vater stirbt. Hiernach muss das Kind in der evange- 
lischen Religion des Vaters erzogen werden. Die überlebende 
Mutter hat auch nicht das Recht, die Religion, in der das Kind 
erzogen werden soll, abweichend zu bestimmen (KGJ 45, 81. 82.). 

Eine zweite Ausnahme von dem Grundsatze der Deklaration 
enthält der $ 82, II. 2 ALR., der bestimmt, dass wenn der Vater 
das Kind wenigstens durch das ganze letzte Jahr vor seinem 
Tode in dem Glaubensbekenntnis der Mutter hat unterrichten 


Stempelsteuer aus Anlass kirchlicher Dismembrationen. 607 


lassen, dieser Unterricht in eben der Art auch nach seinem Tode 
bis zum vollendeten 14. Jahre des Kindes fortgesetzt werden muss 
(vgl. auch KGJ. 5, 71; 11, 45). Dieser Ausnahmefall bleibt vor- 
liegend ausser Betracht, weil das Kind bei dem Tode des Vaters 
erst 4';, Jahre alt, also noch nicht schulpflichtig war .. 

Weitere Ausnahmen von den Grundsätzen der Deklaration 
© sind nicht zugelassen. Eine solche wird auch durch die Taufe 
des Kindes in der Religion der Mutter nicht begründet (KGJ 20 
A. 245). Bedeutungslos sind ferner Zusicherungen und Anord- 
nungen des Vateis wegen einer anderen religiósen Erziehung des 
Kindes Dritten gegenüber, falls nicht die Voraussetzungen des 
oben erórterten S 82 vorliegen, sowie der Umstand, dass ältere 
Geschwister des Kindes über ein Jahr eine Schule der Konfession 
der Mutter besucht haben (KGJ. 10, 77; 21 A. 47, 25 A. 199, 
33 A. 81; OLG. 33, 352). Das Kind ist also gleichwohl in der 
Religion des Vaters zu unterrichten. 

Die vorstehend entwickelten Rechtsgrundsátze entsprechen 
der stándigen Rechtsübung des Kammergerichts, an der auch 
nach erneuter Prüfung unbedenklich festzuhalten war. 

Da hiernach eine Verletzung des Gesetzes, die allein nach . 
§ 227 FGG. die Aufhebung der Vorentscheidung rechtfertigen 
könnte, nicht erkennbar ist, so war die weitere Beschwerde als 
unbegründet zurückzuweisen. 


3. Beschluss des Amtsgerichts zu Hörde und Verfügung des 
Landgerichtspräsidenten zu Dortmund, betr. die Staatsstempel- 
steuer für Auflassung von Grundstücken an neu errichtete 
Pfarrgemeinden, vom 22. Februar 1917 und 3. April 1917.') 


(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Paderborn und das Apostolische Vikariat 
Anhalt LX, 76 ff.) 


Beschluss. 


Die von dem katholischen Kirchenbauverein e. V. zu Sölde 
durch den Vikar Wiedeking in Sölde erhobene -Erinnerung gegen 
die in der Kostenrechnung vom 20. Januar 1917 angesetzte Staats- 
stempelsteuer von 150 M. wird zurückgewiesen. 


Gründe. 
Der Antragsteller ist für sich nicht befugt, den eingetragenen 
Verein gerichtlich oder außergerichtlich zu vertreten. Der erhobene 


1) Vgl. die Verfügung des Landgerichtspräsidenten zu Hagen i. W. vom 
13, Februar 1911, in diesem Archiv oben S. 446 f. 
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Stempelerstattungsanspruch ist ausserdem materiell unbegründet. | 
Es handelt sich vorliegenden Falles um eine freiwillige Ver- | 
äußerung des Grundbesitzes des eingetragenen Vereins auf die 
Kirchengemeinde. Wenn auch nach Zweck und Satzung des 
Vereins diese Veräußerung von vornherein vorgesehen war, so | 
lag doch ein gesetzlicher Zwang zu derselben nicht vor. Die | 
Veräußerung erfolgte auch durch Rechtsgeschäft. Ein Übergang {| 
des Eigentums kraft Gesetzes oder originärer Erwerb des Eigen- 
tums durch die Kirchengemeinde fand nicht statt. Eine Auflösung 
des Vereins mit Anfall seines Vermögens an die Kirchengemeinde 

ist nicht eingetreten (Beschluss vom 1. Oktober 1916). Folge- 
richtig bedurfte es daher zum Eigentumswechsel der Auflassung. | 
Da weitere Befreiungsgründe nicht in Betracht kommen, so ist 
die getroffene Entscheidung gerechtfertigt. 

Hörde, den 22. Februar 1917. 


Königliches Amtsgericht. 
gez. Dr. D’ham. 
Ausgefertigt : 
Hörde, den 25. Februar 1917. 


Der Gerichtsschreiber des Kóniglichen Amtsgerichts. 


(L. S) gez. Wülbrich, 
Amtsgerichts-Sekretär. 
An den kath. 
Kirchenbauverein e. V. 
zu Sölde. 
Sölde 9—69 
18 
Dortmund, den 3. April 1917. 
Der Landgerichtspräsident. 
Geschäftsnummer XII. 10 
1049. 

Ihre Beschwerde gegen den Beschluss des Königlichen Amts- 
gerichts in Hörde vom 22. Februar 1917 erachte ich für begründet. 
Ich ordne hiermit an, dass für die Auflassung vom 17. Januar 1917 
Stempel nicht zu erheben und die gezahlten Beträge zurück- 
zuerstatten sind. | 

Unter Tarifstelle 11° des Reichsstempelgesetzes und 32 des 
Landesstempelgesetzes fallen nur die freigewollten Veräußerungs- 
gescháfte. Deren Wesen im stempelrechtlichen Sinne besteht 
darin, dass eine Verpílichtung zur Übertragung des Eigentums 
begründet wird, die vorher nicht bestanden hat. 
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Eine solche Verpflichtung war hier aber von vornherein gegeben. 

Die Auflassung der Grundstücke ist von dem katholischen 
Kirchenbauverein in Sólde e. V. an die katholische Filialkirchen- 
gemeinde daselbst ertolgt. Der im Jahre 1907 gegründete Kirchen- 
bauverein bezweckte nach seinen Satzungen, durch laufende Bei- 
tráge Gelder für den Bau einer katholischen Kirche in Sólde zu 
sammeln. 

Durch Anordnung vom 29. Juli 1916 sind die in Sólde 
wohnenden Katholiken der Pfarrei Aplerbeck zu einer Filialkirchen- 
gemeinde mit eigener Vermógensverwaltung und Korporations- 
rechten vereinigt. In der Anordnung ist bestimmt, dass das für 
die Filialkirchengemeinde vorhandene und bestimmte Vermögen, 
namentlich das des Kirchenbauvereins, der Kirchengemeinde 
innerhalb drei Monaten zu übertragen sei. Am 1. Oktober 1916 
hat der Kirchenbauverein beschlossen, die in seinem Besitztum be- 
findlichen Grundstücke und Gebäude (Kirche und Vikarie) — 
über die sich die Auflassung verhält — der neu errichteten Ge- 
meinde zu übertragen. Der Verein hat nach Inhalt des Protokolls 
vom gleichen Tage zwar hiermit seinen Hauptzweck als erfüllt 
angesehen, gleichwohl aber sein Fortbestehen beschlossen. 

Bei dieser Sachlage kann kein Zweifel darüber bestehen, 
dass der Kirchenbauverein die von ihm erworbenen Grundstücke, 
die noch während seiner Besitzzeit mit Kirche und Vikariegebäude 
bebaut sind, nicht für sich hat behalten wollen, sondern dass er von 
vornherein nur als Mittelsperson und Vertrauensmann für die erst 
spáter zu gründende selbststándige Kirchengemeinde Sólde hat 
handeln wollen, und dass die Kirchengemeinde nur deshalb nicht 
von vornherein nach außen hin als Erwerberin der Grundstücke 
aufgetreten ist, weil sie damals noch keine Korporationsrechte besass. 

In solchen Fällen liegt aber ein Auftragsverhältnis im stempel- 
rechtlichen Sinne vor, das zur Übertragung der Grundstücke ver- 
pilichtet. Dabei ist es in der Literatur ausdrücklich für unerheb- 
lich erklárt, ob die Korporation zur Zeit der Auflassung der 
Grundstücke an den Vertrauensmann die Rechtsfähigkeit schon 
besaß oder nicht. (Vgl. J. M. E. vom 11. Oktober 1910, III. 1579; 
Heinitz, S. 432; Weinbach, R. N. G. 568). 

Der Auflassungsstempel ist hiernach zu Unrecht in Ansatz 
gebracht. Ich werde das Amtsgericht Hórde anweisen, die ge- 
zahlten Betráge zurückzuerstatten. 

gez. Barkhausen. 
An den Kirchenvorstand der kath. Filialgemeinde in Sólde. 
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4. Entscheidung des preussischen Oberverwaltungsgerichts 
betr. die Baupflicht bei Küster- und Schulhäusern in kirch- 
lichen Tochtergemeinden, vom 21. November 1916. 


(Verordnungen des Fürstbischöflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau 1917, 
116 ff. À 


Die Klägerin — Landgemeinde M. — hat es im vorliegenden 
Falle, soweit die Nebenanlagen in Frage kommen, deren Kosten 
sie nach dem Baubeschlusse tragen soll, unterlassen, die Kirchen- 
gemeinde und den Patron mitzuverklagen. Was das Schulgebáude 
anbetrifft, so würde es für die Klägerin, wie bereits der Bezirks- 
ausschuss dargelegt hat, an einem sie zur Klageerhebung be- 
rechtigenden Anlasse fehlen. Denn hinsichtlich dieses Gebáudes 
ist ihr im Baubeschlusse die Tragung von Baukosten nicht auf- 
erlegt worden. Die Klage aus S 47 Absatz 2 a. a. O. ist aber, 
wie aus dessen Inhalte klar erhellt, nur einem von der Schul- 
aufsichtsbehórde zur Aufbringung von Baukosten /nanspruch- 
genommenen zu dem Zwecke gegeben, um die (bm angesonnene 
Leistung auf einen vermeintlichen Drittverpilichteten abzubürden. 
Eine Klage mit dem Ziele, dass der Kläger an Stelle eines von 
der Schulaufsichtsbehórde in Anspruch genommenen Dritten zu 
der diesem angesonnenen Leistung verurteilt werde, gibt es ge- 
setzlich nicht. 

Obwohl bei der angegebenen Rechtslage der Klage ohne 
Eingehen auf die Sache selbst der Erfolg zu versagen ist, so sei 
doch zur Klärung der streitigen Rechtsfragen für die Zukunft 
folgendes bemerkt. 

Im vorliegenden Falle ist die dauernde Verbindung des kirch- 
lichen Amtes in M. mit dem dortigen Lehramt auf Grund der 
Verordnung vom 2. Mai 1811 (Gesetzsammlung Seite 193) erfolgt. 
Die Verbindung des Kirchen- und Schulamtes auf Grund dieser 
Verordnung hat nicht die rechtliche Wirkung, dass das Schulhaus 
ein von den Pfarrbaupflichtigen zu unterhaltendes Küsterhaus im 
Sinne des $ 37 Titel 12 Teil II des Allgemeinen Landrechts wird. 
Die Rechtswirkung einer Trennung der Küsterei der Tochterkirche 
von derjenigen der Mutterkirche gemäß jener Verordnung besteht 
nach deren S 4 vielmehr lediglich darin, dass die gesetzlichen 
Tráger der Schullast insoweit von ihrer Schulunterhaltungspflicht 
entlastet werden, als die kirchliche Tochtergemeinde die Wohnung 
des nunmehrigen Küsterlehrers am Orte der Tochterkirche zu 
unterhalten hat. Der Begriff der »Schullehrer- und Küsterwohnung 
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bei der Tochterkirche« im Sinne des S 4 a. a. O. ist eng auszu- 
legen und umfasst daher nur die Wohnräume des Küsterlehrers. 
Hinsichtlich der Unterrichtsráume, der Wirtschaftsgebäude des | 
Lehrers und der sonstigen Nebenanlagen des Schulgehöfts ist 
danach die gesetzliche Baulast der Schul unterhaltungspflichtigen 
durch die Verordnung vom 2. Mai 1811 nicht verándert worden 
(vgl. Urteile vom 20. Februar 1886, 12. März 1887, 22. Februar 
1893, 22. September 1899, Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts Band 13 Seite 261, Band 14 Seite 236, Band 24 Seite 153 ff., 
Band 36 Seite 201, sowie vom 13. und 27. Oktober 1914 im 
Preussischen Verwaltungsblatte, Jahrgang 36 Seite 296 und Seite 443). 
Demgemäß lag in M. nach der Vereinigung des dortigen Küster- 
amtes mit der Lehrerstelle, soweit das Gesetzesrecht in Frage 
kommt, die Unterhaltung der Wohnräume des Küsterlehrers der 
dortigen Kirchengemeinde, diejenige der sonstigen Baulichkeiten 
des Schulgehóftes den Schulbaupflichtigen, also vor dem Inkraft. 
treten des Volksschulunterhaltungsgesetzes den zu einer Schul- 
gemeinde mit eigener Rechtspersönlichkeit zusammengefassten 
Hausvätern (8 34 Titel 12 Teil II des Allgemeinen Landrechts) 
ob. Die Klägerin hat demgegenüber geltend gemacht, die durch 
8 4 der Verordnung vom 2. Mai 1811 geregelte Unterhaltung 
der Lehrerwohnung bei der Tochterkirche kónne im vorliegen- 
den Falle aus dem Grunde nicht Platz greifen, da jene Vorschrift 
bestimme, dass sie »durch verhältnismäßige Beiträge aller zu ` 
derselben eingepfarrten Dörfer gemeinschaftlich« zu unterhalten 
sei. Sie setze also voraus, dass mehrere Dörfer zur Kirchen- 
gemeinde gehörten. Diese Voraussetzung treffe hier nicht zu. 
Die Ausführungen sind verfehlt. Der Sinn der Bestimmung des 
§ 4 a. a. O. ist, dass die Lehrerwohnung durch Beiträge aller 
Eingepfarrten, d. h. der Kirchengemeinde, zu unterhalten sei. 
Sie hat die Fassung »aller eingepfarrten Dórfer« offenbar zu dem 
Zwecke gewählt, um zur Vermeidung von Missverständnissen klar 
zu stellen, dass nicht etwa nur dasjenige eingepfíarrte Dorf, in 
welchem sich die Tochterkirche befinde, sondern ausserdem alle 
sonstigen zu dieser Kirche gewiesenen Dórfer bezüglich der Lehrer- 
wohnung unterhaltungspílichtig seien. Durch die diesem weitest- 
gehenden Fall angepaßte Ausdrucksweise mittels Anwendung der 
Mehrzahl »Dörfer« wird selbstverständlich auch der Fall getroffen, 
dass nur ein Dorf zur Tochterkirche eingepfarrt ist. Nun ist es 
allerdings richtig, dass, wie der Vorderrichter ausgeführt hat, 
gegen die Bestimmung des $ 4 der Verordnung vom 2. Mai 1811 
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sich keine ihr zuwiderlaufende Observanz bilden konnte (vgl 
Urteil vom 22. Februar 1893, EntscheidurÉen des Oberverwaltungs- 
gerichts Band 24 Seite 157). Wenn die bürgerliche Gemeinde 
daher, wie die Klägerin behauptet, von jeher kerkömmlich die 
Lehrerwohnung unterhalten hätte, so würde dadurch die gesetz- 
liche Verpflichtung der Kirchengemeinde hierzu nicht in Fortfall 
gekommen sein. Nun ist es aber zulässig, dass durch besonderen 
Offentlich-rechtlichen Rechtstitel der durch die Verordnung vom 
2. Mai 1811 gesetzlich geordnete Zustand im Einzelfalle anderweit 
geregelt und dadurch insoweit ein von ihm abweichendes Orts- 
recht geschaffen wurde. Dies ist im vorliegenden Falle geschehen. 
Der Gemeinheitsteilungsrezess von M. vom Jahre 1831 bestimmt 
im $ 33 Ziffer 4: 
»Die Instandsetzung des Schulgebäudes ist lediglich 
Sache der M.-schen Dorfsgemeinde, selbst wenn auch 
künftighin der Küsterdienst mit der hiesigen Stelle ver- 
bunden werden sollte.« 

Diese Bestimmung des Rezesses enthält einen besonderen 
Rechtstitel des Inhalts, dass im Falle einer Verbindung des Küster- 
amtes mit dem Lehramt auf Grund der Verordnung vom 2. Mai 
1811 abweichend von deren $ 4 das Schulgebäude in seiner Ge- 
samtheit, also auch insoweit es die Lehrerwohnung enthält, von 
der »Dorfsgemeinde«, also der bürgerlichen Gemeinde, zu unter- 
halten sei. Die Ansicht des Bezirksausschusses, dass durch den 
Rezess die mit Gesetzeskraft ausgestattete Verordnung nicht habe 
abgeändert werden können, trifft zwar an sich zu; die Verord- 
nung soll aber durch jene Bestimmung auch gar nicht »abgeändert« 
werden, vielmehr wird nur ihre Anwendung im Einzelfalle durch 
ein besonderes Ortsrecht ausgeschlossen. Auseinandersetzungs- 
rezesse können sowohl die Fesistellung des bestehenden Rechtes 
und die Bestimmung, dass nach ihm ferner zu verfahren sei, ent- 
halten, als auch ein von ihm abweichendes Ortsrecht für die Zu- 
kunft setzen. Ob das eine oder das andere der Fall ist, richtet 
sich nach dem Inhalte der Festsetzungen des Rezesses im Einzel- 
falle (vgl. Urteile vom 26. Juli 1878, 9. Juni 1880, 14. Januar 1882, 
26. Mai 1886, 20. Februar 1886, 22. Mai 1886, 5. Januar 1887, 
15. Mai 1895, 24. November 1896, 23. Juni 1899, 30. Mai 1904, 
29. September 1904, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Band 4 Seite 113, Band 7 Seite 190, Band 8 Seite 152, Band 13 
Seite 199, 263, 294, Band 14 Seite 246, Band 28 Seite 223, 
Band 31 Seite 104, Band 38 Seite 178, Band 45 Seite 244, Band 46 
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Seite 254). Im vorliegenden Falle ist nun durch $ 33 Ziffer 4 
des Rezesses nicht etwa lediglich das bei dessen Abschlusse be- 
stehende Recht festgestellt und bestimmt worden, dass es auch 
ferner maßgebend bleibe, sondern es ist vielmehr die neue Rechts- 
norm geschaffen worden, dass, wenn in Zukunft der Fall der 
Verordnung vom 2. Mai 1811 in M. eintreten sollte, abweichend 
von diesem bestehenden Gesetzesrechte die Unterhaltung des 
Schulgebäudes geregelt sein sollte. Wenn daher, wie die Klägerin 
behauptet, die bürgerliche Gemeinde von jeher das Schulgebáude, 
auch insoweit es die Lehrerwohnung enthält, baulich unterhalten 
hat, so hat sie dies nicht herhómmlich, sondern auf Grund des 
geschriebenen Ortsrechtes getan. Nun behauptet die Klägerin 
allerdings ferner, sie habe die Unterhaltung des Schulgebäudes 
nicht allein, sondern »unter Mitbeteiligung der Königlichen Regie- 
rang als Patron« bewirkt. Unter dem »Patrone« kann, im Ver- 
hältnis zur Gemeinde, nur der Fiskus als Gutsherr gemeint sein, 
wie denn die Klägerin in ihrem Schriftsatze vom 11. April: 1916 
zum Erweis ihrer Behauptungen sich auf die Akten des Domänen- 
amtes beruft, nach welchen der Fiskus stets den Holzwert der 
baulichen Leistungen für das ganze Schulgebäude bezahlt habe. 
Eine dahingehende Observanz, welche die Gemeinde insoweit 
entlastete, konnte sich allerdings gegen die Bestimmungen des 
Rezesses bilden (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Band 13 Seite 199, Seiten 294/295, Band 14 Seiten 241 und 246). 
Sie würde aber, falls sie entstanden war, durch $ 32 Absatz 1 
des Volksschulunterhaltungsgesetzes aufgehoben worden sein. 
Übrigens mag noch bemerkt werden, dass, entgegen der An- 
nahme des Bezirksausschusses, die Verpflichtung des Fiskus auch 
fortgefallen wäre, wenn sie auf Grund seines gutsherrlichen Ver- 
hältnisses durch besonderen Rechtstitel übernommen worden wäre. 
Aufrecht erhalten sind durch 8 32 Absatz 2 des Volksschulunter- 
haltungsgesetzes nur die auf besonderen Rechtstiteln beruhenden 
Verpflichtungen Dritter. Der Fiskus als Gutsherr war aber vor 
dem Inkrafttreten des Volksschulunterhaltungsgesetzes nicht 
»Dritter«, sondern gehörte dem nach allgemeiner Rechtsnorm be- 
stimmten Kreise der ordentlichen Schulunterhaltungspflichtigen 
an (SS 33, 36 Titel 12 Teil II des Allgemeinen Landrechts). Durch 
das Volksschulunterhaltungsgesetz sind aber auch diejenigen Ver- 
pflichtungen, welche die bisherigen gesetzlichen Träger der Schul- 
last etwa durch besondere Rechtstitel über das durch die Norm 
gegebene Maß hinaus übernommen hätten, in Fortfall gebracht 
Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 4. 40 
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worden (vgl. $ 32 Absatz 1 Satz 2 des Volksschulunterhaltungs- 
gesetzes). Wenn also klar erhellen würde, dass der Fiskus mit 
Rücksicht auf sein gutsherrliches Verhältnis zum Schulorte be- 
stimmte Verpflichtungen durch besonderen Rechtstitel übernommen 
hatte, so würde die sonst nach $ 32 Absatz 3 a. a. O. wider ihn 
streitende Vermutung nicht Platz greifen, dass er sich als »Dritter«, 
d. h. als ein ausserhalb des Kreises der durch allgemeine Rechts- 
norm bestimmten Schulunterhaltungspflichtigen stehendes Rechts- 
subjekt, zu jenen Leistungen verpflichtet habe. Denn der § 32 
Absatz 3 a. a. O. bestimmt: 

»Soweit die Verpflichtungen des Fiskus nicht auf einem 
guts- oder grundherrlichen oder Domanialverhältnisse be- 
ruhen, gilt die Vermutung, dass sie auf besonderen Titeln 
(Absatz 2) beruhen.« 

(vgl. Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 10. Juni 1910, 
21. Oktober 1913 und 13. Oktober 1914 im Preussischen Ver- 
waltungsblatte, Jahrgang 32 Seite 249, Jahrgang 35 Seite 624—625 
und Jahrgang 36 Seite 296). Die bürgerliche Gemeinde M., die 
jetzt mit dem Schulverbande zusammenfällt, ist also auch ferner 
zur Unterhaltung des Schulgebäudes allein verpflichtet, und zwar, 
soweit die in ihm enthaltene Lehrerwohnung in Frage kommt, 
auf Grund der Bestimmung im $ 33 Ziffer 4 des Rezesses, im 
übrigen auf Grund ihrer insoweit weder durch die Verordnung 
vom 2. Mai 1811 noch durch den Rezess abgeänderten gesetzlichen 
Schulunterhaltungspflicht. 

Auf Grund dieser gesetzlichen Unterhaltungspflicht liegt der 
Klägerin auch die Baulast hinsichtlich aller Nebenbaulichkeiten 
auf dem Schulgehóit ob. Sie behauptet allerdings, dass von 
jeher die Kirchengemeinde unter Mitbeteiligung des Fiskus als 
Patrons diese Nebenbauten unterhalten habe. Selbst wenn diese 
Behauptung zutreffen sollte, würde die Klägerin dadurch ihrer 
gesetzlichen Pflicht nicht ledig geworden sein. Denn gegenüber 
der zwingenden Vorschrift des $ 34 Titel 12 Teil II des Allge- 
meinen Landrechts, nach welcher die bauliche Unterhaltung des 
Schulanwesens der Hausvätergemeinde zur Last fällt, war die 
Bildung eines abweichenden Herkommens ausgeschlossen (vgl. 
Urteile vom 27. Dezember 1876, 17. November 1890, 20. Oktober 
1899, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 1 Seite 
227, Band 21 Seiten 181 ff., Band 36 Seite 231). Selbst wenn 
aber das Entstehen einer Observanz des behaupteten Inhaltes 
rechtlich möglich gewesen wäre, würde sie durch das Volksschul- 
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unterhaltungsgesetz aufgehoben worden sein, da durch dessen $ 32 
Absatz 2 nur die auf besonderen Rechtstiteln beruhenden Ver- 
pflichtungen Dritter (und ein solcher würden die Kirchengemeinde 
und der Kirchenpatron hinsichtlich der Schulunterhaltung gewesen 
Sein) aufrecht erhalten worden sind. 

EE des VIII. Senats vom 21. November 1916 — VIII C 158. 


5. Entscheidung des deutschen Reichsversicherungsamtes 
betr. die Freistellung der Dienstboten an bischóflichen An- 
stalten von der Krankenversicherungspflicht, 
vom 16. September 1916. 

(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Osnabrück und die Norddeutschen 
Missionen 1917, 329 ff.) 

Das Reichsversicherungsamt, Beschlußsenat der Abteilung 
für Kranken-, Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung, hat in 
unserer Beschwerdesache gegen die Allgemeine Ortskrankenkasse 
für die Stadt Osnabrück in seiner Sitzung vom 16. September 1916 
eine grundsátzliche Entscheidung (Aktenzeichen: II. K. 77./16.) 
getroffen, welche bezüglich mehrerer Fragen der Versicherungs- 
pflicht bezw. Versicherungsbefreiung der Dienstboten von weit- 
gehender Bedeutung ist. Insbesondere ergibt sich aus dieser 
Entscheidung folgendes: 

1. Der Bischöfliche Stuhl bezw. das zu dessen Vertretung 
berufene Bischöfliche Generalvikariat ist berechtigt, als Arbeit- 
geber Anträge auf Freistellung von der Krankenversicherungs- 
pflicht für Dienstboten zu stellen, welche in kirchlichen Wohl- 
tätigkeitsanstalten beschäftigt sind, die zwar einen eigenen Haus- 
vorstand haben, aber der eigenen Rechtspersönlichkeit entbehren 
und in vermögensrechtlicher Beziehung vom Generalvikariat ver- 
treten werden. Hieraus folgt, dass z. B. auch ein Kirchenvorstand 
(bezw. eine Aktiengesellschaft oder eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung) beim Vorliegen gleicher Rechtsverhältnisse 
als Arbeitgeber Anmeldungen zur Krankenkasse vornehmen und 
Anträge auf Befreiung von der Versicherungspflicht stellen kann 
für Dienstboten, die in einer vermögensrechtlich von ihm ver- 
tretenen Kranken-, Waisen- oder Erziehungsanstalt beschäftigt 
werden. 

2. Auch wenn nach dem bestehenden Landesrecht, nach 
welchem sich der Begriff des Dienstboten im Sinne der Reichs- 
versicherungsordnung gemäß den Entscheidungen des Reichs- 
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versicherungsamts vom 19. September 1914 und vom 5. Juni 1915 !) 
bestimmt, der Begriff des Dienstboten eine häusliche Gemeinschaft 
voraussetzt, so wird doch dieses Erfordernis erfüllt durch das 
Bestehen einer häuslichen Gemeinschaft zwischen dem Haus- 
vorstande und den Dienstboten; zwischen dem antragstellenden 
Arbeitgeber selbst und den Dienstboten braucht eine solche Ge- 
meinschaft niht zu bestehen; auch das ist für einen Kirchen- 
vorstand, der als Rechtsträger einer Wohltätigkeitsanstalt auftritt, 
sehr wichtig. 

3. Wenn eine juristische Person in vermögensrechtlicher 
Beziehung mehrere Wohltätigkeitsanstalten vertritt, die wirtschaft- 
lich unabhängig von einander sind, und deren jede ihren be- 
sonderen Zwecken dient, so braucht der Arbeitgeber (d. h. im 
vorliegenden Falle die betreffende juristische Person) behufs Be- 
freiung der Dienstboten in einer dieser Anstalten von der Kranken- 
versicherungspflicht nicht für alle Dienstboten in sämtlichen von 
ihm vertretenen Anstalten den Befreiungsantrag zu stellen; viel- 
mehr genügt es zur Erwirkung der Freistellung der Dienstboten 
in einer Anstalt, wenn nur für die Dienstboten innerhalb dieser 
einen Anstalt der Befreiungsantrag eingereicht wird. 

4. Sollen die Dienstboten einer Anstalt von der Kranken- 
versicherungspilicht freigestellt werden, so muss der Befreiungs- 
antrag für die sämtlichen in der betreffenden Anstalt beschäftigten 
Dienstboten gestellt werden. Wenn aber lediglich infolge eines 
‚entschuldbaren Versehens, das alsbald nach seiner Entdeckung 
durch Stellung eines Befreiungsantrages behoben worden ist, für 
einzelne Dienstboten die Freistellung von der Krankenversiche- 
rungspflicht nicht nachgesucht wurde, so ist es niht angängig, 
lediglich aus diesem Grunde die später gestellten Befreiungs- 
anträge abzulehnen und die bereits ausgesprochenen Befreiungen 
zu widerrufen; vielmehr darf solches zur dann geschehen, wenn 
der Arbeitgeber absichtlich eine Auslese aus den Dienstboten vor- 
genommen und zur die schlechten Risiken an die Krankenkasse 
abgeschoben hat.?) 


1) Amtliche Nachrichten des Reichsversicherungsamts, 1914, S. 770 ff.; 
1915, S. 594 f. 

2) Hierzu sei bemerkt, dass es sich in den oben besprochenen Fällen um 
Befreiungen von der Krank averea e Wee auf grund der $$ 435, 418 
der Reichsversicherungsordnung handelt; dieselben werden vom Kassenvor- 
stande bewilligt und gelten nur für die in den Freistellungsanträgen einzeln 
und namentlich aufgeführten Dienstboten; in derartigen Fällen ist also für 
jeden später neu eintretenden Dienstboten bei gleichzeitiger vorläufiger An- 
meldung zur Krankenkasse ein neuer Befreiungsantrag zu stellen und nötigen- 
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Wegen der weitreichenden grundsätzlichen Bedeutung der 
Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom 16. September 
1916 teilen wir aus derselben hierunter den Tatbestand im Aus- 
zuge und die Entscheidungsgründe im Wortlaut mit. 

Osnabrück, den 14. August 1917. 

Das Bischöfliche Generalvikariat. 


Tatbestand. 


Das Bischöfliche Generalvikariat in Osnabrück hatte bei der 
Ortskrankenkasse für die Stadt Osnabrück für eine Reihe von 
Personen, die als Dienstboten im Priesterseminar, im Marien- 
hospital, im St. Annastift, im Waisenhaus St. Johann und im 
Ursulinenkloster zu Osnabrück beschäftigt wurden, die Befreiung 
von der Versicherungspflicht nach 88 435, 418 der Reichsversiche- 
rungsordnung beantragt. Nachdem zunächst die Ortskranken- 
kasse die Anträge abgelehnt und das Versicherungsamt der Stadt 
Osnabrück diese Ablehnung bestätigt hatte, hat das Oberversiche- 
rungsamt in Osnabrück durch Entscheidung vom 8. Oktober 1914 
dahin erkannt, dass diese Personen für die Dauer ihrer Beschäfti- 
gung in den genannten Anstalten von der Versicherungspflicht 
befreit seien. Das Generalvikariat hat dann im Laufe des Jahres 
1915 bei der Ortskrankenkasse Osnabrück weitere Anträge auf 
Befreiung für Personen gestellt, die gleichfalls als Dienstboten 
in den erwähnten Anstalten beschäftigt wurden. Die Ortskranken- 
kasse hat diese Anträge mit der Begründung abgelehnt, dass es 
unzulässig sei, nur einen Teil des Dienstpersonals zur Kranken- 


falls beim Versicherungs- bezw. Oberversicherungsamt weiter zu verfolgen; 
auch ist auf Verlangen der Krankenkasse der Nachweis erforderlich, dass die 
Beschäftigten wirklich Dienstboten sind. In Gemäßheit der grundsätzlichen 
Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom 4. März 1916 (Amtliche Nach- 
richten des Reichsversicherungsamts, 1916, S. 519 f.) sowie der Erlasse des 
pee Ministers fiir Handel und Gewerbe vom 2. August 1916 — J.-Nr. 
IL 4833 — und vom 12. Oktober 1916 — J.-Nr. IlI. 6050 — können aber 
nunmehr, wie andere Beschäftigte, so auch Arbeiter, Gehilfen und Dienstboten, 
die im Dienste öffentlicher Verbände oder öffentlicher (bezw. nichtöffentlicher) 
Körperschaften stehen, auf grund des $ 170 (bezw. des $ 171) der Reichs- 
versicherungsordnung auf Antrag des Arbeitgebers durch den zuständigen 
Regierungspräsidenten von der Krankenversicherungspflicht befreit werden; 
eine derartige Freistellung, welche die Rechtskraft einer Entscheidung der 
obersten Verwaltungsbehürde besitzt, gilt dann nicht nur für die bei Stellun 
des Antrages in der Anstalt Beschäftigten, sondern auch für alle in Zukunft 
daselbst zu Beschäftigenden; ist also auf solche Weise für alle in einer An- 
stalt Beschäftigten, mithin auch für die Dienstboten, die Freistellung erfolgt, 
so bedarf es für später neu eintretende Dienstboten weder der vorläufigen 
Anmeldung zur Krankenkasse noch der Einreichung eines Freistellungsan- 
trages; auch ist in solchen Fällen nicht mehr der Nachweis erforderlich, dass 
die freigestellten Personen Dienstboten sind. 
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kasse anzumelden und für den anderen Teil die Befreiung nach- 
zusuchen; ausserdem sei ein Teil der Personen Krankenwärter 
und Lehrkóchinnen, also keine Dienstboten. Gegen die Ab- 
lehnung seiner Antráge hat das Generalvikariat Beschwerden beim 
Versicherungsamt der Stadt Osnabrück eingelegt. Dieses hat durch 
Entscheidungen vom 24. September 1915 und 23. November 1915 
die Beschwerden mit der Begründung zurückgewiesen, dass nicht 
gleichzeitig für sämtliche in den einzelnen Anstalten beschäftigten 
Dienstboten die Befreiung von der Versicherungspflicht beantragt 
worden sei. Ob alle Personen, für die ein Befreiungsantrag ge- 
stellt sei, als Dienstboten anzusehen seien, hat das Versicherungs- 
amt nicht geprüft, da es die Befreiung überhaupt für unzulässig 
erachtete. In der Entscheidung vom 23. November 1915 hat das 
Versicherungsamt noch ausgeführt, dass die Ortskrankenkasse in- 
zwischen die durch Entscheidung des Oberversicherungsamts 
Osnabrück vom 8. Oktober 1914 ausgesprochenen Befreiungen 
mit Recht widerrufen habe. Gegen die Entscheidungen des Ver- 
sicherungsamts vom 24. September und 23. November 1915 hat 
das Generalvikariat weitere Beschwerden beim Oberversicherungs- 
amt in Osnabrück eingelegt und die Annahme des Versicherungs- 
amts, es sei nur für einen Teil der Dienstboten die Befreiung 
von der Versicherungspflicht beantragt worden, für unzutreffend 
erklärt; tatsächlich seien, wenn auch in geringen Zwischen- 
ráumen, für alle Dienstboten der bezeichneten Art Befreiungs- 
anträge gestellt worden; im übrigen könnten bei der Unabhängig- 
keit der einzelnen Anstalten von einander die Verhältnisse der 
einen nicht für die andere maßgebend sein; die Dienstboten einer 
Anstalt könnten daher von der Versicherungspflicht befreit werden, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Dienstboten der anderen Anstalt 
befreit seien. Die Ortskrankenkasse hat in dem Verfahren vor 
dem Oberversicherungsamt noch eingewendet, dass in den An- 
stalten, die dem Bischóflichen Stuhle unterstánden, die für den 
Begriff des Dienstboten erforderliche häusliche Gemeinschaft 
zwischen Arbeitgeber oder Arbeitnehmer nicht gegeben sei, und 
dass ferner auch in ihnen Personen, insbesondere Lehrkóchinnen 
und Krankenwärter tätig seien, die schon wegen der Art ihrer Be- 
scháftigung keinesfalls als Dienstboten angesehen werden kónnten. 
Demgegenüber hat das Generalvikariat darauf hingewiesen, dass 
eine háusliche Gemeinschaft zwischen Anstaltsvorstand und Dienst- 
boten sehr wohl begründet sei, auch müsste das ganze Dienst- 
personal nach den hier maßgebenden Gesindeordnungen als 
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Dienstboten gelten; wenn das Generalvikariat selbst, und nicht 
die einzelnen Anstaltsvorstände, die Befreiungsanträge gestellt 
hätte, so sei dabei vor allem die Erwägung entscheidend gewesen, 
dass die einzelnen Anstalten als solche nicht rechtsfähig und da- 
her nicht in der Lage seien, die nach S 418 der Reichsversiche- 
rungsordnung erforderlichen Verpflichtungen selbst zu übernehmen. 
Die Ortskrankenkasse hat bestritten, dass das Generalvikariat über- 
haupt als Arbeitgeber in Betracht käme; es sei daher nicht be- 
fugt, die Befreiungsanträge zu stellen. | 

Das Oberversicherungsamt hat gemäß $$ 1799, 1693 der 
Reichsversicherungsordnung die Sache zur grundsätzlichen Ent- 
scheidung an das Reichsversicherungsamt abgegeben. Es hält 
die Beschwerde des Generalvikariats für begründet. 

Das Reichsversicherungsamt hat noch Erörterungen darüber 
gepflogen, ob die einzelnen Anstalten, in denen die Personen 
beschäftigt werden, über deren Befreiung nach $$ 435, 418 der 
Reichsversicherungsordnung Streit besteht, eigene Rechtspersön- 
lichkeit besitzen. Ferner hat das Generalvikariat auf Anfrage des 
Reichsversicherungsamts erklärt, dass für die gleichfalls dem Bischöf- 
lichen Stuhl unterstehenden Anstalten ausserhalb des Bezirkes 
der Osnabrücker Ortskrankenkasse vom Generalvikariat keine 
Befreiungsanträge gestellt worden seien. 


Entscheidungsgründe. 


Die Abgabe der Sache an das Reichsversicherungsamt ge- 
mäß SS 1799, 1693 der Reichsversicherungsordnung unterliegt 
keinem Bedenken. | 

Es fragt sich zunächst, ob das Generalvikariat, die zur Ver- 
tretung des Bischôflichen Stuhles berufene Behôrde, befugt war, 
als Arbeitgeber die Befreiungsanträge nach §§ 435, 418 der 
Reichsversicherungsordnung zu stellen. Diese Frage musste be- 
jaht werden. 

Es handelt sich hier um Anstalten religiósen Gepráges, die 
den Werken der Nächstenliebe gewidmet sind. Sie sind vom 
Bischóflichen Stuhl in erster Linie auf Grund von Stiftungen er- 
richtet, die ihm zu diesem Zwecke zugewendet worden sind. Sie 
ermangeln der eigenen Rechtspersónlichkeit und werden in ver- 
mógensrechtlicher Beziehung vom Bischóflichen Stuhl oder dem 
zu seiner Vertretung berufenen Generalvikariat vertreten. Aller- 
dings haben die Anstalten je einen besonderen Hausvorstand, 
dem die unmittelbare Leitung der Anstalt obliegt, und der daher 
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den Dienstboten gegenüber insofern als Arbeitgeber auftritt, als 
er die Dienstboten annimmt und entlässt und ihnen die erforder- 
lichen Anweisungen erteilt. Der Hausvorstand übt aber seine 
Tätigkeit nur unter der. Oberleitung des Bischóflichen Stuhles 
und in dessen Auftrage aus. Da ausserdem ein besonderes An- 
staltsvermógen fehlt und der Hausvorstand, der einer Katho- 
lischen Ordensgemeinschaft anzugehören pflegt, kanonisch arm 
ist, so ist der Bischófliche Stuhl, der die seiner Leitung unter- 
stehenden Anstalten in vermögensrechtlicher Beziehung vertritt, 
‚ferner auch allein den Dienstboten für ihre Ansprüche haftet, 
und demgemäß das den Bischöflichen Stuhl vertretende General- 
vikariat für berechtigt zu erachten, als Arbeitgeber nach SS 435, 
418 der Reichsversicherungsordnung die Befreiungsanträge zu 
stellen. 

Auch der weitere Einwand der Ortskrankenkasse, es habe 
an einer häuslichen Gemeinschaft zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gefehlt, schlägt nicht durch. Es kann dahingestellt 
bleiben, ob nach den besonderen hier maßgebenden gesinde- 
rechtlichen Vorschriften der Begriff des Dienstboten eine häus- 
liche Gemeinschaft überhaupt voraussetzt. Selbst wenn man dies 
unterstellt, das Erfordernis würde erfüllt sein, da eine häusliche 
Gemeinschaft zwischen dem Hausvorstand und den Dienstboten 
begründet ist; eine häusliche Gemeinschaft zwischen dem antrag- 
stellenden Arbeitgeber selbst und den Dienstboten braucht nicht 
zu bestehen; zu vergleichen Entscheidung 2056, Amtliche Nach- 
richten des Reichsversicherungsamts, 1915, Seite 594. 

Das Versicherungsamt hat die Ablehnung der Befeiungs- 
anträge durch die Kasse bestätigt und den Widerruf bereits er- 
teilter Befreiungen für zulässig erachtet, weil der Arbeitgeber 
nicht für alle Dienstboten in den verschiedenen Anstalten gleich- 
zeitig Befreiungsanträge gestellt habe. In dieser Hinsicht ist zu- 
nächst zu prüfen, ob die Befreiung nur zulässig ist, wenn sie 
gleichzeitig für alle Anstalten beantragt ist. Das ist zu verneinen. 
Es handelt sich hier um eine Reihe von Anstalten, deren jede 
ihren besonderen Zwecken dient, und die, wirtschaftlich betrachtet, 
unabhängig von einander sind. Bei derartig wirtschaftlich selb- 
ständigen Unternehmungen ist die Vorschrift des $ 418 Abs. 2 
Nr 3 (S 435) der Reichsversicherungsordnung, wonach der An- 
trag für sämtliche Beschäftigten gestellt sein muss, nicht dahin 
auszulegen, dass der Arbeitgeber etwa verpflichtet sei, für alle 
Dienstboten in sämtlichen Unternehmungen den Antrag zu stellen. 


| 
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Vielmehr bezieht sich diese Vorschrift nur auf die Dienstboten 
innerhalb einer jeden dieser selbständigen Unternehmungen. Es 
ist deshalb unwesentlich, dass der Bischöfliche Stuhl für Anstalten, 
die übrigens auch ausserhalb des Bezirkes der Ortskrankenkasse 
Osnabrück belegen sind, die Befreiung nicht nachgesucht hat. 

Ferner hat das Versicherungsamt angenommen, dass auch 
innerhalb einer und derselben Anstalt nicht für sämtliche Dienst- 
boten Befreiungsanträge gestellt worden seien. Träfe dies zu, so 
würde die Vorschrift des $ 418 Abs. 2 Nr. 3 ($ 435) die Ab- 
lehnung der Befreiungsanträge rechtfertigen. Das Bischöfliche 
Generalvikariat hat demgegenüber aber in der Beschwerdeschrift 
behauptet, dass hinsichtlich sämtlicher Anstalten innerhalb des 
Kassenbezirkes auch für alle Dienstboten Befreiungsanträge ge- 
stellt seien. Allerdings seien die Befreiungsanträge nicht sämt- 
lich gleichzeitig eingereicht worden ; man habe zunächst bei einigen 
Dienstboten übersehen, die Befreiung zu beantragen; das sei 
aber, sobald das Versehen bemerkt worden sei, nachgeholt worden. 
Die Absicht, eine Auslese unter den Dienstboten vorzunehmen 
und nur die schlechten Risiken der Krankenkasse zu belassen, 
habe fern gelegen. Nach dieser Richtung hin ist der Sachver- 
halt noch nicht aufgeklärt. Die angefochtenen Entscheidungen 
unterlagen daher der Aufhebung, und die Sache war nach $ 1796 
der Reichsversicherungsordnung zurückzuverweisen. Das Ver. 
sicherungsamt wird zu jener Behauptung des Beschwerdeführers 
Stellung zu nehmen und bei Würdigung des Sachverhalts von 
folgenden rechtlichen Gesichtspunkten auszugehen haben: $ 418 
Abs. 2 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung bezweckt, eine Ab- 
schiebung der schlechten Risiken an die Krankenkassen zu ver- 
hindern; zu vergleichen Kommissionsbericht, Teil 2 S. 387. Wo 
eine solche Absicht nach den Umständen des Falles nicht anzu- 
nehmen ist, sondern nur ein Versehen vorgelegen hat, das als- 
bald nach seiner Entdeckung durch Stellung eines Antrages ab- 
gestellt worden ist, darf diese Vorschrift nicht dazu führen, die 
später gestellten Befreiungsanträge abzulehnen und die bereits 
ausgesprochene Befreiung zu widerrufen. Dabei wird bei Er- 
örterung der Frage, ob ein entschuldbares Versehen vorgelegen 
hat, auch zu berücksichtigen sein, dass es sich hier um zahl- 
reiche Anstalten mit einem grossen Dienstpersonal gehandelt hat, 
das in seiner Zusammensetzung häufigen Änderungen unterliegt. 

Ferner wird das Versicherungsamt auf Grund der maß- 
gebenden gesinderechtlichen Vorschriften — der Begriff des Dienst- 
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boten im Sinne der Reichsversicherungsordnung bestimmt sich 
nach Landesrecht (Entscheidungen 1920, 2056, Amtliche Nach- 
richten des R. V. A. 1914, Seite 770, 1915, Seite 594) — zu 
prüfen haben, ob sämtliche Personen, für die Befreiungsanträge 
gestellt worden sind, auch als Dienstboten anzusehen sind. Dabei 
wird insbesondere auch näher festzustellen sein, welcher Art die 
Tätigkeit der Kochlehrlinge und Krankenwäfrter ist.!) 


Urkundlich unter Siegel und Unterschrift. 
Das Reichsversicherungsamt, 


Abteilung für Kranken-, Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung. 
(L.S) . Der Beschlußsenat. 
Hanow. 


1) Ueber die endgültige Erledigung des ganzen Rechtsstreites teilen 
wir hier noch folgendes mit: 


Das Reichsversicherungsamt hatte unterm 76. September 1916 ent- 
schieden: 
»Unter Aufhebung der Entscheidungen des städtischen Ver- 
sicherungsamts in Osnabrück vom 24. September und 23. November 
1915 wird die Sache zur anderweiten Entscheidung an das städtische 
Versicherungsamt in Osnabrück znrückverwiesen«. 


Daraufhin entschied das Versicherungsamt der Stadt Osnabrück unterm 
6. März 1917 nach erneuter Prüfung der ganzen Angelegenheit folgendermaßen: 


»Die Bescheide des Vorstandes der allgemeinen Ortskrankenkasse 
für die Stadt Osnabrück vom 22. November 1915, 28. Dezember 1915, 
3. Februar 1916, 5. und 11. Mai 1916, 2. Juni 1916 und 3. Juli 1916, 
durch welche die Anträge des Bischöflichen Generalvikariats auf Be- 
freiung der im Marienhospital, im Annastift und im Priesterseminar 
beschäftigten Krankenwärter und Kochlehrmädchen von der Kranken- 
versicherungspflicht abgelehnt worden sind, werden aufgehoben und 
die Befreiungsanträge als begründet anerkannt«. 


Gegen diese Entscheidung stand der Ortskrankenkasse das Rechtsmittel 
der weiteren Beschwerde beim Königlichen Oberversicherungsamt in Osna- 
brück innerhalb eines Monats nach ls zu. Die Ortskrankenkasse 
machte aber von diesem Rechtsmittel keinen Gebrauch, teilte uns vielmehr 
unterm 27. März 1917 mit, dass sie gegen die Entscheidung vom 6. März 1917 
weitere Beschwerde nicht einlegen wolle. Damit war der ganze Rechtsstreit 
endgültig zu unseren gunsten entschieden. 
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IV. Kleine Beitráge und Nachrichent. 


geg 


1. Leo Ober t 


Als ich während der letzten Herbstferien in meiner Heimat 
weilte, erhielt ich von einem Neffen Obers die Nachricht, dass 
sein Oheim bereits am 10. März 1916 in seiner Pfarrei Bitsch- 
hofen bei Pfaffenhofen im Unterelsass nach kurzer Krankheit an 
einer Lungenentzündung gestorben sei Obwohl diese Trauer- 
kunde infolge des Krieges mit so grosser Verspátung zu meiner 
Kenntnis gelangte, hat sie mich tief ergriffen. Es senkte sich das 
schmerzliche Bewusstsein in meine Seele, dass ich nicht nur 
einen edlen und hoffnungsvollen Konfrater im Alter von nur 
38 Jahren, sondern auch einen meiner besten literarischen Freunde 
und treuesten Mitarbeiter des »Archivs« verloren hatte. Um diesem 
meinem Schmerze und zugleich dem Gefühle der Verehrung und 
Dankbarkeit Ausdruck zu geben, habe ich mich sofort entschlossen, 
in den nachfolgenden Zeilen ein Bild von dem Lebensgange 
und den literarischen Leistungen des heimgegangenen jungen 
Kanonisten zu entwerfen. Möge dieser anspruchslose Nekrolog 
auch dazu beitragen, das Andenken des so früh Verblichenen 
als eines Kanonisten von Ruf bei der Nachwelt zu erhalten. 

Pfarrer Dr. theol. Leo Ober war als Spross einer sehr an- 
gehenen und begüterten Familie am 28. Juni 1878 zu Reichshofen 
im Unterelsass geboren. Er empfing den ersten Unterricht an 
der Volksschule seines Heimatstádtchens und kam mit 9 Jahren 
auf die Domschule zu Metz. Später besuchte er das Gymnasium 
zu Hagenau, das er 1897 mit dem Zeugnis der Reife verliess. 
Nach kurzem Schwanken in der Berufswahl entschloss er sich 
zum Studium der Theologie und trat 1898 in das Priesterseminar 
zu Straßburg. Zur Fortsetzung seiner theologischen Studien 
besuchte er 1901—1903 die Universität in Innsbruck, wo er gleich- 
zeitig Mitglied des theologischen Konviktes wurde. Nachdem er 
seine theologischen Studien absolviert und das weihefähige Alter 
erreicht hatte, wurde er am 10. August 1903 in Straßburg zum 
Priester geweiht und feierte am 17. August unter grosser Be- 
teiligung der Bevölkerung in seiner Vaterstadt das erste hl. Mess- 
opfer. Da der junge Priester die Absicht hatte, sich der Ge- 
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lehrtenlaufbahn zu widmen, nahm er nach der Priesterweihe von 
neuem seine wissenschaftlichen Studien auf und liess sich zu- 
nächst an der neuerrichteten theologischen Fakultät zu Straßburg 
und hernach an der Universität zu Freiburg i. B. immatrikulieren. 
An der zuletzt genannten Hochschule promovierte er 1906 insigni 
cum laude in der Theologie mit der Dissertation »Die Trans- 
lation der Bischöfe im Altertum.« Wie bereits das Thema seiner 
Doktordissertation anzeigt, hatte Ober von den theologischen 
Disziplinen das kanonische Recht zu seinem Spezialstudium aus- 
ersehen, und um sich in diesem Fache noch weiter theoretisch 
und praktisch auszubilden, setzte er nach der Promotion die 
kanonistischen und juristischen Studien zu Heidelberg, Bonn und 
Rom noch einige Jahre fort. Der Tod seines Vaters veranlasste 
ihn, die Studien in Rom abzubrechen und zur Ordnung von 
Familienangelegenheiten längere Zeit im elterlichen Hause zu 
verweilen. Hierauf stellte er sich der bischöflichen Behörde seiner 
Heimatdiözese zur Verfügung, um das Gebiet der praktischen 
Seelsorge kennen zu lernen. Er erhielt 1909 seine erste An- 
stellung als Vikar in Schirmeck und wurde 1911 in gleicher Eigen- 
schaft nach Sufflenheim versetzt. Später war er einige Zeit 
bei der bischöflichen Behörde in Straßburg beschäftigt. Da 
sich seinem Wunsche, die akademische Laufbahn zu ergreifen, 
Hindernisse in den Weg stellten, erbat er sich von der bischöf- 
lichen Behörde eine kleine Pfarrei und wurde 1913 als Pfarrer 
der 300 Seelen zählenden Pfarrei Bitschofen angestellt. In dieser 
Stellung ist er am 10. März 1916 in den Armen seiner Mutter 
gestorben und einige Tage später unter grosser Teilnahme des 
Klerus und der Mitbürger in seiner Heimatstadt Reichshofen zur 
ewigen Ruhe bestattet. | 

Der von amtlicher Seite stammende Nachruf auf Dr. Leo 
Ober im Straßburger Diözesanblatt XXXV. Jahrg. (1916), 287 f. 
schildert seine Persónlichkeit mit folgenden ehrenden Worten: 
»Dr. Ober war ein herzensguter, leutseliger Mensch und ein be- 
scheidener frommer Priester. Geistig hoch veranlagt und beseelt 
von heiligem Eifer für die theologische Wissenschaft hatte er sich 
während seiner Studienzeit grosse Kenntnisse erworben und sich 
im kirchlichen Recht zu einem: wirklichen Fachgelehrten aus- 
gebildet, der zumal in allen Fragen des so schwierigen elsass- 
lothringischen Staatskirchenrechts gut orientiert war. Als Schrift- 
steller verfügte Dr. Ober über eine vortreffliche Darstellungsgabe. 
Seine literarischen Arbeiten, die hauptsächlich Fragen der Ge- 
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schichte des kanonischen Rechts und des reichsländischen Staats- 
kirchenrechts zum Gegenstande haben, zeichnen sich aus durch 
Gründlichkeit, juristische Genauigkeit und klare Darstellung.« 
Wir können diese hohe Anerkennung der literarischen Leistungen 
Obers nur bestätigen. Obwohl die unten mitzuteilende Liste der 
Schriften des jungen Gelehrten so gross ist, dass sie manchem 
alten Universitätsprofessor Ehre machen würde, so hat doch da- 
durch die Qualität keineswegs gelitten. Sämtliche literarischen 
Erzeugnisse Obers tragen den Stempel der Reife, und es ist, wie 
wir aus eigener Erfahrung mitteilen können, dem Verfasser stets 
daran gelegen gewesen, nur inhaltlich und formell aufs sorg- 
fältigste ausgearbeitete Manuskripte dem Drucke zu übergeben. 
Wesentlich erleichtert wurde ihm dieses gewissenhafte Bestreben 
dadurch, dass er sich in der Auswahl seines Arbeitsgebietes eine 
weise Beschränkung auferlegte und sich nach der Vollendung von 
zwei gründlichen historischen Arbeiten mit dogmatischen Arbeiten 
des elsass-lothringischen Staatskirchenrechts begnügte. Leider ist 
seine Absicht, allmählich das gesamte Staatskirchenrecht seines 
Heimatlandes zu bearbeiten, nicht in Erfüllung gegangen. Jedoch 
liegen noch mehrere vollendete Arbeiten aus seiner Feder vor, 
die dem Wunsche des Verstorbenen gemäß demnächst in dieser 
Zeitschrift veröffentlicht werden sollen. 

Eine ganz spezielle Anerkennung verdient die literarische 
Wirksamkeit Obers im Hinblick auf die äusseren Schwierigkeiten, 
die sich seinen wissenschaftlichen Arbeiten entgegenstellten. Hat 
er doch, abgesehen von seiner Dissertation, fast sämtliche Ab- 
handlungen zu einer Zeit geschrieben, als er zugleich die Amts- 
geschäfte eines Landvikars und Landpfarrers wahrnehmen musste. 
Nur sein hoher innerer Beruf für die Wissenschaft, seine stille, 
bescheidene Natur und seine eiserne Ausdauer vermögen eine 
solche Leistung zu erklären. Oft genug habe ich als Herausgeber 
dieser Zeitschrift die hervorragende Arbeitskraft Obers bewundert 
und mich dazu beglückwünscht, einen solchen Mitarbeiter ausser- 
halb des Kreises der akademischen Fachgenossen zu besitzen. 

Schade, dass mir diese Stütze so früh entrissen wurde! 
Jedoch will ich nicht allein klagen. Ich weiss, dass auch die 
Familie des Heimgegangenen, seine Pfarrei und die kanonistische 
Wissenschaft einen unersetzlichen und schweren Verlust zu tragen 
haben. Auch seine Mitbrüder, denen er so oft und liebevoll Rat 
und Auskunft in kanonistischen Dingen erteilte, werden ihn noch 
lange vermissen. Möge es mir gestattet sein, auf seinen Grab- 
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stein die tröstenden Worte zu setzen: Scire iustitiam et virtutem 
tuam radix est immortalitatis. Sap. 15, 3. 


Verzeichnis der von Dr. Leo Ober verfassten kirchenrechtlichen 
Schriften. 


I. 


In Budiform erschien: Die juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts, insbesondere die Kirchenfabriken in Elsass- 
Lothringen und Art. 86 EG BGB. (59) Straßburg, Le Roux & Co. 
1914. M 1,60. 


II. . 


Im Archiv für katholisches Kirchenrecht wurden veröffent- 
licht: 1) Die Translation der Bischöfe im Altertum Bd. 88 (1908), 
209—229, 441—465, 625—648 und Bd. 89 (1909), 3—33. 2) Die 
Rezeption der kanonischen Zivilprozessformen und des Schrift- 
lichkeitsprinzips im geistlichen Gericht zu Straßburg Bd. 90 (1910), 
599—652. 3) Über die Beschlussfähigkeit der Kirchenräte nach 
dem französischen Kirchenfabrikdekret vom 30. Dezember 1809 
Bd. 92 (1912), 415—424. 4) Die Art des Nutzungsrechtes der 
Pfarrer am Pfarrhofe nach elsass-lothringischem Staatskirchenrecht 
Bd. 93 (1913), 50—66. 5) Die »distraction« oder die Verwendng 
eines überflüssigen Teiles eines Pfarrhofes in einem anderen 
óffentlichen Dienste nach dem in Elsass-Lothringen geltenden 
Rechte Bd. 94 (1914), 209—224. 


III. 


In der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht erschien: Über 
das Recht der Kirchenráte zur Ausführung von kirchlichen Bau- 
arbeiten und die Gemeinderáte nach elsass-lothringischem Kirchen- 
recht Bd. 23 (1913), 355—387. 


IV. 


Im Straßburger Diözesanblatt wurden veröffentlicht: 1) Über 
Reservatfälle der Diözese Straßburg Bd. 30 (1911), 358—368. 
2) Wer hat das Recht, die Mitglieder des Kirchenrats zu berufen ? 
Bd. 30 (1911), 537—544. 3) Die Zusammensetzung den Kirchen- 
räte Bd. 31 (1912), 13—24. 4) Welche Vorschriften sind bei der 
Abhaltung der Sitzungen der Kirchenräte zu beobachten? Bd. 31 
(1912), 155—163 und 209—222. 5) Über das Budget der Kirchen- 
fabriken Bd. 31 (1912), 259 —269 und 295—302. 6) Eine aktuelle 
Frage betr. Budget und Rechnung der Kirchenfabrik Bd. 31 (1912), 
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446 —462 und 566—569. 7) »Doppelter Dienst« Bd: 32 (1913), 
78—91. 8) Der Kirchenratsvorstand Bd. 32 (1913), 228—234 und 
276—280. 9) Über die Entschädigung für Bination Bd. 32 (1913), 
290—294). 10) Zur Verfügung betr. die staatliche Genehmigung der ` 
kirchlichen Bauarbeiten vom 17. Juli 1911 Bd. 32 (1913), 429 — 443, 
478—489 und 524—534. 11) Artikel 86 EG BGB und die Kirchen- 
fabriken in Elsass-Lothringen Bd. 33 (1914), 62—74, 121—135, 
172—180, 221—234 und 271— 278. 12) Züchtigungsrecht im Re- 
ligionsunterricht Bd. 33 (1914), 404. 13) Beerdigungsmonopol 
der Kirchenfabriken Bd. 33 (1914), 405. 15) Über die Gemeinde- 
zuschüsse an die Kirchenfabriken der Pfarreien mit mehreren 
bürgerlichen Gemeinden Bd. 35 (1916), 281—289. 
Bonn. N. Hilling. 


2. Krieg und Seelsorge in Bayern während des Jahres 1916. !) 


(Bericht des Domkapitulars Dr. M. Budhberger in: Beilage zum Amts- 
blatt für die Erzdiözese München und Freising 1917, Nr. 1 S. 1—20.) 


l. Feldseelsorge. 


Im Jahre 1916 hat der Feldpropst der bayerischen Armee im 
. Kriege, Se. Eminenz Kardinal und Erzbischof Franziskus von 
Bettinger, selbst die bayerischen Truppen an der Westfront be- 
sucht. Die Reise währte vom 25. September bis 13. Oktober 
und berührte von Mühlhausen bis Commines (südlich Ypern) alle 
Orte, wo gróssere bayerische Truppenkórper lagen, soweit die- 
selben nicht durch die militärische Lage unerreichbar waren. 
Se. Eminenz machte Aufwartung im Hauptquartier Sr. K. Hoheit 
des Kronprinzen Rupprecht von Bayern, besuchte mehrere Ober- 
befehlshaber, Korps- und Divisionskommandeure mit ihren Stäben, 
hielt Truppen- bezw. Lazarett-Gottesdienste in Straßburg, Colmar, 
Kaysersberg, Schirmeck, Rixingen, Duß, Metz, St-Mihiel, Brain- 
ville, Olley, Mars-la-Tour, Cambrai, Douai, Lomme, Wambrechies, 
Haubourdin und Wavrin. Überall wurden nach Möglichkeit die 
Lazarette, Soldatenheime und Kriegerfriedhöfe besucht. Kon- 
ferenzen der Feldgeistlichen fanden statt in Straßburg, Charle- 
ville und Lille. Auf der Rückreise folgte Se. Eminenz einer Ein- 
ladung des Generalgouverneurs von Belgien Frhr. v. Bissing 
und hielt für die bayerischen Besatzungstruppen Gottesdienste in 
Brüssel und Lüttich. Einen Bericht über die Reise enthält die 


1) Vgl. dieses Archiv Bd. 96, 618 ff. für das Jahr 1915. 
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Schrift: »/m Purpur bei den Feldgrauen« von Dr. M. Buchberger 
(J. Kósel'sche Buchhandlung, Kempten. M 1.—). Über die empfan- 
genen Eindrücke hat sich Se. Eminenz in dieser Schrift selbst 
ausgesprochen. 

Auf Ostern 1916 und 1917 wurden die Krieger im Felde mit 
einem eigenen Hirtenbrief Sr. Eminenz erfreut und zu treuer 
Erfüllung ihrer Pflichten gegen Gott und Vaterland gemahnt. 

Mit Rücksicht auf den ganz neuartigen Charakter dieses 
Krieges und oftmals auftauchende dringende Bedürfnisse hat 
Se. Eminenz unter dem 30. Dezember 1915 den Heiligen Vater 
um folgende ausserordentliche Vollmachten für die Feldgeistlichen 
gebeten: in dringenden Fällen zu trinieren (1), im Notfall ohne 
Portatile auf einfachem Korporale zu zelebrieren (2), das hl. Opfer 
auch post meridiem zu feiern (3), das ieiunium nicht von der 
letzten Mitternacht ab zu berechnen, sondern auf vier Stunden 
vor dem heiligen Opfer zu beschränken (4), die Aufbewahrnng 
des Allerheiligsten in den Lazaretten zu erlauben (5). Daraufhin 
ergingen von der Sakramentenkongregation unter dem 3. April 1916 
und vom heiligen Offizium unter dem 15. April 1916 (mit Hin- 
weis auf einen Entscheid vom 17. Juni 1915) für die bayerischen 
Feldgeistlichen (capellani militum Bavarici regni) folgende Ant- 
worten: 

l. Die Feldgeistlichen dürfen täglich (also nicht bloß sonn- 
täglich) zweimal das heilige Opfer darbringen in casu necessi- 
tatis vel magnae utilitatis. 

2. Sie dürfen noch eine Stunde nach Mittag zelebrieren. 

3. In casibus extraordinariis qui facile praevideri non possunt 
dürfen sie die heilige Messe lesen efiam non servato ieiunio. 
Dem Wortlaut nach kann sich aber diese Vergünstigung nur auf 
unvorhergesehene Einzelfälle beziehen. 

4. In den Lazaretten darf das Allerheiligste aufbewahrt werden 
servatis de jure servandis. — 

Das K. B. Kriegsministerium und das Generalkommando 
I. bayer. Armeekorps haben uns für alle Anliegen der Feldseel- 
sorge stets grosses Wohlwollen entgegengebracht, wofür der ge- 
ziemendste Dank ausgesprochen sein soll. 

Was nun den derzeitigen Stand der bayerischen Feldseel- 
sorge betrifft, so wurden im Laufe des Jahres die etatsmäßigen 
und überetatsmäßigen bayerischen Divisionsgeistlichen vermehrt; 
auf Antrag wurden in Belgien 2, in Polen 3 und in Rumänien 3 
etatsmäßige Kommandanturpfarreien mit bayerischen Feldgeist- 
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lichen besetzt. Die Feldlazarettgeistlichen fanden einen reichen 
und dankbaren Wirkungskreis nicht bloss in ihren Kriegs- und 
Feldlazaretten, sondern auch durch Heranziehung zur Seelsorge 
der kámpfenden Truppen und der Kolonnen. So hat sich diese 
Einrichtung überaus bewährt und als notwendig erwiesen für eine 
ausreichende Seelsorge nicht bloß der verwundeten und er- 
krankten, sondern oít auch der gesunden Krieger; umgekehrt 
wurde der Mangel eigener Lazarettgeistlicher in nichtbayerischen 
Lazaretten oft sehr beklagt. In schweren Zeiten haben unsere 
Feldlazarettseelsorger gerne auch bei ausserbayerischen Truppen- 
verbänden aus- und mitgeholfen, da es in solchen Zeiten oftmals 
auch den tüchtigsten und eifrigsten Divisionsgeistlichen unmöglich 
ist, überall zu sein, wo es dringende Arbeit gibt. Leider ist die 
äussere Lage der Feldlazarettgeistlichen noch immer unbefriedigend 
und wáre sehr zu wünschen, dass sie (entspr. K. M. E. Nr. 47 846 
v. 3. 11. 14) wenigstens die Stellung überetatsmäßiger Feldgeist- 
licher und ein stets verfügbares Verkehrsmittel für ihren Dienst 
erhielten. | 

Die Aufstellung von Referenten für seelsorgliche Angelegen- 
heitenheiten ‘hat sich im allgemeinen für eine durchgreifende 
Ordnung der Seelsorge und Gottesdienste im Korps- bezw. Divi- 
sionsbereich als sehr zweckmäßig erwiesen; sie soll ermöglichen, 
dass alle verfügbaren Seelsorgskräfte ausgenützt und dort ver- 
wendet werden, wo es notwendig ist. Diese Heranziehung und 
Ausnützung aller Kräfte ist ausdrücklicher Wille der kirchlichen 
und militärischen Oberbehörden. Mit der Mehrung der sogen. 
»Armeetruppen« dürften auch für diese ein eigener Referent beim 
A.O.K. und, namentlich für die Kolonnen, eigene Seelsorger 
immer mehr zum Bedürfnis werden. | 

Die Seelsorge im Etappengebiet ist wohl geordnet (vergl. 
die instruktive Schrift: Die kath. Feldseelsorge im Etappen- ` 
Inspektionsbereich der 6. Armee von Domkapitular Dr. F. X. Eberle, 
München, Lentnersche Buchhandlung. 50 9). Der um die Or- 
ganisation der Seelsorge im Bereich der 6. Etappen-Inspektion 
überaus verdiente Domkapitular Dr. F. X. Eberle ist auf Wunsch 
seines Oberhirten im September 1916 in die Heimat zurück- 
gekehrt; sein Nachfolger Religionslehrer Dr. Joseph Holzner führt 
das Werk im selben Geiste glücklich weiter. 

Mehrere Feldgeistliche sind im Laufe des Jahres ernstlich er- 
krankt, einer ist gestorben, einer musste aus Gesundheitsrücksichten 
in die Heimat zurückkehren, zwei wurden leicht, P. Rupert Mayer 
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dagegen schwer verwundet; der von allen als Muster und Vor- 
bild der Pflichttreue, Tapferkeit und Aufopferung verehrte Priester 
verlor leider das linke Bein und schwebte lange zwischen Leben 
und Tod. 

Fünf bayerische Feldgeistliche wurden mit dem Zisernen 
Kreuz 1. Kl. ausgezeichnet, fast alle erhielten das Eiserne Kreuz 
2. Kl. und den bayer. Militárverdienstorden 4. Kl. mit Schwertern, 
manche auch andere Anerkennungen und Auszeichnungen. Doch 
nicht an äusseren Ehrungen und Anerkennungen hängt der Wert 
des Seelsorgers und seines Wirkens; die grósste Auszeichnung 
ist es für einen Priester, seinem Gott und Herrn, seiner Kirche 
und seinem Vaterlande in so schwerer Zeit und in einem so er- 
habenen Berufe dienen zu dürfen; braven Kriegern in schweren 
Stunden und im letzten Kampfe hilfreich beistehen zu kónnen, 
ist schónste Hirtenaufgabe und beseligender Liebesdienst; der 
Dank gestärkter Krieger und getrósteter Angehöriger ist edelster 
und süssester Lohn des Feldgeistlichen. 

Wie bisher, so haben die Feldgeistlichen auch im abge- 
laufenen Jahre neben der Soldatenseelsorge auch die Soldaten- 
fürsorge eifrig gepflegt, Soldatenheime gegründet und geleitet, 
Büchereien eingerichtet, für edle Unterhaltung gesorgt, armer 
Krieger oder Kriegerangehôriger sich angenommen. 

Über die bestehenden Feldbuchhandlungen wurden manche 
Klagen laut, namentlich wurde darüber geklagt, dass sie soviel 
wie gar keine katholischen Bücher führen und dass viel minder- 
wertige und oft leichte Ware — schnell ad hoc fabriziert — feil- 
geboten wird. Dagegen verdient die Einrichtung der fahrbaren 
Feldbüchereien, wie eine solche für jede bayer. Division gestiftet 
wurde, warmen Dank, denn der Katalog weist nur bessere Werke 
auf und enthält trotz der Berücksichtigung der verschiedensten 
Interessen und Anschauungen nichts Verletzendes. 

Von der Front und den Lazaretten kamen Klagen darüber, 
dass manche Organisationen in der Auswahl der Bücher und 
Schriften fürs Feld sehr wahllos und sorglos sind. Umso dankens- 
werter war der Erlass des K. b. Kriegsministeriums vom 16. April 
1916 Nr. 9608 auf ein einschlägiges Gesuch hin: »Was den An- 
trag betrifft, dass die mit der Lazarettseelsorge betrauten Geist- 
lichen berechtigt sein sollen, den den Lazaretten zur Verfügung 
gestellten Lesestoff zu prüfen, so bleiben auch während des Krieges 
die in der Friedenssanitätsordnung hiewegen getroffenen Bestim- 
mungen in Kraft, wonach die Beschaffung der Bücher durch die 
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Lazarette im Einvernehmen mit den betreffenden Geistlichen er- 
folgt. Diese Bestimmung findet natürlich sinngemäß auch auf die 
Prüfung der auf anderem Wege den Lazaretten zugeführten Bücher 
statt; Antráge auf Entfernung nicht geeigneter Bücher kónnen von 
den Lazarettgeistlichen jederzeit beim Chefarzt gestellt werden.« 

Warmer Dank soll auch hier ausgesprochen sein für reiche 
literarische Liebesgaben dem katholischen Pressverein fitr Bayern, 
dem 3. Orden in Bayern und seinem Vertreter, dem unermüd- 
lichen, stets zu jedem Dienst und Opfer bereiten P. Theodor 
O. M. C., dem Borromäusverein, dem Verlag und Schriftleiter 
des »Raphael«, dem Verlag des Sonntagsblatt für die katholische 
Familie u. a. 
| Durch Liebesgaben für Kultbedürfnisse (Messwein, Hostien, 
Paramente, hl. Geráte usw.) haben uns u. a. zu grofem Dank 
verpflichtet Se. Gnaden der H. H. Bischof Michael von Speyer, 
die Zeitschrift »Ewige Anbetung: (Redakteur P. Wolfgang O. M. C. 
in Mussenhausen), die Jungfrauenkongregation Würzburg, der 
Paramentenverein München. 

Dem Wunsche ihres Feldpropstes entsprechend versammelten 
die Divisions- bezw. Korpsreferenten die Feldgeistlichen ihres 
Verbandes periodisch zu Konferenzeu, auf denen Angelegenheiten 
der Seelsorge besprochen und die Arbeiten geordnet und verteilt 
wurden. Durch Entgegenkommen der Militärbehörden konnten 
zweimal in Freiburg und in Brüssel dreitägige Pastoralkonferenzen : 
abgehalten werden und war Beteiligung wie Verlauf hoch- 
befriedigend. 

Die Arbeiten der Feldseelsorge sind natürlich im 3. Kriegs- 
jahr mit mancherlei Schwierigkeiten verbunden, die die erste Zeit 
nicht kannte, aber unsere braven Krieger versagen auch. auf 
diesem Gebiete nicht und mancherlei Befürchtungen, die in der 
Heimat geäussert werden, lassen eine wahre Sachkenntnis ver- 
missen oder verallgemeinern einzelne Fälle. Im großen und 
ganzen ist das Bild der Feldseelsorge, das die Berichte der Feld- 
geistlichen entwerfen, auch heute noch ein sehr erfreuliches; es 
macht unsern tapferen Bayern im Felde alle Ehre und kann uns da- 
heim mit Stolz und Freude, Zuversicht und Hoffnung erfüllen. (Vgl. 
auch das Buch des Berichterstatters: Die bayerische Feldseelsorge 
im Weltkriege, J. Kósel'sche Buchhandlung, Kempten, M 3,—). 

Kein Geringerer als Se. Heiligkeit Papst Benedikt XV. hat 
der bayerischen Feldseelsorge und den bayerischen Kriegern 
hohes Lob gespendet in folgendem Schreiben: 

41* 
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Unserem geliebten Sohne 


Franziskus Kardinal von Bettinger, 
Erzbischof von München und Freising 
in München. 


Geliebter Sohn, Gruß und apostolischen Segen! 


Deutlich ersehen wir, dass Dich eine ganz ausnehmende 
Liebe zu uns beseelt. Das zeigt sich in den Erweisen treuer 
Ergebenheit, mit denen Du uns erfreust, dies spricht sich aus in 
den reichhaltigen Segenswünschen, die Du uns darbringst; dies 
geht auch aus dem Wortlaut Deines letzten Schreibens hervor, 
das uns von Anfang bis zum Ende lieb und angenehm gewesen 
ist. Vor allem aber hat unsere Befriedigung der Bericht gefunden, 
den Du über das Aufblühen und Wachstum der christlichen 
Tugenden im bayerischen Heere erstattet hast. Fürwahr eine 
Mitteilung, wie sie unserem Herzenswunsche entspricht. Wir 
teilen mit Dir die Freude über dieses Glück, indem wir Dich 
zugleich herzlich ermuntern, mit allem Bemühen darauf zu sehen, 
dass die Priester, die zum Dienst der Feldseelsorge verwendet 
werden, mit solchen Eigenschaften ausgestattet seien, dass ihr 
Wandel den Worten Kraft und Nachdruck verleiht, dass ihre 
bereitwillige und werktätige Liebe die Samenkörner des christ- 
lichen Lebens, die sie ausstreuen, zur reichen Ernte entfalten. — 
Für die übersendeten Exemplare (»Die bayerische Feldseelsorge 
im Weltkriege« und »Im Purpur bei den Feldgrauen« von Dr. 
Buchberger) und die erwiesene Aufmerksamkeit sagen wir Dir, 
geliebter Sohn, Dank und fühlen uns Dir verbunden. Die Glück- 
wünsche aber erwidern wir mit dem apostolischen Segen, den 
wir zur Vermittlung der himmlischen Gaben erteilen und zum 
Zeugnis unseres Wohlwollens Dir selbst, Deinem Klerus und 
Volke und vor allem den Angehörigen des Heeres, die Du mit 
so liebevoller Fürsorge umpfängst. 

Gegeben zu Rom in St. Peter, 13. Januar 1917, im dritten 
Jahre Unseres Pontifikates. 

Papst Benedikt XV. 

Den derzeitigen Personalstand der bayerischen Feldseelsorge 

zeigt nachstehendes Verzeichnis. 


{ 
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Verzeichnis der in der kath. Feldseelsorge tátigen bayerischen 


Geistlichen 
(nach dem Stande zu Anfang des Jahres 1917). 


Die mit * versehenen Feldgeistlichen sind im Laufe des Jahres in die Heimat 


OND btt 


zurückgekehrt. 
I. Etatsmäßige Divisionsgeistliche. 


. Dr. Nikolaus Bre m, Landessekretär des Volksvereins, München. 
. Friedrich Dörfler, Kurat, Zirndorf. 
. Dr. Franz H. Eggersdorfer, K. Hochschulprofessor, Passau. 


Jakob Fischer, Stadtpfarrprediger, München. 
Dr. Nik. Anton Foohe, K. Pfarrer und Militärgeistlicher, 
Landau i. Pf. 


. Josef Graf, Dompfarrkooperator, Eichstätt. 
. Michael Grégoire, K. pr. Div.-Pfarrer. 
. Heinrich Freiherr von Hausen, Dechant und Stadt- 


pfarrer, Scheinfeld. 


. Dr. Richard Hoffmann, K. Konservator, München. 

. Philipp Kóbrich, Kaplan, Trunstadt. 

. Anton Kobl, Seminarpráfekt, Regensburg. 

. Ludwig Kuhn, Reallehrer an den städt. höheren Mädchen- 


schulen, München. 


. P. Rupert Mayer, S. J., Práses, München. | 

. Balthasar Meier, K. Pfarrer und Militárkurat, Ingolstadt. 

. P. Felix Freiherr von Moreau, O. M. Cap., München. 
. Alois Oeller, vorm. Kooperator, Haunzenberg. 

. Josef Pickl, Pfarrer, Walting. 

. Dr. Adolf Rottenkolber, Benefiziat, Sonthofen. - 

. Josef Schärfl, K. geistl. Rat, Militärpfarrer, Augsburg. 

. Dr. P. Polykarp Schmoll, O. F. M., Lektor, München. 

. Anton Sponsel, K. Pfarrer und Militárkurat, Würzburg. 

. Thomas Stadler, Benefiziat, München. 

. Hugo Straßer, Expositus, Zaisering. 

. P. Norbert Stumpf, O. M. Cap., München. 

. Albert Susann, Pfarrer, Unsleben bei Neustadt a. S. 

. Dr. Heinrich Vogels, Privatdozent, München. 

. Jakob Weis, Pfarrer in der Gefangenenanstalt Zweibrücken. 
. Johann Wührl, Domvikar, Regensburg. 

. Joh. Bapt. Wurm, Benefiziat, Donauwórth. 
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Bei preussischen Divisionen verwendet: 


. Friedrich Bruno Krane, Kaplan, Aschaffenburg. 
. P. Georg Löhr, O. S. B., Pommersfelden. 
. Peter Vogt, Benefiziat, Klingenberg. 


Bei der Marine verwendet: 


. Wilhelm Apprich, Pfarrer, Marktbreit. 
. Johann Jann, Kaplan, Windheim. 
. P. Hieronymus Rohrmeier, O. M. Conv., Konstantinopel. 


II. Außeretatsmäßige Divisionsgeistliche. 


. Ludwig Attenberger, Stadtpfarrkooperator, München. 

. Michael Batzer, Stadtkaplan, München (Berg am Laim). 

. P. Justin Bettinger, O. M. Cap., St. Ingbert. 

. P. Casimir Braun, O. M. Cap., Kloster Laufen ajSalzach. 

. Josef Edermanninger, Kooperator, Tittling. 

. P. Walther Emmert, O. M. Cap., München. 

. Ignaz Fischer, Stadtpfarrkooperator, München. 

. Josef Frick, Kooperator in Neumarkt (Oberpf.). 

. Friedrich Glassauer, Benefiziat, Kupferberg. 

. Friedrich Hauck, Pfarrer, Billigheim. 

. Michael Hohmann, Kooperator, Aufkirchen am Würmsee. 
. Joh. Hörmann, Pfarrer, Ried bei Jettingen. 

. Josef Husterer, Seminarpräfekt, Regensburg. 

. Mathias Kern, Dompfarrkooperator, München (bei einer 


preuss. Division). 


. Friedrich Kögel, Stadtkaplan, Bamberg. 

. Felix Krämer, Stadtkaplan, Ludwigshafen. 

. Martin Kraus, Aushilfspriester, Pressath. 

. Franz Lukas, Stadtkaplan, München. 

. Dr. Johann Moser, O. S. Salv., Dozent, Hamberg. 

. Nikolaus Panzer, Stadtkaplan, Nürnberg. 

. P. Josef Plersch, O. S. B., Ottobeuren. 

. P. Ehrhard Schlund, O. F. M., Kaplan, Bamberg. 

. Dr. Paul Schweyer, Kanonikus, München. 

. Anton Sextl, Domprediger, Bamberg. 

. Ferdinand Sponsel, Benefiziumsverweser, Herzogenaurach. 
. Friedrich Welker, Benefiziat, München (bei einer pr. Div.). 
. Josef Wiesen, Kaplan, Rannungen. 

. Josef Zenk, Schlossbenefiziat, Thurnstein b. Pfarrkirchen 


(bei einer preuss. Division) 


. Josef Zipfel, Präfekt, Bamberg (bei einer preuss. Division). 
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_ AIT. Etatsmäßige Etappen- (Kommandantur-) Pfarrer. 


. Friedrich Borst, Pfarrer, Rothenbuch. 

. P. Sigismund Brettle, O. M. Conv., Würzburg. 

. Anton Britsch, Pfarrer, Oberbeuren. | 

. Johann Dück, Kaplan, Burgebrach. e 

. Dr. Franz X. Eberle, K. Hochschulprofessor und Ehren- 


kanonikus, Passau. 


. Dr. Karl Hald, Kommorant, Hildesheim. 

. Heinrich Hamm, Benefiziat, Bamberg. 

. Dr. Josef Holzner, Benefiziat und Religionslehrer, München. 
. Peter Huber, Stadtpfarrkooperator, München. 

. Peter Kottermair, Kooperator, Emmering. _ 

. Peter Längmüller, Schulexpositus, Obergangkofen. 
. P. Herigar Mekes, O. F. M., Militärkurat, Bamberg. 
. P. Leonhard Petzolt, O. M. Cap., München. 

. Friedrich Pfanzelt, Kaplan, Olching. 

. Josef Strobl, Kooperator, Taufkirchen. 

. F. X. Weigert, Kooperator, Aufhausen. 

. P. Gundekar Wórtmann, O. F. M, München. 


Außeretatsmäßige Feldgeistliche in den Feld- und Kriegs- 
lazaretten, den Lazarett- und Hilfslazarettzügen. 


(Bemerkung: Die in den Lazaretten der Heimat tätigen Geistlichen sind hier 


* 
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nicht aufgeführt.) 


. Dr. Anton Anwander, Kaplar, München. 

. Ludwig Axenböck, Stadtpfarrkooperator, München. 
. Dr. Josef Bader, Stadtpfarrkooperator, Bad Reichenhall. 
. Wilhelm Bald, Kuratkaplan, Nürnberg. 

. Johann Bank, Stadtkaplan, Michelfeld. 

. P. Pius Bardens, O. M. Conv., Würzburg. 

. Dr. Franz Jos. Bayer, Priester der Diöz. Eichstätt. 

. Christian Benz, Kaplan, Nordheim. 

. P. Barnabas Berberich, O. S. Aug., Regensburg. 

. Adam Bott, Kaplan, Jesserndorf. 

. Jakob Bisson, Kaplan, Winnweiler, (Pfalz). 

. Ludwig Brem, Stadtkaplan, Amberg. 

. Ignaz Brenner, Stadtkaplan, Memmingen. 

. Franz Jakob Bretz, Benefiziat, Heidingsfeld. 

. P. Adalbert Brunner, O. Carm. disc., Regensburg. 
. Johann Buchfelder, Stadtkaplan, Nürnberg. 

. P. Berthold Bühl, O. F. M., Katechet, Nürnberg. 
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. Johann Canis, Priester der Erzdiózese Bamberg. 
. P. Lambertus Dissel, O. S. Aug., Würzburg. 

. Alois Dörflein, Kaplan, Kirchlauter. 

. Michael Drummer, Katechet, Nürnberg. 

. Hugo Dümler, Kaplan, Sulzbach. 

. Barth. Eberl, Benefiziat, Obergünzburg. 

. P. Richard Eckel, C. Ss. R., Cham. 

. Leopold Egger, Stadtkaplan, Weilheim. 

. Franz Engert, Kaplan, Memelsdori. 

. Eugen Fäßler, Benefiziat und freires. Pfarrer, München. 
. Hermann Fink, Stadtkaplan, Kaufbeuren. 

. Peter Fleischmann, Kaplan, Wallenfels. 

. Wilhelm Fleischmann, Benefiziumsvikar, Buchloe. 
. Alois Fortmühler, Expositus, Rossbach. 

. Ferd. Jos. Friedrich, Kaplan in Rimpar. 

. P. Cornelius Fries, O. M. Cap., München. 

. Simon Geiger, Stadtkaplan, Augsburg. 

. Joseph Glo, Benefiziumsprovisor, Kastl. 

. Alois Góbel, Kaplan, Oberelsbach. 

. Hermann Groß, Kaplan, Landau i. d. Pfalz. 

. Alois Grünewald, Kuratus, Großwelzheim. 

. Adam Gunselmann, Kuratkaplan, Nürnberg. 

. Franz Günthner, Stadtpfarrkooperator, Regensburg. 
. Josef Haas, vorm. Kooperator, Donaustauf. 

. P. Leopold Haffner, O. F. M., Katechet, Nürnberg. 
. Alfred Halbig, Benefiziat, Bieberehren. 

. P. Jgnatius Hartmann, O. M. Conv., Würzburg. 

. Joh. Hau, Kaplan, Hohenmirsberg. 

. Georg Heidingsfelder, Priester der Dióz. Eichstätt. 
. Josef Heigl, Aushilfspriester, Arzberg 

. Adalbert Herold, O. M. Cap., St. Jngbert. 

. P. Gottfried Hirschberg, O. Carm. disc., Würzburg. 
. Georg Hofmann, Stadtkaplan, Stadtsteinach. 

. Vitus Hofmann, Pfarrer, Untergermaringen. 

. Martin Horndacher, Kaplan, Grónenbach. 

. P. Dionys H ub auer, C. Ss. R., Niederachdorfbei Worth a/Don. 
. Johann Huber, Kaplan, Pfaffenhausen. 

. P. Franz Hummel, C. Ss. R., Cham. 

. Johann Jann, Kaplan, Windheim. 

. Dr. Philipp Kaiser, Präfekt im Kilianeum, Würzburg. 
. Franz Kapser, Kooperator, Glonn. 
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. Johann Kaul, Stadtkaplan, Bayreuth. 

. J. Kleber, Kooperator, Schónsee. 

. P. Edelbert Kurz, O. F. M., Katechet, Nürnberg. 

. Jnnozenz Lampl, Kurat, Haar bei München. ` 

. Ernst Lang, Domkaplan, Bamberg. 

. Franz Paul Lang, Benefiziat, Polling. ` 

. Karl Lang, Expositus, Ettlishofen. 

. P. Alfred Lauerhaas, O. F. M., Marienweiher. 

. P. Albert Markel, O. S. Aug., Würzburg. 

. Georg Mann, Kaplan, Burgkundstadt. 

. P. Alois Meier, C. Ss. R., Gars. 

. Franz X. Michl, Stadtpfarrkooperator, Alt-Neustadt a. W. N. 
. Dr. Ludwig Moertl, Priester der Diózese Augsburg. 
. P. Benno Müller, O. F. M,, Bamberg. 

. Friedrich Müller, Katechet, München. 

. Franz Mußner, Kaplan, München. 

. Johann Neder, Stadtkaplan, Bamberg: 

. Josef Niklas, (vorm.) Koadjutor, Langenpettenbach. 

. Hermann Nohr, Kaplan, Hettenleidelheim. 

. Franz Noppenberger, vorm. Kaplan, Grunertshofen. 
. Dr. Friedrich Nótscher, Kaplan, Haffurt. 

. Johann Popp, Kaplan, Kronach. 

. Martin Popp, Lokalkaplan, Kist. 

. Wolfgang Prechtl, Kooperator, Deggendorf. 

. Johann Rackl, Priester der Diözese Eichstätt. 

. Josef Raith, Kooperator, Allersburg. 

. Josef Raster, Kooperator, Winzer. 

. Franz Rathgeber, Kaplan, Scheßlitz. 

. Friedrich Reinhardt, Stadtkaplan, München. 

. Karl Theodor Reitz, Kaplan, Steinfeld. 

. P. Franz X. Remberger, C. Ss. R., Gars. 

. Johann Roth, Kaplan in Fürth. 

. Emil Ruf, Lokalkaplan, Untereuerheim. 

. Josef Ruf, Kaplan, Gerolzhofen. 

. Josef Rupp, Benefiziat, Augsburg-Lechhausen. 

. Josef Saule, Kaplan, Jllereichen. 

. Michael Schaumberger, Aushilfspriester, Furth i. W. 
. P. Hyazinth Schlickenrieder, O. S. Aug., Fuchsmthl. 
. Johann Schmähling, Priester der Diözese Würzburg. 
. P. Simon Schmitt, O. Carm., Bamberg. 

. Eugen Schuck, Kaplan, Bischofsheim. 
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100. P. Josef Schuster, C. Ss. R., Deggendorf. 

101. P. Hugo Schweiger, O. Carm. disc., Neumarkt, (Oberpf.) 
102. Christian Settele, Koadjutor, Unterammergau. 

103. Matthias Siglmtüller, Kooperator, Aholming. 

104. Karl Staab, Kaplan, Zellen bei Gemünden. 

105. P. Tuto Stark, O. M. Cap., München. 

106. Anton Stauner, Kooperator, Sallern b. Regensburg. 
107. P. Laurentius Steger, O. S. B., Martinsbtühel. 

108. Ferdinand Stelzer, C. Ss. R., Deggendort. 

109. P. Norbert Stem mer, O. S. B., Innsbruck. 

110. P. Josef Stolz, C. Ss. R., Deggendorf. 

111. Jakob Storck, Hilfspriester, Wachenheim. 

112. P. Totnan Sturm, O. M. Conv., Würzburg. 

113. Max Tritschler, Kaplan, Amendingen. 

114. Sebastian Uebel, Kaplan, Róthenbach b. L.. 

115. Dr. Josef Ulmer, vorm. Stadtkaplan, Nürnberg. 

116. Dr. Otto Ursprung, Chorvikar, München. 

117. Andreas Utzmann, Kaplan, Hollfeld. 

118. P. Julius Völkl, O. M. Cap., Laufen. | 
119. Johann Waldmüller, Kooperator, Neumarkt (Oberpf.) 
*120. Ambros Weber, Kommorant, Kempten. 

121. Burkard Weißenburger, Kaplan, Alzenau. 

122. Franz Weiß, Kaplan, Burgwindheim. 

193. Josef Weiß, (vorm.) Kaplan, Oberfóhring. 

*124. Melchior Weiß, Dekan und Pfarrer, Steinkirchen a. d. Jim. 
125. Rudolf Weiß, Benefiziumsprovisor, Furth b. Landshut. 
126. Simon Weiß, Verbandssekretär, Regensburg. 

127. Wolfgang Weiß, Pfarrbenefiziat, Neumarkt (Oberpi) ` 

128. Jakob Westenrieder, Benefiziat, Stiefenhofen. i 
129. Augustin Wischert, Kaplan, Fladungen. 

130. Friedrich Zeitler, Kooperator, Fichtelberg. 

131. Josef Zitzelsberger, Kommorant, Rimsting. 


| 
V. Feldgeistliche bei den Lazaretttrupps und Lazarettzügen des 


Roten Kreuzes und abgeordnet vom K. B. Hausritterorden vom 
Hl. Georg. 


1. Dr. Johann Aufhauser, Chorvikar u. Privatdozent München. 
*2. Dr. Franz X. Bauer, Priester der Diózese Regensburg. 

3. Karl Baumeister, Pfarrer, Holzheim. 

4. P. Ludwig Becher, C. Ss. R., Gars. 
*5. Dr. Anton G ulielminetti, K. Reallehrer, München. 
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6. P. Konstantin Jochmann, O. S. B., Prior, Dillingen. 
7. Dr. Peter Lex, K. Hochschulprofessor, Bamberg. 
8. Dr. Ludwig Rep, Pfarrer, Aystetten. 
9. Dr. Andreas Rauch, Präfekt im adel. Julianeum, Würzburg. 
10. Engelbert Sonntag, Benefiziat, Weiler im Allgáu. 
* 11. GeorgStipberger, Hofprediger u. Ehrenkanonikus, München. 
12. Hermann M. Stoeckle, München. 
13. Heinrich Wandler, Koadjutor, Aufkirchen a/W. 


Il. Seelsorge des Besatzungsheeres in der Heimat. 


Die Seelsorge des Besatzungsheeres ist wohl durch Dienst- 
vorschriften und Erlasse geordnet (s. den vorigjährigen Bericht), 
aber an grösseren Truppenstandorten macht sich das Bedürfnis 
einer hauptamtlichen Militärseelsorge immer mehr fühlbar. Die 
Truppenzahl ist unverhältnismäßig grösser als in Friedenszeit; 
die Arbeiten der in manchen Stàdten ohnehin stark überlasteten 
Seelsorgsgeistlichkeit haben sich in der Kriegszeit sehr gehäuft; 
auch die Kirchen sind in den für Militärgottesdienste am besten 
‚sich eignenden Stunden mit Pfarr- und Schulgottesdiensten viel- 
fach belegt. Noch nachteiliger ist oftmals das Fehlen einer 
direkten und persónlichen Verbindung zwischen Seelsorger und 
militärischen Stellen, insbesondere mit den ausführenden Organen. 
Infolgedessen kommen manchmal sehr dankenswerte Erlasse der 
Militärbehörden durch Unterorgane nicht so zur Ausführung, dass 
der Zweck erreicht würde. So kam es vor, dass trotz der Verein- 
barungen zwischen den Militär- und kirchlichen Behörden vor 
dem Ausmarsch Gelegenheit zum Sakramentsempfang nicht zur 
rechten Zeit gegeben werden konnte, oder dass durch Unter- 
organe diese Gelegenheit nicht in der rechten Form zur Kenntnis 
gebracht wurde. Die Folge war dann eine ungenügende Aus- 
nützung derselben und im weiteren Verlauf Klagen der Soldaten, 
der Angehörigen und Feldgeistlichen. Gerade die Mannschaften 
der Ersatztruppenteile bedürfen seelsorglich einer tiefergehenden 
Einwirkung. Es wäre daher auch sehr zu wünschen, dass die 
segensvollen Einrichtungen und Organisationen der Feldseelsorge 
analog für die Seelsorge und Fürsorge des Besatzungsheeres ein- 
geführt werden könnten. | 

Im einzelnen lässt sich die Seelsorge der Besatzungstruppen 
in den bayerischen Diözesen so zusammenfassen: 

In der Stadt und in der Erzdiözese München wird diese 
Seelsorge ausschliesslich im Nebenamte oder ehrenamtlich ver- 
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sehen. Zufolge Vereinbarung mit der K. Kommandantur der 
Haupt- und Residenzstadt München findet in folgenden Kirchen 
regelmäßiger Militärgottesdienst statt: St. Bonifaz, St. Anna, Maria 
Hilf, St. Maximilian, St. Johann Baptist, Herz Jesu, Hl. Kreuz 
(Giesing), St. Joseph, St. Rupert, St. Margareth, St. Ursula. 

| In Landshut versieht die Militärseelsorge Expositus Wilhelm 
Weber, in Freising Stadtpfarrkooperator Roßberger. Durch Ent- 
gegenkommen des Kgl. Kriegsministeriums kann ein eigener 
Militärgottesdienst nun auch in Schleißheim abgehalten werden. 
Ebenso findet ein solcher in Miesbach statt. 

In Bamberg ist nach Mitteilung des erzb. Ordinariats »die 
Seelsorge für die Mannschaften an den Standorten geregelt. 
Gottesdienst wird allenthalben offiziell abgehalten; die Truppen 
werden in die betreffenden Kirchen geführt. Den ins Feld ziehen- 
den Truppen wurde regelmäßig, so oft es nur vorher bekannt 
gemacht war, Gelegenheit zum Empfang der hl. Sakramente 
gegeben.« 

In der Diözese Augsburg ist die Seelsorge in den früheren 
und neuen Truppenstandorten durchweg geregelt worden. Es 
wird, soweit nur irgendwie möglich, in den einzelnen Standorten 
bezw. in den betreffenden verschiedenen Pfarreien eines Stand- 
ortes eigener Militärgottesdienst gehalten, dessen Besuch offiziell ist. 
In der Regel kann den ins Feld rückenden Truppen Gelegenheit 
zum Empfang der hl. Sakramente gegeben werden. Auch sonst 
ist Gelegenheit zum Sakramentsempfang geboten. . 

In der Diözese Eichstätt liegt die Seelsorge der Garnisons- 
truppen in den Händen des Pfarrklerus, in Ingolstadt wirkt das 
Franziskanerkloster mit. Der Besuch des Gottesdienses ist offiziell 
in Eichstätt und Ingolstadt. Den ins Feld rückenden Truppen 
wird regelmäßig Gelegenheit zum Empfang der hl. Sakramente 
gegeben. | 

In Passau versieht Seminarregens Pentner die Militärseel- 
sorge im Nebenamte. Regelmäßiger Gottesdienst findet jeden 
Sonn- und Feiertag statt, der Besuch ist offiziell. Gelegenheit 
zum Sakramentsempfang ist gegeben. 

In den Diözesen Regensburg und Speyer ist die Seelsorge 
der Besatzungstruppen wie in Friedenszeiten geordnet. Die Gottes- 
dienste sind offiziell. Für alle ins Feld rückenden Truppen wird 
mit grösstem Entgegenkommen Gelegenheit zum Empfange der 
hl. Sakramente geboten, ist aber wegen ungenügender Kenntnis- 
gabe nicht überall ausgenützt worden. | 
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In den Garnisonsstádten Würzburg, Aschaffenburg, Hammel- 
burg und Schweinfurt wird der regelmäßige Gottesdienst offiziell 
angeordnet. Gelegenheit zum Empfang der hl. Sakramente für 
die ins Feld ausrückenden Mannschaften wird stets gegeben und 
eifrig benützt, soweit sie genügend bekannt gegeben ist, was 
manchmal zu wünschen übrig lässt. 

Es wird demnach von seiten der Seelsorgsgeistlichkeit die 
Seelsorge unseres Heimatheeres überall mit Verständnis und Opfer- 
sinn ausgeübt, im allgemeinen wird davon auch gerne und dank- 
bar Gebrauch gemacht. 


Ill. Lazarettseelsorge in der Heimat. 


Das Lazarett des 3. Kriegsjahres trägt in manchem ein anderes 
Antlitz als das der ersten Kriegsmonate. Die gehobene, feierliche 
Stimmung ist natürlich durch die Last und Länge des Krieges 
allmählich herabgedrückt worden; sie wird zuweilen auch beein- 
flusst von dem einen oder andern, der kurz an Einsicht und klein 
an Opfersinn ist. Die Zahl der Schwerverwundeten und Schwer- 
kranken ist gegenüber der ersten Zeit zurückgegangen; viele 
Lazarette beherbergen fast ausschliesslich Leichtverwundete und 
Leichtkranke, andere sind nur für Genesende und Erholungsbedüritige 
bestimmt. Auch bestehen bereits eigene Fürsorgelazarette für 
Kriegsinvalide, die nach ihrer Ausheilung sich für einen bestimmten 
Beruf oder Erwerb ausbilden. 

Immerhin aber bleibt eine grosse Zahl Bettlägeriger und 
darunter ein Teil ernst und schwer Kranker. Bedürfen diese zu- 
nächst und zumeist der Seelsorge, so ist sie doch auch für die 
anderen sehr notwendig. Der Krieg mit seinen grossen Aufgaben, 
Lasten und Opfern erheischt eine hohe Auffassung von Inhalt, 
Zweck und Ziel des menschlichen Lebens und Strebens, ein tief 
wurzelndes und stark verankertes Pflichtbewusstsein, eine gross- 
herzige, oft heroische Ergebung in Gottes Fügung und Menschen- 
loos; wenn es daran gebricht, wird der Verstand leicht irre und 
der Wille gerne schwach. Die Lazarettseelsorge wird daher die 
Kraft des Glaubens und der Gnade Christi möglichst intensiv 
entfalten, auch durch entsprechende Vorträge und Belehrung die 
innerlich Wankenden oder Zagenden festigen müssen. Ein, Mittel 
dazu ist auch die Lektüre. Durch ungeeignete und schlechte Lektüre 
wird unserm Volk und Vaterland unsäglich viel geschadet; die 
Krieger werden seelisch in eine Atmosphäre versetzt, die weit, 
weit abliegt von der Geistes- und Willensverfassung eines zu hohen 
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Taten und allen Opfern freudig bereiten Kriegers. Die Versorgung 
mit geeigneter Lektüre gehórt daher zu den wichtigsten Lazarett- 
aufgaben und es verdient warmen Dank, dass die Seelsorger da- 
für viel getan und geopfert haben. Selbstverständlich soll diese 
Lektüre nicht ausschlieBlich oder vorwiegend religióser oder auch 
nur ernster Natur sein, vielen ist ja Abspannung, Aufheiterung, 
innere Beruhigung und Bescháftigung ein wahres Bedürfnis und 
eine große Wohltat. 

Mancher Lazarettseelsorger kam früher mit Liebesgaben 
schwer beladen ins Lazarett. Ein Kapuzinerpater in München 
hat im Rucksack seinen Kriegern im Lazarett bisher Gaben im 
Werte von zirka 15000 Mark gebracht. Viele dieser Liebesgaben 
sind durch die jetzige Regelung der Verpflegung und Kleidung 
unerreichbar geworden, aber es gibt noch manche karten- und 
markenfreie Gabe Gottes, die einem armen, braven Krieger 
das Herz erleichtert und erfreut. Möge sie auch fernerhin in 
Begleitung des Seelsorgers den Weg ins Lazarett finden! 


Stand und Tätigkeit der Lazarettseelsorge im einzelnen zeigt 
nachstehende Tabelle: 


A. Seelsorge in den militär. Lazaretten Münchens. 


Name des Lazarettes Lazarettseelsorger | Lazarettgottesdienst | Bemerkungen 


Täglich Gottesdienst u. 
Militärofarrer Š an ini enheit. 
) onn- und Feiertags | Zahi der Ver- 
Msgr. Winkler |Frühmesse mit Vortrag | sehenen 87. 
1. Res.-Lazarett A unir ien Pia Pflegepersonal, | Zahl der Ge- 
: tgottesdienst mit 
a) Garnisonslazarett| G. Fischer Volksgesang. Abende Religiöse Ever 
und P. Alexander | andachten im Mai tág- |  zititien-Vor- 


Kulik lich, im Juni, Juli, Aug. trage i 
i ‚Juli, * |trâge im Dez. 
. 9—4 mal 1916. 


Zahl d. hl. Kom- 
munionen 1665, 


und Okt ma 
wöchentlich 


Zahl d. Kranken 
ca. 40—70. 
Religióse Exer- 
zitien-Vorträge 
Anf. April 1916. 


Religióse Exer- 


b) Leichtkranken- Domprediger 


abteilung (Ober- J. Land f 
feuerwerkerschule) SE 


| CA Gottesdienst 
un 


; Beichtgelegenheit |_;.: 
Bee Cen P. Silvester Meier in: der Lazaretikirche en oe 
(Holzbaracke, benedi- |°* "917 ar 
ziert 6. 10. 14) ` 


2. Res.-Lazarett B 


a) Ingenieurschule | Koop. Eisele | — 
Kriegsakademie) : 
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Bemerkungen 


Name des Lazareties Lazarettseelsorger | Lazarettgottesdienst 


| 2 mal in der Woche | 
durch Koop. Schenkl, 
b) Kriegsschule | Koop. Schenkl | an Sonn- und Feier- 
tagen durch Domkapi- 
tular Dunstmair 


| Sonn- und Feiertags im |Auf Ostern und 


rossen Hörsaal an der jAllerseelen ge- 
<) Marsplatzschule M res hl Pranckhschule Gottes-| meinsame 
(Fürsorgelazarett) | Msgr. J. Pichler dienst (mit Volksgesang| Kommunion- 
LL ` und 4stimm. Gesang) feier 
d) Marsfeldkaserne| Pf. Hubert Glas | — | — 
. | Gemeinsame 
Es "oa u. Geistl. Rat Sonn- und Feiertags | Kommunion- 
eum p Be) e Jos. Schneeweis| (hl. Messe und Vortrag)|feier auf Ostern 
THART | und Allerseel. 


Fast täglich hl. Messe, 
Sonn- und Feiertags 
Gottesdienst mitVortrag 


Sonn- und Feiertags 


| 
5. Res..Lazarett E| Kurat Lechner | pijedr. Müller) mit Pre- 


(Implerschule) |u. Kaplan Fried! digt und gesungener 
Messe 


4. Res-Lazarett D 
(Zollhalle) P Jos. Holzapfel 


Sonn- und Feiertags 
(mit Vortrag u. Gesang) 


6. Res.-Lazarett F 
(Schule an der Kaplan J. Wackerl 
St. Martinstraße) | 
7. Res.-Lazarett G 
(Techn. Hochschule, 
Theresienstraße) 


8. Res.-Lazarett H 
(Kolumbusschule) 


P. Rupert Jud 


Jeden Freitag hl. Messe 
O. S. B. 


mit Vortrag u. Gesang 


Sonn- und Feiertags 
hi, Messe (mit Gesang) 
und Vortrag 


Sonn- und Feiertags | 
Gottesdienst mit Vor- 


Geistl. Rat P. Linus 
Mórner C. M. C. 


9. Res.-Lazarett J 
(Wittelsbacher- à ars on 


schule) trag und Kindergesangi 
10. Res.- Lazarett K 
Stadtpfarrer i 
Wider ud ‘Jägerhuber An Sonn- u. Feiertagen — 


P. Prior Klemens 
Seehannu. Koope- 
rator Reisinger 


11. Res.-Lazarett L 


Sonn- und Feiertags 
(Riedlerschule) 


Gottesdienst mitVortrag 


12. Res.-Lazarett M 


(Weilerschule) Koop. Vierthale À tagen Gottesdienst mit 


ortrag und Gesang 


An Sonn- und Feier- | 
| 
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B. Seelsorge in den militärischen Lazaretten ausserhalb Münchens. 


Lazarett- 


Name des Lazaretts | eeler ger Lazarett-Gottesdienst Bemerkungen 
1. Reserve-Lazarett| Pfarrer | Abwechselnd in den lin E. 100 Betten für Ver. 
Eglfing und Simon | Anstaltskirchen E. u. wundete, 
Reserve-Lazarett H. eigener Militär- 75 „ f.psychisch 
Haar gottesdienst an Sonn- rkrankte. 
In H. 30 „ für Ver- 
wundete, 


220 , für geistig 


tagen 
erkrankte Krieger. 


Gottesdienst in der 
Hauskapelle alle 
3—4 Wochen 


2. Reserve-Lazarett|, — 
Freising Kooperator 
a) Garnisonslazarett Rog berger 


b) Station A Subregens |Gottesdienst im Dom 
K. Gymnasium | Abele | und zeitweise in der 
Lazarettkapelle 
c) Station B Kooperator Jeden Sonntag | Zu Ostern gemeinsame 
Knabenschule Graf hl. Messe mit Vor- Kommunionfeier. 
trag und Gesang in 
1 einem Schulsaale _ um 
d) Station C K. Seminar- | Jeden 2. Sonntag im 
Lehrerseminar lehrer Lazarett Gottesdienst 
| |Dr. Scherg |mit Vortrag u. Gesang 
e) Station D | Hochschul- | Zeitweise Gottes- 
Präparandenschule | professor dienst 
Dr. Muth 
3. Reserve- Lazarett : | 
u. 
Fürstenfeldbruok 
Unteroffizierschule | K. Pfarrer | 
und Baracken Aumiller 
4. Reserve- Lazarett | 
Landshut 
a) Garnisonslazarett,| Militarkurat | Kein Gottesdienst 
Baracken, Exerzier-| Weber 
haus u. Kinderhort| ` Së 
b)Infanterie-Kaserne| Prediger Kein Gottesdienst 
Altinger 
c) Station Va P. J. 
Solanushais Schauen Wöchentlich zweimal 
mannO.F.M. 
5. Reserve-Lazarett | Expositus | Alle Sonn- u. Feier- | Alle Schwerkranken 
Kirchseeon olb  |tage Gottesdienst mit wurden mit den hl. 
(Lazarett f. Lungen- ortrag (Pf. Malzi) Sakramenten ver- 
kranke u Lungen- sehen. 
verletzte) 


C. Seelsorge der verwundeten und kranken Krieger in den 
städt. Krankenhäusern und in den Vereinslazaretten Münchens. 
Es versehen die Seelsorge: 
*]. im stadt. Krankenhaus 1. d. J., in der chirurgischen und 
psychiatrischen Klinik die Kuraten Glink und Spóttel, 


"2; 
* 3. 


23. 


* Die mit * bezeichneten Lazarette haben regelmäßigen Gottesdienst an 
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im städt. Krankenhaus r. d. J. Kurat Rothmayer, 
im stádt. Krankenhaus Schwabing die Kuraten Móderl und 
Gaab, 


. in der K. Universitätspoliklinik die Kooperatoren Die wald, 


Neureuther, Dr. Graf und Benef. Al. Fischer von 
St. Peter, 


. in der Universitätsaugenklinik dieselben, 
. im Krankenhaus des III. Ordens zu Nymphenburg (Vereins- 


lazarett) P. Theodor Götz, O. M. C, 


. im Lazarette des K. B. Hausritterordens vom hl. Georg im 


Rekonvaleszentenheim der Barmh. Schwestern (Berg am Laim) 
Spiritual C. Hóck, 


. im Vereinslazarett der Münchener Rückversicherungsgesell- 


schaft Kooperator Josef Geoffroy, 


. im Lazarette des K. B. Hausritterordens vom hl. Georg im 


Arcopalais Msgr. Dr. K. Graf Preysing, 


. Vereinslazarett des Frauenvereins vom Roten Kreuz Kapl. 


Rall und Sch midhuber, Prediger Alfred Graf Preysing, 


. Lazarett des prot. adel. Johanniterordens in der Diakonissen- 


anstalt P. Paulin Steinhart O. M. C, 


. Vereinslazarett Turnhalle des Männerturnvereins München 


Stadtpfarrer Theodor Becker, 
Vereinslazarett Heiliggeistspital Kurat Leibenger, 


. Augenheilanstalt Herzog Karl TheodorStadtpfarrer Thanner, 
. Oesterr.- ungar. Lazarett in der Possartstraße Stadtpfarrer 


Schamper, 


. Lazarett in der Villa Prinzessin von Hohenzollern Stadt- 


pfarrer Schamper, 


. Schlössersche Augenklinik Kooperator Diewald, 
. Vereinslazarett des Kommerzienrats Hesselberger P. Rupert Ju d, 
. Vereinslazarett Amerikan. Rotes Kreuz (Prinz Ludwigstr. 9) 


P. Rupert Jud, 


. Privatheilanstalt Josephinum Kooperator Mühlthaler, 


Privatklinik Hofrat Dr. Decker Prof. Dr. Guggenberger, 


Verein für hauswirtschaftliche Frauenbildung AntonienstraBe 6 


die Kapläne von St. Ursula und Katechet Barth, 
Privatklinik Carolinum (Dr. Heldrich) Kapläne von St. Ursula. 


Sonn- und Feiertagen; im Lazarett selbst wird Gelegenheit zum Empfang der 
hl. Sakramente gegeben. i 
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D. Vereinslazarette ausserhalb Münchens. 


Ort Lazarett 
1. Achdorf Distriktskrankenhaus (V.-L.) | 
2. Alzing Genesungsheim der Vers.- 
Anst. Obb. (V.-L.) 
3. Bad Adelholzen | Ordenslazarett der b. Mal- 
teserordensritter 
4. Bad Aibling Krankenhaus 
9. Bad Reichenhall a) V.-L. Kinderheilstätte 
b) „ Handwerker-Er- 
holungsheim 
c) „ Friedenau 
d) , Kirchberg 
e) Sanatorium 
f) Villa Christiana 
6. Bad Tölz Krankenhaus u. Genesungs- 
heim f. augenkranke Kinder 
7. Brannenburg Laz. Reinhard u. Bad Wen- 
delstein 
8. Erding a) Krankenhaus und 
b) Fischer'sches Distrikts- 
Asyl 
9. Ettal Genesungheim St. Raphael 
10. Fischbach Genesungsheim 
11. Fürstenfeldbruck | V.-L. Krankenhaus u. Jágerh. 
12. Garmisch a) V..L. Krankenhaus 
b) Lazarett Werdenfels 
c) Offizierserholungsheim 
Schóneck 
13. Glonn V.-L. Zinneberg 
14. Grünwald Schlosswirtschaft (Brocken- 
haus München) 
15. Hohenaschau Laz. des Frh. v. Cramer-Klett 
16. Holzen Laz. I. K. H. Prinzessin Arnulf 
17. Holzkirchen V.-L. im Krankenhaus 
18. Maxlrain V.-L. im Schlosse des Grafen 
Arco | 
19. Miesbach V.-L. Krankenhaus 
20. Moosburg a) V.-L. Turnhalle 
b Waisenhaus 
c) Krankenhaus 
21. Mühldorf Distrikts-Krankenhaus 
22. Nannhofen Genesungsheim im Schlosse 
des Frh. v. Lotzbeck 
23. Neuaubing V.-L. Neuaubing 
24. Neubeuern Genesungsheim im Schloss 


. Neumarkt a/R. 


. Oberaudorf 
. Partenkirchen 


Pasing 


. Perlach 
. Planegg 
. Prien 


Seelsorger 


Koadj. Zinmermann 
Kurat Haslberger 


Kurat Haslberger 


Pfarrer Heinrich 


| Piarrklerus 


Benef. Mayer 
Schulbenef. Burgstaller 
Pfarrklerus 

P. Bonifaz Schäfer 
Kooperator v. Flintsbach 


Pfarrklerus 
Kaplan Bogenrieder 


Pfarrer Schrall 
Benef. Gnadl 


Schlosskapl. Dr. Róck und 
Hackl 
P. Maurus Deindl, O. S. B. 
Koop. Alberstótter 
Benef. Weinmüller 
Pfarrklerus 
Pfarrgeistlichkeit 


Stadtpfarr-Kooperatoren 
Pfarrer Scheitzach 


Koop. Steininger 
Pfarrgeistlichkeit 


a) V.-L. Distrikts-Krankenhaus| Koop. Roßnagl 


b) Priv.-Laz. Grafin Montgelas 


zwei Vereinslazarette 
V.-L. Ortskrankenhaus 
V.-L Arnold 

a) V.-L. Krankenhaus 
b) V.-L. St. Josefshaus 
a) Volksheilstatte 

b) V.-L. Planegg 

V.-L. (Genesungsheim) 


Koadj. Neuhäusler 
Kaplan Krimmer . 
Pfarrklerus 


| Pfarrgeistlichkeit 


Kurat Schlickenrieder 
Pfarrgeistlichkeit 
Pfarrklerus 
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Ort Lazarett Seelsorger 
32. Rosenheim V.-L. wen (Genesungs- | Pfarrklerus 
eim 
33. Ruhpolding V.-L. Ortskrankenhaus 
34. Schellenberg Krankenhaus des Georgi- | P. Burk. Schretzen- 
Ritterordens meier, O. S. B. 
35. Scheyern V.-L. im Kloster P. Vinzenz Straf- 
mair, O. S. B. 
36. Traunstein a) Neues Krankenhaus Benef. G oderbauer 


b) E Une n Prinz Lud- | Koop. Pfleger 


wig 
31. Wolfratshausen | V.-L. Distrikts-Krankenhaus | as 
(Genesungsheim) 


E. Uebersicht über die Lazarettseelsorge in den übrigen 
bayerischen Diözesen. 


1. In dert 168 Lazaretten der Erzdiözese Bimberz (67 mili- 
tärische, 97 Vereins-, 4 Privat-Lazarette) versieht in der Regel die 
Pfarrgeistlichkeit die Seelsorge; auch andere Geistliche leisten 
(namentlich in Bamberg und Nürnberg) ausgiebige Aushilfe. In 
einer größeren Anzahl von Lazaretten wird regelmäßig Gottes- 
dienst abgehalten und Gelegenheit zum Empfang der hl. Sakra- 
mente gegeben. In Bamberg und Nürnberg ist ausserdem die 
Versorgung mit Lesestoff eigens und genau geregelt. Vorbereitungs- 
vorträge auf den Empfang der hl. Sakramente wurden in Bam- 
berg abgehalten. 

2. Die Seelsorge in den Lazaretten der Diözese Augsburg 
wird durch die zuständige Piarrgeistlichkeit ausgeübt. Zum Teil 
helfen hiebei auch Ordensgeistliche, z. B. Benediktiner in Augs- 
burg, Franziskaner im Lager Lechfeld, Kapuziner in Dillingen. 
Die Lazarettseelsorge im Priesterseminar in Dillingen versieht der 
dortige Regens. In der Lazarettseelsorge in Kempten hilft der 
dort als Krankenwärter stationierte Bamberger Priester Karl Plazotta. 
Die Seelsorge besteht in Besuch, Gottesdienst, Sakramentsspendung, 
Verteilung von Lesestoif und Liebesgaben. In den Augsburger 
Lazaretten sollen demnächst religióse Vortráge zur Vorbereitung 
auf den Empfang der hl. Ostersakramente abgehalten werden. 

3. In der Diözese Eichstätt versieht der Pfarrklerus die 
Lazarettseelsorge; nur in zwei Lazaretten sind Seelsorger förmlich 
angestellt. Die Seelsorge besteht in Besuch, Gottesdienst, Sakra- 
mentsspendung, Verteilung von Lesestoff und Liebesgaben. 

4. Mit der Lazarettseelsorge in der Diózese Passau ist die 
Ortsgeistlichkeit betraut. In der Stadt Passau versehen die Seel- 
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sorge Militárprediger Pentner, Spitalkurat Pflugbeil, Dompfarrer 
Sailer, Benefiziat K. Krick, Domkoop. Arbinger, Stadtpfarrkoop, 
Gundermann. Die Seelsorge besteht in Besuch, Gottesdienst, 
Vorträgen, Verteilung von Lesestoff und Liebesgaben. 


9. Auch in der Diözese Regensburg ist die Lazarettseelsorge 
vom Pfarrklerus übernommen worden, der von anderen Welt- 
und von Ordenspriestern darin unterstützt wird. Die Seelsorge 
besteht in Abhaltung von Gottesdiensten (z. T. auch an Werk- 
tagen), in Spendung der hl. Sakramente, in Veranstaltung von 
Exerzitien zur Vorbereitung auf die hl. Osterkommunion, in Ver- 
sorgung mit Lektüre. Für sämtliche Lazarette in Regensburg 
wurden im verflossenen Jahre Exerzitien mit sehr erfreulicher 
Anteilnahme abgehalten. 


6. In der Diözese Speyer sind für die Lazarettseelsorge 
5 Priester angestellt, im übrigen liegt sie in den Händen der 
Ortsgeistlichkeit. Die Seelsorge besteht in regelmäßigem, min- 
destens wöchentlichem Besuche, Verteilung von Lesestoff und 
von Liebesgaben, wo es angängig und angezeigt ist, in Abhaltung 
von Gottesdiensten und Kriegsandachten im Lazarett, in Spendung 
der hl. Sakramente, sowie in Veranstaltung von Vorträgen. 


7. In der Diözese Würzburg sind 7 Geistliche nebenamtlich 
in der Lazarettseelsorge tätig, in anderen Lazaretten versehen 
die als Militär-Krankenwärter eingerufenen Geistlichen Gottes- 
dienst und Seelsorge; sonst ist die zuständige Pfarrgeistlichkeit 
damit betraut. 


VI. Gefangenenseelsorge. 


Die Ordnung der Seelsorge in den Stammlagern ist die 
gleiche geblieben wie früher (s. den letzten Bericht). In Puch- 
heim hielt Pfarrer Hauner alle Sonn- und Feiertage Gottesdienst 
(Predigt jeden 2. Sonntag), die Seelsorge der Franzosen versieht 
ein gefangener französischer Priester, den katholischen Slawen 
(meist Polen und Litauern) gibt Kanonikus Dr. Julius alle vier 
Wochen Gelegenheit zum Sakramentsempfang, wobei er ihnen 
auch Gottesdienst mit Predigt in ihrer Landessprache hält. Nach 
dem pfarramtlichen Berichte »verdient die Teilnahme der Polen 
am Gottesdienste Lob, die der Franzosen dagegen dürfte zahl- 
reicher sein.« In Landshut ist durch die Bemühungen des Militär- 
kuraten Weber eine den Bedürfnissen entsprechende Seelsorgs- 
und Gottesdienstordnung aufgestellt worden; vom K. Hof wurde 
für den Gottesdienst sogar die Trausnitzkapelle zur Verfügung 
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gestellt; ein gefangener franzósischer Priester ist Seelsorger seiner 
Landsleute; leider beteiligen sich nur 10 Prozent am Gottesdienst 
und noch weniger am Empfang der hl. Sakramente. Für die 
Gefangenen im Stammlager Haspelmoor findet jeden Sonntag 
eigener Gottesdienst in Hattenhofen (durch Expos. Seilbeck) statt, 
in Hallbergmoos hat das Verhalten der Gefangenen selbst dazu ge- 
führt, dass eigener Gottesdienst für sie nur mehr von Zeit zu Zeit 
abgehalten wird. Für die kriegsgefangenen Franzosen im Lazarette 
Fürstenfeldbruck übt die Seelsorge Jos. Aumiller aus. Die Seel- 
sorge der Gefangenen in Arbeitslagern und in Arbeitsstätten ist 
gemäß K.M.E. v. 21. 1. 1915, No. 108706 den Zivilgeistlichen 
der betreffenden Orte übertragen. Für einige Arbeitslager (z.B. 
Eschenhof Pf. Mitterndorf, Westerndorf Pf. Pang, Schleifheim, 
Odelzhausen, Ottendichl, Pfaffenhofen a/Inn, Mariabrunn Pf. 
Ampermoching) wurde ein eigener Gottesdienst für die Gefangenen 
eingerichtet, zum Teil aber wegen ganz geringen Besuches 
wieder abbestellt. 

Über die Seelsorge der Gefangenen in Arbeitsstellen haben 
gemäß oberhirtlichem Auftrag rund 200 Pfarrämter der Erzdiözese 
Bericht erstattet. Überall ist den Gefangenen Gelegenheit zum 
Gottesdienstbesuch gegeben. Die Franzosen machen davon, von 
einigen Ausnahmen abgesehen, bedauerlicherweise nur ganz wenig 
Gebrauch (kaum 10 Prozent), ja ein Teil tut sich sogar auf seine 
Irreligiosität, die meist mit grober Unwissenheit in religiösen 
Dingen verbunden ist, etwas zu gute. Einige versuchten selbst 
für ihren Unglauben und ihre moralisch verwerflichen Grundsätze 
Propaganda zu machen, so dass grosse Wachsamkeit am Platze 
ist. Viel erfreulicher sind fast ausnahmslos die Berichte über die 
Haltung der Polen und Litauer. Sie haben auch stets gerne und 
dankbar von der ihnen durch H. Kanonikus Dr. Julius und andere 
Priester gebotenen Gelegenheit zum Sakramentsempfang Gebrauch 
gemacht. 

Gerne wurden von allen Kriegsgefangenen die Predigten 
und religiösen Schriftchen entgegengenommen, die die kirchliche 
Kriegshilfsstelle in Paderborn in so dankenswerter Weise zur 
Verfügung stellt. 


V. Beteiligung des Weltklerus und der Männerorden 
am Kriege. 


Von den 1348 Weltpriestern der Erzdiözese München und 
Freising sind zurzeit 28 in der Feldseelsorge verwendet, 30 andere 
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standen früher im Dienste der Feldseelsorge oder der Kranken- 
pflege und sind zurzeit freigegeben. Von den verbleibenden 
1292 Priestern sind ca. 670 in einem militärpflichtigen Verhält- 
nisse, davon rund 210 Angehörige der Ersatzreserve, die übrigen 
landsturmpflichtig, ca. 10 sind zurzeit als Krankenwärter eingerufen. 

Den zirka 1465 kirchlichen Stellen der Erzdiözese stehen 
demnach in der Heimat zurzeit (unter Einrechnung der Emeriten 
und Dienstunfähigen) ca. 1310 Priester gegenüber, darunter rund 
30 zurzeit beurlaubte oder freigegebene, rund 620 in nicht mehr 
militärdienstpflichtigem Alter und Verhältnis, 460 Landsturm- 
pflichtige und rund 210 Ersatzreservisten. — Bei stark vermehrter 
Arbeit, darunter wichtigen Kriegshilfe- und Kriegsfürsorgearbeiten, 
ist wie in der Erzdiözese München, so in allen anderen bayerischen 
Diözesen die Zahl der Seelsorgspriester im Kriege bedeutend 
zurückgegangen; in allen Diözesen, mit Ausnahme von Eichstätt 


und Passau, besteht bereits Priestermangel, zum Teil sogar ein 


drückender Seelsorgsnotstand. 
Folgende Zahlen zeigen dies deutlich. 
Anfangs des Jahres 1917 waren 


in der tätig als | im nn + Stellen 
Diózese | Feldgeistliche | Sanitätsdienst Lazarettseelsorge| unbesetzt 
Bamberg | 28 Weltpriester | 6 Wenpriesten, 3 Weltpriester | 44 Kaplaneien 
Augsburg 


| 
6 . | 18  , | = is, 
| 


Eichstátt | 9 í — 2 Weltpriester l . 


Passau 5 , — — — 


ba 12 : 6 Weltpriester — 29 Kooperaturen 
Speyer 7 S 15 S 5 Weltpriester | 20 e 
Würzburg| 21 : 32 : a dian 49 : 
eben 


Die Beteiligung der bayer. Orden am cd zeigt die 
Tabelle auf S. 652. 

Der Orden der Augustiner-Emeriten unterhält aus eigenen 
Mitteln im Kloster zu Würzburg ein Lazarett des St. Georg- 
Hilfsvereins; das Vereinslazarett im Ordensseminar zu Münner- 
stadt wurde nach einem halben Jahre aufgehoben. 

Von der bayerischen Benediktinerkongregation unterhält ein 
Kloster ein Lazarett mit 160 Mann und hat seit September eine 
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Lazarettschule für Kriegsinvalide in Betrieb; drei Patres erteilen 
Unterricht; dasselbe Kloster hat für Kriegsinvalide Werkstätten 
eingerichtet zur Ausbildung im Handwerk. Ein Kloster hat von 
August 1914 bis August 1915 ein Lazarett unterhalten, das jetzt 
in ein Vereinslazarett umgewandelt ist. Ein Kloster unterhält seit 
1. August 1914 ein Genesungsheim mit 10 Betten; ein anderes 
stellt zu einem Lazarett teilweise die Räume zur Verfügung und 
gibt einen monatlichen Beitrag ; ein Kloster leistet regelmäßige 
‚Beiträge zur Kriegsfürsorge und zum Roten Kreuz; ein anderes 
half ein Genesungsheim einrichten und gab zu demselben zwei 
Jahre lang bis zu seiner Aufhebung einen monatlichen Beitrag. 

Die Benediktinerkongregation von St. Ottilien unterhält aus 
eigenen Mitteln zwei Vereinslazarette mit 300 Betten. 


Die bayerische Franziskanerprovinz unterhielt zwei Jahre 
lang in Ingolstadt ein. Lazarett ohne Zuschuss; jetzt wird dafür 
bezahlt; für die Lazarette, die in sieben anderen Klöstern unter- 
gebracht sind, werden Beiträge geleistet. | 

Die Klöster des Kapuzinerordens verköstigen an mehreren 
Orten Kriegerkinder und Kriegerfrauen. 

Der Orden der unbeschuhten Karmeliten unterhält ein Ge- 
nesungsheim in Würzburg. 

Die Kongregation der Redemptoristen hat das Exerzitienhaus 
in Cham mit 90 Betten als Lazarett zur Verfügung gestellt. 

Der Orden der barmherzigen Brüder hat in seinen Häusern 
vier Vereinslazarette und eine Privatpflegestätte errichtet mit zu- 
sammen 200 Betten. Die darin untergebrachten kranken und 
verwundeten Soldaten werden von Ordensmitgliedern verpflegt. 
Es sind also, wenn man auf 10 Kranke einen Wärter rechnet, 
ausser den umstehend angegebenen 60 Brüdern noch weitere 
20 Brüder im Sanitätsdienst tätig. 


Für die durch weibliche Ordensgenossenschaften geleistete 
Kriegshilfe liegt eine Gesamtstatistik bisher nur vom klösterlichen 
Institut der armen Schulschwestern U. L. F. (Mutterhaus am Anger 
in München) vor. Dieselbe stellt sich alo: 


À. Kriegshilfe durch die Ordensschwestern (in den 4 Provinzen, der 
. bayer.,preuf., österr. u. ungar.) 90 316.28.4 + 108,436.— K. 
B. Kriegshilfe durch deren ` 
Schülerinnen . . . . . . 90084492. + 1447,749.64 K. 
Kriegshilfe im ganzen . . . 991160.50.# + 1 556,185.64 K. 
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Beteiligung der Orden am Kriege. 
(Stand zu Ende des Jahres 1916): 


Tätig in der Kong Ver- 
heimatl.| Im Sanitäts- Mit der Waffe| Ge- | det mißt 
Orden re Lazarett dienst täti dienen fallen | oder oder 
seel- Sg 8 er. |gefan- 
sorge | sorge |krankt, EI 
5 Priester 
Augustiner | 4 | 3 | 6 Kleriker | 90 Kleriker | 6 | g | — 
und Brüder| und Brüder 
Benediktiner 3 Priester | 116 Kleriker 
(bayer. 2 14 8 Kleriker | und Brüder | 16 28 10 
Kongr.) und Brüder | 19 Postulant. 
Benediktiner 3 Priester | 16 Kleriker über 
1 4 11 Kleriker | 123 Brüder 46 190 16 


von 
St. Ottilien 30 Brüder 188 Miss.-Zögl. 


3 Priester | 74 Kleriker 
Franziskaner 10 9 6 Kleriker | 110 Brüder 24 89 12 
10 Brüder |76Brüderkd. 


———— ———M— —————————— 


4 Priester 28 Kleriker 


Kapuziner 10 7 t Kicker 83 Brüder 18 7 | 6 
L[ MM SIT ME 
Se | RE CO RDE 
Retempo- | o | 2 | 1 priester |3 Kleriker el ate 

AEN ME 16 Ordenssch. MAMMA IN CE 
PN Be = 4 |60 Brüder |52 Brüder | 10 | 7 | 3 


VI. Beteiligung der Kandidaten der Theologie 
am Kriege. | 


Zu Beginn des Studienjahres 1916/17 standen von 178 Kandi- 
daten 140 beim Heere. Gefallen sind bisher 23, vermisst 2, 
gefangen 5. ni 

Von den 80 Alumnen des Georgianums in München sind 
einberufen 74 (darunter 21 von der Erzdiözese); davon dienen 
61 mit der Waffe, 13 als Krankenwärter. Gefallen sind 11, ver- 
wundet 17, vermisst 1. 
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Die Zahlen für sámtliche bayerischen Diózesen gibt folgende 
Übersicht : 


i ] Zur Zeit | | E Um Vermisst ls Z. obliegen noch dem 
Diózese beim | Gefallen| oder oder theol. bezw. philos. 
Heere erkrankt | gefangen Studium 

Augsburg 149 19 36 4 19 
| Bamberg 21 o l = 7 
Eichstätt - 49 10 10 6 15 
München - 140 |23(4 7) 45 7 22 

| Passau 64 19 19 11 8 
Regensburg 136 30 41 9 18 
Speyer 60 13 12 2 | 9 
Würzburg 88 17 19 A | o 


Es erhielten das Eiserne Kreuz II. Kl. 29, andere Kriegs- 
auszeichnungen 14, zu Offizieren wurden befördert 8. 
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Rezensionen und Referate. 


1. Nikolaus Hilling, Die deutschen Reichsgesetze über religiöse 
Toleranz und konfessionelle Parität. [Quellensammlung für 
das geltende Kirchenrecht 11.] 8°. (111). Bonn, Hanstein, 1917. 
M 1,60. 


2. — —, Die grundlegenden Gesetze des Preussischen Staats- 
kirchenrechts. [Quellensammlung 12] 8°. (69.) Bonn, Han- 
stein, 1917. M 1,—. 


3. — —, Die Vereinbarungen zwischen dem Hl. Stuhle und 
den Regierungen über die Neueinrichtung der Diözesan- 
verfassung im Deutschen Reiche (mit Ausnahme Bayerns). 
[Quellensammlung 13.] 8°(104). Bonn, Hanstein. 1917. M 1,40. 


Nachdem die erste Dekade der Hefte dieser Quellensamm- 
lung zum Abschlusse gelangt ist, hat der Unterzeichnete die zweite 
Dekade begonnen. Letztere soll dem geltenden Staatskirchen- 
zechte in Deutschland und Oesterreich gewidmet sein, während 
die erstere bekanntlich einen rein kirchenrechtlichen Inhalt hat. 
Obwohl die allbekannten Zeitereignisse die Fortsetzung des Unter- 
nehmens etwas verzógert haben, bin ich doch in der angenehmen 
Lage, die Vollendung dreier neuer Quellenhefte anzeigen zu 
können. Ausserdem darf ich die Mitteilung machen, dass sich 
zwei weitere Hefte über die Kirchenvermógensverwaltung und 
das Kirchensteuerrecht in Preussen im Drucke befinden, so dass 
ihr Erscheinen nahe bevorsteht. Besonders erfreulich war mir 
die Gewinnung von zwei sachkundigen Mitarbeitern, die sich be- 
reit erklärten, die geltenden staatskirchenrechtlichen Gesetze 
Bayerns und Osterreichs zu edieren, und die mit ihren Arbeiten 
bereits seit geraumer Zeit begonnen haben. Man móge mir ge- 
statten, die Leser dieser Zeitschrift zu bitten, dass sie das grosse 
Interesse, das sie für die erste Serie dieser Quellenveróffentlichung 
bekundet haben, auch der zweiten, jetzt neu eróffneten Serie zu- 
wenden wollen. Etwaige Wünsche bezüglich der Verbesserung 
oder weiteren Ausgestaltung des Unternehmens werden bereit- 
willigst und dankbarst vom Herausgeber entgegengenommen. 
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1. Das 11. Heft der »Quellensammlung für das geltende 
. Kirchenrecht« enthält die deutschen Reichsgesetze über religiöse 
Toleranz und konfessionelle Parität. Es hat also die Grundlagen 
des deutschen Staatskirchenrechts zum Gegenstande. Sein Inhalt 
ist nach der Gesetzgebung 1) des alten Deutschen Reiches 
(Passauer Vertrag, Augsburger Religionsfrieden, Westfälischer 
Frieden, Ryswyker Religionsklausel, Frieden von Baden, Reichs- 
deputations-Hauptschluss vom 25. Februar 1803), 2) des Rhein- 
bundes (Posener Frieden, Akzessionsverträge zum Rheinbund 
zwischen Frankreich und den deutschen Staaten, Konstitution des 
Königreichs Westfalen), 3) des Deutschen Bundes (Bundes-Akte 
vom 8. Juni 1815, Grundrechte des Deutschen Volkes vom 
27. Dezember 1848), 4) des Norddeutschen Bundes (Gesetz über 
die Freizügigkeit vom 1. November 1867, Gesetz betr. die Gleich- 
berechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürger- 
bürgerlicher Beziehung vom 3. Juli 1869) und 5) des neuen 
Deutschen Reiches (Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878, Kongo- 
Akte vom 26. Februar 1885, Deutsches Schutzgebietsgesetz, ` 
Toleranzantrag des Zentrums) in fünf zeitlichen Abschnitten zer- 
gliedert. Eine Vergleichung der Gesetze der einzelnen Perioden 
bringt die Entwicklungsgeschichte der religiösen Toleranz- und 
konfessionellen Paritátsidee deutlich zum Ausdruck. Ich hoffe, 
dass diese Zusammenstellung auch den Historikern willkommen 
sein wird. Da die Gegenwart die kirchenpolitischen Ideen von 
neuem angeregt und hochaktuell gemacht hat, brauche ich über 
die Bedeutung der geltenden Gesetze für die Juristen und Politiker 
kein Wort zu verlieren. Wie ehedem die grossen Kriege die Ent- 
wicklung der staatskirchenrechtlichen Grundprobleme so augen- 
scheinlich und stark beeinflusst haben, wird dieses auch bei dem 
gegenwártigen Weltkriege der Fall sein. Alle Anzeichen weisen 
bereits darauf hin. | 

2. Das folgende Heft, das die grundlegenden Gesetze des 
Preussischen Staatskirchenrechts darstellt, schliesst sich in natur- 
gemäßer Ordnung dem voraufgehenden Hefte an. Denn nach 
dem Reiche gebührt dem gróssten und führenden Bundesstaat 
die erste Stelle. Der Inhalt erstreckt sich zunächst auf die wich- 
tigsten Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts für die Preussi- 
schen Staaten, ferner das Königliche Patent betr. die Bildung 
neuer Religionsgesellschaften vom 30. März 1847, die Preussische 
Verfassungsurkunde vom 30. Januar 1850, das Gesetz über den 
Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 1873 und das Ordensgesetz 
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vom 31. Mai 1875 nebst den darauf bezüglichen Abschnitten der 
‚kirchenpolitischen Novellen aus den Jahren 1880, 1886 und 1887. 
Demnach sind die Kulturkampfgesetze, die heute nur noch eine 
historische Bedeutung haben, in der Sammlung nicht berück- 
sichtigt. Am Schlusse ist die Kónigliche Verordnung über die 
Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximierten Gerichts- 
Standes vom 2. Januar 1849 abgedruckt, deren weittragende Be- 
deutung für die Entwicklung der kirchlichen Rechtsprechung in 
Preussen L. Kaas in seinem grundlegenden Werke über die geist- 
liche Gerichtsbarkeit der katholischen Kirche in Preussen in Ver- 
gangenheit und Gegenwart mit besonderer Berücksichtigung des . 
Westens der Monarchie jüngst von neuem aufgezeigt hat. 

Trotz des bescheidenen Umfangs wird m. E. das 11. Heft 
ausreichen, um den Benutzern einen genügenden Einblick in die 
grundlegenden Bestimmungen des Preussischen Staatskirchen- 
rechts und seine Reformbedürftigkeit, die besonders beim Ordens- 
rechte in die Augen springt, zu verschaffen. Über einzelne 
Spezialgebiete des Preussischen Staatskirchenrechts (Kirchen. 
vermögens-, Kirchensteuer- und konfessionelles Schulrecht) werden 
die folgenden Hefte nähere Auskunft geben. 

3. Das letzte Heft endlich handelt über den Wiederaufbau 
der Diözesanverfassung im Deutschen Reiche (mit Ausnahme 
Bayerns), wie er nach dem Abschlusse der Freiheitskriege vor 
jetzt fast hundert Jahren durch das Zusammenwirken des Heil. 
Stuhles und der Regierungen vollzogen wurde. Es kommen da- 
her die bekannten Zirkumskriptionsbullen »De salute animarum« 
(für Altpreussen), »Impensa Romanorm Pontificum« (für das ehe- 
malige Königreich Hannover) und »Provida solersque« (für die 
oberrheinische Kirchenprovinz) nebst den zugehörigen Bullen, 
Breven und Schreiben des Hl. Stuhles und den Kabinettsordern 
der Landesherren zur Darstellung. Die wichtigsten Veränderungen, 
die inzwischen besonders bezüglich der territorialen Grenzen der 
Bistümer und der Gehälter der Bischöfe, Domherren und Dom- 
vikare eingetreten sind, haben in den Anmerkungen Berück- 
sichtigung gefunden. Ich danke auch an dieser Stelle den Herren 
Kollegen und Fachgenossen, die auf meine Anfrage hin bereit- 
willigst Auskunft erteilt haben. Nachdem das Heft bereits ge- 
druckt war, ist auch im letzten (6.) Bande des Kirchlichen Hand- 
buchs für das katholische Deutschland S. 420 eine übersichtliche 
Tabelle über die Gehälter der Bischöfe und Domgeistlichen im 
Deutschen Reich erschienen. 

Bonn. | Selbstanzeige. 
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4. Ludwig Wahrmund, Der Ordo iudiciarius »Scientiam«. An- 
hang: Der Ordo iudiciarius des Dinus Mugellanus. [Quellen 
zur Geschichte des rómisch-kanonischen Prozesses im Mittel- 
alter II, 1]. gr. 8’ (XV u. 66; VI u. 9). Innsbruck, Wagner, 


1913. M 4,—. 
5. — —, Die Summa aurea des Wilhelmus de Drokeda [Quellen 
. TI, 2]. gr. 8° (XXXVI u. 432). Innsbruck, Wagner, 1914. M 20. — 
6. — —, Die Summa de ordine iudiciario des Ricardus Ang- 
licus.. [Quellen II, 3] gr. 8° (XXV u. 127). Innsbruck, Wagner, 
1915. M 7,—. 
7. — —, Der Ordo iudiciarius des Aegidius de Fuscarariis. [Quellen 
nl, 1]. gr. 8° (XLV u. 271). Innsbruck, Wagner, 1916. M 20. 
8. — —, Die Ars Notariae des Rainerius Perusinus. |Quellen 


IL 2]. gr. 8' (LIXu.217). Innsbruck, Wagner 1917. M 28, —. 


Unter den neueren Editionen der kanonischen Schriften des 
Mittelalters fehlte es bislang nicht an Ausgaben prozessrechtlichen 
Inhalts. Die deutschen Gelehrten Agathon Wunderlich, ') Friedrich 
Bergmann,?) Karl Witte,*) Friedrich Kunstmann,‘) Ludwig 
Rockinger,*) Karl Gross,*) Johann Friedrich Schulte’) und Ernst 
Köpke®) haben im Verlaufe des 19. Jahrhunderts eine nicht un- 
beträchtliche Anzahl mittelalterlicher Ordines iudiciarii heraus- 
gegeben, die unsere Kenntnis über die Entwicklung des rómisch- 
kanonischen Prozesses erheblich fórderten. In neuester Zeit hat 
sich Ludwig Wahrmund fast ausschliesslich und sehr intensiv mit 
der Herausgabe solcher Schriften beschäftigt. Er veröffentlichte 
zunächst in diesem Archiv die drei kleinen Einzelschriften 1) Die 
»Consuetudines curiae Romanae« Bd. 79, 3 ff. 2) »Actor et Reus« 
Bd. 79, 403 ff. und 3) Der »Parvus Ordinarius« Bd. 81, 3 ff. und 
fasste dann den Entschluss, die »Quellen zur Geschichte des 


1) Joannis Andreae summula de processu iudicii, Basileae 1840. Anec- 
dota quae processum civilem spectant, Gottingae 1841. (Ausgaben des Bul- 
garus, Damasus und Bonaguida). 

2) Pilii, Tancredi, Gratiae libri de iudiciorum ordine, Gottingae 1842. 

3) Magistri Ricardi Anglici Ordo iudiciarius, Halis 1858. 

4) Ordo iudiciarius. Causa II Quaestio I, in: Kritische Ueberschau der 
deutschen Gesetzgebung und Rechtswissenschaft II (1855), 10 ff. 

5) Summa de ordine et processu iudicii spiritualis, in: Quellen und 
Erórterungen zur bayerischen und deutschen Geschichte JX (1864), 993 ff. 

6) Incerti auctoris ordo iudiciarius, pars summae legum et tractatus de 
praescriptione, Innsbruck 1870. 

Ordo iudiciarius des Codex Bambergensis, in: Sitzungsberichte der 
Wiener Akademie LXX (1872), 235 ff. 
| 8) De processu et ordine iudicii commentariolus, in: Programm der 
Ritterakademie Brandenburg 1882. 
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rómisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter« in einem umfang- 
reichen Sammelwerke herauszugeben, von dem jetzt bereits drei 
Bände vorliegen. Das erste Heft des ersten Bandes erschien 1905. 

Da Josef Sester bei Gelegenheit der Besprechung der ersten 
drei Hefte des ersten Bandes der Quellen zur Geschichte des 
rómisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter bereits in dieser 
Zeitschrift Bd. 86, 173 ff. über das Programm des neuen grossen 
Editionsunternehmens berichtet hat, brauche ich auf diesen Punkt 
nicht näher einzugehen. Es soll hier nur erwähnt werden, dass 
das Editionsprogramm Wahrmunds in den wissenschaftlichen 
Kreisen mit Recht gebilligt worden ist, da es alle Aufgaben zu 
erfüllen sucht, die für die moderne Edition eines m. a. Buch- 
textes erforderlich sind, aber auch darüber nicht hinausgeht. Eine 
literarische Ausbeute der edierten Schriften plant der Heraus- 
geber spáter in einer eigenen Darstellung der Geschichte des 
rómisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter vorzunehmen. Wie 
Sester es getan hat, so muss ich ebeníalls darauf verzichten, ein 
Urteil über die Richtigkeit und Genauigkeit der publizierten Texte 
abzugeben, da mir die hierzu erforderiche handschriftliche Unter- 
lage fehlt und während des Krieges auch nicht zu beschaffen ist. 
Man darf dem Editor wohl von vornherein das Vertrauen schenken, 
dass er gewissenhaft und sorgfältig gearbeitet hat. Das rasche 
Erscheinen der Hefte spricht noch nicht gegen ihre Zuverlässig- 
keit. Die Lektüre des Textes erweckt einen günstigen Eindruck, 
da mir Druckfehler nur sehr selten begegnet sind. Die Aus- 
stattung und der Druck sind vorzüglich. 

1. Der vorliegende zweite Band enthält im ersten Heft den 
Ordo iudiciarius »Scientiam« und gibt anhangsweise den Ordo 
iudiciarius des Dinus Mugellanus wieder. Die erste Schrift entstand 
zwischen 1235 und 1240, da sie die Gregorianische Dekretalien- 
sammlung von 1234 bereits erwähnt, aber nicht das erste all- 
gemeine Konzil von Lyon aus dem Jahre 1245. Die Benutzung 
der Compilationes antiquae veranlasst den Herausgeber, sie einige 
Jahre vor dem zuletzt erwähnten Termine anzusetzen. Ihr Ver- 
fasser tritt uns unter dem Anfangsbuchstaben seines Namens G. 
entgegen und bezeichnet sich als einen Schüler des Petrus 
Penerchio oder Penerchius, dessen Spuren er bei der Abfassung 
der Schrift gefolgt sei. Wahrmund hält es für sehr wahrschein- 
lich, dass Petrus Penerchius mit Petrus Hispanus, dem Verfasser 
eines Buches »De ordine iudiciorum«, identisch ist. G. studierte 
im 3. Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts zu Bologna und war später 
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Rechtslehrer daselbst. Vielleicht ist seine Persónlichkeit mit der 
des Bolognesischen Rechtsgelehrten Guilielmus Guascus zu identi- 
fizieren. Der Entstehungsort unseres Buches ist allerdings nicht 
Bologna, sondern in Frankreich zu suchen, worauf die erwähnten 
Ortsnamen Paris, Orleans, Chartres und Luneville hinweisen. 
Der Charakter der Darstellung des Prozesses ist mehr theoretisch 
als praktisch; die Arbeit verrát eine vorzügliche Kenntnis des 
römischen Zivilrechtes. Der erstmaligen Ausgabe ist eine Luxem- - 
burger und eine Madrider Handschrift zu Grunde gelegt. Der 
im Anhange publizierte kurze Ordo iudiciarius des bekannten 
Legisten Dinus Mugellanus ist wegen seiner metrischen Form be- 
merkenswert. Er entstand nach der Publikation des Liber sextus 
Bonifaz’ VIII. in einem der beiden letzten Lebensjahre des Ver. 
fassers (T 1299) entweder zu Rom oder Bologna, in welchen 
beiden Städten Dinus Mugellanus während der genannten Jahre 
verweilte. Die erstmalige Ausgabe stützt sich auf eine Bologneser, 
Luxemburger und Stuttgarter Handschrift. 

2. Die folgende Prozessordnung trágt den Ehrentitel »Summa 
aurea« und hat den aus Irland gebürtigen Wilhelm von Drokeda 
(Drogheda) zum Verfasser, der 1245 starb, nachdem er als Rechts- 
lehrer und Advokat zu Oxford gewirkt hatte. Da der Autor als 
»Rector ecclesiae de Pethae« auftritt, gehörte er zweifellos dem 
geistlichen Stande an. Als Entstehungsort der Summe erhellt 
Oxford mit Sicherheit aus den in den Formularien genannten 
Ortsnamen. Ihre Abfassung wurde wahrscheinlich im Jahre 1239 
begonnen und dann bis zum Tode des Verfassers fortgesetzt, 
ohne aber vollendet zu werden. Wahrmund beweist mit guten 
Gründen, dass der Torsocharakter des Buches nicht auf eine 
Verstümmlung der Handschriften, sondern auf einen frühzeitigen 
Tod des Autors zurückzuführen ist. Die überaus zahlreichen 
Formularien des umfangreichen Buches zeigen an, dass der Ver- 
fasser hauptsächlich praktische Zwecke im Auge hatte. Der Text 
ist nach scholastischer Manier in viele Quaestiones, Adiectiones 
pro et contra, Solutiones und Cautelae eingeteilt und mit einer 
immensen Fülle von Zitationen gespickt. Jedoch geht die Dar- 
stellung mehr in die Breite als in die Tiefe; die profunde Gelehr- 
samkeit des Verfassers vermochte nicht, den Stoff zu beherrschen 
und zu einem einheitlichen System zu verarbeiten. Dieser Mangel 
tritt auch darin zu Tage, dass die im Anfange des Buches an- 
gekündigte Einteilung später nicht beobachtet worden ist. Be- 
sonders wichtig ist die Summe für die englische Rechtsgeschichte, 
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namentlich für das Verhältnis von Kirche und Staat. Der Heraus- 
geber hat in der Einleitung auf zahlreiche bemerkenswerte Einzel- 
heiten hingewiesen, auf die hier nicht näher eingegangen werden 
kann. Im Gegensatze zu seinem grósseren Zeitgenossen Heinrich 
von Bracton suchte Wilhem von Drokeda die Ansprüche des 
pápstlichen Rechtes zu verteidigen. Für die vorliegende editio 
princeps ist in erster Linie eine Vatikanische Handschrift heran- 
gezogen. 

3. Ein Landsmann des vorigen, Ricardus Anglicus, verfasste 
die an dritter Stelle edierte »Summa de ordine iudiciario«. Die 
Abfassungszeit fällt in das Jahr 1196, das in einer Urteilsformel 
erwähnt wird. Da um jene Zeit mehrere Träger desselben Namens 
vorkommen, kann die Persónlichkeit des Ricardus Anglicus nicht 
mit Sicherheit identifiziert werden. Schulte hat in seiner Ge- 
schichte der Quellen und Literatur des kanonischen Rechts 
Ricardus Poore als den Verfasser dieser Summa bezeichnet, was 
aber sehr zweifelhaft ist und von dem vorsichtigen Sarti als nicht 
leicht denkbar bezeichnet wird. Wir wissen von unserem Autor 
nur, dass er zu Ende des 12. Jahrhunderts in Bologna studierte 
und später dozierte. Auch hat er mehrere andere kanonistische 
Schriften: Distinktionen zum Dekrete Gratians und Glossen zur 
Dekretaliensammlung des Bernhard von Pavia verfasst. Als Ent- 
stehungsort für unsere Prozessordnung ist laut der obigen Vita 
Bologna wehrscheinlich. 

Tankred vertrat die irrtümliche Meinung, dass Ricardus 
Anglicus den ältesten Ordo iudiciarius verfasst habe. Es sind 
bereits vier ältere Prozessordnungen aus dem letzten Drittel des 
12. Jahrhunderts bekannt geworden, von denen Ricardus Anglicus 
eine, d. i. die Summa de ordine iudiciorum des Otto Papiensis, 
selbst benutzt hat. Charakteristisch ist für unsere Arbeit das 
Bestreben des Verfassers, einen Ausgleich zwischen dem alt- 
römischen Prozessrecht und dem der päpstlichen Dekretalen und 
der oberitalienischen Stádte herzustellen. Im Vordergrunde seiner 
Darstellung steht noch das rómische Zivilrecht, dessen Stellen 
für gewóhnlich in extenso angeführt werden. Was die Disposition 
und Systematik anbetrifft, so sind beide noch sehr unvollkommen. 
Bereits Karl Witte hatte den Ordo iudiciarius Magistri Ricardi 
Anglici im Jahre 1853 nach einer Douaier Handschrift zum ersten 
Male publiziert; die neue Edition stützt sich in erster Linie auf 
eine Fuldaer, in zweiter Linie auf eine Wiener und eine Vati- 
kanische und in dritter Linie auf die Douaier Handschrift. 
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4. Der vierte Ordo iudiciarius hat den ersten Laiendekretisten 
zu Bologna Aegidius de Fuscarariis (nicht Fuscariis) + 1289 zum 
Verfasser. Das Leben dieses berühmten Rechtsgelehrten ist all- 
gemein bekannt. Sein vorliegendes Werk wurde 1262 begonnen 
und 1266 fertiggestellt. Es gehórt mit zu den am meisten ver- 
breiteten Prozessbüchern des Mittelalters, ein Erfolg, den es 
hauptsächlich seiner praktischen Tendenz verdankt. An wissen- 
schaftlichem Werte steht es nicht sehr hoch, wenngleich unser 
Herausgeber die herbe Kritik Bethmann-Hollwegs für übertrieben 
halt. Johannes Andreae bezeichnet den Aegidius deFuscarariis 
als »den unvergleichlich gróssten Autor seiner Zeit« und Durantis 
hat sein Buch in dem Speculum iudiciale reichlich ausgeschrieben. 

Das Werk wurde bereits 1577 zu Bologna gedruckt. Die 
gegenwärtige Neuausgabe stützt sich auf zahlreiche Handschriften. 

5. Die letzte Arbeit, die Ars Notariae des Rainerius Peru- 
sinus, fällt etwas aus dem Rahmen der übrigen Bücher heraus. 
Sie hat den Ordo iudiciarius nicht für sich allein dargestellt, 
sondern in Verbindung mit anderen juristischen Materien, so dass 
das Ganze dem praktischen Bedürfnisse der Notare dienen sollte, 
die sich auch mit der forensischen Praxis beschäftigten. Über 
die damalige Stellung und Tätigkeit der Notare, besonders in 
Bologna, hat sich Wahrmund in der Einleitung näher verbreitet. 
Der erste Teil der Ars Notariae handelt de contractibus et pactis, 
der zweite de iudiciis (mit zahlreichen Prozessformularen), der 
. dritte de ultimis voluntatibus (mir Formularen für Testamente und 
Kodizille) Der praktische Zweck des Buches ergibt sich nach 
dem Gesagten von selbst. Besonders charakteristisch sind die 
ausführlichen theoretischen Abhandlungen, die den Formularien- 
sammlungen in den betreffenden Abteilungen voraufgehen. | 

Der Verfasser war um 1185 in der Grafschaft Perugia ge- 
boren und wirkte im Laienstande als Lehrer der Notariatsschule 
und kaiserlicher Hofnotar und Richter zu Bologna, im Jahre 1245 
wird er noch als lebend erwähnt. Die Abfassung dieser Schrift 
nahm die Jahre 1226 (erster Teil) bis 1233 (zweiter und dritter 
Teil) in Anspruch. Als Entstehungsort kommt nur Bologna in 
Betracht. Rainer von Perugia hat noch eine ältere Schrift ver- 
fasst, die ebenfalls unter dem Namen »Ars Notariae« geht und 
daher vielfach mit der vorliegenden verwechselt worden ist. 
Wahrmund macht den praktischen Vorschlag, die ältere Schrift 
Rainers künftig als »Liber formularius« zu benennen. Um den 
mannigfaltigen Inhalt des Notariatsbuches zu charakterisieren, 
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mache ich darauf aufmerksam, dass sich auf S. 52 auch eine 
»Carta monachatus habitus, religionis et conversionis et offertionis« 
findet, die ordensgeschichtlich sehr interessant ist. Der vorliegende 
Erstlingsdruck stützt sich hauptsáchlich auf eine Pariser Hand- 
schrift. | 

Das vorstehende Referat hat zur Genüge gezeigt, dass wir 
durch die fleissige Editionstátigkeit Ludwig Wahrmunds um einen 
grossen Schritt in der Kenntnis mittelalterlicher ProzeBschriften 
. vorwärts gekommen sind. Die Erweiterung dieser Kenntnisse 
dient zugleich auch der allgemeinen Geschichte des rómischen 
Rechts, da die Gerichte die vorzüglichen Kanäle waren, die das 
rómische Recht in die einzelnen Länder einfübrten. Móge daher 
dem grosszügigen Unternehmen des schaffensfreudigen Editors 
die verdiente Beachtung geschenkt werden! 

Bonn. N. Hilling. 


9. Otto Riedner, Die geistlichen Gerichtshöfe zu Speier im 
Mittelalter. 11. Band: Texte. [Veröffentlichungen der Görres- 
Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 
herausgeg. von Konrad Beyerle, Emil Göller, Godehard 
J. Ebers, 26], gr. 8° (XI u. 305). Paderborn, Schöningh, 1915. 
M 12,—. 


Die Quellensammlung des bayerischen Archivars und Rechts- 
historikers Otto Riedner, der sich bereits in seiner Erstlingsarbeit 
mit dem Speierer Offizialatsgericht im 13. Jahrhundert beschäftigte, 
bildet seine wertvolle Ergánzung zu der vorhin angezeigten 
Edition Wahrmunds. Enthält diese die gesetzlichen Vorschriften 
und theoretischen Ausführungen über das mittelalterliche Gerichts- 
verfahren, so zeigt jene, wie diese Bestimmungen in der Praxis 
einer deutschen Diözese ausgeführt wurden. 

Die Riednersche Sammlung, die vor dem darstellenden 
Bande erschienen ist, zerfällt in zwei Teile: der erste enthält die 
Quellen anordnender und erzählender Art, der zweite die Gerichts- 
urkunden und verwandte Stücke. An der Spitze des ersten Teils 
steht der bekannte Ordo iudiciarius »Antequam«, den der Heraus- 
geber als ein Speierer Lehrbuch des kanonischen Zivilrechts [1260] 
bezeichnet. Über diese früher dem berühmten Kanonisten Johannes 
Andreae zugeschriebene und ausserordentlich stark verbreitete 
Prozessordnung hat Riedner bereits in seiner oben erwáhnten 
Schrift, die in den Mitteilungen des Historischen Vereins der Pfalz 
Heft 29/30 [1907] erschien, S. 44 ff. ausführlich gehandelt. Er 
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vertritt dort im Gegensatze zu Rockinger die Ansicht, dass der 
Ordo nicht in Deutschland, sondern in Frankreich, wahr- 
scheinlich zu Paris, zwischen den Jahren 1215—1234 entstanden 
und später im Jahre 1260 zu Speier umgearbeitet worden sei. 
Inwieweit der Herausgeber jetzt noch an der vor zehn Jalıren 
geäusserten Ansicht festhält, wird der demnächst erscheinende 
erste Band seines Werkes zeigen. 

Die übrigen Stücke des ersten Teiles des vorliegenden zweiten 
Bandes geben vornehmlich über die Gerichtsverfassung der Speierer 
Diözese (Offizialat und Archidakonalgerichte), die Streitigkeiten 
der geistlichen Gerichte unter einander und mit den weltlichen 
Gerichten Auskunft. Gegen die Beeinträchtigung der weltlichen 
Gerichtsbarkeit durch das geistliche Gericht wenden sich z. B. 
die Erlasse des bischöflichen Generalvikars Johann von Olden- 
dorff aus den Jahren 1404 und 1407 (Nr. 10 und 12), sowie die 
Verordnung des Speierer Bischofs nach dem Jahre 1422 (Nr. 16). 
Auch Kaiser Friedrich III. hat im Jahre 1458 ein Mandat an den 
Dompropst von Speier erlassen, das sich in gleichem Sinne aus- 
spricht (Nr. 17). Von besonderer Wichtigkeit sind die in diesem 
Teile publizierten Gerichtsordnungen der Bischöfe Mathias von 
1466 (Nr. 19) und Ludwig von 1479 (Nr. 26). Sie enthalten in 
nuce die Grundzüge der gesamten Gerichtsverfassung und des 
Gerichtsverfahrens und sind um so wertvoller, als bislang wenige 
Quellen dieser Art bekannt geworden sind. Dass es freilich auch 
in anderen Diözesen nicht an geistlichen Gerichtsordnungen aus 
dem Ende des Mittelalters fehlt, beweist das Ms. VII C 18 der 
Bibliothek zu Wolfenbüttel, das nicht weniger als 7 Gerichts- 
ordnungen der Halberstädter Bischöfe aus den Jahren 1428, 1439, 
1442, 1466, 1493, 1497 und 1499 enthält. Auch hat Julius Krieg 
seinem Buche, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone 
im Bistum Würzburg (1914) den Inhalt von 5 Würzburger Gerichts- 
ordnungen von 1422, 1446, 1447, 1470 und 1512 mitgeteilt. 

Der zweite Teil enthält Gerichtsurkunden und verwandte 
Stücke. Da gerichtliche Urkunden über die Ausübung der strei- 
tigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit in allen Diözesen häufiger 
vorkommen, war es die Aufgabe des Herausgebers, gerade die 
typischen Stücke in seine Quellensammlung aufzunehmen. Die 
Mannigíaltigkeit des Inhalts beweist, dass eine sachkundige Hand 
gewaltet hat. Nur ist es mir geschienen, als ob der Strafprozess 
reichlich kurz weggekommen sei. Allerdings ist mir wohlbekannt, 
dass die Urkunden über den Strafprozess viel seltener sind, als 
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solche über den Zivilprozess und die Ausübung der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit. Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. 
Zu den »verwandten Stücken« gehóren z. B. die beiden Installations- 
befehle an einen Landdechanten (Nr. 57 und 73), ferner der 
Befehl zu Gunsten der Dombausammler (Bettelbrief für die Dom- 
fabrikbitter) (Nr. 61). Sie betreffen an sich das Gebiet der kirch- 
lichen Verwaltung und sind vom Herausgeber wohl aus dem 
formellen Grunde aufgenommen, weil sie von den Gerichts- 
personen (Offizial und Archidiakone) ausgegangen sind. 

Die mittelalterlichen Prozessordnungen der Kirche gewinnen 
mehr Gestalt und Leben, wenn sie in der Praxis angewandt 
erscheinen. Auch werden sie dadurch mannigfaltig differenziert, weil 
die lokalen Gewohnheiten stark einwirken. Aus diesen Gründen 
ist die vorliegende Sammlung sehr zu begrüssen. 

Bonn. N. Hilling. 


10. Hans Gyr, Die Pfarreiteilung nach kirchlichem und staat- 
lichem Rechte. 8° (XVI u. 223). Einsiedeln, Benziger, 1916. 
M 4,60. 


Die vorliegende, anscheinend aus der Schule von Ulrich 
Lampert zu Freiburg i. S. hervorgegangene Monographie ist be- 
sonders für die Praxis empfehlenswert. Sie behandelt die Teilung 
der Pfarrei nach kirchlichem und staatlichem Recht. Bezüglich 
des letzteren ist besonders auf die bürgerlichrechtlichen Bestim- 
mungen der Schweiz Rücksicht genommen; jedoch wird auch 
das bayerische und preussische Siaatskirchenrecht öfters an- 
gezogen. 

Als ein besonderer Vorzug des Buches ist die gründliche 
juristische Durcharbeitung des Stoffes zu bezeichnen, die sich 
vor allem in der eingehenden Erläuterung der Rechtsbegriffe 
offenbart. Ich verweise z. B. auf die weitläufigen Ausführungen 
des Verfassers auf S. 175 ff. über die Pfarrkirchen- und Pfarr- 
pfründestiftung. Mit Recht wird hier die Frage, ob die Pfarr- 
genossen als Destinatüre dieser Stiftungen zu betrachten seien, 
verneint und ihnen bloß die Eigenschaft von Interessenten zuerkannt. 

"Mit gleicher Sorgfalt ist aber auch die praktische Seite des 
Themas behandelt. Soweit ich sehe, ist hier keine Frage von 
Bedeutung übergangen. Als besonders bemerkenswert móge her- 
vorgehoben werden, dass auch die Patronatskirchen mit in den 
Bereich der Untersuchung hineinbezogen sind. Mit Recht kommt 
der Verfasser zu dem Ergebnisse, dass der Patron der alten Pfarr- 
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-kirche als solcher niemals ein Patronatsrecht über die neue Kirche 
erlangt, aber natürlich auch nicht zur Tragung der Baulast für 
die neue Kirche verpflichtet ist. Vgl. S. 165 fi. 

Etwas zu dürftig ist dagegen der historische Teil ausgefallen. 
Vor allem ist der Einfluss des Eigenkirchenwesens auf die Bildung 
des selbständigen Kirchenvermögens in den Pfarreien unberück- 
sichtigt geblieben, obwohl diese Erscheinung in den letzten Jahr- 
zehnten im Vordergrunde der kirchenrechtsgeschichtlichen Er- 
örterungen gestanden hat. Auch vermisst man eine nähere Dar- 
stellung über die Entstehung der kirchlichen Benefizien und ihren 
Zusammenhang mit den weltlichen Lehen. 

Die im Anfange des Buches zusammengestellte Literatur ist 
reichlich und im allgemeinen auch gut verwertet. Nur würde ich 
es lieber gesehen haben, wenn die Zitationen der kleinen Lehr- 
bücher und Artikel aus Kirchenlexika etwas spärlicher angewandt 
seien. Denn viele von ihnen haben keinen selbständigen wissen- 
schaftlichen Wert und könnten daher ohne Nachteil in einer 
wissenschaftlichen Monographie entbehrt werden. 

Um auf einige Einzelheiten näher einzugehen, so kann ich 
dem Verfasser nicht beistimmen, wenn er S. 154 ff. als die kom- 
petenten Instanzea für die Appellation gegen das Dismembrations- 
dekret des Bischofs das Metropolitangericht und die Römische 
Rota bezeichnet. Da die Teilung der Pfarrei einen Verwaltungs- 
akt darstellt, kann gegen ihn nach heutiger Observanz, wenigstens 
in Deutschland, kein Rekurs beim Metropolitangerichte eingelegt 
werden. Es ist daher die Beschwerde sofort an den Apostolischen 
Stuhl zu richten. Bei letzterem ist aber zunächst die Konzil- 
kongregation zuständig, falls die Streitsache in linea disciplinari, 
d. i. im verwaltungsgerichtlichen Verfahren erledigt werden soll. 
Die Rómische Rota wird dagegen nur in Frage kommen, wenn 
ein formelles Justizverfahren stattfinden soll. Da die Rota aber 
in diesem Falle in erster Instanz Recht sprechen muss, ist vorher 
eine spezielle pápstliche »Commissio« einzuholen, die den vor- 
liegenden Fall als zur Behandlung vor der Rota geeignet aner- 
kennt. Hiermit stimmt überein, dass die bisher in den Acta 
Apostolicae Sedis publizierten Decisiones Rotae tatsáchlich auf 
Grund einer solchen »commissio« gefällt worden sind. Vgl. Causa 
Bobiensis vom 4. März 1911 (A. A. S. III, 202 ff.), Sedunensis 
vom 2. April 1912 (A. A. S. IV, 450 ff. und Londonensis vom 
5. August 1914 (A. A. S. VII, 73 ff.) Mit meinen obigen Dar- 
stellungen decken sich im grossen und.ganzen auch die Aus- 
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führungen von Franz Triebs in seinem Aufsatze des vorigen Jahr- 
ganges dieses Archivs S. 541 ff, Die Lehre des kanonischen 
Rechts von der Teilung der Pfarrei, die der Verfasser noch nicht 
benutzen konnte. 

Die S. 103 erwähnten Vorschriften des Preussischen All- 
gemeinen Landrechts II, 11 $ 238 und des Ministerialerlasses vom 
30. September 1874, wonach die Errichtung neuer Parochien in 
erster Linie durch die staatlichen Behórden geschehen soll, wird 
in der Praxis nicht scharf durchgeführt. Vielmehr werden die 
neuen Pfarreien zunáchst von dem Bischofe errichtet und zirkum- 
skribiert und die bischöfliche Errichtungsurkunde dann von dem 
Regierungspräsidenten auf Grund ministerieller Ermächtigung von 
Staats wegen bestätigt und in Vollzug gesetzt. 

Bonn. N. Hilling. 


11. Joseph Löhr, Das Preussische Allgemeine Landrecht und die 
katholischen Kirchengesellschaften. ` |Veróffentlichungen der 
Górres-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft 
31]. gr. 8° (X u. 152). Paderborn, Schóningh, 1917. M 6,—. 


Der Verfasser, der zahlreiche und bis auf die neueste Zeit 
auf dem von ihm bearbeiteten Gebiete erschienenen Werke für 
seine sehr interessante Abhandlung verwendete, vergegenwärtigt, 
bevor er »an den Gesetzestext selbst herantritt«, im ersten Ab- 
schnitt »kurz die Auffassung über die Kirche, wie sie von der 
herrschenden naturrechlichen Theorie am Ende des 18. Jahr- 
hunderts, insbesondere durch Georg Böhmer, von Mosheim- 
Windheim, Georg Wiese und einen früheren Vorläufer dieser 
Männer, den Theologen Christoph Matthias Pfaff, als die nam- 
haftesten Vertreter der damaligen Kirchenwissenschaft gelehrt 
wurde«. 

Im zweiten Abschnitt bespricht er die. besondere Stellung 
des Staates zur Kirche in Preussen bis zum ALR. Diese ist fol- 
gende. Das aus lutherischen und reformierten Gemeinden be- 
stehende protestantische Kirchenwesen Preussens war bis zum 
Jahre 1788 eine Staatskirche. Erst seit Friedrich II. ist die katho- 
lische Religionsübung in dem gesamten Gebiete des preussischen 
Staates zugelassen. Diese Begünstigung geschah jedoch nicht 
aus des freigeistigen Herrschers Wohlwollen für den Katholizis- 
mus, sondern lediglich aus politischen Gründen. Seit dem Wöll- 
nerschen Religionsedikt von 1788 gibt es in Preussen drei Kirchen 
des Landes, nämlich die katholische, die -lutherische und die 
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reformierte Konfession, die der preussische Staat ausdrücklich in 
sein Gebiet »aufnimmt« und die er mit vielen Privilegien, nament- 
lich dem Recht der óffentlichen Religionsübung ausstattet, wáhrend 
andere Religionsparteien nur geduldet werden. Durch diese Be- 
stimmungen erlitt der Landeskirchenbegriff jedoch keinerlei Ver- 
änderung. Der Staat hatte sich über die Kirchen und jenseits 
derselben gestellt; ihm war hóchstens ein allgemein religióses, 
kein konfessionelles Interesse, wenigstens nicht an einer einzigen 
Konfession geblieben, und auch das war abgeschwácht und in- 
direkt vorhanden — aus Gründen der Staatsraison, keineswegs 
als Selbstzweck zur Fórderung der Religion, sondern als Mittel 
zum Zwecke, der Herstellung äusserer Ruhe und Zufriedenheit 
unter den religiósinteressierten Bürgern des Staates. 

Die rechtliche Natur der Kirche nach der Auffassung des 
ALR wird in Abschnitt III klar und deutlich besprochen. Das 
Kirchenrecht des ALR. ist interkonfessionell-paritätisch und natur- 
rechtlich und ein Akt rein staatlicher Gesetzgebung, enthält also 
Staatskirchenrecht. Die Merkmale des Begriffs »Kirchengesell- 
schaft« ergeben etwa folgendes Bild: »Die Kirchengesellschaft 
wird betrachtet wie eine natürliche kraft Vertrages entstandene 
Gesellschaft zur gemeinsamen Befriedigung der religiösen Bedürf- 
nisse ihrer ursprünglich Gleichberechtigten, einer beschränkten 
Vereinsgewalt unterworfenen Mitglieder (Staatsbürger); und zwar 
ist sie ein im Staate und nur mit dessen Genehmigung bestehender 
sowie dessen obersten staatlichen Zwecken wenigstens mittelbar 
dienender, von den übrigen gleichgearteten Verbindungen unab- 
hängiger Einzelverein (Gemeinde), der ohne besonderes Recht 
an sich lediglich die allgemeinen Vereinsrechte geniesst, aber vom 
Staate aus politischen Interessen einerseits je nach dessen. Wert- 
schätzung mit den Rechten einer öffentlichen oder bloß einer 
privaten Korporation ausgestattet, anderseits in allen Lebens- 
äusserungen, teilweise selbst auf dem innersten Gebiete der Lehre, 
beständig beaufsichtigt wird; eine Mehrheit dieser religiösen 
Vereine mag sich immerhin zu einem provinziellen staatlich aner- 
kannten Gebilde auswachsen, ihre Gesamtheit innerhalb des 
Staatsgebietes aber hat jedenfalls bloß die Bedeutung eines idealen, 
der Rechtsnatur entbehrenden Verbandes.« (S. 44.) 

Im vierten Abschnitt bespricht der Verfasser die Rechts- 
stellung der Kirchengesellschaft als solcher sehr ausführlich. Es 
würde zu weit führen, die einzelnen Rechte und Pflichten der 
Kirchengesellschaften hier besonders aufzuzählen und zu be- 
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sprechen. Der Verfasser weist scharf auf alle die Vorschriften 
hin, die dem Staate eine Regelung nicht nur äusserer, sondern 
auch innerer religiöser, sowie der vermógensrechtlichen Verhält- 
nisse zugestehen. Bei Besprechung des Schutzes, den der Staat 
den Kirchengesellschaften für die »über ihr Vermögen verhan- 
delten Geschäfte und geschlossenen Verträge« wie im gemeinen 
Rechte durch Verleihung der Rechte der Minderjährigen gewährt 
(S. 66), hätte der Verfasser m. A. n. in einer Randbemerkung zur 
Vollständigkeit der Abhandlung erwähnen sollen, dass dieses 
Recht durch das BGB. aufgehoben ist. 

Im Abschnitt V, die Rechtsstellung der weltlichen Mitglieder 
der Kirchengesellschaft und im Abschnitt VI, die Rechtsstellung 
der Geistlichen in der Kirchengesellschaft, weist der Verfasser 
sehr eingehend und klar nach, dass die landrechtlichen Bestim- 
mungen von den Prinzipien des damals herrschenden Naturrechts 
und der evangelischen Religionslehre beeinflusst sind, dass sie 
mit den Bestimmungen der katholischen Dogmatik nicht immer 
vereinbar sind, dass aber das ALR. in betreff der katholischen 
Geistlichen auf das kanonische Kirchenrecht hinweist und es an- 
wenden lásst. 

Im Abschnitt VII behandelt der Verfasser sehr ausführlich 
»die Kirchengesellschaft und ihre Obern«. Das ALR. unter- 
scheidet zwei Klassen von Oberen, weltliche und geistliche. Der 
einzige weltliche und zugleich der hóchste Vorgesetzte der Kirchen- 
gesellschaften überhaupt ist der Staat, der durch das geistliche 
Departement, jetzt das Kultusministerium, vertreten wird. Die 
innerkirchlichen Rechte über die katholischen Kirchengesellschaften 
werden nach dem ALR. vom Bischofe ausgeübt. Der Verfasser 
stellt unter Berufung auf die Abhandlung von Hubrich »Staat und 
Kirche in der preussischen Monarchie am Ausgange des 18. Jahr- 
hunderts« (im Verwaltungsarchiv von Schulzenstein und Keil 
Bd. 20 (1912) S. 309 ff.) fest, dass die eigentlich geistlichen Obern 
im ALR. anerkannt sind. Der Staat behielt sich jedoch im S 16 II 11 
das Recht vor, zu bestimmen, ob eine Kirchengesellschaft von 


der Unterordnung gegen den Bischof der Diózese ausgenommen 


wird oder nicht. Dies ist aber wider das katholische Kirchen- 
recht und die Verfassung der Kirche, die doch nach der Theorie 
vom Staate geprüft und genehmigt worden ist, als er die Kirche 
»aufgenommen« hat. 

Nach eingehender Besprechung der Stellung des Bischofs 
als Vorgesetzten, Gesetzgebers und Aufsehers, seines Rechts der 
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Kirchenzucht und Disziplinargewalt, wobei der Verfasser auf das 
modernste katholische Kirchenrecht unter Pius X. hinweist, be- 
trachtet er die Rechte des Bischofs bezüglich der Errichtung und 
Veränderung von Pfarren, der Pfarrbesetzung und bei der Nieder- 
legung des Pfarramts, der Pfarrverwaltung und schliesslich bei 
der Verwaltung des Kirchenvermógens. 

Sodann behandelt er eingehend die bischófliche Gerichts- 
barkeit, lásst sich über die Stellvertreter des Bischofes aus, um 
schliesslich die Stellung des ALR. zum Papste und den übrigen 
ausserpreussischen geistlichen Obern zu betrachten. Diese Stel- 
lung fasst er kurz zusammen: »Dass man dem Papste überhaupt 
irgendwelche Rechte zuerkennt, hat man getan, weil es, da der 
Staat nun einmal die katholische Kirche »ausdrücklich auf- 
genommen« hatte, nicht anders ging, freilich unter bewusster 
Vermeidung der ausdrücklichen Anerkennung etwa durch die 
sonst übliche Beifügung eines besonderen Paragraphen für die 
Katholiken; es ist nur geschehen als eine stillschweigende Kon- 
zession an die »besondere Verfassung« der katholischen Kirche 
und »aus toleranter Kondescenz für die preussischen katholischen 
Untertanen und zur Beruhigung der Gewissen derselben, wobei 
denn immer die königlichen Majestätsrechte circa sacra intact 
geblieben.« (J. B. Kissling, Geschichte des Kulturkampfes. I. 
Mainz 1911). 

Die oben inhaltlich skizzierte Abhandlung enthält sehr viel 
Interessantes und Lehrreiches, sie legt das System des Kirchen- 
rechts im ALR. in seiner Bedeutung für die katholischen Kirchen- 
gesellschaften einmal im Zusammenhange und in seinen Bẹ- 
ziehungen zum Naturrechte und zu der Aufklärung dar puo 
nur warm als Einführung in das Studium des Aueh 11 Teil II 
des ALR. empfohlen werden. 

Am Schlusse ist ein erschöpfendes Sachregister beigefügt. 

Gnesen. Konsistorialsyndikus v. Sczaniecki. 


12. Oskar Hartmann, Das Recht des bayerischen Staats und des 
Deutschen Reichs in Beziehung auf die Religionsgemein- 
schaften unter Vergleichung je ihres Kirhen'echts und des 
natürlichen Rechts. Innsbruck 1910—1916. ` 


Von dem oben bezeichneten Werke sind bis jetzt vier Hefte 
erschienen; das ganze Werk soll 25 Hefte umfassen; jedes Heft 
ist einzeln käuflich zum Preise von 2 M. Die vorliegenden vier 
Hefte geben bereits einen Einblick in die gewissenhafte und 
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gründliche Arbeitsmethode des Verfassers (eines Rechtsanwaltes 
und Landgerichtsrates a. D. in München), welcher eine so grosse 
Hingebung und einen solchen Fleiß auf kirchenrechtliche Studien 
verwendet hat, wie sie bei Laien nur selten angetroffen werden. 
Die drei ersten Hefte behandeln in weit ausholender Weise die 
allgemeinen Begriffe der Religionsübung, des natürlichen Rechts, 
der Kirche und des Kirchenrechts, sodann die Quellen und 
Literatur des Kirchenrechts der verschiedenen Religionsgemein- 
schaften, wobei insbesondere die kirchlichen Verhältnisse Bayerns 
einer ausführlichen, historisch-rechtlichen Würdigung unterzogen 
werden. Heft Nr. 4 enthält die äussere Kirchengeschichte oder 
besser gesagt, interessante Aphorismen aus der Kirchengeschichte, 
beginnend mit dem heidnisch-römischen Reiche bis zum baye- 
rischen Konkordate, dessen Datum aber nicht auf den 9. Nov. 1817, 
sondern auf den 5. Juni 1817 oder nach dem Tage der Ratifi- 
kation auf den 24. Oktober 1817 zu setzen ist. 

Das Ganze ist ein auf umfassende Quellen- und Literatur- 
Studien aufgebautes Werk, welches über den Titel des Buches 
hinausgreifend nach Mitteilung des Verfassers nicht bloß das 
Recht Bayerns und Deutschlands, sondern auch die in Oster- 
reich, Frankreich, Italien und in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika geltenden Rechtsbestimmungen behandeln wird. 
Das Werk ist nach Inhalt und Tendenz sehr empfehlenswert; es 
erhielt die oberhirtliche Druckgenehmigung des Ordinariats Brixen, 
nachdem der Kanonist, Professor Dr. Biederlack, das Manuskript 
durchgesehen hatte. Bei der Fortsetzung des Werkes ist dem 
Verfasser zu raten, ausser der älteren auch die neue und neueste 
Literatur stärker heranzuziehen. 

Dillingen a. D. Dr. Geiger. 


13. Kirchliches Handbuch für das katholische Deutschland. Nebst 
‚Mitteilungen der amtlichen Zentralstelle für kirchliche Statistik. 
Hrsg. von H. A. Krose S. J. Sechster Bd.: 1916—1917. 8? 
(XX u. 502 S.) Freiburg i. B. Herder 1917. Gbd. M 8.—. 


Mit hoher Befriedigung legt man auch heuer wieder das 
Kirchliche Handbuch, dessen fünfter Band im Archiv 1916, 
S. 654 f. angezeigt wurde, aus der Hand. Es ist zum grössten 
Teil von den bewáhrten Mitarbeitern, Domvikar Weber, Professor 
Dr. Hilling, Generalvikar Dr. Selbst, Dr. iur. Brüning, General- 
sekretär Weydmann und Direktor Eifner, nach den alten Grund- 
sätzen weitergeführt. In der 4. Abteilung zeichnet jetzt Alfons 
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Väth S. J. das Kriegsbild der Heidenmission, in welches er auch 
hellere Farben guter Zukunftshoffnungen mischen darf. Ein Vor- 
zug dieses Bandes ist, dass er gerne durch Verweisung an frühere 
Jahrgänge anknüpft und dem Leser die Abrundung seines Ge- 
samtbildes erleichtert. Wo neueres statistisches Material fehlte, 
wie es zum Teil in der 5. und 8. Abteilung der Fall war, wurde 
Unterrichtswesen und kirchliches Leben der verflossenen Jahre 
in neuen konfessionsstatistischen Untersuchungen beleuchtet, die 
wertvolle Ergebnisse zu Tage förderten. Um Wiederholungen zu 
vermeiden, mussten die 7. und 9. Abteilung schärfer gegen- 
einander abgegrenzt werden. Die 7. Abteilung gibt jetzt auch 
eine genaue Übersicht über die Verbreitung der religiósen Ordens- 
genossenschaften mit Ausnahme der Gesellschaft Jesu in den 
deutschen Diözesen. P. Krose macht in der 8. Abteilung die 
katholische Diaspora und ihr sittlich-religióses Leben, sowie die 
statistischen Angaben des 5. Bandes über Taufen, Beerdigungen 
und Kommunionenempfang zum Ausgangspunkt wichtiger For- 
schungen. So wächst sich das Kirchliche Handbuch, welches 
durch sämtliche Ordinariate warm empfohlen ist, zu einem sach- 
lich hochinteressanten, vorsichtig gearbeiteten und geradezu un- 
entbehrlichen Hilfsmittel einer planmäßigen Seelsorge aus. 
Cöln, 7. X. 1917. Jos. Stoffels. 


14. Entgegnung 


auf die Besprechung meines Buches „Die Kirchenbaulast im 
früheren Kurfürstentum Köln unter besonderer Berücksichti- 
gung des Herzogtums Westfalen“. 


Die Besprechung meines Buches »Die Kirchenbaulast im 
früheren Kurfürstentum Köln unter besonderer Berücksichtigung 
des Herzogtums Westialen« in dieser Zeitschrift (97, 163 ff.) macht 
es verständlich, wenn ich meine Interpretation, dass in der Cle- 
mentina »communitas« und »populus« gegensätzlich gebraucht 
werden und deshalb eine verschiedene Bedeutung haben, noch- 
mals hervorhebe. Ob in den älteren Visitationsprotokollen, den 
Weistümern und in den Statuten der früheren Dekanate die Aus- 
drücke »promiscue« gebraucht werden, ist nicht durchschlagend 
in dem Sinne, dass sie nun auch dasselbe bezeichneten. Es 
kommt einzig und allein darauf an, ob die bestehende Observanz 
in den jeweiligen Pfarreien von der politischen oder der Kirchen- 
gemeinde ausgeübt wurde, und dieses lässt sich mit Sicherheit 
nur aus der in den betreffenden Gemeinden gehandhabten Ge- 
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wohnheit und aus den Kommunal- und Pfarrakten nachweisen. 
Consuetudo est optima legum interpres, in diesem Falle, wo es 
sich um ein Gewohnheitsrecht handelt, sogar die einzig in Be- 
tracht kommende. Nur ein Beispiel: Nach den Visitationsakten 
für das Herzogtum Westfalen vom Jahre 1777 !) heisst es bei der 
Pfarrei Allagen (Kreis Arnsberg), dass der Turm nebst Abhängen 
»sumptibus communitatis« in Bau und Besserung zu halten sei. 
Darauf ergeht die Erzbischöfliche Verordnung: »Campanile sumpti- 
bus parochianorum infra trimestre calce incrustrari et murum coe- 
meterii undequaque aperti convenienter reparari vel illud saltem 
viridi sinticeto circumdari mandamus«. Nach dem an Ort und 
Stelle aufgenommenen Visitationsberichte ist also die »communi- 
tas« zur Unterhaltung des Turmes nebst Abhängen verpflichtet. 
Nach der Erzbischóflichen Verordnung sollen die »parochiani« 
dafür aufkommen. In Wirklichkeit aber kamen die politischen 
Gemeinden des Pfarrbezirkes dafür auf und tuen es noch bis 
zum heutigen Tage. Solche Visitationsberichte und Verordnungen 
wiederholen sich. Selbst »in der früheren Gesetzgebung wurde 
zwischen politischen und Kirchengemeinden nicht so scharf unter- 
schieden«,?) was wohl daher kam, dass diese sehr oft ráumlich 
zusammenfielen, wohingegen in der Praxis dieser Unterschied 
stets eingehalten wurde. 

Es steht fest, dass bis gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts 
die politischen Gemeinden im Herzogtum Westfalen der kirch- 
lichen Baupflicht gemäß den kólnischen Bestimmungen genügt 
haben; bei der Hälfte. der Pfarreien geschieht es noch hette. 
In vielen Pfarreien reicht das Kirchenvermögen auch noch jetzt 
aus oder es hat der Staatsfiskus als Rechtsnachfolger eines auf- 
gehobenen Klosters die ganze Baulast zu tragen, so dass die 
kölnischen Bestimmungen daselbst nicht zur Anwendung kamen 
bezw. kommen. Erst nach Einführung des ALR. hierselbst 3) 
und namentlich nach Einführung der Landgemeindeordnung vom 
31. Oktober 1841 drang die weltliche Behörde darauf, dass »die 
kirchlichen Baubedürfnisse von den Etats der bürgerlichen Ge- 
meinden abgesetzt würden«. Die bischöfliche Behörde zu Pader- 
born trat dem in verschiedenen Verfügungen entgegen und »teilte 
zudem auch den Wortlaut der Clementina den Pfarrern und Kirchen- 
vorstánden zur Kenntnisnahme mit. *)« 


1) Archiv des Bischöflichen General-Vikariats zu Paderborn. 
2) Ministerialverfügung vom 13. August 1840 Nr. 16136. 
3) 1. Dec. 1825. 
i D Amt, Kirchenblatt Jahrg. 1853, VII, 17 und Jahrg. 1855, VII und VIII, 
u. 17. 
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Aus dem Wortlaut der Statuten der Neusser Christianität: 
»Vicini seu parochiani turrim et appendices Ecclesiae restaurare 
et concurrere tenentur« folgt aber auch noch keineswegs, dass 
»vicini« und »parochiani« gleichbedeutend sein müssen. Es 
handelt sich hier um eine Verordnung aus der Zeit vor 1662. 
Damals aber war die Gewohnheit, wonach die »communitas« für 
den Turm aufkam, noch nicht allgemein verbreitet. Die Synodal- 
statuten sagen ja, dass sie erst »in plerisque Nostrae dioececesis 
observatum esse.« Wo aber die »communitas« nicht für den Turm 
aufzukommen hatte, mussten die Parochianen subsidiär alle Bau- 
lasten tragen. Wenn es also in den Statuten der Neusser Christia- 
nität heisst, dass die »vicini« oder (»seu«) »parochiani« zum Bau 
und zur Unterhaltung des Turmes beizusteuern hätten, so können 
darunter wohl zwei verschiedene Personen verstanden werden; 
es ist dieses sogar anzunehmen, denn wenn »vicini« und »parochiani« 
dieselben wären, so würden die »parochiani« nochmals zu etwas 
verpflichtet, wozu sie schon nach dem allgemeinen Kirchenrechte 
verpflichtet waren; an den Bestimmungen des letzteren aber sollte 
nach den Synodalstatuten !) festgehalten werden. 

Die Ansicht des Rezensenten, dass »zum Bau und zur Unter- 
haltung des Turmes und der Abhänge im Kurfürstentum Köln 
nicht nur die Pfarıorte, sondern alle innerhalb des Pfarrdistrikts 
gelegenen Ortschaften beisteuern müssen«, trifft auch nicht zu. 
Gemäß den Synodalstatuten ?) soll dieses vielmehr nur die »loci . 
communitas«, die Pfarr-Ortsgemeinde, tun. In der Clementina 
ist freilich der Zusatz »loci« fallen gelassen. Darin ist die Rede 
von »communitas« bezw. »communitates«, so dass hiernach auch 
die ausserhalb des Pfarrorts gelegenen Gemeinden in Betracht 
kommen. Aber auch seitdem blieb es bei der althergebrachten Ge- 
wohnheit. Wo bis dahin der Pfarrort allein für den Turm auf- 
gekommen war, tat er es auch für die Zukunft. Freilich handelte 
es sich dabei um leistungsfähige Pfarrorte, um Städte. Nur eine 
rein ländliche Pfarrgemeinde ist mir bekannt geworden, in welcher 
der Pfarrort allein für den Turm aufkommt. 

»Die Frage, ob die Kirchenbaulast ein onus personale oder 
onus reale sei bezw. ob auch die Forensen heranzuziehen seien, 
habe ich nicht »unentschieden gelassen«, sondern — freilich nur 
kurz — dargelegt (S. 41), dass es sich nach den kirchenrecht- 
lichen Bestimmungen um ein onus reale handele und demnach 

1) Tit. 7, cap. 2, S 2. 

2) a. a. O. 3 3. 
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auch die Forensen heranzuziehen seien. Durch das ALR. jedoch 
wurden diese Bestimmungen hinfällig. Selbstverstándlich aber 
fanden die kirchenrechtlichen Bestimmungen keine Anwendung 
auf die politischen Gemeinden, denn »dergleichen Beitráge« (für 
kirchliche Gebáude) »sind keine Kirchengemeinde-, sondem eine 
Kommunallast, die auf den Gemeindehaushalt-Etat gebracht werden 
muss. Es versteht sich deshalb von selbst, dass alle zu den 
Kommunalabgaben verpflichteten Personen ohne Unterschied ihrer 
Religion beitragen müssen.!) Wenn deshalb »ein archivalisches 
Studium zu erkennen gibt, dass die kirchliche Baulast« — auch 
für den Turm — »als onus reale behandelt wurde«, so ist das 
keineswegs ein Beweis gegen, sondern eher für die Auffassung, 
dass unter »communitas« die politische Gemeinde zu ver- 
Stehen ist. 

Die »decimatores totius parochiae« sind baupflichtig ohne 
Rücksicht darauf, ob es sich um einen geistlichen oder weltlichen 
Zehnten handelt.?) Dieses hatte ich in meinem Buche erwähnt 
und damit begründet, dass alle Zehnten kirchlichen Ursprungs seien. 


Velmede (Kr. Meschede). A. Nies. 


Erwiderung. 


Zu der vorstehenden Entgegnung haben wir folgendes zu 
erwidern: Nies glaubt, wir hátten seine Auffassung von dem 
gegensátzlichen Gebrauch der Ausdrücke »communitas« und 
»populus« bezw. »parochiani« in der Clementina angegriffen, weil 
wir annáhmen, dass unter »communitas« nicht die bürgerliche 
Gemeinde, sondern die Kirchengemeinde zu verstehen sei. Nur 
so können wir uns sein entschiedenes Eintreten für die kirchliche 
Baupflicht der politischen Gemeinde gemäß den kólnischen Ge- 
setzen erklären. Darin, dass die »communitas«, die in den Synodal- 
statuten und der Clementina zum Bau des Turmes und der Ab- 
gänge verpflichtet wird, ausschliesslich die bürgerliche Gemeinde 
bedeutet und dass auch praktisch die Gesetze in diesem Sinne 
angewandt wurden, stimmen wir N. im Gegensatz zu Linneborn °) 
bei. Wir gehen noch weiter und behaupten, dass auch da, wo 
in den Quellen die »parochiani« bezw. der »populus« als bau- 


1) Koch, ALR. Anm. 47 zu S 720, II, 11. 
2) Kee des O.-Trib. vom 27. März 1843 im Rhein. Archiv, Bd. 35, 


T.I S 
3) eres Zur Se Baupflicht im Herzogtum Westfalen, in: 
»Theologie und Glaube« 1917, 4. Heft S. 239 ff. 
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pflichtig bezeichnet werden, deren Baulast den Charakter einer 
bürgerlichen Gemeindelast hat, m. a. W., dass die Kölnische 
Gewohnheit, abgesehen von der Kirchenfabrik, neben den Dezi- 
matoren und dem Pfarrer, nur die bürgerliche Gemeinde als Sub- 
jekt der kirchlichen Baulast kennt. Aus dem Umstande, dass in 
den Quellen die »parochiani“ und nicht die »communitas« zur 
Erfüllung der kirchlichen Baupflicht aufgefordert werden, darf kein 
Gegensatz zwischen diesen beiden Ausdrücken geschlossen werden. 
Die Parochianen sind in solchen Fällen als Glieder der bürger- 
lichen Gemeinde zu betrachten und leisten als solche ihre Bei- 
träge zu den kirchlichen Bauten in gleicher Weise wie zu den 
übrigen óffentlichen Gemeindelasten.') Unter diesem Gesichts- 
punkte verliert das von N. in seiner Entgegnung erwáhnte Bei- 
spiel von Allagen seine Beweiskraft. Wir kónnen geradezu dieses 
Beispiel für die Richtigkeit unserer Auffassung in Anspruch nehmen. 
Im Visitationsbericht werden Mängel an dem Glockenturm und der 
Kirchhofsmauer festgestellt und angegeben, dass die »communitas« 
für deren Beseitigung in Betracht komme. Daraufhin ordnet der 
erzbischöfliche Rezeß an, dass die entsprechenden Kosten von 
den »parochiani« zu bestreiten seien. Da die erzbischóflichen 
Verordnungen, wie wir bei der Durchsicht einer stattlichen Zahl. 
von Visitationsprotokollen feststellen konnten, sich nach den 
Angaben der Visitationsberichte richten und im Einklang mit 
den Synodalbestimmungen stehen, bezeichnet der Ausdruck 
»parochiani" im Rezess dasselbe, was »communitas* in dem Visi- 
tationsbericht bedeutet. Nicht nur in den von uns angeführten 
Dekanatsstatuten tritt diese Identität von »communitas« und 
»parochiani« bezw. »populus« zu Tage, sondern auch in den 
nach 1662 bezw. 1715 angefertigten Visitationsakten und von dem 
Generalvikariat und Offizialat getroffenen Entscheidungen. Einige 
Beispiele seien hier angeführt. Als in Höningen (Kreis Greven- 
broich) zwischen der Gemeinde und den Zehntherren ein Streit 
entstand, wer zur Reparatur der Abhänge verpflichtet sei, da es 
zweifelhaft war, ob diese zum Schiff gehörten oder nicht, ordnete 
das Kölner Generalvikariat am 17. Oktober 1727 an, dass die 
Zehntherren das Schiff und die Gemeinde die Abhänge reparieren 
müssten. Da die Gemeinde dieser Verordnung keine Folge leistete, 


1) Vgl. dazu Niedner, Die Entwicklung des städtischen Patronats in der 
Mark Brandenburg (Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich 
Stutz, Heft 73 und 74. Stuttgart 1911. S. 20 ff. und S. 88 ff. 
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erging eine nochmalige Aufforderung an diese am 8. Mai 1728), 
worin es u. a. heisst: »Ex quo D. D"! Canonici Capitulares Perillustris 
Collegiatae Ecclesiae B. M. V. in Capitolio ......... se decla- 
raverint, quod pro paritione Decreti nostri .... sint prompti pera- 
gere pro sua parte necessariam reparationem, petentes, ut com- 
munitas seu parochiani eiusdem loci ad reparationem illius iuxta 
ejusdem decreti tenorem iucumbentem constringantur, Nos in- 
haerentes eidem Decreto praefigimus fatae communitati seu 
parochianis quindenam pro omni superabundanti et peremptorio 
termino ad parendum eidem decreto . . ... « 

Nach den uns vorliegenden Akten wurde diese Verordnung 
den bürgerlichen Vorstehern sámtlicher Gemeinden, die zur Pfarre 
Hóningen gehörten, bekannt gegeben. Gemäß der Clementina 
musste in dem Falle, dass keine Dezimatoren vorhanden sind, 
der »populus«, also nach Nies die Pfarrgemeinde an die Stelle 
der Dezimatoren treten. 

Nun heisst es aber in dem Protokoll, das bei der Visitation 
in Weilerswist am 26. August 1746 aufgenommen wurde®): 
»Communitas, cum exempta sit ab onere decimarum agnoscit 
generalem obligationem respectu totius ecclesiae.« Als im Jahre 
1757 eine neue Kirche daselbst gebaut wurde, werden die Kosten 
von den beiden bürgerlichen Gemeinden Weilerswist und Klein- 
Vernich bestritten und von den Ortsvorstehern der beiden Ge- 
meinden eingezogen.*) Dass unter »populus« nach dem da- 
maligen Sprachgebrauch die politische Gemeinde zu verstehen ist, 
kommt recht deutlich in einer Beschwerde des Pfarrers an St. 
Remigius in Bonn vom J. 1726 zum Ausdruck*), die u. a. be- 
sagt: »post bombardationem et inde secutam totalem ruinam navis 
ecclesiae, ad cuius reparationem non exstantibus reditibus ad 
fabricam aut decimatoribus non obligatis populus iuxta decreta 
Episcopalia concurrere debet, magistratus in finem huius repa- 
rationis levavit a provisoratu pauperum huius urbis capitale 400 
imperialium, condignum igitur esset, ut communitas in hoc casu 
ad reparationem navis obligata, summam hanc 400 imperialium 
refunderet...« Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass hier die 


1) Kölner EM rer Berchemensia Hóningen. Concernit re- 
parationem ecclesiae 1726/28 N 
SE 2) Kölner EE Protoc. vis. dec. Arcuensis 1743—1748. 
3) Düsseldorfer Stadtarchiv. Amt Bonn. Kirchensachen Nr. 11. 
4) Kólner Generalvikariatsarchiv: Bonnensia Bonn Nr. 248. 
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Ausdrücke »populus«, »magistratus« und »communitas« dasselbe 
Subjekt darstellen. 

Was die Beitráge sámtlicher innerhalb der Pfarre gelegenen 
Ortschaften zu der Baulast des Turmes und der Abhänge betrifft, 
so muss N. selbst zugeben, dass nach den Bestimmungen der 
Clementina auch die ausserhalb des Pfarrortes gelegenen Ge- 
meinden hierfür in Betracht kommen und dass ihm nur eine 
ländliche Pfarrgemeinde bekannt geworden ist, in welcher der 
Pfarrort allein für den Turm aufkommt. In den vielen von uns 
durchgesehenen Visitationsakten und Entscheidungen der Kólner 
Verwaltungs- und Justizbehórden haben wir keinen Fall ausfindig 
machen können, wonach die ausserhalb des Pfarrortes liegenden 
Ortschaften von der Beitragspflicht zu dem Turm und den Ab- 
hängen befreit gewesen wären, wohl aber viele entgegengesetzte 
Beispiele vorgefunden. Das oben von uns erwänte Dekret für 
Höningen besagt u. a.: »Juxta statuta nostra synodalia et con- 
suetudinem huius Archidioeceseos autem Decimatoribus loci 
reparatio Navis et ipsi communitati illa appendicum incumbit . . .« 

In einem Schreiben des Pfarrers an das Generalvikariat heisst 
es nun u. a.: »Sciendum, quod duae sint partes communitatis 
vulgo Hondschaften, Jvikhoven una, altera Uedeshoven, quarum 
quaelibet suos habet antistites et particularem repartitionem . . . .« 
Beide Ortschaften haben gleich dem Pfarrort Hóningen zu den 
Reparaturkosten der Abhänge ihre Beiträge geleistet. In dem 
Visitationsprotokoll vom 3. Juli 1716 !) wird für Pingsdorf bei 
Brühl angegeben: »turris eget reparatione, ad quam tenentur 
parochiani, hucusque autem reparatio ex mediis ecclesiae.« Der 
Visitationsrezess bemángelt, dass Kirchenmittel für die Reparatur 
des Turmes benutzt werden und ordnet an, dass in Zukunft die 
Gemeinde diese Auslagen bestreiten müsse: »turrim, cuius repa- 
ratio tibique passim loci communitatem spectet, cum hactenus 
reparatio fit mediis fabricae, volumus imposterum impensis com- 
munitatis reparari.« Dass die »communitas loci« nicht nur den 
eigentlichen Pfarrort umfasst, sondern auch die zur Pfarre Pings- 
dorf gehörige politisch selbständige Gemeinde Badorf, ersieht man 
aus dem Rezess vom 4. Juni 1726?): »Quandoquidem in termino 
visitationis de dato 3. Juli 1716 communitati loci reparatio turris, 
quae ad id de jure statutario Decretorum Synodalium uti et or- 
dinationum capituli Christianitatis Berchemensis a Domino ante- 

) Kölner Generalvikariatsarchiv : Prot. vis. dec. Berchem. Nr. 4. S. 199 ff. 

2) Kölner Generalvikariatsarchiv. Prot. vis. dec. Berchem. Nr. 4. S, 434. 
Archiv für kath. Kirchenrecht. XCVII. 4. 44 | 
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cessore meo debite injuncta fuit, ab eo tempore vero nihil ex 
mediis communitatis sed Ecclesiae circa turrim reparatam fuisse 
dignoscitur, hinc inhaerendo statutis Synodalibus severe injun- 
gitur parochianis de phingsdorff et badorff, quatenus non tantum 
futuris temporibus turrim in debito esse servent et interteneant, 
quin etiam omnia et singula, quae ex mediis ecclesiae reddant 
aut solvi faciant.« 

Die Frage, wie die Beitráge von den Gemeinden aufgebracht 
wurden, kann nicht, wie N. es tut, in wenigen Zeilen gelöst 
werden, sondern hätte durch Beispiele erläutert werden müssen. 
Falls der Nachweis gebracht werden kann, dass früher diese Bei- 
träge nach dem Fuße der Landschatzung aufgebracht wurden, also 
auf sämtliche Güter umgelegt wurden, so liegt darin ein Grund, 
auch die Forensen trotz der Bestimmungen des A LR heran- 
zuziehen.') Wie N. aus dem Umstande, dass nach einem Urteil 
des O. Trib. vom 27. März 1843 sämtliche Dezimatoren bau- 
pflichtig sind, begründen will, dass alle Zehnten kirchlichen Ur- 
sprunges sind, bleibt uns unverständlich. Ein Blick in die ältere 
und neuere Literatur über die Zehnten und seine Beziehungen 
zur kirchlichen Baulast genügt, um sich von dem wesentlichen 
Unterschied zwischen dem Zehnten kirchlichen und weltlichen 
Ursprungs zu überzeugen. 

Köln. H. Müssener 


Literaturverzeichnis. ? 3) 


I. Rechtsphilosophie und Soziologie. 


Nelson Leonard, Die Rechtswissenschaft ohne Recht. Kritische 
Betrachtungen über die Grundlagen des Staats- und Vólker- 
rechts insbesondere über die Lehre von der Souveränität. 
Lex. 8? (VIII u. 252). Leipzig, Veit & Co., 1917. M 7,50. 

Weigelin, Ernst, Legalität und Moralität, in: Archiv für Rechts- 
und Wirtschaftsphilosophie X, 367 ff. 

Sawicki, Politik und Moral, in: Wissenschaftliche Beilage zur 
Germania 1917, 33 ff. 

Cathrein, Viktor, Hat Papst Gregor VII. den Staat für ein 
Werk des Teufels und der Sünde erklärt? in: Archiv für 
Rechts- und Wirtschaftsphilosophie X, 340 ff. 

Schilling, Otto, Der vermittelnde Charakter der thomistischen 


1) Vgl. hierzu Linneborn, Die kirchliche Baulast im ehemaligen Färst- 
bistum Paderborn, Paderborn 1917. S. 89 ff. 

2) Vom Herausgeber zusammengestellt. 

3) Wo das Format nicht angegeben, ist 8° zu ergänzen. 


j Quellen- und Literaturkunde. | 679. 


Staatslehre, in: Festgabe Alois Knöpfler zur Vollendung des 
70. Lebensjahres gewidmet 290 ff. | 

Gedigk, Wilhelm, Friedrich Eduard Benekes Lehren von 
Recht und Staat und ihre psychologischen Grundlagen. 

. Rostocker phil. Diss. (132). Rostock, Boldt, 1917. 

Donat, Jos., S. J., Grundlagen des Vólkerrechts, in: Zeitschrift 
für katholische Theologie 1917, 701 ff. 


Il. Quellen- und Literaturkunde. 


Heckrodt, Ella, Die Kanones von Sardika aus der Kirchenge- 
schichte erläutert. (42). Jenaer phil. Diss. Jena, Frommann, 1917. 
Fritzler, Karl, Die sogenannte Kirchenordnung Jaroslaws ein 
Denkmal russisch-germanischen Rechts. Teil I. (50). Berliner 
phil. Diss. Kirchhain N.-L., 1917. 

Wahrmund, Ludwig, Quellen zur Geschichte des Römisch- 
Kanonischen Prozesses im Mittelalter III, 2: Die Ars notariae 
des Rainerius Perusinus. (LIX u. 217). Innsbruck, Wagner, 
1917. M 28,—. | 

Kurtscheid, Bertrand, O. F. M., Heinrich von Merseburg, 
ein Kanonist des XIIL Jahrhunderts, in: Franziskanische 
Studien IV, 239 ff. 

Mohler, Ludwig, Zwei unedierte griechische Briefe über das 
Unionskonzil von Ferrara-Florenz, in: Oriens Christianus 
Neue Serie VI, 213 ff. | 

Kalkoff, Paul, Die Bulle »Exurge«. Ihre Vollziehung durch 
die Bischófe von Eichstádt, Augsburg, Regensburg und Wien, 
in: Zeitschrift für Kirchengeschichte XXXVII, 89 ff. 

Hilling, Nikolaus, Die grundlegenden Gesetze des Preussi- 
schen Staatskirchenrechts. [Quellensammlung für das geltende 
Kirchenrecht 12]. (69). Bonn, Hanstein, 1917. M 1,—. 

— —, Die Vereinbarungen zwischen dem Hl. Stuhle und den 
Regierungen über die Neueinrichtung der Diózesanverfassung 
im Deutschen Reiche (mit Ausnahme Bayerns) [Quellen- 
sammlung für das geltende Kirchenrecht 13]. (104). Bonn, 
Hanstein, 1917. M 1.40. | 

Maritschnig, R., Die wichtigsten Reformen Pius’ X; Mit histo- 
rischem Rückblick speziell für Studierende des Kirchenrechts. 
un Auflage. (103). Innsbruck, Verlagsanstalt Tyrolia, 

Haring, Johann B., Grundzüge des katholischen Kirchenrechts. 
Ergänzungsheft. Zusammenstellung der wichtigsten durch den 
neuen Codex iur. can. herbeigeführten Aenderungen. (VIII 
u. 52). Graz, Moser, 1917. M 2.—. 

Schmöger, A., Oesterreich und der neue Kodex des Kirchen- _ 
rechts, in: Katholische Kirchenzeitung 19. Juli 1917, 234 ff. 

— —, Das neue Kirchenrechtsbuch von 1917 in seinen praktisch- 
wichtigsten Teilen verglichen mit dem alten Recht und mit 
besonderer Berücksichtigung Oesterreichs. Salzburg, Anton 
Pustet, 1917. K 1,20. | 


44* 


680 Literaturverzeichnis 


Laurentius, J., Das Gesetzbuch der katholischen Kirche, in: 
Stimmen der Zeit, Sept. 1917, 614 ff. 

Biederlack, Jos., S. J., Der Codex juris canonici, in: Zeit- 
schrift für katholische Theologie 1917, 802 ff. 

von Ernst, Viktor, Das neue Gesetzbuch der Kirche, in: 
Schweizerische Kirchen-Zeitung 1917, 247 ff. 

Stutz, Ulrich, Die Neukodifikation des kanonischen Rechtes, 
in: Deutsche Literaturzeitung XXXVIII, 1243 ff. 


II. Allgemeine Lehren. 


Lindner, Dominikus, Die Lehre vom Privileg nach Gratian 
und den Glossatoren des Corpus iuris canonici (128). Regens- 
burg, Coppenrath, 1917. 


IV. Verfassungsrecht. 


Buchwald, Das Kapitel »De parochis« im neuen Codex iuris 
canonici, in: Schlesisches Pastoralblatt September 1917, 133 ff. 

Aufhauser, Der Feldseelsorge weiterer Ausbau, Hemmnisse und 
Erfolge, in: Allgemeine Rundschau XIV, 625 ff, 

Bjelik, E., Ruhmesblätter der k. u. k. Militär- und Marine- 
geistlichkeit aus dem Weltkrieg 1914— 1917. Wien, Verlag 
des k. k. Apostol. Feldvikariates, 1917. 

Lóhr, Joseph, Die französische Feldseelsorge und die Tren- 
DONE von Kirche und Staat, in: Theologie und Glaube IX, 
325 ff. 

Kirchliches Handbuch für das katholische Deutschland. 
Nebst Mitteilungen der amtlichen Zentralstelle für kirchliche 
Statistik. Herausgeg. von H. A. KroseS. J. VI. Bd.: 1916— 
1917 (XX u. 502). Freiburg i. B., Herder, 1917. Geb. M. 8,—. 


V. Verwaltungsrecht. 


Gietl, Heinr. M., Die zwangsweise Versetzung des Benefiziaten 
in der Lehre der mittelalterlichen Kanonisten von Gratian bis 
Hostiensis, in: Festgabe Alois Knöpfler zur Vollendung des 
70. Lebensjahres gewidmet 110 ff. 

Leitner, Martin, Über Materie und Form der letzten Ölung 
in: Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVII, 607 ff. 

Mayr, Mart, Die Instrumentalmusik und die katholische Liturgie, 
in: Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVII, 672 ff. 

Kunze, Franz, Pfarramtliche Geschäftsverwaltung. 2. Aufl. 16* 
(XII u. 211). Paderborn, Schóningh, 1917. M 2,20. 

Kastl, Seelsorge und Presse (Der Pressestab) in: Theol.-prakt. 
Monats-Schrift XXVII, 643 ff. 

Hauptfleisch, Die Pfarrkartothek, in: Schlesisches Pastoral- 
blatt XXXVII, 113 ff. 

Fuessenich, Pfarrchronik, in: Kölner Pastoralblatt LI, 186 ff. 
(Enthält einen Überblick über die kirchengeschichtlichen 
Quellen und Literatur der Erzdiözese Köln.) 

Linneborn, Joh., Die kirchliche Baulast im ehemaligen Fürsten- 


Staatskirdienredit, Straf- uud Eherecht. 681 


tum Paderborn, in: Theologie und Glaube IX, 428 ff. (Aus- 
führl. Referat über das gleichnamige Buch des Verfassers.) 

Arndt, G., Die kirchliche Baulast in dem ehemaligen Erfurti- 
schen Gebiete, in: Mitteilungen des Vereins für die Geschichte 
und Altertumskunde von Erfurt XXXVII, 1 ff. 

Arndt, Georg, Die kirchliche Baulast in der Mark Branden- 
burg in den Entwürfen des märkischen (kur-, alt- und neu- 
märkischen) Provinzialrechts und in den Verhandlungen über 
diese, in: Forschungen zur Brandenburgischen und Preussi- 
schen Geschichte XXX, 165 ff. 

Benziger, C., Kirchliche Heraldik in der Schweiz, in: Schwei- 
zerische Rundschau XVII, 344 ff. 


VI. Staatskirchenrecht. | 
(Verfassungs- und Verwaltungsrecht.) 


Fischbach, O., Das Staaatskirchenrecht Elsass-Lothringens. 
| L Bd. I. Teil: Gemeinsamer Teil für alle Kulte. II. Teil: 
Katholischer Kultus. Straßburg, Trübner, 1917. M 8,—. 
Lóhr, Joseph, Das Preussische Allgemeine Landrecht und die 
katholischen Kirchengesellschaften. [Veröffentlichungen der 
Görresgesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 

31]. (X u. 152), Paderborn, Schöningh, 1917. M 6,—. 

Seydel, Arnold, Kann eine preussische Dissidenten-Gemeinde 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches Rechts- 
fähigkeit erlangen? Greifswalder jur. Diss. (46), Greifswald, 
Adler, 1917. | 

Krüger, Prüfung der Notwendigkeit bei streitigen Bausachen 
durch die Verwaltungsbehörden, insbesondere bei Errichtung 
von Pfarrhäusern für neue Pfarrstellen, in: Preussisches Pfarr- 
archiv IX, 99 ff. 

Boeckler, Hellmut, Der rechtliche Begriff des Beichtgeheim- 
nisses. Sein Verhältnis zur Zeugnispflicht und zu $ 139 des 
Reichsstrafgesetzbuches. Greifswalder jur. Diss. (71). Greifs- 
wald, Adler, 1917. 

Schwab, Gustav, Die rechtliche Stellung der israelitischen 
Religionsgemeinschaft in Württemberg. Tübinger  staats- 
wissenschaftliche Diss. (109). Stuttgart, Kohlhammer, 1917. 


VIl. Strafrecht. 


Perathoner, Anton, Forum internum und forum externum 
im kirchlichen Strafrechte, in: Theol.-prakt. Quartalschrift LXX, 


443 ff. 
VIII. Eherecht. 


Bremer, Heinrich, Die Eheschliessung ohne den zuständi- 
gen Priester bei Unmöglichkeit der Zivilehe und die Er- 
klärung der S. C. Sacr. vom 31. Januar 1916, in: Zeitschrift 
für katholische Theologie 1917, 809 ff. 

Horn, Richard, Die Todeserklärung Kriegsverschollener. Eine 


682 Literaturverzeichnis 


Studie nach österreichischem und deutschem Zivilrecht. (106). 
Wien, Manz, 1917. M 2,60 
Geró, E., Eheschliessungs- und Trennungsfreiheit der Ausländer 
in Ungarn. 8. Aufl. Budapest, 1917. K. 3,—. 
Leonhard, Zur Todeserklärung Kriegsverschollener, in: Deutsche 
Juristenzeitung XXII, 779 ff. | | 
Gerlach, Fritz, Verschollenheit und Todeserklärung nach 
Reichsrecht. Heidelberger jur. Diss. (45). Leipzig, Haufe, 1917. 
Borchers, Dietrich, Die Todeserklärung Kriegsverschollener 
unter besonderer Berücksichtigung der Bundesratsbekannt- 
machung vom 18. April 1916. Greifswalder jur. Diss. (57). 
Hannover, Hartmann, 1917. 


IX. Ordensrecht. 


Reischl, Friedrich, Die Stiftsherren. Ein Buch von den Ab- 
teien und Propsteien in Österreich. (119). Mit vielen Bildern. 
Wien, Reichspost, 1917. K. 7,40. | 

Heymann, Max, DerRechtsfähigkeitserwerb katholischer Nieder- 
lassungen (!) in Preussen. Greifswalder jur. Diss. (99). 
Greifswald, Adler, 1917. | 


X. Erziehungs- und Schulrecht. 


Göttler, Joseph, ZurEntstehungsgeschichte des altbayerischen 
Schulrechts, in: Festgabe Alois Knöpfler zur Vollendung des 
70. Lebensjahres gewidmet 119 ff. (Wendet sich gegen die 
Schrift Hindringers, die den ausschliesslich kirchlichen 
Charakter des altbayerischen Schulrechts behauptet hat.) 

Hindringer, Rudolf, Die Kinder- und Christenlehre in Bayern 
1569—1818, in: Katechetische Blätter XVIII, 145 ff. 

Hoberg, Gottíried, Einheitsschule, in: Wissenschaftliche Bei- 
lage zur Germania 1917, 69 f. 


XI. Missionsrecht. 


Mergentheim, L., Die »neuen Missionsfakultäten der aposto- 
e Vikare«, in: Zeitschrift für Missionswissenschaft 1917, 
Schmidlin, J., Die frühmittelalterliche Missionsmethode, in: 
Zeitschrift für Missionswissenschaft 1917, 177 ff. 
— —, Die Missionen im gegenwärtigen Weltkrieg, ebenda 204 ff. 
Aufhauser, Joh. Baptist, Bayerische Missionsarbeit im Osten 
während des 9. Jahrhunderts, in: Festgabe Alois Knöpfler 
- - zur Vollendung des 70. Lebensjahres gewidmet 1 ff. 
Vath, Alfons, S. J., Die katholischen Missionen im Weltkrieg, 
in: Die Christliche Welt XXXI, 640 ff. 
Mirbt, Carl, Die evangelische Mission. Eine Einführung in 
In sub und Eigenart. (118). Leipzig, Hinrichs, 1917. 
,40. 
Vogel, Walther, 50 Jahre Innere Mission im Kónigreich Sachsen. 
(116). Leipzig, Dörffling & Francke, 1917. M 1,—. 


Evangelisches Kirchenrecht und Kirchenpolitik. 683 


XII. Evangelisches Kirchenrecht. 


Wendland, Walter, Die preussische Union. Eine Jahrhundert- 
 erinnerung an den 31. Oktober 1817, in: Deutsch-Evangelisch 
Oktober 1917, 445 ff. 

Gebser, F., Verwaltungsordnung für das kirchliche Vermögen. 
2. Aufl. [Taschengesetzsammlung 61]. Berlin, Heymann, 1917. 

M 


’ 


XIII. Kirchenpolitik. 


Staat und Kirche, in: Historisch-politische Blätter für das 
katholische Deutschland CLX, 293 ff. 

Krose, H. A., Zur Paritätsfrage, in: Stimmen der Zeit 1917, II, 582 ff. 

Schofer, Kirchenpolitisches aus der Zweiten badischen Kammer, 
in: Allgemeine Rundschau XIV, 485 f. | 

Der Katholizismus in Deutschland und der Krieg 
Januar-Márz 1917, in: Chronik der Christlichen Welt. XXVII, 
209 ff. 

Der Katholizismus in Deutschland und der Krieg April 
bis Juni 1917, in: Chronik der Christlichen Welt XXVII, 289 ff. 

Mourret, F., Le Mouvement catholique en France de 1830 
a 1850. 16° (272). Paris, Blou et Gay, 1917. 

Goyau, G., Les Catholiques allemands et l'Empire évangélique. 
5° éd. 16° (79). Paris, Perrin & Cie., 1917. Fr. 1,—. 
Scelle, Georges, Chronique des Faits internationaux: Italie 
et Saint Siége. — Guerre de 1915. — La saisie par le 
gouvernement italien du Palais de Venise à Rome, siége de 
l'Ambassade d'Autriche-Hongrie prés le Saint-Siége, in: Revue 

générale de droit international public 1917, 244 ff, 

Pfluger, Viktor, Die rómische Frage. Olten, Oltener Druckerei 
und Verlagsanstalt, 1917. Fr. 0,30, 

Nostitz-Rieneck, R. v., S. J, Der Ausgang des Parlaments- 
kampfs ums Garantiegesetz und dessen europäische Begleit- 
erscheinungen [1871 Februar-Juli] in: Stimmen der Zeit, 
August 1917, 481 ff. 

— — Aus zeitgenössischen Urkunden. Die römische Frage im 
Frühjahr 1871, ebenda 551 ff. 

Ehrle, Franz, S. J., Die päpstliche Friedensnote an die Häupter 
der kriegführenden Völker vom 1. August 1917, in: Stimmen 
der Zeit, Oktober 1917, 1 ff. 

Mausbach, J., Das Friedensprogramm des Hl. Vaters, in: 
Hochland Oktober 1917, 81 fi. 

Aner, Karl, Protestantische Gedanken zur Papstnote, in: Die 
Christliche Welt XXXI, 670 f. | 

Der Papst als Friedensvermittler, in: Chronik der Christ- 
lichen Welt XXVII, 313 fi. E 

Metzger, Jos, Die ungarischen Katholiken und die Friedens- 
bewegung, in: Allgemeine Rundschau 1917, 731 f. 


684 : Literaturverzeichnis 


XIV. Verfassungs- und Rechtsgeschichte. 
a) Verfassung der Urkirche bis zum 4. Jahrhundert. 


Weiss, Joh., Das Urchristentum. Nach dem Tode des Verf. 
herausgeg. von Rudolf Knopf. Göttingen, Vandenhoeck & 
Ruprecht, 1917. 

Dobschtütz, Ernst von, Das Urchristentum im Lichte unserer 
Zeit, in: Theologische Studien und Kritiken 1917, 129 ff. 

Esser, G., Das Jrenäuszeugnis für den Primat der römischen 
Kino pan haereses IIl, 3, 2) in: Der Katholik 4. Folge 


b) Verhältnis von Kirche und Staat. 


Pijper, F., Strijd tusschen Kerk en Staat in het begin der veer- 
tiende eeuw. Bonifacius VIII contra Filips den Schoone, in: 
Nederlandsch Archief vor Kerkgeschiedenis 1917, 1 ff. 

Seckendorff, E. v., Die kirchenpolitische Tätigkeit der hl. 
Katharina von Siena unter Papst Gregor XI. (1371—1378). 
Berlin-Wilmersdorf, Rothschild, 1917. M 5,20. 

Walk, H., Staat und Kirche in Württemberg nach dem Tode 
Graf Eberhards im Bart (1496) bis zur Einführung der 
Reformation, in: Württembergische Vierteljahrshefte für Landes- 
geschichte 1917, 1 ff, | 

Pfleger, Luzian, Zur Beurteilung der vorreformatorischen Zustände, 

in: Hochland,Sept. 1917, 740 ff. 

Kalkoff, Paul, Das Wormser Edikt und die Erlasse des 
Reichsregiments und einzelner Reichsfürsten. (X u. 132) [Histo- 
rische Bibliothek 37]. München, Oldenbourg, 1917. M 5.—. 

Danckelmann, Eberhard Frhr. v., Kirchenpolitik Friedrichs 
Il. von Brandenburg und Johann Wilhelms von Kurpfalz bis 
an Ryswicker Frieden, in: Düsseldorfer Jahrbuch XXVIII, 

05 ff. 

Geiger, Karl August, Das bayerische Konkordat vom 5. Juni 
1817. (VII u. 190). Regensburg, Verlagsanstalt, 1918. M 4,—. 

Hindringer, Rudolf, Das bayerische Konkordat vom 5. Juni 
1817, in: Theol.-prakt. Monats-Schrift XXVIII, 4 if. 

Rhein, Fr., Zehn Jahre »Historisch-politische Blätter« 1838— 1848. 
Ein Beitrag zur Vorgeschichte des Zentrums. (78). Obercassel, 
Haag, 1916. 

Schnütgen, A., Vom Kulturkampf in Deutschland und seinen 
jüngsten Darstellern, in: Hochland Sept. 1917, 641 ff. 


c) Einzelne Kirchen und kirchliche Territorien. 


Becker, R., Die Abgrenzung der Diózese Meissen durch Albis 
und Caminizi bei Thietmar, in: Neues Archiv für Sáchsische 
Geschichte 1917, 183 ff. 


d) Einzelne hierarchische Beamte und Rechtsinstitute. 
Dorn, Johann, Stationsgottesdienste in frühmittelalterlichen 


Bischofsstádten, in: Festgabe Alois Knöpfler zur Vollendung 
des 70. Lebensjahres gewidmet 43 ff. 


| — ~— M À nmm e cns d t" n EE e. "ETT Mgr rr ene m ne ee 


Verfassungs- und Redıtsgescichte. 685 


Koeniger, A. M., Das Recht der Militärseelsorge in der Karo- 
lingerzeit, in: Festgabe Alois Knópfler zur Vollendung des 
70. Lebensjahres gewidmet 218 ff. 

Bauer, Richard, Der Strafprozess der Inquisition in Südfrank- 
reich. Heidelberger jur. Diss. (VI u. 134). Heidelberg 1917. 

Müller, G., Reformation und Visitation sáchsischer Klóster gegen 
Ende des 14. Jahrhunderts, in: Neues Archiv für Sáchsische 
Geschichte 1917, 46 ff. | 

Ziesemer, W., Visitationsberichte aus dem Culmerland, in: Alt- 
preussische Monatsschrift LIIL, 486 ff. 


e) Finanz- und Vermógensrecht. 


Roth, F. W. E., Beiträge zur älteren Besitzgeschichte der Abtei 
Bleidenstatt, in: Studien und Mitteilungen zur Geschichte 
des Benediktinerordens und seiner Zweige N. F. VII, 18 ff. 

Imesch, D., Rechte und Einkünfte des Bistums Sitten im An- 
fang des 16. Jahrhunderts, in: Zeitschrift für schweizerische 
Kirchengeschichte X, 161 if. 


f) Ordensrecht. 


Roth enháusler, Matthaeus, O. S. B., Ueber Anlage und 
Quellen der Regel des hl. Benedikt, in: Studien und Mit- 
teilungen zur Geschichte des Benediktinerordens und seiner 
Zweige N. F. VII, 1 ff. 

Voigt, Karl, Die karolingische Klosterpolitik und der Nieder- 
gang des westfränkischen Königtums. Laienäbte und Kloster- 
inhaber. [Kirchenrechtliche Abhandlungen, 90/91]. (XIV u. 265). 
Stuttgart, Enke, 1917. M 10,40. 

Fischer, Ludwig, Ivo von Chartres, der Erneuerer der Vita 
canonica in Frankreich, in: Festgabe Alois Knöpfler zur 
Vollendung des 70. Lebensjahres gewidmet 67 ff. 

Jager, Joh., Kloster Erbrach unter seinem ersten Abt (1126—1166), 
in: Wissenschaftliche Beilage zur k. Kreisrealschule II. Nürn- 
E an Kommissionsverlag K. Koch, Nürnberg. 

1,50. 

Pamétni spis fádu kazatelského 1216--1916. (Gedenk- 
schrift des Dominikanerordens 1216—1916). Herausgeg. von 
den Dominikanern in Prag. Prag, Kotrba, 1916. 

Schlóssinger, Fr. Wilh., O. P., Geschichte der bóhmischen 
Dominikanerprovinz. Prag, Kotrba, 1916. K 1,—. 

Barnikol, Ernst, Studien zur Geschichte der Brüder vom 
gemeinsamen Leben, in: Ergänzungsheft zur Zeitschrift für 

. A Theologie und Kirche 1917. 

Schien, F., Urkundenbuch der Abtei Sankt Gallen. VI. Teil, 
m nie (1442—1448). (200). St. Gallen, Fehr, 1917. 

7,50. 


Fró hlich, C., Der Schwanenritterorden, in: Historisch-politische 
Blätter für das katholische Deutschland CLIX, 705 ff. 
Riefenstahl, Helma, Zur Geschichte der drei Damenstifte 


686 Literaturverzeichnis. 


Vilich, Schwarz-Rheindorf und Dietkirchen seit dem 16. Jahr- 
hundert. Bonner phil. Diss. Bonn, Rhenania-Druckerei, 1917. 

Die Olmützer Jesuiten in der Zeit der Gegenrefor- 
mation. Akten und Uikunden aus den Jahren 1558 — 1619. 
I. Bd. 1558—1590. Herausgeg. von Bohumil Navrátil. 
(LXXV u. 598). Brünn, Verlag des Mährischen Landesaus- 
schusses, 1916. Kr. 16,—. (In tschechischer Sprache.) 

Sörös, Pankratius, Geschichte der Erzabtei Pannonhalma, 
VI. See bis zur Gegenwart. 4° (625). Budapest, Stepha- 
neum, 1916. 


g Verwaltung der Sakramente. 


Bartmann, B., Zur Sakramentenlehre der Frühscholastik, in: 
Theologie und Glaube IX, 450 ff. (Ausführl. Referat über 
das Buch von J. Strake, Die Sakramentenlehre des Wilhelm 
von Auxerre). 

Gromer, Georg, Zur Geschichte der Diakonenbeicht im Mittel- 
alter, in: Festgabe Alois Knópfler zur Vollendung des 
70. Lebensjahres gewidmet 159 ff. 

Göller, Emil, Der Ausbruch der Reformation und die spät- 
mittelalterliche Ablasspraxis. Im Anschluss an den Ablass- 
traktat des Freiburger Professors Johannes Pfeffer von Weiden- 
berg. [Sonderabdruck aus dem Freiburger Diózesan-Archiv 
N. F. XVIIL] (178). Freiburg i. B., Caritas-Druckerei, 1917. 


Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher.!) 


DasVersicherungsgesetz für Angestellte unter Berück- 
sichtigung der Bundesratsbestimmungen über seine Aus- 
führung mit Einschluss der durch den Krieg veranlassten be- 
sonderen Bestimmungen. 2. Aufl. [Kleine Gesetzsammlung 12]. 
16° (61). Essen, Fredebeul & Koenen, 1917. M 0,60 

Festgabe Alois Knöpfler zur Vollendung des 70. Lebens- 
jahres gewidmet. Herausgeg. von Heinrich M.Gietl und 
Georg Pfeilschifter. gr. 8. (VIII u. 415). Freiburg i. B., 
Herder 1917. M 20,—. : 

Geiger, Karl August, Das bayerische Konkordat vom 
2 Juni 1817. 8° (VII u. 190). Regensburg, Verlagsanstalt 1918. 


Göller, Emil, Der Ausbruch der Reformation und die spät- 
mittelalterliche Ablasspraxis. Im Anschluss an den Ablass- 
traktat des Freiburger Professors Johannes Pfeffer von 
Weidenberg. [Sonderabdruck aus dem Freiburger Diözesan- 
io N. F. XVIII] 8° (178). Freiburg i. B., Caritas-Druckerei, 

917. 


1) Die Bücher, die das Kirchenrecht berühren, werden besprochen, so- 
weit der verfügbare Raum ausreicht. Eine Rücksendung ist in allen Fällen 
ausgeschlossen. 


Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher. 687 


Guggenberger, Karl, Die deutschen Päpste. Ihr Leben und 
ihre geschichtliche Bedeutung. Lex. 8° (157). Köln, Bachem, 
1916. M 4,60. | 

Haring, Johann B. Grundzüge des katholischen Kirchen- 
rechtes. Ergänzungsheft. Zusammenstellung der wichtigsten ` 
durch den neuen Codex iur. can. herbeigeführten Änderungen. 
Gr. 8?. (VIII u. 52). Graz, Moser, 1917. M 2,—. 

Hilling, Nikolaus, Die grundlegenden Gesetze des Preussi- 
schen Staatskirchenrechts. [Quellensammlung für das geltende 
Kirchenrecht, 12] 8° (69). Bonn, Hanstein, 1917. M 1,—. 

Hilling, Nikolaus, Die Vereinbarungen zwischen dem Hl. 
Stuhle und den Regierungen über die Neueinrichtung der 
Diózesanverfassung im Deutschen Reiche (mit Ausnahme 
Bayerns). [Quellensammlung für das geltende Kirchenrecht, 13] 
8° (104). Bonn, Hanstein, 1917. M 1,40. 

Kirchliches Handbuch für das katholische Deutschland. 
Nebst Mitteilungen der amtlichen Zentralstelle für kirchliche 
Statistik. Herausgeg. von H. A. Krose S. J. VI. Bd.: 
1916—1917 8°. (XX u. 502). Freiburg i. B., Herder 1917. 
Geb. M 8,—. 

Lietzmann, Hans, Liturgische Texte X.: Einführung in das 
Römische Brevier. [Kleine Texte für Vorlesungen und 
Übungen 141]. 8° (48). Bonn, Marcus & Weber, 1917. M 1,50. 

Lindner, Dominikus, Die Lehre vom Privileg nach Gratian 
und den Glossatoren des Corpus iuris canonici. 8° (128). 
Regensburg, Coppenrath, 1917. 

Lóhr, Joseph, Das Preussische Allgemeine Landrecht und die 
katholischen Kirchengesellschaften. [Veröffentlichungen der 
Görresgesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissen- 
ee 31]. Gr. 8" (X u. 152), Paderborn, Schóningh, 1917. 


Maritschnig, Richard, Die wichtigsten Reformen Pius' X. 
Mit historischem Rückblick speziell für Studierende des 
Kirchenrechts. 2. vermehrte Auflage. 8° (103). Innsbruck, 
Verlagsanstalt Tyrolia, 1917. K. 2,50. | 

Sammlung der Erkenntnisse des k. u. k. Reichs- 
gerichts. Begründet von Anton Hye Freiherrn von 
Glunek, fortgesetzt von Karl Hugelmann. XVII. Teil, 
1. Heft, Jahrg. 1916. Gr. 8° (843). Wien, k. u. k. Hof- und 
Staatsdrukerei, 1917. 

Scherer, Rudolf von, Johann Friedrich Ritter von Schulte. 
Separatabdruck aus dem Almanach der Wiener Akademie 
der Wissenschaften, Jahrg. 1915 (6). 

Scherer, Rudolf von, Friedrich Thaner. Separatabdruck aus 
dem Almanach der Wiener Akademie der Wissenschaften, 
Jahrg. 1916 (6). 

Seckendorff, Eleonore Freiin von, Die kirchenpolitische 
Tätigkeit der hl. Katharina. von Siena unter Papst Gregor 
Xl. (1371—1378). Ein Versuch zur Datierung ihrer Briefe. 


688 Verzeichnis der eingesandten kirchlichen Amtsblätter. 


[Abhandlungen zur Mittleren und Neueren Geschichte, 64]. 
gr. 8°. (XVI u. 162). Berlin, Rothschild, 1917. M 5,20. 

Störman, Anton, Die städtischen Gravamina gegen den Klerus 
am Ausgange des Mittelalters und in der Reformationszeit. 
[Reformationsgeschichtliche Studien und Texte, herausgeg. 
von Jos. Greving, 24—26.] gr. 8° (XXIII u. 324). Münster 
i. W., Aschendorff, 1916. M 8,80. | 

Voigt, Karl, Die karolingische Klosterpolitik und der Nieder- 
gang des westfränkischen Königtums. Laienäbte und Kloster- 
inhaber. [Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgeg. von 
M Hers 90/91]. 8° (XIV u. 265). Stuttgart, Enke, 1917. 

Wahrmund, Ludwig, Quellen zur Geschichte des Rómisch- 
Kanonischen Prozesses im Mittelalter III, 2: Die Ars notariae 
des Rainerius Perusinus. Lex. 8° (LIX u. 217.) Innsbruck, 
Wagner, 1917. M 28,—. 

Wendling, Jos. Dr. Adolf Fritzen, Bischof von Strassburg. 

~ Zum silbernen Bischofsjubiläum. 3. Aufl. 8° (40). Strassburg 
i. E, Le Roux & Co., 1916. 

Will, Eduard, Das Gutachten des Oldradus de Ponte zum 
Prozess Heinrichs VII. gegen Robert von Neapel. Nebst der 
Biographie des Oldradus. [Abhandlungen zur Mittleren und 
Neueren Geschichte, 65.] gr. 8°. (VIII u. 65.) Berlin, Roth- 
schild, 1917. M 2,20. 


Verzeichnis der eingesandten kirchlichen Amtsblätter. 


Im Laufe des Jahres 1917 haben folgende Erzbischöfliche 
und Bischófliche Ordinariate die Redaktion dieser Zeitschrift durch 
die Gratiszusendung ihrer Amtsblätter bezw. Pastoralblätter unter- 
stützt: 


l. Bas du one: Schweizerische Kirchenzeitung, Jahrgang 
1917. 
2. Breslau: Verordnungen des Fürstbischöflichen General- 
Vikariat-Amtes zu Breslau, Jahrg. 1917. 
Schlesisches Pastoralblatt, Jahrg. XXXVIII. 
Brixen: Brixener Diözesanblatt, Jahrg. 1917. 
Chur: Folia officiosa pro venerabili clero dioecesis Curiensis, 
Annus XXIII (1917). 
. Cöln: Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Cöln, Jahrg. 
LVII (1917), Kölner Pastoralblatt, Jahrg. LI (1917). 
. Culm: Amtliches Kirchenblatt für die Diözese Culm, Jahrg. 
LX (1917). 
. Freiburg i. B.: Anzeigeblatt für die Erzdiözese Freiburg, 
Jahrg. 1917. 
. Fulda: Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Fulda, Jahrg. 
XXXIII (1917). 


oN Oo CO Oo 


Verzeichnis der eingesandten kirchlichen Amtsblätter. 689 


. Hildesheim: Kirchlicher Anzeiger für das Bistum Hildes- 


heim, Jahrg. 1917: 


. Lavant: Kirchliches Verordnungsblatt für die Lavanter 


Diözese, Jahrg. 1917. 


. Limburg a. d. Lahn: Amtsblatt des Bistums Limburg, 


Jahrg. 1917. 


. Linz a. d. Donau: Linzer Diözesanblatt, Jahrg. LXIII 


(1917). 


. Mainz: pm Amtsblatt für die Diózese Mainz, Jahrg. 
17). 


LIX (19 


.München-Freising: Amtsblatt für die Erzdiözese 


München und Freising, Jahrg. 1917. 


. Münster i. Westf.: Kirchliches Amtsblatt der Diözese 


Münster, Jahrg. LI (1917). 


. Olmütz: Acta curiae archiepiscopalis Olomucensis, Annus 


1917 


. Osn ab rück: Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Osna- 


(1917) und die Norddeutschen Missionen, Jahrg. XXXIII 
(1917). | 


. Paderborn: Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Pader- 


born und das Apostolische Vikariat Anhalt, Jahrg. LX (1917). 


. St. Pölten: St. Pöltner Diözesanblatt, Jahrg. 1917. 
. Rottenburg: Kirchliches Amts-Blatt für die Diözese 


Rottenburg Bd. IX, Jahrg. 1917. 


. Salzburg: Verordnungsblatt für die Erzdiözese Salzburg, 


Jahrg. 1917. 


. Speyer: Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum 
23. 


Speyer, Jahrg. XI (1917). 
Wien: Wiener Diózesanblatt, Jahrg. 1917. 
Der Herausgeber beehrt sich, sámtlichen hochwürdigsten 


Ordinariaten für ihre Unterstützung auf dem Gebiete des deutschen 
Diózesankirchenrechts den wármsten Dank auszusprechen. 


Berichtigung von Druckfehlern. 


on oben lies 1916 statt 1917. 


. 437 Z.2 v 
1 von unten (Text) lies Collivaccinus statt Collivacinus. 


S 
S. 478 Z. 


690 


EU 
2. 


3. Gesdier, Franz, Was bedeutet »stolis iurare« in der Rechtsprache des 


èn d 


b 


oO En Aa Go N 


. Grentrup, Theodor, Die materiellen Quellen des Missionsrechtes S. 357—370. 
. Hilling, Nikolaus, Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete 


. Neundörfer, Karl, Französische Kultusvereine und preussische Kirchen- 


. Motu proprio »Alloquentes« betr. die Ueberweisung der Bücherzensur an 


. Enzyklika »Humani generis« über die Predigt, vom 15. Juni 1917 S. 576—585. 


. Schreiben des Hl. Offiziums an den Fürstbischof von Breslau, die seel- 


. Dekret des Hl. Offiziums betr. die Interpolation von Ablassgebeten, vom 
. Entscheidung des wi Offiziums betr. die Benediktion der Skapulier- 
. Dekret des Al. Offiziums betr. das Verbot, die Mutiergotis mit priester- 


Inhaltsverzeichnis des 97. Bandes. 


l. Abhandlungen. 


Bauermeister, Karl, Studien zur Geschichte der kirchlichen Verwaltung 
des Erzbistums Mainz im späteren Mittelalter, S. 501—535. 

Di Pauli, Andreas Freiherr, Das Recht des Staates bezüglich der Auf- 
stellung trennender Ehehindernisse nach der Lehre der französischen und 
deutschen Regalisten, S. 44—66, 220—244, 871—396, 536— 


Mittelalters? S. 260—266. 


der kirchenrechtlichen Gesetzgebung. 
XX. Eherechtliche Bestimmungen S. 67—81. 
XXI. Reduktion der gebotenen kirchlichen Feiertage S. 245—250. 
XXII. Verfahren der Selig- und Heiligsprechung S. 250—253. 
XXIII. Wiederherstellung des Ergo HEN Chorals S.253—259. 
XXIV. Liturgische Vorschriften S. 397—403. 
XXV. Päpstliche Ehrentitel und Orden S. 403—-408. 
XXVI. Prozess- und Strafrecht S. 568—569. 
XXVII. Die Organisationsfrage der katholischen Arbeiter S. 569—572. 
Schlusswort S. 572—574. 
Zusammenstellung der Titelüberschriften S. 574—575. 


emeinden S. 409—422. 
a mon, Der »vocatus episcopus« der Karolingerzeit S. 3—43, 
Il. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 
a) Erlasse des Papstes Benedikt XV. 


das Hl. Offizium und des Ablasswesens an die Hl. Poenitentiarie, vom 
25. März 1917 S. 435. 


b) Erlasse und Entscheidungen der römischen Kurialbehörden. 


sorgliche Behandlung schwer erkrankter Schismatiker betreffend, vom 
26. Mai 1916 S. 84 f. 

Dekret des HI. Offiziums betr. die passive Assistenz der Pfarrer bei der 
Eingehung von EE Ehen, vom 2. August 1916 S. 87 f. 
Instruktion des All. Offiziums über die bischöflichen Reservatfälle, vom 
13. Juli 1916 S. 88—90 


21. Juni 1916 S. 
medaillen, vom 10. Mai 1916 S. 91. 


Pes E LAAL.AAMmM aiam eee, G CES. GES „AN: EE . Se , GE PR. EE. EEE , Gm y D. , EE 


sun Gewändern bekleidet bildlich darzustellen, vom 8. April 1916 


Dekret des Al. Offiziums betr. die strafweise Zurückversetzung eines 
Priesters in den Laienstand, vom 12. Juli 1916 S. 269. 


Inhaltsverzeichnis des 97. Bandes. 691 


. Resolution des HI. Offiziums betr. die Sanierung ungültiger klandestiner 


Mischehen, vom 22. Dezember 1916 S. 437. 


9. Resolution des Hl. Offiziums betr. die Gewinnung des Toties-quoties- 


21. 


23. 


24. 


Po & mw 


Ablasses am Allerseelentage, vom 13. Dezember 1916 S. 438. 


. Dekret des Al. Offiziums über das Verbot der Teilnahme an den spiri- 


tistischen Sitzungen, vom 27. April 1917 S. 593. 


. Entscheidung des Hl. Offiziums über die Ergänzung der Spendungsformel 


der hl. Oelung, vom 9. März 1917 S. 59 f. 


. Dekret der Konsistorialkongregation für Italien, betr. die Weihe der im 


Militärdienst stehenden oder ihn bald antretenden Geistlichen, vom 
vom 2. Januar 1917 S. 436. 

Normen der Konsistorialkongregation über die Predigt, vom 28. Juni 1917 
S. 586 — 593. 


. Resolution der Konsistorialkongregation über die Wahrung des Geheim- 


nisses bei den Bischofspromotionen, vom 25. April 1917 S. 594 f. 
Dekret der Konzilskongregation betr. die Aufschiebung in der Besetzung 
von kirchlichen Aemtern und Benefizien während des Krieges, vom 
14. November 1916 S. 267. 


. Schreiben der Congr. de Religiosis an den Bischof von Linz, betr. die 


Beichten und Beichtväter der Klosterfrauen, vom 3. Juli 1916 S. 85—87. 


. Resolution der Kongregation der Religiosen betr. die päpstliche Klausur 


in Frauenklóstern, vom 7. November 1916 S. 268 


. Resolution der Religiosenkongregation betr. die Erklärung des Dekrets 


»Cum de sacramentalibus^ über die Beichten der Ordensfrauen, vom 
20. April 1917 S. 595 f. 


. Die neuen Missionsfakultäten der Propaganda vom Jahre 1915 S. 423—434. 
. Resolution der Ritenkongregation betr. die Auslassung der Gebete nach 


der hl. Messe, vom 2. Juni 1916 S. 268 f. 
Entscheidung der Eeer betr. die Trinationsmessen an Aller- 
seelen, vom 28. Februar 1917 S. 488 f 


. Entscheidung der HI. Ritenkongregation über den Gebrauch moderner 


SC an Rhythmenzeichen beim Choralgesange, vom 28. Juni 1917 


Statuten der Römischen Akademie des Hi. Thomas von Aquin, erlassen 
von der Congr. de Seminariis et de Studiorum Universitatibus am 
11. Februar 1916 S. 82—84. 

Entscheidung der HI. Poenitentiarie betr. ‘die Applikation des Altar- 
privilegs, vom 6. Juli 1917 S. 597. | 


c) Erlasse und Entscheidungen der bischöflichen Behörden. 


. Erlass des Erzbischöflichen Ordinariats von München und Freising, die 


EES der Geistlichen betreffend, vom 29. September 1916, 


Verfügung des Erzbischóflichen Ordinariats zu Freiburg, das Hauswesen 
der Geistlichen betr., vom 30. August 1916 S. 92 — 95. 

Erlass des Fürstbischofs von Breslau betr. den Gebrauch der geistlichen 
Kleidung, vom 19. Febiuar 1917 S. 270 f. 

Verordnung des Bischóflichen Generalvikariats zu Trier betr. das Halten 
von Pensionáren im Pfarrhause, vom 19. März 1917 S. 439 f. 

Erlass des Bischóflichen Ordinariats zu Limburg a. d. Lahn, Zusammen- 
setzung der Landkapitel betr., vom 19. Februar 1917 S. 439. 

Erlass des Bischofs von Münster, die Religionslehrer und geistliche Lehrer 
an hóheren und mittleren Schulen sowie an Seminarien betreffend, vom 
10. Oktober 1916 S. 95 f. 


. Erlass des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, die Besetzung der 


Stellen von Kirchenbeamten und Kirchendienern mit Kriegsinvaliden und 
Kriegsteilnehmern betreffend, vom 30. Juli 1916 S. 96. 

Satzung des Pensionsfonds der Priester der Erzdiózese Freiburg badischen 
Anteils, vom 14. August 1916 S. 97—102. 


. Erlass des Bischofs von Rottenburg, die Pensionsverhältnisse der kath. 


Geistlichen betr., vom 17. Oktober 1916 S. 102—104. 
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. Frlass des Erzbischofs von Kóln, betr. die kirchliche Genehmigung zur 


Frrichtung klósterlicher Niederlassungen, vom 30. April 1917 S. 598. 


. Erlass des Bischóflichen Ordinariats zu Limburg a. d. Lahn, betr. die 


Beichten der Klosterfrauen und Schwestern, vom 18. Dezbr. 1916 S. 270. 


. Mitteilung des Erzbischöflichen Generalvikars zu Cóln, betr. päpstliche Dis- 


pensation für binierende Priester vom ieiunium eucharisticum, vom 
4. März 1917 S. 440 f 


. Instruktion des Fürstbischöflichen General-Vikariat-Amtes zu Breslau, die 


Applikationspflicht der Pfarrer betr. S. 599 - 604 


. Erlass des Bischofs von Linz, betr. das Verbot von Kirchenkonzerten 


598 f 


. Erlass des Fürstbischofs von Breslau, betr. die Anmeldung von Veran- 


staltung der Exerzitien, vom 2. Januar 1917 S. 271 f 


. Erlass des Bischöflichen Generalvikars zu Trier, betr. die Errichtung von 


Pfarrkartotheken S. 272 f. 


- Erlass des Fürstbischofs von Breslau, betr. die Feststellung des Todes 


eines verschollenen Ehegatten behufs Wiederverheiratung des Ueber- 
lebenden, vom 26. April 1917 S. 441— 443 


. Erlass des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer, betr. die Einführung der 
f 


Vatikanischen Choralausgabe, vom 11. Dezember 1916 S. 273 f. 


. Erlass des Bischóflichen Ordinariats zu Speyer, betr. die geltenden Apo- 


stolischen Dispensen und Fakultäten in der Diözese Speyer, vom 
15. Januar 1917 S. 274—277. 


. Erlass des Bischofs von Linz, betr. die Einführung einer bischöflichen 


Laienauszeichnung S. 278—287. 
Beschluss der Fuldaer Bischofskonferenz vom August 1916, die Novelle 
zum deutschen Vereinsgesetz betr. S. 104—107. 


Ill. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 
a) Staatliche Gesetze und Verordnungen. 


. Schreiben des preussischen Kriegsministers über die oe ee der 


Dissidenten zu Offizieren, vom 29. November 1915 S. 1 


. Erlass des preussischen Kultusministers, die Erhóhung der Zahl der 


wöchentlichen Religionsstunden in den Mittelschulen betr., vom 19. Januar 
1917 S. 288. 


. Erlass des Kóniglichen Provinzial-Schulkollegiums QUEM RM die 


ehemaligen Feiertage betr., vom 17. Februar 1917 S. 


. Gesetz betr. den Vorsitz im katholischen Kirchenvorstand in Frankfurt a. M., 


vom 8. Januar 1917 S. 289 f. 


. Erlass des k. k. österreichischen Ministeriums des Innern, betr. die Dis- 


pens vom Aufgebot für Kriegstrauungen, vom 10. Januar 1917, S. 290—293. 


. Erlass des österreichischen Justizministers, betr. die Ehelicherklárung un- 


ehelicher Kinder gefallener oder verstorbener Krieger, vom 24. Mai 1917 
602—604 


7. Deutsches Reichs esetz, betr. die Aufhebung des Gesetzes über den Orden 


der Gesellschaft Jesu vom 4. Juli 1872, vom 19. April 1917 S. 444. 


. Entscheidung des preussischen Kultusministers, betr. die kommissarische 


Vermögensverwaltung we Beschlussunfähigkeit des Kirchenvorstandes 
infolge des Krieges, vom 29. März 1917 S. 444 f. 


b) Gerichtliche Entscheidungen. 


. Urteil des deutschen Reichsgerichts, betr. die Erfordernisse der (lebens- 


länglichen) Anstellung eines katholischen Kirchenrendanten in Preussen 
vom 5. November 1915 S. 447—490 


. Entscheidung des preussischen Oberverwaltungsgerichts, betr. den Wohn- 


sitz in Bezug auf die Kirchensteuerpflicht, vom 15. Februar 1916 S. 109—112. 


. Entscheidung des preussischen Oberverwaltungsgerichts, betr. die Gültlg- 


keit von kirchlichen Umlagebeschlüssen ohne Genehmigung des Etats 
seitens des Patrons, vom 31. Oktober 1916 S. 293—297. 


. Entscheidung des Landgerichtsprásidenten zu Hagen i. W., betr. die 
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E Me aus Anlass kirchlicher Dismembrationen, vom 13. Februar 1911 


. Beschluss des Amtsgerichts zu Hórde und Verfügung des Landgerichts- 


präsidenten zu Dortmund, betr. die Staatsstempelsteuer für Auflassun 
von Grundstücken an neu errichtete Pfarrgemeinden, vom 22. Februar 191 
und 3. April 1917 S. 607—609. 


. Entscheidung des preussischen Oberverwaltungsgerichts, betr. die Bau- 


pflicht bei Küster- und Schulhäusern in kirchlichen Tochtergemeinden, 
vom 21. November 1916 S. 610—615. 


. Entscheidung des preussischen Kammergerichts, betr. die religióse Er- 


Zen NE T Kinder in der Provinz Hannover, vom 23. Juni 1916 
. 113—116. 


. Entscheidung des Amtsgerichts Berlin-Mitte, Abteilung 109, betr. die Ein- 


schulung der Kinder aus gemischten Ehen, vom 21. Juni 1916 S. 298—300. 


. Beschluss des Kammergerichts zu Berlin, betr. die Einschulung der Kinder 


10. 


aus gemischten Ehen, vom 12. Januar 1917 S. 604—607. 

Entscheidung des- deutschen Reichsversicherungsamtes, betr. die Frei- 

stellung der Dienstboten an bischöflichen Anstalten von der Kranken- 

versicherungspflicht, vom 16. September 1916 S. 615—622. 

Neueste kirchenrechtliche Erkenntnisse des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 

m rd cran von Dr. iur. Julius von Bombiero in Mödling bei 
ien S. —119. 


IV. Kleine Beiträge und Nachrichten. 


. Die nächsten Aufgaben der Amtsstelle des Wiener Ordinariats für 


Kirchenmusik. (Denkschrift des Referenten der Amtsstelle Matthias Heu- 
mann in Wien.) S. 453— 


. Hilling, N., Der gegenwärtige Rechtszustand der katholischen Kirche in 
] 


Russland S. 120— 


. Hilling, N., Das Dekret der Konsistorialkongregation „Ratio« vom 25. Juli 


1916 über die Besetzung der Bischofsstühle in Nordamerika S. 301—312. 


. Hilling, ele der Dechanten der Diózese Münster vom 23. Oktober 


1916 S. 3 


. Hilling, N., Zur Aufhebung des Jesuitengesetzes für das Deutsche Reich 


S. 451 


. Hilling, N., Leo Ober + S. 623—627. 
. Krieg und Seelsorge in Bayern wührend des Jahres 1916. (Bericht des 


Domkapitulars Dr. M. Buchberger in München) S. 627—653. 


. Lindt, Adolf, Verhandlungen des liechtensteinschen Landtages über das 


Kongruagesetz im Winter 1916/17 S. 313—315. 
Kirchenrechtliche Chronik. 


. Vom 1. Juli bis sum 31. Dezember 1916. Bemühungen des Hl. Vaters 


um die Wiederherstellung des Friedens, Gemeinschaftliche Kommunion 
der Kinder in dieser Meinung, Mitteilung der deutschen Note bezüglich 
des Friedensangebotes an den Papst, Protest Benedikts XV. gegen die 
Verdächtigung seiner Friedensbestrebungen, Anerkennung der päpst- 
lichen Kriegsfürsorge durch den Fürsten von Bülow, Seelsorgliche Auf- 
sicht über die im italienischen Heeresdienst stehenden Kleriker und 
Priester, Neue Literatur zur Römischen Frage, Wegnahme des österreichi- 
schen Botschafterpalastes in Rom, Protest des Papstes gegen! die Bom- 
bardemente unschuldiger offener Städte, ODER in der Titulatur der 
EE Gesandten, Neues Vorschlagsverfahren für die Besetzung der 

ischofsstühle in Nordamerika, Sprachenstreit der Katholiken in Kanada, 
Errichtung einer neuen Kirchenprovinz in England, Neue Statuten für die 
Römische Akademie des Hi. Thomas von Aquin und das Päpstliche Bibel- 
institut, Wiederherstellung des Festes von der Uebertragung des Hl. Hauses 


. von Loreto, Siebente Säkularfeier des Portiunkula-Ablasses, Kardinals- 


kreation und Allokution über den Codex iuris canonici im Geheimen 
Konsistorium, Generalkapitel und Siebenhundertjähriges Jubiläum des 
Dominikanerordens, Kriegsfürsorge und Kriegshilfe der Bischófe von Linz 
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und Lavant, Beendigung der Tessiner Bistumsangelegenheit, Errichtung eines 

Consilium vigilantiae in Olmütz, Sanationsvollmachten der nordameri- 

CL en oo beziiglich ungiiltiger Mischehen, Personalnachrichten 
. 129—145. 


. Vom I. Januar bis zum 30. Juni 1916. Promulgation des Codex iuris 


canonici, Pápstliche Ansprache hierüber und symbolische Darstellung auf 


. der Jahresgedáchtnismünze Benedikts XV., Weitere Bemühungen des Hl. 


e 


. 12. 


28. 


Vaters um die Wiederherstellung des Friedens und die Linderung der 
Kriegsnöten, Intervention zugunsten der deportierten belgischen Arbeiter, 
Verurteilung des diensttuenden päpstlichen Geheimkämmerers Msgr. Gerlach 
zu lebenslänglicher Zwangsarbeit, Bericht der Kirchlichen Kriegshilfsstelle 
in Paderborn, Internierung des Fürstbischofs von Trient, Erledigung der 
Tessiner Bistumsangelegenheit, Verleihung des Titels »Bischöfliche philo- 
sophisch-theologische Akademie« in Paderborn, Paritätsfragen in Preussen, 
Aufhebung des deutschen Jesuitengesetzes, Uebergehung katholisch- 
theologischer Fakultäten bei der Rektorwahl, Deutsche Einheitsschule, 
Personalnachrichten S. 458—471. 


V. Literatur. 
a) Rezensionen und Referate. 


. Alivisatos, Hamilcar S., Die kirchliche Gesetzgebung des Kaisers 


Justinian I. [Neue Studien zur Geschichte der Theologie und der Kirche 
herausgeg. von N. Bonwetsch und R. Seeberg, 177.] Berlin, Trowitzsch & 
Sohn, 1913 (E. Göller) S. 160—162. 


. Bastgen, Hubert, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik in Deutschland. 


[Veröffentlichungen der Görres-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft, herausgeg. von K. Beyerle, E. Göller und G. J. Ebers, 30]. 
Paderborn, Schóningh, 1917. (N. Hilling). S. 488—490. 


. Besig, Die religióse Erziehung der Kinder insbesondere in Mischehen im 


Gebiete des Allgemeinen Landrechts nach der Rechtsprechung des Kammer- 
cua Berlin, Verlag des Ev. Bundes, 1917. (N. Hilling) S. 485 f. 
irckman, Bertha, Die vermeintliche und die wirkliche Reformschrift des 
Dominikanergenerals Humbert de Romanis. [Abhandlungen zur Mittleren 
und Neueren Geschichte, herausgeg. von G. v. Below, H. Finke und Fr. 
Meinecke, 62]. Berlin u. Leipzig, Rothschild, 1916 (J. Greven) S. 332 f. 


. Bonin, B. v., Die Bestimmungen über das Bekenntnis der Kinder. Berlin, 


Verlag des Ev. Bundes, 1916. (N. Hilling) S. 485. 


. Deutscher Rechtsfriede. Beiträge zur Neubelebung des Güterverfahrens, 


herausgeg. von R. Deinhardt. Leipzig, Deichert'sche Verlagsbuchhand- 
lung, 1916. (P. Klein) S. 167 —169. 


. Ebers, Godehard Josef, Det Papst und die Römische Kurie. I. Wahl, 


Ordination und Krónung des Papstes. [Quellensammlung zur kirchlichen 
Rechtsgeschichte und zum Kirchenrecht, herausgeg. von Eduard Eich- 
mann, 3]. Paderborn, Schóningh, 1916. (N. Hilling) S. 146—148. 


. Gillmann, Franz, Die Notwendigkeit der Intention auf seiten des Spenders 


und des Empfängers der Sakramente nach der Anschauung der Früh- 
scholastik. (Jos. Laurentius S. J.) S. 171. 


. Gyr, Hans, Die Pfarreiteilung nach kirchlichem und staatlichem Rechte. 


Einsiedeln, Benziger & Co, 1916. (N. Hilling) S. 664— 666. 


. Hartmann, Oskar, Das Recht des bayerischen Staats und des Deutschen 


Reichs in Beziehung auf die Religionsgemeinschaften unter Vergleichung 
je ihres Kirchenrechts und des natürlichen Rechts. Innsbruck, 1910— 1916. 
(Geiger) S. 669 f. 


. Hilling, Nikolaus, Die deutschen Reichsgesetze über religióse Toleranz 


und konfessionelle Parität. [Quellensammlung für das geltende Kirchen- 
recht 11]. Bonn, Hanstein, 1917. (Selbstanzeige) S. 654 f. 

Hilling, Nikolaus, Die grundlegenden Gesetze des Preussischen Staats- 
SU abr [Quellensammlung 12]. Bonn, Hanstein, 1917. (Selbstanzeige) 


Hilling, Nikolaus, Die Vereinbarungen zwischen dem Hl. Stuhle und den Re- 


14. 


16. 
17. 


27. 


29. 
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gierungen über die Neueinrichtung der Diözesanverfassung im Deutschen 
Reiche (mit Ausnahme Bayerns). [Quellensammlung 13]. Bonn, Hanstein, 
1917. (Selbstanzeige) S. 654—650. 
Hindringer, Rudolf, Das kirchliche Schulrecht in Altbayern von Albrecht V. 
bis zum Erlasse der bayerischen Verfassungsurkunde 1550—1818. [Ver- 
öffentlichungen der Görres-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft, herausgegeb. von K. Beyerle, E. Göller und G. J. Ebers, 27]. 
Paderborn, Schóningh, 1916. (A. Scharnagl) S. 341—344. 


. Honigsheim, Paul, Die Staats- und Sozial-Lehren der franzósischen Jan- 


senisten im 17. Jahrhundert. Heidelberger phil. Diss. Heidelberg, Pfeifer, 
1914. (F. Keller) S. 165—167. 

Hörmann, Walther von zu Hörbach, Zur Würdigung des vatikanischen 
Kirchenrechts, Innsbruck, Grabner, 1917. (N. Hilling) S. 481 f. 

Jemolo, Arturo Carlo, L'Amministrazione Ecclesiastica. [Estratto dal primo 
trattato completo di Diritto Amministrativo Italiano a cura di V. E. Or- 
lando, Vol. X parte II]. Milano, Società Editrice Libraria, 1916. (N. Hil- 
ling) S. 483 f. 


. Kaas, Ludwig, Die geistliche Gerichtsbarkeit der katholischen Kirche in 


Preussen in Vergangenheit und Gegenwart mit besonderer Berücksichtigung 
des Westens der Monarchie. Von der juristischen Fakultät der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universitát zu Bonn gekrönte  Preisschrift. 2 Bde. 
[Kirchenrechtliche EE herausgeg. von U. Stutz, 84—87]. Stutt- 
art, Enke, 1915 und 1916. (N. Aiilling) S. 817 —328. 
Kirchliches Handbuch für das katholische Deutschland. Nebst Mitteilungen 
der amtlichen Zentralstelle für kirchliche Statistik. Herausgeg. von 77. A. 
ar T J. VI. Bd.: 1916—1917. Freiburg i. B., Herder. 1917. (J. Stoffels) 


: Klein, Felix Joseph. Friedensjustiz und Presse. Bonn, Rost & Co., 1916. 


(N. Hilling) S. 169 f. 


. Leder, Aug. Paul, Acht Vorträge über das älteste Synodalrecht der päpst- 


lichen Gerichtshoheit. Eine historisch-dogmatische Studie, zugleich ein 
Beitrag zur Gesellschaftslehre. Wien und Leipzig, Braumüller, 1915. 
(F. X. Seppelt) S. 157—160. 


. Linneborn, Johannes, Die kirchliche Baulast im ehemaligen Fürstbistum 


Paderborn. Paderborn, Schóningh, 1917. (N. Hilling) S. 486—488 


. Lobmiller, Hans, Staat und katholisches Ordenswesen in Württemberg. 


S NK REH Konkordate. Rottenburg a. N., Bader, 1914. (N. Hilling) 


i Löhr, Joseph, ten zum Missionsrecht. Missionsobere, Missionare und 


Missionsfakultäten. [Veröffentlichungen der Görres-Gesellschaft, Sektion 
für Rechts- und Sozialwissenschaft, herausgeg. von K. Beyerle, E Göller 
und G. J. Ebers, 29]. Paderborn, Schóningh, 1916. (Th. Grentrup) S. 336—341. 


. Löhr, Joseph, Das Preussische Allgemeine Landrecht und die katholischen 


Kirchengesellschaften. [Veröffentlichungen der Görres-Gesellschaft, Sektion 
für Rechts- und Sozialwissenschaft, herausgeg. von K. Beyerle, E. Góller 
Lu ee d 31]. Paderborn, Schóningh, 1917. (St. v. Stzaniecki) 


À Missionswissenschaftlicher Kursus in Koln fiir den deutschen Klerus vom 


9. bis 7. September 1916. Vortráge und Referate nebst Bericht hetausge- 
von J. Schmidlin. Münster i. W., Aschendorff, 1916. (P. Louis) S. 490—492. 
Müller, Josef, Die völkerrechtliche Stellung des Papstes und die Friedens- 
konferenzen. Dokumentierte Darlegung. Einsiedeln, Benziger & Co., 1916, 
(N. Hilling) S. 335 f. 


. Neumeyer, Karl, Die gemeinrechtliche Entwickelung des internationalen 


Privat- und Strafrechts bis Bartolus. Zweites Stück: Die gemeinrechtliche 
Entwickelung bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts. Berlin und Leipzig, 
J. Schweitzer, 1916. (P. Klein) S. 344—346. i 
Nies, Anton, Die Kirchenbaulast im früheren Kurfürstentum Köln unter 
besonderer Berücksichtigung des Herzogtums Westfalen. Gemäß den 
kölnischen Synodalstatuten von 1662 und der lex Clementina von 1715. 
Paderborn, Schóningh, 1916. (H. Müssener) S. 163—165. 
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30. 


3l. 


32. 


37. 


.44. 


. Wolf, Gustav, Quellenkunde der deutschen 


Oliger, Livarius, O. F. M., De pueris oblatis in ordine Minorum (cum 
textu hucusque inedito fratris Johannis Pecham). Extractum ex Periodico 
Archivum Franciscanum Historicum vol. VIII (1915) fasc. I—IV. Ad Claras 
un prope Florentiam, Typ. Collegii S. Bonaventurae, 1915. (Jos. Höller) 


Pissard, H., La guerre sainte en pays chrétien. Essai sur l'origine et le 
dE onen des théories canoniques. Paris, Picard, 1912. (A. Sharnagl) 
S Se 


Preussisches Pfarrardiv. Unter Mitwirkung von v. Strauss und Torney 


u. v. Doemming herausgeg. von Kurt von Rohrsdwidt, VIII. Jahrg. 
Berlin, Vahlen, 1916. (N. Hilling) S. 479 f. 


. Repertorium Germanicum. |. Verzeichnis der in den Registern und 


Kameralakten Clemens’ VII. von Avignon vorkommenden Personen, 
Kirchen und Orte des Deutschen Reiches, seiner Diózesen und Territorien, 
1378 — 1394. Bearbeitet von Emil Göller. [Repertorium Germanicum. Ver- 
zeichnis der in den päpstlichen Registern und Kameralakten vorkommen- 
den Personen, Kirchen und Orte des Deutschen Reiches, seiner Diözesen 
und Territorien vom Beginn des Schismas bis zur Reformation. Herausg. 
vom Königl. Preussischen Historischen Institut in Rom, I] Berlin, Weid- 
mann'sche Buchhandlung, 1916. (N. Hilling) S. 148—153. 

Riedner, Otto, Die geistlichen Gerichtshöfe zu Speier im Mittelalter. 
Il. Bd.: Texte, [Veróffentlichungen der Görresgesellschaft, Sektion für 
Rechts- und Sozialwissenschaft, 26]. Paderborn, Schöningh, 1915 (N. Hil- 
ling) S. 662—664. 

Rundschreiben unseres Heiligsten Vaters Pius X. Autorisierte Ausgabe. 
Lateinischer und deutscher Text. Zweite (Schluss-) Sammlung. Freiburg 
i. B., Herder, 1916. (N. Hilling) S. 153—155. 


. Schermann, Theodor, Die allgemeine Kirchenordnung, frühchristliche Li- 


turgien und kirchliche Ueberlieferung. Il. Teil: Frühchristliche Liturgien. 
III. Teil: Die kirchliche Ueberlieferung des zweiten Jahrhunderts. [Studien 
zur Geschichte und Kultur des Altertums, herausgeg. von der Görres- 
Gesellschaft, HI. EE Paderborn, Schóningh, 1915 und 1916. 
(N. Hilling) S. 155—197. 

Wahrmund, Ludwig, Der Ordo iudiciarius »Scientiam». Anhang : Der Ordo 
iudiciarius des Dinus Mugellanus. [Quellen zur Geschichte des römisch- 
kanonischen Prozesses im Mittelalter Il, 1], Innsbruck, Wagner, 1913. 
(N, Hilling) S. 657—659. 


. Vahrmund, Ludwig, Die Summa aurea des Wilhelmus de Drokeda. 


ce Il, 2]. Innsbruck, Wagner, 1914. (N. Hilling) S. 657—660. 
ahrmund, Ludwig, Die Summa de ordine iudiciario des Ricardus Angli- 
cus. [Quellen II, 3]. Innsbruck, Wagner, 1915. (N. Hilling) S. 657—660. 


. Wahrmund, Ludwig, Der Ordo iudiciarius des Aegidius de Fuscarariis. 


M a qm Ill, 1]. Innsbruck, Wagner, 1916. (N. Hilling) S. 657—661. 
ahrmund, Ludwig, Die Ars Notariae des Rainerius Perusinus. [Quellen 
Ill, 2]. Innsbruck, Wagner, 1917. (N. eet S. 657—662. 


eformationsgeschichte. 2. Bd., 
S u SE Reformationsgeschichte. Gotha, Perthes, 1916. (E. Göller) 
1 


i Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Reditsgesdiidite, Bd. XXXVI, Kano- 


nistische Abteilung VI. Herausgeg. von U. Stutz und A. Werminghoff. 

Weimar, H. Böhlaus Nachfolger, 1916. (N. Hilling) S. 472—478. 

Entgegnung von Anton Nies und Erwiderung von H. Müssener S. 671 
78. 


b) Literaturverzeichnis S. 171—182; 346—355: 492—499; 678—686. 
c) E Ra bei der Redaktion eingelaufenen Büdwr S. 182 f. 


f., 499, 


d) Verzeichnis der eingesandten hirdilidien Amtsblätter S. 688 f. 
e) Verzeichnis von Druckfehlern S. 689. 
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. Bauermeister, Karl, Dr. phil. in Strassburg im Elsass S. 501. 
. Bombiero, Julius Ritter von Kremenaé, Dr. iur., k. u. k. Auskultant in 


Mödling bei Wien S. 116. 


. Di Pauli, Andreas Freiherr von, Dr. theol. in Innsbruck S. 44, 220, 


371, 536. 


: Geiger Karl August, Dr. theol., Hochschulprofessor in Dillingen a. d. D. 
670. 


: a Franz, Kaplan in Köln S. 260. 
. Göller, Emil, Dr. theol. et phil., Universitätsprofessor in Freiburg i. B. 


S. 162 f. 


. Grentrup, Theodor S. V. D., Dr. theol., Professor der hee am Mis- 


sionshause St. Gabriel in Módling bei Wien S. 341 u. 


. Greven, Josef, Dr. theol., Rektor und Religionslehrer in Brühl bei Köln 


S. 333. 


. Holler, Joseph C. SS. R., Dr. theol., Professor der Theologie an der 


Hauslehranstalt in Mautern S. 331. 


à KaT Franz, o theol. et rer. pol., Privatdozent in Heimbach bei Frei- 
7 


bur 


. Klein, gon Dr. iur., bebes i Trid in Königsberg S. 169 u. 846. 
. Laurentius, Jos. S. J., Professor der 


heologie am Ignatiuskolleg in Valken- 
burg, Limburg, Holland S. 171. 


. Hilling, Nikolaus, Dr. theol., iur. et phil., Universitätsprofessor in Bonn 


S. 67, 128, 148, 153, 155, 157, 170 f., 245, 301, 316, 328, 330, 336, 346, 
397, 453, 479 f., 482, 484, 486, 488, 490, 492, 563, 627, 656, 662, 664, 666. 


. Lindt, Adolf, Rechtsanwalt und Justizrat in Darmstadt S. 315. 
. Louis, Peter, Generalsekretär des Franziskus-Xaverius-Missionsvereins in 


Aachen S 492. 
Müssener, H., Domvikar in Kóln S. 165, 677. 


. Neundorfer, Karl, Dr. iur., Kaplan in Mainz S. t 

. Nies, Anton, Pfarrer und Dechant in Velmede a. d. Ruhr S. 674. 
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